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ZükuDft  des  deutschen  Strafrechts. 

Von  Geheime  liath  Professor  Dr.  Adolf  Wach  in  Leipzig-. 

Rede  gehalten  in  Düsseldorf  auf  der  75.  Jahresversammlung 
der  Rheinisch  Westfälischen  Gefängniss-Gesellschaft.*! 


II 0 c h g c e h r t e Anwesende! 

Wenn  ich  heute,  an  diesem  für  den  Verein  so  glor- 
reichen Tage  zu  Ihnen  sprechen  will  von  der  Zukunft  des 
deutschen  Strafrechts,  so  masse  ich  mir  keine  Prophetie 
an,  noch  gedenke  ich,  phantastische  kriminalistische  Bau- 
pläne vor  Ihnen  aufzuführen.  Ich  möchte  nur  versuchen, 
die  Summe  meiner  wissenschaftlichen  Beobachtung  zu 
ziehen  im  Hinblick  auf  eine  bevorstehende  Legislation. 
Das  neue  Jahrhundert  soll  und  wird  uns  eine  Revision 
des  Strafrechts  bringen.  Hierüber  ist  man  einig,  nicht 
dangen  über  das  Wann,  Wie  und  Wieweit.  Da  bestehen 
"eitgehendste  Meinungsdifferenzen,  und  es  ist  bis  heute 
noch  Niemandem  gelungen,  Ziele  und  Richtungen  der 
besetzesarbeit  genau  zu  bestimmen  und  vorzuzeichnen. 

programmatischen  Schlagworten  ist  hier  nichts  gethan. 
•|o  ist  und  bleibt  leere  Redensart  der  Satz:  „das  Ver- 
rochen,  nicht  der  Verbrecher  sei  zu  strafen“,  oder: 
»Abschreckung  dem  Gelegenheitsverbrecher,  Besserung 

*)  Die  Rede  ist  inangels  c.ines  Manuskriptes,  lediglich  nach  den 
^ ciioufraphi.sc-hen  Aufzeichnungen  zusammeng-estellt  und  uns  vom 
•flassei-  in  liebenswürdiger  Weise  zTiin  Abdrucke  überlassen. 
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dem  besserungfähigen  Gewohnheits-Delinquenten,  Unschäd- 
liehmaehnng  dem  Unverbesserlichen“.  Gewiss,  ;dle  irdische 
Gerechtigkeit  ist  weil  von  dieser  Welt  für  diese  Welt. 
Mittel  zum  Zweck,  nicht  Selbstzweck.  Gewiss,  das  Ver- 
brechen ist  nicht  eine  sich  gleicli  bleibende,  maihematisch 
bestimmbare  Grösse,  sondern  die  Handlung  eines  denkenden, 
wollenden,  fühlenden  Jlenschen,  so  mannigfaltig  wie  seine 
Individualität  und  wie  das  l\filieu,  ans  dem  er  hervorgeht. 
Ganz  gewiss  haben  wir  zu  bessern,  abzuschrecken  und 
unschädlich  zu  machen.  Aber  alles  das  ist  ja  nicht  neu. 
Wir  haben  es  längst  gewusst  und  darnacdi  zu  handeln 
gestrebt ; ob  wir  es  erreicht  haben,  das  freilich  ist  eine 
andere  Frage. 

Keine  wesentliche  praktische  Bedeutung  für  die  • 
Reformfrage  messe  ich  bei  dem  Streit  über  das  Strafrechts- 
Problem  : den  Grund  und  Zweck  der  Strafe.  Das  Welt- 
räthsel  bleibt  unserem  Intellekt  verschlossen.  Der  Kampf 
um  Willensfreiheit  und  Determinismus , um  Geist  und 
Älaterie,  mechanische  und  sittliche,  göttliche  Wcltordmmg, 
die.ser  Streit  wird  dauern  so  lange  die  Welt  steht.  Aber 
die  stille  Energie  des  sittlichen  Bewusstseins,  welches  nicht 
von  ungefähr  gekommen  und  bislang  der  Spiritus  rrctor 
unseres  Handelns  und  unserer  Gesetzgebung  gewesen  ist, 
wird  auch  fei'nerhin  unserm  Recht  und  Gcmoinwe.sen  den 
Stempel  aufdrücken.  Darin  ruht  die  unerschütterliche 
Zuversicht,  dass  keine  noch  so  laute  und  aufdringliche 
extreme,  materialistische,  sozialistische,  anthropologische 
Theorie,  wie  viele  auch  von  ihr  ergriffen  werden,  die 
Grundfesten  unseres  Strafrechts,  die  Idee  der  Gerechtigkeit 
zu  zerstören  vermag  (Bravo),  ein  Glaube,  dessen  Beweis 
in  dieser  Ver.sammlung  anzutreten,  ich  nicht  für  nöthig 
erachte. 

Ich  werde  mich  daher  beschränken  auf  die  praktische 
Erörterung  dessen,  was  wir  erreichen  wollen  und  können. 
Dabei  verhehle  ich  mir  nicht,  dass  es  unmöglich  ist,  in 
die.ser  kurzen  Spanne  Zeit,  dein  Gegenstand  voll  gerecht 
zu  werden.  Ich  werde  niu'  Anregungen  geben  können ; ich 
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werde  de  omnibns  rcbtis  cf  <juibiisdaiii  aliis  reden  müssen  — 
unterwerfe  mich  daher  von  vornhei'ein  Ihrer  Kritik.  Kur 
bitte  ich  um  Nachsicht,  wenn  ich  vieles  sage,  was  Ihnen 
liingst  bekannt  ist.  Denn  was  kann  man  auf  diesem  soviel 

beackerten  Gebiete  sagen,  was  nicht  ein  Anderer  schon 
gesagt. 

Wer  die  Zukunft  deuten  und  bestimmen  will,  muss 
die  Gegenwart  und  Vergangenheit  kennen. 

Vir  düifen  uns  im  Hinblick  auf  das  vei’gangene 
Jidirhundert  in  der  Entwicklung  des  Strafvollzugs  eines 
ausserordentlichen  nicht  nur  technischen,  sondern  tief- 
siltlichen  Fortschritts  rühmen.  An  anderer  Stelle  schon 
habe  ich  aussprechen  dürfen,  dass  ich  gegen  den 
. tmeister  Ranke  der  Ueberzeugung  lebe,  es  gebe  einen 
sittlichen  Fortschritt  der  Menschheit.  Sicherlich  werden 
ast  alle  der  anwesenden  Herren  über  den  Zustand,  in 
dem  sich  das  Gefängniss wesen  am  Ende  des  XVIII.  Jahr- 
imderts  befand,  wohl  unterrichtet  sein.  Wir  schöpfen 
aruber  eingehende  Kenntniss  aus  den  Werken  eines  John 
oward,  Wagnitz  und  besonders  aus  dem  lichtvollen 
giundhchen,  von  rücksichtsloser  Wahrheitsliebe  erfüllten 
dd  e.  „Bruchstücke  über  Verbrechen  und  Strafen“  des 
leussischen  Justizministers  von  Arnim.  Man  weiss,  dass 
■ damals  in  Deutschland  sich  der- 

• iV*’ p*'' befunden  haben,  dass  Arnim  sie 
epinieren  des  Verbrechens  schildern  konnte,  in 
Sträfling  an  Leib  und  Seele  zu  Grunde  gerichtet 
ei  e.  Wenn  einer  jener  verdienstvollen  Philantropen, 

^ enn  ein  Arnim  heute  ein  Zuchthaus  betreten  könnte,  er 
^ Ul  e hl  der  Weite  und  Phille  der  Räume,  in  der  Fürsorge 
uj  esundheit,  Reinlichkeit,  Ordnung,  in  der  Kleidung,  Ver- 
und^'*^’  ^Beschäftigung  der  Gefangenen,  in  Anstaltsschule 
Pfl  r ei'iem  Wort,  in  der  leiblichen  und  seelischen 

Id  zugleich  in  dem  Ernst  des  Strafvollzugs  sein 

völlig  erfüllt  sehen.  Und  dennoch  sind  heute  die 
Unvollkommenheit  des  Freilicits-Sfraf- 
vSems  grösser  als  je,  jedenfalls  allseitiger  und  lauter  als 


in  unserer  Juf^endzeit.  Man  sprielit  von  einem  Fiasko 
dieses  Systems,  die  Strafe  habe  sich  ohuinächtig  erwiesen, 
tlie  Freiheitsstrafe  habe  bankerott  gemacht.  Fiel  doch 
seitens  eines  hervorragenden  Kriminalisten  vor  etwa  Jalires- 
frist  inmitten  dieses  Vereins  das  Wort:  „wenn  ein  .fugend- 
/' Sicher  oder  auch  ein  Erwachsener  ein  Verbrechen  begeht 
f und  wir  lassen  ihn  laufen,  so  ist  die  Wahrscheinlichkeit, 
dass  er  wieder  ein  Verbrechen  begehe,  geringer,  als  wenn 
wir  ihn  bestrafen“.  Das  Paradoxon  kennzeichnet  die 
Richtung  und  die  Stimmung.  Auf  welchem  realen  Grunde 
i ruht  sieV  Auf  der  stetig  wachsenden  Kriminalität,  auf  der 
Thatsache,  dass  die  Zahl  der  Rückfälle  unverhältnissmässig 
gross  ist  verglichen  mit  der  Progression  der  Bevölkerung, 
dass  insbesondere  der  Strafvollzug  sich  Avirkimgslos,  ja 
verderblich  erweist  bei  den  jugendlichen  Delinquenten. 
Angesichts  dessen  drängt  man  mit  Recht  zur  Reform  und 
triU  uns  unabweisbar  die  Frage  entgegen:  was  können. 


was  wollen,  was  werden  wir  erreichen } 

Zunächst  nicht  das  Unerreichbare.  Also  halten  wir 
uns  fern  von  allen  utopischen  Weltverbesserungen,  geben 
Avir  uns  nicht  der  Illusion  hin,  als  könnten  Avir  jemals  die 
Sünde  das  Verbrechen  aus  der  Welt  schaffen.  Wir  sind 
allzuinal  Sünder  und  mangeln  des  Ruhmes,  den  wir  vor 
Gott  haben  sollen.  Wir  betrügen  uns  selbst,  wenn  avu- 
Gehör  geben  einer  Meinung,  als  sei  das  Verbrechen  die 
erbliche  Mitgift  sogenannter  ddiuqtunti  uati  und  als  könnten 
wir  diese  wie  die  schwarzen  Schafe  von  den  Aveissen 
sclieiden  - nach  der  kindlichen  Vorstellung,  welche  die 
Menschen  in  Gute  und  Böse  sondert.  Gewiss:  es  gic>t 
auch  hier  natürliche  Belastung;  aber  wir  wissen,  dass 
Verbrechen  gleich  anderer  Handlung  die  Bcthatigmr 
Persönlichkeit,  ihres  Denkens  und  Wollens  ist. 
wissen  ferner,  dass  es  uns  nicht  beschieden  ist 
uns  selbst,  durch  Menschenwitz  und  Mens< 
einem  vollkommenen  Leben  zu  erlösen. 

Also  täuschen  wir  uns  auch  rl 
durc-h  keine  staatliche  Vorkelip 


ä< 


Strafe,  wie  immer  sie  beschaffen  sei  und  vollzogen  werde, 
durchgreifende  allgemeine  Besserung  der  Verbrecher  er- 
reichen werden:  Besserung  gedacht  als  moralische,  als 
innere  Wandlung  des  Menschen ; sie  unterliegt  keinem 
äusseren  Zw'ange.  Der  Staat  hat  hierzu  nicht  Kraft,  noch 
Beruf  Er  ist  in  diesem  Sinne  kein  Erziehungsinstitut  und 
der  Verbrecher  wahrhaftig  das  schlechteste  Erziehungs- 
objekt, die  Gefängnissanstalt  sicherlich  nicht  das  Milieu, 
in  dem  die  sittliche  Vervollkommnung  des  Menschen  erhofft, 
die  Strafe  nicht  das  Mittel,  durch  das  sie  erzielt  werden 
kann.  Der  Staat  mit  diesem  seinem  äusseren  Wirken 
gelangt  nur  bis  an  die  Grenze  des  Seelenlebens,  nie  über 
die  politische,  praktische  Besserung  hinaus.  Alles  andere 
bleibt  der  Kirche,  der  Gesellschaft,  der  Selbstzucht. 

Aber  wenn  wir  das  auch  zugeben  müssen,  so  haben 
wir  uns  andererseits  frei  zu  halten  von  übertriebenem 
Pessimismus.  Ist  es  denn  w'ahr,  dass  imseie  Strafrechts- 
pflegebankerott gemacht  hat?  Sollte  alle  Vervollkommnung 
des  Strafvollzugs,  alle  vom  wärmsten  Herzschlage  belebte 
Errungenschaft  nichts  sein  als  verlorene  Eiebesmüh’,  das 
Opfer  eines  unfruchtbaren  Humanitätsgedankens?  Niemand 
wird  leugnen,  dass  wdr  in  geordnetem,  gesundem,  befriedetem 
Rechtszustand  leben,  einem  weit  gesicherteren  und  besseren, 
iils  vor  100  Jahren.  Arnims  erwähntes,  viel  zu  wenig 
gelesenes  Werk  mit  seiner  authentischen  Schilderung  der 
Unsicherheit  der  Gefängnisse,  des  das  l.and  beunruhigenden 
Bandenwesens  dient  uns  dafür  als  unwiderleglicher  Beweis. 
Und  auch  der  beängstigende  Eindruck  unserer  Kriminal- 
statistik mildert  sich  bei  näherem  Zusehen.  Die  im 
Vergleich  zur  Hevölkerungzunahme  unverhältnissmässige 
Progression  der  Verbrechen  ist  wesentlich  nicht  Steigerung 
der  Verbrecherzahl,  sondern  der  Rückfälle.  Halten  Avir 
uns  an  die  ziffermässigen  Mittheilungen  des  Kaiserlichen 
statistischen  Amtes  über  die  Verbrechen  und  V’^ergehen 
gegen  die  Reichsgesetze,  so  finden  wir  im  Jahre  1882: 
329908,  1898:  477807  Verurtheilte.  Aber  davon  waren 
erstmalig  bestraft  im  Jahr  1882:  247573,  1898:  285895,  so 
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dass  auf  100000  .Strafuiiiiidigc  iin  Jalire  1882:  781,  da- 
gegen  1892  nur  752  kamen. 

Dagegjen  steigerte  sich  die  Zahl  der  Vorbestraften 
ausserordentlich,  und  zwar  von  82  395  iin  Jahre  1882  auf 
191912  im  Jahre  1898,  das  heisst:  sie  verdoppelte  sich. 
Auf  100000  Strafmündige  kommen  im  Jahr  1882:  258, 

' im  Jahr  1898:  505  vorbestrafte  Verurtheilte.  Das  beweist 
auf  der  einen  Seite  die  generell  prävenirende  Kraft, 
auf  der  anderen  die  Ohnmacht  der  Stiaife. 

I Es  ist  ein  günstiges  Zeichen,  dass  das  übermässige 

Wachsen  des  Verbrecherthums  auf  Konto  des  Rückfalls 
und  nicht  auf  Konto  des  Verbrecherkontingents  kommt, 
dass  also  eine  unverhältnissmässige  Progression  des 
Verbreelierpcrsonals  nicht  stattgefunden  hat.  Und  des 
ferneren  sind  Avesentlich  für  die  richtige  Bewerthung  der 
Zählung  folgende  Momente.  Die  Progression  ist  lediglich 
der  männlichen,  nicht  der  weiblichen  Bevölkerung  zu- 
zuschreiben ; der  männlichen,  für  welche  die  zunehmende 
Dichtigkeit  und  Konzentration  der  Bevölkerung,  der 
Aufschwung  unseres  wirthschaftlichen  und  politischen 
fjebens,  die  gesteigerte  Ruhelosigkeit,  Frülireifc  und 
Emancipation  der  Jugend,  die  Einwirkung  sozialistischer  und 
atheistischer  Lehren  verbunden  ist  mit  einer  Fülle  der 
Versuchungen.  Das  auszumalen  ist  überflüssig,  es  liegt 
vor  aller  Augen.  Aber  nehmen  Sie  hinzu,  dass  sich  die 
Zuchthausbevölkerung  in  Preussen  nach  der  Statistik  des 
^Ministeriums  des  Innern  in  günstiger  Bewegung  zeigt 
(man  hatte  1881/82  auf  10000  Strafmündige  0,oi,  1899  nur 
noch  2, Köpfe  Zugang,  und  1881/82:  21073,  1899:  15  680 
Diu’chschnittsbestand)  und  ferner,  dass  nicht  unwesentlich 
die  Vermehrung  der  Strafgesetze  zur  Steigerung  der  Ver- 
brecherziffer beiträgt  (im  Jahr  1882  hatten  wir  nur  %, 
im  Jahr  1897  : 5^^  % nach  Sonderstrafgesetzen  Verurtheilte) 
so  verlieren  die  erwähnten  Zahlen  viel  von  ihrem  Schrecken. 
Allein  die  Thatsache  bleibt:  die  Zahl  der  V^'orbrechen 
nimmt  in  Deutschland  stetig  zu  und  diese  Zunahme  zeigt 
J .sich  besonders  drückend  in  der  Kriminalität  der  Jugend. 
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Es  ist  ausser  Zweifel,  dass  die  sogenannte  speziell 
pi  ä\  e n i r e n d c Kraft  unseres  Strafvollzuges  versagt. 
Was  ist  da  zu  thim  ? 

Was  können  wii-,  was  wollen  wir  erreiciien?  Von 
dein  Boden  der  Strafgesetzgebung  aus  meiner  Meinung 
nach  niehts  anderes  als  gesteigerte  Loyalität,  äusseres 
gesetzinässigcs  Verhalten,  gleichviel  ob  sie  hervorgeht  aus 
sittlichen,  rechtlichen  Maximen  oder  aus  dem  IMotive  der 
Furcht,  der  Eitelkeit,  aus  wirthschaftlichen  oder  sonstigen 
Gründen. 

Der  Staat  hat  sich  daran  genügen  zu  lassen,  hat  auf 
dein  Boden  des  Strafrechts  anderes  gar  nicht  zu  ei-streben. 
Sein  Heil  bleibt  also  in  erster  Linie  die  üeneralprävention, 
die  Wirkung,  dass  die  Bevölkerung  angesichts  der  Straf- 
drohung absteht  vom  verbrecherischen  Handeln.  Können 
wir  doch  logischer  Weise  überhaupt  nur  Strafe  drohen  im 
Hinblick  auf  das  bevorstehende  Delikt.  Alles  andere; 
bessern,  unschädlich  machen  oder  absehrecken  durch 
^trafe  wirkt  doch  erst  an  dem,  der  schon  verbrochen  hat. 

• ene  generell  prävenirende  Kraft  aber  besitzen  die  Straf- 
gesetze; Niemand  kann  sie  ihnen  bestreiten.  Und  fehlte 

•sie  ihnen,  wäre  alles  Strafrecht  eitel.  Um  dieser  Wirkung 
"1  en  wird  und  muss  es  bleiben  selbst  dann,  w'enn  ihm 
iiuchweisbar  die  speziell  prävenirende  Kraft  völlig  ver- 
die  Rückfallsziffer  noch  viel  erschreckender  würde. 

• II  eieiseits  ist  doch  klar,  dass  für  den  Strafvollzug  vor 
ein  bestimmend  sein  wird  die  Wirkung  auf  den  Sträf- 

ing  selbst.  Daher  ist  jeder,  der  praktisch  oder  legislativ- 
0 lisch  mit  der  Ausgestaltung  und  Verbesserung  des 
la  ensj Steins  zu  thun  bekommt,  fascinirt  von  dem  Gedanken 
(1^  von  der  Frage:  wie  können  w'ir  • 

•Ulf  a ''0'^  neuen  Uebeltliaten  zurückhalten,  ihn 

ich  sr^  bessern?  \Väre 

mein  ganzes  Herz  Avürde  dieser 
iiist-V^  oChören.  Uiusere  Vereine,  mögen  .sie  sein  Straf- 
iiiit  ‘^Her  Fürsorgevereine,  sie  haben  immer 

’H  zu  thun.  Und  sicherlich  wird  mit  dieser  Frage 


10 


sich  der  UesetKgeher  auf  das  Ernsteste  zu  bescliäftigen 
haben.  Nur  int  man,  wenn  man  sie  als  die  Frage  der 
Reform  behandelt.  Neben  ihr  stehen  gleichwerthig  andere 
Fi'agen,  die  nur  spärlich  bearbeitet  und  jedenfalls  noch 
lange  nicht  erschöpft  sind.  Ist  die  Methode  unserer  Straf- 
gesetzgebung die  richtige,  sind  wir  denn  auf  dem  richtigen 
Wege  mit  unserer  Pointirung  und  Abgrenzung  der  That- 
bestände?  Mit  unserer  in’s  masslose  wachsenden  üesetzes- 
maoheV  jMit  unserer  schlechthin  durch  das  Legalitäts- 
prinzip dominirten  Strafverfolgung?  Will  man  hier  genügen, 
so  wird  man  das  ganze  Strafreclit,  das  Strafgesetzbuch  und 
die  Strafprozessordnung  von  Grund  aus  revidiren  und  neu 
redigiren  müssen.  Ich  spreche  es  aus  als  die  Summe  lang- 
jähriger wissenschaftlicher  Arbeit  und  Erfahrung,  mit  dem 
vollen  Bewusstsein,  durch  diese  ketzerische  Ansicht  heftigen 
Widerspruch  zu  erregen,  ich  sage  es : unsere  Strafgesetz- 
gebung ist  der  mangelhafteste,  reformbedürftigste  Theil 
unserer  ganzen  Reclitsordnung. 

. ^ Wenn  ich  nun  unternehme,  mit  einigen  wenigen 
Worten  die  Ziele  zu  kennzeichnen  und  die  ^Mittel  zu 
prüfen,  die  sich  uns  darbieten,  so  schicke  ich  voraus : 
Fragen  wie  die  der  sogenannten  bedingten  Verurtheilung 
oder  Begnadigung,  der  unbestimtnten  Verurtheilung  und 
der  Unschädlichmachung  der  Verbrecher  scheiden  für  mich 
aus.  Die  bedingte  Verurtheilung,  die  so  viel  von  sich 
reden  machte  und  noch  macht,  ist  kein  Panacee,  kein 
Allheilmittel,  sondern  ein  llülfsmittel  von  sehr  beschränktem 
Werth,  berechtigt  für  eine  Legislation,  welche  damit  nicht 
formalistisch,  sihablouenhaft,  .sondern  in  weiser  Berück- 
sichtigung der  Gefahr  des  Jlittels  und  unter  Benutzung 
der  erzieherischen  Kräfte  der  Gesellschaft  arbeitet,  wie 
das  in  Amerika  geschehen  ist. 

Die  unbestimmte  Verurtheilung  wird  als  amerikanische 
Erfindung  in  der  neueren  Zeit  vielfach  besprochen.  Dabei 
ist  völlig  in  Vergessenheit  gcratiien,  wie  es  scheint,  dass 
wir  diese  Einrichtung  seit  lange  in  Deutschland  kennen 
und  vor  lüO  .lahrcn  in  Preussen  besassen.  Im  Allgemeinen 
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Landredit  war  beim  dritten  gemeinen  Diebstahl  von  einer 
korrektioneilen  Naehhaft,  der  Einsperrung  in  einem  Arbeits- 
luiuse  bis  zur  Besserung  und  dem  Nachweis  ehrlichen 
Luterhalts  die  Rede.  Aber  die  Oirkular- Verordnung  vom 
26.  Februar  1799  droht  schlechthin  Einsperrung  in  eine 
Besserung-sanstalt,  bis  die  Vorgesetzten  der  Anstalt  sich 
ii  erzeugt  haben,  dass  der  Verbrecher  dank  der  erlittenen 
btrafe  wirklich  gebessert  worden  und  dass  er  im  .Stande 
sei,  sieh  auf  eine  redliche  Art  zu  ernähren,  — wohl  auch 
mit  dem  weiteren  Zusatze,  .dass  durch  dessen  Freilassung 
der  öffentlichen  Sicherheit  nicht  geschadet  werde“.  Das 
Experiment  ist  völlig  misslungen  und  aufgegeben.  Justiz- 
raiiiister  von  Arnim  übte  an  ihm  eine  vernichtende  Ki'itik. 
nd  wie  man  sich  auch  zu  den  amerikanischen  Versuchen 
t en  \\ill,  jedenfalls  ist  das  Institut  der  unbestimmten 
(Turtheilung  auf  Deutschland  nicht  übertragbar  — wohl 
e.ic  tet.  das  Institut  der  indctenninate  sentaicc  als  regulärer 
ei  rechensfolge  und  mit  Bemessung  der  Strafdauer  durch 
le.  trafvollzugsbehörde,  nicht  die  verwandte  korrektionelle 
‘‘ t in  iluer  Anwemlung  auf  die  gemeinschädlichen 
‘^eimiarotzer  der  menschlichen  Gesellschaft  als  da  sind 
agaiiten,  Gewerbsbettler,  Prostituirte,  Zuhälter  u.  dgl. 

‘i^uch  die  Unschädlichmachung  als  lebenslängliche 
i'k  **  Seite.  Sie  wird  gedacht  nicht  als 

^ cns  ängliche  Freiheitsstrafe,  die  der  .Schwere  des  Ver. 
aecieiis  entspricht,  sondern  als  Sicherheitsmassregel  um 
ivfi  ^ *^^^^^^*^‘Lkeit  und  Unverbesserlichkeit  des  Delinquenten  | 

1 en.  Welche  ungerechte  und  grausame  Jlassregel!  Denn  i 
o auscini  und  ungerecht  ist  sie,  wenn  sie  nach  geringfügigem  j 
^ I ■ aus  hurcht  vor  neuen  Tliaten  verhängt  wird.  Der  ' 
nyer  essei  liehe  Raufbold  oder  Dieb,  der  immer  wieder 
shafenden  Gerechtigkeit  in  die  Arme  läuft,  soll  auf 
Freiheit  beraubt  werden,  weil  er  wieder  begehen 
nützlich,  ihn  als  lebenslänglichen  Staats- 
^^ciisionär  im  Gefängniss  zu  füttern,  weil,  wenn  er  chmusseii 
•'■'e,  dieser  oder  jener  von  ihm  eine  .Sclnnarrc  bekäme 
um  einige  Groschen  bestohlen  würde?  Was  hat  das 
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iiiif  sicli?  (Heiterkeit.)  Und  wo  ist  das  Ki  iterimii  der  Uii- 
verbesserliehkeitV  lii  der  Zahl  der  Rückfälle?  Man  hüte 
sieh,  dass  man  nicht  den  Teufel  durch  Reelzebub  austreibc, 
indem  man  den  Staat  mit  der  anstaltlichen  Versorgung' 
Tausender  von  Unheilbaren  belastet.  Und  möchte  nicht 
schliesslich  doch  die  angenommene  Unverbesserlichkeit  dem 
einleuchtenden  Schein  der  Besserung  weichen? 

Welches  sind  nun  die  aktuellen  Fragen  dei‘  Reform? 

1.  Es  hiesse  Eulen  nach  Athen  tiagen,  wollte  ich  naeh- 
ziiweisen  versuchen,  dass  unsere  kriminelle  Behandlung  der 
.1  Ilgen  dl  ich  en  — ich  verstehe  darunter  die  im  ki'itischen 
Alter  vom  vollendeten  12.  bis  18.  Jahr  stehenden  Personen 
— völlig  verfehlt  ist.  Uas  strafmündige  Alter  muss  in 
seiner  unteren  Grenze  erhöht  werden.  Man  wird  erkennen 
müssen,  dass  dort,  wo  noch  Ei'ziehimg  nothwendig,  Kriminal-  ; 
strafe  nicht  am  Platze  ist,  Hier  soll  Zwangserziehung  uml 
Erziehungsstrafe  eingreifen.  Das  Merkmal  aber  der  Zu- 
rechnungsfähigkeit, des  kriminellen  Alters  werden  wir 
anders  als  bisher  zu  bestimmen  haben.  — Die  Strafmündig- 
keit kann  nicht  vor  dem  vollendeten  14.  Lebensjahr  be- 
ginnen. — Was  in  Hachen  der  Zwangserziehung  durch  das  : 
Strafgesetzbuch,  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  Deutschlands 
und  die  Landesgesetzgebung  geleistet  worden,  ist  dankens- 
werth,  — genügt  jedoch  keinesw  egs.  Wir  bedürfen  dringend 
eines  Rcichsgesetze.s,  welches  für  die  verwilderte,  noch 
nicht  zurechnungsfähige  Jugend  Beides:  Zwangserziehung  , 
und  Erzielumgsstrafe  im  Zusammenhang  mit  dem  vStraf-  ] 
gesetzbuch,  und  der  .Sirafprozessordnung  umfassend  regelt. 

Dabei  ist  die  Zurechnungsfähigkeit  — wie  auch  die  Kölnische  : 
Zeitung  in  ihrer  heutigen  Nummer  ausfühi't  — richtiger  zu 
bestimmen  als  bisher,  .letzt  wird  alles  auf  den  Intellekt:  H 

„die  zur  Erkenntniss  der  Strafbarkeit  erforilerliche  Einsicht“  1' 
abgestellt  und  zudem  das  Kriterium  nicht  selten  durch 
Schlussfolgerung  aus  der  Gegenwart  auf  die  Vergangenheit 
falsch  gehandhabt.  Es  kommt  auf  die  Gesammteiitwickelung  “ 

der  Person,  nicht  nur  tles  V'erstandes,  wohl  gar  eines  '' 
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isolirten  Verstehens,  sondern  des  Willens,  der  Widerstands- 
kraft ftej?en  Trie)3e  und  Reize  an. 

2.  Dass  unsere  Geldstrafe  in  ihrer  Maximal- 
l)e.stimiuung,  in  der  Art  der  .Surrogation  ira  Falle  der 
Ine.xigibilitcät  refornibedüi-ftig  ist,  steht  fest.  Nicht  minder, 

(lass  das  Freiheitsstrafen  System  und  der  Straf  Voll- 
zug wesentlicher  Verbesserungen  fähig  sind.  Die  kurz- 
zeitige Freiheitsstrafe  ist  keineswegs  entbehrlich,  aber 
einziisehränken  und  grösserer  Differenzirung  etwa  analog 
(len  militärischen  Arreststrafen  fähig  und  bedürftig.  .Sie 
muss  anpa.ssungsfähiger,  einerseits  wirksamer,  andererseits 
schonender  gestaltet  werden.  Wirksamer:  darunter  ver- 
stehe  ich  die  Energie,  wie  sie  dem  mittleren  oder  strengen 
militärischen  Arrest  zukommt.  Solcher  scharfen,  möglichst 
scimell  vollziehbaren  Reprimande  bedürfen  wir  gegen  die 
Krutalitäts verbrechen,  u.  a.  die  gefährlichen  Körperver- 
i^stzungen,  die  in  erschreckender  Zahl  zimehmen,  von 
im  .fahr  1882  auf  94  657  im  .Tahr  1899  stiegen, 
^cionender  muss  die  kurzzeitige  Freiheitsstrafe,  ja  die 
Freiheitsstrafe  überhaupt  für  solche  Fälle  werden,  in 
enen  Unbotmässigkeit,  Rechtswidrigkeit,  aber  nichts  von 
gemeiner,  niedriger  Gesinnung  zu  strafen  ist.  Hier  stellt 
SKI  der  in  unserer  Festungshaft  zurückhaltend,  ja  fast 
a oniS(  h anerkannte  Gedanke  der  custodia  hourstn  ein. 
eängniss,  selbst  Haft  dienen  heute  gleiehmässig  zur 
cs  ra  ung  des  gemeinen  Verbrechers,  wie  des  Mannes,  der 
lus  nicht  tadelnswerthem,  ja  vielleicht  edlem  oder  politischem 
w°-H  cler  sich  eines  Formaldelikts  — davon 

^ CI  e ich  noch  sprechen  — oder  einer  .sittlich  und  rechtlich 

un'''f^--^*'- schuldig  gemacht  hat.  Das  ist 
nci  rägiieJij  veifälscht  und  verdirbt  unsere  Strafrechts- 
li  'iiuss  in  höherem  Grade  als  bisher  eine  richter- 

hm  ^ t ciffen  sein  zwischen  einer  custodia 

entwic-.kele  also  , 

^^isere  Festungshaft  angemessen,  wobei  die  andere  viel  i 

^^111^*^  offen  bleibt,  ob  die  beiden  .Strafarten  des  ' 

miises  und  Gefängnisses  verschmolzen  werden  sollen. 


Nur  sollte  man  aller  lebensläiii^lichcn  Freiheitsstrafe  ent- 
sagen, während  die  korrektionelle  Naehhaft  in  eine  Ilaupt- 
strafe  uinzuf^estalten  und  in  ans»iehifrerem  Masse  zu  ver- 
wenden wäre. 

3.  Die  Nothwendipkeit  eines  Reichs-Strafvollzugs- 
gesetzes  ist  ausser  Zweitel  und  durch  die  Grundsätze 
der  Bundesregieningen  von  1897  und  die  Beratliungeu  auf 
Sachverständigen-Kongressen  immer  wieder  bestätigt.  Die 
jetzigen  reichsgesetzlichen  Schablonen  unserer  Strafarten 
und  Strafdrohungen  bedürfen  der  Ausfüllung  durch  das 
gemeine  Recht.  Da  werden  dann  die  zahlreichen  wichtigen 
Fragen  über  die  Art  der  Bescdiäftigung  der  Gefangenen, 
über  die  Einzelhaft,,  über  den  progre.ssiven  Strafvollzug 
und  anderes  mehr  zu  erledigen  sein. 

4.  Allein  die  Revision  und  Reform  hat  nicht  blos  das 
Strafsystem  und  den  Strafvollzug  und  was  damit  zusammen- 
hängt, zu  umfassen  -—  obschon  fast  ausschliesslich  die 
allgemeine  Aufmerksamkeit  bisher  auf  diesen  Punkt  con- 
centrirt  blieb  — sie  hat  sich  vielmehr  auf  das  gesammte 
materielle  und  formelle  Strafrecht  zu  erstrecken.  Drei 
grosse  Fehler  gilt  es,  hier  gut  zu  machen : die  Ueberfidle 
der  Strafgesetze,  die  Ueberfülle  der  Strafverfolgung  und 
die  falsche  Methode  unserer  Strafgesetze. 

Idit  dem  Ersten  wiederhole  i(*h  nur  eine  oft  gehörte 
Klage:  Wer  ist  heute  vor  dem  Staatsanwalt  sicher? 
(Heiterkeit.)  Ich  selbst  bekenne  mich  zu  wiederholter  \"or- 
bestrafung:  wegen  unterlassenen  Impfens  und  wegen  unter- 
lassenen Raupens.  (Heiterkeit.) 

Xun,  meine  Herren ! Diese  Sache  hat  ihre  sehr  ernste 
Seite.  Unser  positives  Strafrecht  ist  eine  stets  anschAvellende, 
jetzt  schon  schwer  übersehbare  Jlasse  von  Reichs-  und 
Landesstrafgesetzen.  Jedes  neue  Strafgesetz  trägt  die 
Frucht  neuer  Yerbrechen,  neuer  Strafen,  und  ich  betonte 
schon,  dass  mit  der  Vermehrung  der  Strafgesetze  die 
Steigerung  der  Bestrafungen  Hand  in  Hand  geht.  Wir 
gewöhnen  uns  viel  zu  sehr  daran,  nach  Staatshülfe  und 
Strafgewcalt  zu  rufen  und  alles  von  ihr  zu  erwarten.  Und 
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besonders  übel  ist’s,  wenn  imm  das  Gute  von  der  .Strafe 
erwartet.  Das  ist  ein  Zeielien  sittlicher  Schwäche.  .Tedcs 
neue  .Strafgesetz  ist  ein  Beweis,  dass  inan  der  sittlichen 
Ki’aft  des  Volkes  nicht  traut.  Und  doch  sind  gute  Sitten 
besser  als  gute  Gesetze.  Ein  gesundes  Gemeinwesen  muss 
cm  starkes  Quantum  individueller  Unsittlichkeit  ertragen 
können,  da  es  den  Rückstoss  von  der  allgemeinen  moralischen 
Energie,  erwarten  darf.  Wehe  dem  Volk,  Avelches  die 
Hebung  der  Sittlichkeit  von  der  Bestrafung  hofft. 

V ir  treiben  mit  der  .Strafe  eine  fast  frevelhafte  Ver- 
schwendung. lob  habe  dabei  zugleich  im  Auge  das 
6 b e 1 in  a s s der  .Strafverfolgungen. 

Unser  verehrter  Herr  Präsident  des  Oberlandesgerichts 
wird  mir  bestätigen,  dass  der  Grundsatz  der  Staatsanwalt- 
schaft das  Prinzip  der  Legalität  i.st,  der  Grundsatz,  dass 
jede  strafbare  Handlung  durch  den  Staatsamvalt  verfolgt 
werden  muss.  Viele  Voi’Avürfe,  die  man  gegen  die 
Staatsanwaltschaft  erhebt,  beruhen  auf  der  Verkennung 
leses  gesetzlichen  Zwanges.  Herr  Professor  Senf f er t in 
oim,  Professor  von  Liszt  und  andere  haben  bereits  auf 
oiesen  Uebelstand  hingewiesen.  Wir  schiessen  oft  mit 
anonon  auf  Fliegen.  Das  Min  nun  non  curnf  praetor  findet 
ein  Gehör,  obschon  der  Vernunftgrund  des  .Strafgesetzes 
^oci  nur  die  Erhaltung  der  Lebensinteressen  des  Staates 
7 verständige  Abwägung  von  IMittel 

ab  legislativ-politische  Aufgabe  ist.  Wir 

fif  Lumpereien  willen  mit  dem  mächtigen 

' appaiat  und  liringen  hinter  Schloss  und  Riegel  und 
^lac  len  dadurch  erst  den  Menschen  zum  Verbrecher.  Wir 
^P  ein  dabei  dem  Moloch  einer  formalen  Gerechtigkeit, 

■e  wii  selbst  durch  formales  Gesetz  uns  znm  Götzen 
J^eschaffen  haben. 

Wi  Hihrt  auf  unsere  J1  e t h o d e der  .Strafgesetzgebung, 
zös'  legislativen  Technik  der  fran- 

'Osisc  en  Legislation  gefolgt  und  der  traditionell  entwickelte 
• eussische  Typus  ist  für  die  deutsche  Gesetzgebung  mass- 
end  geworden.  Denn  unser  .Strafgesetzbuch  und  alte 
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späteren  Strafgesetze  liahen  zimi  Prototyp  den  Codr  peual 
und  das  auf,  ilun  ruhende  preussisehe  Stinfgcsctzbucli. 
Das  Bemühen  der  möglichst  exakten  Feststellung  dessen, 
was  wir  nennen  „Thatbestand“,  also  der  ^lerkmale  der 
strafbaren  Handlung,  der  Ausschluss  der  sogenannten 
analogen  Anwendung  der  Strafdrohung  und  jedes  lihtruw 
arhitrinm  judicis  in  Beziehung  auf  den  Straffall  einerseits, 
die  völlige  Unbestimmtheit  dei'  Strafzumessungsgründe, 
die  Uisharmonic  in  den  Strafdrohungen 'in  Verbindung  mit 
der  oben  berührteiv  Unvollkommenheit  des  Strafensystems: 
das  sind  so  in  die  Augen  fallende  Charakteristiken  unserer 
(iesetzesart.  Ungesundester  Formalismus  in  der  Frage 
der  Strafbarkeit  und  weitgehendstes  richterliches  Ermessen 
in  der  Frage  der  Strafhöhe  stehen  sich  widerspruchsvoll 
gegenüber.  Iilrst  in  neuerer  Zeit  hat  man  der  Straf- 
zumessung einen  Platz  in  der  Besprechung  eingeräumt. 
In  unseren  Lehrbüchern  wird  der  Gegenstand  nahezu 
übergangen.  Das  ist  zu  kasuistisch  und  entzieht  sich  der 
wissenschaftlichen  Erörterung.  Dem  ganz  entsprechend 
bleibt  der  junge  Kriminalist  im  Dunkeln  über  die  Straf- 
werthe ; so  noch  im  Vorbereitungsdienst.  Daher  ist  es 
noch  •immer  so,  wie  es  schon  der  Justizminister  v.  Arnim 
beklagte,  dass  Kichter  Strafurtheile  sprechen,  ohne  zu 
wissen,  was  sie  thun. 

Um  so  grösser  ist  die  Verstandesarbeit,  welche  der 
Geschichte  und  Interpretation  des  Gesetzes,  der  Erkenntniss 
und  Feststellung  der  Thatbestände,  der  Ergründung  der 
.Strafi-echtsprinzipien,  der  Begriffsbildung  und  Kategorisirung 
zugewendet  wird.  Eine  Fülle  der  Gelehrsamkeit,  des 
exegetischen  Scharfsinns,  des  systematisirenden  Denkens  — 
der  Ituhm  unserer  Strafrechtswissenschaft  — erscheint  hiei' 
zum  grossen  Theil  verschwendet.  Ja  ich  muss  es  aus- 
sprcchen  auf  die  Gefahr  hin,  dafür  hart  angelassen  zu 
werden:  „verschwendet“  an  ein  Objekt  problematischen 
^Verthes.  Diese  ungesunde  Gesetzgebung  hat  unserer 
wissenschaftlichen  Arbeit  selbst  mehr  oder  weniger  den 
Stempel  des  Formalismus  und  Scholastizismus  aufgedrückt. 
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Qebel  angebrachte  Verschwencluiig  ist  dieser  Aufwand 
von  Geistesarbeit,  denn  der  Kern  der  Sache,  das,  worauf 
es  allein  ankonnnt,  die  richtige  Erkenntniss  des  Straf- 
mirdigen  und  die  gerechte  Abwägung  von  Schuld  und 
Strafe  muss  dabei  nur  zu  oft  ausser  Betracht  bleiben. 
Das  Kapitel  ist  unerschöpflich  und  die  Zeit  begrenzt.  Ich 
muss  mich  mit  Andeutungen  begnügen. 

Wir  alle  und  insbesondere  die  Herren  Kriminalisten 
unter  uns  wissen,  wie  es  so  gar  nichts  in  der  Sache  aus- 
trägt, ob  wir  die  Handlung  als  Unterschhigung  oder  Betrug 
I oder  Diebstahl  qualifiziren  — der  Mann  hat  so  und  so 
\iel  verdient  und  das  soll  er  bekommen  — aber  welcher 
■Scharfsinn  muss  an  jene  Unterscheidung  gewendet  werden 
und  welche  tiefgreifenden  praktischen  Folgen  knüpfen  sich 
an  sie!  Wie  äusserlieh  schablonenhaft  ist  gleich  die  in 
§ 1 des  St.-G.-B.  enthaltene,  ihm  zu  Grunde  gelegte  Ein- 
tneilung  in  Verbrechen,  Vergehen  und  IJebertretungen ; 
und  doch:  welche  eminenten  Konsequenzen  sind  mit  ihr 
'erbunden.  5Iit  Rücksicht  auf  die  anwesenden  Damen  kann 
mh  nicht  näher  darauf  eingehen  (Heiterkeit!),  die  Juristen 
wissen,  was  ich  meine.  — Nehmen  Sie  die  Lehre  von  der 
onkuiienz  der  Verbrechen  mit  ihren  unübersehbaren 
'5C  wieiigkeiten  und  Kontroversen!  Pro  nihilo  oder  nur 
zum  Nachtheil  der  Gerechtigkeit!  — Welche  Fülle  von 
eikehrtheit  steckt  in  der  Behandlung  des  Versuchs,  ich 
meine  der  kasuistischen  Unterscheidung  des  strafbaren  und 
stratlosen  Versuchs!  Welche  Unbegreiflichkeiten  muthet 
Behandlung  des  Rückfalls  zu.  Und  wenn  man  an 
|e  oimulirung  der  einzelnen  Thatbestände  herantritt,  so 
uimmt  man  alsbald  wahr,  wie  ihre  krystallscharfe,  harte 
' dieses  Produkt  der  Besorgniss  vor  Rechts- 

unsicherheit und  richterlicher  Willkür  — uns  verstrickt 

rieh  ■ Unzahl  von  Streitfragen,  sondern  folge- 

der  Gerechtigkeit  abträgige  Absurditäten,  .federn 
Verf"'^^*'  ^^-^Ben  die  Beispiele  in  reichster  Auswahl  zur 
de  ^B1  ganz  vulgäre  Dinge  aus  dem  Gebiet 

^ eiinögensdelikte  herausgreifen:  Sachbeschädigung, 

BUttcr  für  GefingnisskunJe.  XX.WI.  O 
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Diebstahl,  Unterachhiguiig,  Raub  sind  vor  dem  Sti  afgesetz- 
s biieh  zu  formalistischen  Thatbeständeii  herabgewürdigt,  bei 

denen  es  gleichgültig  ist,  ob  das  Objekt  Vermogenswerth 
■;  hat  oder  nicht;  es  kann  eine  Lappalie  sein.  Der  formale 

. Eigenthumsbegriff  feiert  seine  Orgien.  Dabei  wird  ferner 
gar  kein  Gewicht  gelegt  auf  die  Motive,  auf  die  Absicht 
p,  und  den  Zweck.  So  kann  es  kommen,  dass  er  ein  gemeiner 

^ Dieb  ist  und  ins  Gefängniss  mus.s,  wer  sich  ein  werthloses 

i:  Andenken  — wir  wollen  sagen  die  Photographie  eines 

■ geliebten  Wesens  — widerrechtlich  aneignet,  obschon 

i’i  vielleicht  dem  Bestohlenen  an  dem  Objekt  nichts  gelegen 

ist.  — Die  Sach  beschädigung,  nicht  die  Vermögen  s- 
p beschädigung  wird  bestraft.  Und  was  ist  Beschädigen? 

Nicht  das  Entziehen,  Unerreichbarmaehen.  Und  die  Sache 
muss  fremdes  Eigenthum  sein.  Wer  einen  ganzen  fremden 
Wildstand  vergiftet  oder  dem  Vogelhändler  das  Gethier 
;;  entfliegen  lässt,  ist  straflos,  aber  wer  dem  fremden  Vogel 

eine  Feder  ausrupft  oder  nach  einem  Hasen  widerrechtlich 
- mit  der  Absicht,  ihn  dem  Jagdherrn  abzuliefern,  schiesst, 

ist  Verbrecher. 

Das  Str.-G.-B.  § 24o  statuirt  Fälle  des  sogenannten 
schweren  Diebstahls.  Auf  dem  Bahnhof  im  Wartesaal  stehen 
Schirm  und  Stock  mit  einer  Strippe  verbunden;  einem 
Dritten  gefallen  Stock  und  Schirm ; er  möchte  Beides,  aber 
er  mässigt  sich;  es  ist  doch  zu  viel  auf  einmal;  er  löst 
den  Strick  und  geht  mit  dem  Schirm  von  dannen.  .letzt  hat 
er  einen  schweren,  normal  mit  Zuchthaus  von  ein  bis  zu  zehn 
Jahren  bedrohten  Diebstahl  begangen.  Ist  er  aber  klug,  hat  er 
das  Strafgesetzbuch  studirt,  so  nimmt  er  beides,  Schirm  und 
Stock;  dann  ist  der  Diebstahl  ein  einfacher,  auf  dem  nur 
Gefängniss  von  einem  Tag  bis  fünf  Jahren  steht.  (Grosse 
Heiterkeit.)  Und  sollten  die  Gegenstände  nicht  oder  nicht 
mehr  zum  Reisegepäck  gehören,  — was  der  Dieb  nicht 
weiss,  — so  trifft  ihn  keinesfalls  die  Strafe  des  schweren 
Diebstahls.  Hat  ein  Hausdieb  .schonend  die  Kassette  mit 
falschem  Stdilüssel  geöffnet  oder  sie  erbrochen,  um  .sich  mit 
dem  Inhalt  zu  begnügen,  so  ist  der  Diebstahl  si-hwer,  ist  die 
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Kassette  mitgestohlen,  so  ist  er  einfacli,  leicht.  Diebstahl 
und  Unterschlagung  sind  zwei  in  Gesetz  und  Rechtslehre 
scharf  geschiedene,  vom  Strafgesetz  mit  -schwerwiegendsten 
Differenzen  behaftete  Begriffe.  Sie  unte:  scheiden  sich 
dadurch,  dass  der  Dieb  die  Sache  einem  anderen  weg- 
niinnit,  wogegen  das  der  Unterschlagende  nicht  thut.  Aber 
beide  eignen  widerrechtlich  an.  Nun  ist  es  eine  der 
schwierigsten  Fragen,  wenn  dieses,  M-ann  jenes  der  Fall. 
Darüber  werden  tiefsinnigste  Betrachtungen  angestellt, 
und  doch  dreht  es  sich  dabei  oft  um  einen  für  die  Schuld 
bedeutungslosen  Umstand,  freilich  nicht  für  die  straf- 
rechtliche Behandlung.  Denn  das  Gesetz  kennt  schweren 
Diebstahl,  Diebstahl  im  Rückfall,  Gemissmitteldiebstahl, 
aber  nicht  Unterschlagung  im  Rückfall,  niclit  schwere  Unter- 
schlagung konform  §243,  nicht  Genussmittelunterscblagung! 
•a  warum  denn  letztere  nicht?  Ist  doch  die  Versuchung 
fiu-  den,  der  den  Gewahrsam  hat,  noch  viel  grösser,  und 
seine  Schuld  geringer,  als  wenn  es  erst  der  Wegnahme 
le  aif,  um  sich  das  Genussmittel  zugä,iiglich  zu  machen. 

Wie  durch  und  durch  ungesund  ist  die  Abgrenzung 
011  Lipiessung  und  Raub!  Ob  genommen,  ob  gegeben 
«ird  auf  Grund  des  Zwanges  soll  entscheiden.  Wie  sich 
einer  die  Gewalt  der  einfachen  Erpressung  von  der 
reiiait  gegen  die  Person  bei  der  räuberischen  stellt,  das 
>8  Völlig  unklar.  Welch’  unfruchtbarer  Scharfsinn  muss 
l^eiwendet  werden  auf  die  genaue  Unterscheidung  von 
• ug,  Unterschlagung,  Untreue.  Cid  bono 
^ So  könnte  ich  Stunden  lang  fortfahren,  immer  wieder 
Mit  ein  Ergebniss;  unsere  gesetzgeberische  Technik  ist 
^61  eilt.  Wir  haben  dafür  zu  sorgen,  dass  das  Strafwürdige, 
j 'Mir  das  Strafwürdige  bestraft  wird  und  die  Strafe 
angemessen  sei.  Unser  Gesetz  aber  nöthigt 
^"8,  gleichartiges  ungleichartig  und  Ungleichartiges  gleich- 
er'g  zu  behandeln;  es  erhellt  unwesentliche  oder  doch  nur 

lieh  geeignete  ]\lonient(“  zu  weseiit- 

' Mii  Thatbestandsmerkmaleii,  bereitet  der  Gerechtigkeit 
' erinsse  durch  seine  kasuistische  und  inkonsequente 

a* 
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Behandlimg  des  Gleichwerthigen  ; es  prägt  unserer  Wissen-  ^ ^ 
Schaft  und  Praxis  einen  formalistischen  Chaiakter  auf,  i 
schlägt  uns  in  die  Fesseln  von  Begriffen,  die  uns  gleich 
Autosuggestionen  so  selbstverständlich  erscheinen,  dass  wir 
ihrer  Willkürlichkeit  kaum  mehr  inne  werden.  Wie  hier 
zu  helfen,  darüber  kann  ich  mich  mit  Ihnen  nicht  'unter- 
halten ; das  ist  eine  technische,  schwierige  Frage.  Aber 
hier  heisst  es,  wo  die  Erkenntniss  des  ^Mangels,  wo  der  ^ 
Wille  zum  Helfen  ist,  da  ist  auch  der  Weg.  t 

Wenn  wir  uns  nun  am  Schlüsse  dieser  juristischen  ! 
Besprechung  die  Frage  vorlegen,  w a n n soll  zu  dieser  ' 
Reform  geschritten  werden,  so  muss  ich  aller  Bedenken 
ungeachtet  sagen : die  Sache  ist  überreif ; so  schnell  wie 
möglich  sind  diese  Uebelstände  aus  der  'Welt  zu  schaffen.  • 
Wir  wissen,  dass  wir  auf  falschem  Wege  sind,  also  schleunige 
Umkehr!  Ol)  wir  zu  dieser  Gesetzgebung  berufen  sind, 
das  ist  nicht  mehr  die  Frage;  wir  sind  dazu  verpflichtet.  1 

Denn  es  gilt  nicht  die  Neuschaffung,  sondern  die  Umbildung;  i 

— und  dass  hier  unsere  Erfahrung  und  Erkenntniss  aus- 
reicht, darf  nicht  bezweifelt  werden.  Erinnern  wir  uns, 
dass,  als  der  Entwurf  des  Strafgesetzbuchs  im  norddeutschen 
Reichstag  eingebracht  ward,  es  ohne  Illusion  über  seine 
Unvollkommenheit  und  mit  dem  Ausblick  auf  demnächstige 
Umarbeitung  geschah.  Die  Zeit  für  sie  ist  gekommen.  Was 
geschaffen  werden  wird,  wird  das  Verbrechen,  wird  den 
Rückfall  nicht  beseitigen ; aber  es  ist  genug,  wenn  es  die 
Gerechtigkeit  und  das  Staatswohl  fördert. 

Es  war  mir  eine  Freude  au  diesem  Ruhmestage  des 
hochverdienten  Vereins  zu  Ihnen  sprechen  zu  dürfen.  Der 
Verein  hat  als  Bahnbrecher  und  Pfadfinder  gewirkt,  hat 
durch  das  stete,  aufopfernde  Verfolgen  eines  hohen 
Zieles  sich  ein  Verdienst  erworben,  das  ihm  ein  Ruhmes- 
blatt in  der  Geschichte  unseres  Volkes  sichert.  Und  wie  i 

auch  immer  unsere  Gesetzgebung  ausfallen  mag,  seine  Auf-  j 

gäbe  wird  an  Bedeutung  nicht  verlieren.  Wir  werden  nacli 
wie  vor  den  Schwerpunkt  der  Verbesserung  unserer  Lebens-  ‘ 
gemeinschaft  nicht  in  der  Gesetzgebung,  sondern  in  der 
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(icselJscluift  suchen  müssen.  Die  ist  das  Milieu,  aus  dem 
dii-s  Verbrechen  hervorgeht,  sie  soll  helfen,  heben  und  tragen, 
sie  soll  den  Gefallenen  aufrichten,  an  ihm  Liebe  und  Für- 
sorge üben.  Dieses  zu  thun,  ist  Ihr  Werk;  und  so  un- 
scheinbar es  Manchem  erscheinen  mag,  es  trägt,  wie  alles 
wahrhaft  Gute,  seinen  Lohn  in  sich.  (Lebhafter  Beifall.) 


Das  Strafgefäiigiiiss  bei  Berlin  in  Tegel. 

Mit  einem  Lageplan. 

Von  Direktor  Klein. 


1.  Eutstehiiiig  der  Anstalt. 

Das  Strafgefängniss  in  Tegel  ist  eine  Anstalt  der 
iistiz\  ei  waltung  und  zunächst  dem  Oberstaatsanwalt  bei 
ein  Kaniniergei’icht  in  Berlin  unterstellt 

Ein  neues  Gefängniss  für  die  Reichshauptstadt  war 
f Ol  erlich  wegen  der  Zunahme  der  Bevölkerung,  zur 
n astung  des  vielfach  überfüllten  Strafgefängnisses 
^ 0 zeiisee  und  als  Ersatz  der  für  einen  geordneten  Straf- 
0 ziig  nicht  mehr  geeigneten  und  inzwischen  aufgehobenen 
3 t\oigtei  in  Berlin  C.,  Molkenmarkt  1,  sowie  der  Hilfs- 
anginsse  in  Berlin  N.W.,  Perlebergerstrasse  10  und  zu 
Kiimmelsburg  bei  Berlin. 

Die  Vorarbeiten  reichen  bis  in  das  Jahr  1894  zurück. 

1 ^Ok  begonnen  und  Avar  am 

to  ei  1898  in  der  Hauptsache  beendet,  so  dass  mit 
er  elegung  der  Anstalt  angefangen  werden  konnte.  Die 
^ uausführung  wurde  von  Anfang  bis  zu  Ende  von  einer 
■^‘'■^konimission  überwacht.  Die  Kommission  bestand 
lj  . °**^'^^issaren  der  Minister  der  Justiz  und  der  öffent- 
tccrA  dem  Oberstaat.sanwalt  bei  dem  Kammer- 

t und  einem  tecrhnischcn  Referenten  der  Ministcrial- 
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Huukumniission,  dem  hiuileiteiiden  l^iuidbiiuiiispektor  und 
drei  Gefäiignissdirektoreii.  Für  die  Beseliarfiing  der  Aus- 
stattungsgegenstände  sorgte  eine  aus  der  Spezial-Bau- 
kommissioii  gebildete  dreigliedrige  Subkominission.  Der 
gegenwärtige  Leiter  der  Anstalt  gehörte  den  beiden  i 
Kommissionen  seit  Anfang  des  Jahres  1897  an.  Die 
örtliche  Bauleitung  lag  in  den  Händen  eines  Landbau- 
inspektors, dem  zwei  Regieruugsbaumeister,  einige  Regie- 
rungsbautuhi’er  und  das  erforderliche  mittlere  und  untere 
Personal  beigegeben  waren.  Der  Ausbau  der  gesammteii 
Anstalt  und  die  vollständige  Einricbtung  nahm  noch  fast 
zwei  weitere  Jahre  in  Anspruch.  Während  dieser  Zeit 
wurde  fast  nur  noch  mit  Hilfe  von  Gefangenen  gearbeitet,  | 
die  nicht  nur  die  Aufräumungs-Einebnungs-  und  Reinigungs-  ; 
arbeiten  besorgten,  sondern  auch  den  grössten  Theil  der 
Ausstattung  anfei  tigten  und  ganze  Gebäude  zur  Ergänzung 
und  endgiltigen  Ausgestaltung  der  Anlage  herstellten. 

Das  Beamtenhaus  No.  13  wurde  im  .Jahre  1901  fast  aus- 
schliesslich von  Gefangenen  gebaut.  Das  Ergebniss  war 
durchaus  befriedigend. 

2.  Lage  und  Grösse  des  Grundstückes. 

Die  Anstalt  liegt  im  Norden  von  Berlin,  an  der  Strasse 
Berlin— Neu-Ruppin,  in  der  Jungfernhaide,  .Jagen  .56  der 
Königlichen  Forst,  in  dem  Geineindebezirk  Tegel,  11,4  kin 
von  Berlin  C und  etwas  mehr  als  je  2 km  von  dem  Dorfe 
und  dem  Bahnhofe  Tegel,  sowie  von  der  Ortschaft  Reinicken- 
dorf entfernt.  Die  elektrische  Strassenbahn  Tegel-Berlin, 
Monbijouplatz  und  Charlottenstras.se,  unter  den  Linden, 
fährt  an  der  Anstalt  \orbei. 

Die  Gesammtfläche  des  Anstaltsgiimdstückes  beträgt 
12,0291  ha.  Davon  entfallen  auf: 

a)  das  Gelände  innerhalb  der  IJmweJirungsmauer  5,8951  lui,  , 

b)  die  Beamtenwohnhäuser  und  Dienstgärten  1,5499  „ [ 

c)  Baustellen  für  weitere  Beamtenhäuser  . 1,0057  „ I' 

tL  A(‘kerland  ■■....  o 9522  ^ 

e,)  Asch-  und  iMüllplatz 0,6262  „ I 
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Diis  Gelände  wurde  von  der  Forstv'erwaltuiiy  der 
Justizverwaltung  gegen  Reversirung  des  Werthes  über- 
lassen. Zu  dem  unter  d)  erwähnten  Ackeidande  treten  noch 
5,2294  ha,  die  von  der  Forstverwaltung  nur  pachtweise 
abgetreten  sind  und  landwirthschaftlich  benutzt  w’^erden. 

Im  8iiden  und  Westen  stösst  das  Gefängnissgrundstück 
an  staatlichen  Wald  und  im  Norden  an  kommunale  Haide- 
imd  ^Valdparzellen,  so  dass  insoweit  für  absehbare  Zeit 
eine  Beeinträchtigung  der  iVnlage  durch  die  private  Bau- 
thätigkeit  nicht  zu  befürchten  ist.  Dagegen  ist  nach  Osten 
an  der  Seidelstrasse  die  Nachbarschaft  von  Fabrikanlagen 
binnen  Kurzem  zu  erwarten. 

Der  weit  über  das  sonst  bei  Strafhäusern  übliche 
Jlass  hinausgehende  Umfang  der  Anstalt  ist  durch  die 
liesigen  und  ganz  eigenartigen  Verhältnisse  der  Reichs- 
hauptstadt bedingt.  Nebenher  waren  auch  finanzielle  Er- 
Wiigungen  massgebend,  aber  nicht  entscheidend. 

Bestiminuüg;  der  Anstalt.  Beleguiigsverhältuisse. 

Es  werden  vollstreckt:  Gefängnissstrafen  von  8 und 
Haftstrafen  von  15  Tagen  ab  an  erwachsenen  männlichen 
eisonen  aus  den  Landgerichtsbezirken  Berlin  I und  II, 
sowie  Potsdam.  Aufgenonnnen  werden  nur  christliche  Ge- 
angene, meist  evangelische.  Die  Zahl  der  Katholiken 
ßhägt  etwa  12  % der  jeweiligen  Belegschaft. 

Normal  können  verwahrt  werden:  1490  Gefangene  in 
Einzelhaft,  127  in  Gemeinschaftshaft,  zusammen  1617  Köpfe, 
ie  Plätze  in  gemeinsamer  Haft  sind  fiü-  solche  unter  der 
giossstädtischen  Gefängnissbevölkerung  zahli'eich  Vorhän- 
de, geistig  oder  körpei'lieh  defekte  Leute  bestimmt,  bei 
eilen  Einzelhaft  ausgeschlossen  ist.  Gesunde  Gefangene, 
|ie  nach  Verbüssung  einer  dreijährigen  Gefängnissstrafe 
■''  Einzelhaft  daiün  nicht  w'eiter  bleiben  wollen,  werden 
■"i  eien  Anstalten  überwiesen. 
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Die  durL'liscliiiittliche  Tagesbeleguiig  I)ctrug : 
in  dem  Jalire  1899:  1456  und 
„ „ „ 1900:  1440  Köpfe, 

die  höchste:  1613  und  1640, 
die  niedrigste  1259  und  1190  Köpfe. 

In  jedem  dieser  beiden  Jalire  wurden  etwa  12000 
Personen  aufgenommen  und  ebensoviele  entlassen. 

Vorherrschend  sind  kurze  und  mittlere  Strafzeiten. 
Gefangene  mit  Strafen  von  einem  Jahre  und  darüber  sind 
im  Durchschnitt  immer  etwa  300  vorhanden.  Entsprechend 
sind  die  Grössen  der  ITafträume  gewälilt.  Es  sind  vor- 
handen : 

In  dem  Gefängniss  1 : 457  Hiiftzellen  zu  15  cbm 

49_Schlafzellen  zu  12  cbm 

zusammen  506  Zellen. 

In  dem  Gefängniss  II:  444  Haftzelleii  zu  22  cbm 

^^Schlafzellen  zu  12  cbm 

zusammen  486  Zellen, 

In  dem  Gefängniss  III:  408  Haftzellen  zu  18  cbm 

90  Schlafzcilen  zu  12  cbm 

zusammen  498  Zellen. 

Ueberhaupt  sind  vorhatiden : 1309  Haftzellen  zum 

Aufenthalte  bei  Tag  und  Nacht  und  181  Schlafzellen  zum 
Aufenthalte  bei  Nacht  und  in  der  arbeitsfreien  Zeit  für 
die  am  Tage  ausserhalb  der  Zellen  beschäftigen  Gefangenen. 

In  dem  Gefängnisse  IV,  für  gemeinschaftliche  Haft, 
entfallen  auf  jeden  Kopf  in  den  Schlafräumen  etwa  12  cbm, 
in  den  für  den  Aufenthalt  bei  Tag  und  Nacht  bestimmten 
Hafträumen  etwa  18  cbm  Luftraum. 

Das  Krankenhaus  enthält  Räume  für  43  Retten.  In 
den  Einzelzellen  kommen  auf  jeden  Kranken  36  cbm,  in 
den  Gemeinschaftsräumen  etwa  26  cbm  Luftraum. 

4.  Aiioi  diiiiiig  der  Gebäude.  Bauart.  Uiuwehruiigfen. 

Die  Anordnung  der  Gebäude  ist  aus  dem  Lageplan 
ersichtlich. 


I 
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Alle  Uebiiude,  Nebeiuinhigen  und  die  Uimvelu-iuiys- 
imiuern  smd  aus  in  Kalkmörtel  verlegten  Ziegelbacksteinen, 
die  Fundamente  aus  Kiesbetoii  hergestellt.  Die  Fa^aden 
sind  in  Ziegelrohbau  mit  Putzflächen  in  Verblend-  und 
einfachen  Schrägsteinen,  die  Plauptgcsimse,  öiebelab- 
eckungen  und  Fenstersohl  bäuke  der  Defängnissgebäude 
m Granit  ausgefülu-t.  Alle  Decken,  auch  in  den  Beamten- 
näusern,  sind  gewölbt;  die  Kirchendecke  ist  von  Holz, 
u den  Dächern  der  Kirche,  des  Thorhauses  und  der 
ßeamtenhäuser  sind  blaue  Falzziegelsteine  auf  Latten,  zu 
allen  übrigen  Dächern  Holzcement  verwendet. 

Die  eigentliche  Gefängnissanlage  wird  durch  eine  frei- 
stehende 853  m lange,  4 in  hohe,  zwei  Steine  stai'ke  Ziegel- 
mauer umschlossen,  die  nur  mit  dem  Thorhause  in  Ver- 
mdung  steht.  Die  Anstalt  hat  nur  einen  Zugang  durch 
as  Thorhaus.  Die  Wirthschaftshöfe  und  die  Krankenhaus- 
aiüage  sind  in  31U  in  Länge  durch  eine  3 m hohe  und 
li  Steine  starke  Mauer  noch  besonders  abgeschlossen. 
Bie  Umwehrungsmauern  sind  mit  blauen  Dachsteinen  ab- 
gedeckt. Das  Hinterland  wird  durch  einen  27^  m hohen 

aun  aus  Drahtgeflecht  und  Stacheldi’aht  an  hölzernen 
rfosten  begrenzt. 

Die  Gärten  der  Beamtenhäuser  sind  an  der  Seidel- 
si^se  durch  ein  schmiedeisernes  Gitter  auf  gemauertem 
oc  'e  mit  Granitabdeckung  abgeschlossen,  nach  der  Um- 
a itsstiasse  und  unter  sich  durch  Zäune  aus  Drahtgeflecht 
an  eisernen  Ständern, 


5-  Be-  und  Entwässeruug;.  Beseitig-ung‘  von  Asche  luid 
Müll.  Heizung  und  Belenclitung. 

d ®ämnitliche  Gebäude  wird  das  erforderliche  Wasser 

mc  Zweigleitungen  aus  der  Tegeler  Gemeinde- Wasser- 

^1  ung  eingeführt.  Zapfhähne  sind  in  allen  Geschossen, 

obersten  Geschossen  der  Gefängnisse  I 

**  angebracht.  Auf  den  Höfen  .sind  Hvdranten  ein- 
gebaut. 


~ 2()  — 

Dus  Wasser  wird  iu  zwei  in  den  Tliüiinen  des  Ver- 
waltuiigsflüf^els  befindliche  eiserne  Wasserbehälter  gedrückt 
lind  vertheilt  sich  von  hier  durch  Zweigleitungen  in  die 
einzelnen  Theile  der  Anstalt. 

Das  zur  Bewässerung  der  Rasenflächen  und  Gärten 
erfoi’derliche  Wasser  wird  aus  '21  Abessynierbrunnen 
entnommen,  'wovon  17  mit  Windkesseln  verseilen  sind. 

Die  Anstalt  ist  an  die  Kanalisation  der  Gemeinde 
Tegel  angeschlossen. 

Die  Gefängnisse  1 bis  111  und  das  Krankenhaus  haben 
Spülzellen,  in  deren  Spülbecken  die  Leibstuhlgefässe 
entleert  und  der  Kanalisation  zugeführt  werden.  Das 
Gefängniss  IV,  die  Verwaltungsräume  und  die  Dienst- 
wohnungen der  Beamten,  haben  Klosetanlagen,  die  eben- 
falls an  die  Kanalisation  angeschlossen  sind.  Auch  das 
Schmutz-  und  Wirthschaftswasser  wird  dieser  Anlage 
zugeführt.  Die  Tagewässei  werden  nicht  der  Kanalisations- 
anlage zugeführt.  Es  sind  dafür  auf  den  Höfen  Cisternen 
(Sickerschächte)  eingebaut. 

Kehricht  und  .Müll  wird  in  tragbaren,  eisernen,  fest- 
schliessenden  Kästen  gesammelt,  ebenso  die  Asche  und 
durch  Gefangene  nach  dem  eigenen  Müllplatze  der  Anstalt 
abgefahren.  Dieser  liegt  westlich  der  Anstalt,  450  m von 
dem  Krankenhause  entfernt.  Kehricht  und  Müll  werden 
dort,  soweit  als  möglich,  zu  Kompost  für  die  I.andwirth- 
schaft  verarbeitet. 

Die  Heizung  der  Gefängnisse  I bis  IV  und  des 
Krankenhauses  erfolgt  durch  je  eine  gesonderte  Warm- 
wassermitteldruckheizung mit  stehenden  Feuerröhrenkessehi 
für  Dauerbetrieb,  Röhrenschleifen  oder  Rohrspiralen  in  den 
Zellen  und  Röhrenregistern  in  den  Geschäftsräumen  und 
auf  den  Fluren. 

Das  Koch-  und  Backhaus,  sowie  das  W'asch-  und 
Badehaus  werden  durch  je  einen  stehenden  Feuerluft- 
lleizapparat  für  Dauerbetrieb  geheizt. 

Die  Heizung  tler  Räume  in  dem  Thorhause  erfolgt 
durch  Kachelöfen  und  eiserne  Oefen. 
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Die  Anstalt  wird,  mit  Ausnahme  der  Zellen,  durch 
hasglülilicht  erleuchtet.  Die  Beleuchtung  der  Zellen 
geschieht  durch  Pefroleumlampen  (Webcrlampen).  Acht 
üemeinschaftsrcäume  haben  Gasglühlicht.  In  den  Dienst- 
zimraern  sind  neben  der  Gasglühlichtanlage  noch  Petroleum- 
Stehlampen  im  Gebrauch. 

(j.  J euersicherheit.  Wachdienst.  Scliiesswaft'eu.  Alariii- 
einrichtuiig. 

Die  Anstalt  besitzt  für  Nothfälle  bei  Feuersgefahr 
eine  Handdi’uckspritze  mit  Zubehör,  eine  Noeispritze  und 
eine  Handspritze,  sowie  eine  mechanische  Leiter  und 
sonstige  Zubehörstücke  als  Standrohre,  Schläuche,  Haken- 
leitern U.  8.  W. 

Eine  Militärwache  ist  nicht  vorhanden.  Die  Anstalt 
ist  jedoch  durch  eine  dü-ekte  Fernsprechanlage  mit  der 
Kaserne  des  Garde-Füsilier-Regiments  in  Berlin,  Chaussee- 
stiasse,  verbunden.  Die  Anlage  dient  gleichzeitig  zur 
eibehnfung  der  Berliner  Feuerwehr  in  Nothfällen. 

Die  Unterbeamten  sind  mit  Schusswaffen  ausgerüstet 
und  werden  hn  Revolver-  und  Karabinersehiessen  auf  dem 
^chiessstande  der  Anstalt  dauernd  geübt.  Ein  elektrischer 
ingelalarmapparat  verbindet  die  Anstalt  mit  sämmtlichen 
Dienstwohnungen. 


7.  Die  Getiiiiginssg'ebäude. 

a)  Die  Z e 1 1 e n g e f ä n g n i s s e. 

Abgesehen  von  den  Abmessungen  der  Hafträume  sind 
le  ^ erhältnisse  in  den  drei  Zellengefängnissen  gleich. 

^‘^^®liäude  bestehen  aus  vier  rechtwinklig  zu  einander 
stehenden  Flügeln  Die  Nordlinie  schneidet  die  Winkel, 
unlei  denen  die  Flügel  Zusammentreffen.  Die  Flügel  sind 
' lei geschossig  panoptisch  gebaut  und  bilden  an  ihrem 
iiittpunkte  die  Centralhallen.  KelU'rgeschosse  sind 
gesehen  von  den  Räumen  für  die  Sammelheizungcn) 
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iiiclit  vürliiiiidoii.  Die  (leschosse  sind  2,95  m hocli,  die 
Korridore  3,95  m breit.  Die  Centralhalleii  reichen  durch 
.alle  vier  Stockwerke  und  sind  zwischen  Trägern  flacli 
überwölbt.  In  der  Höhe  der  zweiten  Stockwerke  sind 
Plattformen  hergestellt,  von  denen  aus  säniintliehe  Flügel 
übersehen  werden  können.  Dachbodenräume  sind  ver- 
mieden. 

Die  Ilaftzellen  befinden  sich  in  den  langen  Flügeln 
A,  B und  C,  die  Schlafzellen  und  je  6 Arrestzellen  in  den 
kurzen  Flügeln  D. 

An  die  D-Flügol  der  Gefängnisse  I und  III  ist  ein 
einstöckiger  Kopfbau  angeschoben,  der  die  für  den  Polizei- 
und  Arbeitsbelrieb  dieser  Gefängnisse  erforderlichen  Bureau- 
räume, ein  Sprechzimmer,  einen  Kloset-  und  einen  Warte- 
i’aum  für  Fremde  enthält. 

Die  entsprechenden  Räume  für  das  Gefängniss  II  be- 
finden sich  in  dem  an  dieses  angebauten  und  später  zu  . 
erwähnenden  Verwaltungsflügel. 

Der  Fussboden  allei'  dieser  Verwaltungsräume  ist  ge- 
dielt, in  den  panop tischen  Fluren  der  Erdgeschosse  und 
in  den  Zellen  der  Erdgeschosse  aus  Asphalt,  in  den  Spül- 
zellen aus  Eisenklinkern  und  in  den  Zellen  der  oberen 
Geschosse  und  in  den  Lagerräumen  aus  Terrazzo  herge- 
stellt. Durch  die  ganze  Länge  der  Flure  der  Erdgeschos.se 
läuft  in  der  iMitte  eine  festgeklebte  Linoleumbahn. 

Die  Flurumgänge  bestehen  aus  Cementbeton  mit  Eisen- 
einlage und  Liuoleumbelag.  Die  Geländer  sind  1,20  m hoch 
und  oben  nach  Aussen  ausgebaucht. 

Die  Treppen  haben  kieferne  Stufen  auf  eisernen 
Wangen  Die  Stufen  sind  mit  Linoleum  belegt.  Linoleum 
liegt  mit  zusammen  mehr  als  öÜOO  qm  an  den  verschie- 
densteil Theilen  der  Anstalt  und  hat  in  dreijähriger  Be- 
nutzung überall  ausgezeichnet  sich  bewährt  als  s.auber  und 
schalldämpfend 

Die  Eisentheile  der  Flurfenster,  die  Traillen  der 
Zellenfenster,  die  eisernen  Geländer  der  Flurumgänge, 
der  Asphaltfussboden  der  Flure  des  Erdgeschosse.s,  sowie 
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die  Wände  der  Flure  und  Zellen  in  einer  Höhe  von  1,50  m 
sind  mit  hellgrüner  Oelfarbe  gestriedaen,  Avodurch  die  Licht- 
verhältnisse sehr  günstig  beeinflusst  werden. 

bpülzellen  liegen  in  allen  Geschossen  der  langen 
Zellenhtigel  und  des  D-Flugels  des  III.  Gefängnisses.  Grosse 
eniiiillirte  Trichter  aus  Gusseisen,  die  an  die  Wasserleitung 
und  die  Kanalisation  angeschlossen  sind,  nehmen  den 
Inhalt  der  Leibstuhlgefässe  und  das  Spül-  und  Schmutz- 
nasser  auf. 

Gegenüber  den  Spülzellen  in  den  langen  Flügeln  be- 
finden sieh  auf  allen  Abtheilungen  Uiensträume  (12)  für 
die  Aufseher.  Weitere  acht  Diensträume  für  die  Ge- 
fangeiienbüchereien,  den  Arzt,  die  Oberaufseher,  Werk- 
meister u.  s,  w.,  sowie  mehrere  Lagerräume  liegen  an  den 
entridhallen  in  verschiedenen  Stockwerken.  An  der  Central- 
halle  liegt  auch  in  jedem  Gefängnisse  ein  Baderaum  mit 
Boiicliebädern  zum  regelmässigen  Baden  der  einsitzenden 
Gefangenen.  Das  besondere  Aufnahmbad  für  die  ganze 
Anstalt  wird  sjjäter  besprocdien. 

Die  Thüreinfassimgen  sind  gemauert.  Die  Thüren 
0 ne  Speiseklappen  schlagen  nach  Aussen  und  sind  auf 
dei-  Innenseite  mit  Eisenblecli  bekleidet.  Die  Thüren  der 
a tiäiiui0  des  II.  Gefängnisses  für  Gefangene  mit  längeren 
ra  en  haben  ausser  den  Schlössern  noch  Riegel- 

vei-schluss. 

Die  Fenster  der  Korridore  sind  aus  Eisen  und  Roh- 
gas liergestellt,  die  aller  übrigen  Räume  aus  Holz.  Die 

9‘i/Hn' ^”**^^*  gross:  in  den  Gefängnissen  I und  III: 

-/  cm  und  in  dem  Gefängnisse  II;  105/82  cm.  Sie 
si^h^  len  aus  einem  Flügel  ohne  Lüftungsscheibe.  Es  dreht 
h Flügel  um  den  unteren  Schenkel.  An  dem 

0 eren  Schenkel  sitzt  der  Vei’schluss,  der  durch  einen 
und  geschlossen  wird.  Gewöhnlich  können 
je  enster  nur  auf  einen  AVinkel  von  etiva  30»  geöffnet 
• uas  renster  legt  sich  dann  gegen  zwei  eiserne 
ac’eii.  Die  untere  Scheibenreihe  besteht  aus  Rohglas, 
obere  aus  hellem  Glas. 
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Die  Lüftung'  der  Hiil'tzellen  gesehielit  durc-li  die 
Fenster  und  je  eine  Oeffnung  am  Fussboden  der  Korridor- 
wand und  über  der  Thür. 

Alle  Zellen  haben  eiserne  Sigualseheiben,  durch 
deren  Vorsehieben  der  befangene  den  Aufseher  herbei- 
rufen kann. 

Das  Bettlager  besteht  aus  einer  Klappbettstelle  mit 
dreitheiliger  Matratze  und  Keilkissen  aus  Indiafaser. 

Die  hölzernen  Leibstuhlgestelle  enthalten  Gefässe  aus 
Steingut  mit  Wasserver.schluss  und  Deckel  aus  Zinkblech. 
Die  meisten  Zellen  haben  Klapptische  und  Klappsitze, 
etwa  100  dagegen  bewegliche  Tische  und  Schemel.  Die 
Wandbretter  sind  offen. 

Die  Schlafzellen  haben  dieselbe  Ausstattung. 

Die  Arrestzellen  können  durch  eiserne  Fensterläden 
von  Aussen  verdunkelt  werden  und  enthalten  ausser  einem 
Leibstuhl  eine  gemauej'te  Pritsche  mit  Bohlenbelag  und 
einen  Gitterabschluss  parallel  dei'  Zellenthür. 

Jedes  Gefängniss  besitzt  ein  Si)rechzimmer  für  die 
Gefangenenbesuche.  De)'  für  den  Gefangenen  bestimmte 
Raum  liegt  in  dem  Gefängnisse,  während  der  Raum  für 
flen  Bcsuchei'  in  dem  Verwaltungsflügel  liegt.  Beide 
Räume  sind  durch  eine  lUaueröffnung  verbunden,  die  auf 
beiden  Seiten  durch  Di'ahtgeflecht  abgeschlossen  ist. 

b)  Das  G e in  e i 11  s c h a f t s h a u s. 

Die  Bestimmung  dieses  Gefängnisses  wui’de  s(dion 
oben  (No.  3j  erwähnt.  Schlafzellen  oder  Schlafkojen  sind 
unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  nicht  eingerichtet. 

Das  Gefängniss  ist  ein  rechteckiger,  zweigeschossiger 
Bau  mit  einem  dui'ch  die  Mitte  des  ganzen  Gebäudes 
gehenden  Flui'e.  Fs  enthält  ln  Gemeinschaftsräume  für 
127  Köpfe  und  zw;ir: 

4 Schlafsäle  für  je  20 — 80  Köpfe 
2 Schlafräume  „ „ 6 — 12  „ 

^ n ?5  » ^ n 

8 llaf träume  „ „ 4—32  „ 
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A..«serdein  sind  4 Arbeitssäle,  1 Tobzclle,  2 Spul- 
:icllen,  1 Znmner  für  den  Inspektionsbeamten  und  3 Lao-er- 

LnTn  «pulklosets  und  • theilvveise  Steh- 

bettstelleu;  nn  Uebrigen  ist  die  Ausstattung  und  Einrichtung 
wie  m den  Zellengefängnissen.  ® 

' Stockwerkes  ist  „ach  unten 
e)  Das  Krankenhaus. 

tw  .i  'Jt“  '“•  « Kranke  ausgestattet  und 

11  V«  f ^ s:emeinschaftlichen  Sälen  und  für 

5ToS.'  Ausserdem  sind  vorhanden: 

kiUf  T’  I Gasöfen,  1 Zelle  für  Krätze- 

H e^inf.tK  ' ^ Waschküche,  1 Rollkammer, 

J esinfektionsraum,  1 Leichenkeller,  1 Ordinirzimmer  und 

Aufseher,  zugleich 

Fhii-A  -I  Kussböden  aller  Krankenräume  und  der 
Duie  sind  mit  Linoleum  belegt. 

Kirche,  Schule. 

Vervv!jmn^fi^^^^.  Stockwerke  des 

«elischen  u ist  für  den  evan- 

■Toss  nnH  il!^^  *^^^^olischen  Gottesdienst  bestimmt,  .362  qm 
Scheidpvv"  f terrassenartig  angelegte  Einzelsitze  mit 
Feiistpr  Sehulterhöhe  reichen.  Die 

Alt  ir  i«f  ^ beiden  Längswänden.  Der 

'lartiber  d^V^*  ^ 1"^'  östlichen  Querwand  angebracht, 

befindPf  , darüber  die  Orgel.  Vor  dem  Altar 

dem  AU  Kommunionbank,  rechts  und  links  von 

Für  dt  Tv®'?®  Unterbeamten  vom  Dienst. 

•'O-'e  vn ./!  I ‘ Oberbeamten  ist  eine  besondere 

■'^■i.krisip-  * ' ‘in«tossenden  Räumen  sind  die 

len  ür  die  beiden  Konfessionen  untergebracht. 

nTossp«Vk?*  festlichen  Querwand  befindet  sich  ein  50  qm 
e geniälde  (Iriptychonj,  Scenen  aus  dem  Oleich- 
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nisse  von  dein  verlorenen  Sohne  darstellend.  Das  Bild 
wurde  von  einem  Kunstmaler  gemalt,  der  eine  1 '/.j  jährige 
Gefängnissstrafe  in  der  Anstalt  verbüsste. 

Die  Heizung  erfolgt  durch  eine  besondere  Luftheizung. 

Das  Schulzimmer  liegt  in  dem  zweiten  Stockwerke 
des  II.  Gefängnisses  und  hat  29  terrassenartig  angeordnete, 
ganz  geschlossene  Kinzelsitze.  An  dem  Unterrichte  nehmen 
nur  langzeitige  Gefangene  im  Alter  von  etwa  18  bis  24 
Jahren  Theil. 


9.  Verwaltxiiigsft’ebäiule, 

In  dem  Thorhause  liegen  links  von  dem  Eingänge 
das  Pförtnerzimmer  und  ein  Warteraum  für  Fremde,  rechts 
die  sogenannte  Expedition,  die  Dienststelle  für  die  buch- 
inässige  Aufnahme  und  Entlassung  der  Gefangenen,  nebst 
2 Warteräumen  für  Gefangene,  Kanzlei  und  einem  Zimmer 
für  den  Alarmapparat,  die  Schiesswaffen,  das  Ausscnteleiihon 
und  die  Vermittelungsstelle  fin-  das  Tnneutelephon  mit 
6 Sprcchstcllen.  Ferner  enthält  das  Thorhaus  eine  Cente- 
simalwage,  Klosets,  den  Gasometerraum  und  einen  Lager- 
boden. 

Die  Diensträume  für  die  Inspektionsbeainten  des  1., 
III.  und  IV.  Gefängnisses  wurden  schon  oben  erwähnt. 

Die  Mehrzahl  der  Verwaltungsräume  liegt  in  dem 
verlängei’ten  D-Flügel  des  II.  Gefängnisses,  dem  sogenannten 
V er  wa  Itungs  f lüge! . 

In  ihm  sind  nntergebracht: 

in  dem  Erdgeschoss:  die  Dienstzimmer  für  die  evange- 
lischen Geistlichen,  den  Lehrer,  die  Oekonoinie- 
Inspektion,  die  Inspektionsbeamten  des  II  Ge- 
fängnisses und  einen  Hausvater; 

in  dem  I.  Stockwerk:  die  Dienstzimmer  für  den 

Direktor,  das  Sekretariat  (Bureau  für  die  all- 
gemeine Verwaltung),  die  Kasse,  die  Betriebs- 
Inspektion  und  den  katholisc'hen  Geistlichen, 
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ferner  ein  Konferenzzimmer,  ein  Kanzlistgn- 
inul  Fei-nsprecliziramei-,  ein  Botenzimmer  und 
ein  Zimmer  für  das  ^fessen  und  Photograpliieren 
nach  Bertillon. 

10.  Wirtli.schafts/Lfebäinle. 

Mse  der  Wirthselmftsgebäude  No.  VT  bis  XIV 
Lageplane  ersichtlich. 

^ochküche  ist  aut  1,80  m Höhe  mit  weissen 
in  verblendet  und  enthält:  6 Kochkessel 

inking-ITildesheim)  für  (iemüse  und  Fleisch, 
el,  1 Kaffeekessel,  1 Kondensator  zur  Gewinnung 
assers,  1 Gaskochherd  für  die  Ivrankenkost  und 
Gemüsebottiche.  Die  Kessel  werden  jeder  für 
einem  gemeinsamen,  ausserhalb  der  Küche 
eizgange  aus  geheizt,  in  den  die  Kohlen  von 
laus  geschafft  Aveialen. 

der  Küche  befinden  sich  Lagerräume  der 
Verwaltung. 

B a c k h a u s besteht  aus  je  einem  Heiz-, 
it-  und  Kühlraum.  In  dem  Backi'aume  stehen 
wasserheizungs-Backöfen  ans  der  Bergeborbeck ’er 
^fabrik.  Die  Bäckerei  liefert  da.s  Brot  für  alle 
histizgefängnisse,  täglich  für  öOOO  bis  üOOO  Köpfe. 

ir  der  Küche  und  der  Häckerei  liegen  Geniüse- 
itige  Vorrathskeller. 

u W a g e 11  s c h u p p e n nimmt  die  drei  Gefangeneii- 
•i’twagen  auf. 

asch-  und  Bad  eh  aus.  Die  Waschküche  ist 
ie  Kochküche  auf  1,80  m Höhe  mit  weissen  Glasur- 
en verblendet  und  (mthält  4 Wasch-  und  3 Ccntrifugal- 
niaschinen  mit  Handbetrieb,  1 Spülbotticli  und 
'f'iehbottiche.  Heber  der  Waschküche  lie.i’t  ein 
^ahrungsrauni  für  Bekleiduiigs-  und  I.agerungs- 
‘Stiinde. 

auttcr  für  Gefän(;nisskiin<lf.  XXXVI  -t 
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ferner  ein  Konferenzzimmer,  ein  Kanzlistgn- 
und  Fernspreclizimmer,  ein  Botenzimraer  und 
ein  Zimmer  für  das  Messen  und  Photographieren 
nach  Bertilion. 

10.  Wirthschaftsgebäucle. 

Die  Lage  der  Wirthschaftsgebäude  No.  VI  bis  XIV 
ist  aus  dem  Lageplane  ersichtlich. 

Die  Kochküche  ist  auf  1,80  m Höhe  mit  weissen 
Glasursteinen  verblendet  und  enthält:  6 Kochkessel 

(System  Senking-Hildesheim)  für  Gemüse  und  Fleisch, 
1 Milchkessel,  1 Kaffeekessel,  1 Kondensator  zur  Gewinnung 
warmen  Wassers,  1 Gaskochherd  für  die  Krankenkost  und 
gemauerte  Gemüsebottiche.  Die  Kessel  werden  jeder  für 
sich  von  einem  gemeinsamen,  ausserhalb  der  Küche 
liegenden  Heizgange  aus  geheizt,  in  den  die  Kohlen  von 
dem  Hofe  aus  geschafft  werden. 

Ueber  der  Küche  befinden  sich  Lagerräume  der 
Oekonomie- Verwaltung. 

Das  Backhaus  besteht  aus  je  einem  Heiz-, 
Back-,  Knet-  und  Kühlraum.  In  dem  Backraume  stehen 
(hei  Warimvasserheizungs-Backöfen  aus  der  Bergeb orbeck ’er 
Maschinenfabrik.  Die  Bäckerei  liefert  d.i^  Brot  für  alle 
Berliner  .Tustizgefängnisse,  täglich  für  5000  bis  6000  Köpfe. 

Unter  der  Küche  und  der  Bäckerei  liegen  Gemüse- 
und  sonstige  Vorrathskeller. 

Ein  Wagenschuppen  nimmt  die  drei  Gefangenen- 

Transportwagen  auf. 

Wasch-  und  Badehaus.  Die  ’Waschküche  ist 
"ic  die  Kochküche  auf  1,80  m Höhe  mit  weissen  Glasur- 
steinen  verblendet  und  enthält  4 Wasch-  und  3 Centrifugal- 
I rockenmaschinen  mit  Handbetrieb,  1 Spülbottich  und 
ä Einweichbottiche.  Ueber  der  Waschküche  liegt  ein 
Aufbewahrungsraum  fiu‘  Bekleidungs-  und  Lagerungs- 
gegenstände. 

Blätter  für  Gefäncnisskunilc,  XXXVl 
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Der  Haderiiiim  (Aul'nahinebad  u)id  für  f4efaiifi'ene  mit 
scliweren  oder  selimutzigen  Arbeiten)  entliält  10  von 
Glasurziegeln  gemauerte  Badewannen  uiifl  14  Brausebäder 
nebst  Fussbadeeinriebtung.  An  den  Baderaum  schliesst 
sich  1 Ileizraum  und  1 Desinfektionsraum.  In  dem 
Letzteren  können  6 .\nzüge  zugleieh  durch  Heizluft 
(100®  C.)  desinfizirt  werden. 

In  dem  I.  Stockwerke  des  Badehauses  befindet  sich 
die  Rollkammer  und  der  Wäsclie-Trockenraura,  in  dem 
II.  Stockwerke  die  Räume  zum  Ein-  und  Auskiciden  der 
Gefangenen  und  zur  Aufbewahrung  ihrer  Kleider. 

Der  Stall  ist  für  4 Pferde  eingerichtet,  die  neben 
anderen  Arbeiten  die  Brotabfuhr  in  3 Berliner  Gefängnisse 
besorgen. 

11.  Werkstätten. 

Werkstätten  für  Schlosser,  Schmiede,  Klempner  und 
Tischler,  nebst  den  erforderlichen  Lagerräumen  befinden 
sich  in  den  Gebäuden  XI  und  XII.  Es  werden  hier  ausser 
den  Arbeiten  für  den  laufenden  Bedarf  der  Anstalt, 
Arbeiten  für  Neubauten,  Um-  und  Erweiterungsbauten  aus 
dem  Bereiche  der  .lustizverwaltung  in  grossem  Umfange 
gefertigt. 

Im  Uebrigen  wird,  abgesehen  von  Gefängniss  IV,  nur 
in  den  Zellen  gearbeitet,  soweit  möglich,  für  Reichs-  und 
Staatsbehörden. 

12.  Lagerräume  für  Uiiternelimer. 

Ausser  verschiedenen  Räumen  in  den  drei  Zellen- 
gefängnissen werden  Räume  in  dem  Schuppen  XIII  an 
Unternehmer  miethsweisc  überlassen.  Der  Miethzins  wird 
nach  Quadratmetern  im  Verhältniss  zu  den  Bau-  und 
llnterhaltimg.skosten  berechnet. 


1 
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13.  Höfe  und  Stras.seii. 

Die  Höfe  sind,  soweit  sie  nicht  als  Rasenflächen 
mit  befestigten  Fusswegen  angelegt  sind,  mit  Steinen 
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gopfliistcrt,  ebenso  die  stark  befahrenen  Strassentheile.  Die 
iibrigen  Strasscnstrecken,  aiieli  die  äussere  Umfalirtstrasse, 
sind  chaussirt.  Einzelspazierböfe  sind  nieht  vorhanden! 
In  der  Freistunde  gehen  die  Gefangenen  einzeln  hinter- 
einander mit  3 bis  4 Schritten  Abstand.  Die  nieht  ge- 
pflasterten Höfe  sind  mit  Bäumen  und  Sträuchern  so 
bepflanzt,  dass  die  Uebersielitliehkeit  erhalten  und  der 
Charakter  des  Strafhauses  gewahrt  bleibt. 

Die  Küche  ist  zur  leiehtereii  Beförderung  der  Speisen 
durch  eine  Schmalspurbahn  mit  den  drei  Zellengefängnissen 
verbunden. 

Das  Krankenhaus  hat  einen  besonderen  Garten  mit 
■Spazierwegen  und  grundfesten  Sitzplätzen  für  die  Kranken. 


14,  Acker-  und  Gartenland. 

Der  mit  einem  kleinen  Warmhause  und  gedeckten 
rfdibeeten  versehene  Krankenhausgarten  dient  zum 
flanzcntreiben  für  die  Anstaltsgärtnerei.  An  Garten-  und 
ekerland  sind  8 ha  18  a 16  (pn  vorhanden.  Gebaut  werden 
'ist  nur  solche  Gewächse,  die  in  der  Küche  der  Anstalt 

verwendbar  sind. 


15.  Gefanftenen-Transportwe.seii. 

Der  Tramsport  der  Gefangenen  nach  und  von  Berlin 
^rogt  durch  drei  eigene  Wagen  der  Verwaltung  mit  je 
(I  . Wagen  werden  an  leere  Motoi-wagen 

61  eiliner  Strassenbalm  angehängt.  Die  TransiDortgebühr 
> jedes  A\agenkilometer  beträgt  1 Mark. 

^ In  Berlin  beginnen  und  enden  die  Transporte  nach 
St*  hiesigen  Anstalt  in  der  Stadt voigtei  C,  an  der 

<>eT  Den  Transport  verkehr  zwischen  diesem 

«iiigmsse,  dem  Untersuchungsgefängnisse  und  dem 
nininalgerieht  Alt-l\Ioabit  besorgen  Wagen  des  Polizei- 
1111!**' i'i  Berlin.  Die  von  Tegel  nach  Berlin  und 
"tge  ehrt  zur  Wahrnehmung  A'on  Terminen  zu  trans- 
61  iienden  Gefangenen  werden  in  derselben  Weise 
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befördert.  Personen,  die  von  Orten  uiissorhalb  Berlins  in  die 
liiesige  Anstalt  eingeliefort  werden  und  Berlin  passiren 
müssten,  werden  der  Stadtvoigtei  in  Berlin  zum  Weiter- 
transport, mit  dem  Zellenwagen  übergeben. 

.Te  nach  Bedarf  verkehren  täglich  ein  oder  zwei 
Wagen.  Gewöhnlich  genügt  ein  Wagen.  Soweit  Platz 
vorhanden  ist,  nehmen  diese  Wagen  Gefangene  mit,  die 
nach  Berlin  zu  entlassen  sind.  Die  Entlassung  geschieht 
dort  in  der  Stadtvoigtei. 

In  dem  Rechnungsjahre  1900  z.  B.  wurden  durch  die 
Zellenwagen  5078  Personen  hier  eingeliefert  und  etwa 
7500  Personen  von  hier  nach  Berlin  entlassen. 

10.  DieiiHtwoliimiigen. 

Die  Beamten-Dienstwohnungen  liegen  in  den  Häusern 
No.  1 bis  7 und  9 bis  13  an  der  Seidelstrasse  vor  der  An- 
stalt und  zwar: 

in  dem  Hause  No.  6 die  Wohnung  des  Direktors 
mit  7 Zimmern, 

in  dem  Hause  No.  5 die  Wohnungen  für  2 Inspek- 
toren mit  je  5 Zimmern, 

in  dem  Hause  No.  10  die  Wohnungen  für  2 Inspek- 
toren und  den  Rendanten  mit  je  5 
Zimmern, 

in  dem  Hause  No.  2,  7 und  9 die  Wohnungen  für 
8 und  je  1 Unterbeamten  I.  Klasse  mit 
je  3 Zimmern  und  1 Kammer, 

, in  dem  Hause  No.  1,  3,  4,  11  bis  13  die  Wohnungen 

für  je  8 Aufseher  mit  je  2 Zimmern 
und  1 Kammer. 

Ein  weiteres  Haus  für  1 Arzt  und  3 Inspektionsbeamte 
ist  projektirt.  Alle  Dienstwohnungen  haben  Gärten. 

17.  Beaiiiteiii)ersoual. 

Beamte  im  Hauptamte  sind  vorhanden:  1 Direktor, 

2 evangelische  Geistliche,  5 Inspektoren,  1 Rendant,  6 In- 
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spektions-Assistenten,  5 ständige  Inspektioiisgehilfcii,  1 Lehrer, 
5 Oberaufseher,  2 Hausväter,  3 Werkmeister,  1 Küchen- 
meister, 1 Wasch-  und  Bademeister,  1 Maschinenmeister, 
1 Maschinist,  54  Aufsehei*,  16  ständige  und  8 nichtständige 
llülfsaufseher  und  2 Kanzleigehült'en.  Durch  Vertrag  sind 
angenommen:  1 Heizer  und  1 Barbier. 

Im  Kebenamte  sind  vorhanden;  2 Aerzte  und  1 katho- 
lischer Geistlicher. 


18.  Baukosten. 

Die  Baukosten  betrugen  für : 


Gefängniss  I 

.389132  M 

„ II  mit  Verwaltungsgebäude 

und  Kirche  . . . . 

603  295  „ 

n III 

418163  , 

« IV 

80500  „ 

Krankenhaus  

89  583  „ 

Koch-  und  Backlnius  . . . . 

94  864  „ 

Wasch-  und  Badehaus  .... 

106528  „ 

Lagei-schuppen,  Werkstätten,  Ställe 

u.  s.  w. 

63  757  „ 

Thorgebäude 

66718  „ 

Umwehrungen 

115200  „ 

Einebnungen,  Pflasterungen,  Chaus- 

sirungen  u.  s.  w 

130936  „ 

Bewässerungsanlage 

16  919  „ 

Entwässerungsanlage  

13  060  - 

Hierzu  Abfindung  an  die  Gemeinde 
Tegel  für  die  Emgemeindung  und 

Kanalisation 

90000  „ 

Nebenanlagen,  Brunnen,  Eiskeller 

s.  w.  . . . . . 

106  400  „ 

Dienstwohnungen 

374  000  „ 

Bauführungskosten 

122.366  „ 

Summa : 

2 881421  M. 

38 


Hierzu  treten  die  Kosten  für  die  Reguliruiig’  des  B.iu- 
piatzes  und  der  Werth  des  Bauplatzes  selbst,  der  hent  iin 
Durchschnitt  auf  4 bis  5 IVI.  für  1 qm  berechnet  werden 
kann,  sowie  der  Werth  der  aus  aufgelösten  alten  Anstalten 
übernommenen  Ausstattungsgegenstände. 


Yer^eltuiigsidee  Dud  Zweck^edankeii  im  Systeui 


Von  E.  S 1 c h a r t , Direktor  der  Württemberg.  Strafanstalt  Ludwigsburg. 


Nach  der  Kriminalstatistik  des  deutschen  Reichs  für 
das  Jahr  1897  trafen  auf  463  585  Personen,  welche  wegen 
Verbrechen  und  Vergehen  gegen  Reichsgesetze  verurtheilt 
Avorden  sind,  183843  d.  i.  39,66  “/o  Vorbestrafte,  und  zwnir 
waren  davon 

69681  d.  i.  15, — % durch  1, 

36  872  „ 7,9  „ „ 2, 

48168  „ 10,4  ,,  „ 3—5, 

29122  „ 6,3  „ n 6 mehr  Blnt- 

scheidungen  verurtheilt. 

Ein  noch  viel  anschaulicheres  Bild  von  der  Untvh’ksam- 
keit  unserer  Strafen,  insbesondere  der  Freiheitsstrafen, 
wird  aus  der  folgenden  Darstellung  gewonnen: 

Von  903  Strafgefangenen,  welche  in  dem  dreijährigen 
Zeiträume  von  1891/92  , bis  1893/94  aus  dem  Zuchthause 
Ludwigsburg  und  dessen  Nebenanstalt  auf  Hohenasperg 
entlassen  wmrden,  sind  innerhalb  fünf  Jahren  abermals 
218  d.  i.  24,1  % zu  Zuchthaus-, 

278  „ 30,8  „ „ (icfängnissstrafen, 

zusammen  496  d.  i.  54,9  % w egen  Verbrechen  und  Ver- 
gehen zu  Freiheitsstrafen  verurtheilt  worden. 

Der  Rückfall  trat  in  47,8  von  100  B'ällen  schon  im 
Laufe  des  ersten  Jahres  nach  der  Entlassung  ein.  B'ür 
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die  einzelnen  Verbrechensarten  berechnen  sich  folgende 
Rückfallsziffern : 

72.8  % für  Betrug  und  Fälschung, 

66.9  , „ Diebstahl,  Raub  und  Hehlerei, 

27,4  „ „ Sittlichkeits-Verbrechen, 

25.0  „ „ Verbrechen  gegen  Leib  und  Leben, 

20.0  „ „ Meineid, 

20,0  „ „ Brandstiftung. 

Die  Gesamintzahl  der  Strafen,  welche  auf  die  903 
Entlassenen  innerhalb  des  angegebenen  Zeitraumes  ent- 
fielen, beträgt 

2 Todes-, 

408  Zuchthaus-, 

640  Gefängniss-;, 

2003  Haft-  und 
83  G eld strafen , 

zusammen  3136  Strafen,  d.  i.  3,47  % auf  eine  Person  im 
Durchschnitt. 

Eine  Ziffer  von  unschätzbarem  Werthe,  wenn  aus 
ihr  die  richtigen  Folgerungen  gezogen  werden,  verdanken 
«’ir  einer  vor  Kurzem  durch  das  Kgl.  Preuss.  Ministerium 
des  Innern  veranstalteten  Zählung,  wonach  von  21 349 
befangenen  in  Preuss.  Strafanstalten,  welche  bereits  drei 
schwere  Vorstrafen,  d.  i.  Zuchthaus,  Gefängniss  oder  ver- 
scheärfte  Nachhaft  erlitten  haben,  nicht  weniger  als  20  090, 
d i.  20  von  21  sich  befanden,  über  welche  die  Gefängniss- 
Oberbeaniten  ihr  Urtheil  dahin  abgahen : „Rückfall  wahr- 
scheinlich wegen  Un Verbesserlichkeit“. 

Dass  an  solchen  Zuständen  durch  die  mit  Bundesraths- 
beschluss vom  28.  Oktober  1897  zwischen  den  Regierungen 
der  deutschen  Bundesstaaten  vereinbarten  Grundsätze  über 
den  Vollzug  gerichtlicher  Freiheitsstrafen  ün  Wesentlichen 
nichts  geändert  oder  gebesseit  werden  wird,  folgt  schon 
daraus,  dass  er-wähnte  Vorschriften  fast  ausschliesslich  in 
Bestimmungen  reglementärer  Natur  bestehen,  welche  in 
ihrer  grossen  Mehrzahl  bisher  schon  Gemeingut  aller 
deutschen  Strafanstalten  gewesen  sind. 


Auch  darüber  wird  von  keiner  Seite  ein  Zweifel 
i-eäussert  werden  wollen,  dass  jener  schreiende  Missstand, 
den  wir  in  der  Schwäche  und  Unwirksamkeit  der  am 
liäufigsten  zur  Anwendung  kommenden  Freiheitsstrafe  zu 
erblicken  haben,  baldigste  Abhülfe  als  dringende  Noth- 
wendigkeit  erscheinen  lässt. 

Um  Wandel  zu  schaffen,  handelt  es  sich  vor  Allem 
darum,  die  Ursachen  des  Uebels  zu  ergründen. 

IMit  dieser  Aufgabe  beschäftigt  sich  eine  von  mir 
schon  im  Jahre  1891  in  der  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Strafr.-Wiss. 
(Bd.  XI,  S.  478  ff.)  veröffentlichte  Arbeit,  betitelt:  „Die 
Reform  der  Freiheitsstrafe  nacli  deutschem  Re«'ht“. 

Ich  habe  in  diesem  Aufsatze  den  Beweis  zu  führen 
gesucht,  dass  die  Gerechtigkeits-  oder  Vergeltungstheorie 
in  der  Strafzumessung  wie  in  der  Strafvollstreckung  auf 
unüberwindliche  Schwierigkeiten  stösst,  dass  wir  diesen 
Hindernissen  die  unzählbaren  i^Iisserfolge  im  Strafen  zu 
danken  haben,  und  dass  eine  gründliche  und  anhaltende 
Besserung  dieses  traurigen  und  gefährlichen  Zustandes  nur 
von  der  Annahme  und  Durchführung  des  Zweckgedankens 
in  allen  Stadien  der  Strafe,  d.  i.  in  der  gesetzlichen 
Androhung,  in  <ler  Rechtsprechung  und  im  Vollzüge  sich 
erhoffen  lasse. 

Die  Hauptgedanken  der  oben  angezogenen  Abhandlung 
lassen  sich  in  die  folgenden  Sätze  zusammenfassen : 

Die  Aufgabe  des  Staates,  das  Verbrechen  mittels  der 
Strafe  zu  bekämpfen,  vermag  nur  durch  ein  einmüthiges, 
zielbewusstes  Zusammenwirken  von  Gesetzgebung,  Recht- 
sprechung und  Strafvollzichnng  erfüllt  zu  werden. 

Die  Strafdrohung  richtet  sich  gegen  künftige  (mögliche) 
Hissthaten,  die  Strafverhängung  wie  der  Strafvollzug 
beschäftigt  sich  mit  dem  gegenwärtigen  (wirklichen) 
Uebelthäter. 

Der  l\[assstab  für  die  erstgenannte  (gesetzgeberische) 
Thätigkeit  oder  für  die  Strafdrohung  ist  die  Grösse  der 
Gefahr  für  den  rechtlichen  Zustand,  womit  dieser  durch 
das  Verbrechen  bedroht  wird.  (Feuerbach,  Lehrb.  des 
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peiiil.  Kechts  § 10;-})  oder  wie  Hier  in  g sich  iiusthdickt, 
„Die  Gefährdung  der  Lebensbedingungen  der  Gesellschaft“. 

Innerhalb  der  durch  das  Gesetz  für  die  verschiedenen 
Deliktsarten  gezogenen  Strafgrenzen  ist  die  Persönlichkeit 
des  Rechtsbrechers,  seine  gesetzwidrige  Gesinnung,  wie  sie 
in  der  Art  und  Weise  des  von  ihm  ausgeführten  Angriffes 
zum  Ausdruck  kommt,  mit  anderen  AVorten  die  Gefähr- 
lichkeit des  Thäters  zu  berücksichtigen.*) 

Danach  haben  wir  zu  unterscheiden  zwischen  gefähr- 
lichen und  nicht  gefährlichen  Verbrechern.  Den  höchsten 
Grad  subjektiver  Gefährlichkeit  bildet  die  Unverbesser- 
lichkeit.  AA^ährend  die  Gefährlichkeit  des  Thäters  das 
Hass  (Dauer)  seiner  Strafe  bestimmt,  beeinflusst  die  Un- 
verbesserlichkeit zugleich  die  Art  dieser  Strafe,  insofern 
diese  letzterwähnte  Eigenschaft  die  Verfolgung  des  mit 
dei  gewöhnlichen  oder  ordentlichen  Strafe  verknüpften 
ßessei  ungszweckes  selbstverständlich  ausschliesst  und  eine 
\oizugsweise  auf  Abschreckung  des  A^erbrechers  und  auf 
‘Siehei’stellung  der  Gesellschaft  abzielende  Straf behandlung 
a s einzig  zweckdienliches  Mittel  zur  Verbrechensbekämpfung 
ci’sclieinen  lässt. 

Das  Gesetz  sollte  daher  als  die  ordentliche  oder 
esserungsstrafe  das  Gefängniss  und  als  ausserordentliche 
reiheitsstrafe  für  Incorrigible  das  Zuchthaus  mit  der 
. assgabe  bestimmen,  dass  diese  letztere  Strafart,  weil 
nveibesserlichkeit  zugleich  den  höchsten  Grad  sulijektiver 
c ährlichkeit  bedeutet,  in  jedem  Falle  in  der  für  die 

. Aft.  90-93,  d«s  buyr.  Str.-Ü.-B.  von  1813, 

w Strafbarkeit  des  An^ekla«*ten  tlieils  nacli  der 

cta  enlieit  der  zu  bestrafondeii  Handlung  (das  ist  iiacli  der 

befürchtenden  Rechtsverletzung 
OeT  h nach  der  Ausdehnung  der  Beschädigung  und 

lu  e 1 **'®^*®  '***'*^*'  Drösse  der  Gesetzwidrigkeit  des  Willens, 
der  C ß®2*ehung  ist  in  der  Anin.  z.  Art.  91  beigefügt,  dass  aus 
Sei  ‘ ^*^*^*’**^  "'ichlicheu  Rechtsverletzung  oder  des  bevorstehenden 
liSh'  Gefahr  der  böse  Wille  des  Rechtsbrechers  in 

crem  Masse  hervorlenchte  ninl  dadurch  s(m’iic  höhere  Strafbarkeit 
begründet  werde. 
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betreflondo  iJeliklsart  j>esetzlicli  iiormiilen  llnftdaiier  zui‘ 
Anwendung'  gebraclit  werden  müsse. 

Wie  aus  diesen  Forderungen  erliellt,  halte  ich  für 
eine  notlnvcndigo  Vorbedingung  wirksamen  Strafens  eine 
Abänderung  des  gegenwärtigen  Strafensystems. 

Die  gleiche  Anscliauung  vertritt  Professor  Dr.  van 
0 a 1 k e r - Strassburg  in  einem  von  ihm  ausgearbeiteten 
Vortrage  über:  Vergeltungsidee  und  Zweekgedauken  im 
System  der  Freiheitsstrafen,  abgedruekt  in  Hand  XXXIII, 
S.  8:5  ff , der  Hl.  f.  (lef.-K. 

Wälirend  ich  den  einzigen  Ausweg  aus  den  Wirr- 
nissen der  (Gegenwart  in  der  Verwirklichung  des  Zweck- 
gedankens erblicke,  bringt  van  Calker  eine  Aenderung  des 
Strafensystems  in  Vorschlag,  wie  eine  solche  .sich  nach 
seiner  IJebei'zeugung  aus  einer  „FaitwickcUmg  und  Ver- 
tiefung der  Vergeltungsidee ergeben  soll. 

Von  der  Entscheidung  für  den  einen  oder  anderen 
der  beiden  Gegensätze,  Vergeltungsidee  oder  Zweck- 
gedanken, hängt  die  künftige  Kevision  unseres  Strafgesetz- 
buchs und  damit  aufs  Innigste  die  zukünftige  Gestaltung  der 
Freiheitsstrafe  ab.  Aus  diesem  Grunde  hat  der  Verein 
deutscher  Strafanstaltsbeamten  nicht  nur  ein  volles  Recht, 
sondern  zugleich  auch  eine  ernste,  dringende  Verpflichtung, 
sich  an  dem  seit  Langem  entl>rannten  Streite  über  die 
unserem  künftigen  Strafgesetze  zu  gebende  Grundlage  zu 
betheiligen 

Heute  und  so  lange  der  Gesetzgeber  die  Strafe  nicht 
zu  einer  scharfen  Angriffswaffe  gegen  das  Verbrecherthum 
wird  uingestaltct  haben,  können  wir  jede  Verantw'ortung 
für  die  Misserfolge  der  Freiheitsstrafe  mit  gutem  Gewissen 
ablehnen.  Diese  unsere  Schuldlosigkeit  würde  aber  in 
Wegfall  koninien,  wenn  Itei  der  bevorstehenden  Revision 
unseres  Strafgesetzbuchs  der  Gesetzgeber  den  veralteten 
Standpunkt  der  V'’ergeltung  festhalten  und  wir  nicht  zuvor 
Alles  aufgeboten  haben  wdirden,  dem  Zw'cckgcdanken  die 
verdiente;  Stellung  im  Strafrechte  zu  verschaffen. 
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Nadideiii  idi  in  einem  durch  die  Hl.  f.  Gef.-Kunde 
13d.  XXXI S.  3 ff.  veröffentlichten  Aufsatz,  betitelt: 
„Die  neuen  Hausordnungen  für  die  Württembergische  Straf- 
anstalten“ einen  Aufruf  zu  littcrarischem  Meinungaustausch 
über  jene  Kardinalfrage  habe  ergehen  lassen,  will  ich 
zunächst  selbst  in  die  Reihe  der  Kämpfer  eintreten,  indem 
ich  es  unternehme,  den  oben  ei’Avähnten  Vortrag  van 
Calkers  einer  eingehenden  Prüfung  und  gewissenhaften 
Kiitik  vom  Standpunkte  des  Praktikers  aus  zu  unterziehe)!. 
Ich  vei'folge  dabei  den  vom  genannten  Autor  in  seine)’ 
Abhandlung  eingeschlagenen  Gedankengang. 

Nachdem  derselbe  die  Reforinbedürftigkeit  unseres 
Strafgesetzbuchs  unter  Anführung  der  dafür  sprechenden 
Gründe  unbedingt  anerkannt  hat,  giebt  er  den  Inhalt  der 
beiden  Leht-en,  welche  sich  die  Herrschaft  im  Strafrecht 
gegenseitig  streitig  machen,  an  der  Hand  des  v.  Liszt’schen 
hehrbuchs  des  Deutschen  Strafrechts  (9.  Aufl.)  in  folgenden 
Sätzen  kund: 


Nach  der  Vergeltungstheorie  wird  der  Verbrecher 
gestraft,  weil  er  verbrochen  hat.  In  seiner  Willens- 
I ei  heit  wurzelt  seine  Schuld,  die,  an  dem  ethischen 
Werthurtheil  gemessen,  an  der  Strafe  ihre  Gleichung  findet, 
le  Aufgabe  der  Strafe  liegt  demnach  in  der  Bewährung 
er  Rechtsoi’dnung  und  der  sittlichen  Anschauungen,  auf 
enen  diese  beruht,  also  in  der  Generalprävention,  nicht 
ä er  oder  doch  nur  in  zweiter  Linie,  in  ilu’er  Einwirkung 
äu  den  Verbrecher  oder  in  der  Spezialprävention. 

Nach  der  soziologischen  Auffassung  dagegen  ist  das 
er  rechen  eine  sozial-pathologische  Erscheinung.  Seine 
^ urzel  liegt  nicht  in  dem  freien  Wilien  des  Thätei’s,  son- 
ern  in  den  ihn  von  der  Geburt  an  umgebenden  äusseren 
Verhältnissen,  dem  „„tilint  social“. 

Mit  dem  Begi-iff  der  Willensfreiheit,  die  uusern  Denk- 
muss  der  Begriff  der  Zurechnung.s- 
« gikeit  und  der  Schuld,  mit  deni  Begriff  der  Schuld  der  der 
ossen  Vei’geltung  fallen.  An  die  Stelle  der  Schuld  tritt 
•e  (urch  das  Vej’bi’cchen  bewiesene  Gefährlichkeit  füi’  die 
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(icsellsc-luift,  an  die  Steile  der  Vergeltungsstrafe  die  Zweck- 
strafe, welche  ich  in  Mass  und  Art  nach  der  Eigenart 
des  Verbrechers  richtet,  die  sie  durch  Zufügung  eines  Uebels 
von  der  zukünftigen  Begehung  weiterer  Verbrechen  ab- 
halten will. 

Dann  Hesse  sich  vielleicht  noch  weiter  anfiigen:  Die 
Klassiker  legen  das  Hauptgewicht  auf  das  in  der  Strafe 
liegende  Leid  und  Uebel,  den  Praktikern  'dagegen  ist  gerade 
dieser  Inhalt  der  Strafe  etwas  Anstössiges,  das  sie  gern 
überwinden  möchten  durch  passende  Ersatzmittel.  Sie 
billigen  die  Leidszufügung,  als  etwas  an  und  für  sich  Un- 
moralisches, nur  um  des  hohen  Zweckes  willen,  der  in 
anderer  Weise  nicht  erreicht  werden  kann.  Die  Klassiker 
erblicken  in  der  Leidzufügimg  die  Erfüllung  eines  göttlichen 
Ciebots,  wir  dagegen  ein  nothwendiges  Uebel,  das  seinen 
Grund  in  der  menschlichen  Unvollkommenheit  hat  und  in 
dieser  seine  Rechtfertigung  findet,  so  lange  nicht  die  fort- 
schreitende Bildung  uns  genügenden  Ersatz  für  dessen 
Nicht- Anwendung  bietet. 

An  die  Darstellung  der  beiden  Straftheorien  kniipft 
van  Calker  die  beiden  Fragen: 

Wird  der  Gegensatz  zwischen  Vergeltungsidee  und 
Zweckgedanken  in  absehbarer  Zeit  schwinden? 

Kann  und  soll  die  Gesetzgebung  auf  diesen  Zeitpunkt 
warten  ? 

Beide  Fragen  werden  von  ihm  verneint. 

Als  die  gewichtigsten  Hindernisse  einer  Ausgleichung 
der  bestehenden  Gegensätze  betrachtet  van  Calker  den 
nicht  zu  schlichtenden  Streit  über  Willensfreiheit,  ferner 
den  Umstand,  dass  der  Zweckgedanke  die  Spezialprävention 
als  das  für  die  Bestimmung  der  Strafe  massgebende  Prinzip 
aufstellt  und  so  zu  der  Idee  der  gerechten  Vergeltung  und 
damit  zu  dem  Gedanken  der  Generalprävention  in  einen 
prinzipiellen  Widerspruch  geräth. 

Ich  vermag  in  dei‘  Verschiedenheit  der  Ansichten  über 
Willensfreiheit  durchaus  nicht  die  Kluft  zu  erblicken,  welche 
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eine  EiiiiguJijij  zwischen  den  Aiihtiiiji'ci’ii  der  beiden  wich- 
tijrsten  .Sfraftheorien  fCu-  alle  Zeif  verhindern  sollte. 

Wenn  auch  die  Vei’geltunftsstrafe  den  Indeterminismus 
zur  nothwendigen  Voranssetznng  hat,  so  erscheint  doch 
andererseits  auch  der  Zweckgedanke  als  recht  wohl 
\ei einbar  mit  dom  Glauben  an  die  Willensfreiheit,  wie 
uns  Prins  belehrt,  welcher,  obwohl  er  die  Grundlage  der 
Verantwortlichkeit  und  damit  der  Strafe  in  der  Freiheit 
des  Willens  erblickt,  dennoch  keinen  Anstand  nimmt,  als 
Zweck  der  Strafe  die  Vertheidigung  und  den  Schutz 
der  gesellschaftlichen  Interessen  zu  bezeichnen  und  die 
lorderung  aufzustellen,  dass  natdi  dem  Zweck  der  Strafe 
sich  Art  und  Mass  ihrer  Anwendung  zu  bestimmen  habe. 
(Zeitschr.  f.  d.  ges.  Strafr.-Wiss.  Bd.  XX,  S 5.) 

Durch  seinen  indeterministischen  Standpunkt  braucht 
sich  daher  Niemand  abhalten  zu  lassen,  dem  Zweckgedanken 
im  Strafrechte  zu  huldigen,  wogegen  allerdings  jeder 
Determinist  von  der  grossen  Gemeinde  ausgeschlossen  ist, 
'Reiche  durch  den  Glauben  an  die  Freiheit  des  mensch- 
lichen Willens  verbunden  ist.  Im  Gegensatz  zu  dieser 
urch  ein  den  Denkgesetzen  widersprechendes  Dogma 
gebundenen  Gemeinschaft  erfreut  sich  die  Gesellschaft  der 
sogenannten  Praktiker  voller  Glaubens-  und  Gewissens- 
leiheit  gegenüber  der  vielbestrittenen  Lehren,  die  ihren 
usdiuck  in  dem  Gegensatz  von  Determinismus  und 
bideterminismus  findet. 

Freilich  kann  der  in  solcher  Freiheit  liegende  .Segen 
sich  in  Fluch  verwandeln,  wenn  der  ihr  Huldigende  durch 
eine  verkehrte  Gesetzgebung  gezwungen  wird,  als  Richter 
■ rafen  auszusprechen  und  auszumessen  nach  einem  seiner 
e ei Zeugung  nach  falschem  Massstabe,  oder  als  Arzt  ein 
^^iitachten  abzugeben  über  das  Vorhandensein  freier  Willens- 
lestimniung.  Die  Ausstossung  des  Vei'geltungsgedankens 
•ms  der  Gesetzgebung  würde  die  Befreiung  der  Geister 
on  einem  durch  die  Wissenschaft  längst  bewiesenen  Aber- 
e auben  befreien,  ohne  dass  dadurch  jenen  zu  nahe  getreten 
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würde,  die  sich  bisher  in  dessen  Bnnden  glüeklic-h  juel'ühlt 
liaben  und  diese  deslialb  ni(tht  abznstreif'en  f't^sonnen  sind. 

Von  nnglcieli  grösserer  Bedeutung  als  Hinderniss  einer 
Aussöhnung  der  beiden  Hauptrielitnngeti  der  Strafreehts- 
lehre  erscdieint  die  Verschiedenheit  der  Auflassung  von 
(Bund  und  Wesen  der  Strafe,  welclic  van  Cal k er  (S.  96) 
in  folgender  Weise  kennzeichnet: 

„Der  Anhänger  der  Vergeltungsidee  fordert  nicht  nur, 
dass  die  Str.ife  Vergeltung  sei,  er  fordert  vielmehr,  dass 
sie  gerechte  Vergeltung  sei,  d.  i.  dass  das  den  Verbrecher 
in  der  .Strafe  treffende  Uebel  der  Schwere  seiner  Ver- 
schuldung entspreche,  dass  sie  dieser  pi-oportional  sei.“ 

„Der  Anhänger  der  Zweckstrafe  leistet  auf  die  Ver- 
wendung der  (Gerechtigkeit  als  eines  selbstständigen  Be- 
griffes Verzicht.  Die  Strafe  ist  gerecht  (v.  Liszt),  wenn 
und  soAveit  sic  noth wendig  und  zweckmässig  ist.“ 

Ich  halte  diesen  (Gegensatz  nicht  für  unlösbar.  Die 
Aufgabe  der  angestrebten  Kevision  unserer  .Stiafgesetz- 
gebung  liegt  in  Beantwortung  der  Frage:  Wie  lässt  sich 
die  strafende  Thätigkeit  des  .Staates  wii-ksamer,  d.  i.  zweck- 
mäs.siger  gestalten?  Darauf  erhalten  wir  von  der  Ver- 
geltimgslehre  keine  befriedigende  Antwort.  Eine  solche 
kann  nicht  in  der  Umschreibung  des  Wortes  „.Strafe“  mit 
„Vergeltung“  oder  „gerechter  Vergeltung“  gefunden  werden. 
Das  „quia  pircatuin  cst‘  ist  eine  ErAvidernng  auf  die  Frage: 
„Warum?“  nicht  auf  die  von  uns  aufgeworfene  Frage: 
„Wie?“  Zweckmässiges  .Strafen  setzt  einen  ZAveck  voraus. 
Ein  solcher  liegt  aber  nicht  in  der  Vergeltung,  auch  nicht 
in  der  gerechtesten  Vergeltung,  da  Strafe  und  Vergeltung 
gleichbedeutende  Worte  sind,  wie  z.  B.  Essen  und  Nahrungs- 
aufnahme. Wie  essen  wir  richtig?  Diese  Frage  kann 
nicht  anders  als  durch  Eingehen  auf  den  Zweck  des  Essens, 
d.  i.  der  Körperernährnng,  und  nicht  mit  Umschreibung 
von  Essen  in  .Speiseaufnahme  beantwortet  werden. 

Die  .Strafe , nur  als  Vergeltung  gedacht , ist  eine 
Handlung  ohne  Zweck  und  darum  „ein  ebensolches  Unding 
wie  eine  Wirkung  ohne  Ursache“  (Ihering,  der  ZAveck  im 


Recht  Hel.  I,  S.  14).  Sic  kann  aus  dum  angegebenen 
Grunde  muht  zweokmä.ssig  wirken,  sie  kann  kein  ver- 
nünftiges Ziel  erreichen,  weil  .sie  sieh  überhaupt  kein  Ziel 
steckt  sondern  mir  Vergeltung,  d.  i.  Leidszufügung  .sein  will 
Durch  das  laute  Begehrer.  des  Volks  nach  wirk- 
samerer odei  zweekmässigerer  Verbrechensbekämpfung 
einerseits  und  durch  die  Ohnmacht  und  Hilflosigkeit  der 
reinen  Vergeltungsstrafe  andererseits  wird  der  Gesetzgeber 
mit  unwiderstehlicher  Gewalt  zur  Zweckstrafe  hingedrängt, 
eren  Devise  lautet:  „ne  pcccrfnr-  oder  „Vertheidigung 
und  Schutz  der  gesellschaftlichen  Interessen“.  ^ 

V . besteht  allerdings  ein  Gegensatz  zwischen 

«•geltungsidee  und  Zweckgedanken,  wie  er  kaum  grösser 

Cal k er  jedoch  ist  die  Aus- 

g echte  Strafe  müsse  der  Schwere  der  Tliat  (S  97  u 1011 

Nachsatz  (S  101)  folgen  lä.sst:  „Die 

geschieht  nach  einem  doppelten 

objektiven  und  nach  einem 

dp«  - Woment  liegt  in  dem  Werth 

di«  ^'®^'el^”nKsweise  gefährdeten  Rechtsgute.s, 

IntPn«  ?"??'"®  concrete  That  bezeugten 

ntensitat  der  verbrecherischen  Gesinnung“. 

flf'rselbe  Weg.  den  die  Praktiker 
stimm.. Erreichung  des  Zweckgedankens,  Be- 
Rechfs"?!  des  Wasses  der  Strafe  nach . der 

liclilfp-r'^'”^^^*  begründeten  Gefähr- 

RpphJ  • . ® ';^i’'^^’ecJiei’ischeii  Angriffes  wie  nach  der 
cliimii  '”id  Gefährlichkeit  des  Uebelthäters,  und 

bewie.s"^'!^  Riobtigkeit  von  Liszt’s  Behauptung 
auch  v^’  nothwendige  und  zweckmässige  Strafe 

solchp-'pf*^'-^^^^”'  '^^^  können  aber  auch  auf  Grund 

(lass  w'. Ealker  das  Zugeständniss  machen, 
als  ..Afl*  ^ ^ ffofechte  Strafe,  wie  er  sich  dieselbe  vorstclit. 

’^'^d  zweckmässig  gelten  lassen. 

''^tftllc'fs^ü  bestreitet  zwar  an  einer  anderen 

' • - 7 u.  98),  dass  sich  die  Begriffe  „Notliwendigkeit“ 
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iiiicl  „f}ereobtij>keit“  decken.  Er  geht  jedoch  dabei  von 
der  irrigen  Voruussetznng  aus,  dass  von  den  Praktikern 
indem  sie  die  Spezialpräveniion  als  massgebendes  Prinzip 
in  den  Vordergrund  stellen,  die  Nothwendigkeit  und  Zweck- 
mässigkeit prinzipiell  vom  Standpunkte  des  einzelnen 
Falles  erwogen  werde,  was  der  Idee  der  gerechten  Ver- 
geltung und  damit  dem  Gedanken  der  Generalprävention 
widerstreite. 

Heiderlei  Behauptungen  sind  unzutreffend;  Wie  schon 
oben  angedeutet,  stellt  die  positive  Schule  zwei  Momente 
auf,  nach  denen  der  Gesetzgeber  die  Strafen  zu  bestimmen 
habe ; den  objektiven  Werth  des  verletzten  Rechtsgutes 
und  die  sid)jektive  Gefährlichkeit  des  Rechtsbretdiers.  So 
sagt  Ihering  a.  a.  O.  (S.  491  ff.):  „Der  Massstab,  nach 

dem  der  Gesetzgeber  den  Charakter  des  Verbrechens  (als 
Gefährdung  der  Lebensbedingungen  der  Gesellschaft) 
bemisst,  ist  nicht  die  concrete  Gefährlichkeit 
der  einzelnen  Handlung,  sondern  die  abstrakte 

der  ganzen  Kategorie  von  Handlungen Das 

Strafrecht  zeigt  uns  überall  eine  Alistufung  der  Strafe  nach 
Verschiedenheit  der  Verbrechen  ....  Der  Gesichtspunkt 
der  Gefährdung  der  Lel>ensbedingungen  der  Gesellschaft 
schliesst  zwei  der  Abstufung  fähige  und  damit  für  die 
legislative  Strafzumessung  zu  beachtende  Momente  in  sich. 
Die  Lebeusl)edingungen  — nicht  alle  stehen  in  Bezug  auf 
ihre,  Dringlichkeit  auf  einer  Linie,  die  einen  sind  wesent- 
licher als  die  andern  — und  die  Gefährdung  — nicht  jede 
Verletzung  derselben  gefährdet  die  Gesellschaft  in  gleicher 
Weise.  .Te  höher  uns  ein  Gut  steht,  desto  mehr  nehmen 
wir  Bedacht  auf  seine  Sicheiung  ....  ^Der  Tarif  der 
Strafe  ist  der  Werthmesser  der  sozialen  Güter  ....  Wie 
hoch  steht  das  iMenschenleben,  die  Ehre/  die  Freiheit,  das 
Eigen thum,  die  Ehe,  die  Sittlichkeit,  die  .Sichei’heit  des 
Staates  u.  s.  w.  ? Schlage  das  Strafgesetzbuch  auf,  und  du 
wirst  es  finden“. 

„Zu  dem  objektiven  jMoment  des  bedrohten  Guts  auf 
Seiten  der  Gesellschaft  gesellt  sich  auf  Seiten  des  Ver- 
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brechers  noch  das  subjektive  Moment  der  aus  seiner  Willens- 
bestimmuiif^  und  die  Art  der  Ausfüliruiif!;  des  Verbrechens 
sich  ergebenden  Gefährlichkeit  desselben  für  die  Gesell- 
schaft hinzu.  Nicht  jeder  Verbrecher,  der  dasselbe  Ver- 
brechen begeht,  gefährdet  sie  in  gleicher  Weise.  Von  dem 
rückfälligen  Verbrecher  oder  dem  Gewohnheitsverbrecher 
hat  die  Gesellschaft  mehr  zu  fürchten  als  von  dem 
Neuling  im  Verbrechen,  von  dem  Komplott,  von  der  Bande 
mehl  als  von  dem  Einzelnen,  die  Verschlagenheit  droht 
ihi  in  höherer  Gefahr  als  der  Jähzorn,  der  Vorsatz  als  die 

Fahrläs-sigkeit“. 

Nun  frage  ich:  Liegt  in  solcher-  Forderung,  dass  die 
'Süafandrohung  sich  nach  dem  Werthe  des  Rechtsgutes  richte, 
nicht  auch  die  von  van  Calker  gewünschte  Wahrung  und 
Duichsetzung  der  ethischen  Werth  an  schau  un  gen  und  zu- 
gleich auch  die  Bewahrung  der  Rechtsordnung?  Aus 
solchei  Abschätzung  der  sozialen  Güter  gewinnen  wir 
zunächst  die  Strafgrenzen  für  die  Deliktsarten  und  erst 
innerhalb  derselben  suchen  wir  die  für  den  einzelnen  Fall 
geeignete  Strafe.  Demnach  ist  auch  für  uns  in  erster  Linie 


n]as.^ebeiid  die  Schwere  des  Verbrechens,  nicht  die  Per- 
^nlichkeit  des  Verbrechers.  Sonach  lässt  sich  der  von  van 
alkei  gegen  den  Zweckgedanken  erhobene  Vorwurf,  dass 
eiselbe  die  Spezialprävention  als  das  für  die  Bestimmung 
ei  Strafe  in  Gesetz  und  Uitheil  massgebende  Prinzip 
■lufstelle,  nicht  weiter  aufrecht  erhalten.  Die  Straf- 
lohungen  eines  in  unserm  Sinne  verfassten  Strafgesetz- 
uches  würden  sich  gewiss  von  denen  des  dermalen 
ge  tenden  Strafgesetzes  wenig  unterscheiden,  die  unter 
era  Gesichtspunkte  der  Zweckmässigkeit  und  Nothwendig- 
'eit  erkannten  und  vollzogenen  Strafen  würden  sicherlich 
gegen  die  „gerechte“  Striife  nicht  an  Strenge  und  Ernst 
zuriiekstehen,  jedenfalls  aber  sie  an  Wirksamkeit  weit 
u ert^effen.  Die  Generalprävention  wdrd  durch  kräftige 
‘ Pezialprävention  nur  gestärkt,  und  lässt  sich  kein  Grund 
eil  en,  weshalb  eine  unter  Berücksichtigung  der  Indivi- 
“'■dität  des  Verbrechers  erkannte  und  vollstreckte  Strafe 
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auf  die  Gesammtheit  der  Bürger  nicht  \venigsten.s  in  gleich 
hohem  Grade  absihreckend  ein  wirken  sollte,  Avie  eine 
angeblich  dem  Verschulden  des  üebelthäters  entsprechende 
Strafe.  Einen  Beweis  für  die  Eichtigkeit  dieser  Vermuthung 
eiblieke  ich  in  dem  Unwillen  und  Verdruss,  welche  dem 
redlich  und  rechtlich  gesinnten  Bürger  duich  die  tagtäglich 
vorkommenden  allzu  milden  Urtlieile  gegen  Verbrechen 
wider  Leib  und  Leben,  gegen  das  gewohnheits-  und 
gewerbsmässige  Verbreclierthum,  durch  die  nach  Tausenden 
zählenden,  nutz-  und  sinnlosen  Bettelstrafcn  bereitet  wird. 
Endlich  sojlte  doch  auch  nicht  übersehen  werden,  dass 
(Gewinnung  eines  Verbrechers  für  Recht  und  Ordnung 
durch  rationelles  Strafen  von  viel  grösserer  Bedeutung 
für  die  Gesellschaft  ist,  als  die  Wirkung  einer  noch  so 
gerechten,  aber  unzweckmässigen  Strafe  für  die  vielen 
Tausende  von  Bürgern,  welche  nicht  verbrecherisch  ver- 
anlagt sind,  und  von  Avekdien  dem  Staate  ohnehin  keine 
(iefahr  droht. 

Die  von  van  Calker  aufgeworfene  Frage,  ob  für  ab- 
sehbare Zukunft  eine  aufrichtige  Einigung  zwischen  den  An- 
hängern der  absoluten  und  der  relativen  Straftheorie  zu  er- 
hoffen sei,  will  ich  vorerst  unbeantwortet  lassen.  Dagegen 
stimme  ich  mit  ihm  vollkommen  darin  überein,  dass  eine 
Revision  unseres  Strafgesetzbuches  nothwendig  sei,  und 
dass  der  Gesetzgeber  trotz  des  Widerstreites  jener  Lehr- 
meinungen sich  für  den  einen  oder  andern  Standpunkt 
entscheiden  müsse.  Wie  van  Calker  die  Vergeltungsstrafe 
von  seinem  wissenschaftlichen  Standpunkte  aus  dem  Gesetz- 
geber empfiehlt,  so  Averde  ich  durch  meine  Uebei’zeugung 
von  der  NotliAvendigkeit  und  Nützlichkeit  der  ZAveckstrafe 
gezAvungen,  das  ^Vort  zu  deren  Gunsten  zu  führen. 

Angesicht  des  von  van  Calker  auf  S.  101  gemachten 
Zugeständnisses,  „dass  die  Vergeltungsidee  in  der  GegeiiAvart 
steril  geworden,  dass  sic  aus  ihrem  Prinzip  heraus  keine 
Mittel  Amrzuschlagcn  wisse,  die  z<i  einer  wirksamei'en 
Bekämpfung  der  Kriminalität  tauglich  erscheinen“,  will  es 
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uns  iils  ein  unlöslicher  Widerspruch  ei-.scheineii,  wenn  van 
Calker  es  versucht,  die  der  Revision  unseres  Strafgesetz- 
buches gestellte  Aufgabe  mit  demselben  Prinzip  bekämpfen 
zu  wollen,  das  sich  im  Kampf  gegen  das  Verbrechen  so 
flciiig  bewähit  hat,  und  das  wie  später  gezeigt  werden 
soll,  um  überhaupt  etwas  Praktisches  zu  leisten,  sich  selbst 
verleugnen  und  Aushülfe  in  Ausnahmen  su<-hen  muss,  welche 
sich  nur  durch  das  entgegengesetzte  Prinzip  begründen 
hissen,  welchem  vor  Allem  der  Umstand  zur  Empfehlung 
dienen  sollte,  dass  es  nie  versagt  und  in  keinem  Falle 
gezwungen  ist,  eigne  Blösse  mit  fremder  Kleidung  zu  ver- 
decken. van  Calker  bringt  als  Gründe,  welche  die  Gesetz- 
»e  er  von  der  Annahme  des  Zweckgedankens  abhalten 
sollen  ein  Doppeltes  vor.  Einmal  fordert  nach  seiner 
Ansicht  die  Vergeltungsstrafe  eine  Weiterbildung,  eine 
eform,  und  nicht  eine  Revolution:  zum  andern  wird  die 
em  Gesetzgeber  zugemuthete  Stellungnahme  gestützt  durch 
le  im  Volke  lebenden  Rechtsanschauungen,  die  an  den 
überlieferten  Werthurtheilen,  den  Begriffen  Schuld  und 
'•  bne  einstweilen  jedenfalls  noch  festhalten.  (S.  100.) 

Dagegen  lässt  sich  wohl  mit  Grund  Folgendes  ein- 
^cncen.  Die  Annahme  eines  Prinzipes,  welches,  wie  das 
er  weckstrafe  zu  Grund  liegende,  bereits  in  verschiedenen 
• aterien  unseres  Strafgesetzbuchs,  wie  z.  B.  in  den  Be- 
simmungen  über  vorläufige  Entlassung,  über  ßückfalls- 
l^es  1,1  bedingte  Verurtheilung,  Zwangserziehung,  Nach- 
zü  r ^ ^ vlurch  seine  absolute  Richtigkeit  und  vor- 
gicie  Biauchbarkeit  die  Gerichte  füi’  sich  gewonnen  und 
^nei  •eimiiiig  und  Geltung  gefunden  hat,  das  ferner  von  van 
Ref  i'i  der  Mehrzahl  seiner  später  zu  besprechenden 

eni  angenommen  und  durch  diese  letzteren 

Polen  wird,  ivird  auch  auf  seinem  weiteren  Triumph- 
sond  •'^''elutionäreii  Charakter  an  sich  tragen, 

<lurd"V^^''  endlichen  Sieg  über  die  Gesetzgebung  einfach 
bedei\  ^*^i^eht  des  Gedankens  vollenden.  Ueberdies 
^«eck^^  Uebergaiig  von  der  Vergeltungsidee  zum 
'.^ed.anken,  wie  später  gezeigt  worden  wird,  durchaus 
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nicht  einen  unvciinittelten  gewaltsamen  SiM'ung  von  oinein 
Extrem  znm  andern,  sondern  vielmehr  einen  natnrgemässen 
Entwicklnngsgang  und  gesnnden  Fortschritt. 

Weiter  wiid  sich  wtder  vom  wissenscliaftlichen  noch 
vom  praktischen  Standpunkt  aus  bestreiten  lassen,  dass 
einmal  erkannte  Irrthümer,  nainentlic-h  solche,  welche 
Schaden  und  Unheil  stiften,  und  wären  sie  dem  Volke 
noch  so  sehr  ans  Herz  gewachsen,  keine  Existenz- 
berechtigung haben  und  keine  Schonung  verdienen,  viel- 
mehr im  allgemeinen  Interesse  von  der  Wissenschaft 
bekämpft  und  durch  die  (Gesetzgebung  zum  Wöhle-  des 
Staates  beseitigt  werden  müssen.  Allerdings  lässt  sich 
nicht  bestreiten,  dass  unser  Volk  noch  am  Rache-  und 
Vergeltungsgedanken  festhält,  ebenso  zweifellos  aber  ist  es 
auch,  dass  es  die  demselben  entfliessenden  Urtheile  in  recht 
vielen  Fällen  nicht  begreift  und  versteht,  ja  manchen 
Richterspnich  geradezu  für  widersinnig  hält.  Warum? 
Weil,  wie  Urins  sagt,  die  Gerechtigkeit,  statt  sich  auf  das 
Leben  zn  gründen,  in  Abstraktionen  sich  verliert,  und,  die 
Rinde  nni  die  Augen,  die  grossartige  Tragik  der  Idensch- 
heit  verkennt.  „Sie  verkeimt  das  Leben,  und  das  I.eben 
wendet  sich  ab  von  ihr“. 

Der  im  Volke  steckende  Vcrgeltungsgedanke  ist  irre 
geleitetes  Rechtsgefühl,  welches  sic-herlich  auch  durch  die 
Zwecksti^ife,  indem  diese  dem  allgemeinen  Verlangen  nach 
Rechtssicherheit  entspricht,  befriedigt  werden  wird,  so  dass 
endlich  die  alten,  nur  zu  sehr  begründeten  Klagen  übe,r 
unwirksames  Strafen  und  das  darin  liegende  schreiende 
Unrec-ht  zum  Schweigen  gebracht  wird. 

Da,  wie  van  Cal k er  sich  ausdrüekt  (S.  101),  die  Ver- 
geltungsidee heute  steril  geworden  ist,  und  darum  eine 
Reform  auf  Grund  derselben  keine  günstigen  Au.ssichten 
bietet,  so  hat  er  versucht,  eine  Aenderung  des  Strafensystenis 
in  dem  Sinn  und  in  dem  Umfang  zu  empfehlen,  wie  eine 
solche  nacdi  seiner  Ansicht  aus  einer  „Entwicklung  und 
Vertiefung“  der  Vergeltungsidee  sicdi  ergeben  soll. 
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Seine  Vorschläge  lassen  sich  in  Kin  ze  in  die  folgenden 
Sätze  zusaminenfassen : 

1.  Für  die  Bestimmung  der  Art  wie  der  Höhe  der 
Strafe  ist  die  Schwere  der  zur  Aburtheilung 
stehenden  Strafthat  massgebend. 

2.  Bei  allen  im  Rückfall  begangenen  Delikten  mus.s 
eine  erhebliche  Strafschärfung  eintreten. 

3.  Das  Institut  der  bedingten  Vcrurtlieilung  ist  weiter 
zu  entwickeln. 

4.  Die  vorläufige  Entlassung  ist  weiter  ausznbilden. 

5.  Zwangserziehung  ist  in  ausgedehntem  Masse  anzu- 
wenden. 

6.  Gegen  Personen,  welche  wegen  Zurechnungsunfähig- 
keit nicht  gestraft  werden  können , sind  vom 
Richter  Sicherheitsmassnahmen  anzuordnen  oder  zu 
veranlassen. 

Die  wichtigste  sämmilicher  Forderungen  ist  die  unter 
Ziffer  1 aufgestellte,  die  in  ihrer  obigen  Fassung  von  der 
positiven  Schule  nicht  anerkannt  werden  kann  Dieselbe  steht 
inWidersprifch  zu  der  von  van  Calkeran  andererstelle 
(S.  101)  angenommenen  Ansicht,  dass  die  Schwere  der  That 
skli  aus  dem  Werthedes  verletzten  Rechtsgutes  und  aus  der 
Intensität  der  verbrecherischen  Gesinnung  zusammensetze. 
Dieses  letztere  Moment  kommt  in  obigem  Satze  nicht  zu 
entsprechender  Geltung.  Der  Satz  sollte  lauten: 

»Art  und  Höhe  der  Strafe  bestimmen  sich  nach  der 
erlitswidrigkeit  (ouer  Gefährlichkeit)  der  verbrecherischen 
niidlung  und  der  verbrecherischen  Person“. 

Beide  gehöjen  zusammen  wie  Ursache  und  ^Virkung•. 
ns  Objekt  des  rechtswidrigen  Angriffes  (Reib,  Leben,  Ehre, 
feiheit,  Geld  und  Gut  u.  s.  f.)  bestimmen  zunächst  die 
■^trafgrenzen  für  die  Dcliktsart,  die  Grösse  der  Gesetz- 
nidrigkeit  des  Willens  bestimmt  das  Strafmass  innerhalb 
lesei  Grenzen  für  das  Delikt  in  concreto. 

Wenn  vanCalker  im  Hinblick  auf  die  von  ihm  der 
■ c iwere  der  That  beigclegte  Hewerthung  die  Rechtswidrig- 
eit  oder  Gefährlichkeit  des  Angriffes  und  des  Angreifers  als 
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Massstal)  der  Strafe  in  (lualitativer  und  (luantit)itivor  llinsielit 
muss  gelten  lassen,  so  sollte  er  nicht  an  anderer  Stelle  (8.  103) 
empfehlen,  die  Strafart  prinzipiell  in  Gemüssheit  der  der 
That  zu  Grunde  liegenden  anderweitigen  Gesinnung  zu 
bestimmen,  und  zwar  in  der  Weise,  dass,  wenn  die  ver- 
bi'echerische  That  auf  ehrloser  Gesinnung  beruht,  auf 
Zuchthaus  erkannt  werden  soll 

Die  Aufstellung  verschiedener  Arten  von  Strafen  hat 
zur  Voraussetzung  Verschiedenheit  des  Zwecks.  Ohne 
solche  Verschiedenheit  brauchten  wir  nur  eine  Strafe. 
Fordert  die  Erhaltung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  und 
der  Schutz  ihrer  Einrichtungen  die  Vernichtung  des  sie 
bedrohenden  Individuums,  so  hat  die  Todesstrafe  einzutreteii. 
Genügt  gegen  das  gesellschaftsfeindliche  oder  -schädliche 
Einzelwesen  ein  weniger  grausames  Mittel,  so  ist  dieses  zu 
wählen,  und  zwar  wenn  nothwendig  in  der  Form  von 
Freiheitsberaubung  oder,  wenn  das  Ziel  oline  solchen 
Eingriff  in  die  persönliche  Rechtssphäre  des  Rechtsbrechers 
erreicht  werden  kann,  in  der  Form  von  Geldstrafe.  Das 
oberste  Ziel  alles  Strafens,  das  ne  pcccetur,  efstreben  w’ir 
mittels  Aussöhnung  zwischen  Gesellschaft  und  Verbrecher 
(bürgeiiiclier  Besserung),  oder,  wenn  dieses  nicht  zu 
ermöglichen  i.st,  mittels  Ungefährlichmachung  des  letzteren 
(Sicherung).  Diese  beiden  von  einander» so  wesentlichen 
Zwecke  können  nur  auf  verschiedenen  Wegen  verfolgt 
werden.  Die  Besserungs-  und  die  Sicherungsstrafen  werden 
daher  ganz  verschieden  gestaltet  weiden  müssen;  bei 
ersterer  wird  das  edukatorische,  bei  der  letzteren  das 
abschreckende  Moment  vorzuwiegen  haben.  Von  solcher 
Erwägung  ausgehend,  habe,  ich  schon  seit  Langem  bei 
gegebenen  Anlässen  vorgesclilagen,  dass  Zuchthaus,  als 
schwerste  Freiheitsstrafe  gegen  Aviederholt  liickfällige  Ver 
brecher,  deren  Vergangenheit  die  Hoffnung  auf  Besserung 
ausschliesst,  zur  Anwendung  kommen  sollte.  Die  gewöhn- 
liche oder  ordentliche  Freiheitsstrafe,  auf  A\iedei  gewinnung 
des  Verbrechers  berechnet,  sollte  das  Gefängniss  bilden. 
Die  llaftstrafe  sollte  für  die  sogenannten  üebertretungen. 
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lind  zwar  mir  als  Ei'satz  für  die  die  Regel  biiilende  Tleld- 
strafe  beibehalten  werden. 

Durch  Annahme  dieses  Vorschlages  würden  zwei  der 
wichtigsten  Beschlüsse  unseres  Vereins  von  1877  und  1886 
die  Behandlung  der  Rückfälligen  betreffend,  ihrer  Verwk- 
liclumg eutgegengeführt,  und  zugleich  der  von  van  Calker 
geiiusserte  Wunsch,  lOhrlose  mit  der  Zuchthausstrafe  zu 
tieffen,  insofern  erfüllt  werden,  als  Leute  dieser  Art  vor- 
zugsweise sich  unter  der  Kategorie  der  wiederholt  Rück- 
fälligen (Inkorrigiblen)  befinden  werden. 

Niicli  der  Ehrlosigkeit  oder  Elirenhaftigkeit  aber  eine 
Uiiteischeidung  in  der  Gefangenenbehandlung,  mit  anderen 
Borten  in  der  Strafart  eintreten  zu  lassen,  halte  ich  für 
verfehlt.  Dieser  Vorschlag  mag  wohl  dem  moralischen 
Gefühle  entsprechen,  er  widerstreitet  aber  dem  praktischen 
^erstände.  Seine  Unrichtigkeit  ergiebt  sich  aus  einer 
kurzen  Betrachtung  der  Folgen,  welche  sich  aus  seiner 
verwü'klichung  ergeben  würden. 

Gegen  „ehrlose“  Verbrecher,  die  der  Besserung 
zugänglich  sind  und  daher  der  Strafoinwirkung  wenig 
oder  gar  keinen  Wideistaiul  entgegensetzen,  die  schwerste 
iitrafe  anzuwenden,  wäre  verkehrt ; grosse  Härte  im  Straf- 
'0  Izuge  ^^^irde  Vei’bitterung’  und  Verstockung*  erzeugen 
uiid  das  Besserungswerk  in  den  meisten  Fällen  vereiteln, 
en.so  wäre  es  verfehlt,,  gegen  andere  Verbrecher,  welche 
urch  ihre  ihat  keine  besondere  Ehrlosigkeit  oder  nieder- 
trächtige Gesinnung  bekunden,  blos  aus  diesem  Grunde 
tiotz  ihrer  konstant  feindlicdien  (jesiiinung  gegen  die 
ji^ellschaft,  in  wiederholten  Verbrechen.srü(!kfällen  sich 
e-imdend,  auf  die  leichtere  Striifart  zu  erkennen.  Wie 
’uizsichtig  müsste  es  erscheinen,  einen  Menschen,  der  sich 
die  Noth  oder  durch  andere  zwingende  Umstände 
®‘i>inal  zu  einer  unehrenhaften  oder  ehrlosen  Handlung  hat 
^iiiieissen  lassen,  mit  dem  Fluche  des  Zuchthauses  für 

ihese  f-'ßben  zu  belasten  und  unter  den  Folgen 

I •'’ti'afe  auch  nach  deren  Beendigung  noch  leiden  zu 
’tssen,  obgleich  er  während  der  Strafverbüssung  unleug- 
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biirc  Prol)(*n  bürgei'liclier  Hesseniiig  und  uiifriclitiges  mul 
sebniiclies  Verlangen  nach  der  Rüekkehi’  zu  einer  geord- 
neten lind  gesetzmässigen  Ijebensweise  gezeigt  hat. 

Auch  wenn  wir  zugeben  wollen,  dass  die  Eigen- 
schaften ehrlos,  rechtswidrig,  sicherheitsgefährlich  in  zahl- 
reichen Fällen  Zusammentreffen  mögen,  so  müssen  wir 
uns  doch  dagegen  v'erwahrcn,  dass  die  Ai‘t  der  Strafe 
nach  einem  anderen,  als  dem  oben  angegebenen  (tesichts- 
punkte  bestimmt  werde. 

van  Calker’s  Vorschlag  beweist  recht  deutlich, 
wie  die  Anhänger  der  Vergeltungsidee  sich  mehr  vom 
Gefühle  als  von  praktischen  Erwägungen  leiten  lassen, 
und  auf  welche  Irrwege  Avir  durch  Verwechslung  der 
beiden  Hegriffe  „unmoralisch“  und  „gesetzwidrig“  geführt 
werden. 

Mit  den  übrigen  Forderungen  van  Calkers  werden 
sich  die  Angehörigen  der  sogenannten  praktischen  Schule 
einverstanden  erklären  können,  nur  werden  sie  nicht  zu- 
geben, dass  van  Calkers  Sätze  sich  ans  der  Vergelt- 
ungstheorie, und  wollte  man  diese  auch  noch  so  sehr 
„vertiefen“  — abgeleitet  werden  können.  Fast  jeder  der- 
selben zeigt  sich  bei  näherer  Früfung  als  bestimmter  Aus- 
druck oder  als  logische  Folgerung  aus  dem  ZAveckgedanken. 

Den  Rückfall  als  allgemeinen  Straferhöhungsgrund 
gelten  zu  lassen,  ist  ein  Postulat  gesunder  Kriniinalpolitik. 
Die  Wiederholung  von  Verbrechen  nach  vorausgegangenoi' 
Hestrafung  bekundet  einen  hohen  Grad  gesetzwidrigen 
Willens,  steigert  die  Gefahi-  abermaligen  Rückfalls  und 
macht  die  Verschärfung  von  Hicherheitsmassnahmen  gegen 
den  hartnäckigen  Rechtsbrecher  zu  einer  Nothwendigkeit. 
Die.selben  können  in  gewissen  Fällen  bis  zu  dauernder  Un- 
schädlichmachung des  Delinquenten  ausgedehnt  werdem 
Prüfen  wir  aber  die  Schuld  der  am  häufigsten  rückfälligen, 
d.  i.  der  gewohnheits-  und  gewerbsmässigen  Verbrecher, 
so  werden  wir  bei  solcher  Untersuchung  meist  auf  Vci- 
br(M*hensursachen  stossen,  welche  eine  Scduild  im  .Sinne 
der  Vergeltungslehre  mehr  oder  weniger  ausschliessen.  Die 
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Ki-scliwemng  des  ordentlichen  Foitkoininens,  meist  schon 
an  die  erste  Straferel  ehung  sich  anschliessend,  die  natür- 
liche Abneigung  wie  die  Taeblosigkeit  der  Gesellschaft  gegen 
Bestrafte  werden  für  diese  nicht  selten  zu  einer  neuen 
Verbrechensursache,  welche  den  Rückfall  in  viel  höherem 
Masse  begünstigt,  als  die  Erinnerung  an  erlittene  Vor- 
bcstrafungen  von  neuen  Vergehungen  abschreckt.  Vor- 
zugsweise das  habituelle  Verbrecherthum  hat  unter  dem 
Einflüsse  der  Abstammung  und  Vererbung,  mangelnder  oder 
schlechtei-  Erziehung,  damit  im  innigsten  Zusammenhang 
stehenden  Ausschweifungen,  Alkoholismus,  Neurasthenie 
u.  s.  f.  in  Bezug  auf  seine  moralische  und  soziale  Konsti- 
tution in  so  hohem  Grade  zu  leiden,  dass  es  geradezu  ein 
Münder  wäre,  wenn  nicht  die  Mehrzahl  dieser  Unglück- 
lichen zu  Verbrechern,  zu  beständigen  Feinden  der 
höigerlichen  Gesellschaft  würde.  Kann  man  mit  Recht  in 
solchen  Fällen  von  einem  Verschulden  sprechen,  wm  dem 
^eihrecher  so  zu  sagen  von  der  Stunde  seiner  Geburt  an 
der  M eg  zum  Zuchthaus  schon  vorgezeichnet  war?  Ich 
verweise  zur  Vermeidung  von  Wiederholungen  auf  das- 
jenige, was  ich  in  dieser  Hinsicht  in  der  Zeitschr.  f.  d. 
ges.  Strafr.-Wiss.  Bd.  X,  S.  50  auf  Grund  statistischer 
rhebungen  über  die  Bedeutung  der  individuellen  Vei‘- 
orechensfaktoren  angeführt  habe. 

So  richtig  die  strengere  Bestrafung  des  Rückfalls  ist, 
eieiiso  falsch  ist  es,  diese  nothwendige  Massnahme  mit  der 
jehre  von  der  gerechten  Vergeltung  begründen  zu  wollen. 
Selbst  die  von  van  C a 1 k e r betonte  Intensität  der  ver- 
recherischen  Gesinnung,  die  nicht  nur  dui’ch  die  Qualität 
ei  begangenen  Handlung,  sondern  auch  durch  die  Quan- 
tiit  der  verübten  Delikte  beim  Rückfall  zur  Aeusser'ung 
gp  angen  .soll,  lässt,  wie  aus  obigen  Ausführungen  erhellt, 
en  Helinquenten  nicht  in  erhöhtem  Masse  schuldig,  w'ohl 
‘‘  ei  als  besonders  rechtswidrig,  gesellschaftsfeindlich  und 
unter  allen  Umständen  in  hohem  Grade  gefährlich  er- 
einen.  Aus  all’  diesen  Gründen  ist  die  Rückfallsstrafe 
ns  Zweckstrafe  par  cxccllcnce  anzusehen. 
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Auch  die  bedingte  Venirtlieiluug’  ist  uiibestreitbuf  eine 
P'niclit  des  Zweckgedivnkeiis ; ilire  Feinde  finden  sieh  in 
grosser  Mehrziihl  iin  Lager  unserer  (Gegner.  Ein  eifriger 
und  überzeugter  Anhänger  der  Gereehtigkcitstheorie  kann 
konsequenter  Weise  sioli  mit  dieser  Einrichtung  nicht 
befreunden.  Verzeil)uug  eines  Verbrechens  und  Naehlass 
der  darauf  gesetzten  .Strafe  ist  nicht  Vergeltung,  sondern 
deren  Negirung. 

Wie  mit  der  bedingten  Veriirtlieilung,  so  verhält  es 
sich  auch  mit  der  vorläid'igen  Entlassung.  Ihre  Stärke 
beruht  gerade  in  der  Verleugnung  der  Vergeltimgstheorie. 
Nach  der  Ansiclit  der  X'erlheidiger  dieser  Lehre  ist  die 
Strafe  der  Ausdruck  der  Gerechtigkeit  und  eine,  wenn 
auch  nur  bedingte,  frühere  Beendigung  der  Strafe  eischeint 
iils  Eingriff  in  die  (lerechtigkeit,  als  Vermittlung  der  wohl- 
verdienten \'’ergc!tung.  van  Ca  Ik er  freilich  stellt  sich  auf 
einen  andern  Standpunkt,  den  er  damit  begründet,  dass  weder 
der  Gesetzgeber  noch  der  Richter  in  der  Lage  sei,  das 
.Strafmass  für  jedes  einzelne  Verbrechen  genau  der  Idee 
der  gerechten  \'ergeltung  entsprechend  zu  berechnen. 
Dieses  ist  auch  die  Ansicht  der  Gegner  der  V'ergeltung's-  ■ 
theorie  und  einer  ihrer  Hauptein  würfe  gegen  deren  Richtig- 
keit, welche  durch  van  Calkers  Zeugniss  eine  werthvollc 
Bestätigung  erfährt. 

Zwangserziehung  an  Stelle  der  Strafe  gegen  nicht 
zurechmmgsunfähige  jugendliche  l’ersonen  zu  empfehlen, 
widerstreitet  dem  Vergeltungsgedanken  im  gleichen  Masse, 
als  dieser  Gedanke  unserem  Grundsätze  entsprii-ht,  von 
der  Strafe  als  einem  Uc'bel  in  allen  Fällen  Umgang  zu 
nehmen,  wo  diese  nicht  geradezu  nothwendig  oder  doch 
zweckmässig  erscheint,  und  durch  ein  anderes  Büttel 
ersetzt  werden  kann. 

Mit  der  Forderung,  gegen  Personen,  weUdie  wegen 
Zurechnungsunfähigkeil  freigesiirochen  werden,  von  Richter- 
aintswegen  polizeiliche  Sichcrheitsmassregeln  zu  ei'greifen 
oder  einleiten  zu  lassen,  erkennt  van  Calker  die  Räthlichkeit 
und  Nothwendigkeit  der  „sichernden“  Massnahmen  an. 
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«iihrend  seine  Freunde  aus  ilirer  Abneigung  gegen  eine 
solche  Art  riohterliolier  Thätigkeit  kein  Hehl  machen  und 
gegen  die  Zweekstrafe  den  Vorwurf  eiheben,  dass  sie  der 
Verbrechensverhütung,  mit  anderen  Worten  der  Spezial- 
prävention zu  grossen  Werth  be^ilege. 

Und  wenn  ich  nunmehr  mein  Urtheil  über  die  Vor- 
schläge van  Calkers  abgeben  soll,  so  lautet  dasselbe,  in 
wenige  Sätze  zusammengezogen,  wie  folgt: 

van  Oalker  steht  mit  seinen  Anschauungen  voll 
lind  ganz  auf  dem  Boden  unserer  heutigen  Strafgesetz- 
gebung, welche  von  der  Vergeltungstheorie,  wenn  auch 
mellt  vollständig  beherrscht,  so  doch  in  sehr  hohem  Masse 
beeinflusst  ist. 

Seine  Vorschläge,  w-eil  sie  über  die  Grenzen  des 
Bestehens  oder  Geltenden  wenig  oder  gar  nicht  hinausgehen, 
bedeuten  keine  Reform  unseres  in  höchstem  Hrade 
revisionsbedürftigen  Strafgesetzbuches. 

Die  „Vertiefung“  der  Vergeltungslehre,  womit  van 
alker  seinen  Zweck  zu  erreichen  strebt,  zeigt  sich  bei 
mibeiei  Betrachtung  als  eine  Anwendung  des  Zweck- 
oeiankens  auf  solche  Fragen,  zu  deren  Lösung  die  abso- 
iitcn  Straftheorien  als  unzureichend  und  unbrauchbar  sich 
erweisen. 

Zu  ei  ler  zeitgemä.ssen  Urageslaltung  unseres  Straf- 
oesetzbuchs  bedürfen  wir  nicht  einer  Verliefung,  sondern 
'IC  mehl  einer  Erweiterung,  einer  Ausbildung  und  Vervoll- 
'oininnung  dei‘  Vergeltungslehre.  Eine  derartige  Ent- 
^ IC  hing  sehe  ich  einzig  und  allein  in  einer  Vereinigung 
icrselben  mit  dem  Zweckgedanken,  welche  der  Vergeltungs- 
sfia  e eist  .Sinn  und  Bedeutung  verleiht  Durch  Verbindung 
^ci  beiden  Gedanken  erhalten  wir  erst  den  richtigen 
icgiifi^  mit  dem  sich  arbeiten  lässt,  aus  dem  wir  die 
1 c tigen  Sätze  ableiten  können,  welche  die  feste  Grund- 
•'ge  fiii  ein  zeitgemässes,  den  Bedürfnis.sen  der  Gegenwart 
II  i>l)i  edlen  des  Strafensystein  zu  liilden  vermögen. 

^ 'an  Calker  selbst  äu.s.sert  auf  .S.  98:  „\'on  ihrem 
I®  eil  .‘Vuftauchen  im  Bewusstsein  der  Völker,  wie  im 


Bewusstsein  des  Einzelnen  sehliesst  die  Idee  der  Ver- 
geltung die  Zweekbezielumg  in  sich:  Verhinderung  des 
Wiedereintrittes  der  erduldeten  Verletzung  durch  die 
Reaktion  gegen  den  ersten  Angriff.  Und  je  höher  die 
geistige  Entwicklung  der  Völker,  wie  die  des  Einzelnen 
steigt,  desto  klarer  und  bestimmter  macht  sich  diese  Zweck- 
bezielnmg  geltend“. 

^lit  dieser  Anschauung  van  Calkers  wird  jeder  Prak- 
tiker sich  in  dein  .Sinne  einverstanden  erkläien  können,  dass 
die  Strafe  zu  betrachten  ist  als  „Vergeltung  für  eine  voraus- 
gegangene Uobelthat  zwecks  Verhütung  ilirer  Fortsetzung 
und  Wiederholung“.  Nimmermehr  aber  wird  auch  nur  Einer 
von  ihnen  der  von  van  Calk.er  aul'gestellten  Forderung 
zustimmen,  dass  die  in  concreto  zweckmässige  Strafe,  um 
als  gerecht  zu  gelten,  der  Grösse  der  Schuld  proportional 
sein  müsse.  Mit  dem  Festhalten  an  der  Gerechtigkeit  im 
Sinne  der  Vergeltungslehre  ist  zweckmässiges,  wirksames 
Strafen  ausgeschlossen  und  jede  Reform  unserer  Straf- 
gesetzgebung in  der  Hauptsache  unmöglich  gemacht.  Ge- 
meinnütziges, die  Interessen  der  Gesellschaft  schützendes 
Strafen,  das  Ziel  der  Revisionsbestrebungen,  lässt  sich  nur 
durcli  Verfolgung  des  Strafzweckes  (Besserung  oder  Un- 
schädlichmachung i erreichen,  nimmermehr  aber  durch 
Bemessung  des  Strafübels  nach  der  Schuldgrösse. 

Ich  selbst  habe  mir  über  die  Entwicklung  und  Foi  t- 
bildung  des  Strafgedankens  folgende  Vorstellung  gebildet: 
Der  ursprünglitdie,  zunächst  liegende  Gedanke,  welcher 
der  staatlichen  Repression  gegen  ihre  Feinde  zu  Grunde 
lag,  war  zweifellos  der  der  Vergeltung.  Der  Staat  als 
Schützer  der  öffentlichen  Sicherheit  wollte  durch  diese 
den  Störern  des  gesellschaftlichen  Friedens  in  eindringlicher 
und  empfindlicher  Weise  die  Lehre  beibringen : „Was  Du 
nicht  willst,  das  man  Dir  thu’,  das  füg’  auch  keinem 
andern  zu“,  ln  dieser  Ltdire  steckt  das  ne  peccetnr,  wie 
im  Belohnen  die  .Absicht,  zum  Guten  aufzumuntern. 
V’ergelten  als  V'ernunfthandlung  lässt  sich  ohne  Zweck 
überhaupt  nicht  denken.  Im  Laufe  der  Zeit  trat  der 


Zweckfe'ediinke  gegen  das  Bestreben  zurück,  das  Strafühel 
(lein  Verhreehensübel  möglichst  gleichvverthig  zu  gestalten. 
Ganz  besonders  ungünstig  mag  auf  die  Enlwieklnng  des 
soziologischen  Gedankens  im  Strafrecht  die  Lehre  von  der 
Heiligkeit  der  angeborenen  Menschenrechte  eingewirkt 
haben.  Allmählich  jedoch  brach  sich  die  Erkenntniss 
Hahn,  dass  die  Strafe  nicht  nur  ein  Uebel  für  den  Ver- 
brecher, sondern  auch  für  die  diesem  gegenüberstehende 
ftesellscliaft  bedeute.  Kein  Wunder,  dass  der  Staat  für 
die  Opfer,  welche  durch  Ausübung  der  Strafgewalt  ihm 
auferlegt  wuiden,  ein  Aequivalent  suchte,  das  er  in  der 
bürgerlichen  Besserung  der  Uebelthaten,  in  deren  Gewinnung 
fürdasGemeinwe.sen,  oder  in  der  Sicherung  seines  Bestandes 
durch  Unschädlichmachung  seiner  unversöhnlichen  Feinde 
fand.  Dieser  unleugbare  Fortschritt  darf  unbedenklich 
zum  grossen  Theile  dem  Emporblühen  der  Gescllschafts- 
Vissenschaften  im  letztverwichenen  Jahrhundert  als 
verdienst  angerechnet  werden.  Indem  auf  solche  Weise 
die  Veigeltnng  in  den  Dienst  der  sozialen  Interessen 
gestellt  vmrde,  erlangte  sie  erst  als  Strafe  den  Werth  und 
le  Bedeutung,  die  dieser  mit  Recht  als  einer  der  mächtigsten 
und  kräftigsten  Stützen  jedes  Staatswesens  gebühren. 

Nach  unserer  Auffassung  von  der  Strafe  hätte  ein 
ünftiges  Strafen-System  sich  auf  folgenden  Hauptsätzen 
aufzuhauen ; 

Zweck  der  Strafe  oder  der  in  Veigeltung  bestehenden 
ea  lion  des  ■ Staats  gegen  antisoziales  Verhalten  seiner 
’ ledei,  ist  A^erhütung  der  Fortsetzung  oder  Wiederholung 
'un  \ erbrechen,  mit  zwei  AV'orten  ausgedrückt:  Ne pcccetur. 
\h  • b^-iden  Mittel,  welche  die  Erreichung  dieser 
sicht  verwirklichen,  sind  Abschre<(kung  oder  Einflössen 
CI  sanier,  d.  i.  den  Verbrechensreiz  Oberwindendei'  Furcht 
'01  doi  Strafe  und  Unschädlichmachung  solcher  IndiAdducn, 
an  welchen  erstere  Absicht  nicht  erreicht  zu  werden  vermag. 

diesen  beiden  Massnahmen  zu  erhoffenden 
T’ungeii  sind:  bürgerliche  Besserung  der  (motivirbareii, 
oiisei ungsfähigen)  Verbrecher  und  Sicherung  der  Gesell- 
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Schaft  gegen  (nicht  motivirbare,  unverbesserliche)  Vcr- 
l)recher. 

Die  Art  der  Strafe  (Besserung  durcli  Abschreckung 
oder  Sicherung  durch  IJnschädlicliniachung)  bestimmt  sich 
nach  der  Motiv irbarkeit  der  Uebelthätcr,  das  Mass  (be- 
ziehungsweise die  Dauer)  der  Strafe  nach  dem  Bedürfniss, 
d.  i.  nach  der  Gefahr,  welche  durch  die  Rcchtswidrigkei.t 
des  verbrecherischen  Angriffes  einer-  und  durch  die  Kechts- 
widrigkeit  des  Angreifers  andererseits  begründet  Avird. 

Aus  diesen  Hauptsätzen  ergeben  sich  folgende  an  die 
künftige  Revision  unseres  Strafgesetzbuchs  zu  stellende 
Forderungen ; 

Aufhebung  der  künstlichen  Unterscheidung  zwischen 
Verbrechen  und  Vergehen; 

Klassifikation  der  Verbrecher  nach  Jlassgabe  ihrer 
^lotivirbarkeit  in  Augenblicks-  oder  Gelegenheits- 
verbrecher und  in  Zustands-  oder  Gewohnheits- 
verbrecher; 

Theilung  der  Freiheitsstrafe  in  Resserungsstrafe  für 
besserungsfähige  und  Sicherungsstrafe  für  unver- 
besserliche Verurtheilte. 

Aufstellung  richtiger  Grundsätze  übei’  Anwendung 
der  Einzelhaft  mit  der  Massgabe,  dass  diese  Ilaftart 
die  regelmässige  Ilaftweise  für  besserungsfähige 
Eigenthums-  und  Sittlichkeits  Verbrecher  bilden, 
dagegen  das  habituelle,  unvei'besserliche  Ver- 
brecherthum davon  ausgeschlossen  bleiben  solle; 

weitere  Ausbildung  und  Vervollkommnung  des  Instituts 
der  vorläufigen  Entlassung; 

zweckentsprechende  Regelung  der  Geldstrafe,  insbe- 
sondere Verwendung  derselben  als  Ersatz  für  Haft- 
und  niedere  Gefängnissslrafen ; 

Verbesserung  der  sogenannten  Ehrenstrafen  im  Sinne 
der  Zweckstrafc ; 

Ermöglichung  des  Wegfalls  der  Polizeiaufsicht; 

Beseitigung  oder  entsprechende  Aenderung  jener 
Besrimmungen,  welche,  wie  § 51  des  Str.-G.-B.,  die 
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Freiheit  des  Willens  zu  ihrer  unentbehrlichen  Gi’und- 
hige  haben; 

Zweckmässige  Bestinnmingen  über  Rüc.kfallsbestrafung, 
vorzugsweise  zum  Schutze  gegen  das  gewohnheits- 
und  gewerbsmässige  Verbrecherthum; 

gesetzliche  Aufstellung  von  Strafzumessungsgründon; 

Aufnahme  von  sogenannten  sichernden  Massnahmen 
in  d{is  Strafgesetzbuch  als  Ersatzmittel  für  Freiheits- 
strafen, wie  z.  B.  die  Verwahrung  ziirechnungs- 
unfahiger  Verbrecher,  Verweisung  von  verbreche- 
rischen Gewohnheitstrinkern  in  eine  Heilanstalt  für 
Alkoholiker; 

EiUbehrlichmachung  der  sogenannten  Nachhaft  durch 
zweckmässige  Strafbestimmungen  gegen  Bettel  und 
Landstreicherei ; 

gesetzliche  Regelung  der  bedingten  Verurtheilung; 

1 Vorschläge  sich  im  Wege  der  Gesetzgebung, 

an  meiner  Ansicht  verwirklichen  lassen,  habe  ich  in 
z-eitschr.  f.  d.  ges.  Strafr.-Wiss.  in  Bd.  XXL  S.  151  ff 
211  zeigen  versucht. 

sich  der  voraufgeführten  Punkte  Hesse 

stPi’  u ^eiisserungen  von  van  Calker  zu  schliessen, 
cnerlich  eine  Einigung  unter  den  Theoretikern  auf  beiden 
grosse  Schwierigkeiten  erreichen.  Ich 
vo,  ^'•^’sgeschlossen,  dass  auf  Grund  der 

riJ'  'c!”  p;‘‘ker  in  Bezug  auf  die  Bewerthung  der  Schwere 
Verp‘  gemachten  Einräumung  eine 

Stab  r dahin  wird  erzielen  lassen,  dass  zum  Mass- 

hrp  .1  der  Strafe  die  Rechtewidrigkeit  der  ver- 

ordnHandlung  (d.  i.  ihre  Bedeutung  für  die  Rechts- 
ihre^n-b'**^  ^Gesetzwidrigkeit  des  Willens  auf  Seiten 
Schr>i  angenommen  werde.  Für  einen  solchen 

WnJi  der  Umstand  sprechen,  dass,  wie  der 

bewe  T^j  *^*‘^*^  '^‘Wr.  Str.-G.-B.  von  1813 

'verd'^  '■  •^'  id'minderungs-  und  Straferhöhungsgründe  gewählt 
«e|  -l^*'  dmien,  welche  in  gleichem  Masse  die  Schuld,  au 
' 'ei  die  Gegner  festhalten,  wie  die  Gefälirlichkeit 
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(oder  Rechtswiclrigkcit),  von  der  wir  ;iiisf?elicn,  becinriussen 
und  bestimmen. 

Am  schwersten  zu  beseitigen  scheint  mir  die  Differenz 
der  Anschauungen  über  das  die  Straf  art  bestimmende 
Moment.  Ich,  und  mit  mir  wohl  die  meisten  meiner  Fach- 
genossen, erblicken  das  Haupthinderniss  eines  gedeihlichen 
und  wii'ksamen  Strafvollzuges  in  der  Nichtberiicksichiigung 
des  gewaltigen  Unterschiedes  zwischen  Augenblicks-  und 
Zustandsverbrechern,  welcher,  wie  Jedermann  klar  sein 
sollte,  eine  Verschiedenartigkeit  der  Strafbehandlung  dieser 
beiden  grundverschiedenen  Kategorien  von  Verbrechern 
gebieterisch  erheischt.  Wie  jeder  («efängnissvorstand 
zugeben  muss,  ist  die  Annahme,  dass  Leute  beiderlei  Art, 
durcheinander  gemengt,  in  der  gleichen  Anstalt  mit 
gleicher  Hairsordnung  ihrer  Verschiedenartigkeit  ent 
sprechend  behandelt  werden  können,  ist  ein  verhängniss- 
voller  Irrthum.  Von  solcher  Unmöglichkeit  überzeugt, 
hat  unser  Verein  auf  seinen  beiden  Versammlungen  in 
Stuttgart  (1877)  und  in  Frankfurt  (1866)  beschlossen,  dass 
Rückfällige  während  der  Strafverbüssung  einer  besondern, 
d.  i.  strengeren  Behandiung  unterworfen,  und  zu  diesem 
Zwecke  in  besonderen  An-stalten  oder  Abtheilungen  unter- 
gebracht  werden  sollen. 

Eine  durchgreifende  Verschiedenheit  der  Sirafbehand- 
lung  in  Bezug  auf  Arbeitsverdienst,  Belohnung  und  Be- 
strafung, Avie  sie  in  diesen  Beschlüssen  in  Aussicht  genommen 
ist,  führt  nothwendig  zu  einer  andern  Strafart  für  Rück- 
fällige, als  für  erstmals  Bestrafte.  Der  Unterschied  in 
den  beiderlei  Strafen  wäre  grösser  als  derjenige,  welcher 
zur  Zeit  zwischen  (xcfängniss  und  Zuchthaus  besteht;  er 
kann  daher  auch  nur  im  Wege  der  (iesetzgebung  geschaffen 
Averden.  So  nothAvendig  und  wünschenswerth  diese 
Besserung  im  Strafvollzüge  ist,  so  Avird  sie  ihre  volle 
Wirkung  nur  in  Verbindung  mit  einer  gleichzeitigen  nam- 
haften Erhöhung  der  für  Unverbesserliche  in  Aussi(jht  zu 
nehmenden  Zuchthausstrafe  äussern  können.  Ich  habe 
daher  in  meiner  obenerwähnten  Arbeit  fein  Beitrag  zur 
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Revision  des  Strafgesetzbuches)  einen  Paragraphen  kon- 
struirt'der  folgenden  Wortlaut  hat: 


„Hat  der  Verurtheilte  wegen  eines  gleichen  oder  eines 
gleichartigen  Verbrecliens  schon  mehrere,  und  unter  diesen 
die  höchste  dafür  angedrohte  fiefängnissstrafe  erstanden, 
und  waren  seit  deren  Beendigung  bis  zur  Verübung  des 
neuerlichen  Verbrechens  noch  nicht  fünf  Jahre  abgelaufen, 
so  soll  der  Richter,  wenn  er  überzeugt  ist,  dass  der  Ver- 
urtheilte auch  nach  Erstehung  der  neuerhch  verwirkten 
ordentlichen  Strafe  (Grefängnissj  werde  rückfällig  werden, 
solche  in  ihrem  gesetzlich  angedrohten  Höchstbetrage 
iuissprechen  und  zugleich  anordnen,  dass  dieselbe  im 
Zuchthause  vollzogen  werde“. 

Die  Folgen  der  beiden  streng  durchgeführten  Mass- 
nahmen mit  der  daran  sich  knüpfenden  wesentlichen 
Erhöhung  der  mittleren  Strafdauer  würden  sich  unfehlbar 
in  einer  Steigerung  des  Strafernstes  gegen  das  eigentliche, 
gefährliche  Verbrecherthum,  ferner  in  einer  namhaften 
Minderung  der  Delikte,  in  einer  wesenthehen  Besserung 
der  Rückfallsziffern  und  in  einer  erfreulichen  Minderung 
des  kriminellen  Nachwuchses  in  kurzer  Zeit  in  wohl- 
thuender  Weise  fühlbar  machen. 


Die  beiden  oben  angezogenen  Beschlüsse  sind  vielleicht 
die  wichtigsten,  welche  unser  Verein  in  Bezug  auf  Straf- 
vollziehung je  gefasst  hat,  und  liegt  deshalb  für  ihn  in 
der  bevorstehenden  Revision  unseres  Strafgesetzbuches  die 
dringende  Mahnung,  nach  Kräften  auf  eine  Verwirklichung 
derselben  durch  die  Ciesetzgebung  an  massgebender  Stelle 
hinzuwirken.  Ohne  Erreichung  dieses  Zweckes  — Schaffung 
'on  zweierlei  Freiheitsstrafen  nach  Massgabe  der  Corrigi- 
bilität  der  Verurtheilten  — würde  ich  den  von  einer  Reform 
unseres  Strafgesetzbuches  zu  erhoffenden  (lewinn  sehr 
nieder  anschlagen,  \veil  ohne  sie  der  dringendste  und 
hiuteste  Wunsch,  der  die  Revisionsbewegung  hervor- 
gebracht, der  Wunsch  nach  kräftiger,  wirkungsvoller 
Bekämpfung  des  Verbreclierthums  unei'füllt  bleiben  inüs.ste. 

Hlätler  für  Gcfän((msskiinile.  XXWI,  Ö 
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Wenn  icli  mich  schliesslicli  in  Uebereinstimmung  mit 
van  Calker  der  Ansicht  znneige,  dass  über  die  wiclfligsten 
Fragen  des  Strafrechts,  im  Besondern  üi)er  den  Massstab  für 
Höhe  und  Art  der  Strafe  unter  den  Jlännern  der  Wissenscliaft 
in  absehbarer  Zeit  sich  eine  Einigung  nicht  wird  erreichen 
lassen,  so  tröste  ich  mich  über  diese  ungünstige  Aussicht 
gleichwohl  mit  der  festen  Ueberzeugung,  dass  der  Gesetz- 
geber durch  eingehende  und  gewissenhafte  Untersuchung 
der  seitherigen  Misserfolge  unserer  Strafrechtspflege  mit 
Nothwendigkeit  auf  den  Weg  geführt  werden  wird,  an 
dessen  Endziele  dem  Zweckgedanken  der  Siegespreis  winkt. 

Unter  den  Männern  aber,  welche  zu  dem  von  uns 
angestrebten  grossen  Reformwerke  werthvolle  Bausteine 
aus  dem  reichen  Schatze  ihres  Wissens  in  verdienstvoller 
Weise  beigetragen  haben,  wird  in  einer  künftigen  Geschichte 
unseres  vaterländischen  Strafrechts  von  van  Calker  als 
riesiger  Förderer  und  geistreicher  Vorkämpfer  unserer 
gemeinsamen  guten  Sache  eine  hervorragende  ehrenvolle 
Stelle  einnehmen. 


Drei  Fragen'  znm  StrafgesetzDiiclie. 

Von  Gefäng-nissdirektor  Dr.  G e u n a t zu  Hamburg. 


Die  nachfolgenden  Betrachtungen  und  Erörterungen 
sind  ganz  überwiegend  auf  dem  Boden  der  hiesigen  Praxis 
erwachsen.  Im  Aufsichtswege  ist  manches  in  meinem  Sinne, 
manches  anders  entschieden,  manches  unentschieden  ge- 
blieben. Mit  dieser  oder  jener  Einzelheit  hat  sich  wohl 
schon  jeder  der  Amtsgenossen  zu  beschäftigen  gehabt.  Die 
littcraribche  Ausbeute  ist  nicht  gross.  Bekanntlich  ver- 
sagen selbst  die  besten  Auslegungen  und  Ijchrbücher  des 
Strafgesetzbuches  häufig,  wenn  es  sich  um  den  Strafvollzug 
handelt  und  der  Gefängnissbeamte  für  seinen  Bereich 
wissenschaftliche  Belehrung  suchen  und  finden  möchte. 


Digitized  by  Google 


f 


— ß7  — 

•So  steht  es  im  Grossen  und  Ganzen  auch  um  die  hier 
zu  behandelnden.  Fragen.  Die  Fa(;hscln iften  habe  ich 
ohne  jeglichen  Ki  folg  zu  Rathe  gezogen.- 

Die  Fragen  betreffen : 

TT  I o®  ^ ^ 

II.  § 22, 

III.  § 55. 


I. 

^ 2,  § 18  Abs.  1 ist  der 

.lindestbetrag  der  Gefängnissstrafe,  der  Festungshaft  und 

o/of  j nach  § 19  Abs  1 ist  dieser  Tag  zu 

hL  lechnen.  In  § 29  Abs.  2 heisst  es,  dass 

indestbetrag  der  an  Stelle  einer  Geldstrafe  tretenden 
rei  eitsstrafe  ein  Tag  und  Abs.  1 das.,  dass  der  Betrag 
n ..  beziehungsweise  1 bis  15  Mark  einer  ein- 
tagigwi  Freiheitsstrafe  gleich  zu  achten  ist. 

oin.  Seger'über  Vorkommen,  dass  Theilbeträge 

s lages  zu  vollstrecken  sind  ■?  Nach  meiner  Auffassung 
mir  in  zwei  Fällen,  nämlich : 

1.  wenn  der  Strafvollzug  unterbrochen  und  später 
wieder  anrgenommen  wird, 

-.  auf  Grund  § 178  des  Gerichtsverfassungsgesetzes, 
pinp  selbstverständlich  und  letzteres  setzt  sogar 

Höchstbetrag  fest,  begreift  aber  auch  eine 
nm  Straftiiat.  Es  handelt  sich  dabei  offensichtlich 

stähVf”®  Sonderbestiminung,  die  lediglich  die  Regel  be- 
hau • deshalb  keine  Uebertragung  auf  andere  Ver- 
fialtnisse  zulässt. 

aber  auch  die  Meinung  vertreten, 
Vnlief.®  I eines  Tages  seien  drittens  auch  dann  zur 
pp«»piu®®  o bringen,  Avenn  die  einem  Tage  gleich- 

gestelhe  Geldstrafe  nicht  voll  bezahlt  wird. 

einpfc  u obigen  Bestimmungen  folgere  ich  indessen 
ei-sipi-  o ’ 11  jeder  Tag  der  Freiheitsstrafe  für  den  an 
das«  ,b^®be  festgesetzten  Geldbetrag  in  der  Art  haftet, 
betn^' nicht  vollstreckt  wird,  wemi  jener  Geld- 
dase  M letzten  Pfennig  erlegt  ist,  andrerseits, 

streck^  Geldstrafe  von  der  Voll- 

insmv  bilfsw'eise  erkannten  Freiheitsstrafe  nur 

ffpvpMi  befreien,  als  für  einen  Tag  der  ganze  Betrag 

bc/,anit  wird. 


— (')8  — 

Die  Vorschriften  des  Strafgesetzbuches  sind  darin 
völlig  klai’,  dass  es  Freiheitsstrafen  unter  einem  Tage 
gleich  24  Stunden  nicht  giebt.  Darin,  dass  diese  Vor- 
schriften rücksichtlich  der  an  Stelle  von  (leidstrafen 
tretenden  Freiheitsstrafen  wiederholt  werden,  wäre  etwas 
Ueberflüssiges  zu  erblicken,  wenn  sich  nic*.ht  mit  mehi; 
Recht  der  Schluss  ergäbe,  das  Strafgesetzbuch  habe  die 
Möglichkeit,  dass  es  in  diesen  Fälleii  zu  Bruchtheilen  von 
Tagen  kommen  könne,  vorausgesehen  und  diese,  ausdrücklich 
und  besonders  ausschliessen  wollen. 

Die  unbedingte  Deltung  des  § 19  Abs,  1 tritt  beispiels- 
halber trotz  § 44  Abs.  1,  4,  § 49  Abs.  2 beim  Versuche 
und  bei  der  Beihilfe  ein,  selbst  wenn  für  die  vollendete 
beziehungsweise  die  Hauptthat  nur  auf  einen  Tag  erkannt 
worden  wäre  lioziehentlich  erkannt  wird.*)  Nach  reichs- 
geriehtlichera  Urtheile**)  darf  ferner  die  Strafe  der  Bei- 
hilfe und  des  Versuchs  auch  dann  nicht  unter  3 Mark 
heruntergehen,  wenn  die  Haupt-  beziehungsweise  vollendete 
That  mit  der  geringsten  Geldstrafe  belegt  ist  oder  belegt 
worden  wäre.  Folglich  kann  auc‘h  in  solchem  h'alle  die 
hilfsweise  erkannte  Freiheitsstrafe  nicht  unter  einem  Tage 
betragen. 

Endlich  düi'fen  im  Rahmen  des  § 5 des  Einführungs- 
gesetzes zum  Strafgesetzbuch  erlassene  Landesstrafgesetze 
Geldstrafen  von  weniger  als  3 beziehentlich  1 Mark  an- 
drohen und  für  den  Unvermögensfalt  gleichwohl  Freiheits- 
strafen von  mindestens  einem  Tage  festsetzen***).  01s- 
hausen****)  sagt  mit  aller  Bestimintlieit,  dass  bei  der  Um- 
wandlung von  Geld-  in  Freiheitsstrafen  an  dem  Mindest- 
betrage von  einem  Tage  festzuhalten  ist.  Hinsichtlich  der 
Geldstrafreste  ist  er  allerdings  etwas  anderer  Meinung, 
als  ich.  Er  unterstellt  nämlich, f)  dass  Betiäge  von  weniger 
als  3 beziehungsweise  1 Mark  nicht  umgewandelt  werden 
können.  Zulässig  ist  nach  dieser  Ansicht  also  z.  B.,  dass, 
wenn  für  eine  Uebertretung  15  Mark  eventuell  ein  Tag 
Haft  ausgeworfen  sind,  letzterer  vollstreckt  wird,  selbst 
wenn  14  Mark  abbezahlt  sind,  nicht  aber  vollstreckt  werden 

*)  Olsliaiise.il,  Kommentar,  3.  Aufl.  Bd.  1 S.  104,  Aiim.  6b, 
Atim.  7 b nt  üii  § 19,  Reielisgerichtsentsclieidungen  in  .Strafsachen  Bd.  5 
S.  443,  Bd.  18  S.  126.  • 

**)  II.  n.  O.  Bd.  18  S.  127. 

***)  .lohow,  Entscheidungen  des  Kauiiiiergericlits  Bd.  9 S.  166. 
****■)  a.  a.  O.  .S.  105  Anm.  Ih  y 7.u  § 19. 

t)  ii.  II.  O.  S.  118  Anm.  5 yai  S 29. 
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flaif,  wenn  die  Abschlagszahlung  14,01  Mark  beträgt.  Ich 
finde  nicht,  dass  das  folgerichtig  ist,  fasse  vielmehr  Geld- 
strafe wie  Freiheitsstrafe  als  etwas  Einheitliches  auf,  und 
zwar  derart,  dass  beide  sich  völlig  zu  decken  haben, 
also  wie  sclion  gesagt,  der  volle  Tag  für  den  kleinsten 
Ineil  der  Geldstrafe  haftet  und  umgekehrt  theilweise 
Zahlung  der  Geldstrafe  Theile  eines  Tages  nicht  zu  tilgen 
vermag.  Die  Auslegung  Olshausens  führt  iibeidies 
dazu,  dap  das  Urtheil  nicht  ganz  vollstreckt  werden 
yirde,  die  Strafe  also  bis  zu  einem  gewissen  Grade  in 
das  Freie  fiele.  Man  wird  Olshausen  noch  weniger 
folgen  können,  wenn  man  sich  nachstellendes  Beispiel 
denkt;  eine  üebertretung  ist  mit  1,2  Mark  bestraft  worden, 
ei  \ erurtheilte  zahlt  0,25  Mark,  die  Reststrafe  beträgt 
«eiliger  als  1 Mark,  dem  Verurtheilten  aber  kann  nichts 
geschehen,  wenn  er  unpfändbar  ist.  Seine  Strafe  hat 
dann  also  in  Wirklichkeit  nur  0,25  Mark  betragen. 

Ich  glaube  nicht,  dass  solche  Ergebnisse  im  Willen 
es  Gesetzes  liegen  und  lialte  deshalb  meine  von  0 1 s- 
hausen  in  der  Hauptsache  getheilte  Meinung  für  richtiger. 

Zwei  Entscheidungen  des  Reichsgerichtes*,)  betreffen 
euieii  anderen  Fall,  erkennen  aber,  was  den  Ausschlag 
giebt,  an,  dass  es  Bruchtheile  von  Tagen  für  die  Strafvoll- 
streckung niemals  geben  kann. 

Es  ist  mir  wohl  bewusst,  dass  meine  Ansicht  manche 
K schliesst  und  mit  sich  bringt.  Dergleichen 

f im  Rechte  nicht  zu  vermeiden  und  im 
^ wenigsten.  Uebrigens  giebt  e.s  einen 

•111  Weg,  die  Angelegenheit  mit  einem  Schlage 

Welt  zu  schaffen:  man  weise  nämlich  solche  Thcil- 
wi  J'Airück,  die  Bruchtheile  von  Tagen  übrig  lassen 

/,  1,^  Es  ist  nicht  zu  fürchten,  dass  deswegen  weniger 
eingehen  werden,  hn  Gegentheile  zu  erwarten. 
Fr  \ ^ ^^ei’urtheilten,  wenn  es  ihnen  Ernst  ist,  die 

wprH  nicht  abzusitzen,  umso  mehr  bemüht  sein 

6n,  den  vollen  Betrag  für  den  Tag  aufzubringen. 

Pi'«-- geltend  gemacht,  die  Eingangs 
annten  § 16  Abs.  1 u.  s.  w.  seien  nicht  massgebend, 
dip^  y “nr  auf  die  Urtheilsfällung,  aber  nicht  auf 

.sei  ,•]  bezögen.  Ich  vermag  diese  Unter- 

iciüung-  nicht  anzuerkennen,  weil  es  mir  unmöglich  ist, 

*)  a.  a.  0.  Btl.  16  S.  16,  li.  18  S.  127. 
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sie  uns  dem  Strafgesetzbuche  herauszulesen  oder  in  das- 
selbe hineinzulegen. 

Wenn  es  heisst,  der  Mindestbetrag  einer  Freiheitsstrafe 
ist  ein  Tag,  und  zwar  auch  dann,  wenn  diese  Freiheits- 
strafe an  die  Stelle  einer  Geldstrafe  tritt,  so  weiss  ich 
nicht,  wie  man  dabei  zwischen  ins  in  hypothcsi  und  ins  in 
thesi  soll  unterscheiden  dürfen.  In  meinen  Augen  deutet 
die  Ausdrucksweise  gerade  darauf  hin,  dass  nicht  weniger 
als  ein  Tag  vollstreckt  werden  soll.  Wenn  man  an 
sich  Bruchtheile  von  Tagen  gestatten  will,  für  die  Voll- 
streckung aber,  wie  geschehen,  „minutiöse  Genauigkeit“ 
nicht  verlangt,  weil  diese  sich  mit  den  Einrichtungen  ini 
Gefängnisse  nicht  immer  vereinigen  lasse,  so  verfährt 
man  nicht  folgerecht,  sondern  ruft  die  Fiage  hervor,  was 
die  theoretische  Anerkennung  eines  Rechtes  nützen  soll, 
dessen  praktische  Undurchführbarkeit  in  demselben  Athem- 
zugc  ausgesprochen  wird  und,  wie  hinzugefügt  sei,  mit 
Fug  ausgesprochen  werden  muss. 

Auf  die  mit  der  Vollstreckung  von  Tagestheilen  für 
die  Gefängnissverwaltnng  verbundenen  Unzuträglichkeiten 
weist  auch  das  Reichsgericht  hin.*) 

Bei  vollen,  halben  und  selbst  Viertelstunden  geht  die 
Sache  noch,  wenngleich  die  Sclnvierigkeiten  im  umgekehrten 
Verhältnisse  zur  Grösse  der  Zeitiheilc  stehen.  Ich  habe 
aber  im  Laufe  noch  nicht  eines  Jahres  nur  bei  einer  der 
sechs  mir  unterstehenden  Anstalten,  von  Stunden  und 
Theilen  solcher  zu  geschweigen,  Vollstreckungsersuchen 
bekommen  über  2V5  Tage  — sind  2 Tage,  9 Stunden, 
36  Minuten  — , 3 Tage,  21  Stunden,  36  Minuten,  4 Tage, 
9 Stunden,  36  Minuten,  1 Tag,  14  Stunden,  24  Minuten 
(zweimal),  ja  sogar  2 Tage,  15  Stunden,  15  Minuten, 
52  Sekunden.  Damit  nun  nicht  auch  nur  eine  Sekunde 
zuviel  vollstreckt  wird,  genügt  der  Besitz  von  Uhren  mit 
Sekundenzeigern  allein  nicht,  man  muss  vielmehr  eine 
Normaluhr  anschaffen,  die  uns  vielleicht  auch  noch  im 
Stiche  lässt.  Dabei  bringt  eine  mehr  verbüsste  Sekunde 
den  betreffenden  Beamten  vor  den  Strafrichter.**) 

Der  hiesige  Oberstaatsanwalt  meint  allerdings  — 
freilich  ohne  Begründung  — besondere  Schwierigkeiten 
ergeben  sich  für  die  Gefängnissverwaltnng  nicht,  der 
Zeitpunkt  könne  und  solle  nur  „approximativ,  so  gut  es 


*)  a.  a.  0.  Bd.  18  S.  126. 

**)  § 345  Abs.  2 Str.-G.-B. 
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sich  machen  lässt“,  inncgehalten  werden.  Dann  ist  er 
aber  so  ziemlich  überflüssig  und  für  die  grundsätzliche 
Behandlung  wird  nichts  gewonnen.  Seitens  der  Jnstiz- 
verwaltung  ist  schliesslich  entechieden , dass  Sekunden 
und  Minuten  unter  Abrundung  der  Strafzeit  nach  unten, 
ausser  Ansatz  zu  lassen  seien.  Auf  solche  Weise  sind, 
wenn  nicht  alle,  so  doch  die  grössten  Schwieiigkeiten 
beseitigt,  an  einem  beherrschenden  Grundsätze  aber  fehlt 
es  doch. 


II. 

1.  § 22  erklärt  die  Einzelhaft  unter  unausgesetzter 
Absonderung  von  anderen  Gefangenen  nur  bei  Zuchthaus- 
und Gefangenensträflingen  für  zulässig.  In  dieser  Form 
ist  sie  also  ausgeschlossen  für  Gefangene  mit  Festungshaft 
Oder  mit  einfacher  oder  geschärfter  Haft,  nicht  dagegen, 
\ue  imr  scheint,  für  Arbeitshäusler.  § 362  Abs.  3 kennt 
nur  das  Wort  „Arbeitshaus“  und  setzt  die  höchste  Dauer 
der  in  solchem  zu  vollstreckendcn  Strafe  fest.  Ueber  Be- 
^’itf  und  Wesen  dieser  fehlt  selbst  die  dürftigste  Bestim- 
muiig.  Mur  aus  dem  Namen  kann  man  schliessen,  dass 
vrm.  m f Arbeit,  und  zwar  zu  jeder  Arbeit, 
rif!  u -u*"  Arbeitshauses  wird  nicht  einmal  bei 

fni  ' der  Strafvollstreckung  gedacht.  Aus  allem 

inif,,.  Ausgestaltung  dieser  Freiheitsstrafe  noch 

nein  als  die  jeder  anderen  den  Bundesstaaten  hat  über- 
•nssen  werden  sollen. 

^ Arbeitshaus  nicht  erwähnt,  ist 

'J^'cht  zu  folgern,  dass  es  nicht  dorthin  gehöre.  Die 
Hinef  ®®deutung  nicht  blos  in  disziplinärer 

All«.  • Unbotsniässigsten , sondern  auch  im 

fuigemeinen,  seit  auf  Grund  des  § 181a  auch  Zuhälter 
cm  fh  Arbeitshaus  gesteckt  werden  können.  Man  wird 
Ara  « unter  schärfster  Trennung  von  ihren 

''htgefangeiien  zu  halten. 

Pp«r  ^ Vielfach  hört  oder  liest  inan,  Einzelhaft  sei  bei 
hintü”  ■ einfacher  und  bei  geschärfter  Haft  über- 

Avird  dabei  übersehen,  dass  § 22 
■iiifh  strenge  Einzelhaft  mit  Absonderung 

iiiph  und  Schule  und  beim  Spaziergange,  Avohl 

iimlp  und  Nummernschild,  im  Auge  hat.  Eine 

(j  u*^\Art  der  Einzelhaft  (moderirte  oder  inodifizirte, 

• ohne  diese  Dinge)  ist  ihm  entAA^eder  unbekannt  oder 


gilt  ihm  nicht  als  Einzelhaft,  .lener  können  daher  alle 
Gefangenen  ohne  Ausnahme  unterworfen  werden.*)  Mit 
Recht  lässt  daher  die  preussischc  Gefängnissordnung  vorn 
21.  Dezember  1898**)  Einzelhaft  bei  den  neben  Gefängniss 
für  sie  allein  in  Betracht  kommenden  llaftstrafen  zu.  Diese 
Einzelhaft  wird  anderwärts  auch  bei  Arbeitshäuslern 
angewandt.  Hier  geschieht  das  Gleiche  bei  beiden  .\rten 
von  Haft  und  bei  Ai’beitshaus  mit  Billigung  der  Aufsichts- 
behörde und  sind  Räume  für  überhaupt  nur  einen  Festungs- 
gefangenen da. 

3.  Da  Abs.  1 des  § 22  nur  Einzelhaft  mit  unausgesetzter 
Trennung  von  andei’en  Gefangenen  kennt,  so  ergiebt  sich, 
dass,  wenn  in  Abs  2 nur  von  Einzelhaft  schlechthin  die 
Rede  ist,  doch  nur  jene  Form  gemeint  sein  kann.  Es 
müsste  sonst  innerhalb  eines  Paragraphen  das  gleiche 
Wort  Verschiedenes  bedeuten.  Eine  anders  als  nach  Abs.  1 
vollzogene  Einzelhaft  kann  daher  auch  ohne  Zustimmung 
des  Gefangenen  länger  als  drei  Jahre  dauern,***)  ja  es  kann 
sich  der  dreijährigen  Einzelhaft  im  Sinne  des  Abs.  1 ohne 
Weiteres  eine  mildere  anschliessen.  Das  ist  wohl  ver- 
ständlich und  berechtigt,  da,  wenn  und  soweit  die  Einzel- 
haft seelische  Gefahren  zu  erzeugen  vermag,  diese  doch 
nur  bei  unausgesetztei'  Absonderung  vorzukommen  pflegen. 

4.  Jeder  Zuchthau.s-  oder  Gefängnisssträfling  kann, 
ohne  dass  es  besonderer  Begründung  bedarf,  bis  zil  drei 
.lahren  von  anderen  Gefangenen  unausgesetzt  getrennt 
gehalten  werden.  Das  Strafgesetzbuch  hat  dabei  im 
Auge,  dass  die  Isolirung  aus  allgemeinen  Gründen,  sei  es 
im  Interesse  des  Gefangenen  selbst,  sei  es  aus  Rücksicht 
auf  andere  für  erforderlich  gehalten  wird,  Nicht  getroffen 
wird  dadurch  die  als  Disziplin  armassregel  sich  nothwendig 
erweisende  Isolirung.  Sie  kann  in  diesem  Falle  länger  als 
drei  Jahre  dauern  oder  sich  an  eine  zunächst  auf  Grund  § 22 

Olshausc.  n a.  a.  O.  S.  107  Aniii.  2 /.u  § 22.  Oppen  hoff, 
Koinmentar,  5.  Aufl.  S.  52Anm.7  zu  22.  Hug’O  Meyer,  Lelirbuch 
r Aufl.  S.  272  Anm.  10,  v.  Liszt,  Strafrecht  9.  Aufl.  S.  266  Aimi.  4. 
K 1 ei  n f e 1 1 e r,  Bayrische  Litteratur  über  Freiheit.sstrafen. 

**)  § 97  Abs.  7.  Vergl.  § 20  des  Gesetzentwurfes  über  Voll- 
streckung  der  Freiheit.sstrafen  von  1879.  Blätter  für  Gefängni.sskundc 
Bd.  14  S.  3. 

'***)  Olshausc. n a.  a.  O.  S.  107  Aiiiii.  2 § 22.  Anders  S.  ö7 
preussischc  Gefängnis.sorduung  § 37  Abs.  2 vbd!  mit  Abs.  5 Satz  1. 
Aus  Abs.  4 geht  hervor,  das.s  sie.  die  unausgesetzte.  Trennung  für 
etwas  Ausnahmaweises  .ansieht. 
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selbst  in  der  längsten  Dauer  verhängte  ansehliessen.  Hier 
hat  man  höheren  Orts  zu  der  Sache  noch  keine  bestimmte 
Stellung  genommen.  Ein  Gutachten  des  Oberstaatsanwaltes 
aber  theilt  obigen  Standpunkt  mit  der  Einschränkung, 
dass  bei  Ablauf  der  drei  Jahre  etwas  Vorkommen  müsse, 
was  den  Gefangenen  für  die  Allgemeinheit  so  gefährlich 
erscheinen  lasse,  dass  er  in  Gemeinseh aftshaft  nicht 
gehalten  werden  dürfe,  dass  es  also  nicht  genüge,  wenn, 
sei  es  auch  mit  gutem  Grunde,  gefürc;htet  werde,  es  könne 
etwas  derartiges  Vorkommen. 


5.  Es  ist  die  Meinung  ausgesprochen  worden*),  der 
Ziistiinmung  des  Gefangeneji  bedürfe  es  auch  dann,  wenn 
die  drei  Jahre  mit  Unterbrechungen  vollstreckt  sind.  Dies 
ist  von  Vorgesetzter  Stelle  anders  entschieden,  voraus- 
gesetzt, dass  es  sich  nicht  um  eine  reine  Formsache,  um 
eine  Umgehung  in  der  Weise  handle,  dass  der  Gefangene 
auf  einen  oder  einige  Tage  oder  Woclien  aus  der  Einzelhaft 
genommen  werde  und  schon  dabei  die  Absicht  gewesen 
sei,  ihn  ohne  besonderen  Grund  alsbald  in  Einzelhaft 
zurück  zu  versetzen.  Das  ist  das  zweifellos  Richtige, 
beim  die  günstigen  wie  die  ungünstigen  Wirkungen  der 
bmzelhaft  — das  Gesetz  denkt  nur  an  die  letzteren  — 
ausserii  sieh  regelmässig  nur  bei  jahrelang  ununterbrochener 
Fortsetzung.  Es  wäre  ohnedies  ein  übel  Ding,  wenn  Leute 
ajjt  vieljährigen  oder  lebenslänglichen  Strafen  alles  in 
allem  nicht  mehr  als  drei  Jahren  sollten  in  Einzelhaft 
gehalten  werden  dürfen. 


6.  Kann  die  Zustimmung  des  Gefangenen  von  ihm 
einseitig  zurückgenommen  werden  ? Trotz  entgegengesetzter 
' 11  tscheidung  meiner  Vorgesetzten  Behörde  meineich:  nein, 
le  Zustimmung  hätte  keinen  Zweck,  wenn  sie  nicht  bände, 
IS  die  Verwaltung  aus  eigenem  Antriebe  oder  auf  Antrag 
in  anderes  Verhältniss  schafft.  Niemand  ist  gezwungen, 
T ? ^ geben  und  wer  sie  giebt,  soll  wissen,  was  er  thut. 
ni  die  Sache  ähnlich,  wie  wenn  ein  zur  Arbeit 

eilt  verpflichteter  Gefangener  sich  zu  solcher  bereit  er- 
) In  der  preussischen  Gefängnissordnung***)  wird 


a -1  o Meyer,  Koinincntar  S.  36  Aiim.  3.  Olshaust-ii 
a.  0.  S.  107  Aum.  3 zu  § 12. 

k‘‘lie  also  weiter  als  S te  1 1 in  iic  he  r in  den  Blättern  für 
23  S.  319  und  Wulff,  Gefängnisse  der  Justiz- 


''i'nvaltung  S.  441. 

***)  S 37  Abs.  5 .Satz  2. 
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protokollarische  Feststellmig  der  Zustiiimiuiig  verlangt, 
cloc'h  wohl  in  dem  Sinne,  dass  der  Gefangene  einerseits  die 
Bedeutung  der  Angelegenheit  empfindet,  andrerseits  au 
seinem  Worte  nachher  nicht  mehr  rütteln  kann. 


III. 

Auf  Grund  von  § 50  Abs.  1 Str.-P.-O.  sollte  an  einem 
.Tungen  von  10'/3  Jahre  eine  Haftstrafe  vollstreckt  werden. 
Staatsanwaltschaft  und  Gericht  in  Hamburg  waren  von  dem 
Grundsätze  ausgegangen,  dass  Ordnungsstrafen  auch  gegen 
Strafunmündige  zulässig  seien.  Thatsächlicher  Erwägungen 
wegen  wurde  die  Strafe  nachträglich  aufgehoben. 

§ 50  a.  a.  O.  gehört,  wie  der  entsprechende  § 380 
Abs.  1 C.-P.-O.  neuer  Fassung  zu  den  sogenannten  Un- 
gehorsainsstrafen  *),  die  in  § 138  Abs.  3 St.-G.-B.  als  Ord- 
nungsstrafen bezeichnet  werden.  Damit  ist  freilich  nichts 
gesagt.  Weder  Gesetzgebung,  noch  Rechtslehre  sind  sich 
über  Begriff  und  Wesen  der  Oidnungsstrafen  einig. 
Namentlich  weiss  man  gerade  die  in  Rede  stehenden 
Ordnungsstrafen  nicht  recht  unterzubringen.*'')  Gewöhnlich 
legt  inan  ihnen  einen  blos  disziplinären  Charakter  bei, 
sodass  es  sich  nicht  um  Vergehen  im  Sinne  des  Strafgesetz- 
buchs handle***)  und  die  Bestimmungen  über  die  Geldstrafe 
in  § 27  unanwendbar  seien,  § 18  Abs.  2 aber  seine  Wirk- 
samkeit äussere.****)  Wegen  der  niohtkrhninellen  Natur 
dieser  Strafthaten  wollen  andere  den  ganzen  ersten 
Abschnitt  des  ersten  Theiles  des  Strafgesetzbuchs  für  sie 
nicht  gelten  lassen  f),  während  ihn  wieder  andere  für 
anwendbar  erklären,  namentlich  § 28  Abs.  4,  § 29.ft) 

Unbestreitbar  handelt  es  sich  um  eine  Strafe.  Solche 
scheint  mir  aber,  sofern  nicht  abweichende  Anordnungen 


*)  V.  Wilinowski  und  Levy,  Civilprozessordiiung,  3.  Aufl. 
Bd.  1 S.  459  Anin.  2 zu  § 346  alter  Fassung. 

**)  Sielie  V.  Liszt  in  v.  Holtzeudorffs  Itechtsle-xikon  3.  Aufl. 
Bd.  2 S.  966,  967. 

***)  Endeniaiin,  Uivilprozessordmuig  Bd.  2 S.  214. 

****)  Geyer,  Strafprozessrecht  S.  512. 

t)  V.  Risch  in  V.  Stengels  Handbuch  des  deutschen  Ver- 
waltuugsrechtes,  Ergiinzuugsband  S.  334, 

tt)  V.  Lilien  thal  bei  v.  Hultzendorff  a.  a.  O.  Bd.  3 S.  421,  422. 
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in  besonderen  (xesetzen  oder  bei  einzelnen  Strafbestimmung'eii 
bestehen,  nur  demjenigen  auferlegt  werden  zu  dürfen,  der 
bestraft  werden  kann  und  darf.  Erste  Voraussetzung 
hierfür  ist  die  Strafmündigkeit.  Hinsichtlich  dieser  findet 
sich  im  gesammten  Reichsrechte  nichts  vom  § 55  Ab- 
weichendes. Er  beherrscht  es  also  ohne  Ausnahme. 
Kinder  unter  12  Jahren  unterliegen  daher  den  mehr- 
ei  wähnten  Straf  Vorschriften  nicht.*)  Uebereinstimmend 
hiermit  sagt  Oppenhoff,**)  dass  § 55  auch  bei  den 
durch  besondere  Gesetze  vorgesehenen  Strafthaten  An- 
wendung finde,  insofern  nicht  für  diese  abweichende  Vor- 
schriften getroffen  seien,  und  0 1 s h au se n ***)  erklärt, 
durch  § 55  Abs.  1 sei  die  strafende  Thätigkeit  ganz 
allgemein  und  unabhängig  von  dem  Charakter  der  straf- 
baren Handlung  an  die  Voraussetzung  geknüpft,  dass  der 
lliater  bei  Begehung  der  Handlung  bereits  das  zwölfte 
hebeiisjalir  vollendet  habe.  Personen,  die  noch  nicht  in 
diesem  Alter  stehen,  erkläre  das  Strafgesetzbuch  für 
absolut  unmündig.*’"^*)  Hiernach  erscheint  der  im  Ein- 
gänge dieses  Abschnittes  aufgestellte  Grundsatz  als  nicht 
zutreffend. 


Anm  Strafprozessordnung  2.  Aufl.  S 176 

rpnlitii..lo^"c'-  mä  der  Begründung,  solche  Kinder  seien  im  straf- 
h'i'i-un  tT*”  öiniie  nicht  willensfrei  und  könnten  deshalb  einen  straf- 
wien  Ungehorsam  nicht  begehen. 

**)  a.  a.  O.  S.  127  .Anm.  7 zu  § 55. 

“■.  2 zu  § 55. 

7uin  punsten  der  nach  § 2 Abs.  2 des  Einführungsgesetzes 

nahmo  ! *^®®^*buch  zulässigen  Landesgesetzgebung  gemachte  Aus- 

Ä'S  JoWgc  “ A"“'  ™ 


H)  — 


Das  jugendliche  Verbrecliertliiiin  und  seine 
Bekämpfung 

1.  durch  entsprechende  Aenderung  der  einschlagenden 

strafrechtlichen  Bestimmungen ; 

2.  durch  einen  rationellen  Strafvollzug; 

3.  durch  staatlich  überwachte  Erziehung  der  gesammten 

verwahrlosten  Jugend. 


3 Vorträge 

g;i‘halteu  von  J.  B urk  li  ar  dt,  Gcfiingiiissdirektor  in  Dresden. 


I- 

Man  läuft  (lefalir,  einen  Gemeinplatz  zu  betreten, 
wenn  man  darauf  liinweist,  wie  beute  nahezu  alle  Gebiete 
unseres  öffentliehen  Lebens  unter  dem  Zeichen  tiefein- 
sehneidender  sozialer  und  wirthsehaftlicher  Keformbestreb- 
ungen  stehen. 

Die  soziale  G(‘setzgebung  der  beiden  letzten  Jahrzehnte 
hat  gewaltige  Umwälzungen  in  weite  Gebiete  des  Avirth- 
schaftlichen  Lebens  getragen  und  weiterer  .lahrzehnte  wird 
es  bedürfen,  bis  die  hier  ausgestreute  Saat  zur  völligen 
Keife  gediehen  sein  wir<l, 

IJmmterbroelien  nehmen  inzwischen  die  Arbeiten  an 
dem  grossen  sozialischen  Reformwerk  ihren  Fortgang  mit 
einem  Eifer,  der  vielleicht  inelir  der  Zügel,  als  der  Sporen 
benöthigt. 

Hand  in  Hand  mit  diesen  Hestrebmigen  gehen  Wünsche 
nach  Reform  und  Weiterausgestaltungen  auf  fast  allen 
anderen  Gebieten  unserer  Gesetzgebung,  die  zum  grossen 
Theil  bereits  greifbare  Gestalt  angenommen  haben.  Auf 
dem  Gebiete  der  Rechtspflege  haben  sich  diese  Wünsche 
besonders  bemerkbar  gemacht.  Ich  brauche  nur  zu  erinnern 
jui  die  Agitation  für  Wiedereinführung  der  Rerufung  in 
Stralsachen,  an  das  Verlangen  nach  Entschädigung  un- 
schuldig Vcrurtheilter  u.  dgi.  mehr. 


Digitized  by  Go. 


I Hierzu  kommen  die  mannigfachen  und  berechtigten 

I Wünsche  nach  Reformen  auf  dem  Gebiete  des  Strafvollzugs, 
I welcher  von  je  das  Stiefkind  unsrer  Rechtspflege  gewesen 
ist;  denn  die  Beachtung,  die  er  in  gewissen  Kreisen 
gefunden  hat,  entspricht  bei  Weitem  nicht  der  Werth- 
schätzung, die  ihm  nach  seiner  Bedeutung  für  die  Gesell- 
I Schaft  zugestanden  werden  sollte. 

Namentlich  ist  es  die  Behandlung  der  jugendlichen 
Verbrecher,  welcher  einer  baldigen  und  gründlichen  Reform 
bedarf,  wenn  es  nicht  dahin  kommen  soll,  dass  das 
jugendliche  Verbrecherthum  zu  einer  noch  grösseren 
sozialen  Gefahr  sich  entwickelt,  als  dies  bereits  der 
Fall  ist 

Wenn  ich  deshalb  das  j u g e n d 1 i c h e Verbrecher- 
thuin  und  seine  Bekämpfung  zum  Gegenstand 
meiner  Vorträge  erwählt  habe,  so  glaube  ich  damit  ein 
recht  zeitgemässes  Thema  zu  behandeln  und  es  würde  mir 
eine  Genugthuung  sein,  wenn  es  mir  gelingen  sollte,  mit 
meinen  Ausführungen  dazu  beizutragen,  das  Interesse  für 
diesen  hochwichtigen  Gegenstand  zu  fördern. 

Es  steht  fest,  dass  zu  keiner  Zeit  das  judendliche 
ierbrecherthum  so  überhand  genommen  hat,  als  jetzt. 
Dasselbe  ist  zu  einer  drohenden  Gefahr  für  die  Gemein- 
schaft herangewachsen.  Die  Erkenntniss  dieser  Gefahr, 
vor  Allem  aber  die  Nächstenliebe,  gebietet  un.s,  nicht  mehr 
mit  geschlossenen  Augen  an  diesem  Schandmal  unserer 
^eit  v^orüber  zu  gehen. 

Können  wir  doch  kein  Zeitungsblatt  in  die  Hand 
nehmen,  ohne  von  jugendlichen  Diebesbanden,  von  der 
Aburtheilung  eines  jugendlichen  Verbrechers,  von  gesetz- 
widriger Handlungsweise  eines  Kindes  zu  lesen ; und  eine 
schreckliche  Sprache  redet  hier  die  Statistik. 

I8QQ  neuesten  deutschen  Kriminalstatistik  von 

° j ®'^G‘ällt  von  der  Gesammtheit  aller  wegen  Verbrechen 
und  Vergehen  gegen  Reichsgesetze  in  gedachtem  Jahre  im 
eutschen  Reiche  verurtheilten  Personen  allein  der  zehnte 
Iheil  auf  die  Jugendlichen  im  Alter  von  12—18  Jahren. 

Ihre  Zahl  ist  in  der  Zeit  von  1889  bis  1899  von  86  790 
uuf  nicht  weniger  als  47  512,  also  um  29  % gestiegen.  Von 
diesen  wurden  unter  anderen  bestraft  480  wegen  Brand- 
s iftung,  3723  wegen  Sachbeschädigung,  8531  wegen  Körper- 
'erletzung,  1386  wegen  Sittlichkeitsverbrccdien,  4140  wegen 
yiiterschlagung  und  Betrugs  und  22  655  wegen  Diebstahls, 
•^runter  3819  wegen  schweren  Diebstahls. 
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Diese  Ziffern  dürften  hinl.änglich  beweisen,  dass  das 
Anwachsen  des  jugendlichen  Verbrecherthums  bereits  eine 
sehr  bedenkliche  Höhe  erreicht  hat. 

Wohl  könnte  man  hier  einwerfen,  dass  die  Höhe  dieser 
Zahlen  sich  aus  dem  Umstande  erklären  lässt,  dass  der 
jugendliche  Verbrecher  seine  That  nicht  so  geschickt  zu 
verheimlichen  weiss,  als  der  ergraute  und  ausgefeimte 
Zuchthäusler,  aber  der  Einwurf  entbehrt  jeder  inneren 
Berechtigung. 

Jeder  erfahrene  Polizist  weiss  davon  zu  erzählen,  mit 
welcher  Pfiffigkeit  und  Verschlagenheit  gerade  jugendliche 
Verbrecher  vorgehen  und  AA’ie  trefflich  sie  alle  Umstände 
benützen,  um  einer  Entdeckung  vorzubeugen. 

Jeder  Richter  weiss  ein  Lied  davon  zu  singen,  mit  . 
welcher  Hartnäckigkeit  gerade  jugendliche  Angeklagte  zu 
leugnen  pflegen,  wie  sie  sich  hinter  ein  erstaunliches  Gewebe 
von  Lügen  verstecken  und  Avie  raffinirt  und  rücksichtslos 
sie  dieselben  ersinnen. 

Würden  wir  ausserdem  noch  die  Thäter  all  jener  Ge- 
setzesübertretungen kennen,  die  gar  nicht  zur  Kenntniss 
und  Aburtheilung  gelangen  — die  Ziffern  Avürden  sich 
Avahrscheinlich  für  unsere  Jugend  noch  Aveit  ungünstiger 
gestalten.  Doch  auch  ohne  die  berechtigte  Vermuthung, 
dass  AA'eit  mehr  Verbrechen  von  jugendlichen  Windbeuteln 
und  frühreifen  Burschen  begangen  werden,  als  Avir  ahnen, 
liegt  Grund  genug  zu  Besorgnissen  vor.  Die  ergangenen 
richterlichen  Urtheile  roden,  wie  wir  gesehen  haben,  eine 
ein dri ngliche  Sprache . 

Es  muss  auf  Mittel  gesonnen  werden,  unsere  Jugend, 
so  Aveit  thiinlich,  aus  dem  Arm  des  Verbrechens  zu  reissen, 
und  — Gefahi-  liegt  im  Verzüge. 

Die  Ursachen  des  AnscliAvellens  des  jugendlichen 
Verbrechei-thums  Avill  ich  nur  kurz  andeuten.  Erstlich 
kommt  hier  vielfach  die  Frühreife  unserer  jetzigen  Jugend, 
namentlich  in  grossen  Städten  in  Betracht.  Nicht  minder 
die  leider  so  erschreckend  A'^erbi’eitete,  dabei  unsern 
Kindern  so  leicht  zugängliche  und  das  jugendliche  Gemiith 
vergiftende  sensationelle  und  unsittliche  Lektüre. 

Man  beobachte  nur  einmal  einen  Knaben,  der  ein 
Zeitungsblatt  in  die  Hand  nimmt.  Mit  Avelchem  Eifer 
sucht  er  zuerst  nach  den  Berichten  über  die  Gerichts- 
verhandlungen, mit  Avelcher  Gier  verschlingt  er  jeden 
•sensationellen  Fall.  Wer  es  nicht  glauben  will,  der 
erkundige  sich  einmal  bei  den  älteren  Schülern  unserer 
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Schulen  nach  den  neuesten  Sensationsprozessen,  über  die 
mr  eine  Unterhaltung  mit  unseren  Frauen  und  Töchtern 
ängstlich  zu  vermeiden  suchen.  Er  wird  eine  erstaunliche 
Kenntniss  derselben  vorl'iuden. 

Die  am  schwersten  Aviegende  Ursache  aber  ist  in 
unseren  durch  den  Avirtlischaftlichen  Auf-  und  Umschwung 
der  letzten  zwanzig  .Jahre  herbeigeführten  veränderten 
sozialen  Verhältnissen  zu  suchen;  denn  das  moderne  Leben 
unserer  Zeit  hat  nicht  nur  die  Genuss-  und  Vergnügungs- 
sucht, die  Begehrlichkeit,  den  Hang  zum  Nichtsthun 
gesteigert,  sondern  auch  den  .Sinn  für  Häuslichkeit  ge- 
mindert und  damit  höchst  nachtheilig  auf  das  Familienleben 
und  die  von  diesem  beeinflusste  Kindererziehung  gewirkt. 
\ u guten  alten  Zeit  war  es  so,  dass,  wenn  der 

Arbeiter  verheirathet  war,  er  allein  auf  die  Arbeit  ging 
und  die  Frau  zu  Hause  blieb,  ihre  Wirthschaft  besorgte 
un  sich  mit  Ernst  und  Eifer  der  Erziehung  ihrer  Kinder 

in  die  Fabrik 

^ i^'ider  bleiben  sich  selbst  oder  fremden  Leuten 
i^nm  der  Vater  Mittags  und  Abends 
eim,  trug  nach  seinen  Kindern  und  ergänzte  mit  strenger 
and  und  milden  Worten  das  Erziehungswerk  der  Mutter, 
pr  Mittags  in  die  Kantine  und  Abends  sucht 

nniic  I Vereinslokal,  oder  geht  seinen  sogenannten 

pomsciien  Pflichten  nach,  indem  er  politische  Versamm- 

imtpr"  besucht.  Ich  habe  dieses  Bild  den 

wpiopP  ‘^ufuden  entnommen,  weil  sich  aus  ihnen  vorzugs- 
p JJ*ft’®ndliche  Verbrecherthum  rekriitirt. 
nicht  P dumit  nicht  gesagt  sein,  dass  es  auch 

7P^hr.^^ü  de»  wohlhabenden  und  reichsten  Familien  der 
fehlt  Töpfe  genug  giebt.  Auch  in  solchen  Familien 

Knino/- Kd^dern,  die  für  den  Eingeweihten  das 
hprfa.  des  einstmaligen  Verbrechers  besitzen.  Arme, 

o(lpf  Geschöpfe,  deren  Mütter  kein  Verständniss 

Weil  Erziehung  ihrer  Kinder  haben,  vielleicht, 

sie  seihst  nicht  genügend  oder  falsch  erzogen  sind! 
schnipp  ®^‘heue  mich  nicht,  den  Finger  auch  in  diese 
eeschom"^®  Wunde  zu  legen;  denn  auch  hier  soll  Hilfe 
• tt  werden,  wo  es  angeht;  und  vielfach  thuts  noth! 
vollpii  gezeichneten  schweren  und  verhängniss- 

(iiis  in  Uebelstäiide  zu  beseitigen,  um  dadurch 

lialb  Verbrec-herthum  zu  bekämpfen,  liegt  ausser- 

Mittel  Hacht.  W’ir  müssen  auf  andere,  geeignetere 


Viele  werden  hier  zunächst  ;in  die  8 c hule  denken. 

Der  Lehrer  mag  nachholen,  was  die  Eltern  versäumt  haben! 
Indes,  dies  ist  eine  undurchf(ihrbare  Forderung,  Erstliöh 
bietet  sich  dem  Lehrer  zur  Lösung  dieser  schweren  Auf- 
gabe in  der  Schule  viel  zu  wenig  Zeit  und  Gelegenheit  und 
dann  werden  auch  erfahrungsgemäss  die  von  ihm  mühsam 
und  mit  aller  Sorgfalt  gepflanzten  guten  Keime  bei  solchen 
Kindern  ausserhalb  der  Schule  sehr  bald  wiedei’  vernichtet. 

Nicht  Wissen  und  Können  ist's,  was  solchen  jungen 
verwahrlosten  Burschen  fehlt;  denn  sie  sind  in  der  Regel  im 
Schreiben,  Lesen  und  Rechnen,  in  der  biblischen  Geschichte, 
im  Katechimus  und  in  manchen  andern  Dingen  weit  besser 
bewandert  als  ihre  Eltern  es  im  gleichen  Alter  waren; 
es  fehlt  ihnen  .vielmehr  das,  was  kein  Mensch  entbehren 
kann,  um  den  vielfachen  Versuchungen  und  Verlockungen 
des  Lebens  in  unserer  so  leichtlebigen  Zeit  zu  wider- 
stehen, nämlich:  das  rechte  sittliche  Fühlen  und  Wollen, 
die  Festigkeit  des  Willens,  die  moralische  Widerstandskraft, 
überhaupt  die  .sittliche  Reife. 

Diese  Eigenschaften  aber  sind  Niemanden  ira  Hand- 
umdrehen beizubringen;  es  ist  dies  nur  durch  eine  lang- 
anhaltende,  gründliche  und  zielbewusste  erziehliche  Arbeit 
möglich. 

Vermag  also  nicht  die  Schule  das  Fehlende  zu  er- 
gänzen, so  muss  ein  anderer  Faktor  helfend  eingreifen  und 
das  kann  nur  der  S t a a t sein.  Er  thut  dies  zwar  schon, 
indem  er  den  jugendlichen  Inkulpaten  straft;  doch  damit 
ist  die  Aufgabe  des  Staates  noch  nicht  erschöpft,  und  dann 
erscheint  es  auch  nach  den  Ergebnissen  unserer  Kriminal-  r 
Statistik  sehr  zweifelhaft,  ob  die  z.  Zt.  gegen  die  jugend-  p 
liehen  Verbrecher  erkannten  Kriininalstrafen  ihren  Zweck  p 
erreichen  und  namentlich  auch,  ob  die  gegenwäi’tig  auf  B 
die  Bekämpfung  des  jugendlichen  Verbrecherthums  bezüg-  * 
liehen  strafrechtlichen  Bestimmungen  geeignet  sind,  die 
gedachte  Aufgabe  zu  lösen. 

Von  fach-  und  sachkundiger  Seite,  so  z.  B.  von  der  ^ 
Rheinisch-Westfälischen  Gefängnissgesellschaft  und  nament- 
lieh  auch  von  der  deutschen  Gruppe  der  internationalen  J 
kriininalistischen  Vereinigung  werden  die  meisten  der  den  ; 
jugendlicdien  Gesetzesübertretern  zuerkannten  Strafen  als 
unzulänglich  und  ungeeignet  und  die  Vollstreckung  der-  J 
selben  vielfach  als  ungenügend  erachtet  und  es  wird  i 
von  dieser  Seite  auch  eine  entsprechende  Aenderung  der  I 
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einschlcOgenden  Strafgesetzesparagraphen  entschieden  in 
Vorschlag  gebracht  und  befürwortet. 

Treten  wir  der  Hache  selbst  einmal  näher  und  prüfen 
wir  zunächst  die  auf  die  Bestrafung  der  jugendlichen  Ver- 
brecher bezüglichen  gesetzlichen  Bestimmungen.  Dieselben 
sind  enthalten  in  §§  55,  56  und  57  des  Reichs-Strafgesetz- 
buches und  lauten:  § 55:  „Wer  bei  Begehung  der  Handlung 
das  12.  Lebensjahr  nicht  vollendet  hat,  kann  wegen 
derselben  strafrechtlich  nicht  verfolgt  werden.  Gegen  den- 
selben können  jedoch  nach  landesgesetzlichen  Vorsclu’iften 
die  zur  Besserung  und  Beaufsichtigung  geeigneten  Mass- 
regeln  getroffen  werden.  Insbesondere  kann  die  Unter- 
bringung in  eine  Erziehungs-  und  Besserungsanstalt  erfolgen, 
nachdem  durch  Beschluss  der  Vormundschaftsbehörde  die 
Begehung  der  Handlung  festgestellt  und  die  Unterbringung 
für  zulässig  erklärt  ist“. 

Ein  Kind  unter  12  Jahren  ist  also,  mag  es  sonst 
etwas  verbrochen  haben,  stets  straffrei;  ja  es  darf  nicht 
Untersuchung  vor  dem  Strafrichter  stattfinden. 
'Vohl  kann  aber  das  Vormundschaftsgericht  den  Fall 
prüfen  und  anordnen,  dass  das  Kind  in  einer  Erziehungs- 
oder  Besserungsanstalt  untergebracht  wird.  Auf  diese 
Bestimmung  werden  wir  später  noch  einmal  zurückkommen. 

„ ZAveite  hierher  gehörige  Bestimmung  unseres 

offafgesetzbuchs  ist  in  § 56  enthalten.  Dieselbe  lautet: 
nhin  Angeschuldigter,  welcher  zu  einer  Zeit,  als  er  das  12., 
aber  nicht  das  18.  Lebensjahr  vollendet  hatte,  eine  straf- 
are  Handlung  begangen  hat,  ist  freizusprechen,  wenn  er 
ei  Buchung  derselben  die  zur  Erkenntniss  der  Strafbar- 
eit  erforderliche  Einsicdit  nicht  besass.  In  dem  Urtlieile 
IS  zu  bestimmen,  ob  der  Angeschuldigte  seiner  Familie 
oder  in  eine  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt 
pbracht  werden  soll.  In  der  Anstalt  ist  er  dann  so  lange 

Anstalt  Vorgesetzte  Verwaltungs- 
pnorde  solches  für  erforderlich  erachtet,  jedoch  nicht 
«ber  das  vollendete  20.  Lebensjahr“. 

Das  Gesetz  verlangt  demnach,  dass  der  Richter  in 
[ ®'ozelnen  Falle  feststellt,  ob  Verstand  und  Urtheils- 
att  des  jugendlichen  Angeklagten  bei  Begehung  der  That 
V waren,  um  die  Strafbarkeit  derselben  zu 

orstehen  und  zu  begreifen. 

Ink  GS  also  in  § 55  von  dem  jugendlichen 

K hiess : er  ist  zu  jung,  um  ihn  dem  Gefängniss 
bberweisen,  so  wird  es  auf  Grund  der  Bestimmung 
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des  § 56  in  gewissen  Fällen  heissen : Er  hat  zwar  das 
Verhrechen  begangen,  aber  er  ist  zn  bes<diränkt,  zu  dninni, 
um  ins  Gelängniss  gesteckt  zn  werden,  darum  in  die 
Erziehungsanstalt  mit  ihm.  — Doch  nein ! und  abermals 
nein!  Wenn  ein  Junge  von  1'2  Jahren  und  darüber 
wirklich  so  beschränkt  sein  sollte,  dass  er  nicht  weis.s, 
dass  Diebstahl,  Brandstiftung,  schwere  Körperverletzung 
oder  Mord  strafbar  ist,  dann  gehört  er  weder  ins  Gefängniss, 
nocdi  in  eine  Erzieh ungs-  oder  Besserungsanstalt,  sondern 
in  eine  Anstalt  für  Idioten. 

. Die  Bestimmung  im  § 56 : „Eine  Person  zwischen 

12  und  18  Jahren,  welche  eine  Btrafthat  begangen  hat, 
ist  freizusprechen,  wenn  sie  bei  Begehung  derselben  die 
z u r E r k e n n t n i s s de r Strafbarkeit  e r f o r d e r - 
liehe  Einsicht  nicht  besass“,  ist  eine  geradezu 
verhängnissvolle  geworden.  An  ihr  vor  Allem  krankt 
unser  ganzes  Gesetz  über  die  Strafverfolgung  jugendlicher 
Verbrecher. 

Man  mache  sich  zunächst  einmal  klar,  was  das 
heisst;  „Die  zur  Erkenntniss  dei’  Strafbarkeit  erforder- 
liche Einsicht“.  Ein.sicht  ist  das  geistige  Vermögen,  etwas 
zu  sehen,  in  etwas  hineinzuschauen,  etwas  zu  durch- 
schauen, zu  erfassen,  zu  unterscheiden.  Bis  wie  weit  soll 
nun  aber  diese  geistige  Kraft,  dieses  Denk-,  Unter- 
scheidungs-  und  TJi’theilsvermögen  der  jugendlichen  Person 
reichen,  damit  man  sie  bestrafen  kann?  Nach  dem  Gesetz  .so 
weit,  „als  zur  Erkenntniss  der  8trafl)arkeit  erforderlich  ist“. 

Was  ist  nun  aber  wieder  „Erkenntniss  der  Strafbar- 
keit?“ ist  das  soviel  als  Kenn tniss  der  Gesetze?  Bewahre! 
Wohl  der  grösste  Theil  auch  des  erwacdisenen  Publikums 
kennt  das  Strafgesetzbuch  nur  oberflächlich. 

Erkenntniss  der  Strafgesetze  ist  nichts  weiter  als  die 
Erkenntniss,  d.  h.  das  Bewusstsein,  dass  eine  solche 
Handlung,  wie  die  begangene,  strafbar  ist,  dass  sie  vom 
Richter  strafbar  wird.  Mit  welcher  Strafe,  auf  Grund 
welches  Gesetzesparagraphen,  ist  Nebensache. 

Wie  gelangen  nun  aber  die  jugendlichen  Verbrecher 
zur  Kenntniss  der  Strafbarkeit?  muss  man  hier  fragen. 
Die  Antwort  ist  .sehr  cinfacdi.  Genau  so,  wie  wir  Alle 
dazu  gekommen  sind.  Erlaubt  von  Unerlaubt,  Recht  von 
Uinecht  zu  unter.s<‘heiden.  Anfangs,  als  kleine  Kinder, 
griffen  wir  — Avas  wir  auch  wieder  an  unseren  eigenen 
Kindern  beobachtet  haben  — zunächst  nach  Allem,  was 
uns  gefiel,  um  es  uns  anzueignen,  d.  h.  wenn  möglich. 
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in  den  Mund  zu  stecken  ; dnfCir  schlugen  uns  Vater  und 
Mutter  erst  scherzend,  später  ernsthaft  auf  die  Finger. 
Auf  diese  Weise  lernten  wir  nach  und  nach  verstehen, 
was  uns  erlaubt  und  verboten  war.  Da  nun  aber  in  der 
Regel  jeder  normale  Mensch  in  seiner  frühesten  Jugend 
sich  wohl  körperlich  als  auch  geistig  sehr  schnell  ent- 
wickelt, so  war  es  auch  kein  Wunder,  dass  wir  sehr  bald, 
wenn  uns  dies  oder  jenes  handgreiflich  untersagt  wurde, 
den  Begriff  der  Strafbarkeit  auch  auf  weitere  Fälle  aus- 
dehnten. So  ist  es  erklärlich,  dass  wir  lange,  bevor  wir 
das  7.  Gebot  in  der  Schule  lernten,  schon  wussten:  Du 
sollst  nicht  stehlen ! Ebenso  sicher  wussten  wir  auch, 
dass  wü’  nicht  schimpfen,  nicht  schlagen,  nicht  morden, 
"nicht  rauben,  ja  nicht  einmal  lügen  dürfen.  Kurz,  die 
Eikenntniss  der  Strafbarkeit  verbrecherischer  Handlungen 
besitzen  die  Kinder  meist  schon  vor  dem  schulpflichtigen 
Mter.  In  der  Schule  wird  die  Erkenntniss  von  der  Straf- 
barkeit des  Verbotenen  noch  mehr  vertieft  und  erweitert; 
sie  beginnt  bereits  als  sittliches  Bewusstsein  in  Fleisch 
und  Blut  überzugehen.  Und  ein  Kind,  das  mit  dem 
10.  oder  12.  Lebensjahre  stiehlt,  oder  ein  anderes  durch 
•Schläge  verletzt  oder  auch  nur  beschimpft,  weil  es 
nicht  w'eiss,  dass  stehlen,  schlagen,  schimpfen  verboten 
und  strafbar  ist,  darf  man  mit  Recht  als  geistig  in  der 
biitwickelung  zurückgeblieben  bezeichnen. 

Es  geht  hieraus  hervor,  dass  „die  Erkenntniss  der 
•Mrafbarkeit“  in  der  Regel  jedem  jungen  Menschen  im 
Alter  von  12 — 13  Jahren,  der  ein  Vergehen  oder  Ver- 
brechen begeht,  bereits  inne  wohnt,  dass  derselbe  soviel 
henk-  und  Unterscheidungsvermögen  besitzt,  um  sich  klar 
machen  zu  können,  dass  seine  That  strafbar  ist. 

Demnach  müssten  alle  jugendlichen  Personen  im  Alter 
von  12—18  Jahren,  welche  nicht  Idioten  sind,  ins  Gefängniss 
wandern,  wenn  sie  einer  entsprechenden  Strafthat  über- 
uhrt  werden.  Ich  glaube  nicht  zu  viel  zu  sagen,  wenn 
mh  die  Behauptung  ausspreche,  dass  in  den  Erziehungs- 
uiid  Besserungsanstalten  nicht  wenige  sind,  die  auf  Grund 
cs  Gesetzes  hätten  bestraft  werden  können,  dass  aber 
er  Richter  unter  Ausserachtsetzung  der  strikten  Gesetzes- 
vorschrift den  jugendlichen  Thäter  deshalb  freigesproc-hen, 

und  Bessei'ungsanstalt  das  letzte 
Rettung  desselben  gesehen  hat.  Im  Interesse 
er  riiäter  mag  diese  Praxis  Beihill  finden,  auf  dem  Boden 
cs  Gesetzes  steht  sie  aber  nicht. 
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Eine  nndere  lUöglichkeit  für  einen  jugendlichen  Ver- 
brecher, straflos  anszugehen,  trotz  der  Erkenntniss  der 
Strafbarkeit  seiner  Handlungen,  dürfte  auch  noch  die  sein, 
dass  der  Angeklagte  in  frecher  Weise  simuliert  und  ihm 
geglaubt  wird. 

Ein  RechtsaiiAvalt  in  einer  Grossstadt  erzählt  in  dieser 
Beziehung  folgenden  interessanten  Fall:  „Ich  hatte  einen 
Jungen  von  noch  nicht  vollen  14  Jahren  zu  vertheidigen, 
der  einem  anderen  eine  ziemlich  schwere  Körperverletzung 
zugefügt  hatte.  Der  Angeklagte,  ein  echtes  Grossstadtkind, 
kam,  das  Strafgesetzbuch  in  der  Hand,  zu  mir.  Er  war 
offenbar  schon  von  anderer  Seite  belehrt,  denn  er  kannte 
die  einschlägigen  Bestimmungen  ganz  genau  und  liess  sich 
deren  Bedeutung  von  mir  auseinander  setzen.  Insbesondere 
interessirte  ihn  der  § 56  und  ich  musste  ilim  pflichtgemäss 
sagen,  dass  derselbe  zu  seiner  Freisprechung  führen  würde, 
wenn  der  Gerichtshof  ihn  für  fabelhaft  dumm  hielt.  Das 
wird  Dir  aber  wohl  Niemand  glauben,  dass  Du  nicht  wissen 
solltest,  dass  man  Andern  das  Nasenbein  nicht  einschlagen 
darf,  setzte  ich  hinzu.  Der  Junge  sah  mich  pfiffig  an, 
dankte  und  ging.  Als  er  auf  der  Anklagebank  erschien, 
machte  er  völlig  den  Eindruck  eines  Idioten.  Mit  blöden 
Augen  klotzte  er  auf  die  Richter;  sein  Alter  wusste  er 
nicht,  von  den  zehn  Geboten  hatte  er  keine  .Ahnung.  Er 
spielte  seine  Rolle  so  vorzüglich,  dass  ich  selbst  zu  zweifeln 
begann,  ob  ich  es  hier  mit  einer  raffinirten  Komödie  zu 
thun  hatte,  oder  ob  dem  Angeklagten  inzwischen,  vielleicht 
aus  Furcht,  der  Verstand  abhanden  gekommen  sei.  Er 
wurde  wegen  raangelndei-  Einsicht  freigespiochen,  seine 
freche  Komödie  rettete  ihn.  Als  ich  ihn  einige  Jahre 
später  Avegen  Meineids  Avicder  zu  vertheidigen  batte,  wurde 
er  verurtheilt.  ln  wie  weit  jene  freche  Komödie  vor 
Geiicht  ihn  zu  dem  IMeineid  vorbereitet  hat,  wer  Avill  das 
entscheiden !“ 

AVeleh  ein  Unsegen  aber  auf  der  anderen  Seite  durch 
die  auf  Grund  von  § 56  des  Str.-G.-B.  erfolgten  vielen 
Verurtheilungen  jugendlicher  Inkulpaten,  namentlich  im 
Alter  von  12 — 14  Jahren  zu  meist  kurzen  Gefängniss- 
oder  Haftstrafen  zunächst  vielfach  diesen  selbst  erwächst, 
lehrt  die  Erfahrung.  Ganz  abgesehen  von  den  grossen 
sittlichen  Gefahren,  denen  jugendlich  Verurtheilte  nament- 
lich in  den  vielen  kleinen  Geriebtsgefängnissen  ausgesetzt 
sind,  wo  es  meist  nicht  nur  an  den  nöthigen  Zellen  zur 
I.solirung  derartiger  Gefangenen,  sondern  auch  oft  an 
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geeigneten  Beamten  für  eine  korrekte  Beliandlung  der 
Letzteren  fehlt,  liegt  schon  in  dem  Umstande  ein  unab- 
sehbarer sittlicher  Schaden  für  sie,  dass  ihnen  in  Folge  der 
zu  verbüssenden  kurzen  Strafen  in  der  Regel  die  Furcht 
vor  dem  Gefängniss  verloren  geht. 

Mit  einem  gewissen  Grauen  ist  der  junge  Mensch 
iinraer  an  diesem  Orte  vorübergegangen ; mit  Entsetzen 
hat  er  gelesen  von  den  feuchten  und  düsteren  Zellen, 
dein  halbverfaulten  SU'ohlager,  dem  schmutzigen  Wasser- 
Ki’uge  und  dem  harten  trockenen  Brote.  Manche  Schrift- 
steller wissen  ja  Alles  recht  anschaulich  darzustellen  und 
die  kindliche  Phantasie  thut  das  Ihre,  um  das  Bild  noch 
weiter  auszumalen.  Die  heilsame  Scheu,  welche  den 
Knaben  bisher  vor  diesem  Orte  des  Schreckens  erfüllte, 
hat  ihn  vielleicht  vor  manchem  Fehltritte  bewmhrt.  Jetzt 
Koninit  er  nun  selbst  ins  Gefängniss.  Aber  wie  ganz  anders 
ist  .\lles,  als  er  sich’s  gedacht  hat. 

n 1,^*’  seinen  Eltern  vielleicht  in  einer  elenden 

Uachw’ohnung  oder  in  einem  dumpfigen  Keller  gew'ohnt 
at,  si^t  sieh  jetzt  plötzlich  in  einer  freundlichen,  rein- 
iclieii  Zelle.  Während  er  sich  an  manchem  Tage  kaum 
satt  gegessen,  sitdi  manchen  Abend  hungrig  ins  Bett  gelegt 
lat,  bekommt  er  jetzt  seine  regelmässigen  Mahlzeiten, 
und  während  er  vielleicht  bisher  täglich  mit  den  rohesten 

■ climpfw'orten  und  brutalen  Schlägen  traktirt  wurde, 
urd  er  jetzt  menschenwürdig  behandelt.  Der  Erfolg  ist, 

.f*  Gefängniss  ganz  befriedigt  verlässt;  es  hat 
I ™ darin  gefallen.  Dies  gilt  natürlich  in  erster 

mie  für  die  Kinder  aus  armen  Familien.  Aber  auch 
e Kinder  w^ohlhabender  Eltern  w erden  von  einem  kurzen 
i uienthalte  im  Gefängnisse  in  den  meisten  Fällen  nicht 
gar  zu  sehr  zerknirscht  sein.  . 

»inoralische“  Erfolg  ist  also  der,  dass  die  kurze 
fate  dem  jungen  Thäter  die  Furcht  vor  dem  Strafhause 
damit  einen  kräftigen  Riegel  gegen  ver- 
1,1.^  beseitigt  hat.  Nicht  zum  mindesten 

‘Y . der  Grund  liegen,  dass  jugendliche  Verbrecher 
n ‘dckfällig  Averden.  Ein  bedeutender  Praktiker  des 

■ latvollzugs  sagt:  „Eine  kurzzeitige  verbüsste  Freiheits- 

vo,  den  jugendlichen  Verbrecher  noch  nicht 

Rflckb  bis  zu  seiner  elterlichen  Wohnung  vor 


so  W 


Ilat  lerner  der  jugendliche  Verbrecher  noch  Ehrgefühl, 
'u'd  dasselbe  in  der  Regel  durch  die 


die  öffentliche  Ver- 
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handlung  und  die  Verbüssuiig  der  Strafe  stark  gescliädigt. 
Sehr  leicht  auch  tritt  bei  solchen  Biirs<-hen  ein  anderes, 
aber  sehr  gefährliches  Empfinden  an  seine  Stelle.  Der 
Bursche,  welcher  bisher  nichts  war  und  von  Niemand 
beachtet  wurde,  sieht  sich  plötzlich  als  Mittelpunkt  einer 
öffentlichen  Verhandlung;  sein  Name  steht  in  der  Zeitung; 
der  Staatsanwalt,  der  Vertheidiger  haben  lange  Reden 
gehalten,  die  sich  nur  auf  ihn  bezogen ; der  Vertheidiger 
hat  ihn  vielleicht  gar  in  einer  Weise  herausgestriclien, 
wie  ihm  dies  noch  niemals  geschehen ; auch  das  Publikum 
hat  über  den  durchtriebenen  Bengel  gelächelt.  Alles  das 
schmeichelt  seiner  Eitelkeit,  und  er  fühlt  sich  jetzt  seinen 
Schulgenossen  gegenüber  weit  überlegen.  Es  liegt  für 
gewisse  jugendliche  Gemüther  ein  eigener  Reiz  darin,  diese 
Rolle  recht  bald  zu  wiederholen. 

Besonders  gefährlich  aber  ist  die  ganze  Sache  für 
den  Mitschüler  des  jugendlichen  Verbrechers.  Wenn  dieser 
das  Gefängniss  verlässt,  muss  er  natürlich  wieder  zur 
Schule.  Zwar  werden  sich  bei  seinem  Wiedereintritt  in 
die  Klasse  alle  ernsten  und  verständigen  Mitschüler  ihm 
gegenüber  möglichst  zurückhaltend  zeigen,  viele  andere 
aber  werden  sich  zu  ilim  hingezogen  fühlen,  weil  seine 
Person  ihnen  jetzt  besonders  interessant  ei-scheint.  Hat 
er  doch  nach  den  phantastischen  Vorstellungen  des  jugend- 
lichen Völkchens  mit  wirklichen  lebendigen  Räubern  und 
Mördern  zusammengesessen  und  die  interessantesten  Sachen 
erlebt.  Seine  Lügen  und  Aufschneidereien,  mit  welchen 
er  vielleicht  seinen  Ruhm  noch  zu  erhöhen  sucht,  erhitzen 
die  Köpfe. 

Manche  jugendliche  Verbrecherbande  dürfte  sich  auf 
diese  Weise  gebildet  haben  und  mancher  Sohn  braver 
Eltern  mag  so  auf  die  Bahn  des  Verbrechens  gerathen  sein. 

Noch  bedenklicher  ist  es,  wenn  junge  Mädchen  in 
die  Schule  zurückkehren,  nachdem  sie  wegen  Uebertretung 
der  zum  Schutze  der  Sittlichkeit  erlassenen  Vorschriften 
ein  paar  Tage  Haft  verbüsst  haben.  Der  Fall  kommt 
namentlich  in  grossen  Städten  leider  nicht  selten  vor. 
Seine  Gefahren  aWII  ich  hier  nicht  weitei’  ausmalen. 

Wir  sind  aber  mit  dem  Sündenregister  des  gegen- 
wärtigen Systems  noch  nicht  zu  Ende. 

Der  jugendliche  Sträfling  hat  .sich  die  Folgen  seiner 
Verurtheilung  für  sein  späteres  Leben  noch  gar  nicht  klar 
gemacht.  Er  schaut  jetzt  noch  sorglos  in  die  Zukunft. 
Erst  nach  .lahren  erkennt  ei',  dass  man  ihm  ein  Brandmal 
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für  sein  ganzes  Leben  niigelieftet  hat  Weleli  ein  (Tj  und 
zur  Erbitterung  für  den  Mann,  wenn  seine  Existenz  immer 
und  immer  wieder  darunter  leidet,  weil  er  als  Seliulkind 
einmal  mit  Gefängniss  bestraft  war. 

Dies  ist  der  jetzige  Rechtsstand. 

Wie  ganz  anders  aber  wird  das  Bild,  wenn  die  in 
Folgendem  kurz  zu  entwickelnden  Grundsätze  bei  der 
Beurtheilung  und  Verurtheilimg  jugendlicher  Verbrecher 
zur  Geltung  gelangen,  welche,  wie  ich  gleichzeitig  bemerken 
will,  von  fachmännischen  und  juristischen  Autoritäten, 
namentlicli  auch  von  der  deutschen  Gruppe  der  inter- 
nationalen kriminalistischen  Vereinigung  vertreten  werden. 

Dr.  Appelius  sagt  in  seinem  im  Aufträge  der  Letzteren 
erstatteten  Berichte  über  die  Behandlung  jugendlicher  Ver- 
brecher: „Wie  die  Worte  des  Gesetzes  jetzt  dastehen,  sind 
sie  jedenfalls  verfehlt,  weil  sie  die  ötrafbarkeit  von  der 
Verstandesreife  abhängig  machen,  unbekümmert  wie 
es  mit  der  natürlichen  Fähigkeit  oder  Unfähigkeit  des 
kindlichen  Thäters  stand,  sich  selbst  zu  bestimmen ; so 
bewirken  sie,  dass  jährlich  Tausende  der  Kriminalsti'afe 
verfallen,  die  für  dieselbe  noch  gar  nicht  reif  sind.  Ich 
möchie  alle  Kriminalisten  der  Praxis  fragen,  wie  oft  sie 
jugendliche  Verbrecher  vor  sich  hatten,  über  deren  früh- 
reife Intelligenz  sie  .staunen  mussten,  die  aber  keine 
■Spur  einer  seelischen  Entwickelung  zeigten;  die  mit 
der  grössten  .Schlauheit  und  Gewandtheit  ihre  Pläne  gefasst, 
und  mit  kluger  Benutzung  aller  Vortheile  ausgeführt  haben, 
die  mit  einem  vollständigen,  vorbereiteten  GeAvebe  von 
bügen  sich  vertheidigen  und  in  deren  Innern  vielleicht 
kaum  eine  Ahnung  lebendig  ist,  von  dem,  was  sie 
eigentlic^h  gcthan  haben ; die  nichts  von  Avahrer  Reue 
empfinden,  auch  keine  Reue  empfinden  können,  Aveil 
ibr  Gewissen  noch  nicht  geAveckt  worden  ist,  avcü  sie 
zwar  bezüglich  ihrer  Einsicht  zur  Entscheidung  des 
'erbotenen  und  Erlaubten  sehr  Avohl  den  Erw'achsenen 
gleichgestellt  Averden  können,  in  psychologischer  Beziehung 
jedoch  noch  als  unmündige  Kinder  betrachtet  werden 
müssen.  Solche  Bilder  kann  man  innerhalb  der  A^er- 
'vahrlosten  zügellosen  .Jugend  der  grossen  Städte  täglich 
mühelos  auftreiben“. 

Was  hilft  es  also,  dass  der  junge  Afensch  Recht  und 
Uurecht  zu  unterscheiden  Aveiss,  Avenn  ihm  als  natüidicbe 
böige  scüiies  jugendlichen  Alters  noch  die  sittliche  Kraft 
fehlt,  dem  unsittlichen  Triebe  zu  Aviderstehen,  oder  Avenn 
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ihm  Mangels  jeglicher  Erziehung  Recht  und  Unrecht  leere 
Begriffe  geblieben,  deren  Bedeutung  für  sein  Verständniss 
nicht  über  das  Niveau  des  Erlaubten  und  Verbotenen  i 
hinausgeht! 

Auch  ich  stehe  auf  dem  Standpunkte,  dass  nicht  die 
Verstandesreife,  sondern  der  Grad  der  sittlichen  Reife  des 
Kindes  für  die  Strafbarkeit  ausschlaggebend  sein  muss; 
dass  das  Kind  so  weit  entwickelt  sein  muss,  dass  sich  bei 
ihm  normale  Vorstellungen  bilden  wie  bei  Erwachsenen, 
sodass  also  die  Strafbarkeit  erst  mit  dem  Lebensjahre 
beginnen  darf,  in  welchem  gewöhnlich  den  sinnlichen  Lust- 
gefühlen, welche  zur  Strafthat  antreiben,  sittliche  Vor- 
stellungen die  Waage  zu  halten  im  Stande  sind. 

Mein  Vorschlag  würde  also  dahin  gehen,  dass  nicht 
mehr,  wie  seither,  „die  zur  Erkenntniss  der  Strafbarkeit  , 
erforderliche  Einsicht“,  sondern  „die  s i 1 1 1 i c h e Rei  f e“ 
des  jugendlichen  Thäters  für  den  Eintritt  der  Straffähigkeit 
bestinnnend  sein  soll. 

Die  sittliche  Reife,  die  also  zugleich  die  Strafreife 
mit  umfasst,  tritt  jedoch  in  Folge  ungleicher  Beanlagung, 
ungleicher  Erziehung  und  ungleicher  Ijcbensverhältnisse 
nicht  bei  allen  .Jugendli(;hen  mit  demselben  Alter,  nament- 
lich aber  nicht  schon  mit  dem  12.  Lebensjahr,  ein.  Viele 
nehmen  das  14  , Andere  das  lÜ.  Lebensjahr  als  Grenze 
an.  Manche  gehen  auch  noch  weiter  hinauf. 

Es  dürfte  sich  empfehlen,  die  Strafmündigkeit  mit 
dem  vollendeten  14.  Lebensjahre  anzunehmen.  In  diesem 
Alter  verlassen  die  Kinder  die  Schule  und  treten  in  das 
öffentliche  Leben  über.  Bis  dahin  hat  überhaupt  keine 
gerichtliche  Strafe  einzutreten  Kinder  sind  in  der  Familie 
und  Schule  lediglich  vom  Standpunkte  der  Erziehung  zu 
strafen ; reichen  Familie  und  Schule  nicht  aus,  so  ist  eine 
Zwangserziehung  am  Platze,  nie  aber  eine  gerichtliche 
Strafe  und  eine  Strafanstalt. 

Eine  Ausdehnung  der  Straffreiheit  über  das  vier- 
zehnte Lebensjahr  hinaus  empfiehlt  sich  nicht.  Junge 
Leute,  welche  aus  der  Schule  entlassen  sind  und  sich  als 
Arbeitei’,  Lehrlinge  oder  in  ähnlichen  Stellungen  befinden, 
wissen,  dass  sie  dem  öffentlichen  Recht  unterliegen, 
oder  sollen  es  wissen. 

In  einem  von  der  internationalen  ki’iminalistischen 
Vereinigung  hierüber  eingeholten  Gutachten  heisst  es: 

„Der  Voi’schlag,  den  Beginn  der  Strafmündigkeit  vom 
12.  nicht  auf  das  14.,  sondern  auf  das  16.  Lebensjahr 
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liiniiiifzurücken,  kann  nur  dann  recht  begründet  erscheinen, 
wenn  auch  sonst  die  Unmündigkeit  dieses  Alters  in  der 
ganzen  sozialen  l.age  und  Behandlung  hervortritt.  Ein 
Junge,  der  mit  15  Jahren  auf  eigene  Füsse  gestellt  ist, 
m seinen  Mussestunden  unbeaufsichtigt  ist,  vielleicht  unbe- 
scliriinkter  Herr  seines,  wenn  auch  nur  geringen  Lohnes, 
muss  auch  als  strafmündig  betrachtet  werden  können. 

Eine  Gesellschaft,  die  derartige  soziale  Zustände  duldet, 
erkennt  damit  an,  dass  das  betreffende  Alter  die  nöthige 
Reife  zur  eigenen  Verantwortlichkeit  besitzt.  Mag  man 
behaupten,  die  körperliche  Entwickelung  sei  erst  mit 
beginnendem  17.  Jahre  fähig,  eine  der  Strafmündigkeit 
entsprechende  geistige  Reife  zu  tragen,  so  kann  diese 
Behauptung  erst  dann  beanspruchen  die  Hinaufrtickung 
der  Strafmündigkeit  zu  begründen,  wenn  sie  zugleich 
veranlasst,  dass  auf  das  unter  jener  Grenze  liegende  Alter 
eine  energische  bewachende  autoritative  Pädagogik  geübt 
jnrd.  Nur  unter  solchen  Voraussetzungen  rechtfertigt  sich 
mr  uns  der  Vorschlag,  die  Strafmündigkeit  hinapfzurücken. 

• 0 lange  die  aber  mit  dem  14.  Jahre  gegebene  Sf*hul- 
entlassung  und  Konfirmation  den  Freibrief  der  sozialen 
:iundigkeit  mit  sich  bringt,  kann  nur  von  einer  Hinauf- 
ruckung  der  Strafmündigkeitsgrenze  auf  das  14  Lebensjahr 
die  Rede  sein“.  ® 

Diesen  Vorschlag,  den  Beginn  der  Strafmündigkeit 
14.  Lebensjahr  hinaufzurücken,  hat  denn 
fluci  die  internationale  kriminalistische  Vereinigung  zu 
eni  ihrigen  gemacht  und  er  ist  auch  der  meinige. 

Nach  diesen  Vorschlägen  Aviirden  also  alle  jugendlichen 
ei sollen  unter  14  Jahren  straffrei  sein  und  damit  auch 
nfr  sittlichen  Schäden  wegfallen,  denen  schul- 

P ichtige  Kinder  bei  einer  kriminellen  Verurtheilung  in 
iiiJ  ausgesetzt  sind.  Auch  würde  der  Richter  bei 

iii^hf  Verbrechern  im  Alter  von  14—18  Jahren 

«iftr  seither,  die  Verstandsreife,  sondern  die 

iche  Reife  derselben  zu  prüfen  haben. 

li  I sich  also  aus  dem  ganzen  Verhalten  des  jugend- 

j .^“Seklagten,  aus  seinen  Lebensverhältnissen  und 
für  gesaminten  Individualität  ergiebt,  dass  derselbe 

Handlung  nicht  verantwortlich  gemacht  werden  } 


J“6«naiielie  Ve'rbrecher  die  Fähigkeit  besessen,  richtig  zu 
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hiuideln  und  hat  es  doch  nicht  getiian,  dann  ist  die  Strafe 
voll  angebracht. 

§ 55  und  56  des  Str.-G.-B.  würde  also  dahin  zu  andern 
sein,  dass  jugendliche  Gesetzesübertreter  nicht  bis  zum  12., 
sondern  bis  zum  14.  Lebensjahre  strafrechtlich  nicht  verfolgt  i 
werden  können  und  der  Eintritt  der  Strafbarkeit  nicht  ' 
von  deJ‘  zur  „Erkenntniss  der  Strafbarkeit  erforderlichen  ; 
Einsicht“,  sondern  von  der  sittlichen  Reife  des  Thäters 
abhängig  zu  machen  ist.  , 

Wir  kommen  nun  zu  § 57  unseres  Strafgesetzbuchs.  i 
Derselbe  hat  folgenden  Wortlaut: 

„Wenn  ein  Angeschuldigter,  welcher  zu  einer  Zeit, 
als  er  das  12.  aber  nicht  das  18.  Lebensjahr  vollendet  t 
hatte,  eine  strafbare  Handlung  begangen  hat,  bei  Begehung  > J 
derselben  die  zur  Erkenntniss  ihrer  Strafbarkeit  erforder-  ' S 

liehe  Einsicht  besass,  so  kommen  gegen  ihn  folgende  Be-  i 

Stimmungen  zur  Anwendung:  v- 


1.  ist  die  Handlung  mit  dem  Tode  oder  mit  lebens- 
länglichem Zuchthaus  bedroht,  so  ist  auf  Gefäng- 
niss  von  3 bis  zu  15  Jahren  zu  erkennen ; 

2.  ist  die  Handlung  mit  lebenslänglicher  Festungshaft 
bedroht,  so  ist  auf  Festungshaft  von  3 bis  zu  15 
.Jahren  zu  erkennen ; 

3.  ist  die  Handlung  mit  Zuchthaus  oder  mit  einer 
anderen  Strafart  bedroht,  so  ist  die  Strafe  zwischen 
dem  gesetzlichen  Hindestbetrage  der  angedrohten 
Strafai’t  und  der  Hälfte  des  Höchstbetrages  der 
angedrohten  Strafe  zu  bestimmen.  Ist  die  so  be- 
stimmte Strafe  Zuchthaus,  so  tritt  Gefängnissstrafe 
von  gleicher  Dauer  an  ihre  Stelle ; 

4.  ist  die  Handlung  ein  Vergelien  oder  eine  Ueber- 
tretung,  so  kann  in  besonders  leichten  Fällen  auf 
Verweis  erkannt  werden ; 

5.  auf  Verlust  der  büi'gcrlichen  Ehrenrechte  überhaupt 
oder  einzelner  Ehrenrechte,  sowie  auf  Zuläs.sigkcit 
von  Polizeiaufsicht  ist  nicht  zu  erkennen“. 

Zunächst  wüiden  die  so  eben  für  § 55  und  56  in 
Vorschlag  gebrachten  Aenderungen  auch  für  § 57  zu 
gelten  haben. 

Dass  ferner  Todes-  und  Zuchthausstrafe,  sowie  auch 
alle  Ehrenstrafen  und  die  Polizeiaufsicht  gegen  jugendliche 
Tnknlpaten  nicht  angewandt  werden  sollen,  ist  völlig 
berechtigt. 
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Der  junge  Mensch  zwischen  14  und  18  Jiihren  wird 
kaum  jemals  so  verkommen  sein,  dass  ilin  die  Gesellschaft 
verloren  geben  müsste.  Eine  energische  Strafe  und  eine 
nachträgliche  gründliche  Erziehung  dürften  geeignet  sein, 
ihn  auf  den  rechten  Weg  zurückzubringen.  Gehen  doch 
seine  Vergehen  nicht  aus  einem  durch  Zeit  und  Leben 
verhärteten  Verbrechersinn,  sondern  meist  aus  jugendlichem 
Leichtsinn,  Eitelkeit,  falsch  geleitetem  Ehrgefühl,  Charakter- 
schwäche, kurz,  aus  verfehlter  und  mangelhafter  Erziehung 
hervor. 

Dass  der  in  besonders  leichten  Fällen  von  Vergehen 
und  üebertretungen  angedrohte  Verweis  zur  Anwendung 
kommen  soll,  ist  zu  billigen ; und  besonders  wirksam  ist, 
dass  er  in  Gegenwart  des  ganzen  Richterkollegiums  in 
feierlicher  Form  mündlich  ertheilt  wird. 

Verfehlt  dagegen  erscheint  die  Androhung  der 
Festungshaft  für  Jugendliche.  Au  ihre  Stelle  sollte 
nach  meiner  Ueberzeugung  immer  Haft  oder  Gefängniss 
treten.  Die  Festungshaft  ist  eine  Art  ritterlichen  Gewahr- 
sams für  Männer,  die  sich  in  Folge  einer  den  .Staatsgesetzen 
entgegenstehenden,  insbesondere  politischen  Auffassung 
gegen  die  Rechtsordnung  vergangen  haben. 

Man  achtet  die  Ueberzeugungstreue  des  Mannes, 
indem  man  ihm  eine  Art  ritterlichen  Gewahrsams  giebt, 
mit  dem  in  der  Regel  gleichzeitig  die  weitgehendsten  Ver- 
günstigungen verbunden  sind.  Alles  das  aber  ist  nicht 
anwejidbar  für  Knaben  und  halbreife  Burschen. 

Die  bedenklichste  Bestimmung  aber  ist  die  in  No.  d 
dieses  § enthaltene:  „Ist  die  Handlung  mit  Zuchthaus 

oder  mit  einer  anderen  Strafart  bedroht,  so  ist  die  Strafe 
zwischen  dem  gesetzlichen  JUndestbetrag  der  angedrohten 
Strafart  und  der  Hälfte  des  Höchstbetrags  der  angedrohten 
Strafe  zu  bestimmen“. 

Wenn  hiernach  die  Richter  als  höchstes  Strafmass 
^ei  jugendlichen  Angeklagten  nur  die  Hälfte  des  Höchst- 
Setrags  als  Strafmaxinunn  ansehen  sollen,  dann  weist  sie 
der  Gesetzgeber  geradezu  an,  auf  möglichst  kurzzeitige 
Strafen  zu  erkennen  und  davon  ist  denn  auch  in  der 
ausgiebigsten  Weise  Gebrauch  gcmacdit  Avorden;  denn  die 
meisten  gegen  jugendliche  Thäter  erkannten  Freiheitsstrafen 
bewegen  sich  bekanntlich  in  Tagen,  Wochen  oder  Monaten. 

Welch  zweifelhaften  Werth  abei’  diese  kurzzeitigen 
Strafen  in  der  Regel  auf  solche  junge  T.eute  haben,  wissen 
"ir  bereits.  Eine  genügende  Sühne  mag  ja  eine  solche 


«Strafe  imineiiiiii  sein;  wir  aber  wollen,  dass  die  lür  den 
Verbrecher  auch  einen  praktischen  Zweck  luit ; 
dass  sie  ihm  als  ein  schweres  Uebol  fühlbar  wird 
und  dass  sie  ihn  bessert. 

Dazu  gehören  aber  in  der  Regel  mehr  als  ein  paar 
Tage  oder  Wochen.  Will  man,  dass  der  junge  Sünder 
seine  Strafe  als  ein  Uebel  empfinden,  und  dass  er  über 
das  Sonst  und  Jetzt  seines  Lebens  einmal  gründlich  nach- 
denken  soll,  so  muss  man  ihm  eine  längere  Zeit  dazu 
geben.  Ernste,  aufrichtige  Reue  kommt  nur  nach  und 
nach  und  soll  sie  von  nachhaltiger  Wirkung  sein,  so  ist 
meist  viel,  recht  viel  Zeit  erforderlich. 

Mit  rascher  oberflächlicher  Politur  ist  hier  nichts 
gethan  und  so  sind  denn  auch  die  kurzzeitigen  Freiheits- 
strafen geradezu  ein  Unsegen  in  der  Bekämpfung  des 
jugendlichen  Verbrecherthums  geworden. 

Ich  schlage  deshalb  vor,  dass  diese  Bestimmung  im 
§ 57  des  «Str.-G.-B.  beseitigt  wird  und  an  ihre  Stelle  der 
«Satz  tritt:  „Bei  Verbrechen  und  Vergehen  jugendlicher 
Personen  ist  in  Bezug  auf  die  «Strafhöhe  ebenso  zu 
erkennen,  wie  gegen  Erwachsene.  Nur  muss  die  Freiheits- 
strafe stets  auf  Haft  oder  Gefängniss  lauten  und  dai'f  nie 
die  Höhe  von  15  .lahren  überschreiten. 

Würde  auch  dieser  Paragraph  in  der  vorgeschlagenen 
Weise  geändert,  dann  könnte  die  «Strafe  gegen  jugendlic-he 
Verbrecher  das  werden,  was  sie  sein  soll:  eine  fühlbare 
Züchtigung,  eine  heil.same  Nacherziehung,  ein  Segen  und 
nicht  eine  Vernichtung. 

Endlich  wäi’e  noch  sehr  zu  wünschen,  dass  in  Rück- 
sicht auf  die  grossen  sittlichen  Gefahren,  welche  die  kurz- 
zeitigen Freiheitsstrafen  erwiesenerrnassen  auf  die  jugend- 
lichen Sträflinge  haben,  von  der  bereits  in  sämmtlichen 
grössern  deutschen  Bundesstaaten  eingeführten  bedingten 
Begnadigung  in  Betreff  der  Jugendlichen  noch  weit  mehr 
Gebrauch  gemacht  werden  möchte,  als  es  seither  geschehen 
ist;  denn  die  IToffiuing,  beziehungsweise  Aussicht,  trotz 
des  begangenen  Veihrcchens  und  trotz  der  bereits  erfolgten 
Verurtheilung,  doch  noch  straffrei  ausgehen  zu  können, 
im  Verein  mit  der  noch  nicht  verloren  gegangenen  Furcht 
vor  dem  .Strafhause,  werden  gewiss  erziehlich  weit  vortheil- 
hafter  auf  ein  jugendliches  Gemüth  wirken,  als  die  Strafe 
selbst. 

Ich  habe,  damit  das  jugendliche  Verbrecherthuin  mit 
besserem  Erfolge  als  seither  bekämpft  werden  kann,  ver- 
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schiedene  Abänderungsvorscliläge  bezüglich  der  Be- 
stimmungen unseres  Strafgesetz  buch  es  gemacht,  welche 
sich  speziell  auf  die  kriminelle  Behandlung  der  jugendlichen 
Verbrecher  beziehen,  zum  Theil  mildernden,  zum  Theil 
verschärfenden  Inhalts.  Man  dürfte,  einer  Richtung  unserer 
Tage  folgend,  besonders  gegen  die  ersteren  eingenommen 
sein.  Aber  ich  bitte  noch  Qinmal  zu  bedenken:  der  Herr 
will  nicht  den  Tod  des  Sünders,  sondern  dass  er  sich 
bekehre,  und  lebe.  Und  das  Wohl  des  Staates  und  der 
Gesellschaft  erfordert  dasselbe. 

Verlassen  wir  also  den  kaltherzigen  modernen  Stand- 
punkt, welcher  in  der  Strafe  nur  die  gerechte  Sühne,  auch 
bezüglich  des  jugendlichen  Verbrechers  sieht  und  suchen 
wir  uns  gleichzeitig  auch  von  jener  hartherzigen  Vorein- 
genommenheit zu  befreien,  w^elche  schon  im  verbrecherischen 
Kinde  den  unverbesserlichen  Bösewicht  erblickt. 

Reichen  wir  dem  jugendlichen  Verbrecher  vielmehr 
väterlich  die  Hand  und  versäumen  wir  nichts,  was  ihm 
zu  einer  nachhaltigen  Besserung  verhelfen  könnte. 

II. 

Nachdem  ich  Ihnen  zum  Zwecke  einer  erfolgreichen 
Bekämpfung  des  jugendlichen  Verbrecherthums  in  meinem 
ersten  Vortrage  die  Nothwendigkeit  einer  Aenderung  der 
eiiischlagenden  strafrechtlichen  Bestimmungen  nachgewiesen 
lind  entsprechende  Abänderungsvorschläge  gemacht  habe, 
erachte  ich  nun  die  Handhabung  eines  rationellen 
Strafvollzugs  als  ein  weiteres  wirksames  Bekämpfungs- 
mittel. 

Die  wichtigste  und  wirksamste  der  nach  dem  deutschen 
Strafgesetzbuch  zulässigen  Strafen  gegen  jugendliche  Per- 
sonen ist  unstreitig  die  Freiheitsstrafe. 

Geldstrafe,  Verweis  und  Uebeiwveisung  zur  Schulzucht 
sollen  zwar  auch  bei  leichteren  Verfehlungen  in  Anwendung 
gebracht  w'erden,  doch  können  diese  Strafen  im  Vergleich 
zu  den  Haft-  und  Gefängnissstrafen  immer  nur  eine  Neben- 
rolle spielen. 

Die  Freiheitsstrafe  ist  jetzt  das  Universalheilmittel, 
welches  auf  kürzere  oder  längere  Zeit,  auch  gegen  jugend- 
Iiche  Verbrecher,  zur  Anwendung  gelangt.  Da  nun  aber 
jeder  Sträfling  nach  Ablauf  der  ihm  zugemessenen  Strafzeit 
wieder  in  das  bürgerliche  Leben  zurückkehrt,  so  muss 
selbstverständlich  die  Gesellschaft  in  jedem  einzelnen  Falle 
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das  grösste  Interesse  an  der  Wirkung  der  verbüssten  Strafe 
haben.  Sie  muss  vor  Allem  wün.seben,  dass  die  Strafe  auf 
die  aus  der  Haft  Kntlassenen  von  solcher  Wirkung  gewesen 
ist,  dass  von  ihnen  kein  neuer  Angriff  auf  die  Person 
oder  das  Vermögen  ihrer  entmenschen  zu  erwarten  steht, 
dass  also  kein  Rückfall  zu  befürchten  ist.  Leider  enthält 
.aber  die  Kriminalstatistik  bQzüglich  des  Rückfalls  der 
jugendlichen  Verbrecher  so  hohe  Ziffern,  dass  dieselben 
«als  höchst  bedenklich  erachtet  werden  müssen  und  also 
der  Strafvollzug  gegen  Jugendliche  besonders  wichtig 
erscheint. 

Wie  sind  mm  die  Freiheitsstrafen  an  jugendliche 
Iidculpaten  zu  vollstrecken,  damit  sie  hinreichende  Sicher- 
heit für  Erfüllung  des  Strafzwecks  bieten? 

Es  ist  dies  ein  von  Fachmännern,  Juristen  und 
Pädagogen  viel  erörterter  Gegenstand,  welcher  jedocli  von 
unserer  deutschen  Gesetzgebung  mit  einer  wahrliaft  erstaun- 
lichen Gleichgültigkeit  ingnorirt  wird. 

Wenn  man  Strafen  festsetzt,  wie  dies  durch  das 
deutsche  Strafgesetzbuch  geschehen  ist,  so  ist  es  doch 
eigentlich  ganz  selbstverständlich,  dass  man  auch  zugleich 
vorschreibt,  wie  diese  Strafen  zu  vollstrecken  sind,  und 
doch  fehlt  uns  bis  zum  heutigen  Tage  noch  immer  ein 
Gesetz,  welches  den  Strafvollzug  in  den  deutschen  ßiuides- 
staaten  einheitlich  regelt.  Im  Reichs  - Justizamte  wurde 
zwar  vor  mehr  als  25  Jahren  einmal  ein  Entwurf  zu 
einem  Strafvollzugsgesetz  fertig  gestellt,  auch  beim  Bundes- 
rathe  zur  Vorlage  gebracht,  aber  dort  für  unausführbar 
erklärt,  weshalb  den  Regierungen  der  deutschen  Bundes- 
staaten nichts  weiter  übrig  blieb,  als  ihre  bis  dahin 
bezüglich  des  Strafvollzugs  geti-offenen  Bestimmungen  und 
Einrichtungen  noch  weiter  bestehen  zu  lassen,  beziehungs- 
weise ihren  Strafvollzug  selbst  neu  zu  regeln. 

Erst  im  Jahre  1897  haben  sich  die  verbündeten 
Regierungen  in  Betreff  der  Vollstreckung  von  Freiheits- 
strafen über  eine  Anzahl  von  Grundsätzen  geeinigt,  welchen 
die  Straf.anstalts-  und  Gefängnissverw.altungen  in  sämmt- 
lichen  deutschen  Bundesstaaten  jetzt  allenthalben  natJi- 
zugehen  haben. 

Diese  im  „Centralblatt  für  das  deutsche  Reich“  ver- 
öffentlichten Bestimmungen  sind  jedoch  nicht  geeignet,' 
das  schon  längst  ersehnte  deutsche  Sti-afvollzugsgesctz 
auch  nur  annähernd  zu  ersetzen,  wjpshalb  wir,  namentlich 
aiuJi  im  Interesse  des  jugendlichen  Vei'brecherthums,  noch 
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immer  auf  dem  Standpunkte  stehen,  eine  baldige  Regelung 
des  gesammten  deutsehen  Strafvollzugs  dureh  ein  Rciehs- 
gesetz  fordern  zu  müssen. 

Speziell  dem  Strafvollzüge  an  jugendlichen  Verbrechern 
ist  wegen  seiner  grossen  Wichtigkeit  eine  ganz  besondere 
Aufmerksamkeit  zuzuvvenden.  Derselbe  ist  auf  alle  Fälle 
so  zu  gestalten,  dass  dem  jungen  Inkulpaten  kein 
sittlicher  Schaden  daraus  erAvachscn  kann, 
die  Strafe  aber  als  eiji  schweres  Uebel  von 
ihm  empfunden  wird  und  ihm  gleichzeitig  zu 
aufrichtiger  Busse  und  Besserung  gereicht. 

Was  zunächst  die  vielen  kurzen,  nur  nach  Tagen 
und  Wochen  zählenden  Haft-  und  (refängnissstrafen  betrifft, 
welche  grösstentheils  in  den  Gerichtsgefängnissen  zu  ver- 
missen sind  und  auf  deren  sittliche  Gefahren  ich  bereits 
m meinem  ersten  Vortrage  hingewiesen  habe,  so  werden 
dieselben , zumal  nach  Einführung  der  bedingten  Be- 
gnadigung, voraussichtlich  nicht  mehr  in  so  gro.sser  Zahl, 
WTe  seither,  zu  verhüssen  sein,  aber  trotzdem  müssen,  um 
schlechte  Beeinflus.sung  von  den  jugendlichen 
otrüflingen  fernzuhalten,  sämmtliche  noch  zur  Vollstreckung 
gelangenden  kurzzeitigen  Strafen  unbedingt  in 
Strengster  Tsolirhaft  verbüsst  werden. 

Für  alte  jugendlichen  Verurtheilte  aber,  deren  Strafe 
mindestens  1 Monat  beträgt,  fordere  ich,  dass  dieselben 
inre  Strafe  in  eigens  für  diese  Gefangenen  eingerichteten, 
'lohlorganisirten  Strafanstalten  verbüssen ; denn  nur  dann 
ist  ein  rationeller,  wirksamer  und  erfolgreicher  Strafvollzug 
möglich. 

p. , Diß  Unterbringung  jugendlicher  Sträflinge  in  Anstalten 
m Erwachsene,  wenn  auch  in  ganz  gesonderten  Räumen, 
nui’  wegen  der  dort  herrschenden 
si  tlichen  Ansteckungsgefahr  stets  bedenklich , sondern 
m scheint  auch  insofern  ungeeignet,  als  bei  Behandlung 
CI  jugendlichen  Gefangenen  namentlich  das  erziehliche 
Vordergrund  zu  treten  hat,  was  doch  bei 
iWiwhsenen  Verbrechern  verhältni.ssmässig  weit  weniger 
ucr  lall  ist. 

^’^ch  die  Trennung  der  Strafanstalten  für  Jugendliche 
•ich  den  Geschlechtern  halte  ich  für  dringend  nöthig,  da 
Beziehung  die  grösste  Vorsicht  geboten 
oelbst  das  geschulteste  und  gewissenhafteste  Aiifsichts- 
personal  wiü-de  nicht  immer  im  Stande  sein,  allen  tJebel- 
' '''’uen  vorziibeugen,  die  sieh  ans  dem  Zusammenwoimcn 


so  vieler  junger,  noch  dazu  verbrecherisch  beanlagter 
l’ersonen  beiderlei  Geschlechts  unter  einem  Dache  ergeben 
müssten. 

Wie  ist  der  Strafvollzug  in  Anstalten  für  jugendliche 
Sträflinge  zu  organisieren  V 

Eine  der  am  meisten  umstrittenen  Fragen  über  die 
äussere  Organisation  solcher  xVnstalten  ist  die,  ob  Einzel- 
haft oder  G emeiuschaf t anzuwenden  sei.  Nach  meiner 
Ansicht  ist  hier  unter  gewis.sen  Voraussetzungen  und 
innerhalb  gewisser  Schranken  ganz  entschieden  die  Ein- 
führung der  Einzelhaft  zu  fordern,  da  diese  allein  zur 
Erreichung  des  Strafzweckes  bei  jugendlichen  Sträflingen  als 
geeignet  erscheint,  die  Gemeinschaftshaft  aber  für  Letztere 
eine  grosse  Gefahr  ist. 

Man  bi'aucht  sieh  nur  den  Altersunterschied  und  die 
grosse  Verschiedenheit  im  Grade  der  sittlichen  Verdorben- 
heit der  jugendlichen  Insassen  einer  solchen  Anstalt  zu 
vergegenwärtigen,  so  wird  man  bald  zu  der  Ueberzeugung 
gelangen , dass  die  Gemeinschaftshnft  keine  geeignete 
Ilaftart  für  jugendliche  Verbrecher  ist. 

Da  sitzt  im  gemeinschaftlichen  Arbeitsraume  ein  zum 
ersten  Mal  bestrafter,  zAvar  leichtsinniger,  aber  sittlich 
noch  nicht  verdorbener  14jähriger  Bursche  neben  einem 
17jährigen  schon  mehrfach  bestraften  Taugenichts.  Da 
es  sittlich  verdorbenen  Menschen  eigen  ist,  dass  sie  darauf 
ansgehen,  alle  Diejenigen,  die  mit  ihnen  in  gleicher  Luft 
athmen,  möglichst  zu  Ihresgleichen  zu  machen,  .so  wird 
jener  Taugenichts  auch  sehr  bald  Gelegenheit  nehmen,  seinen 
jüngeren  noch  unverdorbenen  Nachbar  zu  beeinflussen. 

Er  wird  jeden  unbewachten  Augenblick  benutzen,  um 
diesen  seinen  Mitgefangenen  zu  verhöhnen,  wenn  dieser 
sich  anständig,  gehorsam,  bescheiden  beträgt;  er  wird 
lachen  wenn  dieser  weint,  und  reumüthige  Aensserungen 
über  sein  Vergehen  laut  werden  lässt.  Er  wird  keine 
Gelegenheit  sich  entgehen  lassen,  das  Gift  des  Bösen  in 
die  junge  Seele  seines  Nachbars  zu  träufeln  und  das  kann 
bei  der  besten  Leitung  und  bei  strengster  Beaufsichtigung 
nicht  gänzlich  verhütet  werden. 

Ausserdem  Averden  in  der  Gemeinschaftshaft  leicht  t; 
Freundschaften  geschlossen,  die  nachher  in  der  Gründung 
von  jugendlichen  Diebesbanden,  in  der  Ausführung  Avohl- 
organisirtei'  Einbrüche  und  Aehnliehem  zu  Thaten  umgesetzt 
Averden.  ■ 
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Ein  chinesisches  Sprichwort  sagt:  „Zum  Lernen  des 
(Tüten  sind  viele  Jahre  nicht  genug,  zum  Lernen  des  Bösen 
aber  ist  ein  Tag  schon  zu  viel.“  Nur  einige  Stunden  in 
Gesellschaft  eines  schlechten,  schäm-  und  gewissenlosen 
bubjektes  zugebracht,  können  eine  jugendliche  Seele  für 
immer  verderben. 

hochverdiente  ehemalige  Gefängnissprediger 
■ tursberg  führt  in  einem  Vortrage  über  die  Bestrafung 
jugendlicher  Personen  treffend  aus,  wie  es  ein  schweres 
Unrecht  sei,  das  an  Jederh  begangen  werde,  den  man  nicht 
nur  strafe,  sondern  auch  die  Strafe  unter  vergiftende  Ein- 
flüsse bringe,  denen  gegenüber  alle  auf  seine  Besserung 
verwendete  Sorgfalt  zu  Schanden  werde. 

Vor^  solchen  Gefahren  gewährt  aber  die  Zelle  ab- 
soluten Schutz ; denn  der  Zellengefangene  ist  lediglich 
auf  sich  allein  angewiesen. 

Die  Wh’kung  der  Zelle  ist  aber  auch  positiv  eine 
günstige:  sie  wirkt  nicht  nur  abschreckend,  sondern 
auch  bessernd. 

^ meines  Erachtens  jugendlichen  Sträflingen 
gegenüber  viel  zu  wenig  gewürdigt.  Ich  denke  hierbei 

amentlich  an  die  erstmalig  zu  einer  und  zwar  kurzen 
reibeitsstrafe  verurtheilten  jugendlichen  Personen,  also 
n le  Anfänger  im  Verbrechen.  Bei  diesen  muss  sich’s 
oc  liauptsächlic'h  darum  handeln,  ihnen  durch  die  Strafe 
t^chrecken  einzuflössen  und  vielleicht  da- 
tnloÜ  , ™ .^''®^*^htsinne  und  Uebermuthe  den  Garaus  zu 
j durch  nichts  kann  dieses  besser  erreicht 

den  Schrecken  der  Einsamkeit 
nr  ^'Erfahrungen  aller  Gefängniss- 

(wli  . , empfindlichste  Strafe  für  das  jugendliche 
jj  , m vielmehr  als  für  Erwachsene.  Sie  ist  eine  Strafe, 
Menschen  bis  in  die  innersten  Theile  seines 
'^emüths  erfasst  und  erschüttert. 

m-iii  sollte  auch  gerade  bei  den  kurzen  und  erst- 

inl  Strafen  dieses  Moments  der  .'Abschreckung  recht 
"’S  Auge  gefasst  werden. 

der  Strenge  im  Strafvollzüge  muss  die 
hri«  ^ desselben  bei  jugendlichen  Gefangenen  frucht- 
wingend  ergänzen. 

liohp  die  Zelle  auch  bessernd  auf  die  jiigend- 

p '’^öfangenen,  indem  sie  ihm  erstlich  die  Macht  des 

Rpw  Segenüber  der  Schuld  und  dem  Unrechte  voll  zum 
iisstsein  bringt  und  ihn  zur  Einkehr  in  sich  selbst 
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zwingt.  Auch  wird  die  direkte  individualisierende  und 
erziehende  Tluitigkeit  der  Gefängnissbeauiten  iii  der  Einzel- 
haft ungleich  mehr  gefördert  und  erleichtert,  als  in  der 
gemeinsamen  Haft  Hier  kann  die  persönliche  Einwirkung 
der  Beamten  am  ausgiebigsten  zur  Geltung  kommen.  Hier 
kann  der  jugendliche  Gefangene  unbemerkt  beobachtet 
und  nach  seiner  Eigenart  behandelt  werden;  hier  kann 
der  Seelsorger  ungestört  an  Heilung  der  kranken  Seele 
arbeiten ; liier  kann  der  Lehrer  den  Unterricht  ergänzen 
und  erläuternd  nachhelfen. 

Wir  sehen  also,  dass  die  Zelle  in  verschiedener 
lüchtung  theils  direkt,  theils  indirekt  erziehlich  zu  wirken 
vermag. 

Was  mm  die  Xachtheile  betrifft,  welche  die  Einzelhaft 
besonders  für  jugendliche  Personen  haben  soll,  so  existiren 
die.selben  nur  in  der  Theorie,  in  der  Praxis  sind  sie  nirgends 
hervorgetreten.  Die  Berichte  aus  den  Strafanstalten  für 
Jugendliche  mit  Isolirhaft  in  Plötzeu-see,  Heilbronn,  Wolfen- 
büttel, Ve(ditaetc.  bestätigen  einhellig,  dass  die  Erfahrungen 
mit  der  Einzelhaft  durc'hweg  günstige  seien  und  nur  in 
ganz  vereinzelten  Fällen  Anlass  zu  Bedenken  hinsichtlich 
der  geistigen  und  körperlichen  Gesundheit  und  Entwickelung 
si(‘h  darbiete. 

.Alle  diese  Gründe  sprechen  deutlich  genug  für  die 
Einführung  der  Einzelhaft  in  Strafanstalten  für  Jugendliche, 
insbesondere,  wenn  nach  den  in  meinem  ersten  Vortrage 
gemachten  Vorschlägen  jugendliche  Gesetzesübertreter  erst 
vom  14.  Lebensjahre  an  mit  Haft  oder  Gefängni.ss  bestraft 
werden  können. 

Die  Einzelhaft  würde  bei  längerer  Strafe  in  der  Regel 
nach  Ablauf  von  2 Jahren  ihre  Endschaft  eri’eichen;  doch 
müsste  OS  dann  dem  Anstaltsleiter  überlassen  bleiben,  solche 
Gefangene,  welche  sieh  nach  ihrem  Verhalten  nicht  für  die 
Genieinschaftshaft  eignen,  wieder  in  die  Einzelhaft  zurück- 
zuversetzeu.  Ausserdem  sollen  diejenigen  Gefangenen,  deren 
Strafe  \ ou  mindestens  6 Monaten  zu  Ende  geht,  oder  deren 
vorläufige  Entlassung  — von  der  wir  später  noch  sprechen 
werden,  — in  Aus.sicht  genommen  ist,  auf  längere  oder 
kürzere  Zeit,  mindestens  aber  4 Wochen  vor  dem  Ent- 
lassungstermine, aus  der  Zelle  genommen  und  in  die  gemein- 
schaftliche Haft  gebracht  weiden.  Diese  Versetzung  soll 
ein  Prüfstein  für  die  Wirkung  sein,  welche  die  Strafe  bisher 
auf  die  betreffenden  Gefangenen  ausgeübt  hat. 
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Der  Oefangenc  .soll  zeigen,  ob  er  sieh  auch  unter 
J^liwierigeren  Verhültni.ssen,  als  wie  sie  ilim  die  Zelle  bot 
Oju  bewähren  vermag,  .\usserdem  hat  die  Versetzung  in 
<3Jie  gemeinsame  Haft  einige  Zeit  vor  der  Entlassung  für 
ffille  befangenen  noch  den  Vortheil,  dass  sie  sich  allmählich 
©jeder  an  den  Verkehr  mit  Altersgenossen  und  überhaupt 
den  Verkehr  mit  anderen  Personen  als  den  Beamten  der 
Anstalt  gewöhnen. 

Zellenhaft  in  der  von  mir  vorgeschlagenen 
eise  bei  jugendlichen  Sträflingen  zur  Anwendung  gebracht, 
■JUaiin  wird  dieselbe  sicherlich  günstig  wirken  und  den  Straf- 
iweck  wesentlich  fördern  helfen. 

Obwohl  nun,  wie  wir  gesehen  haben,  die  Zelle  ein 
Jgdl!  w'esentlieher  B'aktor  im  Dienste  eines  rationellen 
Strafvollzugs  ist,  so  kann  aber  doch  nicht  alles  von  ihr 
^verlangt  werden.  Hier  müssen  auch  noch  andere  Faktoren 
giitwirken. 

Die  Seele  der  ganzen  Verwaltung  einer  solchen  Straf- 
^n.<talt  für  .higendliche  muss  naturgemäss  der  Leiter 
^er  Anstalt  .sein,  w'eshalb  sich  auch  nur  solche  Männer 
eine  derartige  Steile  eignen,  welche  ein  reiches  Mass 
^on  pädagogischen  und  psychologischen  Kenntnissen 
lesitzen  und  sich  im  praktischen  Gefängnissdienste  bereits 
niiilanglich  bewährt  haben. 

h solchen  Anstalt  muss  ein  Mann  im 

esen  Sinne  des  Wortes  sein,  der  sich  seiner  schweren 
in  ^ erantw'ortlichen  Aufgabe  voll  bewusst  ist.  Er  muss 
wnen  edlen  Charakter  besitzen  und  ein  Herz  haben,  das 
arm  schlägt  für  das  Wohl  jedes  Einzelnen  seiner  Ge- 
muss  61’  6s  verstelicii,  sich  möglichst 
Hell  ein  klares  Bild  über  die  Individualität  jedes 
zugeführten  jugendlichen  Sträflings  zu  ver- 
a len  um  erstlich  mit  möglichster  Sicherheit  selbst 
eanc  Massnahmen  treffen  und  namentlich  auch  seinen 
linf"*  die  nöthige  Direktive  für  die  richtige 

• landlung  derselben  geben  zu  können. 

sowohl  der  Geistliche,  als  auch  der 
®®^^®.das  Aufsichtspersonal  müssen  in  seinem 
J*®  ^!‘'d  Geiste  arbeiten;  ihre  Thätigkeit  muss  sich 
ergänzen  und  einzig  und  allein  auf  das  eine 
Ikti  sein,  die  der  Anstalt  anvertrauten  jugend- 

yiiff'i  gebesserte  Menschen  der  Gesellschaft 

i'uriickzugeben. 
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Zur  wesentlichen  Erleichterung  und  Frtrderuiig  der 
erziehlichen  Tlulligkeit  der  Beamten  beim  individualisirenden 
Stiafvollzuge  aber  ist  die  Eiriehtimg  von  Disziplinar- 
k lassen  zu  empfehlen,  welchen  die  jugendlichen  Ge- 
fangenen auf  Grund  ihrer  Individualität  und  ihies  sittlichen 
Zustandes  zuzutheilen  sind.  Am  zweckmässigsten  würde 
das  Dreiklassensystem  sein. 

Diejenigen  jugendlichen  Gefangenen,  welclie  nament- 
lich durch  Rückhill  ihre  Willensschwäche  hinreichend 
dokumentirt  haben  und  noch  auf  tiefer  Stufe  sittlicher 
Bildung  stehen,  bilden  die  dritte  Di  s z i p 1 i n a r k 1 asse. 

Diejenigen,  welche  bereitwillig  den  Bemühungen  der 
An.staltsverwaltung  zu  ihrer  sittlichen  Hebung  die  Hand 
bieten  und  mit  festem  Willen  die  Mittel  benützen,  die  ihnen 
geboten  werden,  bilden  die  z^veite  Disziplinar- 
k 1 a s s e. 

Endlich  diejeingen,  ivelche  längere  Zeit  mit  gutem 
Erfolge  an  ihrer  Besserung  gearbeitet  haben  und  besonders 
zu  der  Hoffnung  berechtigen,  dass  sie  auch  nach  ihrer 
Entlassung  auf  dem  eingeschlagenen  guten  AVege  fort- 
waiideln  werden,  machen  die  erste  Disziplinar- 
k 1 a s s e aus. 

Die  meiste  und  schwiei’igste  Arbeit  werden  die  jugend- 
lichen Gefangenen  der  dritten  Disziplinarklasse  verursachen, 
denen  meist  in  Folge  inangelhafter  Erziehung  noch  die 
Elemente  des  sittlichen  Lebens  abgehen  und  bei  denen 
namentlich  Leichtsinn,  Lügeidiaftigkeit,  Trotz,  .sowie  AVillens- 
und  Charakterschwäche  in  der  energischsten  Weise  zu  be- 
kämpfen sein  werden. 

Bei  dieser  Klasse  wird  zunächst  Alles  auf  die  G e- 
Avöhnung  ankommen.  Gew'öhnung  an  Gehorsam,  an 
ausdauernde  Thätigkeit,  an  .Aufrichtigkeit  und  AVahrhaftig- 
keif,  an  Ordnung  und  Pünktlichkeit,  an  Reinlichkeit  und 
AA'ohlanständigkeit,  an  Gottesfurcht,  das  ist  die  Grundlage 
einer  gesimden  sittlichen  Entwickelung. 

AVährend  für  den  Gefangenen  der  dritten  Disziplinar- 
kla.sse  das  Alotiv  seiner  Pfli(;httreue  vorherrschend  in  der 
F Ul' eilt,  vor  der  .Strafe  zu  suchen  ist,  wird  es  für  den 
der  zweiten  und  ersten  Klasse  in  der  Erkeimtniss  liegen, 
dass  das,  was  v'on  ihm  gefordert  wird,  nur  zu  seinem  Besten 
ist  und  dass  der  AA"eg,  den  man  ihm  hier  vorzeiedmet,  der 
einzige  AA^’eg  zu  .seinem  AVohle  sei. 

Zur  Erreichung  solch’  hoher  Ziele  müssen  aber  auch 
noch  die  anderen  im  Dienste  eines  rationellen  , Strafvollzugs 
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stehenden  Faktoren  mitwirken,  nämlich:  Gottesdienst  und 
Seelsorge,  Unterricht  und  Lektüre,  Arbeit  und  Disziplin. 

Was  Gottesdienst  und  Seelsorge  betrifft,  so 
liegt  die  Pflege  derselben  hauptsächlich  in  der  Hand  des 
-Oistaltsgeistlichen.  Auch  dieser  muss  der  rechte  Mann 
sein.  Nicht  jeder  Theologe  eignet  sich  zum  Geistlichen 
in  eiiiei  Strafanstalt  für  Jugendliche.  Pei  ihm  muss  sich 
Ernst  und  Milde  mit  einander  paaren.  Er  muss  den  Geist 
wahrer  versöhnlicher  Liebe  in  sich  tragen  und  wie  ein  guter 
Enpl  erscheinen,  der  Allen  tröstend  und  rathend  zur  Seite 
steht.  Er  muss  es  verstehen, . als  Pi’ediger  erbauend  und 
anregend  auf  die  jugendlichen  Herzen  und  Gemüther  zu 
wirken  und  als  vSeelsorger  darf  es  ihm  nicht  schwer  werden, 
bald  ihr  volles  Vertrauen  zu  erwerben.  Nur  dann  wird 
seine  Wirksamkeit  eine  g*esegnete  sein. 

I I der  U n t e r r i c h t soll  ein  mitwirkender  erzieh- 

lelier  Faktor  sein.  Durch  ihn  soll  zwar  auch  das  durch 
le  Volksschule  bereits  vermittelte  Wissen  und  Können 
ergänzt,  vertieft  und  befestigt  werden,  aber  dies  nicht  allein; 
nenn  einseitige  Verstandesbildung  macht  den  Menschen 
noch  nicht  brav  und  gut.  An  dem  verschärften  Gewissen 
'^'^issen  seinen  sittlichen  Regulator  haben. 

Mag  auch  die  Entstehung  der  Verbrechen  durch  die 
iiyissenheit  gefördert  werden,  das  Wissen  allein  und  die 
praktische  Tüchtigkeit  bieten  noch  keine  Gewähr  für  ein 
sittliches  und  gewissenhaftes  Verhalten.  Darum  iniuss  auch 

sittliche  Bedeutung  des 
eiiichts  in  den  Vordergrund  treten;  derselbe  muss  das 
jugendlichen  Gefangenen  zu  schärfen  und 
vv Illen  zum  Guten  zu  kräftigen  suchen,  ln  erster 
von  dem  Religionsunterrichte;  denn 
leligiöse  Unterweisung  bildet  die  Grundlage  des  ganzen 

halt  'vir  deshalb  an  dem  Besserungsprinzip  fest- 

'uüsseii  wir  unsere  jugendlichen  Sträflinge  hinein- 
hihr^”i  W®*’*'  Gottes,  namentlich  an  der  Hand  der 

lifh'^^u  Geschichte.  Wie  spiegelt  sich  darin  das  mensch- 
spj  ® getreu  wieder  in  seinem  Elende  und  in 

wiinH*^  I -"•''ösungsbedürftigkeit ! Wie  sehen  AAir  da  die 
w i^’üfirungen  Gottes  in  Gnade  und  Gericlit  mit 

'deinen  Men.schenkinderii ! 

liih>  Wichtigkeit  dieses  Unterrichts, 

zu  Gefangene  ohne  Ausiiahme  daran  Tlieil 

ueninen.  Für  den  weiteren  Unterricht  im  Lesen, 
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Schreiben,  Reehiien  und  Reulien  kann  nur  das  Unterrichts- 
bedürfniss  der  grösseren  Mehr/aihl  dei‘  Gefangenen  mass- 
gebend sein.  Für  diese  genügt  als  Ziel  des  Unterrichts 
die  allgemeine  Bildung,  wekdie  einer  gewöhnlichen  Volks- 
^ sehule  als  Aufgabe  gestellt  Ist. 

Doch  darf  auch  bei  diesem  Unterjiehte  das  erzieh- 
liche Element  nicht  aus  dem  Auge  gelassen  werden.  Der 
Lehrer  muss  seinen  Unterricht  stets  so  einzuriehten  suchen, 
dass  seine  Schüler  zu  immer  grösserem  Eifer  und  Fleisse 
angespornt  werden  und  bei  allem  Ernste  der  Situation 
die  Freude  am  UnteiTicht  immer  mehr  geweckt  und 
belebt  wird. 

Eine  weitere  wichtige  und  sehr  ers])riessliehe  erzieh- 
liche Thätigkeit  wäre  ausserdem  noch  darin  zu  finden, 
dass  die  jugendlichen  Sträflinge  angeleitet  werden,  die 
ihnen  gewälu’ten  Freistunden,  namentlich  an  den 
Sonntagsnachmittagen,  in  der  z w o ck  m ä s si  g s te n und 
nützlichsten  AVeise  zu  verAv enden. 

Man  wird  mir  gewiss  zugeben,  dass  unsere  jetzige 
freie  Jugend  vielfach  mit  daran  krankt,  dass  sie  ihre  freie 
Zeit,  Avelche  ihr  zur  Erholung  dienen  soll,  nicht  in  zweck- 
entsprechender und  für  sie  nützüeher  AVeise  zu  verwerthen 
Aveiss.  Ein  Bli<-k  an  Sonn-  und  Festtagen  oder  auch  in 
den  Abendstunden  der  AVochentage  in  unsere  zahllosen 
Bier-,  Spiel-  und  A'^ergnügungslokale.  Aviid  dies  bestätigen. 
AA^elch  traurige  Folgen  solchen  jungen  Leuten  oft  daraus 
ei’Avachsen,  könnte  ich  Ihnen  an  Hunderten  von  Beispielen 
naehAveisen.  Darum  erachte  ich  es  geradezu  für  eine 
heilige  Pflicht,  die  jugendlichen  Verbrecher  während  ihrer 
Strafverbüssung  in  der  von  mir  angedeuteten  AA^cise  zu 
beeinflussen. 

Abgesehen  davon,  dass  ein  Theil  der  freien  Zeit  im 
Strafhause  an  Sonn-  und  Feiertagen  regelmässig  zur 
Bewegung  im  Freien,  zur  Erledigung  der  genehmigten 
Korrespondenz  etc.  verwendet  wird,  so  würde  die  übrige 
freie  Zeit  dadurch  in  zAA^eckmässigster  AA'eise  auszufüllen 
sein,  dass  man  die  Gefangenen  anhält,  ein  gutes  Buch  zu 
lesen  oder  sie  auch  anleitet,  in  ihren  freien  Stunden  ent- 
AA'eder  zu  zeichnen,  oder  sich  mit  Schnitz-,  Papp-  und 
Laubsägearbeiten  zu  beschäftigen  oder  irgend  eine  andere 
nützliche  Selbstbeschäftigung  zu  ergreifen.  Dei‘  dadurch 
erzielte  sittliche  GcAvinn  dürfte  gewiss  nicht  zu  unter- 
sehätzen  sein. 

Ein  weiterer  erziehlicher  Faktor  ist  ferner  die  Arbeit. 
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Mussiggang  lehrt  Böses  und  ist  aller  Laster  Anfang 
die  Arbeit  aber  bietet  einen  sicheren  Schutz  voi-  I.eicht- 
rertigkeit,  Verschwendung,  Ausschweifung  und  jeglicher 
Listerhaftigke.it.  Ehrlicher  Fleiss,  Ausdauer,  Festigkeit 
filmen  zu  Unabhängigkeit,  Zufriedenheit  und  dauerndem 

Deshalb  darf  und  kann  auch  kein  Strafhaus,  am 
allerwenigsten  eine  Strafanstalt  für  jugendliche  Verbrecher, 
die  Arbeit  von  sich  weisen;  sie  ist  vielmehr  als  der  Boden 
iiiizusehen,  auf  dem  alle  höheren  Zwecke  des  Strafvollziias 
zu  erreichen  sind.  ® 

Wie  ist  nun  die  Arbeit  in  einer  Anstalt  für  jugend- 
lictie  (lefangene  zu  betreiben? 

Die  Anstaltsleitung  wird  hierbei  namentlich  zwei 
Gesichtspunkte  ins  Auge  fassen  müssen : 1.  Die  Ai  beit  der 
liiaividualität  der  jugendlichen  Sträfer  anzupassen  und  sie 
möglichst  so  einzurichten,  dass  dadurch  das  spätere  Fort- 
Kommen  der  Gefangenen  gesichert  werde  und  2 den 
sittlichen  Einfluss  der  Arbeit  auf  den  Gefangenen  voll  zur 
Geltung  kommen  zu  lassen. 

■ I gewissenhafte  Leiter  einer  solchen  Anstalt  wird 
jeüeni  Gefangenen  die  Arbeit  zutheilen,  welche  seinem 
^iter,  seinen  Körperkräften  und  .seiner  geistigen  Fähigkeit 
n spncht  und  gleichzeitig  darauf  Bedacht  nehmen,  da.ss 
Aufmerksamkeit  des  Gefangenen  fe.sselt  und  seine 
Tratte  ganz  in  Anspruch  nimmt.  Hat  der  Gefangene 
ho  Handwerk  erlernt,  so  ist  er  tluuilichst  daiin  zu 

S(  aftigen,  und  ist  er  noch  Lehrling,  so  gebe  man  ihm, 
leiiii  möglich,  Gelegenheit,  sich  weiter  in  seinem  Berufe 
auszubilden. 

(>in  dürfte  es  in  den  Fällen,  in  denen  der  Gefangene 

e lungere  Strafe  zu  verbüssen  hat  und  sich  bei  ihm 
ne  besondere  Neigung  und  Befähigung  zu  einer  be- 

angezeigt  erscheinen,  ihn  diese 
zu  lassen  und  ihn  zu  einem  tüch- 
ngen  Brofessionisten  auszubilden. 

. hekanntlich  die  Rückfälligkeit  in  das  Verbrechen 
Arh  materiellen  Noth  und  dem  Mangel  an 

luo'^' 1 vielmehr  der  Arbeitsscheu  und  einem  von 
genährten  Hange  zum  Müssiggange  und  zum 
Erwerbe  entspringt,  so  ist  es  ganz  besonders 
ber'i  der  einen  Seite  solche  Gefangene,  welche 

t'pv'i  f"-  'l’liätigkeit  gewöhnt  waren,  dieser 

^ 'olniheit  nicht  entfremdet  werden,  und  auf  der  andern 
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Seite  träge  und  arbeitssclieue  junge  Menschen  an  Fleiss 
und  Ausdauer  - gewöhnt,  überhaupt  zu  einer  Thätigkeit 
angehalten  werden,  welche  den  Anforderungen,  die  in  der 
Freilieit.  an  einen  brauchbaren  Arbeiter  gestellt  werden, 
entspricht. 

Nach  diesen  soeben  entwickelten  Urundsätzen  dürfte 
es  wünschenswerth  sein,  dass  in  derartigen  Anstalten  ein 
Theil  des  Aufsichtspersonals  aus  geeigneten  Handwerkern 
besteht,  welche  die  Befähigung  besitzen,  gleichzeitig  mit 
als  Werkführer,  Vorarbeiter  oder  Lehrmeister  zu  fungieren. 
Der  Crefangene  würde  dann  einem  solchen  Aufseher  gegen- 
über in  das  Verhältniss  des  Lehrlings  zum  Meister  treten, 
was  auch  insofern  sehr  günstig  sein  dürfte,  als  der  Einfluss, 
den  ein  solcher  Aufseher  durch  sein  besseres  Wissen  und 
Können  auf  den  Gefangenen  übt,  dem  Beamten  gleiclizeitig 
die  Handhabung  der  Zucht  und  Disziplin  wesentlich  er- 
leichtert. Ueberhaupt  ist  die  Qualifikation  des  Aufsictits- 
personals  für  einen  erfolgreichen  Strafvollzug  an  jugend- 
liche Gefangene  von  der  grössten  Wichtigkeit.  Nur  mit 
Hilfe  tüchtiger  Aufseher  lassen  sicli  günstige  Resultate  er- 
zielen, weshalb  auch  bei  der  Wald  der  Aufsichtsbeamten 
die  grösste  Vorsicht  geboten  ist. 

Diese  müssen  körperlich  und  geistig  rüstige  iMänner 
sein,  denen  es  weder  an  leii-hter  Auffassung  und  scharfer 
Beobachtungsgabe,  noch  an  Umsicht,  Takt  und  Energie 
fehlt,  und  deren  ganzes  dienstliches  Handeln  von  Meuschen- 
kenntniss,  Nachsicht,  Geduld,  Selbstbeherrschung  und  un- 
erschütterlichem Pflichtgefühl  geleitet  werden  muss. 

Ferner  muss  auch  der  erziehliche  Emfluss  einer 
gesunden  Disziplin  beim  Strafvollzüge  gegen  jugendliche 
Verbrecher  mit  zur  Geltung  gebracht  werden.  Nothwendig 
ist  dabei,  dass  die  Disziplinargewalt  nur  in  einer  Hand 
ruht  und  zwar  in  der  Hand  des  Anstaltsdirigenten,  und 
dass  ferner  die  Disziplinarstrafe  in  möglichst  logische 
Verbindung  mit  dem  Vergehen  gebracht  und  dem  Indi- 
vidium  auf  das  Genaueste  angepasst  wird. 

Dass  bei  Abmessung  der  Disziplinaistrafe  mit  voll- 
kommenster Objektivität  verfahren  werden  muss,  ist  selbst- 
verständlich. Ebenso  muss  den  zu  Bestrafenden  die  Er- 
kenntniss  davon  vermittelt  werden,  dass  die  Strafe,  weil 
verdient,  eine  Nothwendigkeit  ist. 

Die  Strafe  selbst  muss  von  dem  Gefangenen  als 
solche  empfunden  werilen : sie  sei  nicht  blosse  Spielerei, 
sondern  streng!  Die  Di-sziplin  muss  mit  Ernst  alle  die 


Digitized 


sittlichen  Momente  fördern  und  unterstützen,  deren  An- 
eignung angestrebt  wird.  Sie  muss  dein  jugendlichen 
Gefangenen  immer  als  der  Ausfluss  fürsorglicher  Gewalt 
erscheinen. 

Als  geeignete  Disziplinarniittel  sind  zu  nennen:  Ver- 
weis, Kostschmälerung,  hartes  Lager  und  in  gewissen 
Fällen  auch  körperliche  Züchtigung. 

Endlich  ist  noch  einer  Institution  zu  gedenken,  welche 
Schon  seither  im  Strafvollzüge  von  segensreicher  Wirkung 
gewesen  ist,  welche  es  aber  für  die  jugendlichen  Sträflinge 
in  noch  weit  höherem  Maasse  sein  würde,  wenn  die  darauf 

gesetzlichen  Bestimmungen  eine 
Kodifikation  erhielten.  Es  ist  dies  die  nach  § 23  des 
öti  .-G.-B.  zulässige  vorläufige  Entlassung  oder  B e- 
u r I a u b u n g der  Gefangenen. 

Jetzt  lautet  dieser  Paragraph : „Die  zu  einer  längeren 
/iuchtliaus-  oder  Gefängnissstrafe  Verurtheilten  können, 
wenn  sie  mindestens  aber  1 Jahr  der  ihnen  auferlegten 
■ late  verbüsst,  sich  auch  wälirend  dieser  Zeit  gut  geführt 
aben,  mit  ihrer  Zustimmung  vorläufig  entlassen  werden“. 

Diese  vorläufige  Entlassung  ist  eine  Konzession  an 
die  Bessermigstheorie ; sie  beruht  auf  dem  Gedanken,  dass 
welcher  sich  so  geführt  hat,  dass  bei  ihm 
dich  den  Strafvollzug  Besserung  erzielt  ist,  ein  Bruchtheil 
seiner  Strafe  erlassen  werden  kann,  wenn  er  sich  nach 
Entlassung  auch  während  des  noch  zu  ver- 
isseiiden  Strafrestes  ausserhalb  der  Anstalt  gut  führt. 
^®*'lädfige  Entlassung  ist  also  ein  Gnadengeschenk, 
f Gefangenen  zur  guten  Führung  in  der 

• nstait  anspornen  und  welches  ihnen  für  gute  Führung 
gewahrt  wird.  ' 

I jugendliche  Sträflinge  würde  die  vorläufige  Ent- 

w(i  *^*'^®*^  besonders  wichtiger  erziehlicher  Faktor  werden, 

. J?.“  der  fragliche  Gesetzesparagraph  folgende  Zusatz- 
h ’*“'ddug  erhielte:  „Jugendliche  Sträflinge  können  bei 
j guter  Führung  vorläufig  entlassen  werden,  wenn 

. , Hälfte  der  Strafzeit,  mindestens  aber  sechs  Monate 
] , haben  und  für  die  Unterbringung  des  zu  Ent- 
ausreichender  Weise  Sorge  getragen  ist.  Bei 
j Führung  des  Entlassenen  und  wenn  derselbe 

ha'ri  1 Entlassung  auferlegten  Pflichten  zuwider- 

^^dn  die  vorläufige  Entlassung  widerrufen  werden, 
ist  dauernde  Probezeit  nicht  abgelaufen 

• Geschieht  dies,  so  hat  der  Vcrurtheilte  den  noch  nicht 
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vollstreckten  .Strafrest  unverkürzt  zu  verbüsseii.  Hat  aber 
der  Entlassene  während  der  3jährigen  Probezejt  zur  nach- 
träglichen Vollstreckung  des  .Strafrestes  keine  Veranlassung 
gegeben , so  ist  der  Rest  der  Strafe  als  verbüsst  zu 
erachten“. 

Gegenwärtig  entscheidet  das  .lustizininisterium  auf 
Grund  der  Akten  und  eines  Beschlusses  der  Konferenz 
der  Anstaltsoberbeainten.  Die  Entscheidung;^  über  die 
soeben  vorgeschlagene  Neufestsetzung  der  Entlassungs- 
bestiinniungen  darf  aber,  wenn  dieselbe  lebensfähig  werden 
soll , nicht  ausschliesslich  bei  einer  Centralstelle  sein. 
Schon  die  Häufigkeit  dei-  Fälle  würde  eine  grosse  Ueber- 
lastung  der  betreffenden  Stelle  schaffen  und  der  Geschäfts- 
gang würde,  namentlich  in  einem  grösseren  Staate,  ein 
zu  schleppender  werden.  Am  zweckmässigsten  würde  es 
sein,  wenn  die  vorläufige  Entlassung  bei  Jugendlichen 
.Sträflingen  auf  den  Vorschlag  des  Vorstandes  der  .Strafanstalt 
von  diesem,  dem  ersten  .Staatsanwalt  des  Landgerichts 
und  dem  Vorsitzenden  der  .Strafkammer,  welcher  den 
betreffenden  Gehangenen  verurtheilt  hat,  beschlossen 
werden  könnte.  Bei  dieser  Zusanimensetzung,  in  welcher 
alle  Faktoren  vertreten  sind,  welche  bei  der  .Strafrechp- 
pflcge  berufsmässig  mitzuwirken  haben , würde  gewiss 
eine  sachgemässe  Entscheidung  zu  erwarten  sein. 

.Sicherlich  würde  diese  Beurlaubung  oder  vorläufige 
Entlassung  für  den  jugendlichen  Sträfling  ein  Erziehungs- 
mittel von  der  wohlthätigsten  und  nachhaltigsten  Wirkung 
werden;  denn  der  vorläufig  Entlassene,  dem  das  köstliche 
Gut  der  Freiheit,  wenn  auch  unter  gewissen  Beschränkungen, 
wieder  gegeben  ist,  wird  dasselbe  nicht  nur  hochschätzen, 
sondern,  um  cs  nicht  sofort  wieder  zu  verlieren,  auch  mit 
der  grössten  Vorsicht  gebrauchen. 

Als  höchst  wünschenswerth  muss  es  aber  era<*h(et 
werden , dass  der  Anstaltsgeistliche  dem  jugendlichen 
Beurlaubten  auch  während  der  Urlaubszeit  als  berathender 
Freund  verbleibt. 

Ueberhaupt  erscheint  es  im  Interesse  des  .Strafvollzugs 
dringend  nöthig,  dass  die  erziehliche  Einwirkung  auf  den 
jugendlichen  Bestraften  nicht  mit  dem  Tage  seiner  Ent- 
lassung beendet,  sondern  in  demsell)en  Geiste,  in  welchem 
in  der  Anstalt  an  der  sittlichen  Hebung  dos  jungen 
Sträflings  gearbeitet  wurde,  das  Werk  der  Erziehung 
fortgesetzt  werde. 
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Wer  da  weiss,  welche  Wühe  es  verursacht,  einen  be- 
straften jungen  Menschen  dahin  zu  bringen,  dass  er  auf 
eigenen  Filsspi  stehen  lernt,  der  wird  es  begreiflich  finden, 
dass  wir  mit  Aengstlichkeit  darüber  wachen,  dass  das 
mühsam  aufgebaute  Werk  nicht  etwa  durch  unüberlegtes, 
rücksichtsloses  Handeln  ungeschickter  Polizeiorgane  oder 
durch  die  Gleichgültigkeit  und  Lieblosigkeit,  deren  die 
tntlassenen  von  anderer  Seite  begegnen,  wieder  zerstört 
Vorurtheile  des  grossen  Publikums  gegen 
Alle,  welche  im  Gefängniss  gesessen  haben  und  in  der 
Missachtung,  mit  welcher  man  leider  noch  immer  ent- 
assenen  Gefangenen  begegnet,  liegt  auch  für  die  jugend- 
lichen Entlassenen  die  grösste  Rückfallsgefahr. 

W^ir  müssen  die  Fürsorge  für  die  entlassenen  jugend- 
lichen Gefangenen  haben,  Avenn  nicht  alle  Arbeit  an  ihnen 
Illusorisch  werden  soll.  Selbst  wenn  wir  lauter  Aluster- 
inenschen  m unseren  Gefängnissen  heranbildeten,  so  müssten 
sie  doch  sehr  bald  als  rückfällige  Verbrecher  zu  uns  zurück- 
Kehreii,  wenn  ihnen  nach  ihrer  Entlassung  die  Gesellschaft 
ein  Brod  giebt.  Schonung,  Duldung  und  Liebe  müssen 
ueni  Bestraften  den  Zutritt  zur  menschlichen  Gesellschaft 
wieder  öffnen  helfen  und  ihm  zu  seiner  Rehabilitirung  die 
Hand  bieten. 

Nur  mit  Hilfe  der  Fürsorge  für  entlas.sene  .Sträflinge 
■ann  ein  nitioneller  Strafvollzug  die  Früchte  seiner  Thätig- 
jeit  zur  Reife  kommen  sehen;  nur  mit  ihrer  nachdrück- 
auch  eine  erfolgreiche  Bekämpfung  des 
] gendlichen  Verbrecherthums  möglich. 

T f . jeder  Strafanstalt  für  Jugendliche  der 

ei  ei  derselben  fürsorglich  darauf  bedacht  sein,  dass  mög- 
11 l®Her  Gefangene  nach  seiner  Entlassung  ein  geeig- 
ii*^  u findet,  aber  das  ist  ihm  eben  nur  dann 

darin  von  Seiten  des  Publikums  auf’s 
kräftigste  unterstützt  wird. 

Ausserdem  bedürfen  aber  auch  noch  die  Tausende 
n jungen  Mädchen,  Lehrlingen,  Laufburschen,  Gesellen 
jugendlichen  Arbeitern,  welche  die  ihnen  zuerkannten 
i äur  nach  Tagen  und  'Wochen  zählenden  Strafen 

einem  Gerichtsgefängniss  zu  verbüssen  haben  und  in 
frp  1 Bestrafung  auch  stellen-  und  arbeitslos 

dp''^TT  sind,  naeh  ihrer  Entlassung  ebenfalls  dringend 
, ’^^'^^^^Hzung,  wenn  sie  nicht  bald  wieder  rückfällig 
ei (len  sollen.  Ijcider  besteht  z.  Zt.  für  diese  so  gut  wie 
keine  Füi-sorge. 
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Die  gegenwärtig  fast  allerorts  bestehenden  Vereine 
zur  Fürsorge  für  entlassene  Strafgefangene  arbeiten  zwar 
säinmtlich  nach  Kräften  an  dein  Wohle  der  entlassenen 
Gefangenen,  aber  die  Zahl  ihrer  Mitglieder  ist  verhältniss- 
inässig  noch  eine  sehr  geringe  und  die  ihnen  zu  Gebote 
stehenden  Mittel  sind  in  der  Regel  so  unzulänglich,  dass 
namentlich  die  Fürsorge  für  entlassene  jugendliche  Sträflinge, 
welche  doch  von  ganz  besonderer  Wichtigkeit  ist,  noch 
selir  viel  zu  wünschen  übrig  lässt. 

Die  Sache  ist  aber,  wie  gesagt,  eine  sehr  ernste; 
denn  bleibt  hier  die  so  nothwendige,  ja  unerlässliche  Hilfe 
aus,  dann  darf  man  sich  auch  nicht  wundern,  wenn  die 
Zahl  der  Rückfälligen  stetig  wächst  und  für  die  Erweiterung 
und  Vermehrung  der  Gefängnisse  und  Zuchthäuser  immer 
grössere  Summen  aufgebracht  werden  müssen.  Deshalb 
sollte  auch  der  Staat  hier  selbsttiiätig  eingreifen  und  dafür 
Sorge  tragen,  dass  dieses  Gebiet  nicht  lediglich  der  in 
ihrer  Wirksamkeit  beschränkten  Privatthätigkeit  überlassen 
bleibe.  Vor  allem  aber  müsste  er  die  Fürsorgevereine 
weit  mehr  als  seitlier  durch  Gewährung  der  nöthigen 
pekuniären  Mittel  unterstützen. 

Gleichzeitig  appellire  ich  auch  heute  von  Neuem 
wieder  an  die  glücklicher  Weise  noch  immei’  grosse  Zahl 
derer,  welche  trotz  der  materiellen  Richtung  unserer  Zeit, 
sich  doch  noch  ein  warmes  Herz  für  unser  Volk  bewahrt 
haben  und  bitte  inständig.st,  ihre  werkthätige  Hilfe  in 
hochherziger  Weise  auch  jenen  Beklagenswerthen  zu- 
Wenden  zu  wollen,  welche  in  Folge  unzulänglicher,  mangel- 
hafter oder  verkehrter  Erziehung,  in  Folge  jugendlichen 
Tjeichtsinnes  oder  Uebermuthes  auf  die  Verbrecherbahn 
gerathen  sind,  aber  mit  dem  erstlichem  Vorsatze  das 
Strafhaus  verlassen  haben,  mit  Gottes  und  guter  Menschen 
Hilfe  wieder  brav  und  gut  zu  werden. 


Hl. 

Um  das  jugendliche  Verbreclierthum  mit  nachhaltigem 
Erfolge  zu  bekämpfen,  genügt  weder  die  von  mir  bereits 
vorgeschlägene  Aenderung  der  einschlagenden  strafrecht- 
lichen Bestimmungen,  noch  die  Handhabung  eines  rationellen 
Strafvollzugs,  sondern  es  ist  hierzu  noch  ganz  besonders 
die  s t a a 1 1 i c.  li  ü b e r w a c h t c E r z i e h u n g der  g e- 
s a m m t e n verwahrlosten  Jugend  erforderlitdi. 
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IjS  bedarf  wohl  kaum  eines  besonderen  Nachweises, 
(lass  ein  grosser  Theil  der  Jetzigen  Verbrecherwelt  sich 
aus  den  Reihen  unserer  verwahrlosten  Jugend  rekrutiert. 

Ini  Jahre  1899  sind  im  deutschen  Reiche  nicht  weniger 
als  47  512  jugendliche  Verbrecher  verurtheilt  worden  und 
mp  kann  Avohl  mit  ziemlicher  Sicherheit  annehmen,  dass 
mindestens  dreiviertel  derselben  in  Folge  sittlicher  Ver- 
wahrlosung und  mangelhafter  Erziehung  auf  die  Verbrecher- 
bahn gerathcn  sind. 

1?  f I ^ I daher  das  jugendliche  Verbrecherthum  mit 

brfolg  bekämpfen,  so  ist  es  dringend  nöthig,  auch  der  sitt- 
lichen Wrwphrlosung  unserer  Jugend  zu  steuern. 

uir  müssen  das  Uebel  an  der  Wurzel  zu  fassen  suchen, 
bs  müssen  Vorkehrungen  getroffen  werden,  welche  darauf 
gmchtet  sind,  die  rechtzeitige  und  möglichst  sichere  Rettung 
ment  blos  der  gros.sen  Zahl  der  verbrecherischen  verwahr- 
losten Jugend,  sondern  auch  derjenigen  nicht  minder  zahl- 
leichen  verwahrlosten  Kinder  zu  bewirken,  Avelche  noch 
kein  Vergehen  oder  Verbrechen  begangen  haben. 

Dass  in  (lieser  Beziehung  bisher  viel  zu  wenig  ge- 
schehen ist,  zeigt  uns  sofort  ein  Blick  auf  die  geschichtliche 
mtwickelung  des  ZAvangserziehungswesens  in  Deutschland. 

Die  Zwangserziehung  hat  ihre  Wurzel  im  Armen- 
flesen.  Man  AA'ollte  dem  lästigen  Bettel  steuern,  das  Avar 
ei  ursprüngliche  Gesichtspunkt  und  fast  nur  von  diesem 
■ anapunkte  aus  kümmerte  man  sich  auch  um  verwahr- 
loste Kinder. 

li'.a  1^58  Avurde  in  Nürnberg  ein  .Spiimhaus  für 

uuerliche  Wmbspersonen  und  auf  dem  Bettel  be- 
pnr  1 Kin(ier,  1615  in  Hamburg  ein  Zuchthaus  für 
aclisene  Arbeitsscheue  und  für  Bettelkinder  errichtet. 

Hand,  dass  diesen  Anstalten  der  tiefere 
1 u gänzlich  fehlte.  Man  wollte 

• selbst  von  einer  Last  befreien;  die  Fürsorge 
stand  im  Hintergründe. 

Ha  war  es  schon  mit  den  zu  Lübeck,  Augsburg, 

_ mburg,  Halle  und  anderen  Städten  gegründeten  Waisen- 
, welche  sich  Avenigstens  der  elternlosen  Kinder 

selbst  Avillen  annahmen,  bis  dann  endlich  ira 
Jahrhunderts  .Toh.  Daniel  Falck  zu  Weimar 
II  jiDutherhof“  und  Joh.  Heinrich  Wiehern  zu  Horn  bei 
Auf  «Das  Raue  Haus“  gründeten,  Anstalten,  die  zur 
I verAA'ahrloster  und  verbrecherischer  Kinder 
6 schaffen  AA'urden  und  no(‘h  heute  segensreich  wirken. 
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Zögernd  beguiiiicn  nun  aiudi  die  Regierungen  dem 
inciiselienfreiindliclien  ({edanken  näher  zu  treten. 

Sachsen  war  der  erste  deutsche  Staat,  welcher  eine 
solche  staatliche  Zwangserziehungsanstalt  gründete:  im 
Jahre  18J2  beschloss  die  säclisische  Regierung  die  bereits 
im  Jahre  1824  eingerichtete  Waisen anstalt  Bi'äunsdorf 
ausschliesslich  der  Erziehung  solcher  Kinder  zu  widmen, 
welche  entweder  heimathslos  oder  derart  verwildert  waren, 
dass  selbst  angewendetc  Zwangsmittel  nicJit  mehr  aus- 
reichten. 1850  erhielt  dieselbe  ihre  dermalige  Bestimmung 
als  Erziehungs-  und  Besserungsanstalt,  lin  Jahre  1846 
gab  auch  König  Friedrich  Wilhelm  IV.  von  Preussen  den 
Obergerichten  anheim,  jugendliche  Verbrecher  in  Erziehungs- 
anstalten unterzubringen. 

Eist  nach  Wiedererstehen  des  deutschen  Reiches  hat 
sieb  in  fast  allen  deutschen  Bundesstaaten  der  Zwangs- 
erziehung Minderjähriger  ein  erhöhtes  öffentliches  Interesse 
zugewandt;  fast  alle  Regierungen  der  Einzelstaaten  sahen 
sich  veranlasst,  der  Zwangserziehungsfrage  näher  zu 
treten  und  in  ihrem  Bereich  eine  darauf  bezügliche 
Organisation  zu  schaffen.  Zum  Theil  .sind  auch  bereits 
recht  günstige  Resultate  erzielt  worden. 

Leider  hat  das  neue  Bürgerliche  Gesetzbuch  die 
Hoffnung  auf  eine  für  das  gesaminte  deutsche  Reich 
geltende  einheitliche  Regelung  der  Zwangserziehungsfragc 
nicht  erfüllt,  ln  § 16-18  der  Reichstags  v o r 1 ag e war 
eine  Zwangserziehung  in  jedem  f\alle  sittlicher  Verwahr- 
losung eines  Kindes  zugelassen,  „wenn  das  Kind  .sittlich 
verwahrlost  und  nach  der  Persönlichkeit  und  den  Leben.s- 
Verhältnissen  des  Vaters  anzunehinen  ist,  dass  die 
elterliche  Erziehungsgewalt  zur  Be.sserung  des  Kindes 
nicht  ausreiclit“. 

Der  Reichstag  lehnte  abei’  diese  Bestimmung  als 
allzuweit  in  das  öffentliche  Recht  eingreifend  ab;  es  wurden 
jedoch  weitgehende  Befugnisse  zum  staatlichen  Einschreiten 
gegen  Verwahrlosung  durch  den  Artikel  135  des  Einführungs- 
gesetzes zum  B.  G.-B.  der  Landesgesetzgebung  freigegeben. 

Dieser  Artikel  135  des  Einführungsgesetzes  lautet: 
„Unberührt  bleiben  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  über 
die  Zwangserziehung  Jlinderjähriger.  Die  Zwang-serziehung 
ist  jedoch,  unbeschadet  der  Voi'schriften  der  §§  55,  56  des 
Str.-G.-B.,  nur  zulässig,  wenn  sie  von  dem  Vormundschafts- 
gericht ungeordnet  wird.  Die  Anordnung  kann  ausser  den 
Fällen  der  §§  1666,  183S  des  B.  G.-B.  nur  erfolgen,  wenn 
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die  Zwangserziehung  zur  Verhütung  des  völligen  sittlichen 
Verderbens  nothwcndig  ist. 

Die  Landesgesetze  können  die  Entscheidung  darüber, 
ob  der  Minderjährige,  dessen  Zwangserziehung  angeordnet 
ist,  in  einer  Familie  oder  in  einer  Erzieliungs-  oder  Besser- 
ungsanstalt unterzubringen  sei,  einer  Verwaltungsbehörde 
übertragen,  wenn  die  Unterbringung  auf  öffentliche  Kosten 
zu  erfolgen  hat“. 


Q §§  1666  und  1868  des  B.  G.-B.  lauten: 

Jflbbb:  „V'ird  das  geistige  oder  leibliche  Wohl  des  Kindes 
adurch  gefährdet,  dass  der  Vater  das  Recht  der  Sorge  für 
die  Person  des  Kindes  missbraucht,  das  Kind  vernachlässigt 
oder  sich  eines  ehrlosen  oder  unsittlichen  Verhaltens 
sciuldig  macht,  so  hat  das  Vorraundschaftsgericht  die  zur 
Abwendung  der  Gefahr  erforderlichen  Massregeln  zu  treffen. 
JJiis  Vormundschaftsgericht  kann  insbesondere  anordnen, 
ass  dM  Kind  zum  Zwecke  der  Erziehung  in  einer  geeig- 
neten ramilie  oder  in  einer  Erziehungsanstalt  oder  einer 
Jiesseruiigsanstalt  untergebracht  wird. 


Hat  der  Vater  das  Recht  des  Kindes  auf  Gewährung 
I !i  verletzt  und  ist  für  die  Zukunft  eine  erheb- 

üe  Gefährdung  des  Unterhalts  zu  besorgen,  so  kann  dem 
ater  auch  die  Vermögensverwaltung,  sowie  die  Nutz- 
niessimg  entzogen  werden“. 


nrfi  ^ lautet:  „Das  Vormundschaftsgericht  kann  an- 
anen,  dass  der  .Alündel  zum  Zwecke  der  Erziehung  in 
ndpl*  Familie  oder  in  einer  Plrziehungsanstalt 

flt.n  De.sserungsanstalt  untergebracht  wird.  Steht 

lliinH  Mutter  die  Sorge  für  die  Person  des 

‘ aeis  zu,  so  ist  eine  solche  Anordnung  nur  unter  den 
'oiaussetzungen  des  § 1666  zulässig“. 

cin«>-  ihnen  in  Artikel  135  des  Einführungsgesetzes 

21,  Ilefugniss,  das  Zwangseiziehungswcsen  neu 

(iphr  I'’  Landesgesetzgebungen  bereits  vielfacli 

Vpihp*^^Tl'  Doch  ei’scheint  es,  um  das  jugendliche 

und  1 ganzen  deutschen  Reiche  mit  Nachdruck 

säm  können,  dringend  nöthig,  dass 

Bundesstaaten  die  Zwangserziehung  Minder- 

p'ntaP^*  1 regeln  , und  der  Wichtigkeit  der  Sache 

«entsprechend  organisireii. 

die  glücklich  fasst  das  preussische  Gesetz  über 

ivplfi  '^J®°’!S®®t-zie}umg  IHinderjähriger  vom  2.  .Juli  1900, 
mit  dem  1.  .April  1901  in  Kraft  getreten  ist,  den 
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Umfang  der  zulässigen  Zwangserziehung  in  folgende  Be 
Stimmungen  zusammen : 

„Ein  JUinderjähriger,  welcher  das  18.  Lebensjahr  noch 
nicht  vollendet,  kann  der  Fürsorgeerziehung  überwiesen 
werden : 

1.  wenn  die  Voraussetzungen  des  § 1666  ‘ oder  des 
§ 1838  * des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  vorliegen  und 
die  Fürsorgeerziehung  erforderlich  ist,  um  die  Ver- 
wahrlosung des  Minderjährigen  zu  verhüten; 

2.  wenn  der  Minderjährige  eine  strafbare  Handlung 
begangen  hat,  wegen  der  er  in  Anbetracht  seines 
jugendlichen  Alters  strafrechtlich  nicht  verfolgt 
werden  kann,  und  die  Fürsorgeerziehung  mit  Rück- 
sicht auf  die  Beschaffenheit  der  Handlung,  die 
Persönlichkeit  der  Eltern  oder  sonstiger  Erzieher 
und  die  übrigen  Lebensverhältnisse  zur  Verhütung 
weiterer  sittlicher  Verwahrlosung  des  Minderjährigen 
erforderlich  ist ; 

3.  wenn  die  Fürsorgeerziehung  ausser  diesen  Fällen 
wegen  Unzulänglichkeit  der  erziehlichen  Einwirkung 
der  Eltern  oder  sonstigen  Erzieher  oder  der  Schule 
zur  Verhütung  des  völligen  sittlichen  Verderbens 
des  Minderjährigen  nothwendig  ist“. 

Zuweit  würde  es  führen,  die  von  den  einzelnen  Lande.s- 
gesetzgebungen  getroffenen  Bestimmungen  im  Einzelnen 
hier  einer  Besprechung  zu  unterziehen.  Tc,h  möchte  mich 
nur  darauf  beschränken,  einen  besonderen  Gesichtspunkt 
zur  Geltung  zu  bringen.  Abgesehen  von  den  Fällen,  in 
denen  auf  Grund  der  beiden  §§  55  und  57  des  R.-Str.-G.-B. 
die  Zwangserziehung  einzutreten  hat,  ist  das  Vormund- 
schaftsgericht die  Instanz,  welche  von  Amtswegen  über 
die  Verhängung  der  Zwangsei-ziehung  zu  beschliessen  hat. 
Es  wäre  nun  sehi‘  zu  wünschen,  dass  dem  Vormundschafts- 
gericht  speziell  für  die  Fragen  der  Zwangserziehung  ein 
berathender  Faktor  zur  Seite  gestellt  würde,  vielleicht 
unter  dem  Namen  eines  E r z i e h u ngs  am  t es,  welche.s 
in  jedem  Regierungsbezirke  der  einzelnen  Bundesstaaten 
aus  je  einem  Vertreter  der  Staatsregierung,  der  Kii’chen- 
und  Schulbehörde  und  des  Kreisverbandes  zu  bilden  wäre; 
dasselbe  hätte  in  jedem  einzelnen  Falle  die  Entscheidung 
über  die  Art  der  Zwangserziehung  zu  treffen,  und  gleich- 
zeitig läge  ihm  die  Ausführung  und  Ueberwachung  der- 
selben ob. 
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Die  praktische  Diirchrühniii»-  der  verfügten  Zwangs- 
erziehnng  würde  also  in  den  nänden  des  Krziehungsaintes 
hegen.  Dasselbe  entscheidet  vor  Allein  darüber,  ob  der 
Zögling  in  einer  Familie  oder  in  einer  bereits  bestehenden 
öffentlichen  oder  privaten  Erziehiings-  oder 
Besserungsanstalt  imterzubringen  ist. 

Die  Entscheidung  der  Frage,  ob  der  Zögling  in  einer 
tiimilie  oder  in  einer  Anstalt  untergebracht  werden  soll, 
ist  jedi^h  eine  sehr  schwierige.  Dr.  Aschrott  sagt  in 
seinen  Erläuterungen  des  preussischen  Gesetzes  über  die 
tüi-sorperziehung  Minderjähriger  hierüber  treffend:  „Gene- 
relle Vorschriften  in  dieser  Beziehung  lassen  .sich  nicht 
geben,  es  muss  individualisirt  werden.  Zunächst  ist  es 
von  ausschlaggebender  Bedeutung,  ob  sich  zuverlässige 
tainilien  in  genügender  Zahl  finden,  welehe  zur  Aufnahme 
von  bereits  verwahrlosten  Kindern  bereit  sind  und  die 
wiinschenswerthen  Garantien  für  eine  gedeihliche  Einwirkung 
au  die  Kinder  bieten,  welche  insbesondere  auch  bei  der 
- utiiahme  der  Kinder  nicht  ausschliesslich  vom  Geld- 
n eresse  geleitet  W'erden.  In  den  einzelnen  Ländern  und 
n eil  einzelnen  Landestheilen  wird  sich  dies  verschieden- 
arig  stellen:  was  hier  möglich  ist,  wird  dort  unausführbar 
ln  ? ‘^dann  aber  wird  eine  grosse  Zahl  der  verwahr- 
losteii  Kinder  jedmifalls  für  die  erste  Zeit  unter  allen  Uni- 
an  eil  der  strengen  Zucht  und  der  ständigen  Bcauf- 
^eiitigung  bedürfen,  welche  nur  in  einer  Anstalt  durch- 

welche  von  Haus  aus  keine  rechte 
einor  haben,  werden  regelmässig  zunächst  in 

tvi  _ Ordnung  und  Reinlichkeit,  zu  Fleiss  und 

j lorsam  aiigehalteii  werden  müssen ; erst  wenn  dies  mit 

Icitf  man  sich  darauf  verlassen 

in  Kind  ein  brauchbares  und  nützliches  Glied 

dpiit  Familie  abgeben  wird,  wird  und  kann  man  daran 
rlom  geeignete  fremde  Familie  zu  finden,  die  auf 

XII  Fundamente  der  dem  Kinde  in  der  Anstalt 

Erziehung  sich  zur  Aufnahme  des- 
Funir  erklärt.  Eine  derartige  Kombination  von 

■mal  j.'^^.'^'^'^DiUserziehung,  bei  welcher  die  Erziehungs- 
mpin^  . ‘ßdiglich  ein  Durchgangsstadium  bildet,  wird  nach 
mpiaf^*  Meinung  bei  verwahrlosten  Kindern  sich  in  den 
dm  ^^Den  als  das  Rationellste  erweisen.  Es  werden 

ohn^  w immer  Fälle  bleiben,  wo  man  das  Kind 

ma^ . ' <?'iier  Familie  unterbringen  kann,  und 

eierscits  Fälle,  wo  man  das  Kind  dauernd  in  der 

BUtler  für  Geßnunisskiirdc.  X.KXVI. 
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Erziehungsanstalt  behalten  muss.  Die  Anzahl  dieser  Falle 
wird  in  den  einzelnen  Landestheilen,  wie  schon  angeführt, 
je  nach  dem  Voi’handensein  geeigneter  Familien  recht  ver- 
schieden ausfallen“. 

Entschliesst  sich  nun  das  Erziehungsamt,  nachdem 
ihm  vom  Vormundschaftsgericht  das  rechtskräftig  gewordene 
TJrtheil  zugestellt  worden  ist,  den  Zögling  in  einer  ge- 
eigneten Familie  unterzubringen,  so  ist  zur  Ueber- 
wachung  seiner  Erziehung  und  Pflege  ein  Pfleger  zu 
bestellen,  da  der  Erfolg  der  Familienerzielumg  durch  eine 
zweckmässige  und  sorgfältige  Aufsicht  über  das  Verhalten 
des  Zöglings  und  seine  Behandlung  bedingt  wird. 

Diese  Vertrauenspei  son,  welche  in  Folge  ihrer  Auf- 
gabe mit  dem  Zögling  in  persönlicher  Beridirung  steht, 
hat  dem  Erziehungsamt  so  oft  als  nöthig  über  das  Ver- 
halten des  Zöglings  und  der  Familie  Nachricht  zu  geben, 
auf  Ab.stellimg  der  zu  ihrer  Kenntniss  kommenden  Miss- 
stände hinzuwirken,  erforderlichen  Falles  eine  anderweite 
Unterbringung  des  Pfleglings  an  zuständiger  Stelle  zu 
beantragen. 

Dass  für  diese  Aufgabe  Frauen  in  allen  Fällen,  in 
denen  es  sich  um  weibliche  und  im  Kindesalter  stehende 
Zöglinge  handelt,  ganz  besonders  geeignet  sind,  bedarf 
keiner  weiteren  Begründung. 

Die  Pfleger  müssen,  da  ihre  Thätigkeit  eine  sehr 
verantwortungsreiche  ist,  mit  grosser  Sorgfalt  und  Vorsicht 
ausgewählt  werden.  Sie  müssen  nicht  nur  Liebe  und  Ver- 
ständniss  für  die  Sache  mitbringen,  sondern  namentlich 
auch  Kenntniss  der  Leben.sgewohnheiten  derjenigen  Kreise 
besitzen,  aus  welchen  hauptsächlich  die  verwahrlosten 
Kinder  kommen,  sowie  auch  derjenigen  Familien,  welche 
zur  Aufnahme  der  Pfleglinge  bereit  sind.  Die  Pfleger 
müssen  schonend,  aber  mit  Energie  A’^orgehen : sie  dürfen 
vor  Allem  keine  allzu  hohen  Anforderungen  stellen, 
sondern  müssen  diese  den  Lebenskreisen  anzupassen 
Avissen,  über  welche  sic  die  Aufsicht  führen. 

Nächst  der  Erziehung  im  Elternhause  ist  die  Unter- 
bringung eines  Pfleglings  in  einer  gut  beleumdeten  christ- 
lichen Familie  Avohl  sicherlich  das  Beste,  was  man  einem 
Kinde  gewähren  kann.  Familien  A'on  llandAverkern  und 
Landwirthen  würden  in  der  Regel  die  dazu  geeignetsten 
sein,  da  dieselben  meist  in  der  Lage  sein  dürften,  ihren 
Pflegling  auch  noch  nach  beendigter  Schulzeit  bei  sich 
behalten  zu  können. 
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Doch  sind  wir  uns  darüber  klar,  dass  der  bei  Weitem 
jriössfe  Theil  der  der  Nacherzieliung  bedürftigen  Un- 
mündigen nicht  in  Familien  untergebracht  werden  kann. 

Für  die  Uebrigeu  muss  die  Anstaltserziehung 
gewählt  werden. 

Will  inan  jedoch  bei  dieser  auf  sichern  Erfolg 
rechnen,  dann  müssen  möglichst  viel  8 1 a a t s an s t a 1 1 e n 
erriclitet  werden.  Die  deutschen  Bundesstaaten  würden 
also  genöthigt  sein,  mit  der  Gründung  neuer  Anstalten 
und  Erwerbung  bereits  bestehender  Privatanstalten  vor- 
zugehen. Für  lange  Zeit  hinaus  wird  man  sich  freilich 
meist  noch  mit  letzteren  behelfen  müssen.  Doch  möge 
hier  anerkennend  heiworgehoben  werden,  dass  man  den 
rnvatanstalten,  die  von  christlichen  Vereinen,  oder  gar 
von  Privaten  ins  Leben  gerufen  w'orden  sind  und  sich  mit 
der  Erziehung  verwahrloster  Kinder  befassen,  aufrichtig 
dankbar  sein  muss  für  das,  was  sie  in  einer  Zeit  und  an 
einer  Stelle  gethau  haben,  da.  staatliche  Anstalten  beinahe 
noch  ganz  fehlten. 

Aber  das  werden  auch  selbst  die  Vertreter  dieser 
Anstalten  zugeben  müssen,  da.ss  eine  gewisse  Ueber- 
einstiniinimg  in  der  Einrichtung,  eine  Gleichmässigkeit  in 
a Einheitlichkeit  des  Erziehungssystems 

und  der  Beaufsichtigung  und  die  Uebereinstimmung  in  den 
gesteckten  Zielen  nur  dann  möglich  ist,  wenn  der  Staat 
die  Sache  in  die  Hand  nimmt. 

Welche  Anforderungen  sind  nun  an  solche 
Anstalten,  und  zwar  zunächst  an  die  staatlichen 
Erziehungsanstalten  zu  stellen. 

Vor  Allem  sind  für  beide  Geschlechter  be- 
sondere Anstalten  zu  errichten,  w'as  wohl  kaum  einer 
ßf&fhndung  bedarf.  Auch  ist  in  jeder  dieser 
nstalten  eine  Trennung  anzustreben  für  solche  Zöglinge, 
velche  zur  Zeit  der  Ueberweisung  noch  schulpflicditig 
solche,  Avelche  bei  der  Ueberweisung  der 
olkssohulpflicht  bereits  genügt  haben.  Diese  Trennung 
s de.shalb  nothwendig,  weil  dieser  Unterschied  zur  Zeit 
ei  Ueberweisung  eine  Avesentlich  verschiedene  Behandlung 
erfordert. 

, ^.®Ener  müssen  s o 1 c h e A n s t al  t e n für  den 
' en  Zweck  erbaute  Anstalten  sein, 
s.  K verlange,  so  füiehte  ich  nicht,  bei 

■ achverständigen  auf  Widerspruch  zu  stossen. 
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Die  Venvcndiing  iilter  Klostergebäude,  Scldösser  und 
dergleichen  kommt  meist  theurer  zu  stehen,  als  ein  Neubau 
und  bleibt  immer  ein  llindorniss  für  die  Erreichung  des 
beabsichtigten  Zweckes. 

Auch  müssen  zu  jeder  Anstalt  einige  Feld-  und  Garten- 
grundstücke gehören,  um  gewisse  Zöglinge  mit  landwirth- 
scliaftlichen  und  Gartenarbeiten  beschäftigen  zu  können. 

Was  die  Grösse  der  Anstalt  betrifft,  so  darf  die 
.Minimalzahl  der  Zöglinge  nicht  zu  klein  sein,  weil  zur 
vollständigen  Durchführung  der  geplanten  Erziehung  ein 
grösserer  .Apparat  erforderlich  ist,  welcher  dann  die  An- 
stalt zu  kostspielig  machen  würde. 

Doch  darf  die  .Anstalt  auch  nicht  zu  gross  sein  und 
die  Zahl  dei'  Zöglinge  höchstens  300  betragen,  weil  es 
sonst  der  Leitung  der  Anstatt  unmöglich  sein  würde,  jeden 
Zögling  .so  genau  kennen  zu  lernen,  wie  es  für  diese  Art 
der  Erziehung  noth  wendig  ist. 

A u c h müssen  d i e s c A n s t a 1 1 e n die  n ö t h i g e 
Sicherheit  bieten  gegen  etwaige  Entweich- 
ungen, ohne  indess  den  Charakter  von  Gefängnissen  und 
Strafanstalten  anzunehmen. 

Da  es  sich  hier  um  Personen  handelt,  welche  zum 
Theil  schon  die  Verbrecherbahn  betreten  haben,  und  denen 
fast  sämmtlich  als  Heftes  Grundübel  der  Hang  zu  einem 
unstäten,  abenteuerlichen  Leben  innewohnt,  so  ist  Zwang 
unbedingt  nothwendig;  doch  soll  sich  derselbe  nicht  gerade 
in  Eisengittern  und  meterhohen  Alauern  bemei  kbar  machen. 
Eine  verständige  Baubehörde  wird  die  Anlage  und  Ein- 
richtung der  Gebäude  so  zu  treffen  wissen,  dass  bei  der 
i’eehten  Aufmerksamkeit  und  Dienstbeflissenheit  der 
Beamten  ein  Entweichen  der  Zöglinge  verhütet  werden 
kann.  Die  Tüchtigkeit  der  Beamten  wird  überhaupt  die 
beste  Schutzmauer  sein.  Sie  müssen  nicht  blos  mit  den 
erfordei-lichen  Kenntnissen  und  der  rechten  Liebe  zum 
Berufe,  somlcrn  auch  mit  dem  rechten  Geiste  erfüllt  sein, 
der  im  Stande  ist,  bei  allem  Ernste  doch  dem  Zöglinge  die 
Stätte  seiner  Erziehung  lieb  zu  machen. 

Bezüglich  der  inneren  Organisation  dieser  Anstalten 
folgen  wir  in  AVeiterem  den  .Ausführungen  des  früheren 
Anstaltsdirektors  Krell,  welcher  sich  in  einem  A^ortrage 
über  denselben  Gegenstand  in  trefflicher  AVeise  dahin 
ilussert,  dass  dieselben 

1 . streng  konfessionelle  Anstalten  sein 
m üs s e n. 
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Niigoiids  ist  wohl  mehr  der  streng  konlessioiielle 
Cliiiiukter  der  Anstjilt  notlnvendig  als  hier.  Nienifiud  wird 
bestreiten,  dass  die  Religion  überhaupt  der  Hauptfaktor 
der  Erziehung  ist.  Wie  viel  mehr  muss  das  in  einer 
Zwangserziehung  zu  Geltung  kommen. 

I Ist  denn  nicht  gerade  die  Religionslosigkeit  der  Eltern 
oft  die  Ursache,  dass  bei  den  hier  in  Frage  stehenden 
Jupndlichen  die  Erziehung  verfehlt  oder  verwahrlost  ist? 
nie  soll  aber  eine  regelrechte  Korrektur  herbeigefiihrt 
werden,  wenn  in  einer  Simultananstalt  die  Wü’ksamkcit 
des  Hauptfaktors  der  Erziehung  nur  verschwommen  zur 
beltung  kommt? 

diese  Anstalten  geradezu  für  eine  Noth- 
«■^^endigkeit,  dass  die  Religion  in  ihrer  konfessionellen 
bigenthüinliehkeit  voll  zur  Wirksamkeit  gelange. 

2.  müssen  in  gedachten  Anstalten  im  All- 
gemeinen  die  Grundsätze  christlicher  und 
vernünftiger  Erziehung  die  ganze  Ordnung 
des  Hauses  erfüllen. 

Auch  hier  kann  ich  wiederholen,  dass  der  Grund- 
ua  Eckstein  in  diesen  Anstalten  für  die  ganze  Erziehung 
IC  Keligion  sein  muss.  Sie  muss  in  ungeheucheltem 
esen  überall  ihren  Ausdruck  finden  und  mit  ihrerweilie- 
vo  len  Kraft  die  ganze  Ordnung  des  Hauses  erfüllen. 

Hei  dem  ün  ter rieh  te  darf  es  nicht  darauf  an- 
oiumen,  das  Vielwissen  zu  fördern,  sondern  die  geistigen 
ivrat^  zu  wecken  und  zu  schärfen. 

. ® *'551  eh  l i c h e Seite  des  Unterrichts  muss  ^ mehr 

rio  treten  und  es  muss  versucht  werden, 

‘iiselben  den  jedesmaligen  Lebensverhältnissen  der  Zög- 
linge anzupassen. 

II.  sittliche  Erziehung  wird  allerdings  das 

aiiptge wicht  zu  legen  sein.  Hier  ist  besonders  zu  berüek- 
c tigen,  dass  es  weniger  darauf  ankommt,  Moral  zu 
P eeugen,  sondern  vor  .-Ulem  durch  das  Beispiel  zu  wirken. 

jeder  anderen  Anstalt  ist  es  hier  nöthig,  den 
er  zuleben,  wie  gelebt  werden  soll,  darum  muss 
1 Geist  des  unbedingten  Gehorsams,  des  ausdauerndsten 
Infr  reinsten  Aufrichtigkeit,  dei'  strengsten  Wahr- 

W hl  grössten  Pünktlichkeit  und  Ordnung,  der 

w'^ "1  Thaten  nicht  blos,  .sondern  auch  in 
Oeberden  und  die  lauterste  Gottesfurc-lit  die 
o iize  Ordnung  des  Hauses  erfüllen  und  bei  allen  Beamten, 
in  ersten  bis  zum  letzten,  zu  finden  sein. 
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Mit  umuichsiohtlicher  Strenge  muss  duniuf  gehalten 
werden,  dass  die  Zöglinge  auch  den  gegebenen  Beispielen 
nachleben.  Ohne  Strafen  wird  cs  nicht  abgehen.  Wie  der 
verständige  Vater  diese  Strafen  immer  der  Individualität 
anpassen  und  so  wählen  wird,  wie  sie  nach  Lage  der  Um- 
stände am  besten  wirken,  so  ist  es  auch  hier  nöthig,  dass 
der  I.eiter  des  Ganzen  nicht  an  eine  Strafskala  gebunden 
wird,  sondern  gleich  dem  Vater  die  Strafe  wählen  kann, 
die  er  im  gegebenen  Falle  für  die  angemessenste  hält.  Dass 
dabei  der  Stock  oder  die  Ruthe  nicht  fehlen  darf,  betrachte 
ich  als  etwas  Selbstvertändliches. 

Recht  leicht  kann  es  geschehen,  diiss  die  Bildung  des 
Gemüths  etwas  in  den  Hintergrund  gedrängt  wird.  Aber 
gerade  auf  diese  muss  nach  meiner  Meinung  besonderer 
Werth  gelegt  werden.  Gerade  bei  den  Verwahrlosten  ist 
ja  meist  das  Gemüthsleben  überhaupt  nicht  angeregt  oder 
bereits  so  verwüstet,  dass  die  Verrohung  rasch  fortschreitet. 
Wie  nothwendig  ist  es  daher,  dass  der  Ton,  welcher  in 
der  Anstalt  herrscht,  ein  väterlich  ernster,  aber  stets  sich 
gleich  bleibender  ist,  Die  verschiedenen  Zeiten  des  Jahres, 
verschiedene  Festtage,  in  erster  Linie  das  Weihnachtsfest, 
als  das  Fest  der  Liebe  und  Freude,  verschiedene  Vorkomm- 
nisse im  Hause,  kurz  Alles,  selbst  anscheinend  unbedeutende 
Dinge,  lassen  sich  in  der  Hand  des  recliten  Erziehers  ver- 
wenden, um  die  verhärteten  Gemüther  zu  erweichen  und 
neu  zu  beleben. 

Auch  der  Erziehung  zur  Arbeit  muss  ein  besonderes 
Augenmerk  zugewendet  werden.  Die  Neigung  zu  nnstätem. 
abenteuerlichen  Faulenzerleb'en  ist  bei  den  meisten  dieser 
Zöglinge  stark  au.sgebildet.  Mit  ihr  verbindet  sich  eine 
gewisse  Rastlosigkeit  und  Unbeständigkeit.  Alles  Neue  wird 
mit  Eifer  erfasst,  aber  ebenso  schnell  wieder  bei  Seite  ge- 
worfen. Die  Hauptaufgabe  wird  daher  sein,  fortzuarbeiten 
und  nicht  nachzulassen,  bis  die  Hauptschwierigkeiten  über- 
wunden sind  und  das  Ziel  erreicht  ist. 

Bis  zum  14.  Lebensjahr  wird  zwar  ein  geregelter 
Schulunterricht,  der  die  Zöglinge  voll  be-schäftigt,  Haupt- 
aibeit  sein.  Aber  auch  die  noch  verbleibende  Zeit  muss, 
so  weit  sie  nicht  zur  Erholung  freigegeben  oder  für  die 
Schularbeiten  nöthig  ist,  immer  nützlicher  Thätigkeit  zu- 
gewendet sein. 

Ist  die  ganze  Anstalt  ein  b es  t r e b s am  es,  sich 
f o r t e n t w i c k e 1 n d e s Ganzes,  so  kann  sich  der  Einzelne 


diesem  Geiste  der  Arbeitsamkeit  gar  nicht  entziehen  und 
wird  durch  Gewöhnung  mit  fortgerissen. 

Dass  man  über  diesem  Allen  nicht  auch  die  Erzieliimg 
imd  Pflege  des  Leibes  vergessen  darf,  braucht  kaum  noch 
erwähnt  zu  werden.  Eine  einfache,  angemessene  Kost,  eben 
solche  Kleidung,  eine  reinliche  Lagerstätte  und  ärztliche 
Hilfe  und  Pflege  in  Zeiten  der  Krankheit,  wird  man  für 
diese  Pfleglinge  wohl  verlangen  können. 

Für  die  Organisation  dieser  Anstalten  ist 
3.  n 0 c h w e i t e r n o t h w e n d i g , d a s s d i e B e a m- 
Un  im  Stande  sind,  jeder  in  seinem  Kreise  als 
L r z i e h e r zu  w i r k e n u n d an  de r Lösung  de r 
•\  u f g a b e der  Erziehung  m i t z u a r b e i t e n. 

Ist  es  schon  schwer  überhaupt,  IMenschen  zu  erzielien, 
so  ist  es  noch  tausendmal  schwerer,  solche  zu  erziehen, 
die  bereits  verwahrlost  und  verdorben  .sind 

Wer  nicht  innern  Beruf  und  unbegrenzte  Liebe  zur 
•Sache  hat,  der  wird  nicht  blos  keinen  Erfolg  erzielen, 
sondern  auch  nicht  aushalten.  Die  Beamten  für  solche 
.uistalten  müssen  daher  mit  ggnz  besonderer  Sorgfalt  aus- 
gesucht werden. 

1 Vorsteher  und  Leiter  der  Anstalt  sei  kein  anderer, 
‘ils  pädagogisch  gebildeter  .Mann,  der  sich  bereits  als 
solcher  bewährt  hat. 

Ihm  zur  .Seite  stehe  ein  Hausgeistlicher  und  solche 
euer,  welche  sich  der  Schwere  der  ihnen  zugetheilten 

• u gäbe  bewusst  sind  und  sie  dennoch  mit  Liebe  ergreifen. 

i-  yPi^.  Unterbeamten,  welche  die  direkte  .Aufsicht  über 
le  Zöglinge  zu  führen  haben,  müssen  nach  jeder  Richtung 
iin  unbescholtene,  gereifte,  zuverlässige  Leute  und  zugleich 

• eister  in  den  in  der  .\nstalt  eingeführten  Arbeits- 
-iweigen  sein. 

.. , 4.  s i n d möglichst  genaue  Erkundig  u n g e n 

er  die  p e r s ö n 1 i c*.  h e n und  F a m i 1 i e n v e r h ä 1 1 - 
Zöglinge  ei  II  zuziehen,  um  dieUr- 
a c h e n ihre r V e r w a h r 1 o s u n g zu  erkennen  und 

• I e beseitigen  zu  können. 

Da  in  der  Regel  weder  von  dem  der  Anstalt  zuge- 
^dglinge,  noch  von  dessen  Eltern  der  wahre  Grund 
\ erwahrlosung  zu  erfahren  sein  wird,  so  ist  es  noth- 
vp*l n genauesten  Erkundigungen  über  die  Familicn- 
•’niltnisse  jedes  neu  eingelieferten  Zöglings  einzubolen. 


wozu  die  in  jedem  einzelnen  Falle  vom  Erzieliungsamte 
mit  einzusendenden  Personalakten  den  ersten  Anhalt  bieten 
dürften. 

5.  muss  die  Anstalt  dafür  sorgen,  dass 
cluroh  Feh  rer  und  Erziehung  d i e A u sb  i 1 du  n g 
der  Zöglinge  für  das  praktische  Leben  ge- 
sichert wird. 

Soll  der  Rückfall  des  Zöglings  in  ein  verkommenes 
Leben  .so  viel  als  möglich  verhindert  werden,  so  muss  er 
in  den  Stand  gelangen,  nicht  wieder  einen  Halt  an  seiner 
Familie  suchen  zu  müssen,  sondern  muss  auf  eignen  Füssen 
stehen  können.  Zu  diesem  Zwecke  ist  es  nothwendig 
einen  Jeden  dahin  zu  bringen,  dass  er  unter  den  Leuten 
sein  Brot  selbst  verdienen  kann.  Auch  der  Beschränkte 
wird  wenigstens  für  den  (j  esi  n dedienst  ausgebildet 
werden  können.  Doch  es  will  Alles  gelernt  sein,  und 
deshalb  muss  auc4i  das  Dienen  gelernt  weiden,  nicht 
theoretisch,  sondern  praktisch. 

Landwirthschaftliche  und  Gartenarbeiten  werden  eine 
weitere  Gelegenheit  bieten,  die  Zöglinge  fürs  Leben 
geschickt  zu  machen.  Aber  auch  die  Erlernung  eines 
Handwerks  muss  dem  Zöglinge  in  der  Anstalt  möglich 
sein.  Die  Unterbeamten  müssen  die  Lehrmeister  sein  und 
angewiesen  werden,  dahin  zu  wirken,  dass  ihre  Lehrlinge 
in  der  Profession  tüchtig,  geschickt,  fleissig  und  treu 
werden.  Bei  der  Wahl  eines  Berufes  ist  so  viel  als 
möglich  auf  die  Neigungen  und  Wünsche  der  Zöglinge 
Rücksicht  zu  nehmen. 

.Sehr  oft  dürfte  es  auch  zweckmässig  sein,  Zöglinge 
bei  Abschliessung  eines  genau  erwogenen  Kontraktes  zur 
Erlernung  eines  Handwerks  aus  der  Anstalt  heraus  einem 
Kleister  zu  übergeben  oder  Pfleglinge  versuchsweise  ge- 
wissen Dienstherrschaften  als  Dienstboten  zu  überlassen. 

Was  die  P r i v a t e r z i e h u n g s a n s t a 1 1 e n betrifft, 
so  sind  dieselben  in  der  Hauptsache  nach  denselben 
Prinzipien  zu  verwalten  und  zu  leiten. 

Ausserdem  muss  gefordert  werden,  dass  sie  durch 
ihre  Lage  und  baulichen  Einrichtungen  den  erziehlichen 
Anforderungen  entsprechen.  Ferner  müssen  Einrichtungen 
vorhanden  sein,  dass  die  Zöglinge  auch  ausserhalb  dei‘ 
T.ehrstunden  in  angemessener  Weise  beschäftigt  werden 
können;  auch  dürfen  Räume  und  Gelegenheit  zum  Spielen, 
'l'urnen,  zu  Garten-  und  Feldarbeit  und  zur  Erlernung 
eines  Handwerks  nicht  fehlen. 
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PrivHtanstalten  sollen  für  iniuclestcns  50  Zöglins'e 
eingerichtet  sein. 

Das  Erziehungsanit  muss  jederzeit  Gelegenheit  nehmen 
können,  eine  Besichtigung  derselben  durch  einen  seiner 
Beamten,  insbesondere  auch  unter  Zuziehung  eines  Leiteis 
einer  staatlichen  Erzielmngsanstalt,  vornehmen  zu  lassen, 
um  sich  von  dem  ordnungsgemässen  Betriebe  der  Anstalt 
zu  überzeugen. 

Die  Entlassung  aus  der  Anstaltserziehung  kann 
eine  vorläufige  oder  eine  definitive  sein. 

Erstere  ordnet  das  Erziehungsamt  und  zwar  bei 
■Staatsanstalten  auf  Antrag  des  Leiters  der  Anstalt,  bei 
riivatanstalten  auch  von  Aintswegen  auf  Grund  des 
bipbnisses  der  regelmässigen  Besichtigung  der  Anstalt 
an,  doch  darf  dieselbe  nur  erfolgen,  wenn  die  Unter- 
iingung  des  Zöglings  in  einer  Familie  sicher  gestellt  ist. 
n-ui  §’®®®^®hen,  so  ist  dem  Erziehungsamte  hierüber 
I ueilung  zu  machen,  welches  dann  die  Zuweisung  des 
oglinp  an  einen  Pfleger  zur  Beaufsichtigung  veranlasst. 

, Die  Aufsicht  über  solche  Zöglinge  bleibt  aber  mittel- 
•u  auch  jetzt  noch  dem  Anstaltsleiter,  insofern  er  die 
wrichte  der  Pfleger  erhält  und  vor  allem  verpflichtet  ist, 
eine  vorläufig  Entlassenen  jährlich  mindestens  einmal  zu 
esucben_  Diese  Besuche  des  Anstaltsleiters  sind  von  der 
^ ’hm  dabei  ein  Leichtes  sein 

estzustcllen,  in  welchem  Zustande  sich  die  früheren 
Pino  einmalige  unerwartete  Besuch  bei 

vn  muss  dem  Anstaltsleiter  ein  getreues  Bild 

des  Zöglings  und  der  Wirkung,  welche 
^uf  ihn  ausgeübt  hat,  sowie  namentlich  au(;h 
Zögling  in  die  richtigen  Hände 
l.n  Deshalb  lege  ich  auf  diese  Bestimmung 

ganz  besondern  Werth. 

21  r ^p^’i'iitive  Entlassung  eines  Zöglings  vor  erfülltem 
anit  kann  mit  Genehmigung  des  Erziehungs- 

dpiis^n  erfolgen,  wenn  ein  Unterkommen  für 

vpfh^u  besorgt  worden  ist,  welches  ein  ferneres  Wohl- 
einaiten  möglichst  sichert  und  zugleich  Aussicht  gewährt, 

L'nm  “®^f®^be  bei  bescheidenen  Ansprüchen  sein  Aus- 
*^<iniinen  hat. 

jjjpL  habe  die  feste  Ueberzeugung,  dass,  wenn  die  Er- 
»pflp**!^  yörwahrlosten  .Tugend  in  dieser  von  mir  an- 
Fpt^f  ^^eise  erfolgt,  sicherlich  ein  grosser  Theil  der 
^«zteren  gerettet  und  dadurch  das  jugendliche  Verbrecher- 
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thum  mit  bestem  Erfolge  bekämpft  werden  wurde.  Und 
dass  wir  dies  auch  erhoffen  dürfen,  dafür  spricht  schon 
eine  neuerdings  in  der  amtlichen  elsass-lothringischen 
Korrespondenz  veröffentlichte  Mittheilung,  nach  'velcher 
in  den  Reichslanden  seit  mehreren  Jahren  eine  erhebliche 
Abnahme  der  Zahl  der  bestraften  Jugendlichen  beobachtet 
worden,  welche  ohne  Zweifel  mit  eine  Folge  der  nunmehr 
seit  11  Jahren  dort  bestehenden  gut  organisirten  Zwangs- 
erziehung verwahrloster  Kinder  sei.  w 

Es  bleibt  uns  nur  noch  ein  wesentlicher  1 unkt  /u 
erörtern  übrig,  nämlich:  wer  die  Kosten  der  staatlich 
überwachten  Erziehung  zu  tragen  han. 

Da  die  innern  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Bundes- 
staaten so  sehr  verschiedenartig  sind,  erscheint  cs  zweck- 
mässig, die  Erledigung  der  Kostenfrage  der  I.andcsgesetz- 
gebung  zu  überlassen. 

Dreierlei  ist  dabei  zu  berücksichtigen. 

Zunächst  würde  es  verfehlt  sein,  die  Kostenptlicht 
in  der  Hauptsache  dem  Staate  und  den  T.andarmen-  oder 
sonstigen  grösseren  Koimnunalverbänden  aufzuerlegen  um 
die  Ortsarmen  verbände  fast  vollständig  davon  befreien  zu 
wollen:  denn  der  Erfolg  würde  dann  der  sein,  dass  diese 
Letzteren  zu  leicht  geneigt  sein  würden,  verwahrloste 
Kinder  zur  Uebernahme  in  die  stattliche  Erziehung  zu 

präsentireii.  . 

Umgekehrt  würde  es  ebenso  fehlerhaft  sein,  die  uns 
armenverbände  mit  den  Kosten  der  Zwangserziehung  zu 
schwer  oder  ganz  zu  belasten.  Die  komminialen  Verbände 
hüten  sich  dann  der  Kosten  wegen,  die  Verwahrlosung 
von  Kindern  zuzugeben. 

Endlich  wird  es  nothwendig  sein,  auch  die  Eltei'i 
der  Kinder  zu  den  Kosten  mit  heranzuziehen,  damit  nicht 
gewissenlose  Eltern  dazu  gereizt  werden,  ihre  Kinder  von 
sich  abzuschieben  und  als  verwahrlost  der  staatlichen 


Erziehung  in  die  Anne  zu  treiben.  • ir 

Es  kann  nur  vorgeschlageu  werden,  dass  die  Kosten 
der  staatlich  überwachten  Erziehung  von  der  Staatskasse 
zu  tragen  sind,  dass  jedoch  dem  Staate  ein  Rückgriffsreclit 
gegen  die  Eltern  und  sonstigen  alimentationspflichtigeii 
Personen  zusteht  und  endlich,  dass  es  der  Landesgesetz- 
gebung überlassen  bleibt  zu  bestimmen,  ob  und  in  welchem 
Umfange  kommunale  Verbände,  insbesondere  auch  der 
zuständige  Ortsarmenverband  oder  die  Ileiinathsgemeiiide 
des  Kindes  zu  den  Kosten  beitragen  soll. 
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So  Wille  ich  denn  mit  meinen  Vorschlägen  für  die 
ßekäiupfung  des  jugendlichen  Verbi'echerthums  zu  Ende. 

Dieselben  sind,  wie  sie  aus  meinen  Vorträgen  ersehen 
haben  werden,  sehr  mannigfaltiger  Art,  aber  auch  sehr 
einschneidender  Natur.  Und  doch  sind  sie  so  dringend 
iiöthig;  denn  mit  halben  Massregeln  ist  hier  nichts  gethan 
und  kann  auf  keinen  durchschlagenden  Erfolg  gerechnet 
werden. 

Hier  sind  nur  Radikalmittel  am  Platze.  Hoffen  und 
wünschen  wir  deshalb,  dass  dieselben  so  bald  wie  möglich 
Gesetz  werden,  damit  der  Kampf  auf  der  ganzen  Ciefechts- 
linie  beginnen  kann  und  der  Sieg  mit  Gotteshilfe  ein 
entscheidender  werde  zum  Segen  der  Gesellschaft  und 
zum  Heil*  unserer  verwahrlosten  und  verbrecherischen 
Jugend. 

Wollt  Ihr,  dass  edle  Rosen  Euch  erblühen, 

Veredelt  er.st  des  Stannnes  wilde  Triebe. 

Soll  für  das  Rer-hte  einst  der  Mann  erglühen, 

So  weckt  iin  Kinde  schon  für’s  Recht  die  Liebe. 

E«  mahnet  der  Geschichte  ernste.s  Buch : 

Verdorbene  Jugend  ist  des  Staates  Fluch. 

Verdorbene  Kinder  werden  (dust  Verbrecher, 

Des  Staates  Feinde  und  des  Lasters  Knechte. 

Nie  glJlnzte  uns  der  Most  als  Wein  im  Becher, 

Wenn  ihm  der  Küfer  keine  Pflege  brächte. 

Von  falscher  Pflege  sprengt  er  Spund  und  Fass, 

Und  falsche  Zucht  zeugt  Lug  und  Trug  und  Hass. 

Klagt  thatlos  nicht,  die  Jugend  sei  verdorben, 

Die  Menschenherzen  sind  noch  wie  vor  Zeiten. 

Nur  weil  die  Zucht,  die  weise,  ist  erstorben. 

Seht  Kinder  Ihr  Verbrechorwege  schreiten. 

•So  wird  des  RömervolUes  Warnruf  wahr: 

,Haht  Acht  und  sorgt,  der  Staat  ist  in  Gefahr!“ 

Schaut  wie  verwahrlo.st  sie  auf  Strass'  und  Plätzen 
Dein  frühen  Laster  ganz  verfallen  scheinen; 

Da  hilft  Verachtung  nicht  und  nicht  Entsetzen, 

Kein  vornehm  Wegschaun  und  kein  rührend  Weinen. 

Scliafft  dieser  Jugend  Zuclit  ini  würd'gen  Hans, 

Sonst  jagt  sie  Euch  das  Glück  zum  Land  hinaus! 
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Sind  lluclitvcrdäciitige  Gefangene  in  der  Einzelliaft 

oder 

in  der  Geineinsauieiiliaft  gesicherter  detinirt? 

Von  Direktor  v.  Michaelis  in  GrandeuK. 


Jedesmal  dann,  wenn  Enfweie.hnngen  von  Erfolg 
begleitet  gewesen  sind,  wirft  sich  die  Frage  auf,  auf 
welche  Weise  hätte  solchem  Vorkommniss  begegnet  werden 
können,  welcher  Ilaftart  gehörten  die  in  Frage  kommenden 
Gefangenen  an?  Da  sei  nun  zunächst  vorausgeschickt, 
dass  in  den  alten  Strafanstalten,  welche  aus  Schlössern, 
Kasernen,  Klöstern  hervorgegangen,  die  gemeinsame  Haft 
die  Regel  bildet,  dass  in  diese  Anstalten  der  moderne 
Strafvollzug,  die  Einzelhaft,  hineingebaut  worden  ist  und 
zwar  häufig  in  recht  bescheidenem  Umfange.  Die  wenigen 
Zellen,  welche  vorhanden  sind,  müssen  jugendlichen  und 
besserungsfähigen  Elementen  offen  bleiben;  sollten  dieselben 
aus  polizeilichen  Rücksichten  besetzt  werden,  dann  müssen 
bildungsfähige  Elemente  den  üblen  Einflüssen  der  Kollek- 
tivhaft ausgesetzt  werden  und  damit  wären  die  Errungen- 
schaften unserer  Gefängnisswissenschaft  der  völligen  Ne- 
gation preisgegeben.  Die  Einzelhaft  ist  anerkanntermassen 
für  den  Strafvollzug  die  geeignetste,  hieran  soll  und  darf 
nicht  gerüttelt  werden ; aber  diese  Thatsache  schliesst 
nicht  aus,  dass  ich  gleichwohl  für  fluchtverdächtige  Ge- 
fangene der  Kollektivhaft  den  Vorzug  gebe.  Was  berechtigt 
mich  zu  dieser  Auffassung?  — ich  meine  die  Erfahrung! 

Die  meisten  Ausbrüche  mit  Erfolg,  haben  zur  Ge- 
burtsstätte die  Einzelhaft  und  dies  kann  nicht  Wunder 
nehmen ! In  der  Einzelhaft  ist  der  Gefangene  mehr  sich 
selbst  überlassen.  Der  Aufseher  hat  20 — 30  Zellen  unter 
seiner  Aufsicht,  den  Aufsichtsdienst  vei’sieht  er  ambulant. 
Welche  Gedanken  des  Gefangenen  Innerstes  bewegen, 
nimmt  er  nicht  wahr;  aber  dem  Gefangenen  ist  (.Gelegenheit 
geboten,  alles  das  scharf  zu  beobachten,  was  um  ihn 
herum  sich  ereignet.  Das  Räderwerk  des  Tagesdienstes 
beobachtet  er  sehr  scharf;  jede  Eücke  im  Dienstbetriebe 
macht  er  sich  zu  Nutzen.  Das  Geheimniss,  welches  sein 
ganzes  Sein  beherrscht  ist  von  ihm  gefangen ; niemand 
weiss  davon  und  so  kann  er  eine  Saat  bei  grosser 
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Gewandtheit  zur  Reife  bringen,  ohne  dass  es  dem  Beamten 
‘ gelungen  ist,  etwas  zu  bemerken. 

I Mir  ist  ein  h all  bekannt,  wo  ein  Zellerigefangener, 

welclier  sich  mit  Fluchtgedanken  getragen  hatte  und 
schhe.sslic.h  den  Gedanken  zur  That  werden  Hess,  durch 
löbliches  Verhalten  sieh  ausgezeichnet  hatte.  Ei-  arbeitete 
fleis^g,  befolgte  die  Hausordnung  peinlich  gewissenhaft; 
IV*  hatte  diesen  fügsamen  Mann  gern  gewonnen. 

I Uie  Pläne,  welche  seine  Seele  ausfiillten,  .waren  ihm  fremd, 
bs  kam  der  Winter  heran,  der  Gefangene  sagte  sich, 
eutc  versuchst  du  auszubrechen!  Von  seinem  Arbeits- 
sche  hatte  er  ein  Bein  gelöst,  ein  Arbeitsmesser  stand 
inm  zur  Seite  und  eine  halbe  Stunde  vor  Einschluss 
löschte  er  seine  Zellcnlampe,  stellte  sich  in  Positur,  um 
ueii  durch  Klingel-Signal  herbeigerufenen  Aufseher  nieder- 
zuscülagen.  Im  Besitze  seiner  Schlüssel  lief  er  die  Treppe 
mnunter;  auch  den  zweiten  Beamten  überwältigte  er  und 
Hof  gelangt  und  hatte  auch  den 
en  Beamten  zu  Boden  gestreckt.  Wären  inzwischen 
I '^etangene  nicht  herbeigekommen,  die  des  Ausbrechers 
' iof*  so  wäre  dieser  Mensch  entkommen.  JMir 

ist  so  mancher  Fall  aus  der  Praxis  bekannt,  wo  Zellen- 
I Erfolg  die  Freiheit  erlangt  haben  und  wie 

1-0 1 1 • gehören"  der  Zellenhaft  an"?  Die  Praxis 

flip**vrx^^  iiiit  ernster  Sprache!  — Anders  gestaltet  sich 
I ll'ifi  Entweichens  aus  der  gemeinsamen 

‘ " ßinzelnen  Gefangenen  ist  es  vv-ohl  nur  selten 

tt'p-  dieser  Haft  zu  entkommen  und  ein  Ent- 

Vpi-p-o*  i^ui"  selten  den  Erfolg  für  sich.  Ein 

vpr  "t  n ' meistens  und  dann  ist  eine  Flucht 

^ Beamten  der  gemeinsiunen  Haft  kennen 

Viif«  ihnen  näher  bezeichnet  und  wenn  der 

befof  thut,  seine  Instruktionen  genau 

7ii  ’i  kann  eine  Entweichung  nicht  Vorkommen. 

I Hifi  • i"''' nicht,  dass  Gefangene  der  gemeinsamen 
I reirh  i ! ; Gelegenheit  haben  sie  hierzu  aus- 

iiiplir^'**^  L können  Komplotte  schmieden  und  dergleichen 
Dipnoifi  i die.ses  wird  durch  die  gewissenhafte 

•ibspi  *^lös  Aufsichtsbeamten  wett  gemacht.  Ein 

iiicht^*  Mittel,  Entweichungen  zu  verhüten,  haben  wir 
P f..  ’,  giebt  nur  Vorbeugungsmassnahmen.  Meines 
und  ' . gewährt  die  grösste  Sichei  heit  ein  zureichendes 
Gefin^"*  Si^sf'hultes  Aufsichtspersonal.  Sehen  die 

■ genen,  dass  die  Anstalt  überall  gut  bewacht  ist. 
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müssen  sic  sic-li  überzeugen,  dass  ihnen  der  Erfolg  versagt 
bleibt,  auch  \venn  sie  glücklich  aus  einem  Gebäude 
herausgekommen  sind,  dann  worden  sie  von  einem  Pro- 
jekte, welches  Aussicht  auf  Erfolg  nicht  bietet,  ablassen. 

Weiter  aber:  — es  muss  das  Aufsichtspersonal  seiner 
Aufgabe  gewachsen  sein.  Wunderbar!  Ehedem  hatten 
die  Unterbeamten  bei  erheblich  längerer  Arbeitszeit  weniger 
Einkommen  und  waren  doch  bei  weitem  geeigneter  als  in 
der  Gegernvart.  Ich  besinne  mich  noch  auf  die  Zeit,  wo 
bei  Ausschreibungen  sich  nur  alt  gediente  Unteroffiziere 
meldeten;  was  bekommen  wir  heute?  Leute  die  oft  nur 
zwei  Jahre  gedient  haben,  unreife,  unfähige  lilänner, 
welche  nur  selten  ihren  Dienst  so  versehen,  wie  dies  von 
ihnen  verlangt  werden  muss.  Nun  erhalten  die  Aufseher 
selbstredend  genaue  Instruktionen;  bis  in  alle  Einzelheiten 
werden  dieselben  unterwiesen ; es  werden  ihnen  die  Leute 
bezeichnet,  welche  als  fluchtverdächtig  gelten;  aber 
trotzdem  versehen  sie  iliren  Dienst  ganz  mechanisch, 
lassen  Dieses  und  Jenes  aus  dem  Auge  bis  es  dann  zur 
Katastrophe  kommt ; dann  gehen  ihnen  die  Augen  auf  und 
schliesslich  auch  über.  W'^as  hiergegen  zu  machen  sein 
wird,  ist  schwer  zu  sagen.  Ueberbürdet  sind  die  Leute 
nicht,  Gehalt  bekommen  dieselben  verhältnissmässig  zu 
viel.  lUaii  denke  ein  Aufseher  im  Höchstgehalte  1500  M., 
150  ;\1.  Stellenzulage  und  auch  etwa  100 — 150  M.  Grati- 
fikation ! 

Soll  sich  das  .\ufsichtspersonal  qualitativ  verbessern, 
dann  müssten  Aufseherschulen  eingerichtet  werden,  als 
Anhang  bei  einzelnen  Strafamstalten.  Nur  wer  diese 
Schule  mit  Erfolg  absolvirt,  kann  Aufseher  werden.  Ich 
glaube  auf  diese  Wei.se  werden  wir  ein  besseres  Material 
erhalten,  als  dies  heute  der  Fall  ist.  Solange  wir  da.s 
schlechte  Peisonal  haben,  werden  Ausbrüche  stets  wieder 
Vorkommen  und  dort  am  meisten,  wo  lokale  Verhältnisse 
eine  Flucht  begünstigen.  Die  Lage  einer  Anstalt  ist  von 
grosser  Bedeutung  für  die  gesicherte  Detention  der  Ge- 
fangenen. Man  denke  sich  eine  Anstalt  mitten  in  einer 
verkehrsreichen  Stadt,  umgeben  von  Konzertgärten  aller 
.\rt  und  in  .solcher  Anstalt  Individuen,  welche  sehr  lange 
Freiheitsstrafen  abzubüssen  haben. 

Mitten  im  fröhlichen  Leben  gefangen  sein,  das  geht 
den  Gefangenen  an  die  Nieren.  Sie  haben  15,  20  Jahre 
und  längere  Strafen  abzubüssen ; sie  sind  gefangen  mitten 
im  fröhlichen  Leben ; im  Garten  keimt  und  sprosst  es,  da 
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wägt  manch  einer  seine  tmurige  Lage  ab ; er  sielit  vor 
sich  eine  aussichtslose  Zukunft,  ein  Schrecken  ohne  Ende. 
Da  packt  ihn  der  Freiheitsgedanke,  er  beherrscht  ihn  je 
r länger,  je  mächtiger  und  der  Entschluss  gelangt  bei  ihm 
zur  Seife:  „Hinaus  in  die  Freiheit,  koste  es,  was  es 

wolle,  schlimmsten  Falls  wirst  du  getötet  und  dann  ist  ein 
Ende  mit  Schrecken  dir  lieber  als  ein  Schrecken  ohne 
Ende!“ 

j Strafanstalten  müssen  ausserhalb  liegen ; auch  vom 

moralischen  Standpunkte  aus  kann  dies  nur  dringend 
gewünscht  werden.  So  lange  dies  nicht  der  Fall,  werden 
Ausbrüche  mit  ihren  schrecklichen  Folgen  niemals  aus- 
bleiben ! 

Nicht  unbeachtet  zu  lassen  sind  unsere  langzeitigeu 
Freiheitsstrafen,  weiche  nach  meiner  Auffassung  ebenso 
schädlich  sind  als  die  ganz  kurzzeitigen.  Wer  sich  in 
fünf  Jahren  nicht  bessert,  bessert  sich  auch  in  längerer 
Zeitspanne  nicht.  Unser  Strafgesetz  müsste  einer  ein- 
gehenden Reform  unterzogen  werden : mehr  Intensität, 
j weniger  Extensität ! 


HaftkosteD. 

Von  Gefängnissdircktor  Dr.  Gennat  zn  Hamburg. 


Nach  § 497  Str.-Pr.-O.  hat  der  zu  Strafe  verurtheilte 
Angeklagte  die  Kosten  des  Verfahrens  einschliesslich  der 
durch  die  Strafvollstreckung  entstandenen  zu  tragen.  Wenn 
und  wo  Str.-G.-B.  und  Str.-Pr.-O.  von  Strafvollstreckung 
sprecdien,  gebrauchen  sie  den  Ausdruck  in  einem  weiteren 
‘ uine,  der  den  sonst  wohl  häufig  ausgeschiedenen  Straf- 
vollzug  raitumfasst  De  lege  lata  kann  also  kein  Zweifel 
aruber  sein,  dass  Strafgefangene  die  Kosten  ihrer  Tn- 
aitiiung  zu  tragen  haben.*)  In  der  Theorie  wird  denn 
auch  das  Recht  des  Staates  auf  Erhebung  dieser  Kosten 
aum  bestritten,**)  das  Gesetz  also  als  unanfechtbar  an- 

pilt  auch  GcrichtsUo.stoiigcsctü  § 79  Ziff.  8.  Das  Glcii-he 

Rii  .0  Q Krohne  in  v.  Holfzeiidorff’s  Gc.filngnis.swpscn 

* Ders.  Gefttngnlsskuiide  S.  432  Aniii.  3. 

w;.  Ki'ohne,  Gefftngnisskunde  S.  41(5.  Senf  fort  in  v.  Stengel’s 
erblich  des  dentsclipn  Verwaltiingsrcchts  Bd.  I S.  486. 
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erkannt.  Nun  machen  aber  einerseits  nicht  alle  iStaaten*) 
von  jenem  Rechte  Gebrauch  nml  verlangen  andererseits 
viele  Schi-iftsteller**)  dessen  Beseitigung  de  lege  ferenda. 
Freilich  haben  die  Einzelstaaten  das  Recht,  auf  die  Haft- 
kosten zu  verzichten,  es  fragt  sich  aber,  ob  sie  damit  gut 
thun  und  ihr  Beispiel  eine  künftige  diesbezügliche  Gesetz- 
gebung umgestalten  soll.  Ich  verneine  es. 

Vorweg  lasse  ich  die  dem  Strafzwei-ke  für  oder  wider 
die  Einziehung  der  Haftkosten  entnommenen  Gründe  (Er- 
höhung der  abschreckenden  Wirkung  im  einen,  Verhinder- 
ung der  Besserung  im  anderen  Falle,  aus  dem  Spiele, 
weil  sie  mit  der  Anerkennung  oder  Verleugnung  des  Ab- 
schreekungs  bezw.  Besserungszweckes  stehen  oder  fallen,***) 
mehr  aber  noch,  weil  sie  mir  mit  diesen  oder  anderen 
Strafzwecken  in  viel  zu  losem  und  äusscriichem  Zusammen- 
hänge zu  stehen  .scheinen.  Ausgangspunkt  für  mich  ist 
vielmehr,  dass  der  Verbrecdier  für  die  F'olgen  seiner  That 
voll  einzu-stehen  hat,  also  nicht  blos  der  Strafe  verfällt, 
sondern  auch  diejenigen  Aufwendungen  zu  ersetzen  hat, 
welche  nothwendig  waren,  das  verletzte  Recht  wieder 
herzustellen,  mithin  die  Kosten  der  Strafverfolgung  und 
Strafvollstreckung.  Diese  Kosten  werden  ja  eben  gerade 
und  nur  durch  die  Begehung  des  Verbrechens  veranlasst, 
der  Staat  würde  sie  ersparen,  wenn  kein  Verbrechen  vor- 
käme. Dem  Verbrecher  wird  also  nur  sein  Recht,  wenn 
er  zur  Erstattung  dessen  angehalten  w ird,  was  er  lediglich 
vermöge  eigener  Thätigkeit  schuldig  geworden  ist.****) 

Man  kann  auf  Haftkosten  nicht  verzichten,  will  man 
folgerichtig  nicht  auf  Gerichtskosten  verzichten.  Unter  der 
Herrschaft  des  gemeinen  Strafi-echtes  hatte  auch  dieser 
Verzicht  Geltung  und  Verschiedene  möchten  ihn  wieder 
eingeführt  sehen f)  — eine  weitere  Begünstigung  des 

# 

*)  z.  B.  Hamburg  nicht  nach  Scnatsl)cschlüssfn  vom  8.  Mäiv. 
1878,  vom  November  1879,  vom  14.  .lanuar  1895,  die  übrigens,  wie 
schon  die  mehrfache  Wiederliolung  beweist,  keinesweg.s  oline  Schwank- 
ungen und  Widersprüche  auch  innerlialb  des  Bescldnsskörpers  er- 
gangen bezw.  autrechterlialtcn  sind. 

K r o li  n e , Gefängnisskundc  S.  417  und  bei  v.  II  o 1 1 z e n d o r f f 
a.  a.  O.  Bd.  2 S.  420.  421.  Senf  fert  a.  a.  O.  Fock  eis  Blatter  für 
Gefangnisskunde  Bd  11  S.  299  ff.  Streng  das.  Rd.  22  S.41,  Krell 
das.  Bd.  23  S.  200. 

deren  ich  keinen  anerkenne. 

****)  Sielie  dazu  Jahresberichte  der  Bheinisch-wcstphillischen  Ge- 
filngnissgescllschaft  Bd.  60  S.  60,  61. 

t)  z.  B.  Glyer,  .Strafprozessrecht  S.  899. 
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gehören : 


1.  Die  Aufspeicherung  der  Pensionen,*)  welche  docli 
zur  Lebensfristung  bestimmt  sind.  Gefangene  er- 
halten aber  des  Leibes  Nothdurft  und  Nahrung  vom 
.Staate,  können  also  während  der  Haft  die  Pensionen 
gar  nicht  bestimmungsmässig  verwenden; 
die  Erhebung  von  Gebühren  im  Falle  der  Beitreib- 
ung einer  Geldstrafe.**)  Auch  hier  handelt  es  sich 
um  eine  Strafvollstreckung;  sie  geschieht  aber, 
obwohl  doch  nur  die  leichten  Strafthaten  oder  die 
leichteren  Fälle  einer  Strafthat  mit  Geldstrafen 
bedroht  sind  bezw.  belegt  werden  können,  nicht 
unentgeltlich; 

3.  Die  Einziehung  von  Haftkosten,  wenn  auswärts 
erkannte  Strafen  in  einem  Staate,  der  sonst  darauf 
verzichtet,  vollzogen  werden.  Zwar  werden  die 
Kosten  von  derjenigen  Behörde  erhoben,  die  die 
.StrafvoUstreckung  nachsucht;  diese  hält  sich  aber 
dann,  wenn  sie  Kosten  für  die  Straf verbössung  im 
eigenen  Lande  berechnet,  an  den  Verurtheilten. 

Hamburg  verurtheilt  ist,  zahlt  also  nicht, 
iDsc  wenn  er  ausserhalb  sitzt  und  nicht  einmal  Hamburger 
‘"'■uswärts  verurtheiite  Hamburger  aber  zahlt,  selbst 

r sitzt,  sofern  der  verurtheilende  Staat  Haft- 
Kosten  einfordert. 

ührio-o”  HinWiclce  auf  Fälle  wie  Sternberg  erhebt  sich 
Untor  Ungrund  die  Frage,  ob  es  richtig  ist, 

^ Umständen  den  Gefangenen  mit  dem  Erlasse 


and.  der  Unfallsrcnti 


dir  TT  Unfallversidieraiigsgcsotzen  vom  30.  Juni  1900 

Dagegen  schon  Hilse  in  den  Blättern  für 
hei-ii  ^ tf.  Eine  Entsclieidnng  des  Keichs- 
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der  Ilaftkosteii  ein  Geselienk  zu  maehen,  und  büligerweise 
fragt  man  ferner,  wenn,  wie  hier,  bei  der  Einziehung  der 
Gcrichtskosten  mit  grosser  Fiskalität  verfahren  wird,*)  wie 
solche  Liberalität  dazu  stimmt. 

Für  die  gegentheilige  Meinung  von  der  Kostenfreiheit 
des  Strafvollzuges  werden  äussere  und  innere  Gründe 
angefülirt.  Jene  gehen  dahin,  die  Einziehung  der  Haft- 
kosten sei  hart,  schwierig  und  meist  ergebnisslos.  Man 
schaffe  einen  Unterschied  zwischen  Arm  und  Kcich,  der 
eine  verschiedene  Behandlung  erzielen  müsse.  Letztei-es 
vermag  ich  ganz  und  gar  nicht  abzusehen.  Weil  jemand 
Haftkosten  zu  zahlen  vermag,  braucht  er  übrigens  noch 
nicht  reich  zu  sein  und  wenn  der  Reiche  irgendwo  und 
irgendwie  anders  behandelt  werden  sollte  als  der  Arme, 
so  hat  das,  wenn  überhaupt,  gewiss  erst  an  letzter  Stelle 
darin  seine  Ursache,  dass  jener  die  Kosten  seines  Auf- 
enthaltes ün  Gefängnisse  bestreitet.  Die  behauptete  Härte 
ist  keine  andere,  als  jene,  die  nur  einmal  mit  jeder 
fiskalischen  Massregel  bald  mehr,  bald  weniger  verknüpft 
ist.  Gegen  die  zuweilen  mit  beweglichen  Worten  ge- 
schilderte Wegnahme  der  letzten  Habe  schützen  für  ge- 
wöhnlich die  Vorschriften  der  C.-Pr.-O.  Im  Uebrigen  lassen 
sich  Anordnungen  treffen,  die  darüber  noch  hinausgehend, 
den  Zugriff  beschränken. 

Dass  die  Schwierigkeiten  der  Einziehung  in  der 
Hauptsache  eingebildete  sind,  ergibt  das  Beispiel  Preussens 
und  anderer  grösserer  Bundesstaaten  (Bayern,  Königreich 
Sachsen,  Baden).  Wird  spätestens  bei  Ei’öffnung  des 
Hauptverfahrens  von  der  Heimathsbehörde  eine  Auskunft 
über  die  Vermögensverhältnissc  eingeholt  und  deren  Er- 
gebniss  im  Vollstreckungsersuchen  vermerkt,**)  so  wird 
die  Einziehung  nur  da  versucht  werden,  wo  Erfolg  sich 
mindestens  zum  Theile  ersvarten  lässt. 

Endlich  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  der  grösste  Theii 
der  Verurtheilten  Kosten  nicht  zu  zahlen  vermag.***)  Das 
Ergebniss  der  Beitreibung  ist  indessen  do(di  niclit  so  gering, 


*)  Erst  auf  Betreiben  der  Gefilug-nLssdircktiou  haben  Massnahmen, 
wie  Verkauf  zur  Ausübung  des  Berufes  nothwendiger  Kleider,  Ge- 
räthsehafteu  u.  s.  w.  aufgeliört. 

**)  Vgl.  fürPreussen  Dalcke  und  Gengmer,  Strafvollstreckung 
und  Gefängnissvenvaltung  S.  98. 

***)  K roh  ne,  Gefilngnisskundc  S.  209.  Ders.  bei  v.  Holtzcn- 
dorff  a.  a.  O.  Bd.  2 S.  421.  Seuffert  a.  a.  0.  Bruck,  Neudeutsch- 
land S.  49. 
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als  es  gewöhiilicli  liiiigestellt  zu  werden  pflegt*)  und 
jener  Umstand  darf  niclit  dazu  führen,  denen  ein  Geschenk 
zu  machen,  die  zahlungsfähig  sind.**)  Geht  auch  nur 
ein  Theil  der  Haftkosten  ein,  so  kommt  das  den  Steuer- 
zalilern  zu  Gute  und  vermindert  die  Lasten  des  Gefänffiiiss- 
wesens.***) 

Ich  gehe  nunmehr  zu  den  inneren  Gründen  über, 
welche  es  Anerbieten  sollen,  dass  die  Gefangenen  für  ihre 
Inhaftirungskosten  haftbar  gemacht  A\nerden.  Sie  laufen 
darauf  hinaus,  der  Staat  nehme  den  Ertrag-  der  Gefangenen- 
arbeit für  sich  in  Ans2)ruch  und  könne  deshalb  nicht  auch 
noch  die  Haftkosten  ersetzt  verlangen.  Zunächst  trifft 
dieser  Einwand  nur  bei  den  zur  Arbeit  Amrpflichteten  Ge- 
fapgmien  zu.  Gefangene  mit  nicht  geschärfter  Haft  und 
mit  Festungshaft  brauchen  nicht  zu  arbeiten,  v'ez’dienen 
also  dem  Staate  selbst  dann  nichts  oder  wenigstens  nicht 
<alles,  Avenn  sie  von  dieser  Befugniss  keinen  Gebrauch 
machen,  weil  der  Staat  auf  ihre  Arbeit  kein  Recht  hat. 
otrafe  und  Arbeit  gehen  also  nicht  in  einander  auf,  sind 

einander  nicht  identisch.  Es  kommt  hinzu,  dass  der 
btaat  den  vollen  Arbeitsertrag  nicht  für  sich  zu  behalten 
pflegt,  sondern  den  Gefangenen  einen  Theil  überlässt  und 
dass,  selbst  AA'enn  dies  nicht  geschähe,  die  Haftkosten  nur 
m einer  sehr  starken  Minderheit  der  Fälle  Deckung  fänden, 
a die  Gefängnissarbeit  durchgängig  nur  recht  mässige 
leise  erzielt,  so  dass  die  Unterhaltungskosten  meist  nicht 
aufgebracht  werden. 

^°‘^™a.ncher  Seite,  namentlich  von  a^  Wahlberg****) 
gebe  heutzutage  keine  Sklavenarbeit 
nehr,  der  zur  Arbeit  A'^erpflichtete  Gefangene  habe  daher 
"f^'\  auf  Entlohnung.  Ich  bestreite  das  ganz 

eiitschicden  und  fühle  mich  darin  durch  das  Unfallfürsorge- 
ftCsctz  für  Gefangene  vom  80.  Juni  A^  J.  mit  seiner  Rentcn- 
eieclmung  nicht  im  Slindesten  beirrt.  Es  ist  ein  Stück 
eiiegenheitsgesetzgeberei,  das  vor  sich  selbst  erschräke, 
'enn  man  ihm  urastürzlerische  Bestrebungen  in  Grund- 
«uiscliauungen  der  GefängnissAvissenschaft  ansinnen  wollte, 
le  Zwangsai-bcit  der  Gefangenen  ist  und  kann  der  Sache 

*)  Siinonson,  Blätter  für  Gefilngnisskunde  Bd.  33  S.  257. 

**)  A'gl.  nochmals  den  Fall  Sternberg. 

Alle  1 , ^ gerade  in  Hamburg  im  A’'erhältni.sse  zur  rilumlichen 

^ eiiuuiig  und  der  Seelenzahl  des  Staates  ung’eAvöhnlich  hoiie. 

*)  Blätter  für  Gefilngmisskundo  Bd.  19  S.  93. 

9* 


— i:52  — 


nach  nichts  anderes  sein  als  Sklavenarbeit,*)  denn  sie  ist 
nach  Art  und  Mass  vorgeschrieben,  Weigerung,  schlechte 
Ausführung  oder  nicht  hinreichende  Leistung  ziehen  Strafe 
nach  sich,  auf  eine  Entschädigung  besteht  nicht  das  ge- 
ringste Recht;  was  in  letzterer  Hinsicht  geAvührt  wird,  ist 
freiwillige  Gabe,  Geschenk  des  Staates.  Eben  deswegen 
verschlägt  es  nichts,  wenn  ein  Gefangener  durch  seine 
. Arbeit  die  Ilaftkosten  aufbringen  sollte.  Der  Staat  macht 
sich  die  Arbeit  und  ihr  Erträgniss  zu  Nutze,  wie  es  ihm 
gut  dünkt  und  der  Gefangene  hat  ausserdem  die  Kosten 
seiner  Unterbringung  im  Gefängnisse  zu  tragen.  Ich  werde 
nie  anerkennen,  dass  man  Gefangenen,  die  diese  Kosten 
bezahlen,  den  Ertrag  ihrer  Arbeit  überlassen  müsse.  Damit 
fallen  solche  Erwägungen  und  Bedenken,  wie:  der  Ertrag 
sei  ein  verschiedener  und,  da  die  Zutheilung  zu  dieser  oder 
jener  Arbeit  nur  dienstlichen  Interessen  folge,  vom  Willen 
der  Gefangenen  unabhängiger,  dahin. 

Schliesst  man  sich  gleichwohl  v.  Wahlberg  an,  so 
ergiebt  sich,  dass  der  Staat  den  Arbeitsertrag  nicht  oder 
nur  in  beschränktem  Mtasse  sich  aneignen  darf,  dann  ist 
es  aber  um  so  gerechtfertigter  und  nothwendiger,  wenn  er 
nach  anderw^eiter  Deckung  der  Haftkosten  sucht. 

Dementsprechend  lauten  die  durch  ein  sachlich  sieh 
mit  ihnen  deckendes  Gutachten  von  Migl  itz**)  vorbereiteten 
Beschlüsse  des  Vereins  der  deutschen  Strafanstaltsbeamten 
zu  Frankfurt  a.  M.  vom  16.  September  1886:***) 

1.  Der  Ertrag  der  Arbeit  der  Gefangenen  gehört,  wenn 
sie  gesetzlich  zur  Arbeit  verpflichtet  sind,  dein 
Staate  ohne  Rücksicht  auf  den  Ersatz  der  Straf- 
vollstreckungskosten. 

3.  Der  Ertrag  der  Arbeit  der  nicht  arbeitspflichtigen 
Gefangenen  gehört  den  letzteren  abzüglich  des 
pauschalen  Ersatzes  der  Betriebsunkosten. 

In  Uebereinstimmung  hiermit  beschloss  die  Rheinisch- 
westphälische  Gefängnissgesellschaft  zu  Düsseldorf  am 
5.  Oktober  1887:****) 

Zur  Aenderung  der  über  die  Kosten  der  Straf- 
vollstreckung bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften 
liegt  keine  Veranlassung  vor. 

*)  Siehe  dazu  meinen  Aufsatz  in  den  Jahrbüchern  für  Kriminal- 
pohtik  Bd.  2 S.  107. 

**)  Blätter  für  Gefilngnisskundc  Bd.  21  S.  192  ff. 

***)  das.  Bd.  22  S.  46. 

****)  60.  Jahresbericht  S.  61. 
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Als  gesetzliche  Vorschrift  wurde  der  § 497  St.-Pr.-O. 
zu  Grunde  gelegt,  der  den  Verurtheilten  die  Tragung  der 
Ilaftkosten  auferlege. 

Endlich  erklärt  ganz  neuerlich  noch  Simon  son,*) 
dass  es  sich  nicht  empfehle,  die  Einziehung  von  Kosten  für 
den  Strafvollzug  ausnahmslos  aufzuheben. 

Allem  zu  Folge  scheint  mir  die  Vereinzelung  Ham- 
burgs mit  seinem  gegentheiligen  Standpunkte  innerhalb  des 
gesammten  Reichsgebietes  theoretisch  und  praktiscli  nicht 
richtig**)  und  Hinweise  auf  ihn  als  Vorbild  und  Muster 
wenig  glücklich. 


*)  a.  a.  0.  oben  Aniii.  13. 

**)  Meine  Vorgänger  Griunbach  und  Streng  verfochten  ihn 
allerdings. 
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Correspondenz. 


In  Erledigung  des  ßosclilusses  der  vorigjiilirigcii 
Versainniliing  zu  Nürnberg  hat  der  Ausschuss  im  Oktober 
vorigen  Jahres  eine  Bibliotheks-Kommission  aus  folgenden 
Herren  gewählt: 

Oberjustizrath  Eggert  in  Stuttgart,  Vorsitzender. 
Anstaltskatachet  Birkigt  in  Zwickau. 

Pfarrer  Dr.  .Jacobs  in  Werden  a.  Kuhr. 

Pfarrer  Dr.  Jäger  in  Ebrach. 


Ludwigs  bürg  im  Dezember  1901.  Am  20.  November  waren 
es  25  Jahre,  dass  der  Vorstand  der  Strafanstalten  Ludwigsburg  und 
Hohcnasperg,  Herr  Direktor  SicUart  sein  Amt  hier  angetreteii  hat, 
nachdem  er  sich  als  Verwalter  an  den  beiden  grössten  baj'rischcn 
Zuchthäusern  in  München  und  Kaisheim  sowie  an  dem  neu  errichteten 
Zellcngefängniss  in  Nürnberg  in  mehr  als  12jähriger  Amtsthätigkeit 
als  sachkundigen  und  gewissenhaften  Strafanstaltsbeamten  hinreichend 
erprobt  hatte.  Die  Aufgaben,  welche  seiner  hier  warteten,  waren 
weder  klein  noch  wenig.  Aber  er  hat  cs  verstanden,  dieselben  trefflich 
zu  lösen  und  die  alte  Strafanstalt  mit  der  Zeit  so  umzugestaltcn  und 
derartige  Veränderungen,  Verbesserungen  und  Einrichtungen  zu 
treffen,  dass  sie  auf  der  Höhe  der  Anforderungen  .der  Gegenwart 
steht  und  sich  doch  von  einem  gewissen  Luxus,  den  m.an  manchinal 
in  neuen  Strafanstalten  trifft,  und  der  an  solchen  Stätten  gewiss  nicht 
angezcigt  ist,  fern  hält.  Das  streng  durchgeführte  Individualisiren 
und  Separiren  bewahrheiteten  das  alte  Wort:  ih'viile  et  impera.  Das 
unermüdliche  eigene  Beobachten  und  persönliche  Nachsehen,  das 
soforttge  Besprechen  wahrgenommencr  oder  zu  Tag  getretener  Miss- 
stände erleichtert  die  Fassung  der  nöthigen  Entschliessungen  und  die 
Ergreifung  geeigneter  Massrcgeln.  Zeugen  des  unermüdlichen 
Bosserns  und  Vorwärtsschreitens  sind  die  verschiedenen  Nciibautcn 
wie  z.  B.  die  Wasch-  und  Badeanstalt,  die  Kocliküche  (beide  mit 
Dampfbetrieb);  die  restaurirtc  Kirche,  einige  landwirthschaftliche 
Gebäude,  die  Neueinrichtung  der  Bäckerei,  die  verbesserten  üin- 
fassungsmauern  sowie  die  SchreinercibaraUe  auf  Hohcnasperg  mul 
die  neuen  Abortaulagen  nebst  der  Wasserleitung  daselbst.  Eine 
ganz  wichtige  Etappe  in  der  Entwicklung, der  Strafanstalt  bezeichnet 
die  Errichtung  der  Filialanstalt  in  Hohcnasperg  im  Jahr  18ö4.  Die- 
selbe gliedert  sich  in  den  Hauptbau  mit  meistens  erstmals  gestraften, 
besseren  Gefangenen,  in  die  Invalidenanstalt,  die.  ein  Sammcl.surium 
aller  Gebrcchliclicn,  geistig  und  körperlicli  Schwachen  aus  allen 
württembcrgischen  Anstalten  darstellt,  und  endlich  in  den  gesondert 
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ln'gi'ndpn  Civilfesfuugsbau.  Die  Nahe  der  beiden  Anstalten  von 
piiiaiider  lässt  nötliig  gewordene  Dislokationen  jederzeit  ohne  viel 
Muhe  sofort  durcbführen.  Ein  anderer  Markstein  ist  die  Errichtung 
des  Zellenbaus  iin  Jahr  1891  und  die  Ver^rösscrung;  desselben  im 
»origen  Jahr,  wodurcli  es  mög’hch  geworden  ist  die  Insassen  des  nun 
aufgelösten  Zuchthauses  in  Stuttgart  aufzunehinen..  Treten  wir  in 
die  Anstalten  hinein,  so  bezeugen  die  wolilgepflegtcn  Gärten,  die 
schattigen  Bäume  in  den  Höfen,  das  wohlthuende  Grün  an  den 
nänden,  dass  der  Anstaltsvorstand  nicht  ohne  Grund  auch  der 
lorstand  des  Ludwigsburger  Verschönerungsvereins  ist.  Das  Viertel 
niit  den  neuerbauten  Aufseherwohnungen  und  den  von  letzteren 
eingeschlosseuen  kleineren  Gärten  nebst  anderen  Wohlfahrtsein- 
nchtungen  legen  ein  beredtes  Zeugniss  ab,  in  welch  besorgter  Weise 
der  Jubilar  auf  das  Wohl  der  Angestellten  bedacht  und  den  sauren 
und  schweren  Dienst  derselben  zu  erleichtern  nach  Kräften  bemüht 
n-M  Verkehr  mit  den  Gefangenen  weiss  er  Strenge  mit 

• lilde,  Gerechtigkeit  mit  berechtigter  Rücksichtnahme  auf  den  ein- 
zelnen  zu  paaren;  für  ihre  sittliche  Hebung  und  ihr  geordnetes 
f ortkommen  ist  er  ernstlich  besorgt.  Wer  aufrichtige  Zeichen  der 
oessprung  gibt,  darf  versichert  sein,  dass  es  an  der  Unterstützung 
mit  Kath  und  That  nicht  felilt.  Dass  er  es  versteht  freundlich  mit 
den  Anstaltsbeamten  Hand  in  Hand  zu  arbeiten  und  das  Arbeitsgebiet 
eines  jeden  zunächst  als  dessen  eigensten  ^Virkungskreis  anzusehen 
ist  ein  Zeichen  von  feinem  Takt  und  genauer  Menschenkenntniss. 
iJoch  seiim  Thätigkeit  erstreckt  sicli  weit  über  die  Grenzen  der  Anstalt 
äm.aiis.  Die  Regierung  beauftragte  ihn  mit  der  Visitation  der  Amts- 
gerichtsgcfängnisse  in  bestimmten  Bezirken.  Gar  manches  Gutachten, 
das  er  abzugeben  hatte,  zeigt,  wie  man  seine  Sachkenntniss  und 
t-rfahruiig  schätzt.  Auf  viele  und  weite  Kreise  hat  er  sich  durch 
seine  von  scharfem  Denken  und  praktischem  Sinn  zeugende  schrift- 
steiierisclie  Thätigkeit  auf  dem  juridijehen  Gebiet  Einfluss  zu  ver- 
sehaffeii  gewusst.  Besonders  sind  es  seine  Gedanken  über  die  Reform 
m (Strafrechts  und  Strafvollzugs,  wie  sie  sich  ihm  durch  vieljährige 
pobachtung  und  Erfahrung  aufgedrängt  haben,  für  welche  er  nicht 
venige  gewonnen  und  überzeugt  hat.  Durch  die  Gediegenheit  seines 
barakters,  seine  Gewissenhaftigkeit  im  Amt,  seine  rastlose,  keine 
' ctiouung  kennende  Thätigkeit  ist  er  jedem,  der  mit  ihm  zu  arbeiten 
lattc,  em  leuchtendes  Vorbild  geworden.  Um  so  mehr  drängte  es 
H**  Jubilar  einen  sichtbaren  Ausdruck  ihrer 

ocnachtung  und  Liebe  durch  die  Ueborreichung  eines  grösseren 
ilQPs  zm  geben,  welches  die  landschaftlich  schönsten  Partien  der 
*■  hiesige  Venvaltungsgebäudc  gruppirt 

•irt  mit  einer  entsprechenden  Widmung  versehen  i.st.  Ebenso  fühlten 
Ib  die  übrigen  Angesteiltcn  gedrungen  den  Gefühlen  des 

•Ulkes  und  der  Verehrung  für  ihren  wohlwollenden  und  besorgten 
orgesetzten  durch  herzliche  Glückwünsche  Worte  zu  verleihen,  ln 
Jj  'Mürdipmg  und  Anerkennung  der  Verdienste  des  Jubilars  hatte 
...“  , Justizniinister  die  Gewogenheit  seine  fretindlichen  Glück- 

(li  ■ *>‘'l|riftlic.h,  der  Vorstand  des  kgl.  Strafanstaltenkollegiums 
*?*!*  **•■''  mündlich  darzubringen.  Auch  sonst  wurde  von  einzelnen, 
iin  a Bedeutung-  des  Tages  wussten,  dem  verdienten  Jubilar 

(P*  "tr  Herzen  kommende  Ehrung  entgegen  gebracht.  Da  durch 
aiTf  {:"‘*’‘’''''‘'Hegung  des  Stuttgarter  Zuclnliauses  eine  weitere  Last 
Mn  -’chultcrn  des  unermüdlichen,  geistig  und  körperlich  frischen 
nnes  gelegt  worden  ist,  macht  sich  um  so  mehr  der  Wunsch  bei 
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allen,  die  ilim  iiilher  stellen,  geltend,  dass  er  trotz  der  verniehrten 
Arbeitslast  dureli  Gottes  Güte  noch  lange  eine  gesegnete  Wirksamkeit 
entfalten,  iin  trauten  Kreis  seiner  Familie  noch  viele  Jahre  in  guter 
Gesundheit  erleben  dürfe,  das  otium  cum  lU^nitate  noch  aus  weiter 
Ferne  winken  und  das  Wort:  „bcutus  il/e,  qui  procul  uegoUis"-  bei  ihm 
noch  lange  keine  Anwendung  finden  möge. 


Versammlung 

des  schweizerischen  Vereins  für  Straf-  und  Gefängnisswesen  und  der  inter- 
nationalen Vereinigung  der  schweizerischen  Schutzaufsichtsvereine  am  14.  und 
15.  Oktober  1901  in  Zürich. 


Etwa  zweihundert  Mitglieder  waren  gestern  Aliend  und  heute. 
Früh  zur  Jahresversammlung  in  Züricii  eingetroffen.  Ini  Kantons- 
rathssaalc  begrüsst  Herr  Regierungsrath  Dr.  S t o e s s e 1 die  anwesenden 
Herren  und  Damen.  Es  ist  nämlich  wohl  zu  bemerken,  dass  dieses 
Jahr  zum  ersten  Male  auch  Damen,  um  namentlich  auf  dem  Gebiete 
des  Schutzaufsichtsweseus  thiltig  zu  sein,  sich  an  der  Tagung 
botheiligten.  Der  Vorsitzende  erinnert  daran,  dass  im  Jahre  1867  der 
Verein  für  Straf-  und  Gefängnisswesen  in  Zürich  durch  die  Herren 
Direktoren  Wegmann  (Zürich),  Küline  (St.  Gallen)  und  Müller  (Lenz- 
burg) begründet  worden  sei,  dass  derselbe  auf  dem  Boden  des  Straf- 
und  Gefängnisswesens  Bedeutendes  geleistet  habe,  und  dass  mau 
hoffen  könne,  dass  nun  die  Vereinheitlichung  des  Straf- 
rechtes nicht  mehr  allzulange  auf  sich  warten  lasse.  Der  Vorsitzende 
macht  sodann  Mittheilungen  über  die  Anstalten  für  Strafvollziehung 
im  Kanton  Zürich,  sowie  über  Zwangs-  und  Rettungsanstalten.  Die 
bedingte  Freilassung  hatte  im  Kanton  Zürich  sehr  guten  Erfolg,  in 
den  letzten  30  Jahren  sind  von  528  bedingt  Freigelassenen  nur  22 
wieder  eingebracht  w'orden.  Die  neue  Strafanstalt  in  V'erbindung  mit 
dem  Baue  einer  Polizeikaserne  und  eines  Untersuchungsgefängnisses 
in  Zürich  habe  zwar  über  zwei  Millionen  gekostet,  allein  es  sei  dieser 
Neubau  nothwendig  geworden,  nachdem  die  alte  Strafanstalt  seit  dem 
17.  Jahrhundert  ihren  Zw'ecken  gedient  habe,  und  eine  gro.sse  Anzahl 
von  Schweizerkantonen  mit  bessern  Anstalten  vorausgegangen. 

Als  erster  Referent  spricht  Professor  Zürcher  über  die  be- 
dingte V e r u r t h e i 1 u n g.  Nur  Russland  und  Oesterreich  kennen 
das  Institut  noch  nicht,  doch  beschäftigen  sie  sich  mit  ihm  In  der 
Schweiz  haben  cs  in  erster  Linie  die  welschen  Kantone  als  die  beweg- 
licheren eingeführt..  Der  Beweis,  dass  es  wmhlthätig  wirkt,  darf  heute 
als  erbracht  angesehen  werden.  In  einer  Reihe  von  Fällen  würden 
ohne  die  bedingte  Verurtheilung  bei  Anwendung  des  strengen  Rechtes 
Existenzen  geknickt,  die  trotz  eines  einmaligen  Fehltritte.s  der  Gesell- 
schaft als  tüchtige  Mitglieder  erhalten  werden  können.  Andererseits 
führt  der  Zwang  der  vorbehaltlosen  Handhabung  des  Strafgesetzes 
die  Richter  und  Geschwornen  leicht  zu  Freisprüchen,  die  unter  Um- 
ständen v'erderblicher  wirken  als -eine  Verurtheilung. 

Durch  Nichtvollzug  der  kurzzeitigen  Freiheitsstrafen  entlasten 
wir  auch  un.sere  kleinen  Gefängnisse,  die,  wie  die  Bezirksgefängnisse 
im  Kanton  Zürich,  ohnehin  immer  mit  Schwierigkeiten  zu  kämpfen 
haben  Wir  entlasten  also  auch  unsere  Finanzen.  Die  abschreckende 
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Wirkung  der  Strafe  wird  insofern  immer  bleiben,  als  ja  ein  Urtlieil 
ausgesprochen  wird  und  über  dem  Vernrtheilten  stets  der  Vollzu**- 
'^i'iii'theilten  wird  auch  nichts  geschenkt,  Kosten  und 
EDtsehHdigungen  muss  er  doch  bezahlen.  Sollte  es  auch  einmal 
Vorkommen,  dass  ein  Unwürdiger  der  Wohlthat  thcilhaftig  wird 
sollen  wir  uns  nicht  freuen,  wenn  er  sich  so  gut  hält,  dass  die  Strafe 
nicht  vollzogen  zu  werden  braucht?  - sich  gut  zu  halten  wird  ihm 
sehliesshch  zur  Gewohnheit.  Die  Idee  der  Gerechtigkeit  und  Wieder- 
lergeltHiig  wird  durch  die  bedingte  Verurtheilung  nicht  verletzt, 

auffassen.  Die  wahre  Gerechtigkeit 
verlangt  die  Würdigung  aller  besonderen  Umstände.  Wenn  wir  mit 
mem  mindern  Aufwand  von  Zerstörung  unsern  Zweck  erreichen, 

UonT  einen  grössern  Aufwand  aufzubieten,  einen 

iMenscheii  mehr  zu  quälen  als  nöthig  ist. 

belgischen  System  immerhin  ein  Urtheil 
“®th wendig;  es  muss  konstatirt  werden, 
auch  gibt  uns  das  Urtheil 
wtrenUf  Verurtheilten  unter  Schutzaufsicht  zu  stellen, 

s hwp?,i®"  der  bedingten  Verurtheilung  auch  für  das 

dl  u^®  Strafgesetzbuch  empfehlen ; sie  wird  dazu  beitragen, 
für  ,,®„,?dlung  der  Delinquenten  individueller,  humaner  und  doch 
mr  (len  Zweck  der  Strafe  wirksamer  zu  gestalten.  (Beifall.) 
und  schliesst  sich  in  seinem  Korreferat 

dass  «ln  a dem  Vorredner  völlig  an;  auch  er  ist  der  Meinung, 

vXnl  das  Urtheil,  nicht  bloss  den  Straf- 

odpr  m.K  nicht  empfiehlt.  Die  Entscheidung,  ob  bedingte 

schwolnl  Verurtheilung,  muss  dem  Richter,  nicht  den  Ge- 

711  n^”/®®"  Jener  hat  in  jedem  einzelnen  Fall  sorgfältig 

die  l®*'  rechtfertigt.  Auch  er  will,  wie  der  Vorredner, 

'bedingten  Verurtheilung  auch  auf  Geldstrafen. 
aintli,.i.n  ij  “ der  Korreferent,  dass  da,  wo  keine 

Aufsieht  Beaufsichtigung  der  bedingt  Verurtheilten  besteht,  diese  der 
halten  ‘1'i‘erstellt  werden.  Seine  Thesen  ent- 

des  qt,lJ  , spezieller  Grundsätze  für  die  Bewilligung 

aufgeiionimen^^'*'**^^  Auch  dieses  Referat  wurde  mit  warmem  Beifall 

Bedontl,*^®*  macht  Pfarrer  Fischer  (Reitnau)  mehrere 

ist  mm  die  bedingte  Veriu-theilung  geltend.  Mit  den  Jahren 

doch  hos  8'®&imüber  doch  immer  nüchterner  geworden.  Es  ist 
Veriii-thu-l'^*'®  ’’  Beispiel  in  Amerika  so  viele  bedingte 

über • tr,  f ytirkommen.  Unser  Volk  steht  ihr  skeptisch  gegen- 
wir  v’nrai«il  Sühne,  Vollzug  der  Strafe.  Schon  deshalb  müssen 
Eutschpirf,  *‘'8^  ®®’m  Staatsanwälte  und  Richter  bedürfen  zu  richtigen 
von  bei  den  bedingten  Verurtheilungen  eines  grossen  Maasses 

den  Pri«io  ,8*schem  Scharfsinn.  Wenn  nicht  ganz  tüchtige  Beamte 
n-  ’*  “®.*^*mden,  kann  die  bedingte  Verurtheilung  ausarten. 
inWnsivo  A nV»  (Bern)  wünscht,  dass  dem  Volk  eine  möglichst 

Pronno'arwi  über  die  bedingte  Verurtheilung  gegeben  und 

veibri^fp«'*  diese  gemacht  werde;  man  sollte  die  Referate  überall 
diebeirfpn  R f ^*’'”®^®’.*'‘Bivektor  Br.  Curti  (Zürich)  wünscht,  dass 
kräftiger  gemeinsame  Thesen  einigen;  so  Avürden 

^(mmer mann  (Luzern)  lenkt  die  Aufmerksamkeit 
Bcdinmi  die  dem  Richter  die  Auferlegung  besonderer 

6 ngen  gestatten;  unter  Umständen  könnte  oder  müsste  ein 


Richter,  lici  nnsern  k.antonalen  Strafreclitsverliältnisscn,  Bedino'ungen 
aiiferle<fen,  deren  Nichterfüllung’  vielleicht  ganz  imwescntlicli  wäre, 
während  sie  doch  den  Widerruf  des  Strafaufschubs  zur  Folge  hätte. 

Bundesanwalt  Kronauer  (Bern)  hält  cs  für  falsch,  die  bedingte 
Verurtheilung  desshalb  skeptisch  zu  behandeln,  weil  iin  Volk  noch 
nicht  das  nöthige  Verständniss  dafür  vorhanden  sei.  Sorgen  wir 
dafür,  dass  dieses  Verständniss  kommt!  Das  Hauptgewicht  bei  der 
bedingten  Verurtheilung  liegt  auf  dem  jugendlichen  Veri)reche.rthum. 

Direktor  Hürbin  (Lenzburg)  bekennt  sich  als  entschiedenen 
Freund  der  bedingten  Verurtheilung;  so  Manchem  gehen  die  Augen 
über  die  Folgen  seiner  That  erst  auf,  wenn  er  verurtheilt  ist.  Vollzieht 
man  die  Strafe,  verdirbt  man  zuweilen  mehr,  als  man  bessert.  Der 
Redner  ist  mit  den  Thesen  der  Referenten  einverstanden,  doch  hält 
er  die  polizeiliche  Schutzaufsicht  über  die  bedingt  Verurtheilten 
nicht  für  das  Richtige. 

Professor  B i s c (Freiburg)  hält  es  für  bedenklich,  wenn  der 
Richter  noch  andere  Bedingungen  stellen  darf,  als  die,  dass  der 
bedingt  Vcrurtheilte  sich  kein  neues  Delikt  zu  schulden  kommen 
lasse.  Wenn  dem  Verurtheilten  zum  Beispiel  Abstinenz  zur  Bedingung 
gemacht  wird,  soll  dann  der  Widerruf  des  Strafaufschubes  schon 
erfolgen,  wenn  er  einmal  ein  Glas  Wein  trinkt?  Zu  erwägen  wird 
sein,  ob  und  wie  weit  man  zur  Bedinsnuig  des  Strafaufschubes 
machen  will,  dass  der  Delinquent  den  von  ihm  angestifteten  Schaden 
gut  gemacht  habe  Man  sollte  diesen  Grundsatz  immerhin  in  die 
Thesen  aufnehmeii.  Wie  der  Redner  mittheilt,  wird  auch  der  Kanton 
Freiburg  in  naher  Zeit  die  bedingte  Verurtheilung  einführen. 

Folgende  vereinbarte  Thesen  wurden  einstimmig  zum  Beschluss 
erhoben : 

1.  Die  Einführung  der  bedingten  Verurtheilung  in  die 
schweizerische  Strafgesetzgebung  ist  zn  emi)fchlen  und  es  ist 
daher  zu  begrüssen,  dass  der  Vorentwurf  für  ein  schweizerische.« 
Strafgesetzbuch  dieselbe  aufgenommen  hat. 

2.  Die  bedingte  Verurtheilung  ist  als  verstärkter  Verweis  eine 
milde  Warnungsstrafc  und  daher  nur  gegen  solche  Leute 
anzuwenden,  bei  denen  die  Wirkung  einer  solchen  Ver- 
warnung vorausgesetzt  werden  darf 

3.  Die  bedingte  Verurtheilung  kann  bei  Urthcilen,  die  auf 
Gefängniss  lauten,  ebensowohl  angeweudet  werden,  als  bei 
solchen,  die  auf  Gcldbusse  gehen. 

4.  Das  Massachusettssystem  ist  in  zwei  Richtungen  wieder 
aufzunehmen : 

a)  indem  über  den  unter  Erprobung  Gestellten  eine  .für- 
sorgliche Schutzaufsicht  einzurichten  ist; 

b)  dem  Richter  die  Möglichkeit  gegeben  werden  soll,  auch 
noch  andere  Bedingungen  des  Strafnachlasses  aufzuerlegen 
als  nur  die,  dass  der  zu  Erprobende  kein  neues  Verbrechen 
innerhalb  der  Probefrist  begehe. 

Als  E h r e n m i t g 1 i e d e r des  Vc-reins  wurden  aufgenommen  die 
Fraueti  Prof.  Eriust-Esclier,  Zürich,  de  Goumoens-Wustenberger,  Bern, 
die  lill.  Dr.  v.  Engelberg,  Vorsitzender  des  Ausschusses  deutscher  Straf- 
anstaltsbeanitcr,  Mannheim,  Konrad  Meyer,  Inspektor  der  Schweiz. 
iMobiliar-Versicherung,  Zürich,  Stockmar,'  Direklor  der  diira-Simplon- 
Bahn,  Bern,  alt  Staatsrath  Berney,  Lausanne.  Durch  Tod  uml  Austritt 
hat  der  Verein  im  letzten  .fahr  au  die  50  .Mitglieder,  darunter  ganz 
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hervorragende,  verloren,  es  konnte  glücklicherweise  eine  ganze  Reihe 
von  Neuaufnahmen  (353)  erfolgen.  Die  Jahresrechnung  zeigt  einen 
Aktivsaldo  von  488  Fr.  81  bei  2719  Fr.  Ausgaben.  Der  Verinögens- 
sland  auf  31.  Dezember  1900  betrug  5488  Fr.  83.  Nächster  Versamm- 
lungsort wird  (1903)  Genf  sein. 

Der  Nachmittag  des  14.  Oktober  war  sodann  dem  Besuche  der 
neuen  Strafanstalt  in  Regensdorf  gewidmet,  wohin  die 
Theilnehmer  per  Extrazug  befördert  wurden.  Diese  in  den  drei 
letzten  Jahren  erbaute  Anstalt  kostet  dem  Staat  Zürich  nicht  weniger 
als  2 Millionen  Fr.,  woran  der  Verkauf  der  alten  Anstalt  in  Oetenbach 
Ireuich  1,2  Millionen  liefertj  sie  ist  für  350  Gefangene  eingerichtet, 
aber  leicht  auf  450  Zellen  auszubauen  und  für  g’emischtes  System, 
zuerst  Einzelhaft,  später  mit  gemeinsamer  Arbeit  vorgesehen. 
Aeusserlieh  macht  ^ sic  einen  ziemlich  monotonen  Eindruck,  da 
architektonische  Gliederungen  vermieden  und  namentlich  die  vier 
* Hauptbaues  (Männerabtheilung)  an  ihren  Enden  scharf 
aogeschnitten  sind  Die  Weiber  sind  in  einem  besondern,  innerhalb 
aer  4 Meter  hohen  Mauer  befindlichen  Zellenbaue  untergebracht, 
eoenso  Küche,  Wäscherei  und  Vorrathsräume.  Hinter  der  Anstalt 
befindet  sich  innerhalb  der  Mauer  ein  Krankenhaus  und  vor  derselben 
ausser  der  Umfasstingsmauer  die  Wohnhäuser  für  den  Direktor, 
erwalter,  Pfarrer  und  16  Angestellte;  die  Anstalt  ist  durch  ein 
anschlussgeleise  mit  der  nahen  Eisenbahn  Station  Regensdorf 
verbunden. 

•I-  Haatonsrathssaal  war  am  Dienstag  Vormittag  wieder  gleich 
aik  besetzt  wie  gestern.  Der  heutige  letzte  Verhandlungstag 
genorte  den  Schutzaufsichtsvereinen. 

hi  » die  „schweizerischen  Frauen  vereine  im  Ge- 

k Schutzaufsicht  entlassener  Gefangener“ 

na  ha  I5r.  Ernst-Esch  er  in  Zürich.  Vor  oder 

cn  den  grösseren  Männerschutzvereinen  haben  sich  in  verschiedenen 
Frauen  zusammengethan,  auf  die  Gefängnissinsassen 
naoh  Ermahnung  einzuwirken  und  später  ihnen 

riuf  ®'''*'^**ssung  mit  Rath  und  That  an  die  Hand  zu  gehen, 

mnh  dazu  kam  von  der  Quäkerin  Elisabeth  Fry,  welche 

7i"i  Heisen  auf  dem  Kontinent  machte,  dabei  Basel,  Bern  und 
Schn*^”  berührte  und  dui'ch  ihre  machtvolle,  Individualität  wirkte. 
Anrc'*  hatte  der  in  Gent  lebende  Francis  Cuningham 

Verbesserung  des  Gefängnisswesens  gegeben.  In 
Onm  * haben  schon  im  ersten  Jahrzehnt  des  vorigen  .Jahrhunderts 
cn  regelmässig  die  Gefängnisse  besucht.  Die  baslerische 
(iic  j'.®h  _ oramission  zur  Mitivirkung  an  der  Zuchtanstalt“  1821  w'ar 
1861 k ■'’O»  Cuningham.  In  Bern  entstand 

1890  ®'h/^®hhtzaufsichtsverein,  auch  ein  Fraueukoniit.ee,  bildete  sich. 

besondere  Frauenkoinmission  für  die  Weiber- 
filipr  i'i  Bern  mit  Frau  von  Goumoens  an  der  Spitze,  welche, 

in  Hi  I *lk  Mittel  verfügt.  Die  Anstalt  befindet  sich  seit  189.5 

Weih'*'  *' ■^hch  für  das  seit  1899  in  St.  Johann  befindliche 
<lcr  -i^pp^^hngniss  besteht  ein  Frauenkoniitee.  In  Lausanne  erhielt 
bur^ Camenkoinmission  beigesellt.  In  Neiien- 
Motii^  ^T*^'”****}.  Damenkomitee  für  da.s  Weibergefängniss  in 
Prann.*'  ^d*'*ch  besuchte  schon  in  den  Dreissiger  Jabren  ein 
auf  (V  Cefangenen.  Mathilde  Escher  gründete,  dann  1839 

Vcrpilf ■^®‘®&hng  von  Elisabeth  Fry  den  heute  noch  bestehenden 
In  der  Schutzaufsicht  nimmt  heute  Basel  die  erste.  Stelle, 
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Richter,  liei  unsern  kantonalen  Strafrcclitsvcrii 
aiiferlegen,  deren  Nichterfüllung  v'iellcicht  g:i 
während  sie  doch  den  Widerraf  des  Strafanl'i 

Bnnde.sanwalt  Krön  a u c r (Bern)  liillt  e-^ 
Verurtheilnng  desshalb  skeptisch  zu  behamU 
nicht  das  nöthige  Verständniss  dafür  vorli.. 
dafür,  dass  dieses  Verständniss  kommt!  Ita- 
bedingten  Verurtheilnng  liegt  auf  dem  jugen 

Direktor  Hürbin  (Lenzburg)  bekennt 
Fi-eund  der  bedingten  Verurtheilnng;  so  Ma 
über  die  Folgen  seiner  That  erst  auf,  wenn  it 
man  die  Strafe,  verdirbt  man  zuweilen  nieli 
Redner  ist  mit  den  Thesen  der  Referenten 
er  die  polizeiliche  Schutzanfsicht  ülier 
nicht  für  das  Richtige. 

Professor  B i 8 e (Freiburg)  hält  es  i 
Richter  noch  andere  Bedingungen  stellen 
bedingt  Verurtheilte  sich  kein  neues  ]>■ 
lasse.  Wenn  dem.  Verurtheilten  zum  Bei-;]ii* 
gemacht  wird,  soll  dann  der  Widcrnif 
erfolgen,  wenn  er  einmal  ein  Glas  AVein 
sein,  ob  und  wie  weit  man  zur  Beili 
machen  will,  dass  der  Delinquent  den  ve 
gut  gemacht  habe.  Mau  sollte  diesen 
Thesen  anfnehmen.  Wie  der  Redner  mi* 
Freiburg  in  naher  Zeit  die  bedingte  Vi 

Folgende  vereinbarte  Thesen  wir 
erhoben : 

1.  Die  Einführung  der  bedin 
schweizerische  Strafgesetzgi 
daher  zu  begrüssen,  dass  dci-  \ 
Strafgesetzbuch  diesell)e  an 

2.  Die  bedingte  Vcrurtheilnn. 
milde  AVarnungsstrafe  um' 
anzuwenden,  bei  denen 
Warnung  vorausgesetzt  \v 

3.  Di(^  bedingte  Verurtlicili- 
Gefängniss  lauten,  eben-’ 
solchen,  die  auf  Geldbm 

•1.  Das  Alassachusettssystc- 
aufznnehmen : 

a)  indem  über  den 
sorgliche  Schntzn' 

b)  dem  Richter  die 
in  andere  Bed 

ur  die,  da^ 
alb  der 
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I Sprache  Direktor  H ü r b i n : In  der 
■ 17  Kantonen  Schutzaufsiclitsorgane, 
isichiedene  Kantone  haben  noch  weder 
uiigte  Verurtlieilung.  Am  einen  Orte 
latliche  Unterstützung,  am  anderen, 
■ii  dieselben  mit  der  Zeit  geradezu  in 
ndlit  worden.  Die  meisten  geäusserten 
cliutzaufsicht  eine  obligatorische, 
le  werden  möchte,  weil  man  sonst 
'••hutzaufsicht  für  definitiv  Entlassene 
' eiten.  St.  Gallen  stellt  zwar  seit  18.38 
3 Jahre  unter  Scliutzaufsiclit.  St. 
•inton,  der  eine  solche  gesetzliche  Be- 

-♦•'sen  des  Herrn  Hürbin  sagen  in  der 
»HNicht  für  entlassene  Sträflinge  sei  ein 
•»lenliebo  und  ein  Werk  der  freiwilligen 
«>chutzaufsichlsvereine  mit  Unterstützung 
n oder  Vormundschaftsbehürden. 

■ iiid  nur  auf  dem  Wege  der  Freiwilligkeit 
I >cduld  haben,  die  Staatslieamten  haben 
Die  Beiiörden  haben  dagegen  für  die 
■rgen.  Polizeiliche  Sclnitzaufsiclit  ist  des- 
sie  zu  schneidig’  ist,  oder  vielmehr  .sein 
icht  sind  zu  stellen  a)  alD*  bedingt 
ilest  der  noch  zu  verbüssenden  Strafzeit 
r hinaus,  wenn  der  Strafrest  nur  nocli  sechs 
b)  alle  bedingt  V c r ur  t h ei  1 1 e n , 
^ ng  sistirt  ist,  bis  zum  Alllauf  der  Sistirungs- 
, Entlassenen,  für  welche,  das  Gericht 
"I  für  wie  lange,  sie  nach  der  Slrafverbüssung 
I stellen  seie.n,  d)  alle  jene,  welche,  oli  ver- 
ie  Schutzaufsicht  freiwillig  anriifen.  J.  Im 
I r a f g e s e t z b u c h sollen  die  h i e f ü r 
^ e r b i n d 1 i c li  e n B e.  s t i m in  u n g e n a u f - 
.il  e n.  4.  Die  Schntzaufsicht  darf  keinen  speziellen, 

^ Dharakter  haben,  o.  Die  Schntzaufsichtsorgane 
- id  der  Detenlionszeit  in  Akliviiät  -zu  treten.  Die 
•lollten  sich  dieser  Aufgabe  unterziehen  als  Schntz- 
die  in  gebührender  Weise  zu  entschädigen  wäre, 
•htsorganc  der  verschiedenen  Kantone  und  benach- 
■llen  sich  gegenseitig  unterstützen  und  mit  einander 
tihne  Unterschied  auf  Herkunft  und  ohne  Kück- 
osten  nehmen  sich  die  Organe  eine.s  Kantons  aller 
iiignissen  Entlassenen  an,  polizeiliche  Abschiebung  von 
jern  sollte  endlich  aufhöri'n.  7.  Das  Sparguthaben  der 
soll  denselben  in  vorsichtiger  Weise  ausgehändigt 
fl  aber  nicht  für  Gerichts-  oder  Verpfleg’ungskosten  oder 
' Schulden  Verwendung  finden.  8.  Unter- 

uurfen  nicht  in  verlockcnilem  Jlassc  au.sgerichlet  werdmi. 
e sind  möglichst  der  Landwirthschaft  und  Dienstbotenschaft 
• "enn  nölhig  durch  die  Uebergangsstation  von  Arbeiter- 
j* ' Bund  und  Kantonen  zu  unterstützen  wären. 
I«.  ' .r  weibliche  Geschlecht  Z wang’serziehungs- 

j»n  zu  gründen.  11.  Der  Alkohol  ist  zu  bekämpfen.  12.  Eine 
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ein.  Iti  üchn  Jaliren  hat  das  Fraufukoiiiitee  iu  dort  17120  B'r. 
verausgabt  Die  J ahresausgabcu  des  weitherzigen  Geuf  variiren 
zwiseheii  1300  und  1400  Fr.  Es  besteht  dort  aucli  ein  Lokal,  in  dem 
Entlassene  jederzeit  geeignete  Unterkunft  finden.  In  engeren 
Grenzen  bewegt  sieh  die  Thiltigkeit  des  zürcherischen  Frauenvereius 
mit  cincin  Durchschnitt  der  Jahresansgaben  von  638  Fr.  Es  lagen 
bisher  in  den  rilumiichen  Verhilltnissen  der  Strafanstalt  grosse 
Schwierigkeiten  vor,  die  nun  hoffentiieh  gehoben  sind.  In  Basel  und 
Genf  werden  viele  Polizeihilftlinge  patronisirt,  meist  jugendliche, 
junge  Mädchen.  Genf  nimmt  sich  auch  der  Niclitverurtheilten  an. 
Die  Rückfillligen  und  Unverbesserlichen  sucht  man,  wo  Gelegenheit 
ist,  durch  Versorgung  in  Arbeitshllusern  ein  bis  zwei  Jahre  zu 
isoliren  Wenn  wir,  sagt  die  beniLsche  ratronatekommission,  in  erster 
Linie  die  jungen  Leute  zu  erziehen  suchen,  so  werden  sie  weniger 
rttckfilllig.  Stellen  wir  den  Grundsatz  fest:  die  Kinder,  die  niemand 
gehören,  sollen  in  Zukunft  die  Kinder  eines  jeden  sein,  sie  sollen 
allen  gehören.  Führen  wir  das  Patronat  ein  für  die  Verdingkinder, 
zwei  weibliche  für  Mädchen,  für  den  Knaben  einen  Mann  und  eine 
verheirathete  Frau.  Und  mit  Rücksicht  auf  das  eidgenössische 
Strafrecht  sei  unser  Grundsatz:  Die  Verführung  eines  jungen 

Mädchens  durch  Gewalt  oder  unter  irgend  einem  Vorwand  soll  als 
Vergehen  erachtet  und  nach  dem  Gesetz  be.straft  werden.  Diese 
Grundsätze  einmal  angenommen,  werden  sich  die  Gefängnisse  leeren. 

Die  Theseu  der  Frau  Ernst  lauteten: 

1.  Die.  weibliche  Schutzaufsicht  hat  sich  nicht  nur  auf  die 
Zuchthaus-  und  Arbeitshaussträflinge,  sondern  auch  auf  die  Gefäng- 
nisssträflinge  zu  erstrecken.  2.  Die  Schutzaufsicht  soll  nicht  erst 
mit  der  Entlas.sung  aus  der  Uaft  beginnen,  sondern  auch  durch 
Besuche  während  der  Strafzeit  auf  die  Gefangenen  einwirken  und 
insbesondere  sie  zu  veranlassen  suchen,  dass  sie  sieh  bei  der  Ent- 
lassung unter  das  Patronat  des  Schutzvereins  begeben.  3.  Es  ist 
darauf  hinzuwirken,  dass  dem  weiblichen  Schutzverein  Kenntniss 
gegeben  werde  von  allen  Untersuchungen,  welche,  gegen  Frauen 
und  Mädchen  tinter  23  Jahren  geführt  werden,  auch  wenn  sic  nicht 
zu  einer  Anklage  führen,  damit  der  Schutzaufsichtsverein  nöthigen- 
falls  sich  alleinstehender  weiblichen  Personen  annehmen  kann. 
4.  Die  Thiltigkeit  aut  dem  Gebiete  der  Schutzaufsicht  verlangt  keine 
grossen  Verneine  mit  vielen  Mitgliedern,  sondern  vielmehr  kleine 
Verbände,  deren  Glieder  gewillt  sind,  sich  ihrer  Aufgabe  mit  ihrer 
g-anzen  Persönlichkeit  zur  Verfügung  zu  stellen.  Zur  Deckung 
finanzieller  Bedürfnisse  sind  Sammlungen  in  weiten  Kreisen  noth- 
wendig,  über  deren  Verwendung  Rechenschaft  abzulegen  ist. 
.3.  Angesichts  des  Umstandes,  dass  ein  grosser  Theil  des  Elends,  das 
auf  weiblichen  Sträflingen  und  Entlassenen  lastet,  direkt  oder  indirekt 
durch  den  Alkohol  verursacht  wird,  erscheint  es  als  gerechtfertigt 
und  notliwemlig,  dass  auch  die  Bestrebungen  der  Frauenvereine  aus 
dem  Alkoholzehntel  unterstützt  werden. 

Warmer  Beifall  lohnte  den  ansprechenden  Vortrag,  wie  auch 
denjenigen  der  Frau  von  Goumoens -Wurstemberger,  welche  sich 
spezieller  init  den  bewussten  Verhältnissen  befasste.  Direktor  Hürbiu 
ist  ganz  einverstanden  mit  den  Thesen,  aucli  mit  der  zweiten,  falls 
die  Damen  die  Besuche  der  Gefangenen  mit  Diskretion  vollziehen 
und  den  Gang  des  Betriebes  nicht  stören. 

Uel)er  „Die  Schutzaufsicht  für  entlassene  Straf- 
gefangene in  der  S c li  w e i z , wie  sie  ist  und  wie  sic  sein 
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sollte  referirte  in  deiitscher  Sprache  Direktor  Hü r b i n : In  der 

Kantonen  Schutzaufsichtsorgane, 
od«' ^ommissioneai.  Verschiedene  Kantone  haben  noch  weder 
h!h»  bedingte  Vcrurtheilung.  Am  einen  Orte 

haben  die  Vereine  gar  keine  staatliche  Unterstützung,  am  anderen 

d2n  dieselben  mit  der  Zeit  geradezu  in 

wLsrhP eingCTeiht  worden.  Die  meisten  geäusserten 
die  Schutzaufsicht  eine  obligatorische 
tpL  '^ß^den  möchte,  wefl  man  sonst 

uamMdith'^hpf  Schutzaufsicht  für  definitiv  Entlassene. 

dSiv  Pnfip‘  Schwierigkeiten.  St.  Gallen  stellt  zwar  seit  1838 
a“®  ^ bis  3 Jahre  unter  Schutzaufsicht.  St. 

liürbin  sagen  in  der 
WpTap^  1 Schutzaufsicht  für  entlassene  Sträflinge  sei  ein 

ThäHvkpft  Nächstenliebe  und  ein  Werk  der  freiwilligen 

der  örtSpn  ’“"n  Schutzaufsichlsvereine  mit  Uuterstützmig 

zu  findpn  “"*■  ''^ege  der  Freiwilligkeit 

soichc  in  dpr  die  Staatsbeamten  haben 

verlassenen  Behörilen  haben  dagegen  für  die 

bX  nieh  .s°>-8'en.  Polizeilicl.e  SchutzattfsTcht  ist  des- 

m*iss  2^T7nip5®c^’  ""  schneidig  ist,  oder  vielmehr  sein 

EntlasRPii" Schutzaufsiclit  sind  zu  stellen  a)  alle  bedingt 

und  noch  ein^  iii!"  a verbüssende.ii  Strafzeit 

MointP  hinaus,  wenn  der  Strafrest  nur  nocii  sechs 

KeÄerR?^®/'  h)  alle  bedingt  Verurt heilten, 

frist  O pHp  Ablauf  der  Sistirungs- 

erkännt  haf  ^“r  welche  das  Gericht 

unter  5!pi.„r  * » • ^hr  wie  lange  sie  nach  der  Strafverbüssuiig 

SeiÄrn?!m^  d)  alle  jene,  welche,  ob  vei-- 

neuen  a ; .q  Schutzaufsicht  freiwillig  anrufen.  3.  Im 

n ö t h i V P 11  f ® ü'  ® ‘ f ö s e t z b u c h sollen  die  h i e f ü r 
g e n 0 mm  p e r b i n d 1 i c h e n Bestimmungen  a u f - 

tendenziös -rüii Schutzaufsicht  darf  keinen  speziellen, 
bähen  schon  ^harakter  haben.  5.  Die  Schutzaufsichtsorgane 

Anstalts^p^cM,Tn^*^®“'*ii?®‘'  h>etcntionszeit  in  Aktiviiiit  zu  treten.  Die 
»nfsichtiTspi-vpi®-  “ ®'ch  dieser  Aufgabe  unterziehen  als  Schutz- 

6.  Die  Spiiiir  die  in  gebührender  Weise  zu  entschädigen  wäre, 

barten  T „ ,^htsorgane  der  verschiedenen  Kantone  und  benach- 
Fählumr  i.nuJ  sich  gegenseitig  unterstützen  und  mit  einander 

crstattmio-  rip  "ir  Unterschied  auf  Herkunft  und  ohne  Bück- 

aus ihrpnPpfK^^®-*  “chmen  sich  die  Organe  eines  Kantons  aller 
Schweiyprhn  . ^’^K"issen  Entlassenen  an,  polizeiliche  Abschiebung  von 
Gcfanß-piipn  ^chbe  endlich  aufhören.  7.  Das  Sparguthaben  der 

werden  Hn  .t  * u*  denselben  in  vorsichtiger  AVeise  ausgehändigt 
zur  RpVoSi!  ^her  nicht  für  Gerichts-  oder  Verpflegtingskosten  oder 
stützunn-Pii  ®*idcrer  Schulden  Verwendung  finden.  8.  Unter- 
9.  Eiitlascpii ® ”.*®h*  it'  verlockendem  Masse  ausgerichtet  werden, 

auzuführpti  ® möglichst  der  Landwirthschaft  und  Dienstbotcnscliaft 
Kolonien  d‘  "öthig  durch  die  Uebergangsstation  von  Arbeiter- 

iö.  Es  sinö  '®  ' Bund  und  Kantonen  zu  unterstützen  wären, 

anstaltp  * für  das  weibliche  Geschlecht  Zwangserziehungs- 
11  zu  gründen.  11.  Der  Alkohol  ist  zu  bekämpfen.  12.  Eine 
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Erleichterung-  briichte  die,  stiindige,  Versorgung-  der  vielfach  Uikk- 
fälligen  in  grösseren  Gen  t r a lu n s t a 1 te n , welclie  die  Kantone  mit 
Hilfe  des  Bundes  errichten  könnten.  (Art.  (i4  der  Bundesverfassung.) 
Lel)haftes  Bravo  verdankt  den  einliisslichen  Vortrag. 

Herr  Korreferent  Favre,  Direktor  (Lausanne)  spricht  vorab 
seine  Freude  darüber  aus,  dass  -/um  ersten  Male  Damen  sich  an  den 
Verhandlungen  betheiligen;  er  wünschte  nur,  das.s  von  Damen  für 
ilire  Geno.ssinneu  in  der  franzö.sischen  Schweiz  auch  ein  franzö.sisches 
Referat  gehalten  worden  wiire.  Die  Thesen  des  Korreferenten  stimmen 
zumeist  mit  denjenigen  des  Referenten  überein;  der  Korreferent  will 
aber  nichts  davon  w'issen,  dass  die  Gerichte  noch  eine  Schutzaufsicht 
aussprechen,  w-elche  über  die  Strafzeit  hinaus  reicht.  Mit  dem  Aus- 
schluss konfessioneller  Tendenz  schneiiiet  man  der  Schutzaufsicht 
die  Flügel  ab.  Die  Bevölkerung  muss  für  die  Schutzaufsicht  inter- 
cssirt  werden  durch  Vortrilge  und  deshalb  unter  bestimmten  Be- 
dingungen auch  geeigneten  Personen  der  B(rsuch  der  Gefangenen 
gestattet  werden.  Wie  der  Referent  will  Herr  Favre  die  Aus- 
weisungen von  Kanton  zu  Kanton  nicht  mehr  gestatten.  Das  Peku- 
lium,  das  die  Entlassenen  verdient  haben,  soll  dem  Schutzaufsiehts- 
verein  anvertraut  w-erden. 

Die  Diskussion  wird  benützt  von  Herrn  Staatsrath  Didier 
(Genf);  er  gibt  zu  bedenken,  dass  die  Ausw-eisungen  mit  den  kanto- 
nalen Souvei-üuitiUsrechteu  zusammeuhängon  und  dass  k'eiu  Kanton 
auf  diese  zu  verzichten  geneigt  sein  werde. ' Die  Ausweisung  ist  von 
grosser  Wichtigkeit  für  die  Grenzkantone,  welche  die  vom  Auslände 
ausgewiesenen  Schw-eizer  nicht  immer  bereit  sein  werden,  bei  sieh 
zu  behalten.  Er  meint,  die  Versammlung  sollte  sich  hiermit  gar 
nicht  beschäftigen,  es  dürfte  eher  Sache  der  Theilnehmer  der  Ver- 
sammlung sein,  soweit  sie  Behörden  angehören,  sich  zu  bestreben, 
das  Mögliche  in  den  kantonalen  Gesetzen  zu  verfügen. 

Herr  Pfarrer  Fischer  (Reitnau)  verdankt  den  Damen  ihre 
Mitarbeit,  sowie  Herrn  Hürbin  sein  Referat,  er  befürchtet  aber,  dass 
die  zahlende  Behörde  zu  sehr  in  die  Sache  hineinreden  möchte. 

Herr  Prof.  Zürcher  (Zürich)  spricht  die  Ansicht  aus,  dass 
das  Strafgesetz  sich  mit  der  Organisation  der  Schutzaufsicht,  der 
Voraussetzungen  derselben  und  der  Ausführung  beschäftigen  könne. 
Die  Organisation  dürfte  freilich  den  Kautonen  überlassen,  ihnen  aber 
die  Pflicht  einer  Organisation  auferlegt  werden.  Die  Fälle  der 
Schutzaufsicht  dagegen  sollen  vom  eidgenössi.schon  Gesetze  bestimmt 
werden ; ob  der  Richter  selbst  oder  eine  andere  Behörde  sich  mit 
der  Ausfällung  der  Schutzaufsicht  nach  verbüsster  Strafe  aussprechen 
soll,  kann  verschieden  behandelt  w-erden.  Die  Jtechte  und  Pflichten 
der  Patrone  und  Schützlinge  soll  von  den  Kantonen  bestimmt  werden, 
nur  bezüglich  des  Pekuliums  ist  eidgenössisch  zu  legiferircn.  Die 
Zw-angsmittel  und  deren  Anwendung  sind  bozüg'lich  der  bedingt 
^ erurtheilten  sehr  heikel,  so  ohne  weiteres  kann  hier  der  Schutz- 
aufseher nicht  massgebend  werden.  Die  Ausführung  von  Zw-angs- 
massregeln  über  die  Strafzeit  hinaus  wird  sehr  schwierig  sein. 

Herr  Direktor  Curti  (Zürich)  macht  darauf  aufmerksam,  dass 
nur  in  ^yenigen  Kantonen  Damenkomitees  existiren,  es  sollten  die 
andern  Kantone  zur  Bildung  von  solchen  angeregt  werden.  Herr 
Curti  hat  in  Zürich  gute.  Erfahrungen  mit  der  Hilfe  der  Damen 
gemacht.  Agenten,  (aber  nicht  mit  diesem  Namen,  sondern  eher 
Inspektoren)  möchte  Herr  Curti  für  die.  Schutzaufsicht  nicht  missen; 
die  Schutzaufsichtsvereine  können  die  Arbeit  dieser  Persönlichkeiten 
nicht  übernehmen. 
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Herr  Pfarrer  I seli  n (Basel)  uut.erstüt/.t  die.  AntrU-c  der 
Keferenten  mt  Ausnalime  der  Ausweisungsfrage;  Herr  Inspektor 
Sehaffroth  (Bern)  sehildert  die  Scliwierigkeiten.  welche  für 
kantoiie  bezüglich  Schutzaufsicht  existiren,  die  zersplitterten  Straf- 
vollzug haben.  Er  halt  es  nicht  für  möglich,  dass  dui-chwcg  den 
.■\nstaltsgeistlichen  die  Hauptlast  der  Schutzaufsicht  zugewiesen 
werden  könne.  Agenten  und  Inspektoren  werden  wir  erst  entschädigen 
können,  wenn  uns  dafür  der  Alkoholzehntel  (*/,„  des  Alkoholzolles) 
zur  Verfügung  steht.  — 

Nach  einem  kurzen  Schlusswort  des  Referenten  H ü r b i n werden 
c wenig  angefochtenen  Thesen  dem  Bureau  zur  Bereinig'ung  über- 
wiesen und  folgende  Resolution  angenommen : 

fh""^i^'erische  Verein  für  Straf-  und  Gefängnisswesen 
• ul®  '"'evkantonale  Vereinigung  der  schweizerischen  Schutz- 
aufhiehtsvereine  beauftragen  ihre  Komitees  und  das  Lokalkomitee: 
Ui.,,...  • eidgenössischen  Justiz-  und  Polizeidepartement  unter 
(Hm  o und  ihre  Begründung  zu  verlangen, 

dass  in  das  neue  Strafgesetzbuch  die  obligatorischeSchutz- 
a u 1 5 1 c n t aufgeuommen  werde. 

Damit  Schluss  der  Versammlung. 


ßie  73.  Jahresversammiiing  der  Rliein.-Westfälisclieii 
Gef‘ängniss-(i!  esellscliaft 

am  3.  und  4.  Oktober  1901  in  Düsseldorf. 

OmpIiPu® G®ue‘’äl''ui'sammlung  der  ältesten  Gefängniss- 
«seiiscnaft  Deutschlands  gestaltete  sich  zu  einer  Jubelfeier.  Es  sind 

„edle  Menschenfreunde“  in  Düsseldorf 
diiri-h  Wohl  der  gefallenen  Mitmenschen,  die 

kiäfiitr  o®  ^^/uuo'iissstrafe  sittlicli  doppelt  gefährdet  erschienen,  that- 
dpm  fl  ®*U''utreten  und  das  gesainmte  Gefänguisswesen  zunächst  in 
pnto-»o.i“®*®'*ii...  Bezirk  einer  gründlichen  Umgestaltung 

S 2°(loi.  r juhren.  Ihr  Gegenstand  war  und  i.st  noch  heute  nach 
j »eine  mit  den  Staatsgesetzen  übereinstimmende 

1 r ®i^'^*jchen  Besserung  der  Gefangenen  durch  Be- 
aiif  j;  und  Vermehrung  wohlthätiger  Einwirkung 

sowohl  während  der  Haft  als  nach  <ler  Entlassung“, 
fielip  wMl  j uichts  fremd  sein,  was  das  geistige  und  leib- 

Ptlichi  ° . ?® *'  ®®*"uugenen  betrifft  und  sie  werde  es  sich  stets  zur 
allen  Punkten  thätig  eiuzuwirken,  wo  Religion, 
schlna'o'^^®*^io'^^^  Menschenliebe  sie  auffordern“.  So  war  cs  be- 
der  grüfl  ist  es  durchgeführt  nach  Massgabe 

Blut-  in  a®  ”iii*'®i  7*.^s  Jahrzehnte  hindurch  — ein  nicht  rühmloses 
fih  * unseres  Strafvollzuges  und  der  Kultui’. 

75ikhri  ”®®®udere  Festlichkeiten  und  Veranstaltungen  wurde  diese 
»blioliif^  Jubelfeier , dem  ernsten  und  allem  pomphaften  Wesen 
dass  all*  ,,“*U'ukter  der  Gesellschaft  entsprechend,  begangen;  nur 
Erstrein  Versammlungen  auf  das  schon  früher 

Eine  I Geleistete  nach  Möglichkeit  Bezug  genommen  wurde. 

Pestan-****'*  k ® des  Tages  war  allerdings  neben  der 

Peitnek^-ff  ®®®  Herausgabe  der  von  dem  Hauptagenten  bearbeiteten 
•"■nt,  enthaltend  die  Geschichte  der  Gesellschaft,  die  allen 
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Theiliieliineni  eingchilndigt  wurde.  Das  Programm  verlief  durchaus 
in  dem  sonst  übliclien  Kähmen  der  Jahresversammlung.  Nach  einem 

femüthlichen  Regrttssnngsabend  wurde  die  Tagung  eröffnet  mit 
gleichzeitigen  Faclikonferenzen,  denen  der  Juristen-  und  Straf- 
anstnltsbeamten,  der  evangelischen  und  katholischen  Geistlichen. 

1.  Die  erste  Konferenz  befasste  sich  mit  der  alten,  aber  gegen- 
wärtig wieder  brennend  gewordenen  Frage  der  Beschäftigung 
der  Gefangenen  namentlich  in  Bezug  auf  die  Aussenarbeit.  Was 
in  Nürnberg  beim  die.sjährigen  Kongress  der  Slrafanstaltsbeamten 
wohl  die  überwiegende  Meinung  der  Fachmänner  war,  aber  doch 
nicht  scharf  genug  zum  Ausdruck  kam,  wurde  hier  von  Direktor 
V.  Michaelis  in  Aachen  mit  aller  Entschiedenheit  geltend  gemacht, 
dass  nämlich  die  Beschäftigung  der  Gefangenen  keinen  anderen 
Interessen  als  denen  des  Strafvollzuges  dienstbar  gemacht  werden 
solle.  Seine  Leitsätze  wurden  mit  geringen  Aenderungen  in  folgender 
Fassung  angenommen: 

These  1:  Vom  Standpunkte  der  Strafjustiz  ist  die  Beschäftigung 
der  Gefangenen  im  Bereiche  der  eingefriedigten  Strafanstalt  der 
Vorzug  zu  geben. 

These  2:  Zuchthaus-  und  Gefängniss  - Gefangene  von  guter 

Führnng  können  mit  landwirthschaftlichen  (Meliorationen  etc.) 
Arbeiten  beschäftigt  werden,  wenn  der  Strafzweck  im  Einzelfalle  nicht 
beeinträchtigt  wird. 

2.  Die  Konferenz  der  evangelischen  Geist- 
lichen fand  gleichzeitig  statt.  Pastor  V o o r m a n n in  Werden 
trug  über  die  Stellung  der  evangelischen  Gefängniss- 

g e i s 1 1 i c h e n i n n e r h a 1 b d e r K h e i n i s c h - W e s t f ä 1 i s c h e u 

G e f ä n g n i s s - G e s e 1 1 s c h a f t vor.  In  der  lebhaften  Aussprache 
über  den  V'ortrag  und  die  vorgelegten  Leitsätze  sjrraeh  man  sich  mit 
Entschiedenheit  für  den  in  diesen  ausgedrückten  Wunsch  nach  einer 
innigeren  organischen  Verbindung  der  Gefängniss-Seehsorger  mit  der 
Kirche  aus.  Ob  eine  solche  Verbindung  lieber  durch  Beseitigung 
der  Eigenschaft  des  Gefängnissgeistlichen  als  eines  Staatsbeamten 
oder  etwa  durch  Organisirung  der  Gcfängnissgeistlichkeit  als  einer 
kirchlichen  Körperschaft  innerhalb  des  Staatsbeamtenthums  nach 
Vorbild  der  Militärgeistlichkeit  unter  einem  kirchlichen  Oberen 
hcrzustellen  sei,  darüber  gingen  die  Ansichten  auseinander.  Als 
wünschenswerth  wurde,  jedenfalls  hingestellt,  dass  die  Anstellung  der 
Gefängni.ssgeistlichen  durch  die  kirchlichen  Instanzen  vollzogen  werde. 

Die  Leitsätze  wurden  in  folgender  Fas.sung  einstimmig  an- 
genommen. 

Unter  Hinweis  auf  die  Entwicklung  der  Stellung  des  evan- 
gelischen Geistlichen  innerhalb  der  Itheinisch-Westfälischen  Gefängniss- 
Gesellschaft  erklärt  die  Konferenz  der  evangelischen  Geistlichen: 
a)  Die  schon  vor  50  Jahren  erhobene  Forderung,  dass  die  Gefangenen- 
seelsorgo  ^tiefer  und  inniger  in  den  Organismus  der  Kirche  einge- 
gliedert werden“  müsste,  harrt  noch  der  Erfüllung.  Bei  aller 
materiellen  und  moralischen  Unterstützung,  die.  die  Gefängniss- 
Seelsorge  seitens  der  Provinzial-  und  Landeskirche  in  dankeii.s- 
werthester  Weise  erfahren  hat,  macht  sich  doch  das  Fehlen  einer 
wirklich  organischen  Verbindung  mit  der  Kirche  für  die  amtliche 
und  persönliche  Stellung  der  Gefängnissgeistlichen  beeinträchtigend 
bemerkbar;  b)  Der  hauptamtliche  Gefängnissgeistliche  muss  sich  als 
der  unmittelbar  Beauftragte  — nicht  der  Örtsgeme.inde,  wo  die 
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Gerangenen  gerade  zusammen  kommen,  auch  nicht  der  Heimath- 
geineinde  — sondern  der  Provinzialkirchc  anschen  können,  die  ihm 
diese  bestimmte  Gemeinde  von  abgesonderten  Gliedern  der  Kirche 
zur  Pastorirung  anvertraute. 

3.  Die  Konferenz  der  katholischen  Geistlichen 
behandelte  die  Pflichten  der  Anstaltsgeistlichen  gegen- 
über dem  Fürsorgeerziehungsgesotz.  Pastor  Classen  in 
Düsseldorf-Derendorf  erstattete  den  Bericht.  Seine  Deitsütze  wurden 
m folgender  Fassung  angenommen:  Welche  Pflichten  legt 

das Fursorgeer Ziehungsgesetz  den  Anstaltsgeistlichen 
fp  • Fachkonferenz  der  katholischen  Geistlichen: 

1.  Es  ist  die  Pflicht  des  Anstaltsgeistlichen,  sobald  er  bei  einem  in 
Haft  befindlichen  Jugendlichen  die  Unterbringung  auf  Grund  des 
l'ureorgeerziehungsgesetzes  für  erforderlich  erachtet,  die  Ueber- 
weisnng  zur  Füreorgeerziehung’  in  der  Anstaltskonfcrcnz  so  recht- 
ZBitig  zur  Sprache  zu  bringen,  dass  zwischen  der  Beendigung  der 
Haft  und  der  Unterbringung  keine  Unterbrechung  eintritt.  In 
dringenden  Fällen  ist  vorläufige  Unterbringung  auf  Grund  des  § 6 
des  I'üi-sorgeerziehungsgesctzes  zu  veranlassen.  II.  Hei  in  Haft 
befindhcheii  Jugendlichen,  welche  eine  Gefängnissstrafe  von  mindestens 
b Monaten  zu  verbüssen  haben,  ist,  falls  die  Besserungsthiltigkeit 
erselben  erkennbar  Avird,  die  Unterbringung’  zur  Fürsorgeerziehung’ 
schon  vor  Ablauf  der  Gefängnissstrafe  zu  veranlassen,  damit  die 
weitere  Strafvollstreckung  mit  Aussicht  auf  fernere  Begnadigung  bei 
guter  Führung  des  Jugendlichen  in  der  Fürsorgeerziehung  sistirt 
werde.  III.  In  denjenigen  Fällen,  in  welchen  die  Unterbringung 
eines  Jugendlichen  auf  Grund  des  Fürsorgcerziohuiigsgesctzes  nicht 
unbedingt  orforderlich  erscheint,  wird  es  nöthig  sein,  dafür  Sorge  zu 
tragen  dass  demselben  nach  seiner  Entlassung’  die  nöthige  Scliutz- 
aufsicht  zu  Theil  werde.  IV.  Um  die  Stellung  von  Anträgen  von 
vciscliiedenen  Seiten  zu  verhüten,  empfiehlt  es  sich,  dass  die 
einiathsbchörde  bei  Stellung  eines  Antrags  auf  Fürsorgeerziehung 
ei  inhaftirten  Jugendlichen  dem  Strafanstaltsvorstand  Mittheiluiig 
o !•  1 gemäss  § 4 des  Fürsorgeerziehungsgesetzes 

rioiderliclien  Zustellung  des  Beschlusses  des  Vormundschaftsgericlilcs 
rsciieint  cs  dringend  erwünscht,  dass  die  betreffenden  Jugendlichen 
Oll  einer  etwa  darin  enthaltenen  Charakteristik  derselben  keine 
enntniss  erhalten.  VI.  Der  Gefäng^iissgeistliche  hat  auch  für  die 
ventuell  des  Fürsorgeerziehungsgesetzes  bedürftigen  Kinder,  deren 
Vater  oder  Mutter  sich  im  Gefäng’niss  befinden,  die  Aufmerksamkeit 
er  zuständigen  Behörden  hinzulenken.  VII.  Bei  allen  jugendlichen 
rostitiiirten  unter  18  Jahren  ist  eine  Unterbringung  auf  Grund  des 
jirsorgeerziehungsgpsetzes  anstatt  der  Sitteiikoiitrolle  aiizuslrebeii, 
bei  solchen  über  18  bis  zum  21.  Jahre  empfiehlt  sich,  in  geeigneten 
zuführe  Unterbringung  auf  Grund  der  §§  1666—1838  lierbei- 

j . p.’  Nach  2'/jStündigen  Verhandlungen  vereinigten  sich  diese 
rei  Einzelkonferenzen  sodann  zur  gemeinsamen  Konferenz  der 
um" *101  Geistlichen  und  Vertretern  der  Fürsorgevereine 

R II  ^ dem  Vorsitz  des  Direktor  Pfarrer  Kar  sch  ini 

aikonsaale  der  Tonhalle.  Landgerichtsrath  a.  D.  Köppers  in 
‘ unster  berichtet  über  die  Vorschläge  des  Gcfäiignissvereins  Münster 
ezugiich  staatlicher  Fürsorge  für  Entlassene. 

Blätter  für  Gefängnisskunde.  XXXVI. 
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Vorschläge 

sair 

Herbeiführung  einer  staatlichen  Fürsorge  für  entlassene  Gefangene 

vom  G 0,  f :l  n g n i s s V e r e i n M ü n s t o v i.  W. 

Begründung. 

I. 

1.  Den  Arbeitsfäliigcn  und  Arbeitswilligen,  der  nach  Ver- 
büssung  einer  Freiheitsstrafe  die  Strafanstalt  verlässt,  trifft  eia 
besonderes,  im  Strafg'esetze  nicht  vorgosehtmes,  Uebel,  darin 
bestehend,  dass  ihm  die  Wiedererlangung  der  Arbeitsgelegenheit  in 
hohem  Masse  wegen  seines  bekannt  gewordenen  Anfenthaltes  in  der 
Strafanstalt  erschwert  ist,  da  die  Erfahrung  zeigt,  dass  die_  Be- 
strebungen der  Gefilugnissgesellschaften,  den  Entlassenen  Arbeit  zu 
verschaffen,  unzulänglich  sind.  Der  Staat,  der  die  Strafe  verliängt, 
hat  dafür  Sorge  zu  tragen,  nach  Möglichkeit  diesem  Ue.bel  abzuhclfen. 

Diese  Fürsorge  hat  sich  allerdings  — schon  deshalb  weil  eine 
nachhaltige  Arbeitswilligkeit  sich  als  ausgeschlossen  darbietet  — 
nicht  zu  erstrecken  auf  die  grosse  Gruppe  von  Verbrechern,  die  inan 
als  unverbesserlich  anzusehen  hat;  sie  hat  sich  in  nur  beschränktem 
Umfange  auf  die  Gruppe  zu  erstrecken,  bei  der  ein  erkennbarer 
Hang  zum  Verbrechen,  aber  Hoffnung  auf  Bcssenvng  anzunehmeu 
ist,  in  vollem  Masse  aber  hat  sie  eiuzutreten  gegenüber  der  Gruppe 
von  Verbrechern,  deren  Missethat  nicht  aus  einem  verbrecherischen 
Hange  hervorgegangen  ist. 

2.  Die  Vorstufe  vor  der  Entlassung,  dass  der  Bestrafte  Auf- 
enthalt nehmen  muss  in  einer  Zwischenanstalt,  in  welcher  ihni  ein 
freier  Verkehr  mit  der  Aussenwelt  gestattet  ist,  kennt  unser  Straf- 
recht nicht  und  man  ist  der  Einführung  eines  „progressiv  gehaltenen 
Strafvollzuges“  abgeneigt.  Unser  Strafgesetzbuch  kennt  die  vor- 
lilufige  Entlassung  der  zu  einer  längeren  Zuchthaus-  oder  Gefängniss- 
strafe  Verurtheilten  — §§  23 — 26  — . Diese  hat  eine  Aufsicht  über 
die  Entlassenen,  die  als  freie  Leute  freiwillig  arbeiten  sollen,  zur 
Voraussetzung,  also  fast  uothwendig  die  freiwillige  Arbeit  der  Ent- 
lassenen in  staatlichen  Betrieben. 

3.  Dass  in  den  gesetzlich  zulässigen  Fällen  nicht  Freiheitsstrafe, 
sondern  Geldstrafe  zur  Vollstreckung  kommen,  ist  — bezeichnet 
doch  V.  Liszt  gerade  unsere  kleinen  Landgerichtsgefängnissc  als  die 
Hochschule  für  den  Verbrecher  — im  höchsten  Masse  wünscheus- 
werth.  Dem  Vermögenslosen,  aber  Arbeitsfähigen  und  Arbeits- 
willigen wird  die  Bitte  um  Verhängung  einer  Geldstrafe  häufig  aus 
dem  Grunde  abgeschlagen,  dass  wegen  der  Höhe  des  Betrages  der 
Geldstrafe  doch  die  Gefängiiissstrafe  zur  Vollstreckung  koinnicn 
werde.  Gerecht  tind  nützlich  würde  sein,  dass  Geldstrafen  mittels 
freiwilliger  Arbeit  des  freien  Mannes  abverdient  werden  könnten 
— sei  es  auch  erst  während  längerer  Zeitdauer  — in  staatlichen 
Betrieben. 

II. 

1.  In  unserer  Zeit  ist  bei  der  gewaltigen  Ausdehnung  der 
staatlichen  Betriebe,  dem  Staate  die  Möglichkeit  gegeben,  jedem  aus 
der  Strafanstalt  Entln.ssenen,  der  nach  dem  unter  I ^ Gesagten  als 
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geeipet  — etwa  nach  übereinstimmenden  Urtheilen  des  Strafanstalts- 

vorstehers,  des  I.  Staatsanwalts  und  des  Strafkammervorsitzenden  

sich  dartietet,  auf  sein  Begehren  passende  Arbeit  zu  geben  in  einem 
staatlichen  Betriebe  während  einer  angemessenen  Zeit,  in  der  er 
auch  den  Nachweis  führen  kann,  dass  er  den  nicht  bestraften 
Arbeitsnehmwn  wieder  gleich  geachtet  zu  werden  würdig  ist.  Die 
ahJ  der  willigen  wird  — zu  vergl  II , — nicht  übermässig  gross  sein. 

der  Sache  von  einer  zu  errichtenden 
muptstelle  ans,  wird  die  Einschiebung  der  zu  Beschäftigenden, 
dcpn  mp,  ohne  dass  dem  Staate  dadurch  Kosten  entstehen,  durch- 
gahcnds  freie  Eisenbahnfahrt  zum  Bestimmungsorte  gewähren  kann 
nur  geringe  Betriebsstörungen  herbeiführen.  ’ 

Mal.  Beweise  seiner  Willigkeit  und  zur  Ausgleichung  der 

Mühewaltung  des  Staates  würde  der  Entlassene  sich  in  dem  staat- 

niedrigeren , als  dem  üblichen 
in«,!  . li  ' besonders  guten  Leistungen  Nachvergtttung 

geben  inü^eT  bestimmten  Abzug  — zufrieden 

vnii«  p3i  Uebrigen,  ganz  nach  Art  der  Unbestraften  in 

wii  arbeiten,  ähnlichen  Bestimmungen  über  den  Widerruf, 

und  auf”  R.-Str.-G.-B.  entlialten  sind,  zu  unterwerfen, 

ZflinW  Leistungen  ihm  ein 

aiipches  Zeugniss,  welches  ihm  als  Wiedorcinsetzun|-szeugniss  in 

p.ihn-i  unbestraften  Arbeitsnehmer  wird  dienen  können,  zu 

cuneuen  sein. 

III. 

S®gcn  die  Beschäftigung  der  Bestraften  in  den 
d«  Betr'eben  geltend  gemachten  Bedenken  kommt  die  Gefahr 
durch  Diebstahl  oder  Betrug  Schaden  zu  leiden,  sclion 
in  Betracht  Auswahl  der  zu  gebenden  Beschäftigung  wenig 

dmip.  aus  demselben  Grunde  ist  kaum  eine  ernste  Gefähr- 

t,  der  übrigen  Arbeiter  der  Anstalten  anzunchmen. 

Arlipif^  Ras  Gefühl  einer  Kränkung  ihrer  Ehre  werden  die  übrigen 
arhpa„'^  Angestellten , wenn  sie  mit  Bestraften  zusammen 

wptiio-p”  und  die  Bestrafung  bekannt  wird,  doch  in  viel 

pinnf^^J^'"  wegen  des  bei  ihnen  vorhaiidcnen  Bewusstseins 

und  A?””’  u *1®  edelsten  Gi-ünden  der  Gerechtigkeit 

hervorgegangene  staatliche  Anordnung  zum 
Rpfii.,,1.,  **'^®j?’**^  *"*'■'  *^®*'  nach  sorgfältiger  Prüfung  als  geeignet 
Rptriphp”^*^  ^ohRhat  der  Beschäftigung  in  den  staatlichen 

Wip.i  nach  ihrer  Entlassung  aus  der  Strafhaft  zum  Zwecke  der 
'ledereinsetznng  zu  Tlieil  werde. 

Antrag 

^<*1  dem  Hause  der  Abgeordneten : 
den  betreffenden  Ressortministern : 
dahin  vorstellig  zu  werden, 


^ All  yVcldl.ll^ 

MiiiUtp  Anlehnung  an  die  gemeinschaftliche  Verfügung  de.s  Her 
189A  j Innern  und  des  Herrn  Jiistizministers  vom  i:i.  Ju 

'**'  ®'  II  S.  7231  und  J.-M,  1 357G)  betreffend  die  Fiirsori 
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für  entlassene  Gefangene  staatlicherseits  Fürsorge-Bestiunmingen  in 
(lein  Sinne  getroffen  wei-den,  dass 

1.  den  durcli  die  Krleidung  einer  Freiheitsstrafe  arbeitslos 
gewordenen  Arbeitswilligen  und  Arbeitsfäbigen  in  geeigneten 
Filllen  thunlichst  Gelegenheit  zur  Arbeit  geboten  werde  und 
zwar  durch  Annahme  ihrer  Arbeitsdienste  in  staatlicben  Betrieben 
während  einer  angemessenen  Zeit  nach  Verbüssung  der  Freiheits- 
strafe, und  dass 

2.  erkannte  Geldstrafen  abverdient  werclen  können  durch 
freie  Arbeit  des  Bestraften  in  staatlichen  Betrieben,  auch 

3.  die  Anwendung  der  Rechtswohlthat  der  vorläufigen  Ent- 
lassung im  Sinne  der  §§  23  ff.  R.-Str.-G.-B.  nach  Massgabe  des 
zu  1 Gesagten  möglichst  gefördert  werde. 

Direktor  S c h e 1 1 m a n n in  Brauweiler  erstattete  den  Mitbericht 
und  suchte  die  den  Vorschlägen  des  Referenten  entgegenstehendeii 
Bedenken  durch  praktische  Winke  zu  zerstretien. 

In  der  Aussprache  über  die  Vorschläge  wurden  allerdings  die 
grossen  Hindernisse.,  die  der  Ausführung  dieser  idealen  Vorschläge 
entgegenstehen,  mehr  hervorgehoben  als  Gedanken  zustiinmender 
Art.  Schliesslich  nahm  man  eine  Resolution  des  Ausschusses  an, 
wodurch  der  erste  Antrag  des  Vereins  Münster  in  aussichtsvollerer 
Fassung  aiifgenommen  wird.  Danach  soll  der  Ausschuss  „bei^  den 
Ressortministern  dahin  vorstellig  werden,  dass  der  grundsätzliche 
Ausschluss  bestrafter  Personen  von  der  Arbeit  in  Staats- 
betrieben aufgegeben  und  bei  den  Kommunalbebördcn  auf  ein  gleiches 
Verfahren  hingewirkt  werde“.  Antrag  2 und  3 des  Vereins  Münster 
Avird  von  der  Tagesordnung  abgesetzt  und  deren  Berathung  späteren 
Verhandlungen  Vorbehalten. 

Nach  diesen  anregenden  und  anstrengenden  Verhandlungen 
sammelten  sich  sehr  zahlreiche  Theilnehmer  zu  dem  gemeinsainen 
Mittagessen  im  Festsaale  der  Tonhalle,  wo  der  Avürdige  Senior  der 
Gesellschaft  der  81jährige  Oberstaatsanwalt  Ir  gähn  zu  Hamm  ni 
sympathischer  Rede  einen  Rückblick  auf  die  Geschichte  der  Gesell- 
schaft warf  und  zum  Aveiteren  Ausharren  auf  der  erfolgreich 
beschrittenen  Bahn  anfcueide.  Auf  dem  historischen  Ananasberg  des 
Hofgartens  Avurde,  Avie  üblich,  das  Kaffeestündcheu  zugebracht, 
dann  aber  zog  es  die  Eifrigsten  zu  neuer  Arbeit:  Auch  die 
A n s t a 1 1 s 1 e b r e r hatten  noch  ihre  Fachkonforeiiz  und  besprachen 
sieh  nach  einem  oindringenden  Bericht  des  Lehrers  J o n d c r,  Siegburg 
über  die  Lektüre  der  Gefangenen.  Hier  kamen  im  wesent- 
lichen dieselben  Grundsätze  zur  Geltung,  die  aut  dem  Nürnberger 
Kongress  festgestellt  sind.  — 

Die  eigentliche  Generalversammlung  fand  am  folgenden 
Tage,  den  4.  Oktober  statt.  Ihr  gingen  A'oran  Morgonandacliten, 
für  die  katholischen  Theilnehmer  eine  Messe  in  der  nahegclegencn 
herrlichen  Marienkirche,  für  die  Evangelischen  eine  Andacht,  die  von 
Konsistorialrath  Z i 1 1 e s s e n in  Münster  mit  einer  herzerhebenden 
Ansprache  geleitet  Avurde.  Präses  K a r s c h eröffnete  die  General- 
versammlung mit  Begrüssuug  der  zahlreich  erschienenen  Gäste  und 
Vertreter  der  Behörden  und  verlas  sodann  den  Jahresbericht.  Diesem 
ist  Folgendes  zu  entnehmen: 

Unser  Geschäftsjahr  stand  durchaus  unter  den  Nachwirkungen 
der  vorjährigen  so  anregend  und  erhebend  verlaufenen  General- 
A'ersamnilung  xind  unter  dem  Zcicbcn  des  Fürsorgeerziebungsgesetzes 
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selbst.  Der  Jatiresbericht  mit  den  bedeutsamen  Verhandlun--en  des 
letzten  Jahres  wurde  wieder  in  1300  Exemplaren  verbreitet  und  fand 
allenthalben  den  grössten  Anklang  Die  Bestellungen  auf  deu  Bericht 
waren  diesmal  besonders  zahlreich.  Auch  unmittelbar  betheiligten 
wir  uns  an  der  Interessirung  für  diese  wichtige  Angelegenheit,  indem 
venschiedene  Vertreter  des  Ausschusses  und  der  Hauptagent  auf 
zahlreichen  Konferenzen  und  in  Zeitschriften  hierzu  niitwirkten. 
Ues  Weiteren  hcabcii  uns  die  eigentlichen  Fürsorgeangcleffenheiten 
uimus"esetzt  beschäftigt.  AViederholt  traten  Fürsorgegesuche  an  den 
Außchuss  selbst  heran,  ohne  dass  dieser  sie  einzelnen  Lokalvereinen 
üiute  überweisen  können,  Zur  Bearbeitung  solcher  Fragen  wurde 
emo  besondere  Fürsorgekomraission  einstweilen  eingesetzt,  die  sich 
diel  liege  der  Fürsorgesachen  innerhalb  des  Ausschusses  angelegen 
sein  lassen  sdlte.  Das  schon  im  vorigen  Berichte  erwähnte  Ver- 
zeichmss  der  Pfarrer,  die  sieh  auf  unsere  Anregung  zur  Verwaltung 
der  ArbeitsprUinie  bereit  erklärt  haben,  wurde  mit  1162  Namen 
gwiruckt  und  durch  die  königl.  Regierungen  den  Anstaltsverwaltungen 
zur  Benutzung  überwiesen.  Auch  die  Seelsorge  an  kleinen  Gefäng- 
niRsen  wurde  durch  die  Verbreitung  eines  Erlasses  des  Vorstandes 
v„  konigl.  Oberlandesgerichts  in  Köln  gefördert.  Ebenfalls  dem 
orgeiien  des  königl.  Oberlandesgerichts  verdanken  wir  eine 
oecieutende  Vermehrung  unserer  Hülfsvereine.  An  den  Sitzen  der 
I ” Amtsgerichte  der  Provinz  wurden  Gefüngnissvereine  ins 
cLoen  gerufen,  die  sich,  soviel  wir  wissen,  sämintlich  unserer  Gesell- 
schaft angeschlossen  haben. 

ninn  Ausschuss  wurde  vertreten  auf  den  Generalvcrsaninilungeu 
einer  Reihe  unserer  Tochtergesellschaften  und  Hülfsvereine.  Die 
I evangelischen  Ge.fängnissgcistlicheii  fanden  unter 

"\r  » ■ zahlreicher  Bottieiligung  fünf  mal 

fli'or.’,,  Untcr.Rtützuiig  emiifingen  wir,  wie  früher,  durch 

in  ,1  Tr®  ^“’ehenkollekte  beider  Provinzen,  die  sich  so  ziemlich 

wii-  hielten.  — Dem  Herrn  Minister  des  Innern  haben 

iinep*''*  eie  erneute  Bewilligung  des  Stajitszuscliusses  von  1350  Mark 
Mii.rS  ’ D^nk  auszusprechen.  Von  unserem  früheren 

whJhI.  i*'’  Adolph  G u m p r e c h t,  der  in  Meran  verstarb, 

DioQo  c!  Gesellscliaft  ein  Vermäciitniss  von  3000  Mark  zugewendet, 
schafi  1-  '' gab  Anlass  zu  dem  Beschlüsse,  für  unsere  Gc.sell- 
Biii-mo.i-a  eines  eingetragenen  Vereins  auf  Grund  des 

Revi  • ' ®®**®*’Zbuches  nachzusuche.n.  Die  hierzu  nothwendigo 
iipiinn*Q*  ► wurde  vorgenommen,  und  der  Entwurf  der 

öatzungeu  liegt  Ihnen  lieute  zur  Besclilussfassung  vor. 

Es  folgte  der  Kassenbericht  und  die  Vorstandswahleii. 


es  sirh^!**  folgenden  Punkt  Statutenrevision  handelte 

tioiipli  ''lA  die  Vornahme  einiger  Ergänzungen  und  redak- 

1826  rf”  ■"^'Klerungen  zu  den  altehrwürdigen  Grundgesetzen  von 
Verpin”'.*^  ■ *'  beschlossene  Eintragung  der  Gesellschaft  in  das 
wiplii'  unumgänglich  waren.  Sodann  um  die  vielleicht  noch 

Frage,  in  welcher  Form  und  Verfassung  die  Gesellschaft 
koliif  h als  das  anerkannt  und  bestellt  werden  könnte,  was  sic  that- 
fano-p''*  Jahre  gewesen:  nämlich  als  Ccntralstelle  der  Ge- 

8 nen,  Fiir.sorgc  für  Rheinland  und  Westfalen. 

"crii-hf.'»'*^^^  provinziellen  Centralstellen  sollen  nämlicli  jetzt  ein- 
j|  'Verden  bezw.  sind  theihveise  schon  eingerichtet  worden,  die 
irem  halbamtlichen  Charakter  der  Regierung  al.s  Organ  für  die 
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Verwaltung'  der  zu  ttberwcisendeu  staatlichen  Gelder  für  Fürsorge- 
zwecke  zu  dienen  haben.  Diese  Frage  wurde  allseitig  erörtert  und 
entschieden  bejaht,  der  vom  Ausschuss  vorgelegte  Satzung.sentwurt 
aber  als  für  diesen  Zweck  noch  nicht  genügend  bezeichnet.  Die  Ver- 
sammlung nahm  folgende  vom  Herrn  Oberlandesgerichtspräsidenteii 
II  a m m beantragte  Resolution  an : 

„Die  Generalversammlung  erachtet  cs  für 
dringend  w ü n s c h e n s w e r t h,  dass  die  Rheinisch- 
Westfälische  Gefängn  iss -Gesellschaft  unter  Wahr- 
ung ihres  Charakters  als  freie  Vereinigung  zur 
Ccntralstelle  der  Gcfa  n ge  nen-Für  sorge  für  Rhein- 
land und  Westfalen  bestellt  werde.  Der  Ausschuss 
wird  gebeten,  die  hierzu  erforderlichen  Schritte 
z u t h u n , insbesondere,  s o w e i t n ö t h i g , e i n e A e n d e r- 
u n g d e r S a t z ü n g c n d e r G c s c 1 1 s c h a f t zu  entwerfen 
und  zu  d e r e n G e n e h m i g u u g eine  ausserordentliche 
Generalversammlung  e i n z u b o r u f e n“. 

Nunmel.r  hielt  der  frühere  Hauptagent  Herr  Superintendent 
Dr.  von  Kobli  nski-Eilsleben  eine  herzliche,  tiefergreifende  Fest- 
an-sprache  zum  75  jährigen  Bestehen  der  Gesellschaft,  in  der  er  nament- 
lich den  Gedanken  betonte,  dass  die  Gesellschaft  grundsätzlich  und 
thatsächlich  nie  ein  bloser  Fürsorge  verein  für  Entlassene  gewesen 
sei,  sondern  stets  auf  „die  wohlthUtigen  Einwirkungen  während 
der  Haft“  sich  habe  angelegen  sein  lassen.  Dieses  Wirken  für  die 
Hebung  des  Gefängnisswesens  sei  auch  von  massgebender  Seite 
gebührend  anerkannt  worden.  So  hat  beim  50  jährigen  Jubiläum  1876 
das  Ministerium  des  Innern  einen  Erlass  herausgegeben,  in  welchem 
es  heisst: 

Die  Rheinisch-Westfälische  Gefängniss-Gesellschaft  hat  neben 
ihrem  Wirken  für  die  Besserung  der  Gefangenen  eine  nicht  minder 
erspriessliche  Thätigkeit  dem  Fortschritte  und  der  Ausbildung  des 
Gefängmisswesens  zugewendet.  Ich  erkenne  es  gerne  an,  dass  die 
von  ihr  amsgegangenen  Vorschläge  vielfach  den  Anlass  zur  Beseitigung 
von  Uebelständen  und  zur  Anbahnung  von  Reformen  gegeben  haben 
und  ich  ersuche  Ew.  Hochwürden,  als  den  langjährigen  bewährten 
Leiter  der  Gesellschaft  ganz  ergebenst,  diese  meine  dankende  An- 
erkennung zugleich  mit  meinem  aufrichtigen  Wunsche  für  das 
fernere  Gedeihen  des  Vereins  bei  Gelegenheit  des  bevorstehenden 
Stiftungsfestes  zur  Kenntniss  der  Versammlung  zu  bringen. 

gez.:  Graf  Eulenburg. 

Ebenso  hoben  die  nun  folgenden  Begrüssungsreden  des  Vor- 
sitzenden des  Verbandes  der  deutschen  Schutz  vereine  des 
Geheim.  Ober-Finauzraths  Fuchs  in  Karlsruhe  und  des  Vertreters 
des  Zweitältesten  deutschen  G e f ä n g n i s s v e r e i n s des  K auf- 
manns  B i 8 c h 0 f f aus  Berlin  diese  Verdienste  der  Gesellschaft 
nachdrücklich  hervor.  Der  Vorsitzende  des  Vereins  der  deutschen 
Strafanstalt.sbcamten,  Regierungsrath  Dr.  v.  E n g e 1 b e r g,  war  leider 
im  letzten  Augenblick  dienstlich  verhindert  worden,  persönlich  an  der 
Feier  iheilzunehmen  und  beglückwünschte  uns  telegra])hisch.  Ebenso 
erhielten  %vir  von  dem  Oberpräsidenten  der  Rheinjtrovinz,  Excellenz 
Dr.  Nasse,  ein  sehr  sympathisches  Telegramm,  in  dem  es  unter 
anderem  hicss:  „Möge  tlie  Ai'bcit  der  Gesellschaft,  die  nunmehr  auf 

mr  7o  jähriges  Bestehen  zurückblicken  darf,  auch  fernerhin  von  reichem 
Segen  begleitet  sein  und  ihre  Fürsorge  für  das  Wohl  der  Gefangenen 
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und  Entlassenen  in  iniiner  weiteren  Kreisen  der  Hovölkermi"’  An- 
eikenmiiig-  und  Föiderung  finden“.  Auch  die  früheren  Hauntaffenten 
t astor  b e h e f f e r in  Harburj;-  und  Superintendent  S t u r s b e r k in 
Bonn  richteten  an  die  Gesellschaft  ticfeinpfmidenc  Glückwunsch- 
schreiben. Endlich  begrüsste  die  Versammlung  Herr  Professor 
Gescllschiift i^räsident  der  dortigen  nationalen  Gefängniss- 

Darauf  wurde  über  die  Verhandlungen  der  5 Fachkonferen/,en 
des  vorigen  Tages  berichtet  und  die  dort  augenommenen  Leitsiltze 
der  Gener.alversammlung  vorgelegt. 

n n. . Hauptereigniss  des  Tages  war  aber  der  Vortrag  des  Geh. 
laths  Professor  Dr.  W a c h in  Leipzig,  dessen  gewinnende  Per- 
sönlichkeit und  ausserordentliche  Gedankenschilrfo  allen  Besuchern 
unserer  letzten  Strafanstallsbeamten-Kongresse  ja  wohl  bekannt  ist. 
fci  sprach  über  die  Zukunft  unseres  Strafrechts  in  prägnantester, 
arster  und  geistvollster  Weise,  eine  ganze  Fülle  der  wichtigsten 
ifcfoniigedauken  aus  dem  Schatz  seines  Denkens  und  seiner 
Erfahrungen  ausstreuend. 

ih«^.- grundsätzliche  Erörterungen  üfcer  Strafrechts- 
nsorien  und  I robleme  einzulassen,  zog  Redner  vielmehr  das  Fazit 
einer  wissenschaftlichen  Beobachtungen  über  Strafvollzug  und  Straf- 
Bannerklärung,  welche  desungeachtet  vou  mancher 
a nw.  lur  unser  Strafensystem  ausgesprochen  wird,  ist  auf  das  richtige 
ir»**-  ^“^'^^“,^^führen.  Die  unverhältnissmässige  Steigerung  der 
Krmmiahiät  kommt  auf  das  Konto  der  Rückfälle,  nicht  das  des 
Allo  , *"®”*’'Bgents  und  dort  wiederum  der  männlichen  Bevölkerung. 
11110-0  I c / w erklärenden  und  abmildernden  Umstände 

oeaciitet,  ist  aber  der  Zustand  keineswegs  befriedigend  und  fordert 
npnd  die  Revision.  Die  Frage,  tvas  wir  durch  sie  erreichen 
kehl"  köimcn,  ist  nicht  schon  erschöpfend  beantwortet  mit  den 
General-  und  Spezial -Prävention,  nicht  erledigt  mit 
in  v„  unseres  Strafensystems  und  Strafenvollzugs,  etwa 

iiii.i  ^iner  richtigeren  Behandlung  der  Jugendlichen 

Bpvia- Defekten.  Wir  bedürfen  einer  scharfen 
iW  M .1  j B-t'gulirung  zwischen  strafbarem  und  straflosem  Handeln, 
unsoro*^  Technik  unserer  Legislative  und  dementsprechend 

einfroi*^  Strafgesetze.  In  die  nähere  Ausführung  dieser  Gedanken 
Redner  zunächst  die  sog-enannte  unbestimmte 
bei-iiii'l*  Unschädlichmachung  des  Verbrechers  ab,  und 

rehti'i  Bedingte  Verurtheilung  als  beschränkt  brauchbar  und 


leirioi  "“«'luieiiien  rrageil  uiKl  üogruiuiet  1.  den  «atz:  Wir 

1pI-/1o  . Uebermass  der  Strafgesetze  und  Strafverfolgungen, 

Ul  oi!*^®  verinögi!  des  anfechtbaren  Legalitätsprinzips.  2.  Wir  leiden 
ler  verfehlten  gesetzgeberischen  Methode. 

"•pnm  ®'Bstündige  Vortrag  wurde  mit  grösstem  Beifall  auf- 
scliwe**”** meisten  Hörer  hatten  das  Gefühl,  dass  cs 
Hölip  solche  rednerische  Leistung  eine  auf  gleicher 

mici  t • anzuknü|)fen.  Nur  Herr  Oberlandes- 
Erp-iii . Sch  in  öl  der  in  Hamm  gab  noch  einige  werthvolle 
den  "'Bi'in  er  betonte,  unser  Strafrecht  dürfe  sich  nicht 

oui,  ‘^‘^‘■‘■^Bt.ercssen  dienstbar  machen;  es  müsse  gestraft  werden 
V Mi  '*1  zweiter  Linie  „«<•  peccetur".  Direktor 

chaelis  sprach  sich  für  Abschaffung  der  Polizei-Aufsicht  uml 
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der  Ehrverhiststrafen  .111«.  Oberliuides>>'erichtsprilsidciit  Hamm  in 
Köln,  den  die  Versammlung  zuvor  znin  Klireninitglied  der  Gesellschaft 
ernannt  Jiatte,  beschloss  die  Verhandlungen  wirkungsvoll  mit  dem 
beredten  Ausdruck  seiner  wesentlichen  Uebereinstimmung  mit  dem 
Vorti-agenden  — besonders  des  AViders])ruchs  gegen  die  formalistische 
Behandlung  und  Anwendung  des  Strafrechts  — und  seiner  Bewunderung 
für  die  glänzende  Behandlung  des  Themas. 

Nach  4‘/5Stündiger  Tagung  schloss  der  Vorsitzende  sodann  die 
Generalversammlung.*) 

Dr.  V.  Rohden. 


Aus  dor  Statistik  der  zuiu  Ressort  des  königl.  preuss. 
Mluisteriiiins  des  Innern  gehörenden  Strafanstalten  und  Gefäng- 
nisse seien  die  nachstehenden,  die  Sanitätsvorhäitnisse  der  Ge- 
fangenen betreffenden  Angaben  für  das  Berichtsjahr  1898/99  vor- 
geführt (Statistik  etc.  etc,,  Berlin  1900): 

Der  Verwaltung  des  Ministeriums  des  Innern  unterstehen  34 
Strafanstalten  zur  Aufnahme  der  zu  Zuchthausstrafe  Verurtheilten 
und  18  grössere  Gefängnisse  zur  Aufnahme  von  Gefängniss-,  Haft- 
und  Untersuchungsgefangenen.  Die  Zahl  der  in  diesen  52  Anstalten 
detinirten  Gefangenen  betrug  am  31.  März  1899:  24648.  Dem  Justiz- 
ministerium waren  unterstellt  1030  Gefängnisse  zur  Aufnahme  von 
Untersuehungs-  und  Strafgefangenen  (GefUngnissstrafe,  Haft  und 
geschärfte  Haft).  Zuchthausgefangene  sind  gänzlich  ausgeschlossen. 
Die  Durchschnittszahl  der  Gefangenen  betrug  33018. 

Dem  Ministerium  des  Inncni  unterstanden  ausserdem  5 Er- 
ziehungsanstalten für  Jugendliche  im  Alter  von  12  bis  18  Jahren, 
welche  wegen  mangelnder  Einsicht  freigesprochen  und  der  Zwangs- 
erziehung überwiesen  sind.  In  diesen  x\nstalten  waren  am  31.  März 
1899  untergebracht  582  Zöglinge. 

In  den  Zuchthäusern  w'aren  1898/99  im  täglichen  Durchschnitt 
detinirt  16151  (gegen  16  394  im  Jahre  1897/98,  18058  im  Jahre  1893/9f 
18241  im  Jahre  1888/89).  Die  schwere  Kriminalität,  d,  h.  die  mit 
Zuchthaus  bestrafte  Verbrecherzahl,  steht  1898/99  um  31,5  % günstiger 
als  im  Jahre  1869  und  um  46,5  % als  1881/82,  in  welchem  Jahre  die 
Durchschnittszahl  21073  betrug. 

In  den  Strafanstalten  waren  4651  Einzelzellen  für  durch- 
schnittlich 16 151  Gefangene  vorhanden  oder  28,8  \ ; in  den  Gefäng- 


, , A e r k ung.  Der  vollständige  Juhicsbericht  mit  der  .'lustührlichen  Wieder- 

gabe der  Verhandlungen  und  dem  Wortlaut  der  gehaltenen  Vortriige  ist  soeben  er- 
schienen und  zum  Preise  von  75  Pfennig  bei  dem  Geschäftsführer  der  Gesellschalt, 
Pastor  Dr.  v.  Rhoden  in  Düsseldorf,  zu  haben. 


. Inshesondcrc  m.ichen  wir  aber  aufmcrk-.am  auf  die  zur  Jubelfeier  herausgegebene 

bestschi  ift;  Die  Geschichte  der  Rhein-Westfälischen  Gcfäiigniss- 
\ *^1»*^.  -'i*^  " “Vf  steifen  die  Begründung  und  Entwickelung  der  Gcscllschifl 

dailcgt,  Uber  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  Gencral-Vers.aminlungen  authentisch 
beiiehtct  und  eine  Reihe  buchst  interessanter  Dokumente  aus  der  Vorgeschichte  und 
'vsiemsC  ’t"’  mitthcilt.  Ausserdem  enthält  der  Anhang  ein 

f'e'eo  b 1 '«■■^9“-;'’"'’*®  s'®''  Themata,  die  auf  den  lahresvcrsammlungen  der 

ler  re  eoLs  tabellarische  Uebersichten  über  die  Leistunt 

der  Gesellschatt  und  ihre  zahlreichen  Toehtervereine. 

Wie  oben. 


Ticis  Mk.  1,50,  IJczui^squclli 
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Dissen  3908  für  durchschnittlich  8165  Gefangene  oder  47,9  7„.  Seit 
1869  ist  die  Zahl  der  Zellen  von  3247  auf  8560  vermehrt.  In  den  Straf- 
anstalten sollen  vor  Allem  die  jüngeren  Gefangenen  (18  bis  30  Jahre 
alt)  und  von  den  filteren  die  noch  nicht  wicdcx'holt  vorbestraften  ihre 
Strafe  in  Linzeihaft  verbüsscii.  Iii  den  Gefängnissen  sollen  zunächst 
die  Uiitersuchungsgefangenen,  dann  die  jugendlichen  (12  bis  18  Jahre 
alten),  dann  die  jüngeren  (18  bis  30  Jahre  alten)  und  endlich  die 
alteren  noch  nicht  wiederholt  vorbestraften  Gefangenen  in  den  Zellen 
gehalten  werden. 


^on  der  Gesammtzahl  der  20399  m.innlicheu  Zuchthaus- 
gefangenen wurden  7823  oder  38,3  %,  disziplinarisch  bestraft,  61,7  % 
blieben  straffrei  (12  körperliche  Züchtigungen,  Arrest  7131  (5  Latten- 
arrest) bei  Männern  und  1171  bei  Weibern,  andere  Strafe  11949  bei 
Miinnern  und  2086  bei  Weibern). 

Von  166  Anträgen  auf  vorläufige  Entlassung  für  Zuchthaus- 
pfangen^e  wurden  48  = 28,9  7„  genehmigt;  auf  7404  Entlassungen 
kamen  5o  vorläufige  Entlassungen  = 0,76 

lof  Verpflegung  der  Gefangenen  geschieht  nach  dem  Grund- 
annähernd  die  von  Physiologen  für  die  Er- 
r) e vi" ^ eines  erwachsenen,  nicht  schwer  arbeiten- 
geforderten  Nährwerthe  gegeben 
rnen.  In  der  täglichen  Kost  verhält  sich  das  animalische  zu 
m vegetabilischen  Eiweiss  wie  1 : 3.  Die  Kosten  der  Verpflegung 
nnd  Tag  30,7  Pfennig.  Die  (befangenen  dürfen 
' n pisatznahrungsinittel  für  nicht  mehr  als  5 Pfennig  für  den  Tag 
c u Arbeitsbelohnuiig  beschaffen ; aufgewandt  wurde  im  Durch- 
schmtt  pro  Tag  und  Kopf  1,4  Pfennig. 

Knm  ländwirthschaftlichen  Kulturarbeiten  für  Staats-  und 

sowie  für  Private,  sind  ca.  1000  Zuchthaus- 
verwandt  worden,  und  zwar  solche,  die  mindestens  ein 
Milkt ' verbüsst,  sich  gut  geführt  haben  und  deren  Strafrest 

Fntu.a"’®"^'  “ ® Solche  Arbeiten  waren  Aufforstungen, 

»rhi.it  von  Moorstrecken,  Meliorations-und  Dammkultur,  Deich- 

WairiÜ  Kanalbauten,  Ent-  und  Bewässerungsanlagen, 

j.  p Die  sonstige  Beschäftigung  der  Gefangenen  besteht  in 

von  Bedürfnisse  der  einzelnen  Anstalten  (Ilerstellimg 

in  und  sonstigen  Bedarfsgegenständen),  dann 

behiir , ^^^dung  von  Gebrauchsgegenständen  für  Reichs-  und  Staats- 
Klpiii.  *?.**'*u Gütlich  für  die  Heeresverwaltung  (Anfertigung  von 

.Südlich  auch  in  Anfertigung  von  an  Unternehmer 
ist  J'oili,  ^u^ustriearbeiten.  Die  Zahl  dieser  Arbeiterkategorieen 
■st  seit  1869  von  73  % auf  45,7  % herabgemindert. 

bpstnt,y°an  uiännlichcn  Zuchtbäuslcm  erkrankten  im  Diu-chschnitts- 
erstPro*  100  weiblichen ; im  Lazareth  wurden  von 

Revie^'*  v”  letzteren  79  % behandelt,  25,4  % und  21,0  "/o  •'» 

iin  nf,.  4®®  Gefängnisssträflingen  waren  von  100  Gefangenen 
von  ,v"^"®*^*’'ü*'tsbestande  erkrankt  43,6  Männer  und  54,6  Weiber; 
Weihn'*^*'”T behandelt  67,9  % der  Männer  und  70,9  °/o  der 
erkrankt™  Gazareth,  32,1  % bezw.  29,1  % im  Revier.  Die  Anzahl  der 
zahn  a-  ”'^unlichen  Zuchthäusler  betrug  4703  (bei  21  840  Gesainint- 
»pfai  "weiblichen  1091  (bei  3540);  die  erkrankten  Gefängnis.s- 

tbei  10154^  beliefen  sich  auf  .3013  Männer  (34  167)  und  413  Weiber 
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An  Infektionskrankheiten  wurden  liehandelt  737  männliche  und 
194  weibliche  Zuchthäusler ; 577  männliche  und  14G  weibliche  Ge- 
fängnissg'efangene.  Unter  diesen  sind  hervorzuhebon : 


/uchthausßcfangcnc 

1 

j Gefüngnissgefangene 

munnlichc 

1 männliche 

weibliche 

Kose 

1 

! 45 

24 

32 

8 

Unterleibstyphus 

! 36 

126 

2 

13 

Influenza 

457 

206 

53 

Diphtherie 

3 

4 

5 

7 

Cent.  Augeuentzündung  . . 

63 

2 

— 

Krätze 

Von  anderen  Krankheite 

26 

m sind  no 

15  278 

1 ll 

ch  zu  nennen; 

38 

Tuberkulose  ' 

! 289  1 

50 

1 95 

1 7 

Geisteskrankheit 223  | 

Die  Anzahl  der  Gestorbenen  betn 

17 

lg: 

1 64 

1 7 

Todesfälle 

213 

1 42  1 

II 

1 ^ 

Vom  Durchschnitt  . Proz. 

1,48 

1 1,SG  ! 

11  0,83 

1 1,06 

Die  wichtigsten  Todesursachen  waren : 


ln  den  Zuchthäusern 

In  den  Gefingnissen 

männliche 

weibliche  ; 

männliche 

weibliche 

Tuberkulose 

! 75 

16 

17 

2 

Proz.  aller  Gestorbenen 

35,2 

38,1 

29,8 

25,0 

Infektionskrankheit  , 

17 

3 

6 

— 

Proz.  aller  Gestorbenen 

7,9 

7,1 

10,5 

— 

Selbstmord 

13 

9 

— 

Proz.  aller  Gestorbenen 

6,1 

— 

15,8 

Epidemieen  sind  in  diesem  Jahre  nicht  beobachtet  worden.  Die 
Massnahmen  gegen  die  Weiterverbreitung  der  Tuberkulose  (Trenuung 
der  Tuberkulösen  von  anderen  Gefangenen,  Unschädlichmachung  des 
Auswurfes,  Desinfektion  der  mit  den  Kranken  in  Berührung  ge- 
kommenen Gegenstände)  werden  sorgfältig  durchgeführt. 

Bei  der  Strafanstalt  zu  Moabit  ist  eine  Abtheilung  für  55 
geisteskranke  Verbrecher  eingerichtet,  in  welcher  Geistesgestörte  oder 
der  Geistesstörung  verdächtige  Gefangene  aufgenounnen,  um  dort 
einem  Heil-  und  Beobaebtungsverfahren  unterzogen  zu  werden.  Seit 
dem  1.  April  1898  ist  eine  solche  für  39  Gefangene  bei  dem  Gefäng- 
nisse in  Breslau  errichtet  und  je  eine  Abtheiluug  bei  den  Straf- 
anstalten in  Graudenz,  Münster  und  bei  dem  Gefängnisse  in 
Köln  gebaut.  Dr.  Ikter. 
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Neuer  Verein  der  Beamten  der  österreicliisclien 
Äwaiigsnrbeits-  und  Besserungs-Anstalten.  Es  aiiiff  uns 
folgendes  Zirkular  zu : “ ® 

Die  Beamten  der  österreichischen  Landes-Zwangsarbeits-  und 
ßesseruiigs-Anstalten  haben  gelegentlich  der  am  28.  und  29.  Mai  1 J 
ri'L  Tfl”  ®^S®halteneu  Versammlung-,  bei  welcher  fast  sämmtliche  in 
österreichischen  Krone  bestehenden  Zwangsarbeits- 
und  Besserungs-Anstalten  vertreten  waren,  beschlossen,  einen  Verein 

Hebung  und  Weiter- 

»nsj,estaltuiig  dieser  Anstalten  zu  fördern  und  dadurch  insbesondere 
itgieiiTutSem*^  wirksam 

wider  A!l;eifc”‘^i  Zeitraunies  von  16  Jahren,  seitdem  die  Gesetze 
i^  Wrtc^  ""‘l  90  vom  24,  Mai  1885) 

Geselle  Erfahrung  gemacht  worden,  dass  diese 

dass  ,L  " ■'^"gemeinen  von  einem  wohlthiltigen  Einflüsse  waren, 
Ind  Resll  wieder  der  Umstand,  als  die  Zwangsarbeits- 

mamd^faehe"ve^"^‘*i*®"u  Verwaltung  der  Lilndei-  stehen, 

SiÄl  Verschiedenheiten  in  der  Durchführung  dieser  Gesetze 
des  dadurch  einer  allgemeinen,  merkbaren  Entwicklung 

\Ve>r  «•pJroto  Hesserungs- Aiistaltswesens  hinderlich  in  den 

Uiitersflfinl!  *"  anderer  Weise  die  Vortheile  dieser 

siiiT  sl  iw  fi.®  Verwaltung  der  Lilnder  nicht  zu  verkennen 

sich’in°bfif„  ®*  t'I*  Abwendung  der  vorerwähnten  Nachtheile,  welche 
sind  nnd^ww  ®i!'  ^'^"dern,  wie  die  im  Reichsrathe  vertretenen  Länder 
fühlbar  mn<.t  '^®®^  dazu  eine  bedeutende  Zügigkeit  zeigt,  besonders 
beziehuMfffw  ^*dtel,  nämlich  die  Einig-ung  der  Länder, 

Anstahen  umci^iS':  Zwangsarbeits-  und  Besseruiigs- 

der  7®‘‘‘^‘'®*’j^®weggrund  zur  Anbahnung  ciuer  Vereinigung 
den  bestehende  Mangel  an  Fürsorge  für  die  aus 

Diese  Piiränr.iü  .S'^'^pssert  entlassenen  Zwängllnge  und  Corrigeiiden, 
ebier  danema  ®*uer  der  wichtigsten  Faktoren  für  die  Ermöglichung 
lillfe  der  Zum  Zeitpunkte  der  Entlassung  ist  die 

wird  sich  dringendsten,  denn  aus  eigener  Kraft 

Bessprim^r  ^ ^ßtlÄssene,  und  wenn  or  cs  noch  so  ernst  mit  seiner 
mit  ihm  ® o*"'uit,  höchst  selten  forthelfcii,  und  Verwandte,  welche  es 
Eine  C™.®’“®"’  sehr  wenigen  Fällen  zu  finden. 

Verhitia,,^®®®.  1^®’  ällcn  Ländern  gleichartige  und  unter  sich  in 
Corriirnna'i®  ^fobmide  Fürsorge  für  die  entlassenen  Zwängliiige  und 
und  (bno..  m'-  Grundbedingung-  für  deren  anhaltende  Besserung; 
der  Ans!  ■^’^*'®orge  zu  organisiren,  soll  eine  der  Aufgaben  des  Vereines 
'wi  anstaltsbeamten  sein. 

ihres  'V®iterbildung  der  Anstaltsbeamten  und  die  Erweiterung 

Besserim  ®owie  die  Regemachuug  des  Interesses  für  das 

War  '^*1^®®®*^  nicht  das  letzte  der  Motive  zur  Vei-einsgründuiig 

ist  selbstverständlich. 

Zwanu- ^'®®®*' ^*^'®^Ande  haben  auch  die  den  bestehenden 
Ausschif*^”  a®  Besserungsanstalten  Vorgesetzten  hohen  Laiides- 


und  dem 
eingangs 


AnoOrtki*  >.  V Ul  ^ Viä^bZ>(/dl  UUIlVill 

^^orhabe^^H  beabsichtig-te  Voreinsgründung  gutgeheissou 
erwähnt"  ihre  Anerkennung  gezeigt,  dass  sie  zu  der  eingang! 

eil  Versammluiigaus  jeder  Anstalt  einen  Vertreter  delegirtliattcn 
16  <?nnt^®  u ■ *'■  *ii8d'-öst.  Statthalterei  hat  mit  dem  Erlasse  vom 
vortrui  ®."*®'y'  "J-  Z.  83438,  die  Vereinsbildung  bewilligt  und  die 

'^»fgelegten  Vereins-Statuten  genehmigt. 


Nach  § 2 der  Statuten  bezweckt  der  Verein  den  engeren 
Anschluss  der  Zwangsarbeits-  und  Besserungsanstalts  - Beamten 
aneinander  und  die  Ermöglichung  eines  gegenseitigen  Meinungs- 
austausches zum  Behufe  der  Hebung  und  einheitlichen  Ausgestaltung 
des  Zwangsarbeits-  und  Besserungs- Anstaltswosens. 

Zur  Erreichung  dieses  Zweckes  veranstaltet  der  Verein  in  der 
Regel  jilhrlich  eine  Versammlung,  welche  womöglich  abwechselnd  an 
Orten  stattfindet,  wo  sich  eine  Zwangsarbeits-  oder  Besserungs- Anstalt 
befindet.  Auch  giebt  der  Verein  ein  Fachorgan  heraus,  von  welchem 
jedem  Vereins-Mitgliede  ein  Exemplar  kostenlos  zugestellt  wird. 

Als  Mitglied  kann  Jedermann  beitreten,  der  nach  seiner  gesell- 
schaftlichen Stellung  und  Bildung  in  der  Lage  ist,  die  Vereins- 
interessen  zu  fördern. 

Infolge  des  Umstandes,  als  der  Verein  cs  sich  ganz  besonders 
angelegen  sein  lassen  wird,  Kechtsgelehrte  und  Fachmilnner  zur 
Besprechung  der  zur  Behandlung  gelangenden  Fragen  zu  gewinnen, 
werden  die  Vcreinsversammlungen  eine  grosse  Anziehungskraft  haben. 

Was  das  Vercinsfachorgan  anbolangt,  so  dient  dasselbe  zur 
Veröffentlichung  und  Verbreitung  der  auf  das  Besserungswesen 
bezughahenden  Arbeiten  dem  Vereine  ungehöriger  Fachmänner  sowie 
zur  Veröffentlichung  der  Vereinsberichte.  Das  Vereinsorgan  soll  'die 
Vereinsmitglieder  zu  geistiger  Arbeit  anregen  und  dadurch  die 
Sache  des  Vereines  fördern.  Es  bietet  denjenigen  Mitgliedern, 
welche  nicht  bei  den  Versammlungen  anwesend  sein  können,  die 
Möglichkeit,  jederzeit  über  den  Stand  der  Entwickelung  des 
Besserungswesens  im  Klaren  zu  sein.  In.sbesondere  für  jeden 

richterlichen  Beamten  wird  dieses  Fachorgan  eine  Menge  interessanter 
Details  bringen,  welche  auf  dessen  Beruf  Bezug  haben  und  ihm  in 
manchen  Fällen  als  Fingerzeig  dienen  können.  Doch  auch  dem 
Laien,  welcher  sich  für  die  Besserung  des  gefallenen  Mitmenschen 
interessirt,  bietet  dieses  Organ  genug  des  Wissenswerthen.  Das 
Fürsorgewesen  wird  darin  selbstredend  eine  besondere  Beachtung 
finden. 

Es  kann  daher  nicht  nur  dem  Zwangarbeits-  und  Besserungs- 
anstalts-Beamten sowie  dem  richterlichen  Beamten,  sondern  überhaupt 
jedem  gebildeten  Menschen  empfohlen  werden,  dem  Vereine  der 
Österreichischen  Landes-  und  sonstigen  öffentlichen  Zwangsarbeits- 
und Besserungsanstalts-Beamten  beizntreten,  zumal  der  jährliche 
Mitgliodsbeitrag  sich  nur  auf  4 Kroneu  stellt. 

Der  gefertigte  konstituirende  Vereinsausschuss  beehrt  sich 
daher,  zum  Beitritte  zu  diesem  Vereine  höflichst  einzuladen  und  zu 
bemerken,  dass  der  Vereinsbeitritt  zugleich  ein  Akt  der  Humanität 
ist,  indem  jedes  Mitglied  durch  seinen  Beitritt  allein  schon  die 
Interessen  des  Vereines,  dessen  Grundzweck  in  der  Wiederaufrichtung 
und  Besserung  gefallener  Mitmenschen  besteht,  fördert.  Je  zahl- 
reicher die  Mitglieder  de.sto  ausgedehnter  die  Wirksamkeit  des 
Vereines. 

Jlit  dem  Jahre  1902  wird  die  eigentliche  Thätigkeit  des  Vereins 
begännen  und  findet  die  erste  Vcrcinsversammlung  voraussichtlich 
im  Monate  Januar  1902  statt,  wozu  die  näheren  Details  rechtzeitig 
bekannt  gegeben  werden.  Das  erste  Heft  des  Vereinsorgans  dürfte 
gegen  Ende  März  1902  zur  Ausgabe  gelangen. 

Die  P.  T.  Behörden  und  An.stalten  werden  höflichst  ersucht, 
das  vorliegende  Rundschreiben  auch  bei  den  unterstehenden  Herren 
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Beamten  desselben  Amtsortes  behufs  Beitrittserklärung  auf  dem 
angefügten  Verzeichnisse  zirkuliren  zu  lassen. 

Da.s  ausgefüllte  Beitritts  - Verzeichniss  wolle  abgetrenut  und 
bis  längstens  Ende  Oktober  1.  J.  an  die  Laudes-Zwangsarbeits-Anstalt 
in  Iglau  (Mähren)  übersendet  werden. 

Körnen  bürg,  am  30.  September  1901. 


Der  konstituirende  Ausschuss  des  Vereines  der  Beamten  der 
österr.  Landes-  und  sonstigen  öffentlichen  Zwangsarbeits- 
und Besserungs-Anstalten. 


Karl  Lunzer, 

Direktor  tler  Landcs2U’an^.sarbei(s>  uiul 
Besserung^- Anstalt  in  Korncuburg. 

IV  . ®a<Jauer,  Josef  Zävodny, 

nlrollor  der  Lamlcs-Zwangsarbeits-  Direktor  der  Landes-Zwangsarbeits- 

An.stalt  in  Iglau.  Anstalt  in  Prag. 


Zur  konstituirendeii  Versammlung,  die  in  Wien  auf  28.  Januar 
angesetzt  war,  ist  folgendes  Programm  aufgestellt  worden : 

28.  Januar  1902,  9 Uhr  Vormittags: 

Vorträge: 

1.  Referent  Herr  Direktor  Carl  Lunzer:  Empfiehlt  sich,  die 
Errichtung  freiwilliger  Beschäftigungsanstalten? 

2.  Referent  Hen'  Hausvater  Ludwig  Brunner:  Bedingte 
Entlassung. 

3.  Referent  Herr  Direktor  August  Lang:  Mittel  zur  Bekämpfung 
der  Onanie. 

2 Uhr  Nachmittags: 

1.  Vorträge: 

Referent  Herr  Kontrolor  Eduard  Körner:  Empfiehlt  sich  die 
Erriclitung  grosser  Landesanstalten  oder  kleinerer  Bezirks- 
anstalten? Verwendung  von  Zwänglingcu  ausser  der  Anstalt. 

2.  Feststellung  des  Ortes  und  der  Zeit  der  nächsten  Versamm- 
lung und  der  hiebei  zu  haltenden  Vorträge. 

3.  Interne  Angelegenheiten. 


* 
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Litteratur. 


Die  strafreclitliclieii  Nebengesetze  des  Deutschen  Reiches. 

Dritte,  gänzlich  iicnbearbcLtete  und  vermehrte  Auflage,  bearbeitet  von 
Dr.  M.  St  engl  ein,  lieichsgerichtsrath  a.  D.  Berlin.  1901.  Verlag 
von  Otto  Liebmann. 

In  dem  durch  die  Rührigkeit  seines  Besitzers  wohlbekannten 
Liebmann’schcu  Verlage  zu  Berlin  erscheint  jetzt,  nachdem  sechs  Jahre 
seit  dem  Erscheinen  der  zweiten  noch  von  Stenglein,  Appelius  und 
Kleinfeller  besorgten  Auflage  verflossen  sind,  die  dritte  von  Stenglein 
allein  bearbeitete  Auflage  dieses  wichtigen  Werkes  und  es  liegt  davon 
bereits  die  erste  Lieferung  vor.  Das  ganze  Work  wird  voraussicht- 
lich 106  Gesetze  erläutern,  d.  h.  IG  Gesetze  mehr  als  die  zweite  Auf- 
lage, während  17  in  dieser  behandelte  Gesetze  in  iolge  diesen  ge- 
gebener neuen  Fassung  und  Ergänzung  durch  Novellen  völlig  neu 
kouimentirt  worden  sind 

Ein  Blick  in  das  Werk  zeigt,  dass  es  für  den  Ziviljuristen  den 
gleichen  Werth  hat  wie  für  den  Kriminalisten,  denn  mit  derselben 
Gründlichkeit  sind  auch  die  Theile  behandelt , die  den  ersteren 

Das  erste  Heft  schliesst  mit  dem  Gesetze  vom  19.  Juni  1901 
über  das  Verlagsrecht  ab  und  umfasst  so  — bis  auf  den  kleineren, 
in  diesem  Hefte  noch  nicht  enthaltenen  Theil  dieses  Gesetzes  — die 
ganze  erste  der  zwölf  für  das  Werk  ln  Aussicht  genommenen  Ab- 
theilungen, nämlich  die  Gesetze  zum  Schutze  des  geistigen  Eigenthums. 
Die  späteren  Hefte  des  ganzen  auf  einen  Band  bemessenen  Werkes, 
das  trotz  des  vermehrten  Inhaltes  nur  28  Mark  (für  Subskribenten) 
kosten  soll,  werden  enthalten  die  Gesetze  über  den  Geldverkehr, 
darunter  auch  das  neue  Hypothekenbankgesetz  vom  13.  Juli  1°“"' 
über  die  Vcrkehrsanstalten ; über  das  Gesundheitswesen  und  die 
Lebensmittel,  darunter  das  sogenannte  Margarinegesetz  und  das 
Schlachtvieh-  und  Fleischbcschaugesetz  vom  3.  Juni  1900;  das  Wein- 
gesetz vom  24.  Mai  1901  und  voraussichtlich  auch  das  Süssstoffges^z  I 
über  die  Viehkrankheiten;  über  die  militärischen  Verhältnisse;  dber 
das  Seewesen;  Polizeigesetzo;  Gewerbliche  Gesetze;  Gesetze  über 
Arbciterveisidierung  und  endlich  Steuergesetze. 

Sorgsam  ist  Lilteratur  und  Rechtsprechung  bis  auf  die  neuesic 
Zeit  berücksichtigt.  Das  alte  Gesetz  zum  Schutze  des  geistigen 
Eigenthunis  vom  11.  Juni  1870  ist  jetzt  durch  das  Gesetz  voin 
19.  Juni  1901  betr.  das  Urheberrecht  an  Werken  der.  Litteratur  und 
der  Tonkunst  ersetzt,  dessen  64  Paragraphen  auf  33  Seiten  behandelt 
sind.  Die  Bearbeitung  beschränkt  sich  nicht  aut  Festlegung  alh 
gemeiner  Prinzipien , sondern  erörtert  ausserordentlich  zahlreiche 
Detailfragen,  die  die  Litteratur  und  noch  mehr  die  Rechtsprechung 
gezeitigt  hat.  Ucbcrall  nimmt  Stenglein  Stellung  zu  den  Fragen  und 
man  empfindet  wohlthuend,  dass  er,  wie  sich  ja  auch  sonst  ans  seinen 
Veröffentlichungen,  insbesondere  in  der  deutschen  Juristenzeitung, 
ergiebt,  mit  Aufmerksamkeit  den  Tagesereignissen  folgt  und  sie,  wo 
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Tann  heranzieht.  Selbstverständlich 

kann  es  incht  ausbleiben,  dass  er  auch  aelearen'lich  Ausführimo-Pn 

Weiteres  wird  beipflichten  köuifen 
des  u?  Bestimmung  des  § 8 Abs  2 

uristKe  Pe  ^®"  Gesetzes:  „Ist  der  Fiskus  oder^  eiL^  an^e 
Kecht  fdcs  Urhebers),  so  erlischt  das 

Tode“  Fn^^prp  ’ Erblasser  zusteht,  mit  dessen 

öffentlieh  p w entnimmt,  dass  in  solchem  Falle  nicht  ver- 

fentlichte  VVerke  nicht  mehr  veröffentlicht  werden  können  weil 

einmarM  vorhanden  ist.  Nehmen  wir 

dessen  ffesetzlichpr  pfi  Richters  oder  Gelehrten, 

von^efumion  Avprrfon  ^ geworden  ist,  Geisteserzeug-nisse 

sinrf  Tnp  r Veröffentlichung  in  hohem  Masse  würdie 

Tc  VeÄniH^hf  '^'Versagt  dodi  meines  EraclUeL  mm 

deVÄw^^  si«  sehliesst  nur  die  soZ 

Rechte  nn  ^dhiten  und  an  sich  auf  seine  Erben  übero'ehenden 
dein^  Vachln'"*^  V'ii-kung,  dass  Jemand,  der  eine  derartigraiis 
das  Oe\pf  Veröffentlichung  nächdruckt  u.  s wf  steh 
le“aus  vergeht  und  auch  dies  nur,  wenn  nicht  etwa 

durch  dei  Herausgabe  in  Folge  einer  Bearbeitung 

Schutz  als  dessen  eigene  Geistesarbeit  Anspruch  auf 

vertieffTo^rn  n a Stenglein’schen  Bearbeitung 

Strifhp«n™  bedauern,  dass  viele  Eiiizele-csetze  keine 

entzLhen  ^ Wissenschaft  zur  Ehre  gereichende  Werk 


Breslau,  Januar  1902. 


Stmonson. 


Aus  der  Geschichte  zweier  Gefängniss- 
Gesellschaften.*) 

Von  Dr.  v.  Roh  den- Düsseldorf- Derendorf. 


•lie  RhSisch-VVestfir  " ^lefängniss-Gesellschaften  in  Deutschland, 
unabliHnrr!  ‘*’‘^Be  und  die  Berliner,  haben  gleichzeitig,  aber 
Bcscliiehte  i*n  Herbst  vorigen  Jahres  ihre 

7V.Jahr/eh.Upnt^^^^^^  Gesellschaften  haben  in  den 

einamipc  'Virkens  in  einem  so  freundlichen  Einvernehmen 

Austausch  ihrot^r  gemeinsamen  Zwecke  durch  den 

in  eiucr  Wpicp'  ^“Äiirungeii  und  jedwede  gegenseitige  Unterstützung 
Entwicklnmr  ,..  gemeinsamer  Rückblick  auf  ihre 

i’nide  sind  di»  c i .7^.?  '**'■  Verfasser  beider  Schriften  — 

•iin  quelIenm«Po- ihres  Vereins  — haben  geglaubt,  durch 
nni'  ein  R®*"  Geschichte  ihres  Vereins  nicht 

- — historischem  Interesse  zu  schaffen,  sondern  auch 

lur  Besserung  der  Strafgefangenen  1827-19M  von 
' Dl«  n®“"teld,  Hcilin  1901.  ülto  l.iel>m.inn.  16«  Seiten.  Preis  2 Mk.  GO  Pfc. 

[.'t'“  Bestehen  Bhelnisoh-Westfälischen  Qefängniss  Qesellschaft,  Festschrift  sinn  75i;ih- 

^B»t'erlau  ,1»,.  r 'Gesellschaft,  verfasst  von  Pastor  Dr.  phM.  v.  Rohden,  Düsseldorf  1901. 
s uci  uesellsch.nft.  186  Seiten  nebst  Tabellen.  Preis  1 .Mk.  60  Pfg. 
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für  die  sachgciiijlsse  Erörterung  der  gegenwUrtig  so  vielfach  be- 
handelten Fragen  des  Strafvollzugs  und  der  Vcrhreehensvorheugnug 
einen  nicht  unwesentlichen  Beitrag  zu  liefern. 

Es  handelt  sich  dabei  vor  allem  um  die  alte  grosse  Frage 
des  Zusammenwirkens  freier  charitativ-humanitiirer 
Arbeit  mit  dem  gesetzlich  geordneten  Strafvollzug 
zur  Verwirklichung  des  S t r a f z w e c k s.  Die  bürgerliche 
Gesellschaft  hat  viele  ihrer  Mitglieder  wirthschaftlich  und  sittlich 
verwahrlosen  und  dadurch  dem  Verbrechertlium  anheimfallen  lassen; 
sie  ist  daher  verpflichtet  und  berufen  zur  Wiederaiifriehtung  der 
Gefallenen  wesentlich  mitzuwirken.  Der  Staat  straft  und  beugt  den 
Rechtsbrecher  unter  die  mi>sachtete  Rechtsordnung;  er  thut  auch 
das  seinige,  um  die  Hindernisse  der  Wiederaufrichtung  der  Bestraften 
aus  dem  Wege  zu  räumen.  Aber  sittlich  zu  bessern,  ist  seine  Sache 
nicht;  dazu  muss  die  Kirche  und  die  bürgerliche  Gesellschaft  init- 
wirken.  Dieser  Gedanke  wird  zum  ersten  Male  von  behördlicher 
Seite  selbst  ausgesprochen  und  zwar  in  den  , Grundsätzen , nach 
welchen  die  in  der  allerhöchsten  Kabinets-Ordre  vom  28.  Februar  1801 
befohlene  Einrichtung  der  in  sämmtlichen  Preussischen  Staaten 
aazulegenden  Besserungsanstalten  zu  bewerkstelligen“  (Amelangs 
Neues  Archiv  1800,  Bd.  II,  S.  100  — so  berichtigt  uns  der  Herr  Ver- 
fasser selbst  seine  bezügliche  Angabe  auf  S.  1 seines  Buches  — 
abgedruckt  bei  Rosenfeld  S.  1).  Dieser  Plan  fordert  rechtschaffene 
Männer  und  Frauen  auf,  ähnlich  wie  bei  der  Armenfürsorge  fin  der 
Direktion  dieser  Besserungsanstalten  thcilzunehmen,  weist  also  Ver- 
treter der  Gesellschaft  unmittelbar  in  die  Strafanstalten  selbst  zur 
Mitwirkung  bei  dem  Strafvollzüge  ein  Blick  aut  seinen  Besserungs- 
zweck hinein.  Wenn  die  beiden  hier  in  Rede  stehenden  Gefängniss- 
Gesellschaftcn  ihre  Begründung  nicht  einer  Anregung  von  aussen 
verdankten,  könnte  man  meinen,  sie  wären  direkt  durch  die  Winke 
dieser  „Grundsätze“  ins  Leben  gerufen  worden.  Sie  wurden  cs  aber 
durch  die  in  England  bereits  mächtig  und  praktisch  wirksam  gewordene 
Bewegung  der  Gefängniss-Fürsorge,  die  sich  erst  in  den  20er  Jahren 
nach  Deutschland  verpflanzte,  an  den  Rhein  durch  Pfarrer  Fliedner, 
nach  Berlin  durch  Dr.  Julius.  Am  18.  Juni  1826  wurde  zu  Düsseldorf 
die  Rheinisch -Westfälische  Gefängniss- Gesellschaft  gegründet;  am 
12.  November  1827  der  Verein  zur  Besserung  der  Strafgefangenen 
in  Berlin. 

Durchaus  übereinstimmend  setzen  sich  beide  Vereine  die  sitt-  ^ 
liehe  Einwirkung  auf  die  Gefangenen  selbst  zum  Zweck;  der  erstcre  • 
mit  der  Formulirung:  Beförderung  der  sittlichen  Besserung  der  ^ 
Gefangenen  durch  Beseitigung  nachtheiliger  und  Vermehrung  wohl-  ] 
thätiger  Eiuwirkung’cn  aut  dieselben  sowohl  während  der  Haft  als 
nach  der  Entlassung.  Der  Berliner  hebt  diesen  Zweck  schon  in  ( 

seinem  Namen  noch  deutlicher  hervor  und  will  nach  § 1 seiner  , 

Grundgesetze  den  Behörden  behülflich  sein,  „aus  den  Gefängnissen  \ 
Besserungsanstalten  zu  machen,  also  die  in  denselben  befindlichen, 
eben.so  mitleids-  als  strafwürdig'en  Opfer  eig'cner  Schuld,  womöglich  | 
zu  frommen  und  nützlichen  Staatsbürgern  umzuschaffen“.  Beide  j 
Vereine  verfolgen  diesen  weitaussehauenden  Zweck  mit  grossem  | 
Eifer  nnd  Optimismus;  beide  machen  ziemlich  bald  die  Erfahrung, 
dass  ein  freier  Verein  doch  nur  in  beschränktem  Masse  solche  hohen 
Aufgaben  lösen  kann,  dass  dazu  Mittel  gehören,  die  über  die  Kräfte 
solcher  freien  Vereinigung  weit  hinausgehen.  Die  Seelsorge,  den 
Unterricht  und  die  Beschäftigaing’  der  Gefangenen  erheben  beide 


\ weine  7.U  iliriu-  eiy:encn  Anscles-enluiit;  der  Berliner  hauptsiichlich 
im  sWdtischeii  Arbeitshaus  und  dein  Strafg:efiln^niss  (Stadtvofftei), 
soine  in  .Spandau;  die  Kh.-Westf.  ßesellseh.  vor  allem  in  Düsseldorf 
und  Ucnlon.  An  all(‘ii  diesen  StellcTi  werden  in  der  g’cniinnteii 
Richtung:  sehr  wesentliche  Reformen  eing'eführt  und  dafür  ffauü 
bedeutende,  materielle  Opfer  gebr.aeht.  Aber  als  die  erste  grosse 
ucgcisteruug’  erlahmte  und  die  Mittel  nicht  mehr  so  reichlich  flössen, 
envics  es  sich  am  Rhein  auf  die  Dauer  unmöglich,  4 Geistliche  und 
t Lehrer  auf  Kosten  der  Gesellschaft  allein  völlig  zu  erhalten  und 
man  iniis.ste  die  Zuschüsse  des  Staates  dafür  in  Anspruch  nehmen, 
der  dann  natürlich  auch  das  ausdrückliche  Recht  der  Anstellung  für 
.sichznruckforderte.  Aehnlichgingesin  Berlin.  Die  Rh.-Westf.  Gesellsch. 
hat  Sjuiter  auf  diese  ihre  erste  Aufgalie  energisch  wiculer  zurück- 
gcgriffeii  und  besoldet  gegenwärtig  mit  Hilfe  einer  evangelischen 
Kirche.iikollekte  zwei  hauptamtliche  Gefängnissgeistliche  irn  Ruhr- 
Imhistric-Bezirk. 

Beide  V ereino  waren  auf  grosse  Ausdehnung  angelegt  und 
soiiteii  die  Reform  des  Gefängnisswesens  für  den  ganzen  .Staat  in 
IC  viege  leiten.  Die  Rh.-Westf.  Gesellsch.  wies  im  .ö.  .Fahre  ihres 
Bestehens  8 Tochtergesellschaften,  Düsseldorf,  Bonn,  Cleve,  Cölii, 
Herford,  Münster,  Trier,  AVerden  — die  Sitze  der  grösseren  Straf- 
anstalten — und  44  Hülfsvereine  auf;  der  Berliner  suchte  seine 
ganzen  Osten  zu  erstrecken  und  nannte 
•ti-  für  die  Besserung  der  Strafgefangenen  in  den 

«stiiclieii  I rovinzen  des  preussischen  Staates“.  Ks  ciifstandeu  auch 

0 rrovinzialvereine  für  Brandenburg,  Pommern  und  Westpreussen 

mt  einer  ganzen  Anzahl  Lokal-  und  Kreis-Vereine;  aber  in  seinem 
Ti!i-e”.i.  • f^'^Hiite  das  Centraldir(‘ktorium  nur  über  die. 

1 I ^-weier  Lokalvereine  und  eines  Kreisvereiiis  berichten. 

«In  überhaupt  auf  und  übertrug 

’^***^’'‘'ff-‘’führuiig  dem  Berliner  Lokalausschuss.  Ganz  eiit- 
't**  I auch  für  die  Rh.-Westf.  Gesellsch.  anderthalb 

*"*^.  *^*'*  N'ßüergangs,  bis  sie  sich  von  Mitte  der  50er  Jahre  an 
Krm  «tafraffle  und  mit  der  Anstellung  eines  besoldeten  Ilaupt- 
i-ftii.  'V-  ."■''•chsenden  Mitwirkung  der  Staats-  und  Straf- 

7‘ii  u ”***** '****^^'.’  'H'ien  dauernden  Aufschwung  wieder  nahm.  .Sie 
-.1  ge^nwärtig'  .5(1  Hülfsvereine  und  umfasst  das  gesummte  Ent- 
SjCncn-h lu-sorgcweseii  beider  Provinzen,  während  der  Berliner  Verein 
a'"'  ün  November  1000  erfolgten  selbst- 

ilpc  f^*'S'*Hüsii''ing  der  Centrale,  zur  halbamtlichen  Ceiitralstelle 

ursorgewesens  für  die  Provinz  Brandenburg  au.sgestaltet  hat. 

Tu  t .üi  dem  intimsten  Zusammenwirken  mit  dim  staatlichen 
DiVn^"  ja  die  Zwecke  dieser  freien  Vereine,  verwirklichen, 

(lin  y haben  sich  stets  sehr  entgegenkommend  gezeigt  und 

willkommene  Mitarbeiter  zur  Förderung  wichtiger 
< iiiclier  Interessen  angesehen.  Die  Anregungen  in  dem  V'erfolg  der 
Ziele  sind  stets  geg-enseitige  gewesen  in  hannonisclier 
RsrC  Kinnial  gab  sogar  das  Ministerium  seinerseits  dem 

mit 'T!  verein  den  Aiistoss,  aus  der  Beschränkung  seiner  Thäligkeit 
iii-';n-" ' |.''"*^ü’en  des  Lokalaii.sschiisses  lierausziitrcten  und  zu  der 
iIpi- < Irganisatioii  mit  dem  Direktorium  an 
ilcii  — <‘iii  Anstoss,  der  allerdings  nicht 

ili'lii  ,clitig'ten  Erfolg  hatte  und  zu  keimu'  neimcnswerlhen  Ans- 
iiiiig  des  Fürsorg’ewc.rkes  führle.  Ebenso  Iraleii  am  l’hein  auf 
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Veranlassung  der  Behörden  viele  Fürsorgevereine  ins  Leben  und 
viele  gingen  auch  wieder  ein. 

Iininerhin  hielt  man  hier  zäher  an  den  grossen  allgemeinen 
Aufgaben  der  Strafvollzugsreform  fest  als  iin  Osten.  In  Berlin  wurde 
viele  Jahre  lang  die  Frage  der  Vorbildung  der  Gefängniss- 
Auf Seher  erwogen,  aber  die  Ausführung  der  Wünsche  doch 
schliesslich  durchaus  den  Behörden  überlassen,  namentlich  im  Blick 
auf  D.  Wicherns  thatkräftiges  und  amtliches  Eingreifen  in  dieser 
Richtung.  In  Düsseldorf  und  Cöln  wurde,  man  gerade  durch  die..se 
Bestrebungen  Wicherns  niitve.ranlasst,  in  dieser  Angelegenheit  aktiv 
mitzuwirken  und  eine  Art  Gefängnissaufseherschule  an  der  Cöluer 
Strafanstalt  zu  begründen,  was  allerdings  nur  ein  Versuch  blieb. 

Im  Uebrigen  war  die  Rh.-Westf.  Gesellsch.  seit  ihrem  neuen 
Aufschwung  auf  allen  Gebieten  der  Verbrechensvorbeugung  anhaltend 
und  nicht  erfolglos  thiltig,  in  der  Anregung  sowohl  gesetzgeberischer 
Massnahmen  wie  praktischer  Einrichtungen.  Besonders  wurde  ihre 
jährliche  Generalversammlung  die  weithin  beachtete  Stelle  des 
Austausches  der  Erfahrungen  für  die  Vertreter  der  Justiz-Verwaltungs- 
und Strafvollzugs-Behörden  einerseits  und  der  Kirche  und  Fürsorge- 
vereine  andererseits.  Namentlich  auf  dem  Gebiete  der  gesetzlichen 
Regelung  der  Trunksuchts-  und  Unzuchtsfrage,  sowie  der  Vagabundeii- 
noth  und  besonders  auch  der  Jugendlichen-Frage  hat  sie  nicht 
unerheblich  mitwirken  können.  Bei  ihrem  50  jährigen  Jubiläum  1876 
wurde  ihr  daher  vom.  Minister  folgende  ehrende  Anerkennung 
zu  Theil: 

Die  Rheinisch-Westfälische  Gefängniss-Gesellschaft^  hat  neben 
ihrem  Wirken  für  die  Besserung  der  Gefangenen  eine  nicht  minder 
crspriessliche  Thätigkeit  dem  Fortschritte  und  der  Ausbildung  des 
Gefängnisswesens  zugewendet.  Ich  erkenne  es  gerne  an,  dps  die 
von  ihr  ausgegangenen  Vorschläge  vielfach  den  Anlass  zur  Beseitigung 
von  Uebelständeu  und  zur  Anbahnung  von  Reformen  gegeben  haben 
und  ich  ersuche  Ew.  Hochwürden,  als  den  langjährigen  bewährten 
Leiter  der  Gesellschaft  ganz  ergebenst,  diese  meine  dankende 
Anerkennung  zugleich  mit  meinem  aufrichtigen  Wunsche  für  das 
fernere  Gedeihen  des  Vereins  bei  Gelegenheit  des  bevorstehenden 
Stiftungsfestes  zur  Kenntniss  der  Versammlung  zu  bringen. 

gez.;  Graf  Eulenburg. 

Gemeinsam  ist  beiden  Vereinen  der  praktische  Trieb,  die 
sorgfältige  Untersuchung  und  Durchführung  aller  nur  denkbaren 
zweckmässigen  Massnahmen  der  Entlassenenfiirsorge.  Gerade  m 
dieser  Hauptangclcgenheit  aller  Fürsorgevercine  ergänzen  sich  die 
Erfahrungen  beider  Vereine  aufs  trefflichste.  In  Berlin  versuchte 
man  es  zuerst  mit  der  Einrichtung  von  Schlafstellen,  in  denen  die 
obdachlosen  und  mittellosen  Entlassenen  beaufsichtigt  und  beköstigt 
würden.  Daim  ging  man  weiter  zur  Begründung  einer  „Beschäftigungs- 
anstalt“, wo  von  Entlassenen  Holz  gespalten  wurde;  dann  zur  Ein- 
richtung einer  wirklichen  Uebergangsstation  aus  der  Gefangenschaft 
in  das  freie  Leben  — eine  Art  Entlassenenasyl,  das  aber  nur  zwei 
Jahre,  bestand  — . Ganz  ähnlich  ging  es  am  Rhein. 

Für  die  prinzipielle  Einschätzung  des  Fürsorgewesens  ist  die 
von  beiden  Vereinen  gemachte  Erfahrung  besonders  wichtig,  dap 
die  Fürsorge  nur  dann  überhaupt  Sinn  und  Erfolg  hat,  wenn  die 
Fürsorge  für  den  betreffenden  Entlassenen  sich  zu  einer  wirklichen 
Schutzaufsicht  gestaltet  Frühe  schon  suchten  die  Fürsorge- 
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yereine  einen  erzielilichen  Einfluss  auf  den  Entlassenen  durch 
zweckmässige  Ver wal tuiig  seines  A r b e i t s v e r d i e n s t a n t h e i 1 s 
zu  gewinnen  Dies  ist  auch  der  springende  Punkt  in  dem  so 
überaus  dankenswerthen  Ministerien-Erlass  vom  13.  Juli  189.5,  der  die 
gesammte  neuere  Fürsorgethätigkeit  in  Preussen  auf  eine  ge.sundere 
und  hoffnungsreichere  Grundlage  stellt,  indem  er  das  Hand  in  Hand 
gehen  der  Strafvoll/.ugs-  und  Polizeibehörden  mit  den  P'ürsorge- 
Organen  genau  regelt.  Aber  diese  ganze  schöne  Org'anisation 
verfehlte  bei  nur  zu  vielen  Fürsorgebedürftigen  ihren  Zweck,  weil 
diese  auf  die  Voraussetzung  aller  gedeihlichen  Fürsorgearbeit  sich 
nicht  biuden,  sich  keine  Schutzaufsicht  gefallen  lassen  wollen.  Sie 
wimschen  meist,  wenn  sie  sich  der  Fürsorge  unterstellen,  ihre 
Arbeit.'.prämie  nur  aus  einer  genehmeren  Hand  als  der  der  Polizei 
entgegenzuuehmen.  Der  Begriff  der  , Unterstellung  unter  die  Für- 
»orge  wird  so  zu  einer  Fiktion,  da  doch  die  Fürsorge  keine  wirk- 
liche Macht  haben  kann  über  den,  der  nicht  in  aufrichtiger 
Krkenntniss  seiner  Schwäche  ernstlich  sittlichen  Halt  und  Leitung 
sucht.  In  dieser  Beziehung  ist  es  nun  interessant,  dass  die  Fürsorge- 
Kominission  des  Berliner  Vereins  sich  nur  derjenigen  annahm,  „welche 
in  der  Anstalt  einen  Kevers  unterzeichnet  hatten,  in  welchem  sich 
der  zu  Entlassende  verpflichtete,  sich,  solange  sich  die  Kommission 
seiner  annehme,  in  jeder  Beziehung,  namentlich  auch  hinsichtlich 
der  Verwendung  des  Ueberverdienstes  zu  der  Kommission  als 
in  dem  Verhältniss  des  Mündels  zum  Vormund  stehend,  betrachten 
zu  wollen“. 

. , Eben  well  die  Fürsorge  ihrem  Wesen  nach  Bevormundung  ist, 
wird  sie  ihren  Zweck  nur  bei  Jugendlichen  oder  ganz  gefügigen 
ersonen  erreichen,  dagegen  in  der  allgemeinen  Ausdehnung;  wie 
der  Ministerialerlass  es  annimmt,  sich  nicht  durchführen  lassen. 

fi'hlic  erkannte  man  auch  schon  in  beiden  Vereinen,  dass 
die  l'ursorge  nur  dann  gedeihlich  wirken  kann,  wenn  jeder  Schütz- 
besonderen  Pfleger  hat,  der  ihm  berathend  und  helfend 
re\it  u*^/**^*'^’  Vereine  erfuhren  aber  auch,  wie  schwer  es  ist, 
ecfttschaffene  Männer  zu  gewinnen,  die  diese  nicht  immer  dankbare 
ufgabe  aus  allgemeiner  Menschenliebe  übernehmen,  wenn  es  auch 
49*Tfa  Gefängnissgeistlichen  in  Berlin  gelang,  anfänglich 

Männer  für  diesen  Zweck  zu  werben.  Beide  Vereine  gingen 
ancr  allmählich  zu  dem  System  der  besoldeten  Pfleger  über. 

. Jugendlichen-Pflege  machte  der  Berliner  Verein 

otatf  Erfahrung,  indem  er  13  Jahre  lang  eine  Zufluchts- 

attc  für  jugendliche  Entlassene  unterhielt  (1861—71).  Aber  auch 
ei  diesem  Unternehmen  erwiesen  sich  die  Schwierigkeiten  als  so 
dass  man  nach  einmaliger  Unterbrechung  wohl  noch  einen 
■^nldwf  nahm,  dann  aber  das  so  gut  gemeinte  Werk  ganz 
nreii  Hess.  Aehnlich  ging  es  mit  den  Asylen  für  Entlassene  am 
wenn  auch  das  bedeutendste  derselben,  das  1851  in  Sintorf 
Dc't  ersten  und  hervorragendsten  Trinkerasyl 

Pnt  ßi’bwickclte.  Dagegen  bewährten  sich  die  beiderseitigen 

vn  ■'veiblichen  Entlassenen  im  Allgemeinen 

Po'f«  ” erste  Magdalenenasyl  wurde  von  der  Rh.-Westf. 

' angn.-Gesellsch.  1833  in  Kaiserswerth  gegründet;  es  war  der 
. 1*1*1  Keim  zu  dem  weltunifa.s.senden,  auch  in  sozialer  Hinsicht 

bedeutungsvoll  gewordenen  evangelischen  Diakonissenwerk; 
“®nso  das  Zuflnchtahaus  der  Elberfeld-Barmer  Tochtergesellschaft. 

11* 


IM 


In  Berlin  waren  es  wieder  besondere  Hilfsvereine,  die  sieh  der 
weiblichen  Entlassenen  iinnahnien  und  das  Magdalenenstift  pflegten; 
auch  war  eine  Zeit  laug  eine  besoldete  Vereinsdiakonissin  thälig. 

Ganz  grossartiges  leistete  der  Berliner  Verein  für  die  Ent- 
lassenen durch  sein  A r b e.  i t s n a c h w e i s e b u r e a u , eingerichtet  1883. 
Dieses  wies  1884  2147  Entlassenen  von  2890  Nachsuchenden  Be- 
•schäftig’ung  nach,  iin  Jahre  1899  3681  von  4781  Suchenden.  Die.  bei 
weitem  meisten  (2811  im  Jahre  1899)  wurden  ausserhalb  Berlins  aut 
dem  Lande,  ln  .llecklenburg  und  Pommern,  untei-gebraclit.  Auch  die 
Kheini.sch -Westf.  Gesellsch.  widmete  dieser  wichtigen  Aufgabe  foit- 
gesetzt  ihre.  ernste.ste  Aufmerksamkeit,  schlug  aber  in  iliren  praktischen 
Massn.ahnien  andere  Wege  ein.  Sic  gab  die  Anregung  umi  wirkte 
mit  bei  der  Begründung  der  Rhein,  evang.  Arbeiterkolonie  Suhler- 
beim,  die  sich  vom  Jahre  1887  an  in  steigender  Blüthe  entwickidt 
hat  und  g'e.genwUrtig  tilglich  an  200  Arbeitslose  bcscliäftigt;  von  373 
im  letzten  Geschäftsjahre  Neuanfgenoinmenen  wurden  240  als  Bestrafte 
festgcstellt.  In  Düsseldorf  selbst  wurde  1889  unter  Mitwirkung  der 
Gefängniss-Gesellschaft  ein  Verein  zur  Beschäftigung  und  V erpflegung 
obdachloser  Wanderer  gegründet,  ferner  ein  Verein  für  Arbeits- 
nachweis, der  direkt  von  der  Gesell.schaft  ausging.  Beide  Vereine 
vereinigten  sich  1897  zu  einem  Verein  für  Arbeitsnachweis  sowie 
für  Beschäftigung  und  Verpflegung  von  Arbeitssuchenden.  Von 
diesem  Verein  wurden  1892  461  Arbeitsuchende  untergebracht  und  2^28 
im  Jahre.  1900.  Auf  der  Arbeitsstätte  wurden  5261  Zentner  Holz  1890 
zerkleinert  und  24  024V/J  Zentner  1901,  mit  einem  Erlös  von  43358  Mk., 
während  die  Lohnauszahlung  an  die  Arbeiter  in  denselben  Jahren 
von  1041  Mk.  auf  9689  Mk.  stieg.  Es  bedarf  kaum  der  Versicherung, 
dass  diese  Wohlfahrtseinrichtung  in  ganz  w'csentlichcm  Masse  auch 
den  Entlassenen  zu  (lute  kam.  In  Elberfeld-Barmen  und  Köln  dagegen 
haben  die  dortigen  Ilülfsvereine  selbst  die  Sache,  in  die  Hand 
genommen,  der  Kölner  Verein  z.  B.  mit  einem  Umsatz  von  circa 
20  000  Mk.  Eben.so  entstanden  neuerdings  Schreibstuben  für  Stellen- 
lose theils  auf  Anregung  der  Gesellschaft  wie  in  Düsseldorf  und 
Essen;  theils  direkt  von  den  Lokalvereinen  eingerichtet  wie  in  Köln 
und  Elberfeld.  In  Berlin  besteht  dagegen  die  Schreibstube  bereits 
seit  1892.  Durch  diese  Institute  wird  den  entgleisten  Existenzen 
hilfreiche  Hand  geboten,  die  sonst  das  ständige  Kreuz  sämintlichcr 
Fürsorgevereine  bilden,  den  bestraften  Kaufleuten,  Schreibern  und 
Beamten. 

In  Bezug  auf  die  Fürsorge  für  die  Angehörigen  Detinirter 
sind  die  Anschauungen  und  Erfahrungen  in  den  verschiedenen  Für- 
sorgevereinen  noch  nicht  geklärt.  Die  Rh. -Westf.  Gesellsch.  hat  sieh 
grundsätzlich  von  Anfang  an  dahin  au.sgesprochen,  dass  die  Fürsorge 
für  die  Familien  einen  wesentlichen  Theil  der  Vorfürsorge,  für  die 
Entlassenen  bilde  und  handhabt  diesen  Grundsatz  auch  in  den 
meisten  Lokal  vereinen  so,  dass  der  überwiegende  Theil  der  Gelder 
den  Familien  zu  Gute  kommt;  aber  sie  lässt  den  Einzelvereinen  in 
diesem  Punkte  völlige  Freiheit.  Der  Berliner  Verein  hat  eine 
besondere  Abtlieilung  für  Familienfür.sorgc  erst  im  Jahre  1900 
eingerichtet. 

Auf  eine  liinge  Kette  vmn  Erfahrungen  blicken  die  beiden 
ältesten  deutschen  Gefängnissgescllachaften  zurück.  Von  dem  höchsten 
Idealismus  getragen  begannen  beide  ihr  Werk;  die  hochgespannten 
Erwartungen  wurden  zuerst  stark  ernüchtert  und  hernbgestimmt; 
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^i,  A ^”f^*^*'=ene  zinvenden  können“;  und  eewiss  imissfe 

hl  den  i’iScn^W  Strafvollzugs  und  Mitbestimmung- 

<lei  Z vS  m Ppn“  p«f*«'8**isswesens  alsbald  aus 

i K ..  Gefängnisse  selbst  hinein.  Denn  ehm  wirlt 

ZllTZf.fr  mu-  möglich  auf  Grund  Jner  /ach- 

nalietriü  und  leirvni-’f während  der  Haft 
li,.i.„,,  p„f„  ' Verti allen  gowinnt.  Dies  hat  sich  bei  den  weib- 

auJh  bS  lioIK“  ‘^«*■‘='‘''■«8'  bewährt;  dieser  Grundsatz  wird  sich 
6cfL-nis?Getwkeb!^^  T Tl“'  '^*“■‘=''«‘^*^'^11.  So  kehren  unsere 
«l.«bEi  z„  «“■ 

Gerüchtlf  lli»im'!a  E»t-lassenenfürsorge  sind  durch  gute  und  böse 

viel  Ve-ke  nui?o-  J'^bren 

Anfang  an  " c wollt  . bestehen  gehabt.  . Was  sie  von 

und  was  m-ui  nipiu'^  Seleistet,  was  sie  tliatsächlich  fertig-  gebracht 
lie-eiTde  ö m U erwarten  darf,  das  zeigt  die  mm  vor- 

Vertreter  irkoni  b^blen  angesehensten  ihrer 

Scln-iften  ohnrn^h'tf  '®brrcicher  Lmzeldarstellung.  Wer  diese  beiden 
wie  auch  in  a-  Gebelwollen  liest,  wird  mit  Befriedigung  erkennen, 
geschritten  ist'*^**  Stucke  unserer  Kultur  in  der  liumaiiisirung  forl- 

<iei'  Staat  troiv  * beweist  diese  Geschichte  aufs  deutlichste,  dass 

diesen  so/iahm  Wni  iTI  ‘“behtig  gewachsenen  Einflusssphäre  in  all’ 
nud  derOnferwmi^i-^^  ‘'I'twirkung  freier  Vereine 

kann  InsbesmiH  “ Mitbürger  durchaus  noch  nicht  (mtrathen 

Vertreter  (£  Ä*!n  Stvafanstaltsbeamten,  sowie  die 

von  Anren-uuo-cii  an^af  T'^i  Gebuigniss- Aufsichtsbehörden  eine  Fülle 
outnehnien.  ^ * Lektüre  dieser  beiden  lehrreichen  Schriften 


Heiausge^^  KHminalistik. 

dieser  ZeifÜ’ul^t  ‘btiser  Blätter  wurde  Itichtung  und  Zweck 

«raten  viPi.  ns  * 1 'flieh  besprochen  und  hierbei  der  Inhalt  der 

11  vier  Bände  derselben  knapp  skizzirt. 

Heft  erst^Meneif  Bünde  5 bis  7 und  vom  ö.  Bande  das  erste 

der  Angabe  der  Materie  und  die  Ausführung  der  Titel 

Gebotenen  ^"^bt  ein  genügendes  Bild  der  Reichhaltigkeit  des 

aus  (lev'pi  ^bifcihuiig  in  Ilauptgruppen  schliesst  das  Uebergreifeii 
ucn  in  die  andere  nicht  aus  und  kann  insbesondere  nicht 
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eine  erschöpfende  Bezeichnung-  für  den  Stoff  liefern,  da  beispiels- 
weise die  Beliandlung  eines  praktischen  Falles  eine  Fülle  von 
psychologischen,  gerichtsürztlichen  und  |)rozcssualen  Erörterungen 
ini  Gefolge  hat  und  umgekehrt  ein  aufgeworfenes  Thema  durch  einen 
praktischen  Fall  erläutert  wird. 

A)  Aus  dem  Gebiete  der  gerichtlichen  Medizin, 
Psychiatrie,  Gerichtschemie,  und  dcrgl. 

Die  gerichtlich  medizinische  Bedeutung  der  Suggestion.  Dr. 
Freiherr  v.  Schrenck-Notzing.  — Die  forensische  Bedeutung  der 
Träume.  Dr.  P.  Nücke.  — Beweis  der  Tödtung  Neugeborener.  Dr. 
H.  Kornfeld.  — Vergiftung  mit  Mohnfrüchten.  M.  L.  Qu.  v.  Leddeu- 
Hulsebosch,  — Die  maskirte  kriminelle  Schwangerschafts-Unter- 
brechung. Prof.  Dr.  L.  Kleinwüchter.  — Geistesstörung  in  englisch- 
amerikanischer  llechtssprechung  Dr.  H.  Kornfeld.  — Zur  Frage  der 
Untersuchung  des  Gehirns.  Staatsanwalt  Siefei-t.  — Kriminell- 
chemische  Notizen  über  das  Arsen.  C.  Krügel.  — Zur  Kriminal- 
psycholog-ie  der  Gemülhsdepression.  Ernst  Lohsing.  — Drei  kriminal- 
anthropologische  Themen  und  zwar:  a)  Gehört  die  Kriininal- 

anthropologie  mehr  zur  Anthropologie  oder  zur  forensen  Psychiatrie? 
b)  Giebt  es  zur  Zeit  praktische  Mittel  und  Wege  um  Intellekt, 
Affektsphäre  und  Moral  zu  messen?  c)  Welches  ist  die  beste  Art 
der  Unterbringung  geisteskranker  Verbrecher?  Dr.  P.  Näcke.  — 
Ueber  meine  neue  Methode  zum  Nachweise  von  Mensche.nblut.  Dr. 
Uhlenhut.  — Wohin  gelangen  wir  nach  Lombroso?  Bruno  Stern.  — 
Die  Frage  nach  der  verminderten  Zurechnungsfähigkeit,  ihre  Ent- 
wicklung, ihr  gegenwärtiger  Standpunkt  und  eigene  Beobachtungen. 
Freiherr  v.  Schrenck-Notzing.  — Irrthum  und  Irrsinn.  Dr.  H.  Korn- 
feld. — Spezialarzt  oder  Spezialasyl  im  Gefängnisse.  Dr.  ined. 
Roesing.  — Zur  Frage  der  sozialen  Hemmungsvorstellungen.  Otto 
Gross.  — Bericht  über  den  Verlauf  des  V.  internationalen  kriminal- 
anthropologischen  Kongre.sses  in  Amsterdam  vom  9.— 11.  September 
1901  nebst  wenigen  darauf  bezüglichen  allgemeinen  und  speziellen 
Randglossen.  Dr.  P.  Näcke. 

B)  P r a k t i s e h e F ä 1 1 e. 

Verletzung  durch  einen  Prellschuss  ohne  Beschädigung  der  un- 
mittelbar über  der  Verletzung  sich  befindlichen  Kleider.  Dr.  R.  Bauer. 

— Bo.sheit  gegen  das  Objekt.  Landgerichtspräsident  Bcrnhardi.  — 
Der  Raubmord  an  Johann  Saubart.  Dr.  H.  Gross.  — Verdauung  einer 
verschluckten  Banknote,  v.  Ledden-Hulsebosch.  — Die  Clausur  in 
der  Klinik.  Staatsanwalt  Siefert.  — Ein  Beitrag  zur  Kriminalpsycho- 
logie des  Aberglaubens.  Staatsanwalt  Traut.  — Mord  oder  Selbst- 
mord, eine  Warnung  für  Gerichtsärzte.  Prof.  Dr.  Rosenblatt.  — Ver- 
schiedene Fälle  aus  der  gerichtsärztlichen  Praxis.  Dr.  K.  Kautzner. 

Ein  Raubmörder  (Fall  Fe.lber-Sachsen).  Oberstaatsanwalt  Schwabe. 

— Ein  fataler  indicienbeweis.  Staatsanwalt  Dr.  Nemanitsch.  — Selbst- 
täuschung eines  \ erletzten  über  den  Zeitpunkt  einer  erlittenen 
schweren  Vermmdung,  Hauptmann-Auditor  Dr.  Leiewer.  — Einige 
interessante  Fälle.  Staatsanwalt  Nessel.  — Ueber  den  Nutzen  des 
Studiums  (ler  gerichtlichen  Medizin  für  Juristen  und  über  die  Noth- 
wendigkeit  der  Anstellung-  von  beamteten  Aerzten  bei  Landes-  und 
Kreisgerichten  auf  Grund  interessanter  gerichtsärztlicher  Casnistik, 
bearbeitet  von  Dr.  II.  Kowalski.  — Ein  Kanibale.  Staatsanwalt  Dr. 
Nemanitsch.  — Der  Lebensgang  eines  Fälschers  von  Legitimations- 
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papieren  und  behördlichen  Stempeln.  Dr.  W.  Schütze.  — Betni»-  in 
Smnewerwirriing.  Dr.  M.  Pollak.  Problematische  Naturen.  Staats- 
anwalt A.  Amschi.  — Kriminal-  oder  Irrenhaus.  Ein  Beitra«-  zur 
Fmg'e  der  Tnnkerasyle.  Dr.  M.  Pollak.  — Fahrlässige  Tödtung  der 
Gebärenden  durch  den  Geburtshelfer.  Staatsanwalt  Siefert.  Der 
Kall  Maino^  (yerbrechen  gegen  die  Sittlichkeit  an  einer  Hvpno- 
tisirten).  Freiherr  v.  Schrenck- Notzing.  — Bestimmung  der  Ab- 
gangsrichtung eiims  Gewehrgeschosses  durch  Berechnung  des  Ein- 
falhnnkels.  Dr.  R.  Bauer.  — Zur  Frage  des  reflektoiden  Handelns. 


C)  Prozessuales,  Untersuch  ungst  h ätigk  ei  t und 
oonstiges. 

Beweisfrage.  Dr.  H.  Gross.  — Eecognition  durch  Zeugen. 
.Staatsanwalt  Dr.  Goebel.  — Vom  Alibibeaveis.  Dr.  E.  Lohsing.  — 
m-  und  Zeugnisspflicht  nach  den  Ansichten  des  Volkes.  August 
noewenstimm.  — - Ein  neues  Verfahren  zum  Nachweise  von  Urkunden- 
vnn  F*’iedrich  Paul.  — Ueber  die  Darstellung  von  Spuren 

o - StrafkartSi  und  ^traf- 

KHn,- Strafkartenfrage.  Justizrath  E.  Martin.  — 
wnr  Rechtsprinzip;  zugleich  ein  Nach- 

E-  Lohsing.  — Encyclopaedie  der  Krimi- 
ut.oki  — Dl®  forensische  Bedeutung  der  Röntgen- 

rii-litnv**'  n*'  — Ueber  die  Aufgaben  des  Untersuchungs- 

Tal  Dr.  H.  Gross.  - Detektivinstitute.  Dr.  H.  Weingart.  - 
Va  ® mit  einfachen  Hilfsmitteln.  P.  Kahle.  — 

w -k Staatsanwalt  Nessel.  — Die  Straffälligkeit 
Stanio  Hugo  Hoegel.  — Die  Scheu  vor  dem  Arbeitshause, 

btaatsanwalt  A.  Amschi.  - Zum  Prozess  Sternberg.  Justizrath 

im  nio«  1-  Dr.  H.  Kornfeld.  — Die  Kriminalpolizei. 

T oiv,  Strafrechtspflege.  Polizeilcutnant  P.  A.  Lehmann.  — 

iip Hol*;!  k • n -^listizrath  Martin.  - Ueber  den  Nutzen  schrift- 
Tai„  ^ . Sßthätigung  aktiver  Kriminalisten.  Dr.  G.  Leiewer.  — 
Tntnil!  Anarchisten.  Dr.  H.  Gross.  — Wettbui-eaus  und 

W„!b  ^ Deutschland.  H.  v.  Manteuffel.  — Ein  Besuch  in  der 
»verkstatte  eines  Fälschers  alter  Waffen.  Dr.  O.  Freiherr  Potier. 


D)  Besprechungen. 

Ueber  Psychologie  der  individuellen  Differenzen.  — 
Gi-t.li  f der  Psychiatrie.  — Moebius:  Ueber  Entartung, 

Hvi  , r «es  Nerven-  und  Seelenlebens.  — Dr.  Th.  Altschel: 
l)r  r Suggestion  im  Leben  und  in  der  Erziehung.  — 

Gpirn  j ® l^^lminalität  und  Altruismus.  — Dr.  F.  Benck:  Die 
rpfhfo^i  Deportation.  — Dr.  S.  Türkei : Irrenwesen  und  Straf- 
psveho  Ueber  die  klinischen  Formen  der  Gefäiigiiiss- 


E)  Kleinere  M i 1 1 h e i 1 u n g e n. 

Hmi'f^.k^'  der  Tortur.  — Radierungen.  — Zur  Frage  der 

enmf.’"  Leichen.  — Sinnestäuschung  bei  Geld- 

fljjg  Zur  Frage  der  gerichtlichen  Graphologie.  — Macht  der 
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Aus  der  OJefäiifiuissseelsorffe.  KriiiiK-riiiiyfii  üiif^  virrziilui 
jaiirigrm  Gefängnissdienst. 

Unter  diesem  Titel  ist  vor  Kurzem  bei  Dörffliiig  & Kriinke  in 
Leipzig  ein  Buch  von  K einhold  Stade  erschienen,  das  ich  den 
Lesern  dieser  ßliltter  iusonderlieit  den  Herren  Strafanstaltsgeistliehcn 
aufs  wärmste  empfehlen  möchte. 

Steide  war  Superintendent  in  Ichtershau.sen  und  hatte  zugleicli 
die  seelsorgerische  Verwaltung  der  dortigen  thüringisclicn  Gefängnis.s- 
anstaiten.  Seinen  Bemühungen  für  das  Wohl  und  Fortkommen  der 
aus  diesen  Anstalten  entlassenen  weibliclien  Gidangenen  ist  die  Ent- 
stehung des  Thüringischen  Frauenasyls  in  Köstritz  zu  verdanken, 
welches  von  Pastor  Fiedler  geleitet,  eine  der  segensreichsten  An- 
stalten der  inneren  Mission  in  Thüringen  ist  und  ein  bleibendes 
Zeichen  für  die  Treue  und  das  Verständniss  bildet,  mit  dem  Stade, 
sein  sclnvieriges  Amt  verwaltet  hat. 

Aus  der  Feder  eines  solclien  Mannes  iL,rinnei  unj;>.;.  zu  cknlten. 
ist  werthvoll  und  erfreulich,  und  in  der  That  biet(d  das  Buch  nicht 
nur  für  den  Theologen  und  Gefäugnisspraktiker  somlern  auch  für 
jeticn  anderen  ernstgesinnle.n  Leser  eine  Fülle  von  Anregung  und 
Belehrung. 

Ich  wüsste  ihm  ausser  dem  Bienengriiber’hclien  Wcrkcheii, 
das  den  gleichen  Stoff  behandelt,  gegenwärtig  nichts  an  die  Seite 
zu  stellen. 

Ausgehend  von  der  Seelsorge  im  Allgemeinen,  die  er  als 
„Einwirkung  auf  die  einzelne  Seele,  um  sie  auf  rechter  Bahn  zu 
erhalten  uiul  immer  fester  in  ihrem  Gott  zu  gründen“  definirt,  komuit 
Stade  auf  die  Gefängnisssecl.sorge  im  besonderen  zu  sprechen,  und 
stellt  ihren  grossen  inneren  Werth  und  ihre  hohe  Bedeutung  ins 
rechte  Licht.  Er  tritt  mit  warmen  Worten  dafür  ein,  dass  auch  in 
den  kleinen  Amtsgerichtsgefängnissen  den  Gefangenen  die  Möglichkeit 
geboten  werden  möchte,  mit  einem  Gei.stlichen  in  Verkehr  zu  treten 
und  ich  kann  mir  nicht  versagen,  die  sehr  beherzigenswerthen  Worte 
hier  abzudrucken,  mit  denen  er  die  Kostenfrage  für  eine  derartige 
Einrichtung  erledigt: 

„ich  gehe  soweit  zu  behaupten,  dass  in  diesem  Falle  die  Ent- 
„schädigungsfragc  für  aufgewendete  Zeit  und  Mühe  für  den 
„Geistlichen  von  gar  keinem  Gewichte  sein  darf.  Derselbe  hat 
„vielmehr  die  Gelegenheit,  in  einem  Gefängnisse  seclsorgerlich 
„thiitig’  zu  sein , für  eine  aussergewöhnliche  Wohlthat  eines 
„günstigen  Geschicks  anzusehen,  die  ihm  nur  je  in  seinem  Amts- 
„lebeu  begegnen  kann,  und  für  eine  geistliche  .Schulung  und 
„Bereicherung  von  so  hervorragendem  Werthe,  dass  dagegen  tlie 
„Gehaltsfrage  etwas  g'anz  nebensächliches  sein  muss.  Die  g'eistlichc 
„Versorgung  eines  Gefängnisses  bietet  nicht  nur  den  inhaftirten 
„eine  nicht  hoch  genug  anzuschlagende  Wohlthat,  sondern  ist 
„ebenso  für  den  ausübenden  Theil  ein  unscliätzbarer  Gewinn. 
„Der  pastorirende  Geistliche  empfilngt  ebenso  viel  für  sich  selbst, 
„für  sein  eigenes  Herz,  für  seine  eigene  Amts-  und  Lebens- 
„erfahrung  als  er  giebt!“ 

\ 011  diesen  Gesichtspunkten  ausgeliend,  weist  Stade  denn  auch 
'ollt^m  Kcchte  darauf  hin,  wie,  seg'ensreich  es  für  die  spätere. 
.\iiitsfuhruiig  sein  würde,  wenn  Kandidaten  oder  junge  Geistliche, 
sei  es  auch  nur  für  kürzere  Zeit,  sich  um  deu  Eintritt  in  den 
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von  den  Aiistalts-eistlielieu  sieli  in 
scsfhwierigste  scelsorfferiSL-hc  Thätigkeit  einweisen  lassen  möchten. 

Ohne  Zweifel  würde  dies  eine  Vorsclmlo  für  junge  Geisiliclie 
‘,1  jede  andere  weit  übertriife;  denn 

li  Gelegcnl.cit  finden,  einen  Einblick 

ri«,  p Rilthsel  der  Men.sclienseeleii  zu  thun  als  eben  in 

in  bringt  die  Thätigkeit  des  Gefilngniss- 

„cistlithui  s-o  viel  andere  Arbeit  mit  sich,  wie  Fürsorge  für  die  oft 

/ K^nf* -^"i  lebenden  Familien  der  Inliaftirten , Unterbringung 
mi  Beaufsichtigung  Entla.ssenor  u.  s.  u'.,  dass  liier  eine  ganz 

Vorbereitung  für  die  praktische  Amtsthiitigkeit 
SU  gewmneii  wäre.  ® 

■.■i'i  rli “•‘ischauliches  Bild  alles  dessen,  was  dem  Gefängniss- 
obliegt,  giebt  Stade  in  seinem  Buche.  Er 
Sä  b koif  in  der  Zelle,  über  die 

i Wrlih?.,..  "•  ! ‘'‘l"  Casualrediier,  als  Lehrer  und  es  ist 

iinoglicli,  hier  auf  alle  diese  Einzelheiten  näher  einzuge.hen. 

vnn  <??!']  Ausführlichkeit  und  Gründlichkeit  wird  auch 

n inip«  ‘ föi'  di«  Eiitlasseiieii  behandelt,  und  hier 

selbst  '•  ' V • "'«'bliche  Entlassene,  um  die  er  sich  ja 

gemacht  hHt  erwähnt  - in  hervorragender  Weise  verdient 

iiiitPi-llsL^''^“”  1®“*^  überau.s  wichtige  Kapital  kann  ich  nicht 

nmeiiassen  ein  kurzes  Wort  hinzuzufttgeii. 

den  zur  Entia.ssiing  kommenden  Männern  eine 
auch  ^«oenwilrtig  geübte  Fürsorgejiraxis,  wie  sic 

(lip  niii.i',  Erachtens  nicht  ausreichend  ist.  Leute, 

Zustäiiflon  t*-  besten  Willen  unter  den  gegenwärtig  herrschenden 
weil  ilmn.  'ir  Deutschland  nicht  wieder  hoch  koinmeii  können, 
zobr-w-lif  .das  \orurthcil,  das  einmal  bestraften  Leuten  entgegeii- 
iieup'in  »n'y  M "duder  hindernd  in  den  W'eg  tritt  und  sic  von 

i-ückfuilio.  , 1 bringt  Ich  bin  überzeugt,  dass  manche  thiitsäciilich 

Scliwippi^i, '"•*!* ' " Ihnen  nach  ihrer  Entlassung  so  unendlich  viel 

übprwi.„f„  dass  sie  dieselben  beim  besten  AVillen  nicht 

Kritprhim' T?  darum  hüten,  die  Kückfälligkeit  immer  als 
•■ia'>’pii  ^''Verbesserlichkeit  hiiizustellen,  sie  ist  — ich  glaube 

lichpii  ",  ® — die  Konseiiueiiz  der  fast  uimberwind- 

«ntgeo’enbdngen  ’ Menschen  eiiinial  bestraften  Leuten 

mauplip^  v ®**  d'U'uin  für  eine  dringende  Nothweiidigkeit  für 
die  (lariii  I f*i^"® -®'"®  ''O"  Fürsorge  eintreten  zu  lassen. 


*u  rehabilitiren. 

auch  ^'®.  «biige  Jahre  dort  ausgehalten,  dann  wird  es  ihnen 

Was  ma?  1 *®"b  ''"'«der  hier  in  Deutschland  festen  Fuss  zu  fassen, 

as  »lanchen  gegenwärtig  unmöglich  ist. 

•'fscliäftLi'^  ‘^‘®®®  '»'t  deren  Lösung  ich  gegenwärtig  eifrig 

hc|pii,.i,i  ^ "’O  anderer  Stelle  in  diesen  Blätterii  ausfülirliclier 

mi,  und  hoffe,  dass  es  möglich  werden  wird,  in  absehbarer 
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Zelt  (Ue  Unterbringung'  gewisser  geeigneter  Entlassener  in  über- 
seeischen Ländern  als  ein  neues  wichtiges  Glied  in  der  jetzigen  Fur- 
zu  können. 

Pastor  am  Centratgefängniss. 


Die  von  dem  Köiiigl.  Preussisclieu  Strafaiistalts-  und  Gefängniss- 
direktor  Fliegenschmidt  zu  Wehlheiden  ve-rfasste  Schrift. 
„Der  Beruf  des  Aufsehers  iu  den  Strafanstalten  uiid  Ge- 
fängnissen“ — Leipzig,  Benno  Kollegen  \ erla|;  1902  — h«Ift  dem 
lange  empfundenen  Bedürfnisse,  den  Gefangenen-Äufseliein  «un  gu  , 
leicht  verständliches  und  kurz  gefasstes  Buch  über  ihren  Beruf 
die  Hand  geben  zu  können,  in  trefflicher  Weise  ab. 

Nachdem  die  Strafhäuser  ■ der  Vergangenheit  und  der  Straf- 
vollzug in  der  Gegenwart  geschildert  und  die  Bedingungen  fui  d 
Anstellung  als  Aufseher  dargelegt  sind, 

Hauptgrundsätze  über  den  Strafvollzug,  welche  sich  jeder 
aneignen  muss,  geht  dann  auf  die  Vorschriften  der  Dienstanweisu  g 
und  die  Selbständigkeit  des  denkenden  Aufsehers  über,  , 
schwierige  Kapitel  über  den  nicht  rein  dienstlichen  Verkehr  des 
Sehers  mit  den  Gefangenen,  spricht  hiernächst  über  Verbrechen  un 
Verbrecher,  über  das  Verhalten  bei  besonderen 
einheitlichen  Sinn  für  das  Zusammenwirken  der  G«fangenen-AuL^^^ 
die  Fürsorgethätigkeit  nnd  das  Verhalten  des  Aufsehers  euth^sene 
Gefangenen  gegenüber  und  nimmt  aus  der  Klage  über  den  häu  fen 
Rückfall  der  Verbrecher  Veranlassung,  zu  treuer  hingebender  1 fUc 
erfüllung  zu  machen.  . . j a f 

Eifriges  und  wiederholtes  Studium  dieser  Schrift  wird  üen  Au  - 
scher  immer  klarer  erkennen  lassen,  wie  er  seinen  , , j 

richtiger  Art  ausübt,  wie  er  insbesondere  Erfolge  in  demselben  w 

aus  seiner  Ausübung  für  sich  selbst  innere  Befnedigung  1 , . 
kann.  Er  lernt  unter  anderem,  dass  die  Kriminalstrafe  „ 

Vergeltung  für  begangenes  Unrecht  bezweckt  und  der  S‘rafvoü^ 
als  Zufügung  des  Strafübels  in  diesem  Sinne  zu  gostalten  ist.  tein 
lernt  er,  dass  die  Strafe  auch  Nebenzwecken  dient,  vor  allen  dem  <iei 
Besserung  und  wie  auch  er  nach  dieser  Richtung  hm  in  besehe 
Masse  thätig  iverden  kann. 

Seine  Dienstanweisung  mit  ihren  mannigfachen 
und  die  sonstigen  für  ihn  als  Gefangenen-Aufsehcr  , 

Vorschriften  werden  ihm  durch  j'encs  Studium  verstandhc  _ 
einleuchtender  werden.  Nicht  bei  einer  nur  äusseren  Kenn  n 
selben  wird  es  für  ihn  verbleiben : ihren  inneren  Zusanimeuh  ^ , 

er  erfassen  und  sich  die  Fähigkeit  aneignen,  dieselben  ihrem 
nach  anzuweiiden.  Und  mit  dem  wachsenden  Verständinss  fu  , 
Beruf  wird  sich  auch  seine  Hingabe  an  demselben  steigern, 
er  überhaupt  den  Willen  hat,  das  ihm  übertragene  Amt,  wie  es 
Pflicht  gebietet,  treu  und  gewissenhaft  zu  verwalten. 

Er  wird  zu  der  Einsicht  gelangen,  dass  unausgesetzte, 
Ausfüllung  des  erwählten  Berufes  auch  für  den  Aufseher 
gefangenen  eine  reiche  Quelle  innerer  Zufriedenheit  ist, 
diese  ihrerseits  eine  lebensfreudige  Stimmung  erzeugt,  die  jj|,g 

ist  für  jedes  kraftvolle  Wirken.  Kommen  aber  hin  und  wieder  v 


Stunden  des  Berufs,  und  deren  giebt  es  nicht  wenige)  für  jeden  Ge- 
füngiiissbeamten,  so  wird  ihm  ein  verständnissvolles  Verliefen  in  die 
Fliegenschinidt’sche  Schrift  die  nöthige  Erliolung  finden  lassen  und 
ihn  von  neuem  anspornen  zu  reger  frischer  Berufsthiltigkeit. 

Wenn  auch  manche  Gefangenen-Aufseher  sich  nicht  zu  einer 
solchen  idealen  Auffassung  ihrer  amtlichen  Thfttigkeit  aufzuschwingen 
vermögen,  so  wird  doch  die  grössere  Mehrzahl  dazu  im  Stande  sein 
und  es  ist  auch  die  in  Rede  stehende  mit  vollständiger  und  klarer 
Kenntniss  des  Aufseherberufs  verfasste  Schrift  eine  Hebung  des 
gesammten  Standes  zu  erhoffen. 

Als  preussischer  Gefängnissbeamter  hat  Fliegenschmidt  in  seinem 
Werke  naturge.mäss  in  erster  Linie  die  Verhältnisse  im  Strafvollzüge 
seines  Heimatlistaates  im.  Auge.  Doch  eignet  sich  dasselbe  vermöge 
der  Art  seiner  Abfassung,  die  ein  Eingehen  auf  Einzelheiten  ver- 
meidet und  nur  die  massgebenden,  für  alle  deutschen  Gefangenen- 
Anstalten  Geltung  habenden  Gedanken  in  scharfer  Markirung  hervor- 
hebt, ebenso  vorzüglich  auch  für  die  Gefängnissbeamten  anderer 
Staaten. 

Demnach  kann  ich  schliesslich  nur  den  Wunsch  aussprechen, 
dass  Fliegenschmidt’s  höchst  verdienstvolle  Schrift  jedem  Gefangenen- 
Aufseher  von  Amtswegen  in  die  Hände  gegeben  werde  und  ihm  ein 
treuer  Begleiter  und  Berather  in  seinem  dienstlichen  Wirken  bleiben 
möge. 

Wolfenbüttel,  im  März  1902. 

Oberregierungsrath  Cruse, 
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Ve rze i c h n i ss 

der  Mitglieder 

des  Vereins  der  deutschen  und  der  österreicliiscli-uugarischen 
Strafanstältsbciuntcn. 

H erausf-eji'eb  cn  im  April  1902. 


I.  Ehrenmitglieder. 

(iuillHuinc,  Dr.,  Direktor  des  eidgeuössischeu  statistischen  Burwiiis 

in  Bern,  Schweiz. 

Glitsch,  Dr.,  Geheimer  Hofrath,  früher  Arzt  der  Strafanstalten  in 
Bruchsal,  in  Karlsruhe. 

Holst,  Dr.  von.  Geh.  Rath  und  Professor  an  der  Universität  in 
Chicago,  Amerika. 

Hürbin,  Strafanstaltsdirektor  in  Lenzburg,  Canton  Aargau. 

Jage  mann,  Dr.  v o n,  Excellenz,  Wirklicher  Geheimer  Rath,  ausser- 
ordentlicher Gesandter  und  bevollmilchtigter  Minister  in  Berlin. 
Sali 8,  von,  Strafanstaltsdirektor  in  Basel,  Schweiz. 

Sc  he  ff  er,  Pastor  in  Marburg,  Hessen. 

Tallack  William  in  London. 


II.  Ausschussmitglieder. 

Vorsitzender : 

Kn  gelb  erg,  Dr.  von,  Regierungsrath,  Direktor  des  Landes- 
gefäugnisscs  Mannheim. 

Mitglieder: 

Appelius,  Dr.,  Kammergerichtsrath  in  Berlin. 

Bilr,  Dr.,  Geh.  Saukätsrath,  Oberarzt  des  Strafgefängnisses  Plötzeiiscc 
bei  Berlin. 

Baumgärt  1,  Ministerialratli  im  Justizministerium  in  München. 
Böhmer,  Geheimer  Reg.-Rath,  Strafanstaltsdirektor  in  Waldhcini. 
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Cruse,  Ober-Re^.-Rath,  Direktor  der  Gefangenanstalten  in  Wolfe.n- 
büttel, 

Golt/.,  Frhr.  von  der,  Geh.  Ober-Reg.-Rath  in  Stra.ssburg  i.  E. 
«lunghanns,  Staatsanwalt  in  Freiburg. 

Kopj),  Major  a.  D.,  Ober-Reg.-Rath,  Strafanstaltsdirektor  in  Frei- 
bnrg  i.  R. 

Krau  SS,  Pfarrer,  Strafanstaltsgeistlicher  a.  D.  in  Schcrzingen  hei 
Sehiillstadt  (Baden). 

Marcovich,  k.  k.  Oberdirektor  der  Strafan.stalt  Carlau  bei  Graz. 

emaiiitsch,  Dr.,  k.  k.  Staatsanwalt  in  Marburg  a.  D. 
aeich,  Reg.-Rath,  Strafanstaltsdircktor  in  Zwickau. 
ßnlHlen,  Dr.  von,  Pfarrer,  Hauptagent  der  Rhein.  Wcstph.  (ie- 
filiigniss-Ge.sell8chaft  in  Düsseldorf. 

Schellmann,  Direktor  der  Prov.-Arbeiteanstalt  in  Brauweiler. 

‘ chhppe,  Geheimerath,  Ministerialrath  und  General.staatsanwalt  in 
Darmstadt. 

Schwab,  vortrag.  Rath  im  Justizministerium,  Mitglied  des  Straf- 
anstalten-Collegiums  in  Stuttgart. 

■ ichart,  Strafanstaltsdirefctor  iii  Ludwigsburg, 
imonson,  Ober-Landesgerichtsrath  in  Breslau. 

■lellmacher,  Reichsgerichtsrath  in  Leipzig. 

rt  h,  Dr.,  Geh  Justizrath,  Direktor  des  Strafgefilngnisses  zu  Plötzen- 
see bei  Berlin. 

ZeiB,  Ober-Rechnungsrath,  Strafanstalts- Verwalter  in  Mannheim. 

'?T«s,  Major  a.  D.,  Strafanstaltsdirektor  in  Berlin.  (28) 


in.  Alphabetisches  Verzeichniss  sämmtlicher 
aktiver  Mitglieder. 

Herzogthum  Anhalt. 

“'^^*‘'*^‘'*’^®*'*'*^siHspektor,  Dirigent  der  Strafan.stalt  in  Coswig. 

^“8"' lg,  Strafairstalt. 

e.ssaii,  herzogl.  Staafsministerium. 

ssau,  herzogl.  Strafanstalts-Kommission.  (4) 

Grossherzogthum  Baden. 

Bell  Mannheim 

Ben*  Gefiingni.sslehre.r  in  Freiburg. 

Bcff  ’ Gher.-imtsrichter,  Karlsruhe. 

Bit-  ’ ®*’°*''^'’’*'‘*'’'cBt<‘r  in  Siickiiigeiv. 

'"'*1  Rechtsanwalt  in  Offe.nburg. 
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Breisach,  Bezirksverein  für  Jugendschutz  und  Gefangenenfürsorge. 

Bruchsal,  Direktion  des  Milnnerzuchthauses. 

Bruchsal,  Direktion  der  Landesgefängnisse  und  der  Weiber- 
strafanstalt. 

Dietz,  Dr.  jur.,  Rechtsanwalt  in  Karlsruhe. 

Dusch,  Dr.,  Frhr.  von,  Landgerichtsrath  in  Mannheim. 

Ebbecke,  Pfarrer,  evang.  Hausgeistlicher  am  Milniierzuchthaus  in 
Bruchsal. 

Engel  b erg,  Dr.  von,  Reg.-Rath,  Strafanstaltsdirektor  in  Mannheim. 

F r e i b u r g , Direktion  des  Landesgefängnisses. 

Fritschi,  Alfred,  Dr.  Medizinalrath,  Hausarzt  am  Landesgefängniss 
in  Freiburg. 

Fuchs,  Geh.  Ober -Finanzrath,  Präsident  der  Centralleitung  der 
badischen  Schutzvereine  in  Karlsruhe. 

Greif  f,  Dr.,  Medizinalrath,  Hausarzt  am  Landesgefängniss  in  Mannheim. 

Grosselflnger,  Dr.,  Staatsanwalt  in  Mannheim. 

Guttenberg,  Landgerichtsrath  in  Waldshut. 


Heintze,  Dr.,  Amtmann  in  Mannheim. 

Herr  mann,  Frz.  Jos.,  Anstaltsgeistlicher  am  Waisenhaus  Heiligen- 
zell bei  Lahr 

Hogg,  Pfarrer,  Strafanstaltsgeistlicher  in  Bruchsal. 

Hoff  mann,  Strafanstaitslehrer  in  Mannheim. 

Hügel  mann,  Strafanstaltslehrer  in  Mannheim. 

Hübsch,  Geheimerath,  Ministerialdirektor  im  Ministerium  der  Justiz, 
des  Kultus  und  Unterrichts  in  Karlsruhe. 

Jäger,  Reallehrer,  Strafanstaltslehrer  in  Bruchsal 
J u n g h a n n s , Staatsanwalt  in  Freiburg. 

Kaiser,  Dr.,  Bezirksarzt,  Medizinalrath  in  Karlsruhe. 

Kirchen  heim,  Dr.  von,  Professor  der  Rechte  in  Heidelberg. 
Kirsch,  Reallchrer,  Gefängnissoberlehrer  in  Freiburg. 

Köhler,  Dr.,  Oberamtsrichter  in  Waldshut. 

Ko  pp,  Major  a.  D , Ober-Reg.-Rath,  Strafanstaltsdircktor  in  Freiburg. 
Krauss,  Strafaiistaltsgeistlicher  a.  D.,  Pfarrer  in  Scherziiigen  bei 
Schallstadt. 

Krautinger,  Strafanstaltsverwalter  in  Bruchsal. 

Lenhard,  Reg.-Rath,  Strafanstaltsdirektor  in  Bruchsal. 
Lilicnthal,  Dr.  von,  Prof,  des  Strafrechts  an  der  Universität  in 
Heidelberg. 

Lumpp,  Dr.,  Hausarzt  in  Bruchsal. 

Mannheim,  Direktion  des  Landesgefängnisses. 

Meck,  Pfarrer,  katb.  Strafanstaltsgcistlicher  in  Mannheim. 

M e r t a,  Pfarrer,  kath.  Hausgei stlicli er  des  Landesgefäng’nisses  Freiburg. 
Mittermaier,  Dr,  jur.,  ordentlicher  Professor  des  Strafrechts  und 
des  Sirafprozessea  an  der  Universität  Bern. 
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Muser,  Revisor  im  grossh.  Justizininisterium  in  Karlsruhe. 

Neu  mau  n,  Buclihaltcr  am  Milnuerzuchthaus  Bruchsal. 

Rastatt,  grossh.  Amtsgericht. 

Reichardt,  Dr.,  Ministerialrath  im  Ministerium  der  Justiz  des 
KuJtus  und  Unterrichts  in  Karlsruhe.  ’ 

Reuther,  Oberrechnungsrath,  Strafaustaltsverwaltcr  in  Bruchsal. 
Kibstein,  Dr.,  Medizinalrath,  Strafanstaltsarzt  in  Bruchsal 
Rudolf,  H-chnungsrath,  Strafanstaltsverwalter  in  Freiburg. 

evangelischer  Gefilngnissgeistlicher  in  Freihurg. 
err,  Pfarrer  in  Weinheim  a.  d.  Bergstrasse,  frülier  Strafanstalts- 
geisthcher  in  Bruchsal. 

Schmidt,  Oberamtsrichter  in  Weinheim. 

'*'^UnnheS‘'“‘''^’  ^‘"'"^S-eistHcher  des  Laudesgefiingnisses  in 

Stengel,  Frhr.  von,  Major  a.  D.,  Ober-Reg.-Rath,  Direktor  des 
Männerzuchthauscs  in  Bruchsal. 

J«Kendschutz  und  Gefangenenfürsorge. 

’ ^^f  l^ßcRftungsrath,  Strafanstaltsverwalter  in  Mannheim, 
ei  Staatsanwalt  am  Gr.  Oberlaude.sgericht  Karlsruhe, 
‘reiburg,  I.  Staatsanwalt. 

Karlsruhe,  1.  Staatsanwalt. 

Konstanz,  I.  Staatsanwalt. 

Mannheim,  I.  Staatsanwalt. 

Offenburg,  I.  Staatsanwalt. 

Heidelberg,  Staatsanwaltschaft. 

Mosbach,  Staatsanwaltschaft. 

0 r z h e i m , Staatsanwaltschaft. 

“•dshut,  Staatsanwaltschaft. 

I 

Königreich  Bayern. 

^""Ktionilr  der  Strafanstalt  in  Kaisheim. 
Bauin*r:i”/i  , Gcfangcnanstalt  in  Lichtenan. 

o<  t , Ministerialrath  im  Kgl.  Staatsministerium  der  Justiz 
^ m München. 

J er,  Ludwig,  katholischer  Hausgeistlicher  des  Zuchthauses  in 
vvasserburg. 

^^^**^*''®''®'^^®Hirektor  ln  Straubing'. 

BrucT  ‘‘^'^•■^fanstaltsgeistlicher  in  Niederschönenfeld  b.  Rain. 

ei  Inspektor  und  Vorstand  des  Strafvollstreckungsgcfilngnisses 
g >»  München. 

Nü'  Hausg'oistlicher  «ries  Ze.llengefilnguisses  in 

’ ^f^rrer,  Strafaustaltsg'eistlichcr  in  Ainbe.rg. 
oiei,  Dr.,  Hausarzt  am  Zuchthaus  in  Kaisheim. 
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Dcyrer,  Strafanstaltsdirektor  in  Zwinbrücken. 

Dörfler,  Strafanstaltsichrer  in  Sulzbach  (Oberpfalz)- 
Dörnhöffer,  Strafanstaltsdirektor  in  Kaisheim. 

Dollacker,  Strafanstaltsdirektor  in  Kaiserslautern. 

Drossbach,  Dr.  med.,  Hausarzt  an  der  Gefangenanstalt  Laufen. 
Düll,  Direktor  des  Arbeitshauses  in  Kebdorf  bei  Eichstildt. 

Eberl,  Pfarrkuratus,  katholischer  Hausgeistlicher  in  Kebdorf. 

Eign,  Ueg.-Rath,  Gefiingnissdirektor  in  Amberg. 

Fent,  Edmund,  Haxislehrer  der  Gefangcnanstalt  in  Laufen. 

Fent,  Kasimir,  Strafanstaltslehrer  in  Niederschönenfeld  b.  Rain. 
Finger,  Dr.  jur.,  ord.  Professor  der  Rechte  an  der  Universität  Würzburg 
F i n k 1 , Pfarrer,  Hausgeistlicher  der  Gefangenanstalt  in  Niederschöneu- 
feld  b.  Kain. 

Fischer,  Emil,  Strafanstalts-Assessor  in  St.  Georgen  bei  Bayreuth. 
Fleck,  Pfarrkuratus,  Hausgeistlicher  der  Gefangenanstalt  Lichtenau. 
Fleischmann,  Kirchenrath,  Pfarrer,  protestantischer  Strafanstalts- 
- geistlicher  in  Kaiserslautern. 

Forstenei chner,  .Strafanstalts- Assessor  in  Plassenburg. 

Franz,  Strafanstaltsdirektor  in  Niederschönenfeld  b.  Rain. 
Gebhardt,  kath.  Hausgeistlicher  in  Zweibrttcken. 

Gerl,  Strafanstaltslehrer  in  Ebrach 

G ruber,  Max  Em.,  Dr.  med.,  königl.  Bezirksarzt,  Gefängnissarzt  in 
München-Giesing. 

Heiter,  Geistlicher  Rath,  Strafanstaltsgeistlicher  in  Kaiserslautern. 
Held  mann,  Pfarrer,  königl.  geistl.  Rath,  Strafanstaltsgeistlicher  in 
Sulzbach  (Oberpfalz). 

Heller,  Dr.,  königl.  Hofrath,  Hausarzt  am  Zellengefilngniss  Nttrnbeig. 
Hess,  Assessor  der  Gefangenanstalt  in  Laufen. 

Hilger,  von,  Assessor  der  Gefangenanstalt  in  Ebrach. 

Hi  11  er,  Domkapitular  in  VVürzburg. 

Höchtl,  Strafanstaltslehrer  in  Kaisheim. 

H o f m a 11 11 , Pfarrer,  kath.  Strafanstaltsgeistlicher  in  Ebrach. 

Horn,  Direktor  des  Zuchthauses  in  St.  Georgen-Bayreuth. 

Huber,  Regierungsrath,  Direktor  des  Zuchtban.ses  in  Plasseubur«. 
Hurst'  Anton  Josef,  Hausgci.stlicher  des  Zuchthauses  in  Kaislieiui. 
Ilussleiii.  Hauslehrer  des  Zuchthauses  in  Lichtenau. 

Jacob,  Friedrich,  Strafanstalts-Assessor  in  Kaiserslautern. 

Jilger,  Dr.,  protest.  Strafanstaltsgeistlicher  in  Ebrach. 
Kaiserslautern,  Direktion  der  Strafanstalt. 

Kellner,  Pfarrer,  kath.  Hausgeistlicher  der  Gefangeiianstalt  in  Laufen 
Kellner,  Lehrer  des  Zuchthauses  in  .München. 

Kleemann,  Lehrer  des  Arbeitshauses  in  Rebdorf. 

Körb  er,  Dr.,  Medizinalratb,  Hausarzt  des  Zucbthausi's  in  Wh'ir/.bing. 
Kohl,  Fr.,  königl.  Assessor  ani  Zelleng’efangiiiss  Nürnberg. 


Koll),  Dr.,  Bczirksjirzt,  Ilausarzt  der  Strafimstalt  uud  des  Arbeits- 
hauses iu  Kaiserslautern. 

Krapf,  Buchhalter  der  Strafanstalt  Zweibrücken. 

Kroyer,  Assessor  des  Zuciithauses  in  München. 

Küffner,  G.,  Pfarrer,  prot.  Hausgeistlicher  am  Zuchthaus  Plassenburg. 
Leybold,  köuigl.  Assessor  au  der  Strafanstalt  Straubing. 

Liiuiner,  Reg. -Rath,  Direktor  der  Gefangenauslalt  iu  Laufen. 

Link,  Direktor  der  Gefangenanstalt  in  Lichtenau. 

•Mayer,  Ed.,  ev.  Hausgeistl.  der  Gcfangenanstalt  Sulzbach  (Ü.-Pfaiz). 
.Mayer,  Joseph,  Assessor  bei  dem  Zuchthause  iu  Kaisheim. 

Mayer,  Ulrich,  Lehrer  der  Gefangennnstalt  in  Amberg. 

Meseth,  Dr.,  Bezirksarzt,  Hausarzt  des  Zuchthauses  in  Plassenburg. 
Müller,  Buchhalter  am  Zelleiigefängiuss  Nürnberg. 

München,  königl.  Staatsministerium  der  Jn.stiz. 

Nürnberg,  Zellengcfängniss. 

Oberhaus,  königl.  militärische  Strafanstalten. 

Oheim,  Buchhalter  des  Zuchthauses  in  Ebrach. 

Oheim,  Friedr.  Otto,  rechtskund.  Funktionär  bei  der  kgl.  Gefangen- 
(instalt  a,  Sal>;ftch. 

Poch,  Georg,  Asse.ssor  der  Strafanstalt  in  Amberg. 

Piacht,  Hermann,  Pfarrer,  protest.  Hausgei.stl.  am  kgl.  Arbeitshau.s 
in  Rebdorf. 

Ranft,  Reg.-Rath,  Strafanstaltsdirektor  a.  D.  in  Aniberg’. 

Ranft,  Ludwig,  Strafanstaltsdirektor  in  Ebrach. 

Reich,  Philipp,  Strafan-staltsassessor  in  Snlzbach  (O.-Pfalz). 
enner,  Dr.  Ed.,  Hausarzt  an  der  Strafanstalt  Zweibrücken. 

0 irei , Pfarrer,  katholischer  Hausg'eistlicher  am  Zelleng'efäng'niss 
in  Nürnberg. 

Roesei,  Inspektor  der  Gerichtsgefängnisse  Nürnberg’, 
udolph,  Strafanstalts-Assessor  in  Lichtenau. 
ndolph,  Lehrer  der  Strafanstalt  in  Zweibrücken. 

Schäfer,  Dr.,  Bezirksarzt,  Hausarzt  an  der  .Strafanstalt  Straubing. 

e lerer,  kgl.  Assessor  am  Zuchthause  Würzburg. 

‘Cimelcher,  Dr.,  Medizinal  - Rath , Bezirk.sarzt,  Hausarzt  der 
^ Gefangenanstalt  in  Amberg. 

'^chmitt,  J.,  Pfarrer,  kath.  Hausgeistlicher  am  Zuchthaus  Plassenburg. 

^c  iii Beweis,  Pfarrer,  kath.  Geistlicher  des  Zuchthauses  in  München. 

Protest.  Hausgeistlicher  der  .Strafanstalt  in  Zweibrücken. 
ochweykart,  Direktor  a.  D.,  Neuburg  a.  D. 

ri,  Dr.,  königl.  geistl.  Rath,  kath.  Geistlicher  des  Zuchthau.se.s 
in  Würzburg. 

®|cger,  Direktor  der  Strafan.stalt  in  Würzburg. 

*ckl,  Dr.  med.,  Hausarzt  der  Gefangenanstalt  in  Niederschönenfeld. 
Blitler  für  GefäuRnisskunae.  XXXVI. 
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Trio  1)8  wett  er,  Pfarrer,  katli.  Hausgeüstlicher  der  Gefangenanstalt 
in  Ainberg. 

Trölltach,  Hauslehrer  des  Zcdleiigefiingnisses  in  Nürnberg. 
Wainbsganz,  Strafanstalts- Assessor  in  Zweibrücken. 

Werner,  Lehrer  a.  D.  der  Strafer/.lehung.sanstalt  für  verwalirloste 
jugendliche  Personen  in  Speyer. 


Will,  Hauslehrer  am  Zellengefängniss  in  Nürnberg. 

Wüst,  Will).,  Hauslehrer  an  der  Strafanstalt  Kai.serslautern. 
Z eitler,  Dr.,  Bezirksarzt,  Strafanstaltsarzt  in  Ebrach. 
Oberstaatsanwalt  am  Oberlandesgcricht  Augsburg. 

Erster  Staatsanwalt  am  Landgericht  Augsburg. 


„ „ * „ „ Eichstätt. 

„ , . » Kempten. 

„ „ „ „ Memmingen. 

„ „ , „ Neuburg  a.  Donau. 

Oberstaatsanwalt  am  Oberlandesgericht  Bamberg. 


Ei-ster  Staatsanwalt  am  Landgericht  Aschaffenburg, 
, , „ , Bamberg. 

„ „ n ..  Bayreuth. 

Hof. 

„ „ „ Schweinfurt. 

„ „ „ „ Würzburg. 

Oberstaatsanwalt  am  Oberlandesgericl)t  München. 
Erster  Staatsanwalt  ani  Landgericht  Deggendorf. 

„ „ „ „ Landshut. 

„ , S S München  1. 

„ „ „ , München  II. 

„ „ „ „ Passau. 

„ „ , „ Straubing. 

„ V r>  V Traunstein. 

Oberstaatsanwalt  am  Oberlandesgericht  Nürnberg. 


E)-ster  Staatsanwalt  ani  Landgericht  Amberg. 

A)isbach. 

Fürth. 

Nürnberg. 

Regimsburg. 

Weiden. 

Obo'staatsanwalt  am  Oberlandesgericht  Zweibrüeken. 

Erster  Staatsanwalt  am  Landgericht  Fratikenthal. 

„ „ „ „ Kaiserslautern. 

„ „ „ „ Landau  (Kheinpfalz). 

„ „ . . Zweibrücken.  (120 
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Herzogthum  Braunschweig. 

Brauiiseliw'eig,  licr/.oyl.  Laiidifcridit. 

Crusü,  Ob«r-R(,g-.-Kath.  Direktor  <ler  Gefangenenai.staltfi.  i„  \Vo|f,,n- 
imttel. 

Giinimert,  Gefüngiiiss-Oberinspektor  in  Braiinsdiweig. 

Prau«,  von,  Ministerial-Sekretiir,  Lamlriehter  l>eini  Landgericht 
in  Braunscliweig. 

" Olfenbüttel,  Gefangenenanstalten. 

Ziegelei-,  Pastor,  Hansgeistlicher  an  <len  Gefangenenanstalten 
Wolfenbüttel. 


Freie  Hansastadt  Bremen. 

B 1- e m e n , Staatsanwaltschaft. 

Oslpb.shausen,  Strafanstalt. 


Eisass- Lothringen. 

Binuii,  Koiisistorialpräsident,  Gefüngnis.sgeistlicher  in  .Metz. 

Braun,  Anstaltslehrer  in  Knsisheiin. 

Brciike,  GefUngniss-lnspektor,  Mülhausen  im  LIsa.ss. 

rinkinann,  Gefiingniss-Inspektor  in  Kn.si.sheim. 

Kn.sisheiin,  kaiserl.  Strafanstalt. 

'Schbach,  Geistlicher  der  Be.sserung.san.stalt  in  Hagenau. 

Glauner,  Gefüngnissdirektor  in  Mnhlhau.sen. 

^odelück,  Gefängnissdirektor  in  Strassburg. 

-oltz  Frhr.  von  der,  Geh.  Ober-Heg.-Bath  und  Vorstand  der 
•ingnissverwaltung  für  Elsass-Lothringen  in  Strassbnrg. 
iingel,  Geftlngniss-Inspektor  in  Strassburg-  i.  E. 

||8genau,  kaiserl.  Strafanstalt, 
eiinig,  Strafanstaltsdirektnr  in  Hagenau. 

•rt,  Btrafanstaltsgeistlicher  in  Hagenau, 
hii,  Obei -Inspektor,  Gef!liigni.ssvorsteber  in  Zabern. 

^ otzschrnar,  Strafanstaltsdirektor  in  Ensishe.im. 

*"od.,  Saiiitiltsrath,  Strafanstaltsarzt  in  Hagenau. 

I e n th  ä I e.  r,  Kechnungsrath,  MinisterialsekretUr  in  ilei-  .liisiiz- 
abtheilung  zu  Strassburg. 

M ” 

\Iet***l  ^/**"*’^*’>  ^'öfängnissgeistlicher  in  Mülhansen. 

Mick'  ^*''**  '*‘  ^®fi'-"ö'iisstlirektion. 

Mr^ii  I^ireklor  des  Landc-.sarbeitshanses  l’f.-ilzhurg. 

lausen,  Bezirksg-efilngniss. 
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Müller,  kalh.  Anstaltsgcistlicher  in  Eiisisheiin. 

Pf  alz  bürg,  kaiserl.  Landes-Arbeitshaus. 

Kecktenwald,  Gcfängniss-Inspektor  in  Metz. 

Schüler,  Israel.  Anstaltsgeistlicher,  im  Nebenamt,  Rabbiner  in 
Bollweiler,  Ensisheim. 

Seck,  Dr.  mcd.,  Strafanstaltsarzt  in  Ensisheim. 

Simon,  Abbe,  Gefängnissgeistlicher  in  Metz. 

Stadler,  Geh.  Justiz -Rath  im  Ministerium  — Abtheilung  für 
Justiz  — in  Strassburg. 

St  oll,  Gefängniss-Inspektor  in  Metz. 

Strassburg,  kaiserl.  Bezirksgefängniss. 

Thiele,  Gefüngniss-Inspektor  in  Strassburg. 

Wagner,  Sanitätsrath,  Gefängnissdirektor  in  Metz. 

W e i s 8 , Dr.,  Gefängnissarzt  in  Metz. 

Weyerts,  Oberinspektor,  Gefängnissvorsteher  in  Colmar. 
AVoringer,  Pfarrer,  ev.  Anstaltsgeistlicher  in  Ensisheim. 

Zabern,  kaiserl.  Bezirksgefängniss. 

Colmar,  kaiserl.  Staatsanwaltschaft  am  Landgericht. 

Metz,  kaiserl.  Staatsanwaltschaft  „ » 

Mühlhausen,  kaiserl.  Staatsanwaltschaft  am  Landgericht. 
Saargemünd,  kaiserl.  Staatsanwaltschaft  „ „ 

Strassburg,  kaiserl.  Staatsanwaltschaft  am  Landgericht. 

Zabern,  kaiserl.  Staatsanwaltschaft  am  Landgericht.  (42) 


Freie  Stadt  Hamburg. 

Bartens,  Lehrer  und  Organist  am  Centralgefängniss  in  Fuhlsbüttel. 
Breckling,  Lehrer  am  Centralgefängniss  in  Fuhlsbüttel. 
Carstens,  Inspektor  au  der  Korrektionsanstalt  in  Fuhlsbüttel. 

D r c w e s , Inspektor  am  ^Centralgefängniss  in  Fuhlsbüttel. 

Fleisch,  Lehrer  und  Organist  am  Untersuchungsgefängniss  Hamburg. 
Gennat,  Dr.,  Direktor  der  Gefängnissanstalten  in  Hamburg- 
Fuhlsbüttel. 

Hörtel,  Inspektor  am  Untersuchungsgefängni.ss  in  Hamburg. 
Huxdorf,  Inspektor  am  Centralgefängniss  in  Fuhlsbüttel. 

K e m p f , Oberinspektor  am  Detentionshaus  in  Hamburg. 

K 11  a a k , Inspektor  am  Centralgefängniss  in  Fuhlsbüttel. 

K r i t z , Inspektor  am  Untersuchungsgefängniss  in  Hamburg. 
Levsen,  Johanna,  Lehrerin  am  Frauengefänguiss  in  Fuhlsbüttel. 
Meyer,  Dr.,  Distriktsarzt,  Gefängnissarzt  in  Hamburg — Fuhlsbüttel. 
M i c h a ö 1 i s , Oberinspektor  am  Untersuchungsgefängniss  in  Hamburg. 
Micthe,  G.  A.,  Pastor  am  Centralgefängniss  in  Fuhlsbüttel. 
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Scliiersand,  Inspektor  am  Centralgcfiliig-niss  in  Fuhlsbüttel. 
Schulz,  Lehrer  mul  Organist  am  Centralgefiingniss  in  Fuhlsbüttel. 
Schwartze,  Inspektor  am  Deteiitionsliaus  in  Hamburg. 

Seyfarth,  Dr.,  Pfarrer,  Geistlicher  der  städtischen  Gefängnisse 
in  Hamburg. 

St  harn  er,  Dr , Gefängnissarzt  am  Detentionshaus  in  Hamburg. 
Todt,  Inspektor  am  Ceutralgefiingniss  in  Fuhlsbüttel.  (21) 


Grossherzogthum  Hessen. 


Ambos,  Pfarrer,  kath.  Hausgeistlicher  in  Butzbach. 

Bornemann,  Hauptmann  a.  D.,  Strafanstaltsdirektor  in  Marien- 
schloss bei  Rockenberg. 

Butzbach,  grossh.  Zellenstrafanstalt. 

Clement,  Direktor  der  grossh,  Zellensti-afanstalt  in  Butzbach. 
Darmstadt,  grossh.  Gefängnissverwaltung. 

Darmstadt,  Centralbehörde  des  Vereins  zur  Unterstützung  und 
Besserung  der  aus  den  Strafanstalten  Entlassenen. 

Darmstadt,  grossh.  Provinzialdirektion  Starkenburg. 

Dittmar,  Dr.,  grossh.  hess.  Justiz-Minister,  Excellenz,  Darmstadt. 
Felsing,  evang.  Anstaltslehrer  in  Butzbach. 

Fischer,  Pfarrer,  evang.  Hausgeistlicher  am  Landeszuchthaus 
Marienschloss. 

Drohe,  kath.  Anstaltslehrer  in  Butzbach. 


Hallwachs,  Wirklicher  Geheimer  Rath,  Excellenz,  in  Dannstadt. 
Hauser,  Dr.,  Ober-Medizinalrath  in  Darmstadt. 

Krauss,  Strafanstaltslebrer  in  Mainz. 

Kreuter,  Leutnant  a.  D.,  Gefängnissverw'altcr  in  Darnistadt. 
Kullmann,  Dr.,  Anstaltsarzt  in  Butzbach. 

Jlainz,  grossh.  Gefängnissverwaltung. 

Maiienschloss,  grossh.  Landeszuchthsius  bei  Rockenberg. 
Pieetorius,  Dr.,  Ober-Staatsanwalt  in  Darmstadt, 
inn,  Inspektor  des  Arbeitshauses  Starkenburg  in  Dieburg, 
ath,  Pfarrer,  Gefängnissgeistlicher  in  Butzbach. 

Schlippe,  Geheimer  Rath,  Ministcrialrath  und  General-Staatsanwalt 
in  Darmstadt. 

Wald  mann,  Pfarrer,  kath.  Hausgeistlicher  am  Landeszuchthaus 
Marienschloss. 

Weugler,  Dr.,  Anstaltsarzt  an  der  Zellenstrafanstalt  in  Butzbach, 
aimstadt,  grossh.  General -Staatsanwaltschaft  am  grossh.  Ober- 

landesgericht. 

®>mstadt,  Ober-Staatsanwalt  am  grossh.  Landgericht  der  Provinz 
Starkenburg. 
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Giossi^n,  Ober  Siaiilsaiiwall  am  {'rossli.  Laiitlj;erichtu 
Mainz,  Olier-Slaat.samvalt  am  <rrossli.  Lanflgericht. 

(28) 


Freie  Stadt  Lübeck. 

Arnsl  , Verwalter  ilcs  Werk-  und  Zuchthauses  St.  Aimeii  in  Lübeck. 

(1) 

Grossherzogthümer  Mecklenburg  Schwerin  u.  Strelitz. 

Höhl  keil,  Strafanstalts-Inspektor  in  Dreibergeu  hei  Bützow. 

B ü t z 0 w , (..V.ntralgefängniss, 

I)  rei  b e.rge  11 , Strafanstalt  bei  Bützow. 

Engel,  Geh.-Bath,  Strafanstaltsdirektor  in  Dreibergen. 

Griewank,  I)r.  nied.,  llau.sarzt  der  Landesstrafanstalt  Dreibergen 
und  de.s  Centratgefjingni.sses  Hützow  in  Bützow. 

He, uek,  Ministerialrath  im  grossh  .Justizniinisteriuin  in  Schwerin. 
Köhler,  Hausgeistlieher  am  Centralgefängniss  in  Bützow  (wohnhaft 
in  Kühn  bei  Bützow). 

Rostock,  grossh.  Oberstaatsanwaltschaft. 

Güslrow,  grossh.  Slaabsanwaltschafl. 

Rostock,  grossh.  Staatsanwaltschaft. 

Schwerin,  grossh.  Staatsanwaltschaft  (11) 

Grossherzogthum  Oldenburg. 

Hab  er  k am  p,  Gefängniss-Inspektor  in  Oldenburg. 

0 1 d e,  n h u r g , gro.ssh.  Oberstaatsanwaltschaft. 

Kam  sauer,  Strafanstaltsdirektor  in  Vechta. 

Ruh  st  rat,  Regierungsrath  in  Eutin,  (4) 

Königreich  Preussen. 

A ach  e u , Gefängnissdirektion. 

Albre.cht,  Oberleutnant  a.  I).,  Strafanstalts-Sekretär  in  Düsseldorf- 
Derendorf. 

.\ppelius,  Dr.,  Kammergerichts-Rath  in  Berlin. 

Aselirott,  Dr.,  Landgerichtsrath  in  Berlin. 

Bär,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,  Oberarzt  des  .Strafge.fängnisses  Hlötzen- 
see  bei  Berlin. 

Beck,  von,  Oberleutnant  a.  1),  Strafanstalts- Inspektor,  Siegburg— 
Brückberg. 
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üciliii,  Direktion  des  Unic.rsuchiiiigsgefilngiiisses,  Alt-.’iloa.hit. 
Berlin,  königl.  Polizeipräsidium. 

Berlin,  Straf-  und  Untersuehuiigsgcfäiigniss  a.  d.  Stadl  bahn. 

Be r I i 11  - M 0 a b i t , Strafanstaltsdirektioii. 

Berner,  Dr.,  Geh.  Justizratli  und  Professor  der  Universität  in  Berlin. 
Beutheii,  D.rektion  des  Gerichtsgefängnisses. 

Bluhra,  Strafanstalts-Inspektor  in  Warteuburg. 

Bor  hum,  Direktion  des  Centralgefängnisses. 

Bösenherg,  Gefängnissinspektor  in  Meseritz,  Reg.-Bez.  Posen. 
Bösenberg,  Gefängniss- Oberinspektor,  Gominerii  bei  Magdeburg. 
Bojanowo,  Direktion  des  Arbeits-  und  Landarinenhauses. 

Bonn,  Gefäugnissvenvaltung. 

Boppard,  königl.  Direktion  der  Erziehungsanstalt  St.  Martin. 
Brandenburg,  Strafanstalt. 

Biaunsberg,  königl.  Landgi-richt  (Ostpreusseii). 

Breslau,  Gefängnissdircktion. 

Breslau,  Landarmenverband  für  Schlesien. 

Brieg,  Strafanstalt. 

Bl  üniinerstäd  t,  Gefängnissinspektor  in  Plötzensee  bei  Berlin. 

üttner,  Hauptmann  a.  D.,  Strafan.staltsdirektor  in  Breslau. 

Cassel,  Strafanstalt  an  der  Fulda. 

Celle,  Strafanstalt 
C 0 b 1 e n z , Gefängnissverwaltung. 

Cöln,  Strafanstalts-  und  Gefängnissdirektion. 

Cottbus,  Gefängnissverwaltung. 

Cronthal  bei  Crone  a.  d.  Brahe,  Strafanstalt, 
fasen,  Dr.  jur.,  kgl.  preuss.  Amtsrichter,  Professor  der  Gefängniss- 
wissenschaft  und  Beirath  für  Gefängiiisswcsen  im  kaiserlich- 
japanischen  Ministerium  des  Innern  in  Tokio. 


Danzig,  Gefängnissdirektion. 

Dastig,  Inspektor  des  Strafgefängnisses  in  Tegel  bei  Berlin. 
Delitzch,  Strafanstalt. 

Denziier,  Oberinspektor  des  Strafgefängnisses  Plötzensee  b.  Berlin, 
üiez  a.  d.  Lahn,  Strafanstalt. 

äri,  Leutnant  a.  D.,  Strafanstaltssekretär  am  Gefängniss  Düssel- 
dorf-Derendorf. 

Diisseldorf,  Gefängnissverwaltung. 

ü 8 s e 1 d 0 r f - D e r e n d o r f , Zellengefängniss. 

,,  Föfsorge-Kommission  des  Nas.sauischen  Gefängnissvereins. 

berfeld,  Gefängnissverwaltung. 

^'ffuith,  Kantor  am  Strafgefängniss  Plötzensee  bei  Berlin. 

■nk  ein  bürg,  Dr.,  Direktor  des  Gefängni.sses  in  Düsseldorf- 
Derendorf. 

Fliegenschmidt,  Strafanstalts  - Direktor  in  Wehlheiden  b.  Cassel. 
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Forrton,  Strafanstalt. 

Frankfurt  a.  M.,  Gerichtsgnfängniss. 

Frankfurt  a.  O.,  königl.  Regierungspräsiilent. 

Frie-bül,  Strafanstalts-Direktor  in  Rendsburg. 

Gauda,  Strafan-stalts-Direktor  iu  Hameln. 

Glorius,  Strafanstalts-Inspektor  Augstuinalmoor  bei  Heydekrug. 
Glückstadt,  Korrcktionsanstalt 
G 1 ü c k 8 1 a d t , Strafgefängniss. 

Gnügge,  Strafanstalts-Direktor  in  Brieg,  Bcz.  Breslau. 

Goebel,  Gefängnis.sprediger  iu  Bochum. 

G ö r I i t , Strafanstalt. 

Gollnow,  Verwaltung  des  Centralgefängnisscs. 

Gommern,  königl.  Amtsgericht. 

Grasshoff,  Pfarrer,  Hausgeistl.  der  Strafanstalt  in  Brandenburg  a.  H. 
Graudenz , Strafanstalt. 

Grofebert,  Direktor  der  Korrektionsanstalt  iu  Könitz,  Westpreussen. 
Gross-Strehlitz,  Strafanstalt. 

Hadamar,  Direktion  der  Korrigendenanstalt. 

Halle  a.  S.,  Gefilngnissgesellschaft  für  die  Provinz  Sachsen  und  das 
Herzogthum  Anhalt. 

Halle  a.  S.,  Strafanstalt. 

Hamann,  Gefängnissinspektor  in  Plötzensee  bei  Berlin. 

Hameln,  Gefängniss. 

Hamm,  Gefilngniss  (in  Westfalen). 

Hannover,  Zellengefängniss. 

Haseroth,  Gefängniss- Inspektor  in  Bochum. 

Helling,  Gefängniss-Direktor,  Bochutn. 

Henning,  Major  a.  D.,  Strafanstaltsdirektor  in  Glückstadt. 
Herford,  Gefängnissdirektion. 

Hippel,  von,  Dr.,  ordentl.  Professor  an  der  Universität  Göttingen. 
Husung,  Oberinspektor  und  Vorsteher  des  Filial-Gefängiiisses 'der 
Stadtvoigtei  in  Berlin. 

Jacobs,  Dr.,  Strafanstaltsgeistlicher  in  Werden  a.  Ruhr. 

Jaeckel,  Oberstleutnant  a.  D,  Anstaltsdirektor  in  Neustettin. 

J a u e r , Strafau.stalt. 

Insterburg,  Strafanstalt. 

Kattowitz,  königl.  Gefängnissverwaltung. 

Klein,  Amtsrichter  a.  D.,  Direktor  des  Strafgefängnisses  in  Tegel 
bei  Berlin. 

Kl  ein  feil  er,  Dr.,  Professor  an  der  Universität  in  Kiel. 

Klubs,  Gefängniss-Inspektor,  Landsberg  a.  W. 

Koblinski,  Dr.  von,  .Sui)erinlendent  in  Kilsleben  bei  Eisleben. 

K n h n e , C.,  Strafan.staltsdirektnr  in  Inickau. 
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Köhler,  Dr.,  Professor  an  der  Universität  in  Berlin. 

Koiiitz  (Westpr.),  Prov.  Bessorungs-  und  Landarnienaiistalt. 
Konradshammer  bei  Oliva  (Westpr.),  Erziehungs-  und  Besserungs- 
anstalt. 

Kottmeier,  Pfarrer,  ev.  Hauslehrer  in  Plötzensee  bei  Berlin. 
Kowalsky,  Gefängnissdirektor  in  Gollnow. 

Krohne,  Dr.,  Geh.  Ober-Reg.-ßath,  Vortragender  Rath  iin  Ministerium 
des  Innern  in  Berlin. 

Krüger,  Ingenieur  am  Strafgelängniss  in  Plötzensee  bei  Berlin. 
Kurnatowski,  von,  Strafanstalts-Inspektor,  Hameln  a.  W. 
Langebartels,  Strafanstaltsdirektor  in  Halle  a.  S. 

.■eppmann,  Dr.,  Sanitätsrath,  Bezirksphysikus,  Strafanstaltsarzt  in 
Berlin. 

Levy,  Anstalts-Rabbiner  des  Strafgefängnisses  Plötzensce  bei  Berlin, 
bichtenburg,  Strafanstalt. 

Liugen,  Strafanstalt. 

Lissa,  Verein  zur  Fürsorge  für  entlassene  Gefangene. 

iszt,  Dr.  von,  Geh.  Justizrath,  Prof,  an  der  Universität  in  Berlin 
Buckau,  Strafanstalt. 

Lüneburg,  Strafanstal  t. 

Maltzahn,  von,  Hauptmaun  a.  D.,  Inspektor  des  Strafgefängnisses 
Plötzensee  bei  Berlin. 

Jlassow,  von,  Geh.  Oberregierungsrath,  Vortragender  Rath  beim 
Rechnungshof  des  Deutschen  Reiches  in  Potsdam. 

.'lewe,  Strafanstalt. 

Michaelis,  von,  Hauptmanna.  D.,  Strafanstaltsdirektor  in  Aachen. 

oringen,  Direktion  des  provinzialständischen  Werkhauses, 
w?  S*'*'ufanstaltsarzt  in  Wartenburg  in  Ostpr. 

‘ uuster,  Westph.,  königl.  Regierung,  Abtheilung  des  Innern. 
Munster,  Strafanstalt. 

Münster,  Gefängniss. 

Müschen  heim,  Insp.  d.  Poliz.-Gef.  Frankfurt  a.  M. 

e znier,  von,  Strafanstaltsinspektor  in  Wartenburg  i.  Ostpr. 
Naugard,  Strafanstalt. 

eubei,  Domherr,  Probst  v.  St.  Hedwig  in  Berlin,  fürstbischöfl. 

elegat  für  Brandenburg  u.  Pommern,  päpstlicher  Pretonotar, 
Berlin  W. 

Reumann,  Lehrer  des  Strafgefängnisses  Plötzensee  bei  Berlin. 
Pcteis,  Pfarrer,  ev.  Hausgeistlicher  in  Plötzeusee  bei  Berlin. 

^ eiffer,  Gefängnissdirektor  in  Danzig. 

eger,  Dr.,  Sanitätsrath,  Hausarzt  des  Strafgefängnisses  Plötzen- 
^ See  bei  Berlin. 

•Iler,  Pastor,  Direktor  der  königl.  Erziehungsanstalt  St.  Atartin, 
Boppard. 
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Pi  11  gs in ii u ti , Pfarrer  und  Rektor  in  M.-Gladbaeh. 

Plötzeusee  bei  Berlin,  Strafgefilngniss. 

P r eu n g‘ e s h ei m bei  Frankfurt  a.  M.,  Strafg'efängniss. 
Puttkaniiner,  von,  Leutnant  a.  D.,  Polizeiinspektor  am  Straf- 
gefilngniss Plötzensec. 

Rassmann,  Pfarrer  in  Oestrich  a.  Rh.,  evang.  Hausgeistlicher  des 
Strafgefiingnisses  Eberbaeh. 

R a t i b 0 r , Strafanstalt. 

Rawitsch,  Strafanstalt. 

Reden,  von,  Erster  Staatsanwalt  des  kgl.  Landgerichts  in  Frank- 
furt a.  M. 

R e n d s b u r g , Strafanstalt. 

Reuss,  Pfarrer,  Gefängiussgeistlichcr  in  Preungesheim  bei  Frank- 
furt a.  M. 

Rhein,  Strafanstalt. 

Richter,  Inspektor  am  Untersuehungsgefängniss  in  Berlin-Moabit 
Rohden,  von,  Dr.,  Pfarrer,  Hauptagent  der  Rheinisch-Westfälischen 
Gefitngnissgesellschaft  in  Düsseldorf. 

Roscnfeld,  Dr.  jur.  et  phil.,  Gerichtsassessor  bei  der  Strafanstalt 
1 tüsseldorf-Dereudorf . 

Saarbrücken,  Gefängniss. 

S a g a n , Strafanstalt. 

Sagemtiller,  kath.  Gefängnissi>farrer,  Bochum. 

Scheike,  Gefängniss-Inspektor,  Oppeln. 

Sch  eil  mann,  Direktor  der  Arbeitsaiistalt  in  Brauweiler. 

S ch  e 1 0 w 8 k y , Oberinspektor  und  Rendant  der  Strafanstalt  in  Berlin. 
Schmidt,  Direktor  der  Korrektions-  und  Landarmenanstalt  Breitenau, 
Provinz  Hessen-Cassel,  Post  Guxhagen. 

Schnell,  Oberst  a.  D.,  Vorsteher  der  Korrektions-  und  Landarmen- 
anstalt Wunstorf  b.  Hannover. 

Schraidt,  Oberleutnant  a.  D.,  Gefängnissinspektor  in  Eberbach 
(Rheingau).  ; 

Schröder,  Sekretär  des  Strafgefängnisses  Plötzensee  bei  Berlin. 
Schubert,  ilauptinann  a.  D.,  Inspektor  der  Strafanstalt  in  Coblenz. 
Schütz,  Strafanstaltsoberiiispektor  und  Vorsteher  in  Saarbrücken. 
Schulz,  Geh.  Rechnungsrath  im  königl.  Justizministerium  in  Berlin  V . 
Schweidnitz,  Landarmen-  und  Arbeitshaus. 

Siegburg,  Strafanstalt  (Zellengefängniss),  Michaelsberg. 
Siegburg,  Gefängniss  (Bruckberg). 

Siinonson,  Oberhindcsgerichlsrath  in  Breslau. 

Sommerfeld,  Gefängnissinspektor  in  Plötzensee  bei  Berlin. 
Sonnenburg,  Strafanstalt  (Neumark). 

Speck,  Pfarrer  am  Strafgefilngniss  Halle  a.  d.  S. 

Spiess,  Dr.,  Professor,  Wiesbaden. 
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Starke.,  Dr.,  Wirk!  Geh.  Ober-Justiz  liiitli  in  Berlin. 

Storz,  Hauptmann  d.  L,  Strafaustaltsdirektor  iii.rrone  a.  Br. 
Slrieg'au,  Sfrafanstalts-  und  Gefäng'nissdirektion. 

Tapian,  Direktion  der  ostpr.  Besserungsanstalt. 

Tegel  bei  Berlin,  Strafgefangniss. 

Tlükötter,  Direktor  des  Zellengefängnisses  in  Hannover. 

Tliöns,  Gefäugnisslehrer  in  Plötzensee  bei  Berlin. 

Thun,  Gefängniss-Sekretär  xind  Kendant  in  Bocimin. 

Tri  er,  Gefängnissverwaltiing 

\oigt,  Rittmeister  a.  D.,  Direktor  der  Provinzial-Besserungs-  und 
Landarmenanstalt  in  Tapiau,  Ostpr. 

Voormann,  Strafanstalts-Pfarrer  in  Werden  a.  d.  Ruhr. 


Mabcin  (Reg.-Bez.-Cassel),  Erziehungs-  und  Bes.seruugsanstalt. 
«alrtow,  Pfarrer,  ev.  Hausgeistlicher  in  Plötzensce. 

aiteiiburg,  Strafanstalt,  Ostpreussen. 

Vehlheiden  bei  Cassel,  Strafanstalt, 
erden  a.  d.  Ruhr,  Strafanstalt. 

erner,  Geh.  Ober- Justiz  - Rath , Vortragender  Ratli  ini  Justiz- 
ininisterium  in  Berlin. 

'Verther,  Gefängnissdirektor  in  Herford. 

rth,  Dl.,  Geh.  Justiz-Rath,  Direktor  des  Strafg'efiluguisses  zu 
Plötzensee  bei  Berlin. 

'To h 1 au , Gefftngnissdirektion. 

ronke,  Direktion  des  Centralgefängnisses. 

Ziegenhain,  Reg.-Bez.  Cassel,  Strafanstalt. 

‘ <gU8,  Afajor  a.  D.,  Strafanstaltsdirektor  in  Berlin-Moabit,  N.W. 
önigl.  Oberstaatsanwaltschaft  am  Kainniergericlit  in  Berlin. 


n am  Oberlandesgericht  in  Breslau. 
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Köniffl.  erster  Staatsanw<alt  am  kgl.  Landgericht  in  Aurich. 
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„ Meseritz. 

, Münster  i.  Westf. 
„ Naumburg. 

„ Neisse. 

„ Neuruppin. 

„ Neuwied. 

, Nordhausen. 

„ Oels  i.  Schl. 

„ Opjieln. 

„ Osnabrück. 

„ Ostrowo. 

„ Paderborn. 

„ Posen. 

„ Potsdam. 

„ Prenzlau. 

„ Ratibor. 

„ Saarbrücken. 

„ Schneideiiüihl. 

„ Schweidnitz. 

„ Stade. 

„ Stargard  i.  Pom. 

„ Stendal. 

„ Stettin. 

„ Stolp  i.  Pom. 

„ Thorn. 

„ Tilsit. 

„ Torgau. 

„ Trier. 

„ Verden. 

„ Wiesbaden. 
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Königreich  Sachsen. 

B a e li , Dr.  jiir.,  Assessor,  AnstaltsinspeUtor  an  der  Landesstrafanslalt 
Wiildheim. 

B (iss  1er,  Strafanstalts-Direklor  in  Voigtsberg'  bei  Oelsnitz. 
Rinding,  Dr.,  Geheimcvath  Professor  an  der  üniversitilt  Leipzig. 
Birkigt,  Gurt,  Anstalts-Kateelie.t,  Zwickau. 

B ö 1i  in  e r , Geh.  Reg.-Rath,  Strafanstalts-Direktor  in  Waldheim. 

Bo  mein  an  n,  Oberinspektor  in  Zwickau. 

Brandt,  Gefängnissdirektor  in  Leipzig. 

Burckhardt,  Gefängni.ssdirektör  in  Dresden. 

C a s ])  a r i , Pfarrer,  Ansialtsgeistlicher  an  der  Strafanstalt  Voigtsberg. 
Clauss,  Abtheilung.sinspektor  an  der  Strafanstalt  Waldheim. 
Dresden,  Festungsgefilngniss. 

Freund,  Anstaltsinspektor  an  der  Landesstrafanstalt  Zwickau. 
Gelb  haar,  Dr.,  Geh.  Reg.-Rath  und  vortr.  Rath  ini  Ministerium 
des  Innern  in  Dresden. 

G r ü n h a i n , Strafanstalt. 

de  Guehery,  Gefängnissinspektor  in  Chemnitz. 

H i r s c h b e r g , K.,  Dr.  ined.,  Anstalts-Arzt  und  Anstalts  Bezirksarzt, 
Zwickau. 

H ö c k n e r , Oberinspektor  und  Verwalt.ungsvorstand  in  Horli- 
weitschen  bei  Klosterbuch. 

Hoheneck,  Strafanstalt  bei  Stollberg,  Erzgebirg. 

Hohl  fei  d,  Strafanstaltsdirektor  a.  D.  in  Coburg. 

H 0 h n s t e i n , Landesanstalt. 

M e i n i g , Gefäng^iissinspektor  in  Dresden. 

M i c li  e 1 , Bruno  Kurt,  Pastor,  kgl.  Strafanstalt.sgeistlicher  in  Zwickau. 
M ü h 1 h a u 8 e n , GefUngnissdirektor  in  CMieninitz. 

Müller,  Dr.  med.,  Anatalts-  und  Anstaltsbezirksarzt  an  der  Straf- 
anstalt Hoheneck  i.  S. 

N e u b e r t , Gefängnissdirektor  in  Zwickau. 

P e.  i s e 1 , O.,  Strafanstaltsoberlehrer  in  Sachsenburg  b.  Franken  borg. 
Raabe,  Dr.,  Direktor  der  Stadt.  Arbeitsanstalt  in  Dresden. 
Reich,  Reg.-Rath,  Strafanstaltsdirektor  in  Zwickau. 

Rossmy  , Reg.-Rath,  Strafanstaltsdirektor  in  Hoheneck  b.  Stollberg, 
Erzgebirge. 

R ü h I c m a n n , Direktor  der  Landes-Strafanstalt  Sachsenburg. 
Sahr,  von.  Oberst  a.  D.  und  Vereinsvorstand  in  Dresden. 

Schi  n k , Oberinspektor  und  Vorstand  der  Landeskorrektionsaiistalt 

Hohnstein. 

Schöpf  f,  K.,  Anstaltspfarrer  in  Sachsenburg. 

Stellmacher,  Reichsgerichtsratii  in  Leipzig. 

'1'  r ä n k n e r , Heinr.,  Leutn  a.  D.,  Anstalts-Inspektor,  Sachseiibnrg. 
Vogel,  Regierungsralh,  Direktor  der  Landesanstalten  Htibertusburg. 
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Volk  man  11,  Stiafiinstaltspfarrer  in  Zwickau. 

Wach,  Dr.,  Geh.  Rath,  Frofes.sor  des  Strafrechts  an  der  UniversitiU 
Leipzig. 

W a I d h e i m , Landesstrafanstalt. 

Zwickau,  kgl.  Strafanstalt 

Grossherzogthum  Sachsen-Weimar. 

Roese,  Major  a.  D..  Direktor  des  Arbeitshaases  in  Ei.senaeh. 
Eisenach,  I,  StaatSinrnvalt  am  grossh.  Landgericht. 

Weimar,  I.  Staatsanwalt  am  grossh.  Landgericht  (3) 

Herzogthum  Sachsen-Altenburg. 

Alten  buig,  herzog-l.  Staatsanwaltschaft  am  l.,andericht.  (1) 

Herzogthum  Sachsen-Coburg-Gotha. 

Gotha,  herzogl.  Staatsanwaltschaft  am  Landgericht. 
Gräfentonna,  Zuchthaus. 

Hassenberg,  Weiberzuchthaus,  bei  Sonnefeld, 
chtershausen,  Gefängnissanstalten. 

• ellner,  l’farrer,  Geistlicher  am  Weiberzuchthaus  Hassenbiirg  in 
Gestungshausen.  " 

Herzogthum  Sachsen-Meiningen. 

Meiningen,  herzogl.  Staatsanwaltschaft  am  gemein.schaftl.  Land- 


gericht. 

Fürstenthum  Lippe-Detmold. 

Getmold,  fürstl.  Lippische  Regierung. 

Fürstenthum  Schaumburg-Lippe. 

Rücke  bürg,  für.stl.  Staatsanwaltschaft. 


(1) 


(1) 


(1) 


Königreich  Württemberg. 

^ ach  er,  Dr.,  Amtsrichter  a.  D.,  Rechtsanwalt  in  Stuttgart. 

egei , kgl.  Baurath,  Mitglied  d.  Strafanstaltcii-Kollegiums  in  Stuttgart, 
^essler,  Landgerichtsrath  in  Stuttgart. 

•■eitling,  von,  Excellenz,  kgl.  Prilsident  des  Staatsministc.riums 
^ tind  Justizminister  in  Stuttgart. 

^•Sgert,  Ober-Justizrath,  Strafanstaltsvorstand  in  Stuttgart. 

® 7-ner,  Landgerichtsrath,  Mitglied  des  .Strafan.stallen-Kollegiums 
^ Stuttgart. 

Hfarrer,  ev.  Hau.sgeistlicher  in  Gotti-szell  b.  Sehw.-Gmttnd. 

' Hog'-Ratb,  Mitglied  des  Slrafanstalti'n-Kollegiums  in 

Stuttgart. 


Jäger,  Fiiiaiizrath  im  kgl.  Finanzministeriiim,  Mitglied  des  Straf- 
anstalten-Kollegiiims  in  Stuttgart. 

Kirchner,  Kaplan,  Hausgeistlicher  der  Strafanstalt  Gotteszell. 

K n n p p , Dr.,  Sanitätsrath,  Strafanstaltsarzt  in  Ludwigsburg  und  auf 
Hohenasperg. 

Köstlin,  von,  GefUngnissdirektor  a.  D.  in  Stuttgart. 

L a m p a r t e r , Landrichter  ln  Schw.  Hall. 

Länderer,  von,  Landgerichtspräsident,  Vorstand  des  Straf- 
anstalten-Kollegiunis  in  Stuttgart. 

Locher,  Strafanstaltslehrer  in  Hellbronn. 

Lödel,  Oberlandesgei’ichtsrath,  Mitglied  desStrafanstalten-Kollegiuins 
in  Stuttgart. 

Mayer,  Dr.,  Oherjustiz-Rath  und  Strafanstaltsvorstand  in  Gotteszell. 

Mayer,  Pfarrer,  Gefängnissgeistlicher  in  Ludwigsburg. 

Rcmboldt,  Dr.,  Ober-Medizinal-Rath,  Mitglied  des  Strafanstalteu- 
Kollegiums  in  Stuttgart. 

Rotten  bürg,  a.  Neckar,  Landesgefängniss. 

Schairer,  ev.  Hausgeistlicher  des  Landesgetängnisses  Schw.  Hall. 

Schall,  Pfarrer,  ev.  Hausgeistlicher  des  Zuchthauses  in  Ludwigsbxrrg. 

Schoffer,  Amtsrichter,  stellv.  Vorstand  der  Strafanstalt  Gotteszell. 

Schwab,  von,  Vortragender  Rath  im  Justiz-Ministerium,  Mitglied  des 
Strafanstalten-Kollegiums  in  Stuttgart. 

Schw  a n d n e r , Ober-Justizrath,  Gefängnissvorstand  in  Hall. 

Sichart,  von,  Direktor  des  Zuchthauses  in  Ludwig.sburg  und  auf 
Hohenasperg,  Vorstand  der  Civilfestungs  - Strafanstalt  auf 
Hohenasperg. 

Sieber,  Kaplan,  kath.  Hausgeistlicher  am  Landesgefängniss  Hall 
in  Cromburg. 

Stärk,  Dekan,  Gefängnissgeistlicher  in  Heilbronn. 

Stuttgart,  königl  Justiz-Ministerium. 

Stuttgart,  Strafanstalten-Kollegium. 

Süsskind,  Dr.,  Oberamtsarzt,  Hausarzt  am  Landesgefängniss  Schw. 
Hall. 

Ungeheuer,  Zuchthausinspektor  in  Ludwigsburg. 

Vogel,  Gefängnisslehrer  in  Heilbronn. 

W e i s s e r , Landgerichtsdirektor  , Mitglied  des  Strafanstalten- 
Kollegiums  in  Stuttgart 

Stuttgart,  königl.  Staatsanwaltschaft  beim  Oborlandcsgericht. 

Eil  Wangen,  königl.  Staatsanwaltschaft  beim  Landgericht. 

II  i i 1 n n n » 

Heilbronn,  „ „ „ „ 

Ravensburg,  „ „ 

Kottweil,  „ „ „ » 

Stuttgart,  „ „ „ „ 
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Tübingen,  königl.  Staatsanwaltschaft  beim  Landgericht. 

Ulm,  />!  *i\ 

^ ” ” » » (4o) 

Gesaiiiintzalil  »ler  Mitglieder  in  Dentsclilaiid : 6S7. 

Oesterreich. 

I.  Oberlandesgerichts-Sprengel  Wien. 

Garsten,  die  Beamten  der  k.  k.  Strafanstalt. 

Holzknecht  von  Hort,  Dr.,  Ritter,  k.  k.  Sektionschef  im  k.  k. 
Justiz-Ministerium  in  Wien. 

Korneuburg,  k.  k.  Direktion  der  Landes-Zwangsarbeits-  und 
Besserungsanstalt. 

Lammasch,  Dr.,  Professor  der  Rechte  an  der  Universität  Wien. 
Nadastiny,  Frz,,  k.  k.  Oberleutnant  a.  D.  und  Strafanstaltsdirektor 
in  Stein  a.  d.  D. 

0 be r 1 a n d e s g e r i c h t s - P r ä s i d i n m k.  k.  in'  Wien. 

Plöchl,  k.  k.  Oberleutnant  a.  D.,  Gefangonhaus'- Verwalter  in 
Wien  IX. 

Stein  a.  d.  Donau,  k.  k.  Milnnerstrafanstalt. 

eben  au,  Karl,  Edler  von,  k.  k.  Kontrolor  in  Suben. 
lenidicter,  k.  k.  Oberleutnant  a.  D.,  Strafanstaltsverwalter 
in  Garsten. 

II.  Oberlandesgerichts-Sprengel  Graz, 
azalla,  k.  k.  Adjunkt  an  der  Milnnerstrafanstalt  Graz, 
othe,  August,  k.  k.  Strafanstaltsadjunkt,  Oberleutnant  i.  d.  R., 
Marburg  a.  d.  Drau. 

Marcovich,  k.  k.  Oberleutnant  a.  D.,  k.  k.  Oberdirektor  der  Straf- 
anstalt Carlau  in  Graz. 

Marx,  Wilh.,  k.  k.  Verwalter  an  der  Milnnerstrafanstalt  Carlau  b.  Graz. 
_*glitz,  k.  k.  Regierungsrath  u.  Strafanst  -Oberdirektor  a.  D.  in  Graz, 
emanitsch,  Dr.,  August,  k.  k.  Staatsanwalt  in  Marburg  a.  Drau, 
aaeolotti,  J.,  k.  k.  Oberleutnant  a.  D.  und  k.  k.  Strafanstalts- 
Controlor  in  Graz. 

Prinzhofer,  Wilhelm,  k.  k.  Oberleutnant  a.  D.,  Verwalter  des 
i^Ddesgerichtllchcn  Gefangenenhauses  in  Graz, 
abitsch,  Julius,  k.  k.  Oberleutnant  a.  D.,  k.  k.  Controlor  des 
iandesgerichtlichen  Gefangenenhauses  in  Graz. 

Joseph,  Strafanstaltsoberdirektor  in  Marburg  a.  d.  Drau. 

■ ®iimm,  Johann,  Dr.,  k.  k.  Strafanstaltsarzt,  kaiserlicher  Rath,  in 
Marburg  a.  d.  Drau. 

OfJa,  Alois,  k.  k.  Oberleutnant  a.  D.  und  k.  k.  Strafanstalts- 
Controlor  in  Marburg  a.  d.  D. 

'Oratti,  Rudolf,  k.  k.  Oberleutnant  a.  D.,  k.  k.  Strafanstalts- 
inspektor  in  Vigaun  (Oberkrain).  (13) 

BliUcr  für  Geringnisskiinde.  .XXXVt.  13 
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III.  Oberlandesgerichts-Spreiigel  Prag. 

L e p a r , k.  k.  Strafanstalts-Cont.rolor  in  Karthaus  bei  Jicin. 

K a 1 1 i n a - U r b a 11  0 w , Emilian,  I)r.,  Freiherr  von,  Privatdozent  des 
Strafrechts  an  der  deutschen  Universitilt  in  Prag.  ' (2) 

IV.  Oberlandesgerichts-Sprengel  Triest. 

Loy  von  1.  e i c h e n f e 1 d , k.  k.  Oberleutnant  a.  D.,  k.  k.  Strafanstalts- 
Oberdirektor  in  Capodistria. 

Triest,  k.  k.  Oberstaatsanwaltschaft.  (2) 

V.  Oberlandesgerichts-Sprengel  Brünn  (Mähren). 
Bernhauer,  k.  k.  Oberleutnant  a.  D.,  k.  k.  Strataiistalts-Obei- 
direktor  in  Mürau. 

Dolezel,  Jos.,  k.  k.  Strafanstalts-Controlor,  k.  k.  Oberleutnant 
Rfr.  i.  d.  E.  in  Mürau. 

Jaroschek,  Joh.,  k.  k.  Gefangenenhaus-Controlor  in  Brünn. 
Radaucr,  Joseph,  k.  k.  Controlor  der  Zwangsarbeitsanstalt  in 
Iglau. 

Ilugula,  Jul.,  k.  k.  Strafanstaltsverwalter  in  Mürau.  (>•) 

VI.  Oberlandesgerichts-Sprengel  Krakau. 
Krakau,  k.  k.,  Oberstaatsauwaltschaft. 

W i s n i c z , k.  k.  Strafanstaltsdirektion.  (2) 

VII.  Oberlandesgerichts-Sprengel  Lemberg. 
Lemberg,  k.  k.  Oberlandesgerichts-Präsidiuni. 

Lemberg,  k.  k.  Oberstaatsanwaltschaft. 

Lemberg,  k.  k.  Direktion  der  MUuiierstrafanstalt. 

St  anislau,  k.  k.  Strafanstaltsdirektion. 

VIII.  Oberlandesgerichts-Sprengel  Innsbruck. 
Innsbruck,  k.  k.  Oberlandesgericht. 

Innsbruck,  k.  k.  Oberstaatsanwaltschaft.  ^2) 

(tesamnitzahl  der  Mitglieder  in  Oesterreich:  40. 


Bosnien  und  Herzegowina. 

Kobinger,  k.  Hof-Rath  der  k.  bosn.  Landesregierung  — Departe- 
ment der  Justiz  — in  Sarajevo. 

S t a li  I , Joh.,  reelitsk.  Se.kretiir  und  [jcitcr  der  Centralstrafanstalt  füf 
Bosnien  und  Herzegowina  in  Zenica. 

Z e n i c a , Ceutralstrafaustalt  für  Bosnien  und  Herzegowina. 
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Ungarn. 

Agram,  kgl.  croat.-slav.-dalni.  Oberstaatsau waltschaft. 

Agram,  „ „ „ ^ Landesregierung,  Justizabtheiluiig. 

Budapest,  Direktion  des  kgl.  Landessaminelgefüugnisses  X.  Bezirk, 
. nächst  dem  neuen  Kommunalfriedhofe. 

Gospic,  kg'l.  Strafanstalts Verwaltung. 

Hoffbauer,  kgl.  Verwalter,  Lipötvilr  Comitat  Nyitra. 

Illava,  kgl.  Centralstrafanstalt. 

Kelemen,  Dr.,  von,  Kichter  am  kgl.  obersten  Gerichtshöfe  in 
Budapest,  VII. 

Lepoglava,  kgl.  Direktion  der  Landesstrafanstalt. 
Levay-Kistelek,  Dr.,  Josef,  v.,  kgl.  Sekretär  im  kgl.  uiigar.  Justiz- 
Ministerium,  Departement  für  Gefängniss wesen  in  Budapest. 
Lipötvar,  (Leopoldstadt),  kgl.  Landesstrafanstalt. 
Maria-Nostra,  Direktion  der  kgl.  Landesstrafanstalt. 

M i t r 0 V i c a , kgl.  Landesstrafanstalt. 

Müller,  kgl.  Strafanstaltsverwalter  in  Oedenburg. 

Nagy-Enyed,  kgl.  Landesstrafanstalt  (Siebenbürgen). 
Oedenburg  (Sopron),  kgl.  Landesstrafanstalt, 
e j n 0 V i c , Milan,  Strafanstaltslehrer  in  Mitrowitz. 
einer,  Dr.,  Ignaz,  kgl.  Sekretär  im  kgl.  ungarischen  Justiz- 
Ministerium,  Departement  für  Gefängnisswesen  in  Budapest, 
i c k 1 , Julius,  von  Bellye,  kgl.  Sektionsrath  im  kgl.  ungarischen  Justiz- 
Ministerium,  Departement  für  Gefängnisswesen  in  Budapest, 
meringa,  Alfons,  kgl.  Strafanstaltsgeistlichor  in  Waitzeu,  Comitat 
Pest  (Väcz). 

Szamosujvar,  kgl.  Landesstrafanstalt. 

üegedin,  ^ Distriktsgefängniss. 

' üük  e 1 y , Dr.,  kgl.  Richter  am  obersten  Gerichtshöfe  in  Budapest  VII. 
a m b 6 r y , Dr.,  kgl.  Ungar.  Amtsrichter  und  Privatdozent  des  Straf- 
rechts in  Budapest. 

Waitzen  (Väcz),  kgl.  Landesstrafanstalt. 

Gesammtzahl  der  Alitglieder  in  Ungarn:  24. 


ßiück-h  aber,  Administrator  der  Strafanstalten  in  Luxemburg.  (1) 


Haiiptsnmme  aller  Mitglieder:  763,  darunter  8 Elireiiiiiitglieder. 
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Auszug 

ans  der  Eechuung  für  die  Zeit  vom  1.  Januar  bis  31.  Dezember  1901. 


I.  Einnahmen. 


Pos.  1.  Kassenrest  aus  voriger  Rechnung 

„ 2.  Rückstände 

„ 3.  Mitgliederbciträge 

„ 4.  Kapitalzinsen 

„ 5.  Rückerhobene  Kapitalien 

„ 6.  Absatz  von  Heften 

„ 7.  Erlös  aus  Inseraten 

„ 8.  Sonstige  Einnahmen 

darunter  Mk.  435. — Theilnehmerbeiträge  der 
Vereinsversammlung  in  Nürnberg. 

„ 9.  Vorschuss  und  Ersatz 

Summa  der  Einnahmen 


Mk.  110.46 

„ 1112.- 

„ 2680.60 

„ 98.45 

„ 500.- 

„ 799.15 

„ 50- 

„ 439.29 

„ 152.02 

Mk.  5941.97 


Pos. 

» 

ff 

ff 

ff 

n 

ff 


n 


II.  Ausgaben. 

1.  Druckkosten  und  Buchbinderlühne  . 

2.  Porti  und  Versendungskosten  . . . • 

3.  Einrichtxiugsgegenst'ände 

4.  Honorare 

5.  Kapitalanlagen 

6.  Bureaukosten  und  Kassenführung 

7.  Litteratur 

8.  Sonstige  Ausgaben 

darunter  Aufwand  wegen  der  Vereinsver- 
samiulung  in  Nürnberg  585.05  und  Mk.  120. — 
abgängige  Mitgliederbeiträge. 

9.  Vorschuss  und  Ersatz 


„ 2220.50 

. 448.94 


„ 1821.45 

, 563.60 

1.20 

" 708.30 


4.02 


Summa  der  Ausgaben  Mk.  5780.01 


Abschluss. 

Die  Einnahmen  betragen  . . Mk.  5941.97 

Die  Ausgaben  .....  , 5780  01 

Kassenrest  Mk.  161.96 
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V er  mögensstandsdarstel  lung 

auf  1.  Januar  1902. 

Das  Veiinögeii  des  Vereins  besteht  in: 

1.  Kassonrest  am  31.  Dezember  1901  ....  Mk.  161.90 

2.  Kapitalien: 

a)  in  Werthpapieren  (Reichsanleilie  und 

Pfandbriefe)  zum  Nennwerth  . , 2200. 

b)  Sparkassenguthaben  incl.  Zinsen  . . 2042.02 

3.  Rückstflndige  Mitgliederbeiträge 

4.  Ersatzposten 

5.  Werth  des  Inventars  . i . 

Summa  Mk.  5117.98 

Hieran  sind  abzuziehen: 

Die  für  1902  ff.  vorausbezahlten  Mitgliederbeiträge  mit  „ 148.— 

verbleibt  somit  auf  31.  Dezember  1901  ein  Rein- 

vermögen  von Mk  496999 

Dasselbe  hat  auf  31.  Dezember  1900  betragen  . . „ 4536.76 

also  Vermehrung  Mk.  433.22 

Mannheim,  im  April  1902. 


4242.02 

244.— 

470.— 


Der  Vereins-Ausschuss. 
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Personalnachrichten. 


Ehpenmitgliedep. 

Lütgen,  Geh.  Regierungsrath  a.  D.  in  Hannover  gestorben. 

Tallack,  William,  hat  das  Amt  als  „Secretary  of  the  Howard- 
Association“  niedcrgelegt. 

Ausschussmitgliedep. 

Miglitz,  Regierungsrath,  Oberdirektor  a.  D.  in  Graz  ist  als  Aus- 
schussmitglied zurückgetreten. 

Neman itsch,  Dr.,  Staatsanwalt  in  Marburg  a.  D.  in  den  Ausschuss 
cooptirt. 

Vepeinsraitgliedep. 

Bayern. 

Krnannt  wurde: 

Birett,  Fr.,  Königl.  Laudgerichtsrath  in  München  zum  Strafanstalts- 
direktor in  Straubing. 

Versetztwurde: 

Lcybold,  Königl.  Assessor  beim  Arbeitshaus  Rebdorf  in  gleicher 
Eigenschaft  an  die  Strafanstalt  Straubing. 

Schäfer,  Dr.,  Bezirksarzt,  Strafanstaltsarzt  in  München  desgleichen. 

In  Ruhestand  getreten: 

Ranft,  Regierungsrath,  Strafanstaltsdirektor  in  Sulzbach  und  nach 
Amberg  übergesicdelt. 

Gestorben  ist: 

Sorg,  Geisll.  Rath,  katli.  Hausgeistlicher  am  Zuchthaus  Plasseiiburg. 

Preussen. 

Ordensauszeichnungen  er hielteu: 

Neuber,  Domherr,  Probst  zu  St.  Hedwig,  Fürstbischöfl.  Delegat, 
Apostolischer  Protonotar  in  Berlin  der  Königl.  Preuss.  Kronen- 
orden III.  Klasse.  ir-  • i 

Reuss,  Pfarrer,  Gefängnissgeistlicher  in  Preungesheim  der  Komgi. 
Preuss.  Kronenorden  IV.  Klasse. 

Ernannt  wurde: 

Storz,  Hauptmann  d.  L.  Strafanstaltsvorsteher  in  Lüneburg  zuni 
Strafanstaltsdirektor  in  Grone  a.  Br. 

Versetzt  wurde: 

Schraidt,  Gefäiignissinspektor  in  Tegel  in  gleicher  Eigeiischaf 
nach  Eberbach  im  Rheingau. 

Gestorben  ist: 

Langreuter,  Dr.,  Direktor  der  Provinzialirrenanstalt  Weilmünster. 

Meyen,  Direktor  der  Provinzial-Korrektions-  und  Landariiieiianstalt 

W i 1 d e b r a n d , Pastor,  Strafanstaltsgeistlicher  in  Berlin. 

Sachsen. 

Versetzt  wurde: 

Gl  aus  s,  Abtheilungsiiispektor  in  der  Strafanstalt  Hoheneck  in 
gleicher  Eigenschaft  nach  Waldheim. 
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Württemberg. 

Ordensauszc.ichnung  erhielt: 

Breitling,  von  Excellenz,  Königl.  Präsident  des  Staatsininistcriums 
und  Justizminister  das  Grosskreuz  des  Ordens  der  Wilrtt.  Krone. 
Schwab,  MinLsterialrath,  vortr.  Rath  im  Justizininisteriuni  das  Khren- 
kreuz  des  Ordens  der  Württ.  Krone. 

Sichert,  Direktor  am  Zuchthaus  in  Ludwigsburg  desgleichen. 

Oesterreich. 

Ernannt  wurde: 

Nadastiny,  K.  K.  Oberleutnant  und  Strafanstaltsverwalter  in  Stein 
zum  K.  K.  Strafanstaltsdirektor. 

Zoratti,  K.  K.  Oberleutnant  a.  D.  und  Strafanstaltsadiunkt  in 
Gradiska  zum  K.  K.  Strafanstaltsinspektor  in  Vigaun. 

A'  e r 8 e t z t wurde: 

Dolezel,  Jos.,  K.  K.  Oberleutnant  und  Strafanstaltsadjunkt  in  Pilsen 
alsK.K.Strafanstaltskontrolor  an  die  Männerstrafanstalt  in  Mürau. 

Gestorben  ist: 

Friedmann,  Dr.,  ordentlicher  Professor  des  Strafrechts  an  der 
Universität  Prag. 

Et  ngetreten. 

Uudeii. 

Neumann,  Buchhalter  am  Männerzuchthaus  Bruchsal. 

A i Hingen,  Bezirksverein  für  Jugendschutz  undGefangenenfürsorge. 

Bayern. 

Küffner,  Pfarrer,  prot.  Hausgeistlicher  am  Zuchthaus  Plassenhurg. 
Oberhaus,  Königl.  Militärische  Strafanstalten. 

Schmitt,  Pfarrer,  kath.  Hausgeistlicher  am  Zuchthaus  Plassenhurg. 
\A  üst,  Hauslehrer  an  der  Strafanstalt  Kaiserslautern. 

Freie  Stadt  Hamburg. 

Bartens,  Lehrer  und  Organist  am  Ceutralgefängniss  in  Fuhlsbüttel, 
reckling,  Lehrer  am  Ceutralgefängniss  in  Fuhlsbüttel, 
ars teils,  Inspektor  an  der  Korrektionsanstalt  in  Fuhlsbüttel, 
re  wes,  Inspektor  am  Centralgefängniss  in  Fuhlsbüttel, 
e i s c h , Lehrer  und  Organist  am  Untersuchungsgefängniss  Hamburg, 
örtel,  Inspektor  am  Untersuchungsgefängniss  in  Hamburg, 
iixdorf,  Inspektor  am  Centralgefängniss  in  Fuhlsbüttel, 
ßnipf,  Oberinspektor  am  Detentionshaus  in  Hamburg, 
naaij^  Inspektor  am  Centralgefängniss  in  Fuhlsbüttel, 
ritz,  Inspektor  am  Untersuchungsgefängniss  in  Hamburg. 

Ar'"**”'  Johanna,  Lehrerin  am  Fiauengefängniss  in  Fuhlsbüttel. 

* ichafilis,  Oberinspektor  am  Untersuchungsgefängniss  in  Hamburg. 

' lethe,  G.  A.,  Pastor  am  Centralgefängniss  in  Fuhlsbüttel, 
•chiersand,  Inspektor  am  Centralgefängniss  in  Fiililsbüttcl. 
r^hulz,  Lehrer  und  Organist  am  Centralgefängniss  in  Fulilsbüttel. 


Schwartze,  Inspi^ktor  am  Dotentionshauso  in  Hamburg. 

Sth’amer,  Dr.,  (refängnis.sarzt  am  Dcteiitionsliause  in  Hamburg. 

To  dt,  Inspektor  am  CV.ntralgcfilngniss  in  Fuiilsbüttel. 

Mecklenburg. 

Heuck,  Ministerialratli  im  Grossh.  Justizministerium  in  Schwerin. 

Preussoii. 

Büttner,  Hauptmann  a.  D.  Strafanstaltsdirektor  in  Breslau. 

Gommern,  König!.  Amtsgericht. 

Puttkammer,  I.eutnant  a.  D.,  Polizeiinspektor  am  Strafgefängniss 
Plötzensee. 

Celle,  Königl.  Oberstaatsanwalt  am  Oberlandesgcrlcht. 

Frankfurt  a.  Oder,  Oberstaatsanwalt  am  Oberlandesgericht. 

Limburg,  erster  Staatsanwalt  am  Landgericht. 

Memel,  „ » „ , 

, Württemberg. 

Süs  s k i nd,  Dr.,  Oberain tsarzt,  Hausarzt  am  LandesgefUngnissSchw.Hall. 

Ungarn. 

V a m b e r y , Dr.,  Königl.  Ungar.  Amtsrichter  und  Privatdozent  des 
Strafrechts  in  Budapest. 

Ausgetreten. 

Baden. 

Sinsheim,  Grossh.  Amtsgericht. 

Bayern. 

Heinel,  Kirchenrath,  Strafanstaltsgeistlicher  in  Plassenburg. 

Braunschweig. 

Lachmund,  Strafanstaltsgeistlicher  in  Wolfenbüttel.  , 

Hamburg. 

Fick,  Dr.,  Gefilngnissgeistlicher  in  Fuhlsbüttel. 

Prenssen. 

Fr  oh  n er,  Superintendent  in  Gramzow. 

Madai,  von,  Strafanstaltsdirektor  in  Kawitsefi. 

Milinowski,  Gefängnissinspektor  in  Magdeburg. 

Seidel,  Strafenstaltsinspektor  in  Kassel-Wehlheiden.  ' 

SacliHoii. 

Bochmann,  Dr.,  Assessor,  Anstaltsinspektor  in  Zwickau. 

Pcissel,  Pastor,  Geistlicher  für  innere  Mission  in  (’hemnitz.  4 

Württemberg.  4 

Köstlin,  Dr.,  Medizinalrath,  Stadtdirektionsarzt  in  Stuttgart.  j 

Stehle.  Stadtpfarrer  in  Bietigheim,  kath.  Hausgeistlicher  am  Zucht- 
haus, sowie  am  Arbeitshaus  Vaihingen.  ' 

S t u 1 1 g"  a r t , Zuchthausverwaltung,  in  Folge  Aufhebung’  dieser  Anstalt. 


Gefängnissrefonnfragen. 

'on  Dl,  K.  Hiller,  k.  k.  Ilegierung-srath  und  Professor  des  Straf- 
rechtes an  der  k.  k.  Universitiit  in  Graz. 


Bei  der  Berathung  des  Justizetats  im  Budget-Aus- 
schusse  des  Abgeortbietenhauses  wurden  wie  aus  den 
Berichten  hierüber  zu  entnehmen  war  in  eingehender  und 
nachdrücklicher  Weise  auch  Fragen  des  Straftmllzuges  in 
|iie  Diskussion  gezogen.  Die  Veranlassimg  hiezu  bot  ein 
ni  hovember  v.  J.  im  Abgeordnetenhause  eingebrachter 
T Tagespresse  kurz  skizzirter  Antrag 

der  Abgeordneten  Kleewein,  Dr.  Hofmann,  v.  Wellenhof, 
\ihelni  und  Genossen,  betreffend  die  Reformen  im 
befangnisswesen.  Freilich  ist  der  Complex  der  angeregten 
eformen  nur  ein  kleiner  Theil  der  nach  Wandel  und 
esserung  schreienden  kriminalistischen  Grundfragen  über- 
•aupt;  denn  dass  unser  Strafrecht  seit  40  Jahren  — die 
Jsten  Regierungsentwdirfe  eines  neuen  Strafgesetzes 
<t  Iren  aus  dem  Anfang  der  60  er  .Jahre  des  abgelaufenen 
II  underts  — von  der  Justizverwaltung  und  den  gesetz- 
feeoenden  Körpei-sehaften  thatsächlieh  nicht  nur  theoretisch 
re  orinbedürftig  erkannt  und  erklärt  wurde,  beweist  die 
^^ei  ensgeschichte  der  Strafgesetzentwürfe  seit  dieser  Zeit, 
Dokf  Bumer  sich  erneuernden  und  verjüngenden 

Drangsalen,  den  damit  stets  verbundenen 
Abgeordnetenhauses  und  den  unvermeid- 
^nen  Jlmisterwechseln  nie  zu  ihrer  normalen  Geburt  als 
fra«--^  konnten.  Und  ^venn  es  so  in  der  Haupt- 

konV^^  Umformung  des  Strafrechtes  zu  nichts  kommen 
des 's ''"ohl  erklärlich,  dass  auch  der  Neugestaltung 
ti  af\  ollzuges  das  gleiche  Schicksal  beschieden  war. 


Und  doch  hat  gerade  die  Neuzeit  mit  mächtiger  Auf- 
wallung diesem  Schraerzenskinde  der  Kriminalpolitik  — 
und  das  ist  der  Strafvollzug  nicht  in  Oesterreich  allein, 
sondern  auch  anderswo  — ihre  besondere  Aufmerksamkeit  j 
und  Soi'ge  zugewendet.  So  sind  auch  bei  uns  in  jüngstei 
Zeit  krcäftige  Stimmen  und  energische  Rufe  nach  einer 
durchgreifenden  Reform  des  österreichischen  Gefängniss- 
wesens  laut  geworden.  Wenn  nun  endlich  auch  die 
Legislative  sich  diesen  Reformfragen  wieder  zuwendet, 
wie  dies  der  Eingangs  erwähnte  Antrag  und  die  betreffende 
Diskussion  im  Budget-Ausschusse  beweist,  so  ist  es  wohl  an 
der  Zeit  auch  das  Interesse  weiterer  Kreise  an  der  Umge- 
staltung unseres  Gefängnisswesens  neu  zu  beleben. 

Dabei  soll  nicht  verkannt  werden,  dass  vor  Allem 
für  die  Strafanstalten  in  den  letzten  Jahrzehnten  Manches, 
ja,  relativ  genommen,  da  und  dort  Erhebliches  geleistet 
und  insbesonders  für  die  Gerichtsgefängnisse,  was  die 
Neuanlage  und  Organisation  einiger  derselben  betrifft,  in 
letzter  Zeit  Anerkennenswei’thes,  natürlich  aber  quantitati\ 

viel  zu  wenig  geschehen  ist. 

Die  wichtigste  und  erste  dieser  Reformfragen  ist  die 
der  reformatio  in  capitc  selbst,  d.  i.  der  Neuoidnuiia 
der  obersten  Leitung  des  österreichischen 
Gefängnisswesens.  Diese  betrifft  auch  der  Tcnoi 
jenes  Eingangs  erwähnten  Antrages,  der  dahin  geht,  „die 
k.  k,  Regierung  wird  aufgefordert,  dem  Abgeordnetenhause 
einen  Entwurf  über  die  Errichtung  einer  obersten  Cential 
behörde  für  das  Gefängnisswesen  behufs  planraässigei 
fachlicher  Leitung  dieses  wichtigen  Gebietes  vorzulegen  . 

Es  handelt  sich  um  die  Frage  der  Wicdereinfühiung 
einer  General- Gefängnissinspektion.  Man  sollte  kaum 
glauben,  dass  diese  nothwendige  Centralbehörde  inOestei- 
reich  schon  vor  mehr  als  einem  Menschenalter  wirklich 
bestanden , jedoch  ohne  sichtlichen  Grund  — wieder 
beseitigt  worden  ist. 

Die  Nothwendigkeit  einer  strammen  Centralisirung  des 
österreichischen  Gefängnisswesens  wurde  nämlich  bereits 
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iin  Jahre  1865  erkannt.  Marco vich  bezeichnet  in  seinem 
Buche  („Das  Gefängnisswesen  in  Oesterreich“,  Wien  1899) 
die  in  jenem  Jahre  mit  allerhöchster  Entschliessung 
iiiigeordneten  organischen  Aenderungen  in  der  Leitung  und 
Verwaltung  der  Strafanstalten  überhaupt  als  „Errungen- 
schaften von  hervorragendster  Bedeutung“,  welche  unser 
Oefiingnissw  esen  zunächst  im  Prinzipe,  dessen  Ausführung 
der  Folgezeit  überlassen  blieb,  aus  einer  Situation,  für 
welche  die  Gemeinschafts-Gefängnisse  im  übelsten  Sinne 
mit  ihren  unzureichenden  und  überfüllten  Räumen  typisch 
waren,  auf  einen  den  damals  bereits  seit  Decennien  allent- 
liaiben  erhobenen  Anforderungen  (Zelleidiaft,  Klassifikation, 
Biogressivsystem)  entsprechenden  Stand  erheben  sollten, 
llit  der  Verordnung  des  (damals  bestehenden)  „Staa^s- 
miiii.steriums“  und  Justizministeriums  vom  25.  Oktober  ISrKi 
wurde  vor  allem  jene  Centralstelle  geschaffen,  welche,  der 
Leitung  der  Justizverwaltung  zur  Seite  stehend,  alle  das 
Gefeängnisswesen,  dessen  Organisation,  Reform  und  oberste 
Aufsicht  betreffenden  Fragen  zu  erwägen  und  zu  ent- 
scheiden hatte.  Ueberhaupt  war  das  Jahr  1865  für  die 
uangriffnahme  der  Reformen  auf  dem  Gebiete  des  Ge- 
fäugnisswesens  in  mehrfacher  Beziehung  denkwürdig, 
namentlich  schon  in  organisatorischer  Hinsicht  dadurcli, 
ass  dasselbe  gänzlich  dem  Justizministerium  unterstellt 
und  dem  bisherigen  Ressort  des  „Staatsministeriums“  ent- 
j^ogen  wurde;  an  Stelle  der  Oberaufsicht  der  Länderstellen, 
eziehungsweise  der  politischen  Behörden  trat  die  der 
eistaat.sanwaltschaften,  ja  es  wurde  eine  gesetzlich«' 
egeimig  des  Gefängnisswesens,  sowie  die  Einführung  der 
eclingten  Entlassung  ins  Auge  gefasst,  die  Förderung  der 
empfohlen,  und  der  erate  Anstoss  zur  zeit- 
oemässeii  Regelung  der  Gefangenen-Arbeit  und  des  Untei  - 
"e  tes  gegeben.  Von  allen  diesen  schönen  Anläufen  wurden 
"wenigstens  die  letzteren  in  der  Folge  thatsächlich  zum 
guten  Theile  zu  Ende  geführt,  zur  gesetzlichen  Regelung 
* gesammten  Gefängnisswesens  kam  es  jedoch  damals 
uii  bis  heute  ebensowenig  als  zur  Einführung  der  bedingten 


Entlassung.  Dem  wichtigsten  Punkto  der  Reform,  der 
Centralisation  der  Leitung  des  Strafvollzuges  unter  einen 
General -Gefängniss- Inspektor  wurde  allerdings  durch  die 
Ernennung  des  Freiherrn  v.  Hye-Glüneck,  eines  der  ersten 
und  angesehensten  Juristen  und  Kriminalisten  jener  Zeit^ 
Rechnung  getragen,  aber  dessen  Funktion  konnte  sich  leider 
nur  kurzen  Lebens  erfreuen.  Nach  der  Uebernahme  des 
Justizportefeuilles  durch  v.  Hye,  also  nach  kaum  IV2  Jahren, 
wurde  die  Stelle  des  Generalinspektors  nicht  wieder  besetzt, 
sie  blieb  einfach  erloschen,  und  um  ilire  Wiederbesetzung, 
an  der  doch,  sollte  man  glauben,  ein  grosses  Interesse 
bestanden  hatte  oder  hätte  bestehen  sollen,  kümmerte  sieh 
kaum  mehr  irgend  Jemand  an  massgebender  Stelle.  Von 
der  Existenz  einer  obersten  Centralbehörde  des  öster- 
reichischen Gefängnisswesens  zeugen  nur  noch,  wie  Leit- 
maier („Zur  Reform  desVollzugs  der  Freiheitsstrafe  1895“) 
mittheilt,  einige  Stösse  „Drucksorten“,  die  bei  den  Ober- 
staatsanwaltschaften noch  unlängst  vorhanden  waren, 
nämlich  Blanquette  für  Berichte  derselben  an  die  General- 
Gefängniss-Inspektion.  Thatsächlich  hätte  freilich  dieses 
Amt,  wenn  ihm  ein  dauernder  Bestand  beschieden  gewesen 
wäre,  erst  nach  unten  hin  ausgebaut  werden  müssen: 
denn  in  der  Gestalt,  wie  es  eingeführt  war,  blieb  ihm 
jedes  eingreifende  und  erspriessliche  Wirken  dadurch 
gehemmt,  dass  es,  wie  Leitmaier  treffend  bemerkt,  „ein 
Kopf  ohne  Arme“  war.  Es  fehlte  nämlich  an  irgend 
welcher  entsprechenden  Organisation  der  Gefängniss- 
bchörden  erster  und  zweiter  Instanz,  also  an  den  wirklichen 
Ausführungsorganen,  welche  die  prinzipiell  unanfechtbaren, 
im  Ganzen  und  Einzelnen  trefflichen  Anordnungen  und 
Erlassen  des  Generalinspektors  (so  insbesonders  die  über 
Unterricht  und  Arbeit  vom  14.  Februar  1866  und 
9.  Februar  1867  u.  a.  m.)  zur  Durchführung  hätten 
bringen  sollen. 

Wenn  es  also  zu  einer  Wiedereinführung  dieser 
Centi'albehörde  käme,  so  müsste  mit  dom  Inslebentreten 
dieser  obersten  Centralbehörde  im  Schosse  des  Justiz- 
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niinisteriuras  die  Neuorganisation  des  Gefängnissdienstes 
in  den  untersten  Instanzen  Hand  in  Hand  gehen.  Damit 
wäre  erst  die  Möglichkeit  des  Zusammenwirkens  der 
Gefängnissbehörden  aller  Instanzen  im  einheitlichen  Sinne 
geschaffen,  damit  zugleich  aber  auch  das  Gefängnisswesen 
im  Sinne  und  Geiste  der  Anordnungen  der  Centralbehörde 
auf  die  Dauer  festgefügt  und,  und  natürlich  nur  auf 
gesetzlicher  Basis,  entsprechend  ausgestaltet.  Verglichen 
mit  den  bestehenden  Verhältnissen  der  obersten  Leitung 
des  Gefängnisswesens,  wäre  überhaupt  jedAvede  Neu- 
gestaltung im  centralisirenden  Sinne  nur  als  Besserung  zu 
begrüssen.  Jene  Verhältnisse  sind  in  den  Schriften  von 
Zucker,  Leitmaier,  Marcovich,  Nadastiny  genügend 
und  scharf  charakterisirt  und  Avurden  auch  bei  Berathung 
des  Justizetats  im  Budgetausschuss  vom  Abgeordneten  Dr. 
Hofmann,  v.  Wellenhof  eingehend  beleuchtet.  In  den 
Fachkreisen  können  sie  als  bekannt  vorausgesetzt  Averden. 
An  dieser  Stelle  ist  es  hinreichend  darauf  hinzuweiseii, 
dass  der  hohe  Justizverwaltungsbeamte  der  Centralstellc, 
AA'elchem'  gegenwärtig  die  Leitung  des  GefängnissAvesens 
sozusagen  obliegt,  seine  Kräfte,  seinen  Willen  und  sein 
Wissen  nicht  einmal  dem  GefängnissAvesen  ausschliesslich 
Andmen  kann,  da  er  auch  mit  anderen,  ganz  heterogenen 
Agenden  belastet  ist,  dass  die  Einzelreferate  des  Gefäng- 
nisswesens durchaus  nicht  etwa  in  einem  dafür  eigens 
bestehenden  . Departement  zusammen  lauten,  sondern  übei‘ 
mehrere  solche  Abtheilungen  an  Beamte,  die  ihrerseits 
Avieder  mit  anderen  Agenden  betraut  sind.  Dazu  kommt 
noch  der  verderbliche  Dualismus  der  näehstunteren 
Instanzen  in  der  Leitung  und  UeberAvachung  der  Straf- 
gefiingnisse,  von  denen  die  Strafanstalten  den  Oberstaat-s- 
anAvaltschaften,  die  Gerichtsgefäng  nisse  den  Gerichten,  an 
denen  sie  bestehen,  selbst,  beziehungsweise  eigens  dafüi‘ 
bestellten,  den  Kollegien  der  Käthe  entnommenen  Kom- 
missären zur  Leitung  und  Kontrolle  unterstellt  sind. 
Geber  diesen  in  der  Begründung  des  Antrages  gerügten 
üebelstand,  soAvie  über  alle  anderen  Avichtigen  und 
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dringenden,  ebendaselbst  betonten  Reformfragen  liessen 
sich  im  Einzelnen  ganze  Abhandlungen  schreiben. 

Ueber  dieselben  verbreiten  sich  auch  thatsächlich  die 
mehrfach  citirten  Schriften,  welche  sammt  den  in  der 
Antragsbegründung  nur  skizzirten  Details  dem  Interesse 
der  Fachkreise,  vor  allem  aber  in  erster  und  letzter  Linie 
den  massgebenden  Faktoren  der  Justizverwaltung  nicht 
dringend  genug  empfohlen  werden  müssen. 

Zum  Schlüsse  sollen  nur  noch  in  kurzer  Zusammen- 
fassung die  (Grundgedanken  der  Einzelorganisation  an- 
gegeben werden,  wie  sie  betreffs  der  Generalinspektion 
und  der  ihr  untergeordneten  Gefängnissbehörden  von 
berufenen  Fachmännern,  insbesondere  L e i t m a i e r und 
Marcovich,  zusammengefasst  worden  sind.  Der  als 
eigene  Sektion  des  Justizministeriums  organisirteu  General- 
Gefängnissinspektion,  welcher  als  oberster  Strafvollzugs- 
behörde das  gesammte  Gefängnisswesen  (Strafanstalten  und 
Gerichtsgefängnisse)  untersteht,  sind  zur  Bewältigung  ihres 
umfassenden  Geschäftskreises  Hilf-skräfte  in  der  Person 
mehrerer  Beiräthe  beigegeben,  welche  einerseits  aus  der 
Zahl  der  im  Gefängnisswesen  wissenschaftlich  thätigen 
Männer,  andererseits  aus  hervorragenden  Praktikern  des 
Strafvollzuges  entnommen  werden.  Während  die  Straf- 
anstalten der  Generalinspektion  als  Sektion  des  .Justiz- 
ministeriums direkt  unterstellt  sind,  fungiren  bezüglich  der 
Gerichtsgefängnisse  die  Oberlandesgerichtspräsidien  als 
Aufsichtsbehörden  II.  Instanz,  und  ist  denselben  ein  Bei- 
rath in  der  Person  eines  Gefängniss-Oberkommissärs  aus 
der  Zahl  der  im  Leitungsdienste  der  Strafanstalten  stehenden 
Gefängnissbeamten  beizugeben,  beziehungsweise  kann  hierzu 
der  Oberdirektor  der  am  Sitze  des  Oberlandesgerichts- 
Präsidiums  befindlichen  Strafanstalt  verwendet  werden. 
Durch  die  angeordnete  Kontrolle  der  dem  General- 
Gefängniss-Inspektorate  beigegebenen  Beiräthe,  sowie  der 
den  Oberlandesgerichts-Präsidien  beigegebenen  Gefängniss- 
Oberkommissäre  und  die  möglichst  häufige  Uebung  dieser 
Ueberwachung  entfällt  die  Nothwendigkeit  der  Einsetzung 
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eigener  Gefängiiissbehörden  erster  Instanz,  wie  es  die 
Staatsanwaltsehaften  heute  sind;  die  Entlastung  derselben 
von  dieser  Tliätigkeit  als  Hauskommissäre  der  Strafanstalten 
in  ihrer  nächsten  Umgebung  würde  von  den  genugsam 
mit  Amtsgeschäften  belasteten  Staatsanwälten,  welche 
namentlich  in  grösseren  Städten  nicht  einmal  Zeit  und 
Muse  genug  dieser  Nebenfunktion  widmen  können,  zweifellos 
nur  freudig  begrüsst  werden.  Für  die  Ueberwachung  und 
Kontrolle  der  Gerichtsgefängnisse  fungiren  wie  bisher  die 
. Präsidien  der  Gerichtshöfe,  beziehungsweise  die  von  diesen 
bestellten  Kommissäre  („Arrestinspektoren“),  auch  was  die 
Berichterstattung  und  sonstige  das  Gefärignisswesen  be- 
treffenden Agenden  anlangt.  Zur  unmittelbaren  Leitung 
und  Verwaltung  der  Strafanstalten  sind  Oberdirektoren 
sammt  den  ihnen  unterstehenden  Heamtenkörper  im  bis- 
herigen Sinne  berufen,  während  zur  Leitung  und  Ver- 
waltung der  Gerichtshof-Gefängnisse  Vorstände  nur  aus 
der  Zahl  der  hierzu  qualifizierten  subalternen  Strafanstalts- 
beainten  zu  bestellen  und  der  Kontrolle  der  bezeichneten 
Oberbehörde  unterzuordnen  sind.  Dieser  Kontrolle  unter- 
stehen auch  die  bezirksgerichtlichen  Gefängnisse,  in  denen 
zum  Aufsichtsdienste  nur  Personen  verwendet  werden 
dürfen,  welche  die  Qualifikation  als  tüchtige  .Aufseher  in 
einer  Strafanstalt  erworben  haben. 

Von  Interesse  ist  es  vielleicht,  schliesslich  noch  auf 
eine  nachahmenswerthe  Einrichtung  in  England  hinzuweisen, 
wo  sogar  eine  eigene  parlamentarische  Kommission  zur 
Oberaufsicht  über  das  gesammte  Gefängnisswesen  besteht, 
welche  die  auf  diesem  Gebiete  erzielten  Erfolge  zu  prüfen 
und  auf  Grund  der  hierdurch  gewonnenen  Erfahrungen 
alle  nöthigen  Massnahmen  zu  erwägen  hat. 


Die  Stellung  der  Eiiuelhaft  im  heutigen  deutschen 

Strafvollzüge. 

Von  Hermann  Link,  Referendar  in  Lübeck. 


Erster  Theil. 


Reichsrechtliche  Grundlagen. 

1.  Strafgesetzbuch. 

Für  die  Stellung  der  Einzelhaft  im  heutigen  deutschen 
Strafvollzüge  sind  in  erster  Linie  die  einschlägigen  Be- 
stimmuijgen  des  Strafgesetzbuches  massgebend.  Diese  sind 
aber  sehr  dürftig.  Alles,  was  das  Strafgesetzbuch  über 
die  Einzelhaft  zu  sagen  hat,  enthält  der  eine  bekannte  § 22: 
„Die  Zuchthaus-  und  Gefängnissstrafe  können 
sowohl  für  die  ganze  Dauer,  wie  für  einen  Theil  der 
erkannten  Strafzeit  in  der  Weise  in  Einzelhaft  voll- 
zogen werden,  dass  der  Gefangene  unausgesetzt  von 
anderen  Gefangenen  gesondert  gehalten  wird. 

Die  Einzelhaft  darf  ohne  Zustimmung  des  Ge- 
fangenen die  Dauer  von  3 Jahren  nicht  übersteigen“. 

Hiernach  erblickt  das  Strafgesetzbuch  das  Wesen 
der  Einzelhaft  in  der  „unausgesetzten  Sonderung“  der 
einzelnen  Gefangenen  von  einander.  Diese  gesetzliche 
Begriffsbestimmung  hat  aber  verschiedene  Auslegungen 
gefunden;  je  nach  der  Auffassung  der  „unausgesetzten 
Sonderung“  sieht  man  eine  mehr  oder  weniger  vollständige 
Isolirung  als  Einzelhaft  im  Sinne  des  Gesetzes  an.  Für 
die  strengere  Form  der  Durchführung  entschied  sich  u.  n- 
ein  Reskript  des  Preussischen  Ministeriums  des  Innern  vom 
7.  Oktober  1871,*)  nach  welchem  die  gesonderte  Ver- 

*)  Siehe  Statistik  für  die  Strafanstalten  und  Gefängnisse  unter 
der  Verwaltung  des  Königl.  Preuss.  Ministeriums  des  Innern  für  das 
Jahr  1871.  S,  261. 
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wabrung  der  Gefcangenen  in  Einzelzellen  nicht  als  Einzel- 
b<aft  im  Sinne  des  Strafgesetzbuchs  anzusehen  ist,  „sobald 
der  Gefangene  nicht  auch  sonst,  namentlich  während  des 
Schulunterrichts,  bei  dem  Gottesdienst  und  auf  den 
Erholungshöfen,  von  der  Gemeinschaft  mit  ajideren  Ge- 
fangenen ausgeschlossen  bleibt“.  Diese  Auffassung  ist 
auch  in  der  heutigen  Strafrechtslitteratur  vertreten.*) 
In  einem  neueren  Erlass  vom  9.  August  1884**)  vertritt  das 
preuss.  Ministerium  des  Innern  indessen  den  entgegen- 
gesetzten Standpunkt;  indem  es  feststellt,  „dass  Sträflinge, 
welche,  obgleich  sie  zu  den  Morgen-  und  Abendandachten 
zu.samraentreten.  Tag  und  Nacht  in  ihrer  Zelle  gehalten 
und  beschäftigt  werden,  Einzelhaft  im  Sinne  des  § 22  Str.-G.-B. 
erleiden“.***)  Für  diese  Auffa-ssung  hat  man  sich  noch  kürz- 
hchm  der  Versammlung  des  Vereins  deutscher  Strafanstalts- 
eamten  in  Nürnberg  unzweideutig  ausgesprochen,****)  und 
thatsächlich  entspricht  nur  sie  allein  dem  Gesetze. f)  Der 
Wortlaut  „unausgesetzte Sonderung“  lässt  freilich  — das  muss 
zugegeben  werden  — beide  Auffassungen  zu ; der  Sinn  des 
Gesetzes  führt  aber  unzweifelhaft  zu  der  Ictztbesprochenen 
Auffassung.  Denn  das  Wesen  der  Einzelhaft,  wie  es  anders 
auch  der  Gesetzgeber  sich  nicht  vorgestellt  hat,  besteht 
arin,  dass  sie  die  Gemeinschaft  unter  den  Ge- 
angenen aiifhebt.ff)  Diese  Gemeinschaft  wird  aber 
jUcht  mu-  dann  aufgehoben,  wenn  ausserhalb  der  Einzelzelle 
eim  Kirch-  und  Schulbesuch  und  beim  Spazierengehen 


*)  z.  B.  bei  01s  hausen,  Kommentar,  6.  A.,  § 22  Anm.  2 und 
w Liszt,  Lehrbuch,  10  A.,  S.  244. 

f.  d.  geaammte  innere  Verwaltung,  Bd.  45,  1884. 
y I diesem  Standpunkt  Steht  das  Ministerium  auch  heute  noch. 

■ die  Anmerkungen  zu  den  Abschnitten  über  Einzelhaft  in  den 
^t*ttistiken  der  letzten  Jahre. 

****)  Gerichtssaal,  Bd.  LIX,  1901,  Heft  4 und  5. 

+)  In  der  Strafrechtslitteratur  wird  diese  Ansicht  besonders  von 
_^Ppenhoff,  Kommentar,  13.  A.,  1896,  § 22  Anm.  1 vertreten.  Die 
rigen  Werke  lassen  zumeist  eine  klare  Stcllungnalinie  vermissen, 
ft)  und  zwar,  im  Gegensatz  zur  Gemeinschaftsliatt  mit  Scliweige- 
otj  in  der  Ilaupt.sache  durch  Vcrwaliriing  in  Einzelzellen. 
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die  Sonderung  durch  Stalls,  Masken  und  Einzelspazierhöfe 
durchgeführt  wird,  sondern  auch  dann,  Avenn  bei  dem  aus- 
nahmsvveisen  Verlassen  der  Zelle  auf  jene  mechanischen 
Trennungsmittel  verzichtet,  aber  durch  wachsame  Auf- 
sicht, grösseren  Abstand  der  Einzelnen  von  einander 
u.  s.  w.  der  Verkehr  unter  ihnen  verhindert  Avird.  Ein 
ausnahmsAveises,  räumliches  Beisammensein  widerspricht 
also  dem  Wesen  der  Einzelhaft  dann  nicht,  wenn  dabei 
jede  Gemeinschaft  d.  h.  jedes  Inverbindungtreten  A'erhütet 
wird.*)  Allerdings  ist,  Avas  auch  in  jener  Versammlung 
deutscher  Strafanstaltsbeamten  hervorgehoben  wurde,  bei 
dieser  Form  der  Handhabung  eine  scharfe  Grenze 
zwischen  Einzelhaft  und  Gemeinschaftshaft  mit  SchAveige- 
gebot  nicht  zu  ziehen.  — So  ist  als  Einzelhaft  iin 
Sinne  des  Strafgesetzbuchs  das  Haftsystem 
zu  bezeichnen,  nach  av  eich  cm  der  Gefangene 
Tag  und  Nacht  in  einer  E i n z e 1 z ^e  1 1 e gehalten 
und,  sofern  er  diese  unter  besonderen  Um- 
ständen (Kirchgang,  Schulbesuch,  Spazieren- 
gehen) f ü r k u r z e Z e i t V e r 1 ä s s t , an  j e d av e d e in 
I n v e r b i n d u n g t r e t e n mit  anderen  Gefangenen 
gehindert  av  i r d. 

Eine  derartige  Isolirung  kann  ein  Gefangener  niemals 
verlangen ; das  Strafgesetzbuch  macht  die  VerAvendung 
der  Einzelhaft  für  keine  Kategorie  von  Gefangenen  zur 
Pflicht,  es  erklärt  sie  Auelmehr  nur  für  zulässig.  Man 
ging  nämlich  nach  den  Motiven  bei  Schaffung  des  Straf- 
gesetzbuchs von  der  ErAvägung  aus,  dass  die  Einzelhaft 
als  eine  Vollstreckungsart  der  Freiheitsstrafe  nicht  ohne 
ausdrückliche  gesetzliche  Zulassung  angeAvendet  Averden 
dürfe,  „schon  Aveil  in  einzelnen  Staaten  des  Nordd.  Bundes 

Für  diese  Auffassung  spricht  auch  folgende  Ervvägxing:  die 
obige  Frage  hat  nur  Bedeutung  im  Hinblick  auf  die  Bcschriinkinigen, 
denen  die  Einzelhaft  als  eine  vermeintlich  besonders  schwere  Haft- 
form unterworfen  ist;  die  Einzelhaft  i.st  aber  in  beiden  Formen  ihrer 
Dnrclifiihrnng  gleich  schwer  für  den  Gefangenen.  Daher  ist  anzu- 
nehmen, dass  das  Gesetz  mit  seinen  EinselirHnkungen  auch  die 
xveitere  Form  ilirer  Handhabung  hat  treffen  wollen. 
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bereits  Gesetzgebungen  bestehen,  welche  die  Einzelhaft 
geregelt  haben,  und  es  nicht  ’wohlgethan  sein  würde,  an 
jene  Staaten  die  Ziimuthung  zu  stellen,  den  ihrerseits 
gewonnenen  Boden  gesetzliclier  Regelung  wieder  zu  ver- 
lassen und  zu  einem  System  überzugehen,  welches  die 
Einzelhaft  im  Wege  blosser  Gefängniss-Administration 
glaubt  handhaben  zu  dürfen.“*)  Das  Gesetz  hat  aber  die 
Einzelhaft  nur  in  einem  beschränkten  Umfange  zugelassen, 
über  den  hinauszugehen  den  Einzelstaaten  nicht  erlaubt 
ist.**)  Wie  die  Motive  zeigen,  will  das  Strafgesetzbuch 
bestimmen,  ob  und  wie  weit  die  Verwendung  der  Einzelhaft 
zulässig  sein  soll.  Erklärt  es  nun  ausdrücklich:  „Zucht- 
haus- und  Gefängnissstrafe  können  in  Einzelhaft 
vollstreckt  w^erden“,  so  ist  damit  deutlich  gesagt,  dass 
nur  bei  diesen  beiden  Freiheitsstrafen  die  Einzelhaft  zur 
Anwendung  kommen  darf,  nicht  dagegen  bei  der  Festungs- 
haft — und  Haftstrafe.  Darnach  dürfen  also  Haftstrafen 
n i c h t i n Einzelhaft  v o 1 1 s t r e c k t werden.  Diese 
Ansicht,  für  die  meines  Erachtens  die  Motive  wde  der 
Gesetzestext  in  gleicher  AVeise  sprechen,  ist  auch  in  der 
Litteratur  durchaus  die  herrschende.***)  Um  so  auffallender 
muss  es  erscheinen,  dass  eine  Anzahl  Bundesstaaten  in 
ihren  Strafvollzugsordnungen  von  dem  entgegengesetzten 
Standpunkt  ausgehen.  So  ist  beispielsw^eise  in  Preussen,****) 
Sachsen,!)  Badenff)  und  Anhalt!!!)  die  Vollstreckung  der 

*)  .Motive  zum  Strafgesetzbuch  für  den  Nordd.  Bund  § 19. 

**)  Vergl.  besonders  Olshausen,  Kommentar,  §22,  Aum.  1. 

***)  Diese  Ansicht  wird  vertreten,  ausser  von  Olshatisen, 
von  V.  Liszt  (Lelirbuch,  S.  244),  Frank  (Kommentar,  § 22,  Anm.), 
H.  Meyer,  Oppenhoff,  Uüdorff  — St  englein  u.  A.  — Von 
dieser  Frage  streng  zu  scheiden  ist  die  Frage,  was  de  lege  ferenda  zu 
fordern  ist.  Vergl.  hierüber  unten  S.  28  f. 

»*»«)  Gefilngnissordnung  für  die  Königl.  Preuss.  Ju.stizverwaltuiig 
von  1898,  § 37. 

t)  Geschäftsordnung'  für  die  Königl.  Silchs.  Justizbehörden, 
§ 1886=. 

tt)  Landesherrliche  Verordnung,  den  Vollzug  von  Freiheits- 
strafen betreffend,  von  1871,  § 12'. 

ttt)  Gefängnissordnung  für  die  Gerichtsgefiingnisse  des  Herzog'- 
thums  Anhalt,  § 31. 
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Haftstrafe  in  Einzelhaft  ohne  weiteres  für  zulässig  erklärt. 
Württemberg*)  hingegen  gestattet  die  Verwahrung  der 
Haftgefangenen  in  Einzelzellen  nur  unter  der  Voraussetzung, 
dass  sie  nicht  unausgesetzt  von  einander  gesondert 
gehalten  werden.  Mit  dieser  Bedingung  sucht  es  augen- 
scheinlich dem  § 22  des  Strafgesetzbuchs  besser  gerecht 
zu  werden,  als  jene  anderen  Staaten. 

Eine  zweite  wesentliche  Beschränkung  bildet  die 
Bestimmung  des  § 22.  II.,  dass  die  Einzelhaft  ohne  Zustimmung 
des  Gefangenen  die  Dauer  von  drei  Jahren  nicht  über- 
steigen darf.  Es  steht  im  Belieben  des  einzelnen  Staates, 
sämmtliche  oder  nur  einzelne  Zuchthaus-  und  Gefängniss- 
strafen,  für  die  ganze  Dauer  oder  nur  für  einen  Theil  der 
Strafzeit,  in  Einzelhaft  zu  vollstrecken,  nur  — das  ist  der 
Gedanke  des  Gesetzes  — ist  die  Dauer  der  Einzelhaft 
derart  zu  begrenzen,  dass  der  Gefangene  durch  sie  nicht 
körperlich  oder  geistig  geschädigt  wird.  Dieses  ist  nach 
Ansicht  des  Gesetzgebers  innerhalb  der  ersten  drei  Jahre 
i a.  nicht  zu  befürchten  (die  Motive  zum  Entwurf  des 
Strafgesetzbuchs,  § 19,  hielten  eine  sechsjährige  Isolirimg 
noch  für  unbedenklich).  Giebt  aber  der  Sträfling  nach 
dreijähriger  Isolirung  seine  Zustimmung  zur  Fortdauer  der 
Einzelhaft,  so  ist  auch  eine  längere  Isolirung  zulässig. 
Dieser  Standpunkt  des  Gesetzes  wird  im  kritischen  Theil 
auf  seine  Berechtigung  zu  prüfen  sein. 

Die  Begriffsbestimmung  der  Einzelhaft  und  die  Er- 
klärung ihrer  Zulässigkeit  innerhalb  der  angegebenen 
Grenzen  ist  alles,  was  das  Strafgesetzbuch  über  diese 
llaftform  enthält.  Bei  dem  weiten  Spielraum,  welcher 
somit  der  einzelstaatlichen  Regelung  bleibt,  haben  sich 
naturgemäss  gi'osse  Verschiedenheiten  in  der  Art  und  dem 
Lmfange  der  Verwendung  der  Einzelhaft  gebildet,  ebenso, 
wie  auf  den  übrigen  Gebieten  des  Strafvollzuges.  In 
richtiger  Voraussicht  dieser  Verhältnisse  sprechen  schon 
die  Motive  zum  Entwurf  des  Strafgesetzbuchs  (zu  §§  12 

*)  Dienst-  und  Hausordnung  für  die  aintsgericlitlichen  Gefäiig" 
itisse  im  Königreich  Württemberg,  vom  4.  März  1899,  § 49*. 


Digitized  by  GQOgJ 


— Ln5  — 

und  13)  von  der  Nothwendigkeit  einer  einheitlichen 
Gestaltung  des  Gefängnisswesens .*)  Bei  der  Berathung 

dieses  Entwurfs  fasste  dann  der  Reichstag  am  4.  März  1870 
den  Beschluss  „den  Bundeskanzler  aufzufordern,  eine  Vor- 
lage des  Bundesraths  herbeizuführen,  durch  welche  die 
Vollstreckung  der  Freiheitsstrafen  gesetzlich  geregelt 
werde“.**)  Dieser  Aufforderung,  die  der  Reichstag  1875 
in  einem  ähnlichen  Beschluss***)  und  1876  in  einer  ent- 
sprechenden Resolution****)  wiederholte,  suchte  der  Reichs- 
kanzler im  Jahre  1879  zu  entsprechen;  er  legte  dem 
Bundesrath  „den  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Voll- 
streckung der  Freiheitsstrafen  nebst  Motiven  und  Anlagen“ 
zur  Beschlussfassung  vor.  Dieser  Entwurf  ist  zwar  nicht 
Gesetz  geworden,  verdient  aber  dennoch,  als  Vorläufer 
der  Bundesrathsvereinbarungen  von  1897,  hier  eine  kurze 
Berucksichtigung,  soweit  er  zur  Einzelhaft  Stellung  nimmt 


•1 

2.  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Vollstreckung  der  Freiheits- 
strafen von  1879.f) 


„Der  Gesetzentwurf  konnte  es  nicht  als  seine  Aufgabe 
erachten,  ein  neues,  vom  Standpunkte  der  Theorie  möglichst 
unanfechtbares  System  der  Strafvollstreckung  aufzustellen, 
er  musste  sich  vielmehr  das  bescheidenere  Ziel  stellen, 
unter  Festhaltung  der  Normen  des  einheitlich  geregelten 
‘^ti  afrechts  und  im  Anschluss  an  das  Bestehende  diejenigen 


B ri  • ä.ber  darf  allerding's  als  ein  von  allen  Staaten  iin 

^ ° esgebiete  gleichinässig;  anziistrebendes  Ziel  vorausg’esetzt  werden, 
SS  ( ie  Stiafanstaltcn  allmählich  überall  nacli  möglichst  gleichen 
we  ,*^****'®’^**®*'®u  Grundsätzen  einzurichten  und  zu  verwalten  sein 

r en,  weil  nur  erst  dann die  durch  das  Strafgesetzbuch 

ge  ene  Rechtseinheit  auch  in  der  StrafvollKtreckungsinstanz  zu 
rer  thatsächlichen  Folge  gebracht  wird“. 

Stenographische  Berichte,  S.  J89. 

®‘®"°&*'^Phische  Berichte,  S.  1413. 

) Stenographische  Berichte,  S.  998. 
kn  (1  abgedruckt:  Krohne’s  Lehrbuch  derGefiltigniss- 

” e,  S.  553  ff,  Blätter  für  Gefängnisskunde,  Bd.  XIV,  1880. 


Reformen  in  Vorschlag  zu  bringen,  auf  welche  die  bisher 
gewonnenen  Erfahrungen  als  nothwendige  hinweisen.*) 

So  sieht  der  Entwurf  die  Einzelhaft  nicht  etwa  als 
herrschendes  System  vor;  er  geht  aber  in  ihrer  Verwendung  , 
' einen  bedeutenden  Schritt  weiter  als  das  Strafgesetzbuch. 
Weährend  dieses  innerhalb  der  angegebenen  Grenzen  in 
der  Verwendung  der  Einzelhaft  volle  Freiheit  lässt,  ^ 
bestimmt  § 14^  des  EntAvurfes,  dass  die  Zuchthaus-  und  , 

Gefängnissstrafe  mit  Einzelhaft  beginnen,  und  zwar  hat  , 

die  Isolirung  bei  Zuchthaussträflingen  mindestens  sechs 
Monate,  bei  Gefängnisssträflingen  mindestens  drei  Monate  |., 
zu  dauern.**)  Nach  dieser  Zeit  können  die  Isolirten  auf  |,j 
Anordnung  des  Vorstandes  in  Gemeinschaftshaft  versetzt  j.| 
werden,  wenn  ihr  Zusammensein  mit  Anderen  nach  ihrem 
Betragen  und  ilmen  Eigenschaften  für  unnachtheilig  erachtet  ^ 
wird.  Darnach  betrachtet  es  der  Entwurf  als  Regel, 
dass  die  Einzelhaft  nach  den  ersten  sechs  bezAV.  drei 
Monaten  fortdauert,  denn  eine  Isolirung  nur  bis  zu  dieser  i 
Dauer  AV'ird,  wie  die  Motiv^e  (S.  34)  erklären,  nach  dem  ^ 
Gutachten  der  Praktiker  der  Regel  nach  nicht  genügend  ^ 
sein;  „der  EntAvurf  überlässt  dem  Ermessen  der  VerAA'altung  , 
eine  Verlängerung  der  Dauer  je  nach  den  individuellen 
Verhältnissen“.  — Den  Sträflingen,  welche  sich  im  Besitze 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte  befinden,  giebt  § 16  des 
Entwurfs  das  Recht,  die  Vollstreckimg  ihrer  Strafe  in 
Einzelhaft  zu  verlangen,  denn  „es  AA’ird  als  eine  ^ 
Forderung  der  Humanität  anerkannt  Averden  müssen,  dass 
den  ehrliebenden  Gefangenen  das  Recht  gegeben  werde, 
die  Gemeinschaft  mit  ehrlosen  Verbrechern  Amn  sich  ab- 
zuAvenden“.  Bezüglich  der  Jugendlichen  hält  der  EntAA'Uif 
eine  besonders  grosse  Vorsicht  für  geboten:  sie  sollen  länger 
als  drei  Monate  nur  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde 
in  Einzelhaft  gehalten  werden  dürfen.  Der  EntAvurf  geht 


*)  S.  15  der  Motive  zu  diesem  Gesetzentwurf. 

**)  Durch  diese  Bestimmung  wird  der  grösste  Theil  der  Gefänguiss  ^ 
Sträflinge  der  Einzelhaft  zugewiesen.  Vergl.  unten  S.  219. 
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' dabei  von  der  Ansicht  aus,  dass  die  Verwendung  der 

Einzelhaft  auch  für  Jugendliche  zwar  sehr  angebracht  sei  n 
kann,  eine  Ausdehnung  derselben  über  eine  dreimonatige 
• Dauer  aber  wegen  der  Gefahren,  welche  die  Einzelhaft 
für  Jugendliche  in  sich  birgt,  von  vorgängiger  Prüfung 
j und  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  abhängig  zu  mach  en 
j ist.*)  Sträflinge,  bei  denen  die  Isolirung  Gefahr  f ür 

I ihren  körperlichen  oder  geistigen  Zustand  besorgen  lässt, 

||  sind  nach  § 17  von  der  Einzelhaft  gänzlich  ausgeschlossen. 

■f  In  § 20  endlich  bestimmt  der  Entwurf,  dass  auch  Haft- 
strafen in  Einzelhaft  vollstreckt  werden  können.  Dies 
I würde,  trotzdem  die  Motive  einer  solchen  Schlussfolgerung 
I ®ntgegentreten,  zweifelsohne  nicht  noch  besonders  hervor- 
gehoben sein,  wenn  bereits  das  Strafgesetzbuch  den  Vollzu  g 
der  Haft  in  Einzelhaft  zuliesse. 

So  nimmt,  im  Ganzen  betrachtet,'  die  Einzelhaft  in 
diesem  Entwürfe  eine  weit  bedeutsamere  Stellung  ein,  als 
hn  Strafgesetzbuch ; aber  gerade  dieser  Umstand  war  ein 
wesentlicher  Grund  für  die  ablehnende  Haltung  einzelner 
I Staaten,  an  welcher  der  Gesetzentwurf  schliesslich 

j scheiterte.  — Ein  weiterer  Schritt  zur  Vereinheitlichung 

unseres  Gefängnisswesens  geschah  erst  im  Jahre  1897. 

I ie  einzelnen  deutschen  Bundesregierungen  stellten,  „um 
! die  baldmöglichst  wiederaufzunehmende  Aufgabe  der  reichs- 

. rechtlichen  Regelung  des  Strafvollzuges  vorzubereiten  und 

I um  für  die  Jetztzeit  eine  erhöhte  Gleichartigkeit  im  Straf- 

; Vollzüge  der  einzelnen  Staaten  anzubahnen“,  im  Wege  der 

I ereinbarung  eine  Reihe  von  Grundsätzen  auf,  die  fortan, 

, IS  zu  weiterer  gemeinsamer  Regelung,  beim  Vollzüge 
I prichtlich  erkannter  Freiheitsstrafen  zur  Anwendung 

! kommen  sollten.**) 

*)  Motive  zu  § 15,  S.  35. 

) Beschluss  des  Bundesraths  vom  28.  Oktober  1897.  Bekannt- 
mac  ung  des  Reichskanzlers  vom  6.  November  1897  im  Ceiitralblatt 
ur  as  deutsche  Reich  1897,  No.  45,  S.  308  ff.  Abgedruckt  in  der 

hrift  für  die  gesammte  Strafrechtswissenschaft  Band  XVIII, 
Seite  384  ff. 
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3.  Die  Grundsätze  des  Bundesraths  von  1897. 

Die  vom  Bundesrath  vereinbarten  Grundsätze  vom 
6.  November  1897  mussten  sich  naturgemäss  innerhalb  der 
reichsrechtlichen  Bestimmungen  halten.  Sie  konnten  daher 
von  vornherein  nicht  allen,  an  ein  zweckentsprechendes 
Strafvollstreckungswesen  gestellten  Anforderungen  genügen; 
immerhin  bedeuten  sie  aber  im  Verhältniss  zu  dein  seit- 
herigen Zustande  einen  wesentlichen  Fortschritt. 

Zwar  treffen  auch  die  Grund.sätze  keine  strikte  Ent- 
scheidung zu  Gunsten  der  Einzelhaft,  doch  ordnen  sie 
ihre  „vorzugsweise“  Verwendung  für  wichtige  Fälle  an, 
und  thun  hierdurch  unzweideutig  kund,  dass  die  Isolirung 
bei  einer  grossen  Zahl  von  Gefangenen  dringend  wünschens- 
werth  ist ; auch  stellen  sie  durch  die  Bezeichnung  der  in 
erster  Linie  für  die  Verbringung  in  Einzelhaft  geeigneten 
Gefangenen  Richtlinien  für  eine  zweckentsprechende 
Belegung  der  vorhandenen  Einzelzellen  auf. 

Nach  § 11  der  Grundsätze  .ist  die  Einzelhaft  bei 
Vollstreckung  von  Zuchthaus-  und  Gefängnissstrafen 
„vorzugsweise“  anzuwenden,  wenn : 

1.  Die  Strafe  die  Dauer  von  drei  Monaten  nicht  über- 
steigt, oder 

2.  der  Gefangene  das  2ö.  Lebensjahr  noch  nicht 
vollendet  hat,  oder 

3.  der  Gefangene  Zuchthaus-,  Gefängniss-  oder 
geschärfte  Haftstrafe  noch  nicht  verbüsst  hat. 

Bei  der  ersten  Gruppe  ging  man  von  der  Annahme 
aus,  dass  die  nur  mit  kui'zzeitigen  Strafen  belegten  Sträf- 
linge sich  auch  nur  geringfügige  Verfehlungen  haben  zu 
Schulden  kommen  lassen ; der  Strafvollzug  soll  sie  wieder 
auf  gesetzmässige  Pfade  führen;  zu  dem  Zwecke  muss  er 
sie  einmal  vor  der  bei  ihnen  besonders  nahe  liegenden 
Gefahr  weiterer  Verschlechterung  bewahren,  andererseits 
muss  er  die  Strafe,  gerade  weil  sie  nur  kurz  ist,  durch 
ihre  sti’enge  Vollziehung  zu  einem  empfindlichen  und 
dadurch  abschreckenden  Uebel  für  den  Sträfling  gestalten. 
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Dies  zu  erreichen,  erschien  den  Grundsätzen  die  Einzelhaft 
als  ein  besonders  geeignetes  Mittel.  Bei  der  zweiten 
Gruppe,  bei  den  Jüngeren  und  Jugendlichen,  hielt  man  die 
-Möglichkeit  einer  schlechten  sowohl  wie  einer  guten 
Beeinflussung  für  ganz  besonders  begründet;  erstere  zu 
verhüten  und  letztere  möglichst  zu  fördern,  erschien  die 
Einzelhaft  als  zweckdienlichste  Hixftfonn.  Aehnliche 
Erwägungen  waren  schliesslich  auch  bei  der  dritten 
Kategorie  von  Gefangenen,  den  noch  nicht  Vorbestraften, 
‘‘Ausschlaggebend.  Sie  haben  gerade  den  ersten  Schritt 
auf  die  Bahn  des  Verbrechens  gethan;  daher  werden  sie 
im  Allgemeinen  noch  verhältnissinässig  leichter  auf  den 
gesetzmässigen  Weg  zurückzuführen  sein. 

Diese  Festsetzungen  stimmen  mit  dem  Entwurf  von 
1879  darin  überein,  dass  Gefängnissstrafen  unter  drei 
Monaten  in  Einzelhaft  zu  vollziehen  sind.  Während  aber 
der  Entwurf  die  Gefangenen  überhaupt,  sobald  ihr  Bei- 


sammensein nachtheilig  sein  könnte,  und  mindestens  im 
Anfänge  ihrer  Strafzeit  isolirt  wissen  will,  sehen  die  Grund- 
sätze die  Einzelhaft  nur  für  die  besserungsfähigeren 
Elemente  unter  den  Gefangenen  vor.  Immerhin  umfassen 
aber  die  in  § 11  angeführten  Kategorien,  wie  die  Reichs- 
kriminalstatistik*) ergiebt,  wenigstens  bei  den  Gefängniss- 
pfangenen  einen  hohen  Prozentsatz.  So  überstieg  bei 
76,3  ®/j  der  im  Jahre  1898  in  Deutschland  wegen  Ver- 
brechens oder  Vergehens  gegen  Reichsgesetze  zu  Gefäng- 
aissstrafe  Verurtheilten  die  Strafe  nicht  die  Dauer  von 
drei  Monaten ; 40,8  % der  überhaupt  wegen  Verbrechens 
oder  Vergehens  gegen  Reichsgesetze  Verurtheilten  waren 
unter  25  Jahre  alt  und  59,8  % waren  ohne  Vorstrafen. 
Darnach  dürfte  die  Annahme  nicht  zu  hoch  gegriffen  sein, 
dass  mindestens  90  % der  Gefängnissstrafen  in  Befolgung 
§ 11  der  Grundsätze  in  Einzelhaft  zu  vollstrecken 
''ären.  Darüber,  wie  viele  Zuchthausstrafen  nach  § 11 
m Grundsätze  in  Einzelhaft  zu  vollziehen  wären,  lässt 
ic  Rcichskriminalstatistik  keine  Vermuthung  zu. 


*)  Statistik  des  deutschen  Reichs.  Neue  Folge.  Bd.  126. 
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Die  Zahl  der  nach  obigen  Bestimmungen  zu  Isolirenden 
wird  durch  einige  Einschränkungen  der  Einzel- 
haft, wie  sie  die  Grundsätze  in  §§  12  und  13  festsetzen, 
nur  wenig  gemindert.  Die  erste,  zweifellos  berechtigte, 
geht,  mit  § 17  des  Entwurfes  von  1879  wörtlich  über- 
einstimmend, dahin,  dass  Einzelhaft  ausgeschlossen  ist, 
„wenn  von  derselben  Gefahr  für  den  körperlichen  oder 
geistigen  Zustand  des  Gefangenen  zu  besorgen  ist“.  Die 
Statistiken  berichten  über  die  Häufigkeit  solcher  Fälle 
nichts,  nach  Angabe  langjähriger  Strafanstaltsbearaten 
sind  sie  aber  verhältnissmässig  selten.  Mehr  schon,  wenn 
auch  ebenfalls  nicht  erheblich,  werden  die  obigen  Zahlen 
durch  die,  dem  § 15  des  Entwurfs  entsprechende  Be- 
stinunung  berührt,  dass  Jugendliche  länger  als  drei  Monate 
nur  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  isolirt  werden 
dürfen.  Diese  Vorschrift  zeugt  von  weitgehender  Vorsicht 
in  der  Verwendung  der  Einzelhaft  für  Jugendliche. 

Die  Grundsätze  des  Bundesrathes  werden  der  Be- 
-deutung  der  Einzelhaft  noch  nicht  völlig  gerecht ; dennoch 
bezeichnen  sie  für  die  Mehrzahl  der  deutschen  Bundes- 
staaten ein  zum  Theil  recht  fernes  Ziel,  wie  die  nach- 
folgenden Erörterungen  zeigen  werden. 


Zweiter  Theil. 


Die  Stellung  der  Einzelhaft  im  Strafvollzüge  der 
Einzelstaaten. 

1.  Preussen. 

A.  Anstalten  unter  der  Verwaltung  des  Ministeriums  des  Innern. 

Die  Verwaltung  des  Gefängnisswesens  ist  in  Preussen 
bekanntlich  zwischen  den  Ministerien  des  Innern  und  der 
Justiz  getheilt.  Unter  der  Verwaltung  des  Ministeriums 
des  Innern  stehen: 

33  Strafanstalten  zur  Aufnahme  der  zu  Zuchthaus- 
strafe Verurtheilten ; 

19  grössere  Gefängnisse  zur  Aufnahme  von  Ge- 
fängniss-,  Haft-  und  Untersuchungsgefangenen; 
68  kleine  Gefängnisse  in  der  Rheinprovinz,  in  denen 
Gefängnissgefangene  nur  bei  einer  Strafdauer 
bis  zu  14  Tagen  Aufnahme  finden. 

Für  diese  Anstalten  *)  gilt  im  Prinzip  noch  immer  das 
jui  Jahie  1835  für  die  Strafanstalt  in  Rawitsch  erlassene, 
>in  Jahre  1837  auf  die  übrigen  Gefängnisse  ausgedehnte 
eglement.**)  Es  ist  aber  im  Laufe  der  Jahre  so  vielfach 
ä geändert  und  ergänzt,  dass  heute  statt  eines  einheitlichen 

^ ) Vergl.  für  diese  Anstalten  besonders  die  „Statistik  der  zuin 

ssoit  des  König],  preuss.  Ministeriums  des  Innern  gehörenden  Straf- 
st Gefängnisse  für  das  Etatsjahr  1899“.  Berlin  1901.  Die 

1900  ist  bereits  erschienen,  konnte  aber  nicht 
r ßfücksichtigt  werden,  da  zur  Zeit  ihres  Erscheinens  diese  Arbeit 
reüs  druckfertig  abgeschlossen  war. 

die  Paul  Büttner,  „Reglementarische  Bestimmungen  für 

^nigl.  preuss.  Strafanstalten“,  2.  Aufl.,  Rawitsch  1890. 
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Reglements  eine  fast  unübersehbare  Reihe  von  Einzelerhissen 
für  die  in  Rede  stehenden  Anstalten  massgebend  ist.  Die 
in  naher  Aussicht  stehende  vereinheitlichende  Neu- 
bearbeitung dieser  Bestimmungen  ist  daher  mit  Freuden 
zu  begrüssen. 

Für  die  Stellung  der  Einzelhaft  ist  vor  allem  ein 
Ministerial-Reskript  vom  19.  August  1869  bemerkenswerth,*) 
nicht  allein,  weil  es  der  Einzelhaft  eine  bedeutsame  Stellung 
im  Strafvollzüge  zuweist,  sondern  auch  wegen  der  klaren 
Formulierung  ihres  Wesens  und  Zwecks.  Die  Einzelzellen, 
deren  Herstellung  in  genügender  Anzahl  bei  den  Anstalten 
mit  gemeinsamer  Haft  seit  Jahren  angestrebt  wird  — so 
heisst  es  in  diesem  Erlasse  — haben  nicht  den  Zweck, 
den  Arbeitsbetrieb  der  Anstalt  zu  erleichtern,  ihre  polizeiliche 
Sicherheit  zu  erhöhen  oder  die  Aufrechterhaltung  der 
Anstaltsdisziplin  zu  unterstützen.  Den  Hauptwerth  der 
Einzelhaft  erblickt  jener  Erlass  vielmehr  in  ihrer  „vor- 
wiegend erziehlichen  Bedeutung“.**)  Von  diesem  Stand- 
punkte ausgehend,  stellt  er  für  ihre  Verwendung  etwa 
folgende  Gesichtspunkte  auf.  In  erster  Linie  sollen  die 
Einzelzellen  mit  den  jugendlicheren  Gefangenen,  „als  das 
der  Ansteckung  voi’zugswcise  zugängliche,  der  Regel  nach 
zugleich  aber  in  gutem  Sinne  bildungsfähigste  Element  der 
Anstaltsbevölkcrung“,  belegt  werden.***)  Nächst  den  ^ 

— ■fl 

*)  Ministerialblatt  für  die  gesaninite  innere  Verwaltung,  1869. 

S.  198  ff . B ü 1 1 n e r , S.  48. 

t| 

**)  „Ihre  wichtigste  Bestimmung  ist,  die  besseren  und  bildungs- 
fiUiigeren  Elemente  unter  den  Gefangenen  vor  dem  Einfluss  des  ge-  ' 
wohnheitsmHssigen  Vevbrecliertliums  zu  bewahren  und  sie  im  einsamen  l| 
Nachdenken  über  .sich  selbst,  sowie  in  der  ausschliesslichen  Berührung 
mit  ehrenwerthen  Persönlichkeiten,  unter  dem  Einfluss  von  Unterricht 
und  geistlichem  Zuspruch,  sow'ic  durch  die  erziehende  Macht  von  Ord-  ^ 
nung  und  Arbeit  zu  dem  Entschluss  gelangen  zu  lassen,  der  1er- 
brecherlaufbahn  für  die  Folge  zu  entsagen**. 

***)  „Wenn  der  Grad  der  körperlichen  oder  geistigen  Entwicklung 
des  Einzelnen  so  führt  jener  Erlass  zu  diesem  Punkte  weiter  aus  j| 
hier  Beschränkung-cn  auferlegt  und  zur  Vorsicht  mahnt,  so  beweisen  I 
doch  die  in  ausländischen  Strafanstalten,  sowie  bei  uns  gemachten  I 
Erfahrung'en,  dass  die  viel  verbreitete  .Ansicht,  gerade  der  jugendliche  I 
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Jugendlichen  sind  die  Grelegenheits Verbrecher,  darunter 
namentlich  Personen  besseren  Standes,  zu  berücksichtigen, 
sofern  sie  nach  ihrer  ganzen  Individualität  dazu  geeignet 
and  besseren  Einflüssen  nicht  gerade  unzugänglich  er- 
scheinen. Gewohnheitsverbrecher  können  isolirt  werden, 
wenn  sie  es  selbst  wünschen  und  die  Quelle  ihrer  Handlung 
mehr  in  sittlicher  Schlaffheit  und  in  Leichtsinn,  als  in 
einem  verbrecherischen  Wesen  zu  suchen  ist.  Erst  wenn 
nach  Unterbringung  dieser  Kategorien  noch  Einzelzellen 
zur  Verfügung  bleiben,  dürfen  für  ihre  Belegung  auch  nicht 
dem  Bcsserungsgedanken  der  Einzelhaft  entspringende 
Gesichtspunkte  (Rücksicht  auf  die  Sicherheit,  Disziplin  usw.) 
in  Frage  kommen.  Diese  Richtlinien  für  die  Verwendung 
der  Enizelhaft  enthalten  bereits  ähnliche  Gedanken,  wie 
die  fast  30  Jahre  später  erlassenen  Bundesrathsver- 
einbarungen. 

Die  heute  für  die  Stellung  der  Einzelhaft  in  den 
Strafanstalten  und  Gefängnissen  unter  der  Verwaltung  des 
Winisteriums  des  Innern  massgebenden  Bestimmungen  sind 
111  der  Hauptsache  aus  den  Einleitungen  zu  den  amtlichen 
Statistiken  und  aus  den  für  die  einzelnen  Gefangenen- 
aiistalten  aufgestellten  Aufnahmebedingungen  zu  ersehen. 
Ausserdem  kommt  besonders  der  im  Anschluss  an  die 
rundsätze  des  Bundesraths  ergangene  Ministerialerlass 
'Oßi  21.  April  1898*)  in  Betracht.  In  welchem  Umfange 
ie  Einzelhaft  t h a t s ä c h 1 i c h Verwendung  findet,  ergiebt 
sich  aus  der  mehrerwähnten  Statistik.  Dies  das  Material, 
"elches  der  nachfolgenden  Darstellung  zu  Grunde  liegt. 


niclit  geeignet,  die  Einzelhaft  zu  ertragen,  im  Grossen 
anzen  eine  irrthttinliche,  der  Segen  der  rechtzeitigen  Isolirung 
jungen  Verbrechers  vielmehr  der  Greifbarste  ist.  Nur  in  beson- 
nen Fällen  wird  dcsshalb  vou  der  obigen  Vorschrift  abgegangeu 
wtrden  können,  und  zwar  wird  dies  bei  Personen,  welche  bereits  die 
u ertät  erreicht  haben,  in  der  Regel  nie  zu  geschehen  brauchen“. 


, ^ ^ Verordnungsblatt  für  die  Strafanstalts- Verwaltung  im  Ressort 

es  Ministeriums  des  Innern,  1898,  S.  37. 
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a.  Strafanstalten. 

Strafanstalten  sind  die  zur  Vollstreckung  von  Zucht- 
hausstrafen bestimmten  Anstalten,  beziehungsweise  Anstalts- 
abtheilungen.*) Man  muss  sich  von  vornherein  klar 
machen,  mit  welchem  Menschenmaterial  hier  zu  rechnen 
ist.  Die  Statistik  liefert  für  diesen  Zweck  interessante 
Angaben.  Der  Zugang  an  Zuchthausgefangenen  belief 
sich  in  Preussen  im  Jahre  1899  auf  5324.  Von  diesen 
waren  4560  oder  86  % mit  Freiheitsstrafen  vorbestraft, 
und  zwar  3715  oder  70%  dreimal  und  öfter,  1130  oder 
21  % elfmal  und  öfter ; 2766  oder  52  "/o  hatten  bereits 
Freiheitsstrafen  über  ein  Jahr  erlitten  und  1473  oder  28  % 
waren  schon  vor  dem  18.  Lebensjahr  mit  Freiheitsstrafen 
belegt.  Das  sich  aus  diesen  Zahlen  ergebende  traurige 
Bild  findet  in  einer  auf  Krohne’s  Veranlassung  einge- 
leiteten Statistik**)  eine  werth volle  Ergänzung.  Es  hat 
nämlich  die  Konferenz  der  Oberbeamten  nach  eingehender 
Untersuchung  der  Lebensverhältnisse  von  27  810  Ge- 
fangenen, die  sämmtlich  mindestens  drei  schwere  Vor- 
strafen (darunter  eine  oder  mehrere  von  sechs  Monaten 
und  darüber)  erlitten  hatten,  ihre  Ansicht  dahin  aus- 
gesprochen, dass  bei  26244  von  ihnen,  also  bei  20  von 
21,  nach  der  Entlassung  der  Rückfall  Avahrscheinlich  sei. 
Bei  Gefangenen  aber,  die  nach  ihrem  Vorleben  keine 
Hoffnung  auf  Besserung  mehr  bieten,  verliert  die  Einzelhaft 
naturgemäss  einen  wesentlichen  Theil  ihrer  Bedeutung, 
die  Rechtfertigung  nämlich  durch  den  Besserungszweck,***) 
sodass  von  diesem  Standpunkt  aus  ihre  Verbringung  in 
Gemeinschaftshaft  nicht  bedenklich  ist.  Anders  bei  denen, 
welche  irgend  noch  auf  gesetzmässige  Bahnen  zu  lenken 
sind  — und  deren  wird  es  auch  in  den  Zuchthäusern  eine 
beträchtliche  Zahl  geben. 

*)  Verschiedene  Anstalten  haben  Strafanstalts-  und  Gefängniss- 
abtheilungen. 

*♦)  Vergl.  die  amtliche  Statistik  für  das  Jahr  1899,  S.  XIV. 

♦♦»)  Vergl.  den  dritten  Theil,  S.  277  ff. 
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Für  die  Auswahl  dieser  besserungsfähigen  Elemente 
unter  den  Sträflingen  stellen  die  preussischen  Bestimmungen 
— den  Grundsätzen  entsprechend  — einmal  das  Alter, 
zum  andern  die  Vorbestrafungen  als  leitende  Gesichtspunkte 
auf.  Vor  allem  sollen  die  jüngeren  Gefangenen  im  Alter 
von  18  bis  30  Jahren*)  (nicht  nur  bis  zu  25  Jahren,  wie 
nach  § 11  Ziff.  2 der  Grundsätze)  und  von  den  Aelteren  die 
noch  nicht  wiederholt  vorbestraften**)  (also  ebenfalls 
weitergehend  als  die  Grundsätze)  ihre  Strafe  in  Einzelhaft 
verbüssen.***)  Würden  die  hierdurch  Betroffenen  sämratlich 
in  Einzelhaft  gehalten,  so  dürften  ihr  von  den  irgendwie 
Besserungsfähigen  nur  wenige  entgehen.  Ferner  bestimmt 
der  Erlass  vom  21.  April  1898,  dass  auch  andere  Gefangene, 
soweit  möglich,  unmittelbar  nach  der  Einlieferung  zunächst 
in  Einzelhaft  zu  bringen  sind,  damit  den  Beamten  Gelegenheit 
gegeben  wird,  sie  genauer,  als  dies  in  der  Gemeinschaftshaft 
möglich  ist,  kennen  zu  lernen.  Wie  lange  die  Elinzelhaft 
in  diesem  Falle  dauert,  richtet  sich  nach  der  Zahl  der  in  den 
einzelnen  Anstalten  vorhandenen  Zellen  und  nach  dem 
Gutachten  der  Beamten-Konferenz. 

So  sehen  die  Bestimmungen  für  die  preussischen  Straf- 
anstalten die  Verwendung  der  Einzelhaft  einer.seits  als 
Büttel  zur  Orientierung  über  den  Charakter  des  Gefangenen, 
andererseits  grundsätzlich  gegenüber  den  besseren  und 
besserungsfähigen  Elementen,  und  hier  in  verhältnissmässig 
weitem  Umfange,  vor.  Die  praktischen  Verhältnisse  werden 
aber  den  obigen  Vorschriften  noch  nicht  gerecht.  Von  den 
im  Etatsjahr  1899  zur  Entlassung  gekommenen  18 — 25  Jahre 
alten  Gefangenen  waren  nur  89,8  \ in  Einzelhaft,  von  den 
älteren,  noch  nicht  wiederholt  vorbestraften  Entlassenen 
mir  42,5%,  also  noch  nicht  einmal  die  Hälfte!****)  Der 

*)  Nach  der  Statistik  für  1899:  38  "/o  des  Zugangs. 

**)  Nach  der  Statistik  für  1899 : 23  des  Zugangs. 

^***)  Statistik  für  1899,  S.  XVI. 

****)  Ausserdem  waren  von  den  alteren,  wiederholt  vorbestraften 
Entlassenen  25,9  % in  Einzelhaft;  ob  nur  zur  Beobachtung  im  Be- 
ginne der  Strafdauer  oder  wie  lange,  ist  im  einzelnen  nicht  ersichtlich, 
insgcsammt  befanden  sich  von  den  iin  Jahre  1899  h2ntlassenen  40,1 
•n  Einzelhaft. 
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Grund  liegt  offenbar  darin,  dass  es  au  der  genügenden 
Zeilenzahl  fehlt.*)  Augenscheinlich  ist  man  aber  bestrebt, 
diesem  Zellenmangel  durch  ständige  Vermehrung  der  Einzel- 
zellen abzuhelfen.  Ist  doch  z.  B.  von  1896  bis  1899  bei 
stetem  Sinken  des  durchschnittlichen  Gefangenen-Bestandes 
die  Zahl  der  Zellen  von  4456  auf  4633  gestiegen,  was 
auch  für  die  Zukunft  eine  dauernde  Besserung  der  Ver- 
hältnisse erwarten  lässt. 


Für  diese  Anstalten,  in  denen  wir  es  zumeist  mit 
wesentlich  besseren  Elementen  zu  thun  haben,  als  in  den 
Strafanstalten,  gilt  als  Regel,  dass  zunächst  die  Unter- 
suchungsgefangenen, dann  die  jugendlichen  (12 — 18  Jahre), 
dann  die  jüngeren  (18 — 30  Jahre  alten),  dann  die  älteren, 
noch  nicht  wiederholt  vorbestraften  Gefangenen  ihre 
Strafe  in  Einzelhaft  zu  verbüssen  haben. 

Dass  Untersuchungsgefangene  in  erster  Linie  der 
Einzelhaft  zu  unterAverfen  sind,  entspricht  § 116  Str.-Pr.-O. 
Die  ausserdem  angeführten  Kategorien  von  Gefangenen 
sind  nach  den  gleichen  Gesichtspunkten  ausgewählt,  wie 
bei  den  Strafanstalten.  Dagegen  fehlt  die  in  § 11  der 
Grundsätze  an  erster  Stelle  genannte  Gruppe  derer,  die 
eine  drei  Monate  nicht  übersteigende  Freiheitsstrafe  zu 
verbüssen  haben;  doch  zeigen  die  Einlieferungsbestimmungen, 
dass  die  kurzzeitig  Bestraften,  soweit  sie  überhaupt  ihre 
Strafe  in  den  Anstalten  des  Ministeriums  des  Innern  ver- 
büssen, vorAviegend  in  Anstalten  mit  Einzelhaft  als 
herrschendem  Ilaftsystem  verbracht  AA'erden. 

Auch  für  Gefängnissgefangene  gilt  nach  dem  Erlass 
von  1898  die  Bestimmung,  dass  möglichst  alle  Gefangenen 
unmittelbar  nach  der  Einlieferung  zunächst  in  Einzelhaft 
zu  bringen  sind,  eine  Bestimmung,  deren  Werth  man, 

*)  Im  Jahre  1899  standen  für  29,5  des  täg-lichen  Durchschnitts- 
bestandes Einzelzellen  zur  Verfüg’ung,  aus  verwaltungstechnischen 
Gründen  konnten  aber  nur  26,8  des  Durchschnittsbestandes  isolirt 
werden. 


ß.  Grössere  Gefängnisse. 


D . 


sofern  ohnehin  nicht  genügend  Zellen  vorhanden  sind, 
nicht  gerade  hoch  veranschlagen  kann.  Des  weiteren 
verfügt  der  Erlass,  dass  bei  jugendlichen  Gefangenen, 
welche  ja  nach  § 12  der  Grundsätze  ohne  Genehmigung 
der  Aufsichtsbehörde  nicht  länger  als  drei  Monate  in 
Einzelhaft  gehalten  werden  dürfen,  diese  Genehmigung 
stets  nachzusuchen  ist.  Eine  Ausnahme  hiervon  findet 
nur  statt,  wenn  die  Konferenz  der  Oberbeamten  unter 
Theilnahnie  des  Arztes  von  der  Fortdauer  der  Einzelhaft 
für  die  leibliche  oder  geistige  Gesundheit  des  Gefangenen 
Gefahr  befürchtet.  Die  Genehmigung  zur  Verlängerung 
der  Einzelhaft  kann  bis  auf  die  Dauer  eines  Jahres  ertheilt 
werden,  ist  aber  nach  Ablauf  der  genehmigten  Zeit  aufs 
neue  nachzusuchen.  Durch  eine  derartige  Vorschrift  wird 
die  Bedeutung  des  § 12*)  der  Grundsätze  fast  aufgehoben. 
Endlich  findet  sich  in  dem  Erlass  noch  ein  die  Stellung 
der  Einzelhaft  berührender  Punkt:  Gefängnisssträflinge, 

denen  Selbstbeschäftigung  und  das  Tragen  eigener  Kleider 
gestattet  ist  (was  aber  nur  unter  besonderen  Umständen 
ge.schehen  darf),  sind  ebenfalls  in  Einzelhaft  zu  halten. 
Dieser  Bestimmung  werden  wir  noch  mehrfach  begegnen, 
freilich  in  einem  anderen  Gewände;  sie  läuft  im  wesent- 
lichen darauf  hinaus,  dass  Sträflinge  besseren  Standes, 
für  die  nach  ihren  früheren  Lebensverhältnissen  die 
Gemeinschaftshaft  eine  besondere  Härte  sein  würde,  ihre 
Strafe  in  Einzelhaft  verbüssen  dürfen. 

Wie  viel  Zellen  erforderlich  sind,  um  die  angeführten 
Regeln  für  die  Verwendung  der  Einzelhaft  befolgen  zu 
können,  ist  nicht  festzustellen.  Doch  ist  auch  hier  die 
vorhandene  Zeilenzahl  dafür  offenbar  zu  gering.  Von  den 
im  Jahre  1899  Entlassenen  waren  54  % in  Einzelhaft,  und 
zwar  von  den  unter  18  Jahre  alten  93,2  %,  von  den  untei’ 
25  Jahre  alten  57,8  %,  von  den  älteren,  nicht  mehrfach 
vorbestraften  54  % und  von  den  älteren,  mehrfach  vor- 
bestraften 20,2%.  Dass  von  den  unter  18  Jahre  alten 


93,2  % in  Einzelhaft  gewesen  sind,  mag  den  Vorschriften 
noch  nicht  widersprochen  haben.  In  gar  keinem  Einklänge 
mit  den  obigen  Regeln  steht  es  aber,  dass  von  den  unter 
25  Jahre  alten,  die  doch  sämmtlich  ihre  Strafe  in  Einzel- 
haft verbüssen  sollten  (ausgenommen  diejenigen,  für  deren 
Körper  oder  Geist  sie  gefahrdrohend  sein  könnte),  nur 
57,8  % i«  Einzelhaft  gewiesen  sind  und  ebenso  von  den 
älteren,  nicht  mehrfach  vorbestraften  nur  54  In  beiden 
Fällen  ist  nahezu  die  Hälfte  derer,  für  welche  die  Einzel- 
haft vorgeschrieben  ist,  der  Gemeinschaftshaft  unterworfen! 
Das  sind  Verhältnisse,  die  sich  offenbar  nur  durch 
unzureichende  Zeilenzahl  erklären  lassen  und  dringend 
der  Besserung  bedürfen.*) 

Ebenso  wie  bei  den  Strafanstalten  ist  man  denn  auch 
bei  den  grösseren  Gefängnissen  bestrebt,  die  Zahl  der 
Zellen  durch  Um-  und  Neubauten  ständig  zu  vermehren.**) 
Im  Ganzen  ist  die  Zahl  der  Einzelzellen  in  den  Straf- 
anstalten und  Gefängnissen  unter  dem  Ministerium  des 
Innern  von  3247  im  Jahre  1869  auf  5284  im  Jahre  1887 
und  auf  8876  im  Jahre  1899  gestiegen. 

y.  Die  kleineren  Gefängnisse  in  der  Rheinprovinz. 

Die  68  kleinen  Gefängnisse  in  der  Rheinprovinz,  die 
dem  Ministerium  des  Innern  unterstehen,  von  denen 
reichlich  die  Hälfte  nur  eine  Durchschnittsbelegung  bis  zu 

*)  Insgesamint  waren  1899  bei  einem  durchschnittlichen  Be.stande 
von  8584  Gefangenen  4243  Einzelzellen  vorhanden.  Es  standen  also 
für  49,4  % des  täglichen  Durchschnittsbestandes  Zellen  zur  Verfüg’iing; 
benutzt  ■\vurden  sie  für  43,8  %• 

**)  „Für  den  Umbau  der  älteren,  nicht  nach  dem  System  der 
Einzelhaft  errichteten  Anstalten  gelten  folgende  Grundsätze:  zunächst 
wird  darauf  Bedacht  genommen,  die  Zahl  der  Einzelzellen  und  der 
Schlafzellen  zu  vermehren “ Krohne  und  Uber:  Die  Straf- 

anstalten und  Gefängnisse  in  Preussen.  Erster  Theil.  Berlin,  1901, 
S.  XXXV.  Nach  einer  mündlichen  Aeusserung  Krohne’s  in  der  Ver- 
sammlung des  Vereins  deutscher  Strafanstaltsbeamten  zu  Braun- 
schweig 1894  „wird  kein  neues  Gefängniss  gebaut  als  nach  dem 
System  der  Einzelhaft“. 


10  Mann  hat,  sind  in  erster  Linie  zur  Aufnahme  von 
Untersuchungsgefangenen  bestimmt,  Strafgefangene  nehmen 
I sie  nur  auf,  soweit  die  Zahl  der  Untersuchungsgefangenen 

1 es  zulässt.  Statistiken  über  die  Ausdehnung  der  Einzelhaft 

i in  diesen  Anstalten  sind  nicht  veröffentlicht;  doch  gilt  für 

^ Neubauten  der  Grundsatz,  sie  für  Einzelhaft  einzurichten. 

So  kommen  wir  zu  dem  Ergebniss,  dass  das  Äßnisterium 
1 des  Innern  zwar  in  den  Vorschriften  über  die  Verwendung 
der  Einzelhaft  dieser  eine  bedeutsame  Stellung  zugewiesen 
j'  hat,  dass  es  auch  bestrebt  ist,  die  Durchführung  dieser 
I Bestimmungen  in  der  Praxis  durch  Vermehrung  der  Einzel- 
zellen in  immer  weiterem  Umfange  zu  ermöglichen,  dass  vor 
der  Hand  aber  die  praktischen  Verhältnisse,  d.  h.  die 

vorhandenen  Einzelzellen,  noch  entschieden  unzureichend 
sind. 


B.  Anstalten  unter  der  Verwaltung  des  Ministeriums  der  Justiz. 

Unter  der  Verwaltung  des  Justizministeriums  stehen 
1039  Gefängnisse,  welche  zur  Aufnahme  von  Untersuchungs- 
gefangenen, zur  Vollstreckung  von  Gefängniss-  und  Haft- 
strafen, von  Zwangshaft-  und  Ordnungsstrafen  und  zur 
Aufnahme  von  Transportgefangenen  dienen.  Zuchthaus- 
strafen werden  in  diesen  Anstalten  nicht  vollstreckt.  Es 
andelt  sich  hier  hauptsächlich  um  die  kleinen  Land-  und 
Amtsgerichtsgefängnisse.  Nur  wenige  Anstalten  weisen 
eine  Belegfähigkeit  von  über  200  auf.  Die  Tages- 
durchschnittszahl der  Gefangenen  belief  sich  im  Jahre  1899 

nuf  32590  (in  den  Anstalten  des  Ministeriums  des  Innern 
24264). 


Für  diese  Anstalten  ist  im  Jahre  1881,  in  revidirter 
Fassung  unter  dem  21.  Dezember  1898,  die  „Gefängniss- 
ordnung  für  die  .Justizverwaltung  in  Preussen“*)  ergangen, 
n den  §§  37 — 40  wird  die  Einzelhaft  im  engen  Anschluss 
an  die  Bestimmungen  der  Bundesraths-Grundsätze  geregelt. 


, Erläuterungen  und  Ergänzungen 

A-  Dalcke,  Berlin  1899. 
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So  sind  auch  die  Gruppen  von  Gefangenen,  bei  denen 
vorzugsweise  Einzelhaft  zur,  Anwendung  kommen  soll, 
hier  wie  dort  die  gleichen,  abgesehen  von  2 Zusätzen  in 
§ 38  der  Gef.-Ordn.  Der  eine  geht  dahin,  dass  der  Vollzug 
der  Freiheitsstrafen,  wo  die  örtlichen  Verhältnisse  es 
gestatten,  in  der  Regel  mit  Einzelhaft  beginnen  soll. 
Ausserdem  ist  bestimmt,  dass  dem  Wunsche  der  Gefangenen, 
welche  sich  im  Besitze  der  Ehrenrechte  befinden,  ihre 
Strafe  in  Einzelhaft  verbüssen  zu  dürfen,  soweit  thunlich, 
Folge  zu  geben"  ist.  Nach  § 37  können  ferner  auch 
Haftstrafen  in  Einzelhaft  vollstreckt  werden.  Dass  die 
Isolirung  ausgeschlossen  sein  soll,  wenn  eine  Gefahr  für 
den  körperlichen  oder  geistigen  Zustand  des  Gefangenen 
zu  befürchten  steht  (§  39),  werden  wir  auch  da  als  selbst- 
verständlich annehmen  dürfen,  wo  es  nicht  besonders 
hervorgehoben  ist.  Endlich  hat  auch  der  Justizminister 
unter  dem  27.  Dezember  1898*)  verfügt,  dass  die  nach 
§ 37  der  Gef.-Ordn.  erforderliche  Genehmigung,  Gefangene 
unter  18  Jahren  länger  als  3 Monate  in  Einzelhaft  zu 
halten,  regelmässig  bei  dem  Oberstaatsanwalt  nachzusuchen 
und  von  diesem  zu  ertheilen  ist,  sofern  nicht  besondeie 
Bedenken  entgegenstehen. 

Statistische  Angaben  über  die  dem  Justizministerium 
unterstehenden  Anstalten  sind  zuletzt  im  Jahre  1890  (im 
Justizministerialblatt,  S.  22  ff.  und  S.  42  ff.)  veröffentlicht, 
erstrecken  sich  aber  auch  nur  auf  den  Personalbestand 
und  die  Tagesbelegung  der  Anstalten,  nicht  auf  die  Zahl 
der  Einzelzellen,  und  sind  jetzt  zu  veraltet,  um  noch  Ver- 
werthung  zu  finden.  Im  Uebrigen  fehlte  jedes  Material,  um 
die  thatsächliche  Stellung  der  Einzelhaft  in  diesen  Anstalten 
erkennen  zu  können.  Nur  durch  die  Liebenswürdigkeit 
einzelner  Herren  Gefängnissdirektoren  ist  es  möglich, 
einige  Angaben  über  die  Einzelhaft  in  verschiedenen 
grösseren  Gefängnissen  unter  der  Verwaltung  des  Justiz- 
ministeriums zu  machen. 


*)  Siehe  Dalek  e S.  129. 
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Es  betrug  ira  Jahr  1900: 


In  den 
Anstalten  zu 

I Die  Belegfähig- 
keit 

Die  durch- 
schnittl.  Beleg. 

1 Die  Zahl 

der  Einzelzellen 

Berlin  . . . 

820 

Str.-G.*) 

U.-G.**) 

349 

Bentlien  . . 

1 507 

470  Str.-G. 

109  U.-G. 

H4 

Bochum  . . 

754 

765 

U -G. 

718 

Danzig  . . 

233 

160  Str.-G. 

100  Ü.-G. 

oo 

Glückstadt  . 

531 

510  Str.-G. 
2 U.-G. 

81 

Gollnow  . . 

420 

437  Str.-G. 

2^  =***) 

Hannover . . 

586 

469  Str.-G. 
212  U.-G. 

385 

Ploetzenseo  . 

1412 

1372  Str.-G. 

nOfi 

Preungesheim 

502  ’ 

476  Str.-G. 

493 

Tegel  . . . 

1610  i 

1440  Str.-G. 

1490 

Wronke  . 

■ 

■böü  Männ.-Abth. 
154  Jugendl.-  „ 
110  Weiber-  „ ( 

750*) 

474  Männ.-Abth. 
74  Jugendl.-  „ 
70  Weiber-  „ 

;i 

8189  1 

8072  1 

4855 

Hiernach  ist  die  Einzelhaft  in  einzelnen  Anstalten 
(z-  B.  Bochum,  Preungesheim,  Tegel)  djis  herrschende  Haft- 
system, in  anderen  dagegen  nimmt  sie  nur  einen  kümmer- 
c en  Platz  ein.****)  Doch  waltet  auch  im  Justizministerium 
iis  Bestreben  ob,  durch  Vermehrung  der  Einzelzellen  die 
enieinschaftshaft  immer  mehr  zu  verdrängen  und  so  den 
-nordeiungen  an  ein  zeitgemässes  Straf vollstreckimgs- 
"esen  zu  genügen. 

*)  Schätzung. 

~ Strafgefang'cne,  U.-G.  = Untei'suchungsgefangcne. 

Fi„  1 Neubau  kommen  im  Anfang  des  Jahres  1902:  180 

wnzelzellen  hinzu. 

ihre  tb®  angeführten  Anstalten  etwa  00  % 

Wahr  ^ ‘^S^^^bigkeit  und  Durchschnittsbe.legung  in  Einzelhaft  ver- 
wcrden'  gemeinsamer  Haft  untei-gebraclit 
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2.  Bayern. 


Bayern  besitzt  in  seinen  „Ergebnissen  der  Civil-  und 
Strafrechtspflege  und  Bevölkerungsstand  der  Gerichts- 
gefängnisse und  Strafanstalten  des  Königreichs  Bayern“*) 
eine  in  jährlicher  Ausgabe  erscheinende  Statistik.  Während 
hier  die  täglichen  Durchschnittsbelegungen  der  bayei’ischen 
Gefangenenanstalten  aufs  Genaueste  angegeben  sind,  ist 
die  Stellung  der  Einzelhaft  gänzlich  unberücksichtigt 
geblieben ; und  einem  Gesuche  um  Mittheilung  der 
fehlenden  Angaben  an  das  Bayerische  Staatsministerium 
der  Justiz  konnte  „eine  Folge  nicht  gegeben  werden,  weil 
die  Ermittelung  dieser  Zahlen  wegen  der  vielen  noch 
unvollendeten  Umbauten  und  Neubauten  nur  nach  sehr 
umständlichen  statistischen  Arbeiten  möglich  ist,  zu  deren 
Vornahme  das  Staatsministerium  der  Justiz  in  dem  jetzigen 
Zeitpunkt  sich  nicht  veranlasst  sieht“.  Da  aber  Anfragen 
an  die  Anstaltsdirektionen  fast  durchweg  freundlichste 
Beantwortung  fanden,  ist  es  möglich,  die  Stellung  der 
Einzelhaft  in  Bayern  wenigstens  etwas  aufzuklären.  Von 
den  grösseren  Anstalten  sind  nur  die  zu  Kaisheira  und 
Sulzbach  unberücksichtigt  geblieben.  j 

Mit  dem  nach  langen  Berathungen  im  Jahre  1865 
begonnenen  und  im  Jahre  1868  theilweise  eröffneten  Bau  | 
des  Zellengefängnisses  in  Nürnberg  ist  die  Einzelhaft  in 
Bayern  eingeführt.  Da  die  mit  diesem  Haftsystem 
gemachten  Erfahrungen  durchaus  günstig  waren,  suchte 
man,  besonders  in  den  beiden  letzten  Jahrzehnten,  durch  i 
Um-  und  Neubauten  der  Einzelhaft  auch  in  den  älteren 
Strafanstalten  Eingang  zu  verschaffen ; man  ist  aber,  nach 
dem  zur  Verfügung  stehenden  Material  zu  urtheilen,  damit 
noch  nicht  weit  gekommen.  * 

Die  für  die  Stellung  der  Einzelhaft  im  bayrischen 
Strafvollzüge  massgebenden  Vorschriften  sind  in  den  Haus- 
ordnungen der  einzelnen  Anstalten  enthalten. 


*)  München,  Chr.  Kaiser, 
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In  den  beiden  Anstalten  für  weibliche 
Zuchthausgefangene  zu  Wasserburg  und 
Würzburg  ist  die  Einzelhaft  bei  solchen  Gefangenen  an- 


Hoffnung  auf  nachhaltige  Besserung  gewähren  oder  durch 
Beispiel  und  Mittheilung  einen  verderblichen  Einfluss  auf 
Andere  besorgen  lassen  oder  sich  als  sehr  boshaft  oder  zu 
Excessen  geneigt  zeigen;  ferner  ist  sie  anzuwenden,  um 


willen  — weil  sie  wegen  ihrer  Jugend  und  des  Fehlens 
der  Vorstrafen  für  besonders  besserungsfähig  gehalten 
werden  — oder  um  der  Mitgefangenen  willen  — weil  sie 
den  ruhigen  Strafvollzug  in  der  Gemeinschaftshaft  stören 
oder  andere  Gefangene  schlecht  beeinflussen  würden  — der 
pnzelhaft  zu  unterwerfen.  Diese  Bestimmungen  gehen, 


Beeinflussung  durch  die  übrigen  Gefangenen,  sondern  auch 
diese  selbst  vor  den  gänzlich  Unverbesserlichen  bewahren 
wollen,  über  die  Bundesraths-Grundsätze  hinaus.  Doch 


Zellen  zur  Verfügung  bei  einem  Durchschnitts- 


Im  ZuchthauseSt.  Georgen-Bayreuth  findet 
le  Einzelhaft  nach  folgenden  Gesichtspunkten  Anwendung: 
• auf  eigenes  Bitten;  2.  bei  Elementen,  w'elche,  wie  z.  B. 


Jüngere  Leute,  vor  Verführung  jeglicher  Art  zu  schützen 
3.  bei  Elementen,  welche  vermöge  ihrer  schlechten 
araktereigenschaften  einen  verderblichen  Einfluss  auf 


) Im  Einzelnen  betragen  in  den  Anstalten  zu  Wasserburg  und 
urzburg;  die  Belegfähigkeit  150  bezw.  250,  die  durchschnittliche 
6 egung  etwa  100  bezw.  200,  die  Zahl  der  Einzelzellen  21  bezw.  20. 
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die  Allgemeinheit  befürchten  lassen  und  4.  bei  besonders 
renitenten,  gewaltthätigen  Büssern. 

Die  Kehrseite  zu  diesen  Vorschriften  bildet  wieder 
der  Mangel  an  Einzelzellen;  bei  einer  Belegfähigkeit  von 
600  und  einer  durchschnittlichen  Belegung  von  550 
Köpfen  (halb  Zuchthaus-  und  halb  Gefängnissgefangene) 
sind  70  Einzelzellen  natürlich  für  obigen  Zweck  viel  zu 
wenig. 

Im  Zucht  hause  zu  Blassen  bürg  „wird  — nach 
Angabe  der  Direktion  — bei  der  Unterbringung  der  Ge- 
fangenen in  Einzelhaft  nicht  nach  bestimmten  Kategorien 
verfahren,  sondern  es  wird  hiebei  individualisirt.“  In  der 
Regel  werden  in  erster  Linie  die  neu  zugegangenen  Sträf- 
linge auf  3—6  Monate  isolirt,  um  sie  genauer  kennen  lernen 
zu  können,  sowie  diejenigen  Gefangenen,  welche  in  der 
gemeinsamen  Haft  einen  verderblichen  Einfluss  auf  ihre 
Mitgefangenen  ausüben  würden.  Die  Zeilenzahl  ist  auch 
hier  relativ  gering:  70  für  durchschnittlich  550  Gefangene 
(bei  einer  Belegfähigkeit  von  640  Köpfen). 

Im  Zuchthause  zu  Ebrach  werden  die  Einzel- 
zellen, deren  70  für  einen  etwa  8 mal  so  grossen  Durch- 
schnittsbestand an  Gefangenen  vorhanden  sind,  mit  be- 
sonders widerspenstigen  Elementen  und  mit  solchen  Ge- 
fangenen, die  zum  ersten  Male  eine  grössere  Freiheits- 
strafe erleiden,  belegt.  — So  kommen  wir  zu  dem  Ergebniss, 
dass  die  Stellung  der  Einzelhaft  in  den  Hausordnungen  der 
bayrischen  Zuchthäuser  eine  zwar  theilw'eise  differirende, 
aber  immerhin  bedeutsame  ist,  ihre  Stellung  im  praktischen 
Strafvollzüge  dieser  Anstalten  dagegen  jener  Bedeutung 
in  keiner  Weise  entspricht. 

Bei  den  zur  Verbüssung  von  Gefängnissstrafen  be- 
stimmten Anstalten,  den  sogen.  „Gefangenenanstalten“,  und 
bei  der  Strafanstalt  Kaiserslautern  können  wir  uns  kürzer 
fassen.  In  einigen  dieser  Anstalten  sind  dem  Strafvollzüge, 
wenigstens  in  der  Frage  der  Haftformen,  die  Bestimmungen 
der  Bundesrathsvereinbarungen  zu  Grunde  gelegt,  z.  B 
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Lichtenaii*)  und  Kaiserslautern ,**)  in  den  anderen 
(Amberg,  Laufen,  Niedersehönen  feld  und 
Zwei  brücken)  pflegt  man  vorwiegend  die  besten  und 
die  schlechtesten  Elemente  zu  isoliren.***) 

Die  Zahl  der  Einzelzellen  steht  auch  in  den  Ge- 
fangenenanstalten in  keinem  Verhältnisse  zu  ihrer  Durch- 
schnittsbelegung,****) wie  folgende  Zahlen  erweisen: 


Anstalt  zu 

Durchschnittl. 

Belegung 

Zahl  der 
Eiuzelzellen 

Arnberg j 

1200 

104 

Laufen  ... 

661  . 

45 

Lichtenau  .... 

520 

29 

Nicderschönenfeld  . 

180 

96 

Zweibrücken  ... 

474 

40 

Kaiserslautern  . . 

366 

56 

II  3401  I 370 


*)  In  Lieh  teil  au  wird  die  Einzelhaft  ausserdem  noch  an- 
gewendet aus  Sicherheitsgründen  hei  unbotniässigen  Insassen  und  als 
Vergünstigung  bei  besseren  und  noch  besserungsfähigen  Individuen. 

**)  Hier  werden  jedoch  in  erster  Linie  alle  noch  nicht  18  Jahre' 
alten  Gefangenen  isolirt;  erst  soweit  dann  noch  Zeilen  frei  bleiben, 
kommen  die  Bestimmungen  der  Grundsätze  zur  Anwendung. 

***)  So  werden  in  Niederschönenfeld,  einer  Anstalt,  die  zur  Ver- 
wahrung männlicher,  jugendlicher  Strafgefangenen  bestimmt  ist,  die 
inzelzellen  hausordnungsgemäss  mit  Gefangenen  belegt,  welche  nach 
ihrem  früheren  Leben  nur  geringe  Hoffnung  auf  nachhaltige  Besser- 
ung gewähren  oder  durch  Beispiel  und  Mittheilung  einen  verderblichen 
infiuss  auf  Andere  besorgen  lassen,  und  mit  jenen,  welche  mehr  aus 
eichtsinn,  Verführung  oder  Unwissenheit  ein  Vergehen  begangen 
aben;  in  der  Gefangenanstalt  zu  Amberg  ist  die  Einzelhaft  z.  B.  für 
olgende  Gruppen  vorgesehen : 

1.  jüngere,  noch  nicht  vorbestrafte  Gefangene; 

2.  Gefangene,  die  ihre  Mitgefangenen  verderblich  beeinflussen 
können ; 

3.  Gefangene,  welche  unmittelbar  vor  Antritt  ihrer  Gefängniss- 
strafe  eine  Zuchthausstrafe  verbüsst  haben; 

4.  Gefangene  von  höherer  Bildung,  welche  die  gemeinsame  Haft 
als  Strafverschärfung  empfinden  würden. 

) Ausnahme:  Niederschönenfeld. 
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Ira  Ganzen  stehen  darnach  für  15  % des  Durch- 
schnittsbestandes Einzelzellen  zur  Verfügung.  In  der  Ge- 
fangenenanstalt zu  Zweibrücken,  welche  zur  Aufnahme 
von  erwachsenen  und  jugendlichen  Gefängnissgefangenen 
bestimmt  ist,  wird  in  diesem  Herbst  ein  im  Bau 
befindlicher  Zellenflügel  bezogen  werden  können,  der  182 
weitere  Zellen  enthält.  In  diesen  sollen  in  erster  Linie 
die  Jugendlichen  der  Anstalt  verwahrt  werden.  Dies 
scheint  die  Bemerkung  eines  Strafanstaltsbeamten  zu 
bestätigen,  „dass  man  in  Bayern  zur  Zeit  mit  der  all- 
mählichen Umgestaltung  des  Strafvollzuges  im  Sinne  der 
Grundsätze  des  Bunde§raths  befasst  ist“. 

Einen  weiteren  Beweis  hierfür  liefert  die  neuerbaute 
Strafanstalt  in  Straubing,  deren  Zuchthaus- 
abtheilung im  September  vorigen  Jahres  eröffnet  ist,  und 
deren  Gefängnissabtheilung  im  Juni  dieses  Jahres  fertig- 
gestellt sein  wird.  Diese  Anstalt  soll  ein  Ersatz  für  das 
bei’eits  aufgelöste  Münchener  Zuchthaus  sein,  in  welchem 
die  Durchführung  der  Buudesrathsvereinbarungen,  besonders 
deren  Bestimmungen  über  die  Einzelhaft,  nicht  möglich 
war.*)  Die  neue  Strafanstalt  ist  für  1000  Gefangene 
berechnet  und  weist  in  ihrer  Zuchthausabtheilung  bei  einem 
Belegraura  für  500  Köpfe  nahezu  300  Zellen  auf.  „In 
diesen  soll  die  Einzelhaft  vorzugsweise  an  solchen  Personen 
vollzogen  werden,  die  noch  nicht  25  Jahre  alt  sind,  und 
die  vor  der  That,  wegen  welcher  sie  ins  Zuchthaus  ein- 
geliefert sind,  noch  keine  ehrlose  Handlung  begangen 
hatten,  die  man  also  vor  dom  Umgänge  mit  älteren  und 
schlechteren  Verbrechern  bew'ahren  will“.  Die  Einzel- 
zellen der  Gefängnissabtheilung  sollen  in  erster  Linie  das 
zur  Zeit  stark  überfüllte  Zellengefängniss  in  Nürnberg 
entlasten. 

*)  Sollte  dieses  der  Grund  der  Auflösung  des  alten  Zuchthauses 
und  des  Ncubaus  der  Straubinger  Anstalt  sein,  wie  es  eine  offiz'ßU®'’ 
Feder  entstammende  Beschreibung  der  neuen  Anstalt  in  der  „Augs- 
burger Abendpost“  vom  28.  Juli  1901  hinstellt,  so  wäre  das  ein  neues 
Beispiel  für  die  Bedeutung  der  Bundesraths-Grundsätze. 
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Diese  Nürnberger  Anstalt*)  ist  zum  Vollzüge 
von  Gefängnissstrafen  über  drei  Monate  an  männlichen 
Personen  bestimmt.  Von  dieser  Kategorie  von  Gefangenen 
sind  iin  Zellengefängniss  hauptsächlich  vertreten: 


1.  Jugendliche  Gefangene,  die  z.  Z.  der  That  das 
16.  Lebensjahr  vollendet; 

2.  Erwachsene,  die  früher  noch  keine  Vergehens- 
oder Verbrechensstrafen  erstanden  hatten,  und 


3.  die  den  gebildeten  Ständen  angehörigen  Gefangenen, 
darunter  auch  zu  Zuchthausstrafe  verurtheilte  (!), 
die  auf  Grund  besonderer  Ministerialentschliessung 
dem  Zellengefängniss  überwiesen  werden. 


In  der  Anstalt,  die  für  400  Gefangene  berechnet  ist, 
herrscht,  ihrer  Bezeichnung  als  Zellengefängniss  ent- 
sprechend, das  Isolirsystem ; da  sie  aber  z.  Z.  über 
500  Insassen  zählt,  muss  dieses  System  natürlich  stark 
durchbrochen  werden.  In  diesem  Punkte  verspricht  aber 
die  Straubinger  Anstalt  nach  Eröffnung  ihrer  Gefängniss- 
abtheilung  Abhülfe.  Der  bayerische  Strafvollzug  wird 
aber  auch  dann  in  der  Frage  der  Haftsysteme  noch  nicht 
den  Anforderungen  der  Hausordnungen  gerecht  werden 
können. 


Für  die  bayrischen  (Ijand-  und  Amts-)  Gerichts- 
gefängnisse ist  in  der  für  sie  erlassenen  Hausordnung  vom 
iO.  April  1883**)  bestimmt,  dass  die  Untersuchungs- 
gefangenen, soweit  die  räumlichen  Verhältnisse  es  gestatten, 
einzeln  zu  verwahren  sind  (§  32).  „Auch  andere  Gefangene 
können  einzeln  verwahrt  Averden.  Wo  es  thunlich  ist, 
sollen  Gefangene,  deren  persönliche  Verhältnisse  eine 
solche  Berücksichtigung  rechtfertigen,  auf  ihren  Wunsch 

*)  Vergl.  Streng:  Das  Zellengefängni.ss  Nürnberg.  Stuttgart, 
und  das  von  demselben  unter  dem  gleichen  Titel  herausgegebene 
Heftchen,  erschienen  Nürnberg,  1882. 

**)  Abgedruckt  bei:  Henle,  Das  Gerichtsgefilngnisswesen  in 
Ba.vern.  Nördlingen,  1887. 
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in  Einzelhaft  verwahrt  werden.  Gefangene,  von  welchen 
ein  nachtheiliger  Einfluss  auf  andere  zu  besorgen  ist,  oder 
welche  boshaft  oder  zu  Ausschreitungen  geneigt  sind, 
sollen  nach  Möglichkeit  von  anderen  Gefangenen  gesondert 
gehalten  werden“  (§  33). 


3.  Sachsen.*) 

In  Sachsen  ist,  ebenso  wie  in  Preussen,  die  Leitung 
des  Gefängnisswesens  zwischen  dem  Minister  des  Innern 
und  dem  .lustizminister  getheilt.  Dem  ersteren  unterstehen 
das  Zuchthaus  zu  Waldheim  und  die  grösseren  Gefängnisse 
unmittelbar,  dem  letzteren  die  3 Gefangenenanstalten  zu 
Dresden,  Leipzig,  Chemnitz  und  die  Gerichtsgefänguisse 
unter  Aufsicht  der  Staatsanwaltschaften. 

Die  unter  dem  Justizminister  stehenden  Anstalten 
dienen  zur  Aufnahme  von  Untersuchungsgefangenen,  zur 
Vollstreckung  von  Gefängnissstrafen,  die  gerichtlich  erkannt 
sind  und  die  Dauer  von  3 Monaten  (bei  Jugendlichen  die 
Dauer  eines  Monates)  nicht  übersteigen,  zur  Vollstreckung 
gerichtlich  erkannter  Haftstrafen  u.  s.  w.**)  Ueber  die 
Verwendung  der  Einzelhaft  in  diesen  Anstalten  ist 
bestimmt,***)  dass  ilir  zunächst  die  Untersuchungsgefangeneii 
unterworfen  werden  sollen.  Die  Vollstreckung  der 
Gefängnissstrafen  soll  in  der  Regel  wenigstens  mit  Einzel- 
haft beginnen.  Hiervon  sind  Abweichungen  zulässig,  wenn 
nach  dem  Vorleben  und  dem  Verhalten  des  Sträflings  von 


*)  Soweit  das  Material  nicht  enthalten  ist  in  den  „Verwaltungs- 
berichten der  IV.  Abtheilung  des  Königl.  Sachs.  Ministeriums  des 
Innern“  (für  die  Jahre  1880—85,  1886—91,  1892—97,  1898—1900)  und 
in  der  „Geschäftsordnung  für  die  Königl.  Sachs.  Justizbehörden“,  ver- 
danke ich  es  der  gütigen  Auskunft  der  beiden  Ministerien,  sowie  Herrn 
Regierungsrath  Reich. 

**)  Geschäftsordnung  § 1859, 

***)  Geschäftsordnung  § 1885  ft. 
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der  Einzelhaft  keine  Einwirkung  auf  ihn  zu  erwarten  ist. 
Hierbei  scheint  man  verkannt  zu  haben,  dass  eine  nur  zu 
Beginn  der  Strafzeit  angewandte  Isolirung  vernünftiger- 
weise nicht  den  Hauptzweck  haben  kann,  eine  Einwirkung 
auf  den  Gefangenen  auszuüben  (denn  diese  würde  sich  bei 
nachfolgender  Gemeinschaftshaft  sehr  bald  verflüchtigen), 
sondern  vorwiegend  den  Zweck,  den  Beamten  Gelegenheit 
zu  geben,  den  Neugekommenen  kennen  zu  lernen. 

„Die  Entscheidung,  ob  bei  der  Strafvollstreckung 
Einzelhaft  anzuwenden  ist“,  heisst  es  weiter  in  § 1886  der 
Geschäftsordnung,  „ist  mit  Rücksicht  auf  die  einzelnen 
Gefangenen  zu  treffen“.  Hierfür  ist  als  massgebend  der 
Gesichtspunkt  aufgestellt,  dass  durch  die  Einzelhaft  das 
noch  vorhandene  Ehrgefühl  des  Gefangenen  geschont,  auf 
den  Besserung  versprechenden  eingewirkt  und  der  nach- 
theilige Einfluss  verderbter  Genossen  abgehalten  wird. 
Diesem  Grundgedanken  entsprechend  sind  als  für  die 
Verbringung  in  Einzelhaft  vorzugsweise  geeignet  dieselben 
Kategorien  von  Gefangenen  angeführt,  denen  wir  bereits 
in  den  Grundsätzen  (§  11)  begegnet  sind.  Hinzugefügt 
ist,  iin  Widerspruch  zum  Reichsrecht,*)  dass  auch  Haft- 
strafen in  Einzelhaft  vollstreckt  werden  können.  Aus 
diesen  Bestimmungen  spricht  deutlich  die  Ueberzeugung 
von  der  grossen  Bedeutung  der  Einzelhaft.  Ob  ihre 
Stellung  im  praktischen  Strafvollzüge  mit  diesen  Vorschriften 
übereinstimmt,  lässt  sich  nicht  feststellen,  da  das  Zahlen- 
material weder  veröffentlicht  ist,  noch  von  der  obersten 
Verwaltungsbehörde  zu  erhalten  w;ir. 

Die  Bestimmungen  über  die  Anwendung  der  Einzelhaft 
in  den  Anstalten  unter  der  Verwaltung  des  Ministers  des 
Innern  lauten  ebenso  wie  die  bundesräthlichcn  Grundsätze. 
Dass  aber,  um  sie  durchführen  zu  können,  die  nothwendige 
Vorbedingung,  die  genügende  Zahl  von  Einzelzellen,  fehlt, 
ergiebt  nachfolgende  Uebersicht. 


*)  Vergl.  oben  S.  213.* 
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Durchschnitt- 

Zahl 

der  Einzelzellen 

Also  für  Ofe 

Anstalt 

Uche  Belegung 
(1897)  •) 

Durchschnitts- 

belegung 

Zuchthaus  W a 1 d h e i m 
Gefängnissstrafanstalt  f. 

1740 

397 

23  »/. 

19% 

Männer:  Hoheneck 

783 

150 

Gefängnissstrafanstalt  f. 

23% 

Männer:  Zwickau  . 

967 

i.  J.  1900.  1050 

227 

Gefängnissstrafanstalt  f. 

männl.  Jugendliche: 
Sachsenburg  . . 

230 

17 

7% 

Gefängnissstrafanstalt  f. 

weibliche  Gefangene 
Voigtsberg  . . . 

195 

48 

25% 

Gefängnissstrafanstalt  f. 

weibliche  Gefangene 
Grünhain  . . . . 

73 

6 

8% 

Insgesainmt 

3988 

CO 

1 21  % 

Es  waren  also  für  2 1 ®/o  des  Durchschnittsbestandes 
Einzelzellen  vorhanden.  Dies  genügt  natürlich  nicht,  um 
die  von  den  Grundsätzen  benannten  Gruppen  von  Ge- 
fangenen zu  isoliren.  Zu  noch  ungünstigeren  Ergebnissen 
aber  kommen  wir,  wenn  wir  obige  Angaben  im  Einzelnen 
betrachten.  Dann  stellt  sich  nämlich  heraus,  dass  die 
Einzelhaft,  abgesehen  von  der  Anstalt  zu  Voigtsberg,  am 
weitesten  für  diejenige  Kategorie  von  Gefangenen  durch- 
gefülirt  ist,  welche  die  grösste  Zahl  von  Unverbesserlichen 
umfasst,  für  die  Zuchthäusler;  dass  sie  dagegen  in  geradezu 
verschwindend  geringem  Umfange  bei  derjenigen  Gruppe 
Verwendung  findet,  bei  welcher  sie  die  grössten  Erfolge 
erzielen  würde,  bei  den  Jugendlichen;*) **)  nur  für  7®/o  der 
männlichen  Jugendlichen  sind  Einzelzellen  vorhanden! 
Von  den  weiblichen  Jugendlichen  konnten  früher  8®/o  m 
Einzelhaft  untergebracht  werden;  nachdem  sie  durch  eine 

*)  Mitgetheilt  in  den  Blättern  für  Gefängnisskunde.  Bd.  XXXII, 
Seite  5.5. 

**)  Vergl.  unten  den  kritischen  Theil,  S.  279. 


Verordnung  vom  14.  September  1899*)  in  die  Anstalt 
Voigtsberg  verwiesen  sind,  dürfte  sich  dieser  Prozentsatz 
etwas  höher  stellen. 

Ebenso  wie  diese  letzterwähnte  Verordnung,  zeigen 
jene  oben  angegebenen  Bestimmungen  über  die  Ver- 
wendung der  Einzelhaft  deutlich,  dass  man  auch  in  Sachsen, 
wo  in  anfrühe  rprinzipiellaufdemStandpun  kt 
der  Gemeinschaftshaft  stand,  mehr  und  mehr 
der  Einzelhaft  zuneigt.  Naturgemäss  kann  diese  Ent- 
wicklung in  der  praktischen  Gestaltung  des  Strafvollzuges 
nur  sehr  allmählich  ihren  Ausdruck  finden.  Gerade  in 
dem  Kreise  der  Anstaltsdirektoren  hält  man  vielfach 
noch  an  der  Gemeinschaftshaft  fest.  Doch  ist  neuerdings 
bei  der  im  Bau  begriffenen  neuen  Männerstrafanstalt 
Bautzen  der  Grundsatz  zur  Durchführung  gelangt,  dass 
Einzelhaft  und  Gemeinschaftshaft  mindestens  gleicher  Raum 
gewährt  werden  müsse.  Die  genannte  neue  Anstalt  wird 
demnach  400  Plätze  für  Zellenhaft  und  ebensoviele  für 
Gemeinschaftshaft  enthalten.  Es  ist  zu  wünschen,  dass 
diesem  Fortschritt  bald  eine  weitere  Vermehrung  der 
Einzelzellen  folgt. 


4.  WQrttemberg. 

Nach  langen  Kämpfen  entschloss  man  sich  in  den 
60  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  auch  in  Württemberg 
für  die  Einführung  der  Einzelhaft.  Dieser  Entschluss 
fand  seinen  Ausdruck  in  dem  Neubau  des  1873  fertig- 
gestellten Zellengefängnisses  zu  Heilbronn.  Von  einer 
weiteren  Durchführung  der  Einzelhaft  nahm  man  jedoch 
aus  Scheu  vor  den  Kosten  Abstand.**)  Erst  in  den 


*)  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  das  Königreich  Sachsen. 
Jahrg.  1899,  S.  417. 

**)  Krohne,  Lehrbuch  der  Gefängnisskundc.  Stuttgart,  1889. 
Seite  183. 
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90er  Jiihren  ist  die  Reformarbeit  auf  dem  Gebiete  des 
Gefängnisswesens  wieder  thatkr<äftig  aufgenommen  und 
damit  auch  der  Einzelhaft  eine  den  Bestimmungen  über 
ihre  Verwendung  wenigstens  annähernd  entsprechende 
Stellung  eingeräumt. 

Die  Stellung  der  Haftsysterae  in  den  einzelnen 
Anstalten  wird  geregelt  durch  die  im  Anschluss  an  die 
Bundesrathsvereinbarungen  am  4.  März  1899  in  neuer 
Fassung  ergangenen  Hausordnungen,  „für  die  Zuchthäuser“, 
„für  das  Zellengefängniss  in  Heilbronn“,  „für  die  Landes- 
gefängnisse“ und  „für  die  amtsgerichtliche.n  Gefängnisse.*) 
In  einige  dieser  Hausordnungen  sind  die  bundesräthlichen 
Bestimmungen  über  die  Verwendung  der  Einzelhaft  fast 
wörtlich  aufgenommen.  So  ist  in  § 15  der  Hausordnung 
für  die  Zuchthäuser  die  Isolirung  vorzugsweise  für  solche 
Gefangene  vorgesehen,  welche:  1.  das  25.  Lebensjahr  noch 
. nicht  vollendet  oder  2.  Zuchthaus-,  Gefängniss-  oder 
geschärfte  Haftstrafen  noch  nicht  verbüsst  haben.  Dies 
entspricht  völlig  dem  § 11  der  Grundsätze.  Die  württera- 
bergische  Hausordnung  fügt  dem  aber  noch  verschiedene 
Ergänzungen  hinzu.  So  heisst  es,  als  Richtschnur  für 
Fälle,  die  von  der  obigen  Regel  nicht  mit  umfasst  werden, 
in  denen  aber  die  Verwendung  der  Einzelhaft  gleichwohl 
als  wünschenswerth  gilt,  in  § 15  weiter:  „Im  Allgemeinen 
eignen  sich  für  die  Einzelhaft  solche  Gefangene,  welche 
als  besserungsfähig  zu  betrachten,  andererseits  aber  in 
der  Gemeinschaftshaft  verderblichen  Einflüssen  ausgesetzt 
sind“.  Ferner  sind  diejenigen  zu  isoliren,  „für  welche  die 
die  Gemeinschaftshaft  nach  ihrer  Bildung  und  ihren 
sonstigen  Lebensverhältnissen  eine  besondere  Härte  ent- 
halten würde“,  eine  Vorschrift,  die  in  dieser  allgemeinen 
Form  für  Zuchthausgefangene  meines  Erachtens  zu  ver- 
werfen ist.**)  Die  Einzelhaft  soll  endlich  auch  zur  Aufrecht- 

*)  Silmnitlich  vom  Köiiig'l.  Strafanstaltenkotlcgiuin  dem  Verfasser 
gütigst  zur  Verfügung  gestellt;  auch  Herr  Direktor  Sichart  gewährte 
werth volle  Aufschlüsse. 

**)  Vergl.  die  spätere  kritische  Besprechung  S.  2ö9. 
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erhaltung  der  Anstaltsdisziplin  dienen ; zu  dem  Zwecke 
sind  ihr  solche  Gefangene  zu  unterwerfen,  welche  für  ihre 
Mitgefangenen  besonders  gefährlich  sind  oder  durch  Reiz- 
barkeit, Bosheit,  Unverträglichkeit,  Widerspenstigkeit 
II.  dergl.  den  Vollzug  der  Gemeinschaftshaft  stören. 

Diese  Bestimmungen  sehen  zwar  die  Einzelhaft  in 
weitem  Umfange  vor,  ihre  praktische  Durchführung  dürfte 
aber  vor  der  Hand  nicht  möglich  sein.  Es  bestehen  z.  Zt. 
in  Württemberg  die  Zuchthäuser  zu  Stuttgart 
und  Ludwigsburg,  sowie  die  F i 1 i a 1 s t r a f a n s t a 1 1 
des  Letzteren  zu  Hohenasperg.  Sie  besitzen  ins- 
gesammt  einen  Belegraum  für  (120  + 810  -(-  230)  1160  Ge- 
fangene, aber  nur  228  Einzelzellen;  und  in  kurzem  werden, 
da  das  Zuchthaus  in  Stuttgart  aufgelöst  wird,  einem 
Belegraum  für  1040  Köpfe  nur  160  Einzelzellen  gegenüber- 
stehen. Diese  genügen  vermuthlich  noch  nicht  einmal 
zur  Isolirung  der  von  den  Bundesrathsvereinbarungen 
bezeichneten  Kategorien,  doch  lässt  sich  dies  mit  Sicherheit 
nicht  angeben,  ohne  den  Durchschnittsbestand  an  Ge- 
fangenen in  diesen  Anstalten  zu  kennen. 

Von  den  Gefängnissen  ist  in  erster  Linie  das  Zellen- 
gefängniss  zu  Heilbronn  zu  erwähnen.  Es  besitzt 
eine  Abtheilung  für  erwachsene  und  eine  für  jugendliche 
männliche  Gefangene,  ln  jener  verbüssen  vorwiegend 
Männer  unter  .30  Jahren  bei  einem  Strafrahmen  von 
vier  Monaten  bis  zu  drei  Jahren  ihre  Strafe.  Regel- 
mässiges Haftsystem  ist  für  sie  die  Einzelhaft.  Gemein- 
schaftlich sind  nur  solche  Personen  zu  verwahren,  für  die 
es  das  Strafgesetzbuch  (§  2211)  oder  ihre  Gesundheit  fordert. 
Ferner  können  Gefangene,  welclie  sich  durch  gutes  Ver- 
halten auszeichnen,  auf  Wohlverhalten  in  widerruflicher 
Weise  in  Gemeinschaftshaft  versetzt  werden.  Bei  einer 
etwaigen  Ueberfüllung  der  Anstalt  sind  zunächst  die  von 
den  Grundsätzen  benannten  Kategorien  zu  isoliren.  Diese 
Bestimmungen  sollen  auch  in  der  Abtheilung  für  Jugend- 
liche Anwendung  finden,  jedoch  ist  bei  Gefangenen  unter 
18  Jahren  zu  einer  Verlängerung  der  Einzelhaft  über  die 


244 


Dauer  von  drei  Monaten  die  Genehmigung  des  Straf- 
anstaltenkollegiums einzuholen.  In  den  übrigen  Gefäng- 
nissen ist  der  Einzelhaft  eine  ähnliche  Stellung,  wie  in  den 
Zuchthäusern,  zugewiesen. 

Die  Praxis  der  württembergischen  Anstalten  gewährt 
bezüglich  der  Haftformen  folgendes  Bild: 


Anstalt 

Belegraum 

Durchschnitt- 
liche Belegung 
im  Jahre  1R99 

Zahl  der 
Einzelzellen 

Zellengefängniss  zu 
Hüilbronn  . . . 

320 

240 

Zuchthaus  zu  S t u 1 1 g a r t 

120 

— 

168 

Zuchthaus  z.  Ludwigs- 
burg mit  Filialstraf- 
anstal  t H o h o n a s p e r g 

1040 

160 

Landesgefängniss  zu 
Hall  mit  Filialstraf- 
anstalt  Kle.inkom- 
b u rg 

öOO 

80 

Lande.sgefangniss  zu 
R 0 1 1 e n b u r g . . . 

350 

95 

Strafanstalt  für  Weib- 
liche zu  G 0 1 1 e.  s z e 1 1 

4.50 



85 

2780 

1837 

728 

ab:  Stuttgart  . . 

120 

— 

68 

zu:  tlurch  Neubau  in 
Rotten  bürg  von 
1902  ab  ...  . 

105 

105 

2765 

1837 

765 

Dieses  Ergebniss,  dass  für  durchschnittlich  1840  Ge- 
fangene 765  Zellen  vorhanden  sind,  demnach  fast  1100 
oder  nahezu  60  \ von  ihnen  der  Gemeinschaftshaft  anheün- 
fallen,  erscheint  nicht  besonders  günstig;  wenn  man  aber 
bedenkt,  dass  sämmtliche  Einzelzellen,  mit  Ausnahme  der 
seit  1873  in  Heilbronji  vorhandenen,  erst  seit  Anfang  der 
90  er  Jahre  geschaffen  sind,  und  die  Reformbewegung  in 
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Württemberg  anscheinend  noch  kräftig  fortschreitet,  so  ist 
zu  erwarten,  dass  es  in  kurzem  möglich  sein  wird,  jene 
Bestimmungen  über  die  Einzelhaft  in  vollem  Umfange 
praktisch  durchzuführen. 

Für  die  amtsgerichtlichen  Gefängnisse,  in 
denen  mit  kurzen  Strafen  Belegte  und  Untersuchungs- 
gefangene verwahrt  werden,  steht  kein  statistisches  Material 
zu  Gebote,  doch  seien  hier  einige  Punkte  aus  der  Dienst- 
und  Hausordnung  für  dieselben  kurz  angeführt.  In  diesen 
Anstalten  sind,  sofern  nicht  besondere  Umstände  eine 
gemeinsame  Verwahrung  nöthig  machen,  vorzugsweise  die 
vorhandenen  Eiiizelzellen  zu  belegen.  In  ihnen  sind  in 
erster  Linie  die  Untersuchungsgefangenen  zu  verwahren. 
„Ferner  sind  in  den  Einzelzellen  jugendliche  Personen, 
sodann  Gefangene,  von  denen  ein  nachtheiliger  Einfluss 
auf  andere  zu  besorgen  ist,  oder  welche  sonst  als  gefährlich 
zu  bezeichnen  sind,  endlich  aber  Gefangene  aufzunehmen, 
für  welche  nach  ihren  Verhältnissen  die  gemeinschaftliche 
Einsperrung  eine  besondere  Härte  enthält“  (§  49 III).  Auch 
Haftstrafen  können  in  Einzelhaft  vollstreckt  werden,  falls 
hierbei  der  Gefangene  nicht  unausge.setzt  von  andern 
Gefangenen  gesondert  gehalten  wird.*) 

Auch  bei  den  amtsgerichtlichen  Gefängnissen  zeigt 
sich  die  Tendenz,  die  Zellen  möglichst  zu  vermehi’en.  In 
§ 6 ihrer  Dienst-  und  Hausordnung  ist  ausdrücklich  bestimmt, 
dass  bei  Neubauten  vorwiegend  Einzelzellen  herzustellen 
sind,  und  Gemeinschaftsräume  nur  zur  Verwahrung  der- 
jenigen Gefangenen,  welche  sich  für  die  Einzelhaft  nicht 
eignen.  — In  allen  diesen  Vorschriften  kommt  der  treffliche 
Grundsatz  zum  Ausdruck,  den  sich  der  Strafvollzug  in 
Württemberg  gesetzt  hat,  dass  „der  mit  der  Strafe  als 
solcher  verbundene  Besserungszweck  nie  ausser  Acht 
gelassen  werden  darf“.**) 

*)  Siehe  oben  S.  214. 

**)  § 20  der  Hausordnung  für  die  Zuchthäuser,  § 20  der  Haus- 
ordnung für  die  Landesgefängnisse,  § 0 der  Hausordnung  für  das 
Zellcngefängniss  in  Heilbronn. 
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5.  Baden.*) 

Der  Strafvollzug  im  Grossherzoglhum  Baden  geht 
von  folgenden  Gesichtspunkten  aus:  „Mit  der  Zufügung 

des  gesetzlichen  Strafübels  unter  Aufrechterhaltung  der 
Ordnung  und  Sitte  sind  sittliche  Besserung,  Erhaltung  der  ^ 

Gesundheit,  Fortbildung  der  Sträflinge  und,  wo  nöthig  und  ^ 

thunlich,  Förderung  der  Schutzfürsorge  für  zu  Entlassende  ^ 

zu  verbinden“.  „Auf  diese  Ziele  ist  mit  Strenge,  Gerechtig- 
keit und  Menschlichkeit,  sowie  ohne  willkürliche  Bevor- 
zugung mit  Behandlung  nach  der  Eigenart  der  Sträflinge 
hinzuarbeiten“  (§§  16  und  17  der  Dienst-  und  Hausordnung 
für  die  badischen  Centralstrafanstalten  vom  15.  Dez.  1890). 

Bei  Jugendlichen  soll  der  Erziehungszweck  in  den  Vorder- 
grund gerückt  werden.  Zur  Erreichung  dieser  Aufgabe 
erscheint  die  Einzelhaft  als  ein  wichtiges  Mittel.  Daher 
ist  in  Baden,  das  den  Ruhm  besitzt,  den  übrigen  deutschen  ^ 
Staaten  in  der  Einführung  der  Einzelhaft  vorangegangen  ^ 
zu  sein , dieses  Haftsystem  durchaus  das  herrschende. 

„Die  Einzelhaft  bildet  die  regelmässige 

Haftform“  — durchdieseBestimmungderHaus-  j- 

ordnungen  unterscheidet  sich  der  badische 
Strafvollzug  wesentlich  von  dem  der  bis  ^ 

jetzt  besprochenen  Staaten.  Die  V erwendung  j 

der  Gemeinschaftshaft,  die  sonst  die  Regel  bildet,  ist  nui  ^ 
in  besonderen  Fällen,  als  Ausnahme,  zulässig. 

Die  badischen  Gefangenenanstalten  zerfallen  in  die 
Centralstrafanstalten,**)  die  Kreisgefängnisse***)  und  einige 


*)  (.Quellen  der  folgenden  Darstellung:  Private  Mittlieilungen 

des  Badischen  Justizniinisteriuins  und  des  Herrn  Regicrungsrath 
V Engelberg;  ferner  die  mir  vom  Ministerium  gütigst  zur  ^ er 
fügung  gestellten  Dienst-  und  Hausordnungen;  Wacker:  Das  Ge 
fängnisswesen  in  Baden.  Breslau,  1899;  v.  Engelberg:  Bericht 
über  den  gegenwärtigen  Stand  des  Gefängnisswesens  im  Gross 
berzogthura  Baden.  Blätter  für  Gefängnisskunde,  Bd.  35,  S.  3(  ff- 

**)  Zuchthaus,  Landesgefängniss  und  Weiberstrafanstalt  in  Bruc 

sal,  Laudesgefängnisse  in  Freiburg  und  Mannheim. 

***)  Zu  Rastatt,  Offenburg,  Waldshut  und  Konstanz. 
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60  Amtsgefäiignisse.  In  den  Centralstrafanstalten  werden 
nach  einer  Verordnung  vom  26.  Nov.  1883,  den  Vollzug 
von  Freiheitsstrafen  betreffend,*)  alle  Zuchthausstrafen 
lind  im  wesentlichen  die  Gefitngnissstrafen  von  vier 
Monaten,  bei  Jugendlichen  und  Weibern  von  einem  Monat 
aufwärts,  vollstreckt.  In  diesen  Anstalten  sind  alle  die- 
jenigen von  der  Isolirung  ausgeschlossen,  für  die  es  § 22 
des  Strafgesetzbuchs  fordert  oder  bei  denen  die  Einzelhaft 
Gefahr  für  ihre  Gesundheit  befürchten  lässt.  Die  Ver- 
sagung der  Einwilligung  zur  Fortsetzung  der  Einzelhaft 
nach  Ablauf  von  drei  Jahren  soll  aber  ihre  fernere 
Anwendung  dann  nicht  hindern,  wenn  sie  im  Vollzüge  der 
geordneten  Hausstrafen  oder  aus  sanitätspolizeilichen 
Gründen  oder  zur  augenblicklichen  Ueberwältigung  ein- 
zutreten hat.  In  solchen  Ausnahmefällen  ist  auch  Anzeige 
an  das  Ministerium  zu  erstatten.  Soweit  im  übrigen  die 
vorhandenen  Räumlichkeiten  nicht  die  volle  Durchführung 
der  Einzelhaft  ermöglichen,  sind  regelmässig  bei  Zucht- 
haussb-afen  insbesondere  die  ersten  drei  Jahre,  bei  Ge- 
fängnissstrafen  mindestens  das  erste  Strafjahr,  bei  kürzeren 
Strafen  aber  mindestens  die  ersten  Wochen  oder  Monate 
in  Einzelhaft  zu  vollziehen.**)  Eine  Ausnahme  tritt 
J^edoch  bezüglich  der  Insassen  der  Züchtlingsabtheilung 
des  Landesgefängnisses  Bruchsal  ein.  Sie  sind  nur  für 
urze  Zeit  gesondert  zu  halten.  Dieser  Abtheilung  werden 
ei  nach  jener  oben  erwähnten  Verordnung  nur  notorisch 
unverbesserliche  Züchtlinge  gewisser  Gattungen  überwiesen: 
einfache  Diebe  und  Betrüger  im  zweiten  Rückfall,  ferner 
' ei  70  Jahre  alte  und  geistig  oder  körperlich  gebrechliche 
j^ltchtlmge.  Die  jugendlichen  (12—18  Jahre  alten)  Sträf- 
inge  durften  nach  einer  früheren  Bestimmung  nur  drei 
‘ onate  in  Einzelhaft  gehalten  werden.  Diese  Vorschrift 
’st  durch  (besetz  vom  .3.  März  1896  aufgehoben,  die 

) Gesetz-  und  Verordnungsblatt  f.  d.  Gros.slierzogtliuin  Baden. 
JalHff^l883,  No.  XXV,  S.  331. 

^ Badisches  Einführungsgesetz  zuin  Str.-G.-B.  v.  23.  Dezember 
Art.  1211. 
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Einzelhaft  kann  jetzt  also  auch  bei  Jugendlichen  ohne 
weiteres  bis  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren,  mit  ihrer 
Zustimmung  auch  darüber  hinaus,  angewandt  werden. 
Sträflinge,  welche  bereits  mindestens  ein  Jahr  Einzelhaft 
erstanden  haben,  und  deren  Beisammensein  mit  anderen 
für  unnaehtheilig  gehalten  wird,  können  durch  Anordnung 
des  Ministeriums  auf  Wohlverhalten  in  widerruflicher  Weise 
von  der  Einzelhaft  entbunden  und  in  Geraeinschaftshaft 
versetzt  werden.  Gegen  Ende  der  Strafzeit  sind  aber 
thunlichst  alle  Sträflinge  aus  der  Gemeinschaftshaft  in  die 
Einzelhaft  zurückzuversetzen  — falls  sie  bereits  drei  Jahre 
Einzelhaft  erstanden  haben,  natürlich  nur  mit  ihrer 
Zustimmung.  Innerhalb  des  so  gewährten  Spielraums  sind 
auch  noch  nicht  angeführte  persönliche  Verhältnisse,  z.  B. 
der  Umstand,  dass  die  gemeinschaftliche  Einsperrung  eine 
besondere  Härte  enthalten  würde,  und  die  Rücksicht  auf 
die  Förderung  des  Gewerbebetriebes  bei  der  Wahl  des 
Haftsystems  zu  beachten. 

Die  Dienst-  und  Hausordnung  für  die  Kreis-  und  Amts- 
gefängnisse (vom  31.  III.  1885,  ergänzt  und  uragearbeitet 
1890)  weist  der  Einzelhaft  eine  entsprechende  Stellung  zu. 
Hervorzuheben  ist,  dass  auch  Haftstrafen  in  Einzelhaft  zu 
vollziehen  sind,  sofern  nicht  der  leidende  Zustand  Einzelner 
eine  gemeinsame  Verwahrung  nöthig  macht.*)  Bei  etwaigem 
Zellenmangel  sind  in  diesen  Anstalten  zunächst  die  Jugend- 
lichen, dann  die  Untersuchungsgefangenen  mit  Bezug  auf 
Verbrechen  und  Vergehen,  dann  gefährliche  Personen  und 
endlich  solche,  für  die  in  der  gemeinschaftlichen  Einsperrung 
eine  besondere  Härte  liegen  würde,  in  den  Einzelzelleu  auf- 
zunehmen. 

Ein  solcher  Zellenmangel  ist  aber  unter  den  jetzigen 
Verhältnissen  in  den  badischen  Anstalten  kaum  zu  besorgen, 
wie  folgende  Zahlen  ergeben : 


*)  Landesherrliche  Verordnung,  den  Vollzug  von  Freiheitsstrafen 
betreffend,  von  1871,  § 121  (Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  das 
Grossherzogthuin  Baden,  1871,  No.  LV,  S.  483). 
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Belegfähiir- 

keit 

Durchschnitt* 
liehe  Uelegung 
i.  J.  1900 

Zahl  der 
Eiuzelzellen 

1.  in  den  Centralstraf- 

anstalten 

1700 

1385 

1070 

2.  in  deu  Kreis-  und 

Amtsgefängnissen  . 

2075 

1090 

855 

Es  standen  demnach  in  den  Centralstrafanstalten  für 
77,3  der  mittleren  Belegung  Einzelzellen  zur  Verfügung, 
und  in  den  Kreis-  und  Amtsgefängnissen  für  78,4  %,  was 
eine  vollständige  Durchführung  der  Bestimmungen  über  die 
Stellung  der  Einzelhaft  ermöglichen  dürfte. 

Um-  und  Neubauten  von  Kreis-  und  Amtsgefängnissen 
erfolgen  stets  nach  dem  Einzelhaftsystem,  gemäss  § 13  der 
Dienst-  und  Hausordnung  für  diese  Anstalten : „Das  Innere 
der  Gefängnisse  soll  nach  dem  Grundsätze  der  Einzelhaft 
eingetheilt  sein.  Gemeinschaftsräume  sollen  nur  bestehen: 

1.  zum  Gottesdienst,  wo  ein  solcher  stattfindet,  und 
zugleich  zur  Verrichtung  derjenigen  Innenarbeiten, 
welche  zum  Arbeitsbetrieb  erforderlich  sind,  aber 
für  die  Zellen  sich’  nicht  schicken; 

2.  zur  Krankeni^flege ; 

3.  bei  besonderen  Umständen  zur  Aufnahme  Ge- 
fangener für  die  Schubübernachtung  oder  zur  Be- 
wältigung einer  Ueberfüllung  des  Gefängnisses“. 


6.  Hessen.=^) 

Für  den  Vollzug  der  Freiheitsstrafen  im  Grosslierzog- 
thum  Hessen  ist  der  allgemeine  Grundsatz  aufgestellt,  dass 
die  Gefangenen,  soweit  die  Zahl  der  Zellen  es  gestattet, 

*)  Vergl.  Beiträge  zur  Statistik  des  Grossherzogthums  Hessen, 
43.  Bd.,  3.  Heft,  Darmstadt  1899.  Hoff  mann:  Das  Gefäng-nisswesen 
in  Hessen,  Mannheim  1899.  Ferner:  Blätter  für  Gefängnisskuude, 
Bd.  XXXI,  S.  414  ff. : Die  Grosshei-zogl.  hessische  Centralstrafanstalt 
zu  Butzbach,  von  Direktor  Clement. 

Blatter  für  Gefangnisskundc.  XXXVI. 
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bei  Tag  und  Nacht  getrennt  zu  halten  sind.  Man  ist  also 
auch  hier  von  der  Ueberzeugung  durchdrungen,  dass  die 
Einzelhaft  das  günstigste  Haftsystem  für  eine  zweckent-  • 
sprechende  Strafvollstreckung  ist.  Aber  diese  Stellung  zur  ^ 
Einzelhaft  bezeichnet  nur  das  Ziel,  dem  man  zustrebt,  j 
nicht  etwa  die  heutigen  Verhältnisse  der  Praxis.  Denn  die 
Einzelhaft  ist  bis  jetzt  nur  in  der,  1894  eröffneten  Zellen- 
Strafanstalt  in  Butzbach  uneingeschränkt  durchgeführt,  die  ^ 
übrigen  grösseren  Gefangenenanstalten  verfügen  insgesaramt 
über  30  Einzelzellen!  Daher  giebt  auch  die  Nachweisung, 
welche  Gefangenen  in  Butzbach  zu  interniren  sind,  zugleich  ^ 

die  Antw'ort  auf  die  Frage,  welche  Sträflinge  in  Hessen  , 

ihre  Strafe  in  Einzelhaft  zu  verbüssen  haben. 

Von  den  männlichen  Zuchthaussträflingen  ^ 
werden  der  Zellenstrafanstalt  in  Butzbach  folgende  Gruppen 
zugewiesen : , 

1.  wer  das  Alter  von  25  Jahren  noch  nicht  vollendet  hat; 

2.  wer  noch  keine  Zuchthaus-,  Gefängniss-  oder  ge-  _ 
schärfte  Haftstrafe  verbüsst  hat,  oder 

3.  wer  nach  Ansicht  der  Strafvollstreckungsbehörde  ^ 

besserungsfähig  ist  und  eine  Zuchthausstrafe  von  ^ 
nicht  mehr  als  10  Jahren  zu  verbüssen  hat.  Diese  1 
Bestimmungen  entsprechen  theils  wörtlich  den  ^ 

Bundesrathsvereinbarungen  (Ziff.  1 u.  2),  theils  sind  ^ 
sie  selbständig,  entsprechen  ihnen  aber  wenigstens 
dem  Sinne  nach  (Ziff.  3).  ^ 

Von  den  erwachsenen,  männlichen  Gefängniss- 
Sträflingen  verbüssen  folgende  Gruppen  ihre  Strafe  m 
Butzbach,  also  in  Einzelhaft: 

1.  wer  mehr  als  einen  Monat,  aber  nicht  über  drei 
Monate  zu  verbüssen  hat; 

2.  AVer  das  25.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  hat; 

3.  wer  Zuchthaus-,  Gefängniss-  oder  geschärfte  Haft-  ! 

strafe  noch  nicht  verbüsst  hat;  1; 

4.  im  Uebrigen  nur  die  Besserungsfähigen,  und  diese 
nur  so  weit,  als  in  der  Zellenstrafanstalt  Platz  vor-  i 
handen  ist. 
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Diese  Vorschriften  bleiben  insofern  wesentlich  hinter 
den  Grundsätzen  zurück,  als  die  grosse  Gruppe  derer,  die 
eine  einen  Monat  nicht  übersteigende  Gefängnisss träfe  zu 
verbiissen  haben,*)  fehlt.  Alle  diese  Strafen  sind  in  den 
Haftlokalen,  beziehungsweise  Provinzialarresthäusern  zu 
vollstrecken,  in  denen  die  Gemeinschaftshaft  noch  stark 
vertreten  ist  und  die  vorhandenen  Einzelzellen  in  erster 
Lime  für  Untersuchungsgefangene  bestimmt  sind.  Schwerer 
noch  wiegt  der  Umstand,  dass  alle  gegen  jugendliche 
männliche  Personen  erkannten  Gefängnissstrafen  in 
der  Strafanstalt  zu  Mainz  vollstreckt  werden,  in  der  aus- 
schliesslich Gemeinschaftshaft  besteht.  Auch  alle  er- 
«ac  senen  weiblichen  Gef ängnissgef angenen 
ver  ssen  daselbst  ihre  Strafe.  Diese  Kategorien  von 
befangenen  sind  somit  gänzlich  ausgeschlossen  von  der 
inzelhaft!  Nicht  viel  anders  steht  es  mit  den  weib- 
lichen Zuchthaussträflingen.  Sie  sind  in  das 
andeszuchthaus  Marienschloss  verwiesen,  in  welchem  bei 
einer  Belegfähigkeit  von  347  Köpfen  nur  24  Einzelzellen 
^or  anden  sind.  Diese  Verhältnisse  sind  offensichtlich 
durchaus  unzureichend. 

Die  ^[rossen  hessischen  Strafanstalten  besitzen  zusammen 
eine  Belegfähigkeit  von  1148  Köpfen;  1897/98  betrug  ihre 
urchschnittliche  Tagesbelegung  961  und  die  Zahl  ihrer 
inze  zellen  531.**)  Die  Provinzialarresthäuser  ***)  und 
Haftlokale  Hessens  sind  zur  Aufnahme  von  1243  Ge- 
-angenen  eingerichtet,  ihre  mittlere  Tagesbelegung  betrug 
d ) die  Zahl  ihrer  Einzelzellen  233.  Insgesammt  bieten 
arnach  die  hessischen  Gefangenenanstalten  Raum  für 

•'eo-  Jahre  1896  wegen  Verbrechens  oder  Vergehens 

erkannten  Gefängnissstrafen  erreichten  59  % 
nicht ^Je  Dauer  eines  Monats. 

Ein  ^ durchschnittliche  Belegung  und  Zahl  der 

betrugen  in  diesen  Anstalten  iin  einzelnen:  Zellenstraf- 
347-^91'  bOl— 475— 501,  Landeszuchthaus  Marienschloss: 

-Jlo-24,  Gefängniss  zu  Darmstadt:  124-117-6,  Gefängniss  zu 
Mainz:  176-154-0. 

) zu  Darmstadt,  Glessen  und  Mainz. 
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2391  Insassen,  im  Etatsjahr  1897/98  waren  sie  durch- 
schnittlich täglich  mit  1488  Gefangenen  belegt  und 
besassen  774  Einzelhaftzellen.  Es  konnte  also  etwa  die 
Hälfte  aller  Gefangenen  in  Einzelhaft  untergebracht 
werden.  Auch  in  Hessen  ist  die  Regierung  fortdauernd 
auf  die  Umgestaltung  des  Strafvollzuges  im  Sinne  einer 
erweiterten  Durchführung  der  Einzelhaft  bedacht. 


7.-8.  Mecklenburg.*) 

Die  beiden  Grossherzogthümer  Mecklenburg  besitzen 
jedes  für  sich  eine  Anzahl  kleinerer  Gefängnisse,  ausserdem 
aber  2 von  beiden  gemeinsam  benutzte  grössere  Anstalten, 
die  Strafanstalt  zu  Dreibergen  und  das  Centralgefängniss 
zu  Bützow.  Während  die  Einzelliaft  in  den  eistgenannten 
Anstalten  nur  spärlich  vertreten  ist,**)  bildet  sie  in  den 
beiden  anderen  Anstalten  die  herrschende  Haftform.  In 
ilinen  werden  grundsätzlich  alle  Sträflinge  in 
Einzelhaft  gehalten.  In  Dreibergen  wird  jedoch  die 
Gemeinschaftshaft  nicht  nur  angewandt,  wenn  sie  reichs- 
rechtlich vorgeschrieben  oder  mit  Rücksicht  auf  die  Ge- 
sundheit des  Sträflings  erforderlich  ist,  sondern  auch  bei 
solchen  Sträflingen,  welche  das  70.  Lebensjahr  vollendet 
haben. 

Die  Anstalt  in  Bützow,  in  welcher  3 Monate 
übersteigende  Gefängnissstrafen  vollstreckt  werden,  kann 
125  Gefangene  beherbergen,  ist  aber  durchschnittlich  nur  [ 
mit  100  Sträflingen  belegt.  Von  diesen  können  80  isolirt 
werden. 

In  der  Strafanstalt  Dreibergen,  welche  der  i 

Vollstreckung  von  Zuchthausstrafen  dient,  befinden  sich  / 

I 

*)  Nach  Angaben  Herrn  Prof. ’s  v.  H i p p e 1 und  auf  Grund  bn'ef-  j 
lieber  Mittheilungen  der  Anstaltsdirektionen.  | 

**)  Im  Landesgerichtsgefäng^iss  au  Neustrelitz  z.  B.  wird  nach 
Mittheilung  der  dortigen  Staatsanwaltschaft  die  Einzelhaft  nur  als 
Strafe  angeordnet.  Vergl.  auch  K r o h n e , Lehrbuch  der  Gefängniss-  | 
künde,  S.  186. 
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z.  Zt.  246  Einzelzellen  für  männliche  Gefangene,  die 
sämmtlich  belegt  sind,  und  57  für  Gefangene  weiblichen 
Geschlechts.  Von  diesen  sind  z.  Zt.  nur  35  belegt.  Da 
die  Anstalt  sich  als  zu  klein  erweist  und  auch  im  Inneren 
den  Anforderungen  der  Jetztzeit  nicht  mehr  entspricht, 
ist  bereits  ein  vollständiger  Umbau  geplant,  der  beiden 
Missständen  abzuhelfen  bestimmt  ist.  Auch  nach  dessen 
Ausführung  wird  die  Einzelhaft,  wie  bisher,  das  regelmässige 
Haftsystem  bilden. 

9.  Oldenburg.'^) 

Unter  Leitung  hervorragender  Direktoren  haben  sich 
die  oldenburgischen  Strafanstalten  in  erfreulicher  Weise 
entwickelt,  besonders  auch  in  der  Frage  der  Ilaftsysteme. 
Die  Einzelhaft  nimmt  die  herrschende  Stelle  ein. 

Im  Grossherzogthum  Oldenburg  bestehen  für  den 
Strafvollzug  ausser  den  kleineren  Amtsgerichtsgefängnissen 
(„Amtsschliessereien“),  die  mit  einer  hinreichenden  Zahl 
von  Einzelzellen  versehen  sein  sollen,**)  folgende  Anstalten: 

I.  Unter  der  Direktion  der  Strafanstalten  in  Vechta 

1.  das  ^lännergefäiigniss  zu  Vechta. 

2.  das  Weibergefängniss  daselbst. 

II.  Die  Gefängnissanstalt  in  Oldenburg 

III.  Das  Gefängniss  in  Eutin. 

In  dem  Gefängniss  zu  Oldenburg  werden  die  im 
Herzogthum  Oldenburg  erkannten  Strafen  bis  zu  4 Monaten 
Gefängniss,  ausgenommen  bei  Jugendlichen,  die  säm  m t lieh 
nach  Vechta  kommen,  im  Eutiner  Gefängniss  die  von  den 
Gerichten  des  ITürstenthums  Lübeck  erkannten  Strafen  bis 
zu  9 Monaten  Gefängniss  (bei  Jugendlif^hen  nur  bis  zu 
3 Monaten)  vollstreckt.  Die  übrigen  Gefangenen  aus  dem 
Herzogthum  Oldenburg  und  dem  Fiu’stenthum  Lübeck,  deren 
Strafe  hierüber  hinausgeht,  verbüssen  ihre  Strafe  in  Vechta. 

*)  Das  Material  für  diesen  Abschnitt  entstammt  brieflichen  iMit- 
thcilungen  der  Oldenburger  Herren  Direktoren. 

**)  Krohne,  Lehj'bucli  der  Gefängnisskunde,  S.  176. 


Die  für  Rechnung  des  Fürstenthmns  BLrkenfeld  erkannten 
längeren  Strafen,  welche  nicht  in  den  dortigen  „Schliessereien“ 
zu  vollziehen  sind,  werden  in  Folge  Uebereinkommens  in 
Preussen  vollstreckt. 


I.  Die  Strafanstalten  in  Vechta. 

Lim  Männ  ergefängniss,  welches  sowohl  als 
Zuchthaus,  wie  als  Gefängniss  dient,  herrscht  grundsätzlich 
Einzelhaft.  In  gemeinschaftlicher  Haft  werden,  abgesehen 
von  dem  derzeitigen  Raummangel,  von  dem  noch  zu  reden 
sein  wird,  nur  solche  Gefangene  gehalten,  die  entweder 
nach  § 22  des  Strafgesetzbuchs  Anspruch  darauf  haben,  oder 
aus  irgend  welchen  Gründen  (meist  handelt  es  sich  um 
geistigen  Defekt)  die  Einzelhaft  nicht  vertragen.  Eine 
Ausnahme  machen  höchstens  einige  Leute,  die  in  den 
Werkstätten  arbeiten,  was  nach  Angabe  der  Direktion  mit 
Rücksicht  auf  den  Arbeitsbetrieb  nicht  ganz  zu  umgehen 
ist,  und  die  Hausarbeiter,  die  aber  legaler  Weise  nicht 
miteinander  in  Berührung  kommen. 

Im  Männergefängniss  sind  205  Einzelhaft-  und  17 
Schlafzellen  für  je  einen  Insassen  und  10  grössere  Zellen, 
die  je  für  3 — 7 Mann  Raum  gewähren,  vorhanden.  Die 
Belcgfähigkeit  beläuft  sich  auf  258  Köpfe.  Seit  etwa 
3 Jahren  reicht  der  Raum  nicht  mehr  aus,  da  die  durch- 
schnittliche Belegung  um  300  schwankt.  Es  sind  daher 
nicht  nur  die  vorhandenen  grösseren  Zellen  zu  belegen 
und  dadurch  mehr  Leute  in  gemeinschaftliche  Haft  zu 
bringen,  als  prinzipiell  zulässig  ist,  sondern  es  müssen 
auch  eine  Anzahl  Gefangene  in  einem  Gebäude  der  Zwangs- 
arbeitsanstalt untergebracht  werden.  Dieser  Uebelstand 
wird  aber  aufhören,  sobald  das  im  Bau  befindliche  neue 
Männergefängniss  bezogen  werden  kann  (jedenfalls  bis 
Herbst  1903). 

2.  Auch  im  AV  eib e r gef  än  g n i s s herrscht  grund- 
sätzlich Einzelhaft.  Soweit  der  Raum  es  erlaubt,  werden 
die  Gefangenen  auch  hier  nur  aus  gesetzlichen  oder  per- 
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sonhchen  Gründen  in  geineinschaftliclier  Haft  gehalten 
jedoch  erfordert  der  Betrieb  der  Küche  und  Wäscherei 
e gemeinschaftliche  Beschäftigung  von  etwa  ■/,  Dutzend 
Weibern,  die  wenigstens  zum  Theil  in  Einzelhaft  gehörten 
Es  sind  52  Normal-  und  6 grössere  Zellen  vorhanden; 

sich  die  Belegfahigkeit  auf  64  Köpfe  beläuft.  Die  durch- 
schnitthche  Belegung  schwankt  um  diese  Zahl.  Sollte  dies 
so  bleiben,  oder  diese  Zahl  gar  steigen,  so  wird  man  sich 
men  Kurzem  zu  einer  Vergrösseruiig  des  Weibergefäng- 
nisses entschliessen  müssen. 

3.  Das  neue  M ä n n e r g e f ä n g ii  i s s befindet  sich 
nn  ersten  Stadium  baulicher  Ausführung.  Es  wird  139 
rinal  und  51  Schlafzellen  enthalten,  ausserdem  einige 
rbeitsraume  für  Gemeinschaftshäftlinge.  Nach  Fertig- 
Baues  wird  das  alte  Männergefängniss  nur 
oen  als  Zuchthaus  dienen,  und  der  Vollzug  der  Gefängniss- 
eu  ganz  in  den  Neubau  verlegt  werden.  Dann  wird 
al^Lhr  Häusern  die  Verwendung  der  Einzelhaft 

fipr  n sachlichen  Gesichtspunkten  richten, 

lifh  ®'”®“^®‘^‘h®ftshaft  werden  nur  Gefangene  aus  gesetz- 
Sniit  * Persönlichen  Gründen  unterworfen  werden. 

Pv,  T steigender  Gefangenenzahl  die  aufgestellten 

dPr  Ä durchführen  lassen,  so  ist  bereits 

Anbau  eines  Flügels  mit  weiteren  100  Zellen  in  Er- 
"agung  gezogen. 


H.  Die  Gefängnissanstalt  zu  Oldenburg, 

7iir  Aufnahme  von  Untersuchungsgefangenen  und 

entli;ii+  Haft-  und  kurzen  Gefängiiissstrafen, 

der  w Einzelzellen  (88  in  der  Männerabtheilung,  14  in 
^ r vveiberabtheilung).  Es  ist  Vorschrift,  dass  sämintliche 

Zustand  des  Einzelnen  dieses 
■ «bmsweise  ausschliessen,  in  Einzelhaft  gehalten  werden, 
^^^^^^hnittliche  Gefangenenbestand  hält  sich  auf  der 
“e  der  Belegungsfähigkeit:  102  Köpfe. 


III.  Das  Gefängniss  in  Eutin 

gehört  zu  den  kleinen  Anstalten.  Es  hat  25  Zellen,  deren 
jede  so  gross  ist,  dass  zur  Noth  auch  3 Gefangene  darin 
Unterkunft  finden  können.  Von  dieser  Möglichkeit  wird 
aber  kein  Gebrauch  gemacht,  da  die  durchschnittliche  Kopf- 
zahl der  Insassen  18—19  beträgt.  Es  lässt  sich  vielmehr 
der  auch  für  Eutin  bestehende  Grundsatz,  sämmtliche  Ge- 
fangene in  Einzelhaft  zu  halten,  völlig  durchführen. 


10.  Braunschwelg.’^) 

Unter  den  Gefangenenanstalten  des  Herzogthuins 
Braunschweig  nimmt  die  Landesstrafanstalt  zu  Wolfenbüttel 
den  ersten  Platz  ein.  In  ihr  werden  die  Zuchthausstrafen 
und  die  Gefängnissstrafen  über  3 Monate,  bei  Weibern  über 
6 Wochen,  vollstreckt.  Im  Ganzen  für  538  Insassen  ein- 
gerichtet, enthält  sie  288  Einzelzellen,  davon  68  im  Weiber- 
flügel. Von  den  Gefangenen  wurden  im  -fahre  1899  durch- 
schnittlich untergebracht ; 

in  Gemeinschaftshaft: 

im  Zuchthause  49,  im  Gefängniss  173,  zusammen  222  M. 

in  Einzelhaft: 

im  Zuchthause  153  Männer,  im  Gefängniss  262 

„ „ 30  Weiber  „ „ 39W.J_ 

484 

Dass  mehr  als  die  Hälfte  aller  Gefangenen,  nämlich 
54  7oi  in  Einzelhaft  gehalten  sind,  erscheint  zunächst  als 
ein  verhältnissmässig  günstiges  Ergebniss.  Betrachtet  niiin 
aber  die  Zahlen  im  Einzelnen,  so  ergiebt  sich,  dass  in  der 
Männerabtheilung,*) **)  im  Gegensatz  zu  anderen  Staaten, 

*)  Die  folgenden  Angaben  beruhen  aut  persönlicher  Erkundig 
ung  an  Ort  und  Stelle. 

**)  Alle  weiblichen  Zuchthaus-  und  Gefilngnissgctangenen  werden 
in  Einzelhaft  gehalten,  doch  besteht  in  der  Weiberabtheilung 
anderer  Missstand:  sie  dient  zugleich  als  Zuchthaus,  als  Gefängniss 
und  als  Arbeitshaus! 
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gerade  diejenigen  Elemente  in  Einzelhaft  verbracht  werden, 
welche  die  geringste  Aussicht  auf  Besserung  bieten. 
Fast  viermal  soviele  Zuchthäusler  wie  Gefängnissgefangene 
befanden  sich  in  der  Männerabtheilung  in  Einzelhaft,  und 
3'/*  Mal  mehr  Gefängnissgefangene  als  Zuchthausgefangene 
wurden  in  Gemeinschaftshaft  gehalten!  Dieses  seltsame 
Verfahren  steht  in  vollem  Einklänge  mit  den  Vorschriften. 
Denn  nach  der  Verordnung,  die  Strafvollziehung  in  dem 
Zellengefängnisse  zu  Wolfenbüttel  betreffend,  vom  21.  Okt. 
1873,  sind  in  den  Zellen  unterzubringen ; 1.  die  Zuchtbaus- 
gefangenen auf  die  Dauer  von  drei  Jahren,  auf  Wunsch 
auch  länger,  2.  die  Gefängnisssträflinge  mit  Strafen  im 
Mindestbetrage  von  drei  Monaten,  wenn  das  begangene 
Delikt  gesetzlich  mit  Zuchthausstrafe  bedroht  war  und  nur 
wegen  jugendlichen  Alters  des  Verbrechers  auf  Gefängniss- 
strafe  erkannt  ist,  ferner  dann,  wenn  Verlust  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte  ausgesprochen  ist. 

Aus  diesen  Bestimmungen  spricht  eine  eigenthümliche 
Auffassung  von  der  Einzelhaft:  man  scheint  sie,  die  doch 
vom  wahrhaft  menschenfreundlichen  Standpunkte  aus 
betrachtet,  eine  Wohlthat  ist.  als  strafverschärfendes  Mittel 
für  besonders  strafwürdige  Individuen  anzusehen  und  zu 
benutzen ! Eine  solche  Auffassung  und  flandhabung  der 
Einzelhaft,  die  auch  im  schroffen  Widerspruche  zu  den 
bundesräthlichen  Grundsätzen  steht,  könnte  nicht  genug 
bekämpft  werden,  wenn  man  nicht  ohnehin  in  den  mass- 
gebenden Kreisen  von  der  Unhaltbarkcit  solcher  Vor- 
schriften überzeugt  wäre.  Ihre  Abänderung  wird  bereits 
erwogen  und  ist  auch  in  absehbarer  Zeit  zu  erwarten. 

Die  Strafanstalt  zu  Wolfenbüttel  ist  die  einzige  des 
Herzogthums,  in  welcher  die  Einzelhaft  nennenswerth  ver- 
treten ist.  In  den  anderen  Anstalten,  in  den  Kreis-  und 
Amtsgerichtsgefänguissen,  findet  sic  sich  noch  nicht.*) 
Dieser  Zustand  fordert  ebenfalls  dringend  eine  baldige 
Reform. 


*)  Nach  Ang'abe  der  Herzog‘1.  Oberstaatsanwaltschaft. 


11.  Anhalt.*) 

Dem  Vollzüge  der  Freiheitsstrafen  dienen  im  Herzog- 
thum Anhalt  die  Landesstrafanstalt  zu  Coswig  und  mehrere 
Gerichtsgefängnisse.  In  letzteren  werden  Gefängnissstrafen 
bis  zur  Dauer  von  6 Wochen  und  die  Hciftstrafen  voll- 
streckt. Gefängnissstrafen  von  längerer  Dauer  (nur  unter 
besonders  einzuholender  Genehmigung  können  auch  diese 
ausnahmsweise  in  den  Gerichtsgefängnissen  vollstreckt 
werden)  und  die  Zuchthausstrafen  kommen  in  der  Anstalt 
zu  Coswig  zur  Vollziehung.  Die  Vorschriften  über  die 
Stellung  der  Einzelhaft  im  anhaitischen  Strafvollzüge  sind 
in  der  „Gefängnissordnung  für  die  Gerichtsgefängnisse“  (bes. 
in  §§  31  u.  32)  und  in  der  „Hausordnung  für  die  Strafanstalt 
Coswig“  (§  7)  enthalten.  Beide  schreiben  vor,  dass  die 
Einzelhaft  vorzugsweise  bei  den  in  § 11  der  Grundsätze 
genannten  Kategorien  angewendet  werden  soll.  In  den 
Gerichtsgefängnissen  soll  dem  Wunsche  der  Gefangenen, 
welche  sich  im  Besitze  der  Ehrenrechte  befinden,  ihre 
Strafen  in  Einzelhaft  verbüssen  zu  dürfen,  soweit  thunlich, 
Folge  gegeben  werden.  In  Coswig  sollen  ferner  flucht- 
verdächtige und  gemeingefährliche  Elemente  isolirt  werden, 
ebenso  Gefangene,  von  denen  man  erwartet,  dass  sie  mit 
Rücksicht  auf  ihre  soziale  Stellung  in  der  Kollektivhaft 
grösseren  Gefahren  für  ihre  Zukunft  ausgesetzt  sind.  Endlich 
ist  noch  zu  erwähnen,  dass  alle  Gefangenen  unmittelbar 
nach  ihrer  Einlieferung  wenigstens  vorläufig  zur  Beobacht- 
ung isolü't  werden,  und  dass  man  auch  die  Vorschrift  des 
§ 12  der  Grundsätze  übernommen  hat,  dass  Jugendliche 
ohne  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  nur  bis  zur  Dauer 
von  3 Monaten  in  Einzelhaft  gehalten  w'erden  dürfen.  Die 
Bestimmung,  dass  auch  Haftstrafen  in  Einzelhaft  vollstreckt 
werden  können,  mag  von  einer  erfreulichen  Erkeuntniss 
der  Bedeutung  dieses  Haftsystems  zeugen,  widerspricht  aber 
dem  Strafgesetzbuche.**) 

*)  Die  Darstellung  dieses  Abschnitts  stützt  sich  auf  gütige  An- 
gaben des  Herzogi.  Anhalt.  Staatsministeriums  und  der  Herzogi.  Straf- 
anstaltsdirektion in  Coswig. 

^ **)  Vergl.  oben  S.  213. 
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Ueber  die  thatsächliche  Verwendung  der  Einzelhaft 
in  den  Gerichtsgefängnissen,  gewährte  das  Herzogi.  Staats- 
niinisterium  folgenden  Aufschluss:  „In  den  Gerichtsgefäng- 
mssen  wird  bei  der  Strafverbiissung  vorwiegend  die  Einzel- 
haft angewendet,  nur  bei  ganz  ungefährlichen  Sträflingen 
über  25  Jahren  tritt,  ohne  Rücksicht  auf  die  Art  der  be- 
gangenen strafgesetzwidrigen  Handlungen,  auch  Gemein- 
schaftshaft  ein,  soweit  ausreichend  grosse  Zellen  vorhanden 
sind,  und  keine  moralische  Gefahr  für  die  Mitsträflinge 
daraus  zu  erwachsen  droht“.  Bei  Um-  und  Neubauten  von 
Gerichtsgefängnissen  geht  man  von  dem  Grundsätze  aus, 
ass  die  Strafvollstreckung  vorwiegend  in  Einzelhaft  er- 
folgen soll. 

Die  Strafanstalt  Coswig  ist  für  400  Insassen  ein- 
gerichtet und  beherbergte  vom  1.  Juli  1900  bis  30.  Juni  1901 
durchschnittlich  279  Sträflinge,  sie  verfügt  aber  nur  über 
b9  Einzelzellen.  Diese  genügen  offensichtlich  nicht,  um 
alle  Gefangenen,  welche  sich  nach  den  obigen  Bestimmungen 
ür  die  Einzelhaft  eignen  würden,  zu  isoliren.  Die.  baldige 
erinelirung  der  Einzelzellen  wird  daher  von  den  Straf- 
jollzugsbearateii  im  Herzogthum  Anhalt  als  dringend  er- 
forderlich betrachtet. 


von 


12.-22.  Die  kleineren  Staaten  Mitteldeutschlands. 

Von  diesen  kleineren  Staaten  scheiden  einige  vuu 
jorn  erein  aus  ^unsei’cr  Erörterung  aus,  da  sie  den  Vollzug 
er  Freiheitsstrafen , die  kurzen  ausgenommen , in  die 
an  e anderer  Staaten  gelegt  haben.  So  M^erden  die  von 
ppe-Detmold  und  Schaumburg-Lippe  zu  vollziehenden 
^uc  thaus-  und  längeren  Gefängnissstrafen  Staatsverträgen 
u 0 ge  in  Preussen  beziehungsweise  Oldenburg  vollstreckt; 

efangenen  des  Fürstenthums  Waldeck  verbüssen  ihre 
ra  en  ebenfalls  in  preussischen  Anstalten,  und  das 
^irstenthum  Schwarzburg-Rudolstadt  hat  wegen  Unter- 
^"igung  seiner  Zuchthausgefangenen  und  seiner  Gefäna:- 
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nissgefangeneii  mit  längerer  Strafdauer  mit  Preusseu  und 
Sachsen  Verträge  abgeschlossen.*) 

Die  übrigen  thüringischen  Staaten,  nämlich  Gross-  r 
herzogthiun  Sachsen  - W eimar  - Eisenach , Herzogthünier 
Sachsen  - Altenburg , Sachsen  - Koburg  - Gotha ,•  Sachsen- 

Meiningen  und  die  Fürstenthümer  Schwarzburg-Sonders- 
hausen,  Reuss  j.  L.  und  ä.  L.  haben  sich  zu  einem 
Verbiinde  zusammengeschlossen  zwecks  Errichtung  gemein- 
samer Anstalten  zur  Vollziehung  von  Zuchthausstrafen 
und  von  4 Monate  (bei  Jugendlichen  3 Wochen)  über- 
steigenden Gefängnissstrafen.  Solche  Anstalten  bestehen 
in  Gräfentonna  und  Unterm assfeld  für  männliche, 
in  Hassenberg  für  weibliche  Zuchthausgefangene  und  in 
Ichtershausen  für  Gefängnissgefangene.**) 

Für  die  Stellung  der  Einzelhaft  in  diesen  Anstalten 
sind,  mit  Ausnahme  des  Zuchthauses  zu  Hassenberg,  in 
erster  Linie  die  Bestimmungen  des  § 11  der  Grundsätze 
massgebend.  In  Gräfentonna  werden  auch  den  luhigen 
Vollzug  der  Gemeinschaftshaft  störende  Elemente  und 
Gefangene  auf  diesbezügliche  Bitten  isolirt.  In  Unter- 
massfeld  werden  die  Sträflinge  ausnahmslos  nach  der  | 
Einlieferung  auf  die  Dauer  von  7 Tagen  zur  Beobachtung 
in  Einzelhaft  gehalten,  eine  Frist,  die  in  der  Regel  kaum 
genügen  dürfte,  die  Sträflinge  gründlich  kennen  zu  leinen. 

In  den  genannten  drei  Zuchthäusern  verhalten  sici 
Einzelhaft-  und  Gemeinschaftsraum  wie  1:3.  Da  196  Zellen 
bei  einer  durchschnittlichen  Belegung  von  460  Insassen 
vorhanden  sind,  können  43  ®/o  des  jeweiligen  Durchschnitt- 
bestandes isolirt  werden.  Unter  diesen  Umständen  werden 
sich  die  Grundsätze  in  vollem  Umfange  durchführen  lassen. 
Hiermit  glaubt  man  aber  in  Thüringen  anscheinend  auch 
das  Ziel  des  Strafvollzuges  erreicht  zu  haben,  denn  in  dei 

*)  Nacli  Kroll ne’s  Angaben  in  seinem  Lehrbuclie  der  Ge 
fäingnisskumle,  S.  186— 187.  Vergl  v.  Holtzen  dorff’s  Handbuch 
des  Gefängnisswesens,  Bd.  I,  S.  179  ff. 

**)  Die  Angaben  über  diese  Anstalten  beruhen  auf  Mittheilungen 
der  Anstalts-Direktionen. 
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Verwendung  der  Einzelhaft  geht  man  selbst  da  nicht  Ober 
die  Vorschriften  der  Grundsätze  hinaus,  wo  die  Zahl  der 
Zellen  dies  gestatten  würde.  So  beläuft  sich  der  gegen- 
wärtige Bestand  des  Weiberzuchthauses  zu  Hassenberg 
(bei  einem  Belegraum  für  120  Köpfe)  auf  43  Insassen. 
Von  diesen  sind,  trotzdem  36  Einzelzellen  vorhanden  sind, 
z.  Z.  nm*  11  in  Einzelhaft! 

lieber  die  Stellung  der  Einzelhaft  in  den  Gefängniss- 
strafanstalten  zu  Ichtershausen  geben  folgende  Zahlen 
Aufschluss : 


Männer 

Knaben 

Weiber 

Mädchen 

1.  Belegfähigkeit  . . . j 

325 

76 

56 

20 

2.  Durchschnittliche  Be-  j 
•egung 

320 

42 

52 

3 

3.  Zahl  der  Einzelzellen 

107 

76 

46 

20 

Hieraus  ergiebt  sich,  dass  die  Isolirung  der  Jugend- 
lichen völlig  durchgeführt  ist.  Auch  die  erwachsenen 
weiblichen  Sträflinge  verbüssen  fast  sämmtlich  ihre  Strafe 
in  Einzelhaft.  In  der  Männerabtheilung  dagegen  verhalten 
sich  Einzelhaft  und  Gemeinschaftshaft  nur  wie  1 : 3. 

Insgesammt  überwiegt  die  Einzelhaft  in  den  thürin- 
gischen Anstalten  die  Gemeinschaftshaft  um  ein  Geringes. 


23.-25.  Die  freien  Städte. 

I.  Hamburg.*) 

Die  haraburgischen  Zuchthausgefangenen  und  die  Ge- 
fängnissgefangenen  mit  längerer  Strafdauer  verbüssen  ihre 
Strafe  im  Central  gef  ängniss  zu  Fuhlsbüttel.  Diese  Anstalt, 
bereits  in  den  60er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  erbaut, 

*)  Nach  Angaben  der  Gefängniss-Deputation.  Vergl.  auch  die 
»Jahresberichte  der  Verwaltungsbehörden  der  Freien  und  Hansestadt 
Hamburg“,  und  Fö  bring:  Die  Reform  und  der  heutige  Stand  des 
Gefttngnisswesens  in  Hamburg.  Hamburg  1883. 
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hernach  aber  mehrfach  erweitert,  kann  z.  Zt.  in  ihren 
einzelnen  Abtheilungen,  wie  folgt,  belegt  werden: 

a)  Männergefängniss  mit  806  Köpfen,  davon  173  in 
Einzelzellen ; 

b)  Frauengefängniss  mit  350  Köpfen,  davon  ,115  in 
Einzelzellen; 

c)  Jugendgefängniss  mit  115  Köpfen,  davon  94  in 
Einzelzellen; 

d)  (Korrektionsanstalt  mit  800  Köpfen,  davon  11  in 
Einzelzellen ;) 

e)  Krankenhaus  mit  109  Köpfen,  davon  29  in 
Einzelzellen. 

Hervorzuheben  ist,  dass  im  Jugendgefängniss  82  % 
der  Gefangenen  in  Einzelhaft  untergebracht  werden  können. 
Im  Frauengefängniss  können  bei  vollständiger  Belegung 
fast  die  Hälfte  und  im  Männergefängniss  etwas  mehr  als 
ein  Fünftel  der  Insassen  in  Einzelzellen  verwahrt  werden. 

Ausserdem  besitzt  Hamburg  noch  eine  Anzahl  kleinerer 
Gefängnisse,  in  denen  kurze  Gefängnissstrafen  und  die 
Haftstrafen  vollzogen,  auch  Polizei-  und  Untersuchungs- 
gefangene verwahrt  werden.  Von  diesen  Anstalten  kann: 

1.  Das  Detentionshaus  mit 258  Köpfen, 

davon  in  Einzelzellen  . 10 

2.  das  Raboisengefängniss  mit 410  n 

davon  in  Einzelzellen  . 20 

3.  die  Hüttenwache  mit  200  „ 

davon  in  Einzelzellen  8 

38  Einzelzell.  868  Köpfe 

belegt  werden.  Einzelhaftraum  und  Gemeinschaftshaftraum 
verhalten  sich  demnach  in  diesen  drei  Anstalten  wie  1 : 22. 

Dieser  Zustand  sieht  aber  einer  baldigen  Aenderung 
entgegen.  Denn  die  seit  1888  schwebende  Angelegenheit  der 
Aufhebung  der  veralteten  städtischen  Strafgefängnisse  ist  im 
Jahre  1899  dadurch  zum  Abschlüsse  gebracht,  dass  ein  An- 
trag auf  Erbauung  eines  zweiten  Gefängnisses  in  Fuhlsbüttel 
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die  Zustimmung  der  Hamburger  Bürgerschaft  fand.  Dieser 
Antrag  sieht  ein  Gefängniss  für  768  Insassen  vor,  welche 
zu  ®/4  in  Einzelhaft  gehalten  werden  sollen.  Nach  Fertig- 
stellung dieser  Anstalt  wird  Hamburg  in  ganz  anderem 
iMasse  wie  bisher  in  seinem  Strafvollzüge  modernen  An- 
forderungen gerecht  werden  können. 

Bei  der  Belegung  der  vorhandenen  Einzelzellen  wird, 
gemäss  der  Hausordnung  für  Strafgefangene  vom  27.  Sep- 
tember 1898,  nach  § 11  der  Bundesrathsvereinbarungen 
verfahren,  doch  werden  auch  solche  Gefangene  der  Einzel- 
haft unterworfen,  die  sich  in  gemeinsamer  Haft  nicht  fügen 
wollen.  ® 

II.  Bremen. 

lieber  das  bremische  Gefängnisswesen  gewährt  das 
vortreffliche  „Jahrbuch  für  Bremische  Statistik“  einige 
Aufschlüsse.*)  (Jahrgang  1896,  II.  Heft,  S.  318  ff.  und 
Jahrgang  1899.) 

Zur  Verbüssung  von  Freiheitsstrafen  sind  die  all- 
pmeine  Strafanstalt  zu  Oslebshausen  und  als 
0 algefängnisse  das  G ef  angen  eh h au s zu  Bremen, 
sowie  die  Gefängnisse  zu  Vegesack  und  Bremer- 
aven bestimmt.  In  der  allgemeinen  Strafanstalt  werden 
le  Zuchthausstrafen  und  die  Gefängnissstrafen  von 
ilonaten  und  darüber,  ferner,  soweit  es  der  Baum 
gestattet,  auch  die  Gefängnissstrafen  von  3 Wochen  bis 
zu  3 Monaten  vollzogen,  in  den  Lokalgefängnissen  alle  in 
s e shausen  nicht  zu  vollziehenden  Gefängnissstrafen  und 
>e  Haftstrafen.  Ausnahmsweise  kann  die  Gefängniss- 
nspektion  anordnen,  dass  Haftstrafen  und  Gefängniss- 
siaen  bis  zu  3 Wochen  in  der  allgemeinen  Strafanstalt 
zu  verbüssen  sind. 

lieber  die  Verwendung  des  Systems  der  Einzelhaft 
Ul  en  bremischen  Anstalten  ist  Folgendes  bestimmt.  In 
®'i  ukalgefängnissen  sind  die  Sträflinge  mit  besonderer 


thpii  ^ Uebrigen  entstammen  die  nachfolgenden  Angaben  gefl.  Mit- 
ungen  der  Bremischen  Gefängniss-Inspektion. 
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Rücksicht  auf  ihre  Persönlichkeit,  soweit  thunlich,  in 
Einzelhaft  zu  halten.  In  der  allgemeinen  Strafanstalt 
wird  jeder.  Sträfling  in  einer  besonderen  Zelle  Tag  und 
Nacht  ausser  Gemeinschaft  mit  anderen  Sträflingen  n 

gehalten.  Der  Absonderung  sind  von  dem  Direktor  der  || 

Anstalt  zum  Behufe  gemeinschaftlicher  Tagesarbeit  zu  |; 

entheben:  1.  Sträflinge,  deren  körperlicher  oder  geistiger  |; 

Zustand  dies  erfordert;  2.  Sträflinge,  welche  bereits  3 Jahre  jj 

ihrer  Strafe  in  Einzelhaft  verbüsst  haben  und  die  Fort-  i 

Setzung  der  Einzelhaft  auf  diesbezügliche  Anfrage  hin  nicht 
beantragen.  Der  Absonderung  können  ferner  auf  ihren  n 
Antrag  vom  Direktor  im  Einverständniss  mit  der  Gefängniss-  | 
Inspektion  Sträflinge  enthoben  werden,  sofern  und  solange  „ 

‘nach  ihrer  Persönlichkeit  und  ihrem  bisherigen  Lebens  ,| 

Wandel  ein  günstiger  Einfluss  der  Einzelhaft  auf  sie  nicht 
zu  erwarten  und  ein  schlechter  Einfluss  der  gemeinschaft- 
lichen Arbeit  auf  sie  oder  ihre  Mitarbeiter  nicht  zu 

befürchten  ist.  , 

Diesen  Bestimmungen,  welche  die  Festsetzungen  e ,, 

Bundesrathsvereinbarungen  über  die  Verwendung  ei  , 

Einzelhaft  weit  überholen,  entspricht,  und  das  ist  die 
Hauptsache,  ihre  Stellung  im  praktischen  Strafvollzüge. 

So  verfügt  die  allgemeine  Strafanstalt  zu  Oslebshausen  : 

bei  einer  Gesammtbelegfähigkeit  von  365*)  und  bei  einem  ^ 
mittleren  Bestände  (i.  J.  1900)  von  279  Köpfen  ü er 
328  Isolirzellen.  Diese  sind  über  die  4 Abtheilungen  ei  ^ 
Anstalt  derart  vertheilt,  dass  die  sämmtlichen  männlicien 
und  weiblichen  Zuchthausgefangeiien  und  die  weiblicien 
Gefängnissgefangenen,  welche  die  Anstalt  aufnehmen  kann,  , 
in  Einzelzellen  verwahrt  werden  können,  der  Gefängniss  i 
flügel  für  Männer  dagegen  bei  einem  Belegrauin  . 

165  Köpfe  nur  129  Einzelzellen  hat.  Ausserdem  besitz 
die  Anstalt  einige  grössere  Zellen  und  Arbeitssäle  zuin 
Vollzüge  der  Geineinschaftshaft.  Ii 

*)  Der  Gefängnisstlügel  für  Männer  kann  belegt  werden  mit 
der  für  Weiber  mit  40,  der  Zuchthausflügel  für  Männer  mit  1 ui 
der  für  Weiber  mit  30  Köpfen, 
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Irn  Gefangen  haus  zu  Bremen,  in  welchem  nur 
Polizeistrafen  und  kürzere  Gefängnissstrafen  vollstreckt 
werden,  können  117  männliche  und  21  weibliche  Gefangene 
untergebracht  werden.  Die  tägliche  Durchschnittszahl  der 
Insassen  behef  sich  im  Jahre  1900  auf  77.  Es  sind 
34  Zellen  für  männliche  und  7 für  weibliche  Gefangene 
vorhanden.  Das  Gefangenenhaus  zu  Bremerhaven,  das 
im  Jahre  1900  durchschnittlich  mit  25  Gefangenen  belegt 
war,  verfügt  über  29  Zellen,  die,  w'enn  auch  in  der  Mehrzahl 
für  2 Gefangne  berechnet,  doch  soweit  möglich,  dem  Voll- 
züge der  Einzelhaft  dienen. 


So  nimmt  die  Einzelhaft,  wie  im  oldenburgischen, 
auch  im  bremischen  Strafvollzüge  die  herrschende 
Stellung  ein. 


III.  Lübeck.*) 

„Unser  Gefängniss wesen  genügt  in  keiner  Hinsicht 
den  Ansprüchen,  welche  die  Gegenwart  an  die  Einrichtung 
von  Strafanstalten  macht,  und  kann  unbedenklich  als  der 
faulste  Fleck  unserer  ganzen  Staatsverwaltung  bezeichnet 
werden“,  so  heisst  es  in  einem  Aufsatze  der  „Lübeckischen 
Blätter“  aus  dem  Jahre  1868.  I.  J.  1890  finden  wir  diese 
Aeusserung  wiederholt  und  noch  heute  hat  sie  leider  zum 
guten  Theile  ihre  Berechtigung.  Zwar  haben  sich  die 
Verhältnisse  im  lübischen  Gefängnisswesen  in  einem  Punkte 
sehr  entschieden  gebessert : mit  dem  Neubau  des  Gerichts- 
gebäudes ist  der  Bau  eines  Untersuchungsgefängnisses 
verbunden,  das  in  seinen  einzelnen  Einrichtungen  einen 
musterhaften  Eindruck  gewährt  und  die  Gemeinschaftshaft 
überhaupt  nicht  kennt.  In  diesem  verbüssen  nach  einer 
neuerdings  ergangenen  einsichtsvollen  Anordnung  auch 


*)  Die  folgenden  Angaben  beruhen  auf  persönlicher  Kenntniss- 
nahme  an  Ort  und  Stelle.  Vergl.  den  Abschnitt  „Gefängnisswesen“ 
(von  Physikus  Dr.  Riedel)  in  der  Festschrift  zur  67.  Naturforscher 
ersatnmlung.  Lübeck  1895,  S.  190 — 196  und  die  Jahresberichte  der 
orsteherschaft  des  Werk-  und  Zuchthauses  zu  St.  Annen  und  des 
Polizei-Amts  für  das  Jahr  1899/1900. 

Blätter  für  Gefängnisskunde.  XXXVI.  5 
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die  männlichen  Jugendlichen  ihre  Strafe.  Aber  die  beiden 
dem  Straf  Vollzüge  dienenden  Anstalten,  das  Marstall-  I 
gefängniss  und  das  Werk-  und  Zuchthaus  zu  St.  Annen, 
sind  in  ihrer  inneren  Einrichtung  durchaus  rückständig  ' 

und  genügen  gerade  in  dem  wichtigsten  Punkte,  bezüglich 
der  Haftformen,  durchaus  nicht.  Im  Marstall-Gefängniss,  i 
das  in  seinen  alterthümlichen  Räumen  120  Gefängniss-  ! 

und  Haftgefangene  beherbergt,  hat  die  Einzelhaft  über- 
haupt keinen  Platz.  Die  Gefangenen  werden  in  Arbeits- 
sälen gemeinschaftlich  beschäftigt.  Ausser  der  Arbeitszeit 
werden  sie  zu  je  6,  8 oder  10  Personen  in  grösseren  Zellen,  ' 

in  denen  sie  völlig  sich  selbst  überlassen  sind,  verwahrt.  ’ 

Wer  die  Gefangenen  einmal  in  diesen  Zellen  beobachtet 
hat,  wie  sie  hier  in  der  arbeitsfreien  Zeit  plaudernd  bei 
einander  sitzen  oder  sich  träge  auf  ihrem  Lager  uniher- 
wälzen,  wird  sich  nicht  mehr  wundern,  dass  Strafthaten 
nur  zu  dem  Zwecke  verübt  werden,  im  Marstall-Gefängnisse  ,, 
Unterkunft  zu  finden. 

Im  Werk-  und  Zuchthause  zu  St.  Annen  können  in 
der  Zuchthausabtheilung  70  Sträflinge  verwahrt  werden, 
z.  Zt.  ist  sie  mit  etwa  50  Insassen  belegt.  Für  diese  stehen,  j 

im  Laufe  der  Zeit  in  einen  alten  Siial  hineingebaut,  , 

14  Einzelzellen  zur  Verfügung,  die  auch  ständig  besetzt  , 

sind.*)  Sie  werden  vorzugsweise  belegt: 

1.  hiit  Leuten  aus  besseren  Ständen,  j 

2.  mit  Sträflingen,  die  noch  nicht  vorbestraft  und 

voraussichtlich  einer  guten  Beeinflussung  besonders  j 

zugänglich  sind,  I 

3.  mit  Gefangenen,  welche  für  die  Sicherheit,  Ruhe  } 

und  Ordnung  im  Zuchthause  gefährlich  sind  oder 
werden  können.  j 


*)  Von  den  Zuchthaus-Gefangenen  waren  im  Jahre  1899/1900 
theils  aus  Rücksichten  der  Disziplin,  theils  auf  eignen  Wunsch  isolirt: 
das  ganze  Jahr  7,  bis  zu  11  Monaten  2,  bis  zu  10  Monaten  1,  bis  üu 
7 Monaten  1,  bis  zu  5 Monaten  3,  bis  zu  4 Monaten  3,  bis  zu  3 Monaten  2, 
bis  zu  1 Monat  4. 


Digitized  by  Qoop 


267 


Die  bauliche  Beschaffenheit  der  Zellen  lässt  indessen 
eine  völlige  Absonderung  der  Gefangenen  nicht  zu.  Auch 
die  in  Einzelhaft  Verwahrten  können  sich  unter  einander 
durch  Zeichen,  Klopfen,  Sprechen  verständigen,  ja,  es  ist 
nicht  einmal  jedes  Inverbindungtreten  zwischen  ilmen  und 
den  Sträflingen  der  Gemeinschaftshaft  unmöglich. 

Unter  Verhältnissen,  wie  sie  demnach  in  den  beiden 
lübischen  Strafanstalten  bestehen,  lassen  sich,  wie  später 
zu  zeigen  ist,  die  Aufgaben  des  Strafvollzuges  nur  sehr 
unvollkommen  durchführen.  Man  setzt  die  Gefangenen 
durch  ihre  gemeinschaftliche  Verwahrung  den  allergrössten 
sittlichen  Gefahren  aus  und  bereitet  der  Fortpflanzung  des 
Verbrecherthums  den  günstigsten  Boden.  Hier  kann,  nach- 
dem man  in  den  60er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts 
die  Gelegenheit,  mit  den  beiden  Schwesterstädten  gemein- 
same Strafanstalten  zu  errichten,  unbenutzt  hat  vorüber- 
gehen lassen,  nur  durch  einen  Neubau  Abhülfe  geschaffen 
werden.  Von  einem  solchen  ist  auch  schon  hin  und  wieder 
die  Rede  gewesen,  die  praktische  Verwirklichung  dieses 
Gedankens  scheint  aber  noch  in  weiter  Ferne  zu  liegen, 
trotzdem,  besonders  Seitens  der  Anstaltsgeistlicheh,  immer 
wieder  auf  die  grossen  Missstände  im  lübischen  Gefängniss- 
wesen  hingewiesen  ist. 


26.  Eisass-Lotbrlngen.'O 

In  Elsass-Lothringen,  dessen  Gefängnisswesen  sich  in 
ständigem  Aufschwünge  befindet,  seitdem  es  unter  deutsche 
Verwaltung  gekommen  ist,  bestehen  z.  Zt.  2 Strafanstalten 
(Ensisheim  und  Hagenau),  6 Bezirksgefängnisse  (Mühlhausen, 

*)  Das  Material  verdanke  ich  dem  Vorstande  der  Gefängniss- 
verwaltung  in  E.-L.,  Herrn  Ministerialrath  Stadler.  Gedruckt  liegt 
vor:  Die  Gefängnissordnung  für  die.  Strafanstalten  und  Bezirks- 
gefängnisse in  E.-L.,  Strassburg  1887,  sowie  F>gilnzungen  dazu  vom 
6 -Januar  1896  und  vom  22.  Februar  1898.  Vcrgl.  ferner  Schmutz, 
Die  Entwicklung  des  elsass-lothring.  Gefängnisswesens  seit  der  Anek- 
‘ioii,  Strassburg  1899,  und  die  jährlich  erscheinenden  Mittheilungen 
über  die  Ergebnisse  der  Gefängnissverwaltung  in  E.-L. 
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Colmar,  Strassburg,  Zabern,  Metz,  Saargemünd)  und  eine 
grössere  Anzahl  Aratsgefängnisse.  Für  die  Strafanstalten 
und  Bezirksgefängnisse  ist  im  Jahr  1887  eine  Gefängniss- 
Ordnung  erlassen,  die  nähere  Bestimmungen  über  die 
Verwendung  der  Einzelhaft  in  diesen  Anstalten  trifft. 
Nach  § 204  derselben  bestimmt  der  Vorsteher  der  Anstalt 
(unter  Beachtung  der  gesetzlichen  und  sonstigen  mass- 
gebenden Bestimmungen,  in  Sonderheit  der  Voi-schriften 
der  Gefängiiiss-Ordnung,  und  unter  Berücksichtigung  des 
vom  Gefängniss-Arzt  erstatteten  Gutachtens  bezüglich  des 
körperlichen  und  geistigen  Zustandes,  sowie  der  Arbeits-  j 
fähigkeit  und  der  Befähigung  zur  Erstehung  der  Einzelhaft) 
über  die  Art  der  Verwahrung  § 207  giebt  dem  Direktor 
die  Gesichtspunkte  an  die  Hand,  nach  welchen  die  zu 
Isolirenden  auszuwählen  sind.  Darnach  sollen  in  erster 
Linie  Untersuchungsgefangene  in  Einzelhaft  verwahrt 
werden.  Ln  Uebrigen  sind  die  vorhandenen  Einzelzelleii 
für  Gefangene  bestimmt,  welche: 

, i 

1.  eines  Ausbruchsversuches  verdächtig  sind; 

2.  4ür  die  Sicherheit  von  Beamten  oder  Gefangenen 
gefährlich  erscheinen ; 

3.  einen  besonders  ungünstigen  moralischen  Einfluss 

aut  Mitgefangene  befürchten  lassen;  | 

4.  mit  ansteckenden  oder  ekelerregenden  Krank- 
heiten oder  Zuständen  behaftet  sind;  !, 

5.  noch  nicht  bestraft  waren,  und  zwar  in  erster 

Reihe  die  Jugendlichen;  . 

6.  den  Wunsch  aussprechen,  isolirt  zu  werden.  j 

Entsprechend  den  Vorschriften  des  Strafgesetzbuchs 
dürfen  Gefangene  ohne  ihi’e  Zustimmung  nicht  länger  als 
3 Jahre  in  Einzelhaft  gehalten  werden.  Nach  § 208  der  j 
Gefängnissordnung  ist  aber  dem  Ministerium  rechtzeitig  , , 
Mittheilung  zu  machen,  wenn  dringliche  Gründe  der 
Sicherheit  eine  längere  Dauer  der  Einzelhaft  nothwendig  | 
erscheinen  lassen  (jedenfalls,  damit  das  Ministerium  dann 
eine  .3  Jahre  übersteigende  Dauer  der  Einzelhaft  anordi 
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Welch  grossen  Werth  man  in  Eisass  - Lothringen  auf  die 
Verwendung  der  Einzelhaft  legt,  zeigt  die  Bestimmung  des 
§ 209  der  Gefängnissordnung : „Der  Vorsteher  ist  dafür 

verantwortlich,  dass  die  vorhandenen  Einzelzellen  auch 
auf  die  Gefahr  einer  Schädigung  des  Arbeitsbetriebes 
möglichst  vollständig  belegt  sind“. 

Diese  Vorschriften  sind  in  Ausführung  der  vom 
Bundesrathe  vereinbarten  Grundsätze,  mit  denen  sie  bereits 
zum  Theil  (in  § 207,  Ziff.  5'  der  Gef.-Ordn.)  übereinstimmten, 
durch  eine  Ministerialverfügung  vom  22.  Februar  1898 
organisch  ergänzt.  Sie  schreibt,  unter  ausdrücklicher 
Aufrechterhaltung  des  § 207,  1 — 4 und  6 der  Gefängniss- 
ordnung, die  vorzugSAveise  VerAvendung  der  Einzelhaft  bei 
der  Vollstreckung  A’on  Zuchthaus-  und  Gefängnissstrafen 
in  den  von  den  Grundsätzen  (§  11)  hervorgehobenen 
Fällen  vor.  Strafgefangene  unter  18  .Jahren  sollen,  in 
üebereinstimmung  mit  § 12  der  Grundsätze,  nur  mit 
Genehmigung  des  Vorstandes  der  Gefängnissverwaltung 
länger  als  3 Jlonate  in  Einzelhaft  belassen  Averden 
dürfen. 

Diese  sehr  mannigfaltigen  Bestimmungen  über  die 
Verwendung  der  Einzelhaft  umfassen  zwar  eine  grosse 
Zahl  von  Gefangenen,  bieten  aber,  bei  der  meist  knapp 
bemessenen  Zeilenzahl,  gerade  dadurch  eine  geringere 
GcAvähr  für  eine  zweckmässige  Auswahl  der  Gefangenen 
bei  der  Belegung  der  Einzelzellen.  Es  ist  daher  zu 
Wünschen,  dass  die  in  Aussicht  genommene  Revision  dieser 
Bestimmungen  nicht  allzulange  auf  sich  w^arten  lässt. 

In  der  Anstalt  für  männliche  Zucht  h a u s - 
gefangene  zu  Ensisheira  dürfte  die  Zeilenzahl 
annähernd  genügen  zur  Isolirung  der  in  § 11  der  Grund- 
sätze angeführten  Gruppen,  denn  von  durchschnittlich 
(1890 — 1899)  541  Insassen  können  198,  also  37  %,  in 
Einzelhaft  gehalten  Averden.  Alle  weiblichen  Gefangenen, 
die  mehr  als  eine  viermonatliche  Strafe  zu  verbüssen  haben 
(die  weiblichen  .Jugendlichen  mit  Strafen  über  einen  Monat), 


werden  der  Anstalt  zu  Hagenau  überwiesen,  die  in 
ihren  beiden  Abtheilungen  (Strafanstalt  und  Arbeitshaus) 
bei  einer  Belegfähigkeit  von  380  und  einem  Durchschnitts- 
bestände (1890-1899)  von  229  (125  + 104)  Insassen  ins- 
gesammt  über»  113  Einzelzellen  verfügt.  Da  diese  voraus- 
sichtlich in  erster  Linie  mit  Strafanstalts gefangenen 
belegt  werden,  wird  für  diese  die  Einzelhaft  in  weitem 
Umfange  durchgeführt  sein. 

Dagegen  lässt  in  den  Bezirksgefängnissen 
die  Durchführung  der  Einzelhaft  theilweise  noch  sehr  zu 
wünschen  übrig ; z.  B.  verfügt  das  Bezirksgefängniss  zu 
Strassburg  bei  einer  Belegfähigkeit  von  470  und  einem 
Durchschnittsbestände  von  379  Strafgefangenen  nur  übei 
30  Einzelzellen,  auch  Colmar  besitzt  nur  für  Vn  seines 
Durchschnittsbestandes  Einzelzellen.  Insgesammt  bieten 
die  Bezirksgefängnisse  Raum  für  1945  Strafgefangene, 
ihre  mittlere  Belegung  betrug  1890—1899:  1327,  an  Ein- 
zelzellen sind  vorhanden  529.*)  In  der  Einrichtung  dieser 
Anstalten  verhalten  sich  demnach  Einzelhaft  und  Gemein- 
schaftshaft  wie  3:8,  ’/s  des  angegebenen  Durchschnitts- 
bestandes können  isolirt  werden.  Dieses  Verhältniss 
genügt  nicht,  um  alle  diejenigen  in  Einzelhaft  zu  verwahren, 
für  die  sie  in  den  obigen  Bestimmungen  vorgesehen  ist. 
Dass  man  aber  eifrig  auf  die  Vermehrung  der  Zellen 
bedacht  ist,  erhellt  daraus,  dass  Schmutz  (siehe  Seite  64 
Anm.  1)  in  seinem  bis  zum  Jahre  1896  reichenden  Angaben 
noch  von  540  Einzelzellen  in  den  grösseren  Gefangenen- 
anstalten berichtet,  diese  Zahl  aber  heute  bereits  auf  840 
gestiegen  ist.**) 


Ul) 

u i s s e u : 


*)  Im  Einzelnen  betrügt  die  Bclog-fähigkeit,  Durchschnittsbeleg 
und  die  Zahl  der  Einzelzelleu  in  den  Bezirksgefäng 
Colmar:  250-155—27.  Metz:  295—201—98.  Mühl- 
hausen:670 — 462 — 282.  Saar  gemün  d 120 — 41 — 70.  Strassburg- 
470-379-30.  Zabern:  140—90—22. 

**)  „Ais  die  deutsche  Verwaltung  Els.-Lothr.  i.  J.  1871  übernahm, 
fand  sich  nicht  eine  einzige  Zelle  in  den  Gefängnissen  aller  Art  \or, 
die  dem  eigentlichen  Strafvollzüge  hätte  dienen  können btw“ 
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Die  Amtsgefängnisse  besitzen  nach  den  Angaben  von 
Schmutz  einen  Belegraum  für  800  Köpfe  und  320  Einzel- 
zelleii,  doch  wird  auch  diese  Zahl  heute  weit  überschritten 
sein,  da  die  Neubauten  ausschliesslich  nach  dem  System 
der  Einzelhaft  eingerichtet  werden,  und  man  auch  bei 
Umbauten  möglichst  auf  Schaffung  von  Isolü’zellen  Bedacht 
nimmt. 


vom  Jahre  1880  ab  hat  die  Landesverwaltung  es  sich  energisch  zur 
Aufgabe  gestellt,  diesen  ZustHnden  abzuhelfen.  Es  sind  seit  dieser 
Zeit  mehr  als  500  Zellen  in  den  grösseren  GefRngnissanstalteu  ein- 
gerichtet, es  sind  etwa  400  Zellen  in  den  kleineren  Gefängnissen  her- 
gestellt und  zwar  sind  gegen  50  dieser  kleinen  Gefängnisse  neu  erbaut 
und  ausschliesslich  für  Einzelhaft  eingerichtet“.  Freiherr  v.  d.  Goltz 
auf  der  10.  Versammlung  des  Vereins  deutscher  Strafanstaltsbeainten 
zu  Braunschweig  i.  J.  1894. 


Dritter  Theil. 


Entspricht  die  Stellung  der  Einzelhaft  im  heutigen 
deutschen  Strafvollzüge  ihrer  Bedeutung? 

1.  Grundsätzliche  Betrachtung  der  Einzelhaft  gegenüber  der 
Gemeinschaftshaft  *) 

Einzelhaft  und  Gemeinschaftshaft  sind  zwei  nicht 
nur  verschiedene,  sondern  geradezu  entgegengesetzte 
Formen  der  Freiheitsentziehung.  Dir  Zweck  ist,  dem 
Vollzüge  der  Freiheitsstrafen  und  damit  dem  Strafvollzüge 
überhaupt  als  Mittel  zur  Durchführung  seiner  Aufgabe  zu 
dienen.  Die  kritische  Gegenüberstellung  der  beiden  Haft- 
systeme wird  daher  von  der  Frage  auszugehen  haben, 
welches  von  ihnen  der  Aufgabe  des  Strafvollzuges,  dei 
Verwirklichung  des  Strafzwecks,  am  besten  entspricht. 

Die  Strafe  ist  das  vom  Staate  für  die  Uebertretung 
seiner  Gesetze  über  den  Verbrecher  verhängte  Uebel. 
Zweck  der  Strafe  ist  der  Schutz  der  menschlichen  Gesell- 
schaft. Sie  soll  die  Allgemeinheit  nach  Möglichkeit  vor 
der  Begehung  strafbarer,  regelmässig  antisozialer  Hand- 
lungen beivahren,  sie  soll  insbesondere  thunlichst  dem 
Rückfall  des  Verbrechers  verbeugen.  Die  Androhung 
des  Strafübels,  als  Folge  gewisser  Handlungen  oder 
Unterlassungen,  bringt  die  Grenze  des  gesetzlich  Erlaubten 
besonders  di'astisch  zum  Ausdruck  und  soll  vor  ihrei 
Ueberschreitung  warnen.  Der  Vollzug  der  Strafe 
soll  einerseits  das  berechtigte  Vergeltungsbedürf niss  der 
Gesammtheit  und  des  Verletzten  befriedigen,  andererseits 
thunlichst  der  Begehung  neuer  Delikte  durch  diesen  odei 

andere  Thäter  Vorbeugen.  Der  Strafvollzug  zeigt  Jedermann, 

*)  Da  sämintliehe  bestehenden  Haftformen  Modifikationen  ent- 
weder der  Einzelhaft  oder  der  Gemeinschaftshaft  sind,  so  werden  sich 
die  nachfolgenden  Erörterungen  auch  nur  auf  diese  beiden  Grund- 
haftformen erstrecken. 
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was  er  als  Folge  ungesetzlichen  Verhaltens  zu  gewärtigen 
hat,  am  deutlichsten  und  fühlbarsten  demjenigen,  der  durch 
die  That  belesen  hat,  dass  er  mit  der  Rechtsordnung 
nicht  in  Frieden  leben  kann. 

Der  Strafvollzug  soll  diesen,  der  sich  durch  seine 
Strafthat  als  nicht  genügend  sozial  erzogen  erwiesen  hat, 
sich  seiner  sittlichen  Pflichten  gegen  die  Gesammtheit 
bewusst  werden  lassen  und  ihn  wieder  zu  einem  nützlichen 
Gliede  der  menschlichen  Gesellschaft  zu  machen  suchen. 
Gelingt  ihm  dies,  so  wird  hierdurch  dem  Rückfall  am 
sichersten  vorgebeugt  und  so  auch  der  Gesellschaft  der 
beste  Dienst  geleistet.  Hervoizuheben  ist  aber,  dass  die 
Besserung  der  Sträflinge  nur  eine  von  mehreren  Aufgaben 
des  Strafvollzuges  ist.  Die  Strafe  muss  in  erster  Linie, 
ihrem  Wesen  und  Endzweck  entsprechend,  ein  empfind- 
liches Uebel  bleiben,  die  übrigen  genannten  Momente 
sind  erst  in  zweiter  Hinsicht  zur  Geltung  zu  bringen, 
soweit  die  Art  der  Strafe  und  der  Charakter  des  Sträflings 
dies  zulässt. 

Prüfen  wir,  welche  der  beiden  in  Rede  stehenden 
Haftformen  diesen  Aufgaben  der  Strafe  mehr  entspricht, 
so  steht  zunächst  ausser  Frage,  dass  die  Freiheitsstrafe, 
um  die  es  sich  hier  allein  handelt,  am  folgerichtigsten 
und  vollkommensten  in  der  Einzelhaft  zur  Durchführung 
kommt.  Die  Gemeinschaftshaft  lässt  den  Gefangenen 
durch  die  grössere  Räumlichkeit,  in  der  sie  sich  aufhalten, 
und  durch  die  Gemeinschaft  mit  einander  immerhin  noch 
die  Möglichkeit  eines  freieren  Verkehrs  In  der  Einzelhaft 
dagegen  ist  die  Freiheit  des  Sträflings,  der,  von  Seines- 
gleichen getrennt,  in  eine  enge  Zelle  eingeschlossen  ist, 
thatsäehlich  auf  das  Mindestmass  beschränkt.  Die  Einzel- 
haft ist  die  allein  konsequente  Durchführung 
des  Prinzips  der  Freiheitsentziehung.*)  — Je 
uiehr  die  Strafe  die  persönliche  Freiheit  des  Sträflings 
heschränkt  und  die  Gemeinschaft  unter  den  Gefangenen 

*)  Vergl.  Schiatter:  Da.s  System  der  Kinzelhaft.  iMannheiin, 
1^56,  S.  29. 
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aufhebt,  desto  mehr  wird  sie  als  Uebel  empfunden.  Daher 
ist  die  Einzelhaft  auch  vorzugsweise  geeignet, 
den  Charakter  der  Strafe  als  eines  empfindlichen 
Uebels  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Wie  die  Gemein- 
schaft überhaupt  jede  schwierige  Lebenslage  leichter 
ertragen  lässt,  so  hebt  sie  auch  in  den  Strafanstalten,  wie 
schon  bei  der  Schilderung  des  Lübecker  Marstallgefäng- 
nisses  an  gedeutet  ist,  die  Empfindlichkeit  des  Strafübels 
mehr  oder  minder  auf.  Man  höre  nur,  wie  hierüber  ein 
Mann  von  wissenschaftlicher  Bildung  schreibt,  der  als 
Zuchthaussträfliug  Gelegenheit  hatte,  die  Gemeinschaftshaft 
aus  eigener  Anschauung  kennen  zu  lernen.  „.Jeder  Mensch 
— so  schreibt  Schiatter  in  seiner  1856  erschienenen  Schrift 
über  „das  System  der  Einzelhaft“  (S.  27)  — sucht  die 
Gemeinschaft  mit  andern  Menschen,  und  zwar  am  liebsten 
mit  solchen,  die  in  Bildung,  Charakter  und  Lebensweise 
ihm  ähnlich  sind.  Darf  man  nun  noch  fragen,  warum  das 
gemeinschaftliche  Zuchthaus  dem  Verbrecher  kaum  mehr 
als  ein  Strafort  erscheint,  sondern  ihm  beziehungsweise 
sogar  Vergnügen  bereitet?  Er  tritt  hier  nicht  blos  in  eine 
grosse,  lebhafte,  ihn  eng  umgebende  und  durch  ihre  bunte 
Zusammensetzung  anziehende  Ge.sellschaft  ein,  sondern  er 
findet  in  derselben  auch  gerade  solche  Leute,  wie  er  sie 
sich  immer  gewünscht,  aber  anderswo  nicht  so  leicht 
gefunden  hat.  Das  Zuchthaus  (d.  h.  das  mit  gemeinsamer 
Haft)  ist  das  Gesellschaftslokal  oder  Kasino  des  Auswurfs 
der  Menschheit,  der  öffentliche  Markt  und  Tummelplatz 
der  Gauner  und  Diebe,  und  nirgends  umschlingt  sie  ein 
so  enges  Band  der  Brüderschaft  wie  hier.  Wenn  man 
eine  Anstalt  errichten  wollte,  welche  die  Bestimmung  hätte, 
dem  Laster  Vergnügen  zu  bereiten  und  den  Schelmen 
eine  Gelegenheit  zur  Assoziation  zu  bieten,  so  müsste  man 
ihr  etwa  eine  solche  Einrichtung  geben,  wie  sie,  wenigstens 
in  dieser  Beziehung,  die  gemeinschaftlichen  Zuchthäuser 
haben“.*)  Mag  diese  Schilderung  auch  für  manche  unserer 


X 


*)  Diese  und  zalilreiche  iilmliche  Aeusserung’eu  citii't  bei' 
V.  Duhn,  Die  Gef.än<>;nis.sfrag'e  in  ihi-ein  Zusammenhänge  mit  der 
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heutigen  Gemeinschaftsanstalteii  nicht  mehr  in  A'ollem 
Umfange  zutreffen,  so  ist  doch  keine  Frage,  dass  die 
Gemeinschaftshaft  den  meisten  Gefangenen  ihre  Lage 
angenehmer  und  behaglicher  macht.  Die  Einsamkeit  der 
Zelle  dagegen  wird  in  der  Regel  von  den  Gefangenen  als 
drückendes  Uebel  empfunden  und  vermag  gerade  die 
schlimmsten  Elemente  in  wirksamer  Weise  abzuschrecken.  — 
Diese  Eigenschaft  der  Einzelhaft,  dass  sie  der  Strafe  in 
ganz  besonderem  Masse  ihren  Charakter  als  Uebel  wahrt, 
ist  von  der  grössten  Bedeutung  beim  Vollzüge  der  kurzen 
Freiheitsstrafen.  Sollen  diese  Strafen,  bei  denen  wegen 
der  Kürze  ihrer  Dauer  eine  erziehliche  Einwirkung  auf 
den  Charakter  des  Sträflings  ausgeschlossen  ist,  nicht 
lediglich  als  eine  kleine  Unannehmlichkeit,  die  zu  gewissen 
Jahreszeiten  noch  dazu  ihre  angenehmen  Seiten  hat, 
sondern  wirklich  als  Strafe  empfunden  werden,  so 
müssen  sie  unbedingt  in  Einzelhaft  vollzogen  werden.* *) 

Zuzugeben  ist,  dass  die  Wirkungen  der  Haftsysteme 
auf  die  einzelnen  Gefangenen  nicht  die  gleichen,  vielmehr 
je  nach  ihrer  Individualität  verschieden  sind.  So  ist 
beispielsweise  die  Gemeinschaftshaft,  wie  Schiatter  näher 
ausfühlt,  dem  innerlich  verderbten  und  moralisch  ver- 
kommenen Gewohnheitsverbrecher  kein  Ort  der  Strafe, 
sondern  ein  Ort  der  Sorglosigkeit  und  des  behaglichen 
Daseins,  während  sie  für  den  ]\Ienschen  von  besserer 
Gesinnung,  von  einer  glücklicheren  Vergangenheit  und 
gebildeteren  Gewohnheiten  dadurch,  dass  sie  ihm  die 
Gemeinschaft  mit  jenen  Elementen  aufnöthigt,  zu  einem 
Orte  des  Schreckens,  des  Ekels  und  entsetzlicher  Pein 
wird.**)  Die  Einzelhaft  hingegen  trifft  die  Gefangenen  um 

Zeitentwicklung  betrachtet.  Lübeck,  lb(i3.  Vergl.  K roh  ne,  Lelir- 
huch  der  Gefängnisskunde.  Stuttgart,  1889,  S.  243,  244,  249. 

*)  Vergl.  V.  Liszt:  Zur  Reform  des  deutschen  Strafen-  und  Ge- 
fÄngnisswesens.  Zeitschrift  für  die  gcsaminte  Strafrechtswissenschaft. 

VII,  S.  25. 

**)  Vergl.  besonders : Baer,  Die  Gefängnisse,  Strafanstalten  und 
Strafsysteme,  in  hygienischer  Beziehung.  Berlin,  1871,  S.  24.). 
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so  härter,  je  schlechter  und  verderbter  sie  sind,  während 
sie  das  Ehrgefühl  der  besseren  und  reuraüthigen  Elemente 
schont  und  von  diesen  insoweit  auch  als  Wohlthat  em- 
pfunden wird.  Diese  Verschiedenartigkeit  der  Wirkungen, 
so  ungerecht  sie  bei  der  gemeinsamen  Haft  ist,  übt  bei 
der  Einzelhaft  zweifelsohne  die  gerechteste  Vergeltung 
und  macht  die  Isolirung  zum  gerechtesten 
Strafvollstreckungsmodu  s.*) 

Weiter  ist  die  Bedeutung  der  Haftsysteme  für  die 
Erreichung  des  Besserungszweckes  der  Strafe 
zu  prüfen.  Erste  Voraussetzung  eines  diesem  Zwecke 
entsprechenden  Haftsystems  ist  natürlich,  dass  es  die 
gegenseitige  moralische  Verschlechterung  der  Sträflinge 
hindert.  Dass  die  Einzelhaft  eine  solche  Verschlechterung 
nicht  befürchten  lässt,  ist  ohne  weiteres  klar.  Dass  die 
Gemeinschaftshaft  dagegen  nach  dieser  Richtung  hin  die 
allergrössten  Gefahren  in  sich  schliesst,  ist  zw'^ar  immer 
und  immer  wieder  hervorgehoben,  kann  aber,  so  lange  es 
überhaupt  noch  prinzipielle  Freunde  dieses  Haftsystems 
giebt,  nicht  oft  und  deutlich  genug  betont  werden.  Durch 
das  Zusammenleben  von  Verbrechern  und  durch  den 
verderblichen  Verkehr  der  Sträflinge  sind  diese  Anstalten 
zu  „Hochschulen  des  Lasters  und  des  Verbrechens“,  zu 
„Pflanzstätten  verbrecherischer  Gesinnung“,  und  wie  man 
sie  sonst  noch  bezeichnet  hat,  geworden.  Hier  führt  der 
Ruchloseste  das  grosse  Wort,  hier  rühmt  sich  jeder  seiner 
verbrecherischen  Thaten.  „Der  jüngei’e  Verbrecher  wdrd 
hier  nach  und  nach  eingew'eiht  in  die  Geheimnisse  des 
Verbrecherthums,  er  bewundert  mit  vielen  Anderen  den 
Helden,  den  ergrauten,  erfahrenen  Kleister,  der  frech  und 
verwegen  des  Gesetzes,  der  gesellschaftlichen  Ordnung, 
der  Religion  und  des  Gewissens  spottet.  lu  dieser  Gesell- 
schaft roher  und  gemeiner  Menschen,  in  dieser  Gesellschaft 
schmutzigster  Begierden  und  Gewohnheiten  wird  jeder  edle 

'*')  Vergl.  Fxiosslln:  Die  Einzelhaft  nach  fremden  und  eigenen 
Erfahrungen.  Heidelberg,  1855,  S.  345.  Böhl  au:  Die  Einzelhaft  in 
Preussen.  Weimar,  1861,  S.  12. 
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Funke  eines  noch  nicht  ganz  verlorenen  Gefangenen  nach 
und  nach  ausgelöscht,  sei  es  dadurch,  dass  dieser  nicht 
Kräfte  genug  besitzt,  den  Verlockuiigen  und  Beispielen  der 
Spiessgesellen  zu  widerstehen,  sei  es,  dass  er  den  Hohn 
und  Spott  der  Anderen  nicht  ertragen  kann;  er  schliesst 
sich  dem  angenehmeren  Treiben  der  Mehrzahl  an,  er 
findet  das  Leben  mit  ihnen  nicht  mehr  so  entsetzlich,  und 
bald  ist  er  einer  der  Ihrigen“.*)  So  ist  es  nicht  zu  ver- 
wundern, wenn  die  Sträflinge  nach  dem  Verlassen  der 
Strafanstalten  gefährlicher  für  die  bürgerliche  Gesell- 
schaft sind,  als  sie  es  vor  der  Bestrafung  waren.  Diese 
Wirkung  der  Gemeinschaftshaft  läuft  offensichtlich  dem 
Zweck  der  Strafe  und  dem  Interesse  der  Gesellschaft 
völlig  zuwider.  Die  Einzelhaft  dagegen  ist  frei 
von  derartigen  schädlichen  'Wirkungen;  sie 
behütet  den  Sträfling  vor  der  nothw^endig  verschlechternden 
Gemeinschaft  mit  anderen  Gefangenen  und  bewahrt  dadurch 
zugleich  die  Gesellschaft  vor  den  gefährlichen  Kamerad- 
schaften, die  in  so  vielen  Fällen  zu  Verabredungen  und 
Bündnissen  für  künftige  Verbrechen  führen  und  so  den 
Keim  zu  neuen  Strafthaten  in  sich  schliessen.  — Auf 
der  anderen  Seite  kommt  die  Einzelhaft  den 
Besserungsbestrebungen  des  Strafvollzuges 
in  weit  höherem  Masse  entgegen  als  die 
Gemeinschaftshaft.  „In  der  Einzelhaft  kann  der 
sittlich  verdorbene  und  verkommene  Sträfling  ebensowenig 
wie  der  mindergesunkene  sich  den  schweren  Kämpfen  in 
seinem  Inneren  entziehen,  er  muss  über  seine  Lage,  seine 
Handlungsweise  naehdenken,  und  in  dieser  Einkehr  in  sich, 
in  dieser  Selbstbeschauung  wird  sein  Denken  und  Empfinden 
in  eine  Stimmung  versetzt,  die  ihn  den  anderen  Mitteln 
der  Strafvollstreckung  leichter  zugänglich  macht“.**)  Zu 
diesen  Mitteln  gehört  in  erster  Linie  der  häufige  Verkehr 
mit  den  Oberbeamten  der  Anstalt.  Diese  sollen  sich  ein 

*)  Baer,  a.  a.  O.,  S.  244. 

**)  Baer,  a.  a.  O,,  S.  280.  Vergl.  Schiatter,  a.  a.  O.,  S.  48- 
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möglichst  klares  Bild  von  der  Persönlichkeit  der  einzelnen 
Gefangenen  zu  verschaffen  suchen  und  auf  Giund  dieser 
Wissenschaft  jeden  Gefangenen  seiner  Eigenart  entsprechend 
behandeln.  Nur  dann  i.st  eine  wirklich  erzieherische 
Einwirkung  auf  den  Sträfling  möglich.  Alles  dieses  ist 
aber  in  der  Gemeinschaftshaft  nahezu  unmöglich.  Hier 
haben  es  die  Beamten  nicht  mit  einzelnen,  sondern  lediglich 
mit  Gesammtheiten  von  Gefangenen  zu  thun.  Sie  äusserlich 
zu  diszipliniren,  ist  fast  alles,  was  in  der  Gemeinschafts- 
haft möglich  ist.  Dadurch  gewinnt  die  Strafe  naturgemäss 
einen  rein  äusserlichen  und  mechanischen  Charakter  und 
schliesst  jede  individuelle  Behandlung  der  Sträflinge  aus. 
ln  der  Einzelhaft  dagegen  wird  die  Disziplin irung  bereits 
durch  die  Art  der  Verwahrung  besorgt,  der  Beamte  kann 
sich  ganz  der  Person  des  einzelnen  Gefangenen  widmen, 
er  kann  ihm  gegenüber  jede  Tonart  anschlagen,  die 
ihm  bei  der  Eigenart  des  Sträflings  angebracht  erscheint, 
ohne  darauf  Bedacht  nehmen  zu  müssen,  wie  seine  Worte 
auf  andere  Gefangene  wirken  könnten.  Der  Gefangene 
andererseits  hat  keinen  Grund  mehr  zu  falscher  Scham, 
zur  Verstellung  und  Zurückhaltung,  weil  die  Furcht  vor 
dem  Hohn  und  Spott  der  Mitgefangenen  fortfällt.  — Auch 
von  den  übrigen  erziehlichen  Mitteln  des  Strafvollzuges, 
dem  Schul-  und  Kirchbesuch,  der  Lektüre  u.  s.  w.  ist  nur 
in  der  Einzelhaft  eine  wirklich  segensreiche  Wirkung  zu 
erhoffen,  weil  hier  jede  Möglichkeit,  die  geistige  Isolirung 
zu  mindern,  für  das  Gefühl  des  Gefangenen  selbst  als 
Wohlthat  erscheint.  Deshalb  ist  die  Einzelhaft  auch  in 
hohem  Masse  geeignet,  die  Freude  an  der  Arbeit  zu  er- 
wecken. Sie  wird  den  Isolirten  bald  das  beste  Mittel,  die 
Einsamkeit  der  Zelle  zu  überwinden,  sie  wird  zu  einem 
wesentlichen  Faktor  ihres  Wohlbefindens.  So  öffnet 
die  Einzelhaft  den  auf  die  Besserung  dei 
Gefangenen  abzielenden  Bestrebungen  Thür 
und  Thor,  während  die  Gemeinschaftshaft 
diesen  Bestrebungen  nicht  allein  hindernd 
in  den  Weg  tritt,  sondern  durch  die  verderb- 
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liehe  Gemeinschaft  der  Sträflinge  gerade 
die  entgegengesetzten  Wirkungen  erzeugt.  — 
Alle  diese  Momente  gewinnen  eine  besonders  hervorragende 
Bedeutung  für  die  Behandlung  der  jugendlichen 
Sträflinge ; sie  sind  allen  Einflüssen,  guten  sowohl  wie 
schlechten,  weit  mehr  zugänglich  als  die  erwachsenen. 
Sie  müssen  daher  besonders  ängstlich  vor  schlechten  Ein- 
wirkungen, wie  sie  bei  ihrer  gemeinsamen  Verwahrung 
unausbleiblich  sind,  bewahrt  werden,  während  die 
Besserungsbestrebungen  bei  ihnen  in  weit  höherem  Masse 
als  bei  den  Erwachsenen  Erfolg  versprechen.  Bei  den 
Jugendlichen,  die  doch  regelmässig  Neulinge  auf  der  Bahn 
des  Verbrechens  sind,  ist  es  ferner  ganz  besonders 
wninschenswerth,  dass  sie  den  Ernst  der  Strafe  im  vollsten 
Masse  spüren,  und  dass  sie  durch  den  Strafvollzug  einen 
unvergesslichen  Denkzettel  erhalten,  der  sie  vor  weiteren 
Strafthaten  wirksam  abschreckt.  Alles  dieses  ist  aber, 
wie  gesagt,  einzig  und  allein  in  der  Einzelhaft  möglich. 

Ais  Ergebniss  vorstehender  Erörterungen 
lässt  sich  nunmehr  feststellen: 

1.  Die  Einzelhaft  ist  die  konsequenteste  Durchführung 
des  Prinzips  der  Freiheitsentziehung. 

2.  Die  Einzelhaft  wahrt,  was  von  ganz  besonderer 
Bedeutung  bei  kurzen  Strafen  ist,  der  Strafe  ihren 
Charakter  als  Uebel,  während  sie  in  der  Gemein- 
schaftshaft diesen  Charakter  nur  zu  leicht  verliert. 

3.  Die  Einzelhaft  übt  die  gerechteste  Vergeltung, 
während  die  Wirkungen  der  Gemeinschaftshaft  dem 
Gleichheitsprinzip  zuwiderlaufen. 

4.  Die  Einzelhaft  verhütet,  im  Gegensatz  zum  Ver- 
giftung-ssystem  der  Gemeinschaftshaft,  die  gegen- 
seitige moralische  Verschlechterung  der  Gefangenen. 

5.  Die  Einzelhaft  ermöglicht  eine  individuelle  Behand- 
lung der  Sträflinge,  schont  das  Ehrgefühl  der  Ge- 
fangenen, regt  sie  zur  .Selbsterkenntniss  an,  erweckt 
die  Arbeitsfreudigkeit  in  ihnen  und  macht  sie  guter 
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Beeinflussung  in  besonderem  Masse  zugänglich,  was 
alles  in  der  gemeinsamen  Haft  mehr  oder  minder 
ausgeschlossen  ist. 

Darnach  kann  es  keinen  Zweifel  unterliegen,  dass 
allein  die  Einzelhaft  den  Aufgaben  und  dem  Zweck  der 
Freiheitsstrafen  voll  entspricht,  nicht  dagegen  die  Gemein- 
schaftshaft. Die  Einzelhaft  ist  die  kulture 
höher  stehende  Form  der  Freiheitsentziehung. 
Sie  ist  daher  dem  Vollzüge  der  Freiheits- 
strafen als  herrschendes  Haftsystem  zuGrunde 
ZU  1 6 ^ 6 11 . 

Von  diesem  Prinzip  ist  nur  insoweit  abzu- 
weichen, als  besondere  Umstände  die  Einzel- 
haft in  einzelnen  Gruppen  von  Fällen  aus- 
nahmsweise als  unzulässig  oder  entbehrlicn 

erscheinen  lassen. 

Als  unzulässig  ist  die  Verw'endung  der  Einzel- 
haft schlechthin  dann  zu  bezeichnen,  wenn  sie  ^ui 
den  körperlichen  oder  geistigen  Zustand  e 
Gefangenen  Gefahr  befürchten  lässt,  m 
welchem  Masse  dies  der  Fall  ist,  war  einstmals  ausseis 
bestritten,  weil  Freunde  und  Gegner  der  Einzelhaft 
von  verschiedenen  Methoden  ihrer  Handhabung  aus- 
gingen. Heute  wird  aber  in  keiner  deutschen  Strafanstai 
die  Einzelhaft  als  System  völliger  Vereinsamung  des  Sträflings 
angewandt,  man  ist  vielmehr  im  Gegentheil  bestrebt,  i 
in  möglichst  reichem  Masse  den  Umgang  mit  rechtschaftene 
Menschen  zu  Theil  \verden  zu  lassen.*)  Durch  die  Besuc 
der  Oberbeamten,  durch  den  Unterricht,  die  Predigt,  le 
Lektüre,  die  Arbeit  empfängt  er  mannigfache  geistige  n 
regungen  und  Eindrücke;  sie  nehmen  ihn  so  vielseitig  u 
Anspruch,  dass  eine  geistige  Abstumpfung  oder  Beförderung 

*)  Beispielsweise  schreiben  die  Bundesrathsvereinbarungen 

vor,  dass  der  Gefangene  in  Einzelhaft  täglich  mehrmals  von 
Beamten  der  Anstalt  zu  besuchen  ist,  und  die  Hausordnung 
schiedener  Strafanstalten  bestimmen,  dass  die  in  Einzelhaft  e 
liehen  Sträflinge  täglich  mindestens  viermal  zu  besuchen  sin  • 
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der  Geistesstörung  durch  die  Einzelhaft  im  Allgemeinen 
nicht  zu  befürchten  sind.  Freilich  rufen  die  weitgehende 
Freiheitseinschränkung  und  der  als  Frucht  der  Isolirung 
unausbleibliche  Zwang,  die  Gedanken  auf  sich  selbst  zu 
richten,  in  manchen  Gefangenen  zu  Anfang  ihrer  Strafzeit 
mehr  oder  weniger  heftige  seelische  Erschütterungen  her- 
vor. Aber  derartige  Störungen  des  seelischen  Gleich- 
gewichts, wie  sie  auch  durch  die  verschiedensten  anderen 
Lebenslagen  hervorgerufen  werden,  bleiben  in  der  Regel 
ohne  dauernde  gesundheitsschädliche  Folgen;  sie  pflegen  eher 
eine  wohlthätige,  reinigende  Wirkung  zu  hinterlassen.  Es 
kommt  allerdings  vor,  dass  diese  Zustände  zu  Seelen- 
störungen werden  und  geistige  Erkrankungen  im  Gefolge 
haben.  „Aber  durch  sorgfältige,  langjährige  Beobachtungen 
ist  erwiesen,  dass  in  der  gemeinsamen  Haft  ebensoviele, 
wenn  nicht  mehr  Seelenstörungen  sich  zeigen“.*)  Während 
aber  bei  der  Gleichmacherei  der  Gemeinschaftshaft,  bei 
welcher  der  Einzelne  in  der  blasse  verschwindet,  irgend 
welche  Störungen  erst  im  fortgeschrittenen  Stadium  ent- 
deckt werden,  ist  in  der  Einzelhaft  die  Individualität  eines 
jeden  Gefangenen  Gegenstand  aufmerksamster  Beobachtung 
und  irgend  w’elche  krankhafte  Veränderungen  derselben 
müssen  in  ihren  ersten  Anzeichen  bemerkt  werden.  Dadurch 
wird  die  Aussicht  auf  Besserung  natürlich  bedeutend  er- 
höht. — Aehnlich  steht  es  mit  der  Gefahr  der  Schädigung 
des  körperlichen  Zustandes  durch  die  Einzelhaft.  „Wenn 
wir  uns  die  ganze  Unzahl  aller  gesundheitswidrigen  Momente, 
die  eine  längere  Gefangenschaft  bei  jedem  Strafsystem  auf 
die  Bevölkerung  einer  Strafanstalt  ausübt,  und  die  immer 
ungünstigen  Krankheits-  und  Sterblichkeitsverhältnisse  unter 
den  Gefangenen  bei  jeder  Strafhaft  vergegenwärtigen,  wenn 
wir  unter  diesen  ursächlichen  Einwirkungen  diejenigen,  die 
von  der  Gefangenschaft  gar  nicht  trennbar  sind,  von  der 
schädlichen  Einwirkung  der  Haftvollstreckungs-Methode 

*)  So  urtheilt  Kr  oh  ne  in  seinem  Lehrbuche  der  Gefängni.ss- 
kuude,  S.  252,  aut  Grund  Jahrzehnte  langer  eigener  und  fremder  Er- 
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trennen,  so  werden  wir  der  Einzelhaft  niemals  einen  auf 
die.  körperliche  Gesundheit  mehr  nachtheiligen  Einfluss  zu- 
schreiben können  als  der  gemeinsamen  Haft.“*)  Schliesslich 
sind  auch  sittliche  Verwerflichkeiten  in  der  Einzelhaft  weit 
seltener  als  bei  gemeinsamer  Verwahrung  der  Sträfhnge.**) 
Es  ist  demnach  kein  Grund  vorhanden,  mit  Rücksicht  auf 
die  Gesundheit  der  Gefangenen  besondere  Ausnahmen  von 
der  regelmässigen  Verwendung  der  Einzelhaft  zu  Gunsten 
der  Gemeinschaftshaft  zu  machen.  Vielmehr  genügt  voll- 
ständig die  allgemeine  Bestimmung,  dass  Einzelhaft  aus- 
geschlossen ist,  „wenn  von  derselben  eine  Gefahr  für  den 
körperlichen  oder  geistigen  Zustand  des  Gefangenen  zu 
besorgen  ist“.  (§  13  der  Grundsätze.)  Diesem  Grundsätze 
entsprechend  sind  z.  B.  körperlich  Gebrechliche  (Taube, 
Blinde,  Lahme,  Krüppel,  Epileptische),  geistig  sehr  ver- 
kümmerte, schwache  Menschen,  melancholische  Gefangene 
u.  s.  w.  von  der  Einzelhaft  auszuschliessen.***)  Auch  Greise 


*)  Zu  diesem  Urtheile  {■•elangt  Baer  in  seinem  inehrerwälinten 
Werke  (S.  261)  auf  Grund  umfangreicher  und  gründlicher  Unter-' 
suchuugen,  auf  die  besonders  ver-wiesen  sei.  Stickl,  ebenfalls  ein 
Arzt,  kommt  nach  längeren  Untersuchungen  (Blätter  für  Gefängiiiss- 
kunde,  Bd.  XXXI,  S.  379 — 414)  zu  dem  Ergebnlss,  „dass  die  Einzelhaft 
in  gar  keiner  Beziehung  gesundheitliche  Nachtheile  gegenüber  der 
Kollektivhaft  mit  sich  bringt,  dass  sie  vielmehr  in  vielen  und  wesent- 
lichen Punkten  der  Gemeinschaftshaft  vom  hygienischen  Stand- 
punkte aus  weit  vorzuziehen  ist“.  Vergl.  K ro h n e,  a.  a.  0., 
S.  252  ff. 


**)  „Meine  Feder  sträubt  sich“  — schreibt  der  Belgier  Ducpetiaux 
in  seinem  „Systeme  ccUulaire"  — „die  unedlen  Leidenschaften  zu  be- 
schreiben, w'elche  diese  zusammengeworfenen  Massen  bewegen,  und 
Schamröthe  steigt  mir  ins  Gesiebt  bei  dem  blosen  Gedanken  an  die 
Sinnlichkeit  und  gemeinen  Laster,  welche  diese  Art  von  Pandämoniuin 
gross  zieht  und  weiche  die  strengste  Zucht  und  die  sorgfältigste  Ueber- 
wachung  nicht  hindern  und  unterdrücken  kann.  Päderastie  kann  in 
der  Einzelhaft  nicht  getrieben  werden  und  Onanie  wird  in  der 
gemeinsamen  Haft  ebensoviel  getrieben  wie  in  der  Einzelhaft“. 
Siehe  Baer  S.  277. 

***)  Vergl.  besonders  Fü esslin:  Die  Einzelhaft  nach  fremden 
und  sechsjährigen  eigenen  Erfahrungen  im  neuen  Männerzuchthause 
zu  Bruchsal.  Heidelberg,  1855,  S.  316  ff. 
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werden  häufig  zu  dieser  Gruppe  gehören,  eine  generelle 
Bestimmung,  Personen  über  60  oder  70  Jahre  nur  gemein- 
sam zu  verwahren,  wie  sie  z.  B.  in  Baden  besteht,  empfiehlt 
sich  aber  um  deswillen  nicht,  weil  ihre  Isolirung  in  vielen 
fallen  sehr  wünschenswerth  sein  wird,  und  die  re-el- 
massigen,  ärztlichen  Untersuchungen  und  Beobachtungen 
hinlängliche  Gewähr  bieten,  dass  Niemand  isolirt  wird  der 
die  Einzelhaft  nicht  vertragen  kann.  ’ 

Stehen  so  der  Einzelhaft  an  sich  der  Rücksicht  auf 
eil  körperlichen  oder  geistigen  Zustand  der  Gefangenen 
entspringende  Bedenken  im  Allgemeinen  nicht  entgegen 
so  kann  doch  eine  sehr  lange  Isolirung  in  der  That 
Ihre  Gefahren  haben.  Sie  lässt  allmählich  die  körperlichen 
un  geistigen  Kräfte  der  Gefangenen  erschlaffen,  wirkt 
lahmend  auf  ihre  Energie  und  droht  sie  dem  freien  Ver- 
kehr mit  ihren  Mitmenschen  allzusehr  zu  entwöhnen 
Biesen  Gefahren  muss  durch  eine  Beschränkung  der 
au  er  der  Einzelhaft  vorgebeugt  werden,  weil  sie 
sich  im  Einzelnen  Seitens  der  Beamten  nur  schwer  oder 
überhaupt  nicht  feststellen  lassen,  daher  die  allgemeine 
Kegel  dass  Einzelhaft  bei  gesundheitlichen  Gefahren  aus- 
geschlossen sein  soll,  für  diese  Fälle  nicht  ausreicht, 
ene  Gefahren  werden  zwar  bei  langdauernden  Strafen 
auch  durch  die  Gemeinschaftshaft  nicht  vermieden,  doch 
werden  sie  bei  dem  grösseren  Masse  von  Freiheit,  w^elches 
aen  Gefangenen  in  der  gemeinsamen  Haft  bleibt,  wenigstens 
gemindert.  Aus  diesem  Grunde  sind  die  Isolirten  nach 
einer  bestimmten  Dauer  der  Einzelhaft  gemeinschaftlich 
zu  verwahren.  Wie  diese  höchst  zulässige  Dauer  der 
inzelhaft  zweckmässig  bemessen  wird,  ist  schwer  zu 
estimraen,  da  aus  den  angegebenen  Gründen  kein 
6 angener  zu  lange  in  Einzelhaft  verwahrt  werden  darf, 
es  aber  andererseits  nur  im  Interesse  des  Strafvollzuges 
•egt,  die  Sträflinge,  so  lange  cs  irgend  ungefährlich  ist, 
u isoliren;  ausserdem  sind  auch  die  Wirkungen  der 
'nzelhaft  auf  die  einzelnen  Gefangenen  je  nach  ihrer 
a ividualität  ausserordentlich  verschieden.  Dass  die 
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zulässige  Höchstdauer  mit  3 Jahren,  wie  sie  das  Straf- 
gesetzbuch festgesetzt  hat,  zu  niedrig  bemessen  ist,  darüber 
sind  die  Freunde  der  Einzelhaft  einig.*)  Jahrzehnte  lange 
Erfahrungen,  insbesondere  die  Thatsache,  dass  fast  in 
allen  Anstalten  mit  Einzelhaft  die  überwiegende  Mehrzahl 
der  Gefangenen,  welche  3 Jahre  Einzelhaft  hinter  sich 
haben,  sich  für  deren  Fortdauer  entscheidet,  haben  zur 
Genüge  bewiesen,  dass  eine  die  Zeit  von  3 Jahren  erheb- 
lich übersteigende  Dauer  der  Einzelhaft  von  den  aller- 
meisten Sträflingen  ohne  Schaden  ertragen  werden  kann.  | 
Ob  aber  die  Höchstdauer  der  Einzelhaft  auf  5 Jahre,  wie  I 
Kr  ohne  vorschlägt,**)  oder  auf  6 Jahre,  me  Baer  es 
z.  B.  fordert,***)  oder  wie  hoch  sonst  zu  bemessen  ist,  j 

lässt  sich  nicht  ganz  olme  Willkür  bestimmen.  Bedenkt  i 

man  aber,  dass  man  vor  Erlass  des  Strafgesetzbuchs  in 
Baden  mit  der  auf  6 Jahre  festgesetzten  Höchstdauer  der 
Einzelhaft  nur  günstige  Erfahrungen  gemacht  hat,  so 
besteht  kein  Grund,  sie  niedriger  zu  bemessen.  Anderer- 
seits dürften  sich  bei  einer  6 Jahre  erheblich  über- 
steigenden Dauer  der  Einzelhaft  die  angedeuteten 
schädlichen  Folgen  bei  einem  erheblichen  Theile  der 
Gefangenen  einstellen.  Unter  diesen  Umständen 
dürfte  dieBemessungder  regelmässigenHöchst- 
dauer  der  Einzelhaft  auf  6 Jahre  zw'eckent- 
sprechend  sein. 

Dem  Strafvollzüge  ist  aber  die  Möglichkeit  zu  bieten, 
einzelne  Gefangene,  bei  denen  dies  besonders  wünschens- 


*)  „Gcrichtssaal“  1901,  Bd.  LIX.  Heft  V S.  7,  heisst  es  im  Be- 
richt über  die  Versammlung  des  Vereins  deutscher  Strafanstalt-s- 
beamten  in  Nürnberg:  „Volle  üebereinstimmung  herrschte  darüber, 
dass  der  Absatz  II  des  §22  sich  nicht  bewährt  habe.  Verschiedene 
Herren  betonten,  dass  § 22 II  einem  rationellen  Strafvollzüge  nicht 
entspräche  und,  von  den  alten  Anschauungen  über  die  Wirkung  der 
Einzelhaft  ausgehend,  sich  überlebt  habe“. 

**)  K roh  ne,  a.  a.  0.,  S.  251. 

***)  Baer,  a.  a.  O.,  S.  286. 
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werth  ist,  auch  auf  längere  Zeit  zu  isoliren.  So  wird  vor 
allem  dem  eigenen  Wunsche  der  Gefangenen,  auch  nach 
sechsjähriger  Isolirung  auf  der  Zelle  zu  verbleiben,  regel- 
mässig nachzukoinmen  sein,  da  gewöhnlich  eine  solche 
Bitte  zeigt,  dass  die  in  der  Regel  zu  befürchtenden  Gefahren 
in  dem  besonderen  Falle  nicht  zutreffen,  und  da  es  nur 
im  Interesse  des  Strafvollzuges  liegt,  die  aus  einem  solchen 
Wunsche  sprechende  bessere  Gesinnung  zu  erhellten  und 
zu  fördern.  Weitere  Ausnahmen  im  Sinne  einer  6 Jahre 
übersteigenden  Dauer  der  Einzelhaft  werden  bei  solchen 
Gefangenen  zu  machen  sein,  welche  nach  Ansicht  der 
Beamtenkonferenz : 

1.  eines  Ausbruchsversuches  verdächtig  sind; 

2.  für  die  Sicherheit  der  ßeamten  und  Mitgefangenen 
besonders  gefährlich  sind; 

3.  durch  ihr  Verhalten  den  ruhigen  Vollzug  der 
Gemeinschaftshaft  stören ; 

4.  einen  besonders  ungünstigen  moralischen  Einfluss 
auf  ihre  Mitgefangenen  befürchten  lassen ; 

5.  mit  ansteckenden  oder  ekelerregenden  Krankheiten 
oder  Zuständen  behaftet  sind. 

Die  Nothwendigkeit,  diese  Gruppen  ständig  gesondert 
zu  verwahren,  sofern  die  Rücksicht  auf  ihre  Gesundheit 
nicht  in  concreto  absolut  zwingend  im  Wege  steht,  liegt 
nuf  der  Hand.  Bei  den  unter  1 — 4 Genannten  ist  dies  um 
so  unbedenklicher,  als  es,  wenn  sie  die  Einzelhaft  nicht 
mehr  vertragen  können,  bei  ihnen  steht,  durch  ein  ruhiges, 
friedfertiges  Verhalten  jene  Gründe,  die  zu  ihrer  längeren 
Isolirung  geführt  haben,  in  AVegfall  zu  bringen. 

Auf  der  anderen  Seite  bedarf  das  Ilöchstmass  von 
Jahren  in  einem  Falle  nothwendig  der  Herabsetzung:  bei 
en  Jugendlichen.  Smveit  ihre  Strafen,  wie  dies  die 
egel  ist,  nur  nach  Tagen  oder  Wochen  bemessen  sind, 
'önnen  sie  unbedenklich  in  Einzelhaft  vollzogen  werden.*) 


*)  Kroh 


ne,  n.  a.  O.,  S.  501. 
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Bei  erheblich  höher  bemessenen  Strafen  erfordert  aber  der 
noch  unentwickelte  jugendliche  Organismus  eine  Be- 
schränkung der  sonst  zulässigen  Höchstdauer  der  Einzelhaft. 

Diese  ist,  ebenso  wie  dies  in  § 15  des  Entwurfs  zum  Straf- 
vollzugsgesetz geschehen  war,  in  § 12  der  Bundesraths- 
vereinbarungeii  auf  3 Monate  festgesetzt.  In  manelien 
Fällen,  zumal  bei  Jugendlichen  im  Alter  von  16—18  Jahren, 
wird  auch  eine  längere  Isolirung  unbedenklich  sein.  Diese 
aber  von  der  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  abhängig 
zu  machen,  ist  eine  unnöthige  Vorsicht.  Die  einmüthige 
Ansicht  der  Beamtenkonferenz,  in  welcher  in  diesem  Falle 
die  Meinung  des  Lehrers  und  des  Arztes  besonders 
gewichtig  sein  werden,  dass  die  Fortsetzung  der  Einzelhaft 
keinerlei  Gefahren  für  den  -Jugendlichen  befürchten  lässt, 
bietet  hinlängliche  Gewähr,  dass  seine  die  Dauer  von 
3 Monaten  übersteigende  Verwahrung  in  Einzelhaft  in  der 
That  ohne  Bedenken  ist.  — Eine  Ausnahme  von  der  Ver- 
wendung der  Einzelhaft  kann  ferner  durch  die  Rück- 
sicht auf  den  A r b e i t s b e t r i e b geboten  sein.  Es 
liegt  im  Interesse  des  Strafvollzuges,  dass  alle  in  den 
Strafanstalten  zu  verrichtenden  Arbeiten  von  den  Ge- 
fangenen selbst  gethan  werden.  Genügt  die  Zahl  der 
ohnehin  gemeinschaftlich  zu  verwahrenden  Gefangenen 
hierzu  nicht,  so  müssen  in  Einzelhaft  befindliche  Sti'äflinge 
herangezogen  werden,  und  zwar  am  besten  solche  Elemente, 
die  längere  Strafen  zu  verbüssen,  aber  bereits  den  grösseren 
Theil  derselben  in  Einzelhaft  verbracht  haben,  und  bei  j 
denen  es  ungefährlich  ist,  ihnen  etwas  mehr  Freiheit 
einzuräumen.  Rücksichten  auf  den  Gewerbebetrieb  der 
Anstalten  vermögen  dagegen  Ausnahmen  von  der  Einzel- 
haft nicht  zu  rechtfertigen.  — Bei  den  Unverbesser- 
lichen endlich  fällt,  da  sie  erziehlicher  Einwirkung  regel- 
mässig unzugänglich  sind,  ein  wesentlicher  Zweck  der 
Einzelhaft  lort.  Die  Verwendung  der  Einzelhaft  ist  daher  { 
bei  ihnen,  wenn  sie  längere  Strafen  zu  verbüssen  h^^ben, 
entbehrlicher  als  bei  anderen  Gefangenen.  Der  Umstand 
aber,  dass  man  auf  sie  nur  durch  Abschreckung  w"’’-''”' 
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kann,  lässt  auch  hier  die  Verwendung  der  Einzelhaft 
wünschenswerth  erscheinen.*) 


2.  Vergleich  des  heutigen  deutschen  Zustandes  mit  den  Ergeb- 
nissen dieser  Betrachtung. 

Mit  den  Ergebnissen,  zu  denen  wir  somit  in  der  Frage 
der  Haftsysteme  gelangt  sind,  steht  das  Straf g es  et z- 
uch  in  2 Punkten  im  Widerspruch.  Der  eine  derselben, 
dass  nämlich  die  Gefangenen  ohne  üire  Zustimmung  nicht 
anger  als  3 Jahre  in  Einzelhaft  gehalten  werden  dürfen, 
ist  bereits  als  durchaus  unzweckraässig  erwiesen.  Der 
andere  geht  dahin,  dass  die  Verwendung  der  Einzelhaft 
im  \ ollzuge  der  H a f t s t r a f e n unstatthaft  ist.  Will  man 
die  Haftstrafen  nicht  überhaupt  für  Viele  ihres  Charakters 
als  Strafe  entkleiden,  will  man  die  Haftgefangenen  nicht  • 
eil  mancherlei  mit  der  gemeinsamen  Haft  verbundenen 
schlecliten  Einflüssen  preisgeben  und  den  Staat  vor  den 
gefahrhchen  Bekanntschaften  der  Gefangenen  bewahren 
so  müssen  auch  die  Haftstrafen  unbedingt  in  Einzelhaft 
10  zogen  werden.  So  muss  de  lege  ferenda  hier  unbedingt 
ge  ordert  iverden,  Avas  heute  bereits  — nach  Ansicht  des 

erfassers  unzulässigerweise  — in  zahlreichen  Staaten 
geschieht.**) 

Die  Tendenz  der  Bundesrathsvereinbarungen 
dei  Behandlung  der  Einzelhaft  entspricht  i.  a.  ihrer 
e eutung.  Sie  sehen  den  Werth  der  Isolirung  augen- 
U darin,  dass  sie  der  Strafe  ihren  Charakter  als 

^ ®''^d,lt,  dass  sie  die  Verschlechterung  verhindert 

mi  die  Besserung  der  Gefangenen  fördert.  Dem  entspricht 

fan  ^ Frag-e,  ob  und  inwieweit  die  Verwendung  der  Ge- 

haff*-"*“  2ur  Aussen arbeit  etwa  eine  Durchbrechung  der  Eiiizel- 
nicht'"  Fällen  zu  rechtfertigen  vermag,  ist  im  Vorstehenden 

wel  I "■  ‘‘■ingegangen  worden,  da  die  interessanten  Versuche, 
e le  insbesondere  Preiissen  in  neuester  Zeit  mit  der  Aussenarbeit 
o inac  it  hat,  als  noch  nicht  abgeschlossen  erscheinen. 

) Vergl.  oben  S.  213—214. 
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es  durchaus,  wenn  die  Einzelhaft  „vorzugsweise“  für  die 
mit  kurzen  Strafen  Belegten,  für  die  Jugendlichen  und  die 
noch  nicht  Vorbestraften  vorgesehen  ist.  Es  sind  dies 
in  der  That  diejenigen  Elemente  unter  den  Gefangenen, 
bei  denen  die  Verwahrung  in  Einzelhaft  am  d r i n g e n s t e n 
von  Nöthen  ist.  Ist  somit  die  von  den  Grundsätzen  in  der 
Regelung  der  Einzelhaft  einzuschlagene  Richtung  nur 
zu  billigen,  so  ist  doch  der  Kreis  der  zu  Isolirenden  im 
Interesse  eines  zweckentsprechenden  Strafvollzuges  noch 
erheblich  weiter  zu  ziehen,  indem  die  Einzelhaft  zur 
Regel,  ihre  Nichtanwendung  zur  besonders  zu  recht- 
fertigenden Ausnahme  werden  muss.  Dass  die  Vorschrift 
der  Grundsätze,  Jugendliche  ohne  Genehmigung  der 
Aufsichtsbehörde  nicht  länger  als  3 Monate  zu  isoliren, 
ein  zu  weit  gehendes  Muss  von  Vorsicht  an  den  Tag  legt, 
ist  bereits  bemerkt. 

Die  Grundsätze  des  Bunde-sraths  haben,  Avie  nach 
den  Darlegungen  des  zweiten  Theils  dieser  Arbeit  un- 
bestreitbar ist,  bereits  einen  bedeutungsvollen  Einfluss  auf 
unser  Strafvollstreckungswesen  ausgeübt.  In  zahLreicheii 
Einzelstaaten  (z.  B.  in  den  4 Königreichen,  in  Hessen, 
Thüringen,  Anhalt,  Hamburg)  hat  man  die  Strafvollzugs- 
Bestimmungen  in  ihrem  Sinne  geändert  bezw.  ergänzt,  so- 
dass  heute  in  der  Frage  der  Haftsysteme  im  wesentlichen  nur 
Braunschweig  und  Lübeck  in  ihren  Vorschriften  hinter 
den  Anforderungen  der  Grundsätze  zurückstehen.  Dieser 
Einfluss  erscheint  um  so  bedeutsamer,  wenn  inan  sich  ver- 
gegenwärtigt, dass  die  Bestimmungen  über  die  Haftsysteme 
in  der  Regel  bei  Um-  und  Neubauten  für  die  Einrichtung 
der  Anstalten  massgebend  sein  werden. 

In  den  meisten  Staaten  ist  man  in  den  Vorschriften 
über  die  Verwendung  der  Einzelhaft  noch  über  die  Grund- 
sätze hinausgegangen.  Dies  ist  natürlich  nur  wünschens- 
werth,  wenn  auch  daran  festzuhalten  ist,  dass  im 
Allgemeinen  die  von  den  Grundsätzen  bezeichneten 
Kategorien  in  erster  Linie  zu  isoliren  sind.  Dm 
Mehrzahl  dieser  die  Festsetzungen  der  Grundsätze  er- 


T. 
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gänzeoden  Bestimmungen  ist  bereits  als  zweckentsprechend 
anerkannt,  z.  B.  die  Isolirung  der  gefährlichen,  bösartigen, 
widerspenstigen,  unruhigen  Elemente,  die  Isolirung  von 
Gefangenen  auf  ihr  eigenes  Bitten  hin  u.  s.  w.  Eine 
Isolirung  zum  Beginn  der  Strafzeit  zur  Beobachtung  der 
Gefangenen,  wie  sie  mehrfach  verfügt  ist,  erscheint  unter 
den  heutigen  Verhältnissen  ebenfalls  zweckentsprechend. 
Setzt  man  aber  hierfür,  wie  dies  in  Untermassfeld  geschehen 
ist,  nur  eine  Zeit  von  7 Tagen  fest,  so  dürfte  das  für  den 
gedachten  Zweck  kaum  ausreichen.  Ebenso  ist  es  irrig, 
sich  von  einer  Isolirung  nur  zu  Beginn  der  Strafzeit,  mit 
nachfolgender  gemeinschaftlicher  Verwahrung,  irgend 
welche  dauernde  Besserung  der  Sträflinge  zu  versprechen, 
es  sei  denn,  dass  sie  lange  Strafen  zu  verbüssen  und  eine 
erhebliche,  mindestens  mehrjährige  Zeit  in  Einzelhaft 
verbracht  haben.  Nur  zum  Theil  ist  es  zu  billigen,  dass 
in  Staaten  mit  noch  ungenügender  Zeilenzahl  die  vor- 
handenen Zellen  vorzugsweise  auch  mit  solchen  Gefangenen 
zu  belepn  sind,  für  die  nach  ihren  früheren  Lebens- 
verhältnissen die  gemeinsame  Einsperrung  eine  besondere 
Härte  enthalten  würde.  Soweit  sich  dies  durch  den 
ßesserungsgedanken  der  Einzelhaft  rechtfertigen  lässt, 
oder  durch  die  Furcht  vor  der  Verschlechterung  in  der 
gemeinsamen  Haft  begründet  ist,  ist  die  Bestimmung 
zweckmässig.  Bei  den,  besseren  Ständen  angehörenden 
Zuchthaus  Sträflingen  wird  aber  eine  solche  Bevorzugung, 
Wie  sie  z.  B.  in  Württemberg  vorgesehen  ist,  in  der  Regel 
nicht  zu  rechtfertigen  sein.  Der  Umstand,  dass  die 
»efangenen  vor  ihrer  Bestrafung  zu  den  sogenannten 
gebildeten  Ständen  gezählt  sind,  darf  an  sich  den  Straf- 
vollzug in  keiner  Weise  beeinflussen.  Von  solchen, 
immerhin  nicht  erheblieh  ins  Gewicht  fallenden  Mängeln 
nbgesehen,  ist  die  Stellung  der  Einzelhaft,  zumeist  in  Folge 
dei  Grundsätze,  in  den  Einzelstaaten  völlig  sachgemäss 
geregelt,  mit  Ausnahme  von  Bra un  sch  weig,  wo  man  den 
ßesserungszweck  der  Strafe  bei  der  Wahl  der  Haftformen 
gänzlich  unbeachtet  lässt,  und  von  Lübeck,  wo,  wenigstens 
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bezüglich  des  Marstall-Gefängnisses,  die  Einzelhaft  über- 
haupt nicht  hat  geregelt  zu  werden  brauchen,  da  keine 
Einzelzellen  vorhanden  sind. 

Grundsätzlich  ist  freilich  zu  fordern,  dass  die  Einzel- 
haft noch  in  erheblich  weiterem  Umfange  vorgesehen 
wird,  als  dies  heute  in  den  meisten  Staaten  der  Fall  ist. 
Praktische  Bedeutung  würde  das  unter  den  obwaltenden 
Umständen  aber  kaum  haben,  da  der  Mangel  an  Zellen 
zumeist  schon  eine  Durchführung  der  bestehenden  Vor- 
schriften nicht  annähernd  gestattet.  — Im  praktischen 
Strafvollzüge  nimmt  die  Einzelhaft  eine  ihrer  Bedeutung 
entsprechende  Stellung  heute  nur  in  wenigen  Staaten, 
eigentlich  nur  in  Baden  und  Oldenburg  ein.  Hier 
ist  sie  gleichmässig  in  allen  Anstalten,  grossen  wie  kleinen, 
als  herrschendes  Haftsystem  durchgeführt.  Im  Einzelnen 
ergeben  sich  freilich  auch  in  diesen  Staaten  Abweichungen 
von  den  im  vorigen  Abschnitt  aufgestellten  Regeln. 
Beispielsweise  rechtfertigt  in  Baden  die  Unverbesserlichkeit 
einzelner  Gefangener  und  die  Rücksicht  auf  die  Förderung 
des  Gewerbebetriebes  die  gemeinschaftliche  Einsperrung, 
und  in  Oldenburg  macht  die  z.  Zt.  herrschende  Ueberfüllung 
des  Männergefängnisses  die  gemeinschaftliche  Verwahrung 
einer  Anzahl  von  Gefangenen  nöthig,  die  den  Bestimmungen 
nach  zu  isoliren  wären.  Im  Uebrigen  haben  diese  Staaten 
aber  die  Frage  der  Haftsysteme  in  einer  den  Aufgaben 
des  Strafvollzuges  durchaus  entsprechenden  Weise  ge- 
regelt. — Auch  im  Gefängnisswesen  der  freien  und 
Hansestadt  Bremen  nimmt  die  Einzelhaft  die  herrschende 
Stellung  ein,  wenn  auch  das  Gefangenhaus  zu  Bremen 
noch  nicht  über  eine  ausreichende  Zeilenzahl  verfügt. 
In  Mecklenburg  genügen  bezüglich  der  Haftformen 
nur  die  beiden  grösseren  Anstalten  zu  Dreibergen  und 
Bützow  berechtigten  Anforderungen,  während  die  kleinen 
Gcfängni.sse  in  dieser  Beziehung  alles  zu  wünschen  übrig 
lassen.  — In  allen  übrigen  Staaten  zeigen  die  praktischen 
Verhältnisse  noch  keine  grundsätzliche  Stellungnahme 
in  der  Frage  der  Haftformen.  In  den  jr  e m ein s a ni en 
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Anstalten  der  thüringischen  Staaten  werden 
wenigstens  die  von  den  Grundsätzen  (§  11)  henannten 
Kategorien  von  Gefangenen  isolirt,  die  mit  kurzen  Strafen 
Belegten,  Jugendlichen  und  noch  nicht  Vorbestraften.  Die 
übrigen  Staaten  bleiben  in  der  Verwendung  der  ICinzelhaft 
hinter  den  Anforderungen  der  Bundesrathsvereinbarungen 
mehr  oder  minder  zurück.  Bei  den  preussischen 
Anstalten  unter  dem  Ministerium  des  Innern  ist  dies 
bereits  zur  Genüge  aus  der  amtlichen  Statistik  nach- 
gewiesen.*) Bezüglich  der  unter  der  Verwaltung  des 
Justizministeriums  stehenden  Anstalten  liess  sich  ein 
derartiger  Nachweis  nicht  führen,  doch  besteht  die  be- 
gründete Vermuthung,  dass  es  mit  der  Einzelhaft  in  diesen 
Anstalten  nicht  besser  steht.**)  Im  Strafvollzüge  des 
Grossherzogthums  Hessen  nehmen  Einzelhaft  und  Ge- 
nicinschaftshaft  etwa  die  gleiche  Stellung  ein,  doch  besteht 
hier  der  sehr  erhebliche  Missstand,  dass  die  jugendlichen 
und  alle  weibliclien  Sträflinge  fast  gänzlich  von  der 
Einzelhaft  ausgeschlossen  sind.  In  den  grösseren  württem- 
bergischen  Anstalten  sind  nur  Vs  der  Gefangenen 
isolirt.  Noch  weniger  genügt  die  Stellung  der  Einzelhaft 
in  der  a n h a 1 1 i s c h e n L a.  n d e s s t r a f a n s t a 1 1 Coswig, 
während  sie  in  den  kleineren  Gefängnissen  des 
Herzogthums  Anhalt  die  herrschende  Ilaftform  sein 
soll.  Der  Strafvollzug  der  freien  und  Hansestadt  Hamburg 
räumt  der  Einzelhaft  z.  Zt.  eine  sehr  mangelhafte  Stellung 
ein,  abgesehen  von  der  erfreulichen  Thatsache,  dass  82  % 
der  Jugendlichen  isolirt  werden.  Auch  in  Elsass- 
Lothri Ilgen  befindet  sich  die  Entwicklung  von  der 
Gemeinschaftshaft  zur  Einzelhaft  noch  in  ihrem  Anfangs- 
stadium. In  Bayern  und  Sachsen  ist  die  Zahl  der 
vorhandenen  ZeUen  gänzlich  unzulänglich,  und  in  Braun- 
schweig werden,  wie  bemerkt,  die  vorhandenen  Zellen 
hl  der  unzweckmässigsten  Weise  benutzt.  Am  wenigsten 


*)  Siehe  oben  S.  225  f.  und  S.  228. 

**)  Siehe  oben  S.  231. 
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genügt  die  Stellung  der  Einzelhaft  ira  Gefängnisswesen 
der  freien  und  Hansestadt  Lübeck.  — So  ergiebt 
sich,  dass  die  Stellung  der  Einzelhaft  im 
heutigen  deutschen  Strafvollzüge  im  Ganzen 
genommen  ihrer  Bedeutung  durchaus  nicht 
entspricht. 

Diesem  wenig  erfreulichen  Ergebniss  steht  die  um 
so  erfreulichere  Thatsache  gegenüber,  für  die  gerade  die 
vorliegende  Arbeit  den  unzweideutigen  Beweis  erbracht 
haben  dürfte,  dass  die  heutige  Stellung  der  Einzelhaft  nur 
den  Anfang  einer  Entwickelung  bedeutet,  dass  die  Einzel- 
haft sich  auf  einem  Siegeszuge  im  deutschen  Gefängniss- 
wesen befindet,  der  erst  dann  beendet  sein  wird,  wenn  sie 
die  ihr  gebührende  Stellung  in  vollem  Umfange  eingenommen 
hat.  Wie  schon  an  anderer  Stelle  hervorgehoben,  zeigen 
die  Strafvollzugsbestimmungen,  welche  die  Einzelhaft  ]a 
durchweg  in  erheblich  weiterem  Umfange  vorsehen,  als 
sie  in  der  Praxis  Verwendung  findet,  deutlich  die  Richtung 
an,  in  welcher  sich  die  Frage  der  Haftformen  enbvickeln 
wird.  Diese  Entwicklung  weist  aber  auf  die  Einzelhaft 
als  herrschendes  Haftsystem.  Noch  deutlicher  spricht 
hierfür  die  Entwickelung  unseres  Strafvollzuges  in  den 
letzten  Jahrzehnten.  Ueberall  ist  man  auf  Vermehrung 
der  Einzelzellen  bedacht  gewesen.  In  Prcussen  sind  neue 
Anstalten  grundsätzlich  nach  dem  Tsolirsystem  eingeiichtet, 
in  älteren  Anstalten  hat  man  die  Zahl  der  Zellen  duici 
Umbauten  zu  vermehren  gesucht.  Sachsen,  früher  pim 
zipiell  auf  dem  Boden  der  Gemeinschaftshaft  stehend,  a 
erst  neuerdings  wieder  gezeigt,  dass  es  in  der  allgemeinen 
Entwickelung  von  der  Geraeinschaftshaft  zur  Einzel  la 
nicht  zurückzustehen  gewillt  ist,* **))  ebenso  Bayei  n. 
Württemberg  ist  vor  etwa  10  Jahren  mit  Nachdruck  m 

*)  Durch  den  Neubau  des  Gefängnisses  zu  Bautzen.  Siche 
oben  S.  241. 

**)  Durch  die  Strafanstalt  zu  Straubing  und  durch  den  An  a 
eines  Zellenflügels  in  der  Gefangenenanstalt  zu  Zweibrücken,  ‘ i® 
oben  S.  236. 
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diese  Entwickelung  eingetreten.  In  Elsass-Lothringcn  hat 
das  Gefängnisswesen  auch  in  der  Frage  der  Haftformen 
seit  den  80er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  einen  mächtigen 
Aufschwung  genommen.  Auch  der  geplante  Neubau  eines 
hainburgischen  Gefängnisses  wird  vorwiegend  nach  dem 
System  der  Einzelhaft  eingerichtet  sein.  In  Braunschweig 
hat  man  eine  Revision  der  veralteten  Vorschriften  ins 
Auge  gefasst,  und  auch  in  Lübeck  gedenkt  man  bei  der 
unausbleiblichen  Neuregelung  des  gesammten  Gefängniss- 
wesens  der  Einzelhaft  den  Vorrang  zu  geben.  Alle  diese 
Anzeichen  eröffnen  in  der  That  die  besten  Aussichten  für 
die  Fortentwickelung  des  deutschen  Gefängnisswesens  in 
der  Frage  der  Haftsysterae. 


Bericht 

über  die 

achte  Versammlung  der  deutschen  Landesgruppe  der 
Internationalen  Kriminalistischen  Vereinigung.*) 

Von  Dr.  Max  Ernst  Mayer,  Privatdozent  in  Strassburg  i.  E. 


Die  achte  Versammlung  der  deutschen  Landesgruppe 
der  Internationalen  Kriminalistischen  Vereinigung,  die  in 
den  Tagen  vom  16.  bis  19.  April  1902  in  Bremen  stattfand, 
hat  ihre  Berathungen  folgenden  drei  Gegenständen 
gewidmet : 

1.  Die  Behandlung  des  Versuches  im  künftigen  Straf- 
gesetzbuche für  das  deutsche  Reich ; 

2.  die  Einrichtung  eines  vereinfachten  Strafverfahrens 
für  Uebertretungen  und  kleine  Vergehen ; 

3.  die  Reform  der  Voruntersuchung. 

*)  Eine  ausführliche.  Wiedergabe  der  Vorträge  und  Debatten 
wird  in  den  Mitth(‘ilungen  der  Intern.  Krim.  Vereinig,  erscheinen.  Hier 
soll  nur  ein  kurzer  Bericht  über  den  Verlauf  der  Verhandlungen  er- 
werden. 
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Die  Verhandlungen  wurden  von  dem  Vorsitzenden 
der  Versammlung,  Herrn  Unterstaatssekretär  Professor 
V.  M ayr- München,  mit  einer  Ansprache  eröffnet,  in 
welcher  die  Ziele  der  Internationalen  Kriminalistischen 
Vereinigung  eine  kurze  treffliche  Charakterisierung  fanden. 
Es  besteht  — das  ungefähr  waren  die  Ausführungen  des  Vor- 
sitzenden — es  besteht  ein  alter  Kampf  zwischen  individueller 
Freiheit  und  der  Pflicht,  sich  sozial  d h.  den  Forderungen 
der  Gesellschaft  gemäss  zu  verhalten.  Und  so  alt  wie 
dieser  Kampf  ist  das  Streben  der  Gesellschaft  durch 
direkten  und  indirekten  Zwang  die  Individuen  zu  einem 
sozialen  Verhalten  zu  veranlassen.  Auch  die  Strafe  sucht 
in  diesem  Sinne  auf  das  Individuum  einzuwirken.  Ursprüng- 
lich wendet  sich  die  Strafe  allein  gegen  die  äussere  That, 
allmählich  wird  statt  der  That  der  Thäter  Gegenstand  der 
.strafrechtlichen  Repression.  Und  wenn  die  Thaten,  die 
unter  eine  Verbrechenskategorie  fallen,  immer  so  ziemlich 
die  gleichen  Züge  zeigen,  grösste  Verschiedenheit  findet 
sich  unter  den  Thätern.  Soll  die  Strafe  ira  Kampfe  gegen 
das  Verbrecherthum  etwas  ausrichten,  so  muss  die  In- 
dividualität der  Verbrecher  berücksichtigt  werden.  Eine 
andere  Behandlung  für  die  Jugendlichen,  eine  andere  für  die 
Gewohnheitsverbrecher,  eine  andere  für  die  Gelegenheits- 
verbrecher. In  dieser  Richtung  gilt  es  das  Strafrecht  zu 
reformiren  und  den  Boden  für  die  Reform  zu  ebnen ; das 
ist  das  Ziel,  dem  die  Arbeiten  der  Internationalen 
Kriminalistischen  Vereinigung  zustreben. 

Der  Vorsitzende  begrüsst  sodann  die  Vertreter  der 
Behörden ; als  Vertreter  des  Reichsjustizamtes  ist  Herr 
Geh  Oberregierungsrath  v.  T i s c h e n d o r f anwesend ; die 
Reichsmarineverwaltung  ist  vertreten  durch  die  Herren 
Wirkl.  Geh.  Admiralitätsrath  Feilsch  und  Admiralitätsrath 
Köbner;  Herr  Oberstaatsanwalt  Pretorius  ist  von  der 
Grossh.  Hessischen  Regierung  entsandt;  Hamburg  ist  durch 
den  Herrn  Senator  Hertz,  Bremen  durch  Herrn  Senator 
Hildebrand  vertreten. 

Mit  grosser  Freude  nimmt  die  Versammlung  Kenntniss 
von  der  Mittheilung  des  Herrn  v.  Tischendorf,  dass 
die  Vorarbeiten  für  eine  Reform  des  Strafgesetzbuches  im 
Reichsjustizamt  in  Angriff  genommen  sind ; freilich  nur  in 
langsamer  Arbeit  kann  das  schwierige  Werk  reifen. 
Dankbar  wird  auch  die  Anregung  der  Herren  des  Reichs- 
marineamts aufgenommen,  die  Probleme  des  kolonialen 
Strafrechts  in  einer  späteren  Versammlung  auf  die  Tages- 
ordnung zu  setzen. 
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roM,  sodann  das  Referat  des  Herrn  Geh  TnstiV 

ProfSsor  Senff^w”  5*^^  Vortrag,  den 

tewTdSf  das 

Sh^tchT  in'X  f 

gesehäwlrde  akS^’  ® '^^'^ter  voraus- 
soll, ist  nur  Ifi  verwerthet  werden 

jeglicher  Rprnr.to-^?K*^^^*  bis  zu  dem  Standpunkt,  dass  von 
soll.  DieseJ  zwpÄ“^  abgesehen  werden 

Prof  Seufferc  h?  konsequenteren  Standpunkt  hat 
Der  ErfoJp  tu  B'-emer  Vortrag  eingenommen. 

seS  ahel  keinem  Fall  ein  Straferhölmngsgrund 

SÄol?  nllV  der  vom  Thäte^e 

funden  we?dln  ffnd"h  §:e- 

aufgestellt  dpr  l k ‘"^Bg^emeine  Grundsatz 

des  Versuch«!  ™‘*^®8^ebend  sein  soll  für  die  Bestrafung 
burgS  Sühr.^^^  Bremer  Referat  hat  die  in  den  Strass 
handlnn«^^a^^^^Tr“"^®^  enthaltenen  Prinzipien  auf  die  Be- 
eingeschlltS  angewendet.  Und  es  sei  gleich  hier 

saSlunf  der  1 «puffert  in  der  nächsten  Ver- 

örterune-^ic^X^fi^^^^^^-^’^FBe  das  Thema  durch  eine  Er- 
führen wird^  Strafbarkeit  der  Theilnahmehandlungen  weiter 

der  .-ih^^^Bnisse  des  Bremer  Referats,  die  in  eingehen- 
foln-endcn  . ^p®^S^®i^der  Weise  begründet  wurden,  sind  in 
Thesei?  enthake™^  Gesetzesparagraphen  aufgestelltcn 

§ 1. 

Versuchsbegriff. 

weiin'jemTn^  S Jf*’  ‘‘^t*’‘?f&esetze  ist  anzuiiehnien, 

and  den  Entschluss,  ein  Verbrechen  zu  verüben. 
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ernsthaft,  aber  ohne  den  zu  dem  Verbrechen  gehörenden 
Erfolg  bethätigt  hat. 

Als  eine  ernsthafte  Bethätigung  ist  es  nicht  anzusehen, 
wenn  der  Thäter  abergläubische  oder  wissentlich  solche 
Mittel  angewendet  hat,  welche  nur  nach  seiner  Einbildung, 
aber  nicht  nach  der  Erfahrung  zur  Bethätigung  des  Ver- 
brechensentschlusses geeignet  sein  konnten. 

§ 2. 

Strafbarkeit  des  Versuchs. 

Der  Versuch  wird  nur  bei  denjenigen  Verbrechen 
bestraft,  bei  welchen  das  Gesetz  dies  ausdrücklich  bestimmt. 

§ 3. 

Gleiche  Strafbarkeit  von  Versuch  und  Vollendung. 

Das  versuchte  Verbrechen  ist  nach  demjenigen  Ge- 
setze zu  bestrafen,  welches  auf  das  vollendete  Verbrechen 
Anwendung  findet. 

Zulassung  der  Strafmilderung. 

Ist  das  vollendete  Verbrechen  mit  Freiheitsstrafe  nicht 
unter  zehn  Jahren  oder  mit  einer  höheren  Strafe  bedroht, 
so  darf  die  Strafe  des  Versuchs,  wenn  der  Fall  ein  minder 
schwerer  ist,  auf  Freiheitsstrafe  nicht  unter  drei  Jahren 
herabgesetzt  werden. 

§ 4. 

V e r s u c h s r e u e. 

Ist  das  Ausbleiben  des  Erfolges  auf  den  freien  Willen 
eines  Betheiligten  zurückzuführen,  ist  namentlich  die  Ab- 
wendung des  Erfolgs  durch  einen  Betheiligten  freiwillig 
bewirkt  worden  (Versuchsreue),  so  tritt  für  diesen  Be- 
theiligten Straflosigkeit  ein. 

Straflosigkeit  tritt  nicht  ein,  wenn  die  Versuchsreue 
erst  erfolgte,  nachdem  der  Betheiligte  von  der  Erstattung 
einer  Strafanzeige,  Stellung  eines  Strafantrages  oder 
Einleitung  eines  behördlichen  Verfahrens  Kenntniss  erhalten 
hatte. 

Der  Vertheidigung  dieser  Thesen  ist  nur  ein  Theil 
des  inhaltsreichen  Vortrages  gewidmet  gewesen,  freilich 
der  Ilaupttheil.  In  den  Einleitungs-  und  Schlussworten 
hat  Professor  Seuffert  manche  Aeusserungen  getban, 
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die  zu  beachtenswert!!  sind,  als  dass  dieser  Bericht  ganz 
an  ihnen  vorübergehen  könnte. 

In  der  Einleitung  hat  der  Referent  seiner  Auffassung 
von  der  Strafe  einen  kurzen,  aber  gerade  durch  seine 
Kürze  beredten  Ausdruck  gegeben.  Die  Strafe  will  auf 
die  Menschen  einwirken,  um  die  Verbrechensthaten  zu 
mindern.  Die  Generalprävention  ist  kein  Strafziel,  weil 
es  gänzlich  unberechenbar  ist,  wie  die  Strafe  auf  diejenigen 
Menschen  einwirkt,  welche  dieselbe  nicht  erleiden,  sondern 
nur  von  ihr  hören.  Kur  die  Spezialprävention  kann  das 
Ziel  der  Strafe  sein,  weil  man  nur  am  Verbrecher  die 
Wirksamkeit  der  Strafe  beobachten  kann.  Unmöglich  aber 
ist  es  dem  Verbrecher  seine  That  zu  vergelten.  Denn 
die  Vergeltung  setzt  eine  Vergleichung  von  Werthen,  diese 
aber  einen  Älassstab  voi'aus,  während  uns  der  Massstab, 
nach  welchem  wir  die  einzelnen  Delikte  in  Geld-  und 
Freiheitsstrafen  veranschlagen  sollen,  gänzlich  fehlt.  Ja, 
wir  wissen  nicht  einmal,  wie  viel  Antheil  der  Einzelne 
an  seiner  Unthat  hat  und  wie  viel  wir  den  Sünden  der 
Väter  und  andern  Umständen  zuschreiben  sollen.  Wir 
können  nicht  messen  und  darum  nicht  vergelten,  es  ist 
Zufall,  Avenn  wir  in  der  Strafe  die  Schuld  richtig  ein- 
schätzen. Mit  all  dem  ist  die  Gerechtigkeit  nicht  aus  der 
Strafrechtspflege  verbannt;  gerecht  strafen  ist  etwas  anderes 
als  vergelten.  „Gerechtigkeit,  ja  — Vergeltung,  nein!“ 
das  ist  das  Motto  dieser  Strafrechtstheorie. 

In  der  Einleitung  gab  Professor  Seuffert  auch 
Rechenschaft  über  seine  Stellung  zur  Reform  des  Straf- 
gesetzbuches. Er  sei  ein  Gegner  derselben,  weil  er 
bezweifle,  ob  die  schAvierige  gesetzgeberische  Aufgabe  zur 
Zeit  glücklich  gelöst  AAcrden  Avürde ; er  sei  aber  kein 
Gegner  der  Vorbereitung  des  Werkes.  Das  mögen  sich 
meines  Erachtens  alle  diejenigen  gesagt  sein  lassen,  die 
an  das  notliAvendige  ReforniAverk  überhaupt  nicht  heran- 
treteu  av ollen  und  sich  hierfür  auf  Hermann  Seuffert 
berufen ! 

Die  SchlussAvorte  endlich  enthielten  eine  Ausführung, 
die  gerade  den  Lesern  dieser  Zeitschrift  interessant  sein 
dürfte.  Je  schAvieriger  sich  die  Aufgabe  des  Strafrichters 
gestaltet,  um  so  gediegener  und  vielseitiger  muss  seine 
Ausbildung  sein.  Vor  allem  ist  Kenntniss  der  A*er- 
brecherisehen  Persönlichkeiten  für  den  Strafrichter  unent- 
behrlich. Diese  Kenntniss  kann  man  aber  nur  am  Straf- 
öi'te  erAverben.  Es  ist  daher  nothAvendig,  dass  der  junge 
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Jurist  einen  Theil  seiner  Vorbereitungszeit  im  Straf- 
vollstreckungsdienst verbringt.*) 

Die  Aufgabe,  das  Korreferat  zu  erstatten,  hatte  wie 
in  Strassburg  so  auch  in  Bremen  Herr  Oberlandesgerichts- 
rath Professor  Harburger  - München  übernommen.  Der 
Redner  empfahl  die  von  Professor  Se  uff  er  t aufgestellten 
Thesen  zur  Annahme  und  beschränkte  seine  Ausführungen 
in  der  Hauptsache  darauf,  Ergänzungen  zum  Vortrage  des 
Referenten  vorzubringen.  Einen  Punkt  glaube  ich  hervor- 
heben zu  sollen:  Für  jeden  Versuch  eines  Deliktes  ist  es 
charakteristisch,  dass  sich  der  Thäter  in  einem  Irrthume 
befindet;  er  irrt  sich  etwa  über  Eigenschaften  des  Angriffs- 
objektes  oder  über  die  Wirksamkeit  der  Mittel,  die  er  an- 
wendet, oder  über  sonstige  Umstände,  die  bei  der  Aus- 
führung seiner  That  Bedeutung  haben.  Dieser  Irrthum  ist 
für  den  Grad  der  Schuld  irrelevant;  folglich  ist  auch  der 
untaugliche  Versuch  strafbar.  Straflos  aber  ist  nach  § 1 
Abs.  2 der  Thesen  der  objektiv  nicht  ernst  zu  nehmende 
Versuch.  Dieses  Verhältniss  könnte  man  dadurch  deut- 
licher darstellen,  dass  man  dem  Merkmal  „ernsthaft“  eine 
nach  Analogie  des  § 119  B.  G.-B.  zu  fassende  Erläuterung 
oder  Ergänzung  beiUigt. 

Die  Debatte,  die  sich  an  die  Vorträge  anschloss,  war 
nicht  sehr  lebhaft  und  führte  bald  zur  Annahme  folgender 
Resolution:  1.  Die  Aufnahme  einer  Vorsuchsdefinition  in 

das  Strafgesetzbuch  ist  wünschenswerth.  2.  Diese  Defini- 
tion hat  sich  von  dem  überlieferten  „Anfang  der  Aus- 
führung“ frei  zu  machen.  3.  Der  Versuch  ist  nur  in  den- 
jenigen Fällen  strafbar,  in  welchen  das  Gesetz  dies 
bestimmt.  4.  Die  Strafbarkeit  des  Versuchs  ist  grund- 
sätzlich dieselbe  wie  die  der  Vollendung;  dem  Richter 
bleibt  die  Befugniss,  die  Strafe  zu  erraässigen,  Vorbehalten. 
5.  Bei  Versuchsreue  tritt  Straflosigkeit  ein  für  denjenigen 
Betheiligten,  der  dieselbe  bethätigt  hat. 

Ueber  den  zweiten  Punkt  der  Tagesordnung,  nämlich: 
„Ueber  die  Einrichtung  eines  vereinfachten  Strafv'cr- 
fahrens  für  Uebertretnngen  und  kleine  Vergehen“  er- 
stattete Herr  Prof.  W.  Mittermaier-Bern  das  Referat. 

Der  Inhalt  desselben  lässt  sich  am  besten  entnehmen 
aus  folgenden  vom  Referenten  aufgestellten  Grundsätzen: 

* Vergl.  Hermann  Senffert,  die  Bewegung'  im  Strafrecht 
■während  der  letzten  dreissig  Jahre,  1901,  Seite  70,  woselbst  der 
gleiche  Vorschlag  ausgesproclicn  und  begründet  ist. 
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1.  Strafbare  Handlungen,  die  eine  nur  geringfügige 
Einzelbedeutung  haben,  sollen  ira  Staatsinteresse  in  einem 
vereinfachten  Verfahren  abgeurtheilt  werden. 

2.  a)  Die  Abgrenzungen  dieser  Handlungen  ist  Sache 
der  Zweckmässigkeit.  Die  sogenannten  reinen  Ungehorsams- 
handlungen kommen  hauptsächlich  in  Betracht.  Aber  auch 
diese  haben  dasselbe  Wesen  wie  alle  strafbaren  Handlungen, 
insbesondere  in  Betreff  ihres  Verhältnisses  zum  Charakter 
des  Thäters,  zum  einzelnen  Rechtsgut  und  zum  Sozial- 
leben, sowie  zur  bürgerlichen  Freiheit.  — Daneben  können 
geringfügige  Verletzungshandlungen  vereinfacht  abgeurtheilt 
werden. 

b)  Zoll-  und  Steuerdelikte,  sowie  Forst-  und  Feld- 
rügesachen insbesondere  sind  nach  ihrem  Wesen  den 
andern  strafbaren  Handlungen  gleich  und  diesen  daher 
auch  in  dem  Verfahren  gleich  zu  stellen. 

* c)  Thaten  Jugendlicher  dürfen  niemals  vereinfacht 
abgewandelt  werden. 

3.  Das  vereinfachte  Verfahren  muss  die  Bürgschaften 
des  ordentlichen  Verfahrens  bieten.  Insbesondere  ist  zu 
fordern : 

a)  Entscheidung  eines  Richters,  — Ausschluss  der 
Entscheidung  durch  Verwaltungsbehörden. 

b)  Einverständniss  aller  Prozessbetheiligten  zur  ver- 
einfachten Aburtheilung. 

c)  Beiderseitiges  Gehör  der  Parteien  vor  der  Ent- 
scheidung. 

d)  Leichte  Ueberleitung  ins  ordentliche  Verfahren, 

e)  Vollständige  Geltung  des  „ne  bis  in  idem“. 

4.  Die  verfolgende  Partei  (Staatsanwaltschaft,  Polizei, 
andere  Verwaltungsbehörde,  Privater)  giebt  ihre  Anklage 
schriftlich  oder  zu  Protokoll  mit  absolut  oder  relativ 
bestimmtem  Antrag  dem  Amtsrichter.  Es  gilt  nicht  das 
Legalitätsprinzip. 

5.  Der  Richter  (kann  ordentlichen  Termin  bestimmen 
oder)  ladet  den  Beschuldigten  mit  kurzer  Frist  unter 
Bekanntgabe  seines  eigenen  Urtheilsvorschlags  zur  verein- 
fachten Verhandlung.  Der  Ladung  ist  ein  Formular  zur 
Erklärung  für  den  Beschuldigten  angehängt.  Der  Richter 
Kann  Beweise  zum  Termin  beibringen. 

6.  Der  Be.schuldigte  kann: 
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a)  schriftlich  sich  unterwerfen  und  nicht  erscheinen. 
Dann  kann  der  Richter  ihn  ohne  weiteres  nn 
Termin  durch  „Strafbefehl“  verurtheilen.  Anfechtung 
nur  wegen  Irrthums; 

bl  schweigen  und  fernblciben;  dann  kann  er  \\ieaei- 
einsetzung  wegen  unverschuldeter  Fristv^ersäuniniss 
gegen  den  „Strafbefehl“  begehren; 

cl  schriftlich  materielle  Einwendungen  erheben  und 
fernbleiben.  Dann  „Urtheil“  mit  Berufungsmöghch- 
liGit  * 

d)  im  Termin  (auch  durch  einen  Vertreter)  erscheinen. 
Dann  wird  vereinfacht  verhandelt,  etwa  sofort 
beigebraehter  Beweis  erhoben  und  ein  „Urtneil 
mit  Berufungsmöglichkeit  gegeben. 

Nur  im  letzten  Fall  kann  die  Entscheidung  über  den 
ersten  Strafvorschlag  (5.)  hinausgehen. 

7.  Der  Beschuldigte  kann  ein  sofortiges  ordentliches 

Verfahren  nur  verlangen,  w'enn  er  schriftlich  1"^ 

Termin  durch  Beweisanträge  unterstützte  materielle  n-in- 
wendungen  erhebt. 

8.  Die  verfolgende  Partei  kann  im  Termin  selbst  oder 
durch  Vertreter  erscheinen,  hat  aber  bei  Nichterscheinen 
kein  besonderes  Restitutionsrecht.  Sie  kann  ihren  Antrag 
bis  zur  Entscheidung  (auch  schriftlich)  zurückziehen. 

9.  Der  Staatsanwaltschaft  ist  von  allen  Sachen  Mit- 
theilung zu  machen ; sie  ist  stets  zum  eigenen  Betrieb,  uicni 
zur  selbstständigen  Zurücknahme  berechtigt. 

10.  Mittelbarkeit  des  Beweises  ist  nur  mit  Vorsicht 
zuzulassen. 


In  der  lebhaften  Debatte,  die  dem  Vortrag  folgte, 
wurde  den  Vorschlägen  des  Referenten  in  inane 
Punkten  erheblicher  Widerspruch  entgegengehalten.  ^ 
Ansichten  erschienen  indessen  zu  w’enig  geklärt,  als 
eine  Beschlussfassung  möglich  gewesen  wäre. 
man  bedenkt,  dass  in  die  scheinbar  so  konkrete 
schwierige  abstrakte  Probleme  hineinragen,  wie  z.  B.  cia 
unter  Ziffer  2 a,  gestreifte,  wie  das  polizeiliche  ^nrec 
aufziifassen  ist  und  in  welchem  Verhältniss  es  za 
kriminellen  steht,  dann  wird  man  es  begreiflich  finde  , 
dass  die  Versammlung  von  der  Fassung  einer  Resolutio 
abgesehen  hat. 
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Der  dritte  Berathungsgegenstand,  die  Reform  der 
Voruntersuchung,  wurde  zunächst  von  Herrn  Professor 
Rosen  fei  d-  Königsberg  behandelt.  Er  entwickelt  in 
einem  kurzen  und  klaren,  mit  lebhaftem  Beifall  auf- 
genommenen Vortrag  folgende  Thesen: 

I.  Die  gerichtliche  Voruntersuchung  als  besonders 
abgegrenzter  Theil  des  Vorverfiihrens  ist  zu  streichen, 
unter  Beibehaltung  der  richterlichen  Mitwirkung  im  vor- 
bereitenden Verfahren  und  weiterer  Ausgestaltung  desselben 
iin  Sinne  der  Parteiöffentlichkeit. 

11.  Die  Auffassung  des  Beschuldigten  als  eines  Unter- 
suchungsobjektes ist  durch  die  Gesetzgebung  mehr  als 
bisher  zuriickzudrängen.  Die  Fälle  der  nothwendigen 
Vertheidigung  sind  zu  vermehren,  indem  in  allen  wich- 
tigeren Sachen  auf  Antrag  des  Beschuldigten  die  unent- 
geltliche Beiordnung  • eines  Rechtsanwaltes  oder  .Tustiz- 
beamten  erfolgt  Ueber  dieses  Recht  ist  der  Beschuldigte 
bei  der  ersten  Vernehmung  zu  belehren.  Der  Vertheidiger 
darf  richterliche  Beweiserhebungen  beantragen  und  Polizei- 
behörden um  Auskunft  ersuchen. 

III  In  allen  Fällen  der  Untersuchungshaft  ist  binnen 
kürzester  B>ist  nach  Erlass  des  richteidichen  Haftbefehls 
die  förmliche  Anklage  zu  erheben.  Das  Gei’icht  hat  als- 
dann sofort  über  die  Fortdauer  der  Untersuchungshaft 
vorläufigen  Beschluss  zu  fassen  und  im  bejahenden  Falle 
zugleich  von  Amtswegen  einen  Vertheidiger  zu  bestellen. 

Eine  durch  und  durch  entgegengesetzte  Auffassung 
über  die  Reform  der  Voruntersuchung  brachte  der  Cor- 
referent,  Herr  Landgerichtsrath  K u 1 e m a n n - Braun- 
schweig zum  Ausdruck;  er  vertheidigte  in  seinem  etwa 
zweistündigen  Vortrag  folgende  Leitsätze: 

1.  Die  Vorunccrsuchung  ist  grundsätzlich  öffentlich  zu 
gestalten,  Abhilfe  gegen  Beeinträchtigung  des  Unter- 
suchungszweckes durch  den  .-Vngcklagten  bietet  die  Be- 
fugiiiss  des  Untersuchungsrichters,  denselben  bei  einzelnen 
üntersuchungshandlungen  von  der  Anwesenheit  auszu- 
schlie.ssen  sowie  nöthigenfalls  die  Kollusionshaft  anzuordnen. 

Durch  die  Oeffentlichkeit  der  Voruntersuchung  wird 
flie  Nothwendigkeit  einer  Berufungsinstanz  beseitigt.  Es 
I ist  vorzuschreiben,  dass  alle  wichtigeren  Beweise,  von 
1 denen  in  der  Hauptverhandlung  Gebrauch  gemacht  werden 
soll,  in  der  Voruntersuchung  erhoben  wei’den. 

j 
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II.  Das  Verfahren  in  der  Voruntersuchung  soll  münd- 
lich sein.  Abgesehen  von  Beweiserhebungen,  die  in  der 
Hauptverhandlung  nicht  vorgenommen  werden  können,  sind 
Protokolle  nicht  zu  führen. 

Zu  allen  Beweisterminen  sind  der  Verletzte  und  der 
Angeklagte  zu  laden.  Dieselben  haben  das  Recht,  Fragen 
an  die  Auskunftspersonen  zu  richten  und  Beweisanträge 
zu  stellen.  Wenn  der  Verletzte  sich  an  der  Vomnter- 
suchung  betheiligt,  findet  eine  Mitwirkung  der  fetaats- 
anwaltschaft  nicht  statt. 

III.  Die  Entscheidung  über  die  Eröffnung  des  Haupt- 
verfahrens wird  von  dem  Untersuchungsrichter  getroffen, 
und  zwar  nach  einer  kontradiktorischen  Schluss- Ver- 
handlung. 

IV.  Der  Angeklagte  ist  nicht  Subjekt,  sondern  Objekt 
des  Strafverfahrens.  Die  angebliche  Gleichheit  der  Partei- 
rechte zwischen  dem  Staatsanwalte  und  dem  Angeklagten 
beruht  auf  einem  unrichtigen  Grundgedanken.  Das  Verhör 
des  Angeklagten  ist  beizubehalten ; die  Belehrung  desselben 
über  sein  Recht,  die  Aussage  zu  verweigern,  ist  zu  be- 
seitigen. 

V.  Die  Konstruktion  des  Antrages  auf  Voruntersuchung 
als  einer  öffentlichen  Klage  ist  zu  verwerfen.  Eine  Vor- 
untersuchung soll  bei  allen  Strafthaten  zulässig  sein,  sie 
ist  aber  überall  von  dem  Ermessen  der  Staatsanwaltschaft 
bezw.  bei  Privatklagcn  von  der  Entscheidung  des  Unter- 
suchungsrichters abhängig  zu  machen.  In  den  Fällen,  in 
denen  sie  überhaupt  stattfindet,  ist  sie  sobald  als  möglich 
zu  eröffnen,  insbesondere  ist  dies  nicht  davon  abhängig 
zu  machen,  dass  sie  bereits  gegen  eine  bestimmte  Person 
gerichtet  werden  kann. 

VI.  Die  Beseitigung  der  Voruntersuchung  und  ihre 
Ersetzung  durch  das  vorbereitende  Verfahren  ist  jedenfalls 
so  lange  zu  verwerfen,  wie  man  nicht  der  Staatsanwalt- 
schaft das  Recht  zur  Vernehmung  des  Angeklagten  und 
der  Zeugen  einräumen  will;  sie  ist  aber  selbst  unter  dieser 
Voraussetzung  unzweckmässig. 

VII.  Das  bisherige  Strafverfahren,  insbesondere  abei 
die  Voruntersuchung  leidet  an  einer  zwecklosen  Kraft- 
vergeudung und  der  dadurch  bedingten  Langsamkeit.  Ein 
wesentliches  Mittel  zur  Abhülfe  besteht  darin,  dass  übp’aU 
da,  wo  eine  Voruntersuchung  stattgefunden  hat,  die  weitere 
Verfolgung  der  Sache  und  insbesondere  die  Vertretung 
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Oeffentlichkeit  der  Voruntersuchung  und  gegen  die  Be- 
theiligung des  Verletzten  an  dereelben.  Für  die  Bei- 
behaltung der  Voruntersuchung  spricht  u.  A.,  dass  dieselbe, 
wenn  sie  zweckmässig  ausgestaltet  wird,  die  Bemfung 
überflüssig  machen  würde.  Die  Beseitigung  der  Proto- 
kolle (vgl.  K ulemann,  These  II)  wird  vom  Redner 
befürwortet.  Dagegen  vertritt  Oberlandcsgerichtsrath 
Professor  Har  bürge  r-  München  den  Standpunkt,  dass 
die  Protokolle  beibehalten  werden  müssen,  da  die  Eröffnung 
des  Hauptverfahrens  und  die  Leitung  der  Hauptverhandlung 
ohne  schriftliche  Grundlagen  gänzlich  undenkbar  sei. 

Oberstaatsanwalt  Pretorius  - Darmstadt  spricht  sich 
mit  gi'osser  Entschiedenheit  gegen  die  Oeffentlichkeit  und 
Mündlichkeit  der  Voruntersuchung  aus;  durch  dieselben 
würde  es  verhindert  Averden,  dass  der  Untersuchungs- 
richter in  ein  menschliches  Verhältniss  zum  Angeschuldigten 
tritt;  der  persönliche  Rapport  mit  dem  Angeschuldigten 
würde  verloren  gehen.  Der  Redner  theilt  mit  K u 1 e m a n n 
nur  die  Ansicht,  dass  Wege  gefunden  werden  müssen,  um 
das  Wissen,  welches  der  Untersuchungsrichter  über  die 
Strafsache  angesammelt  hat,  in  der  Hauptverhandlung 
mehr  als  bisher  zu  verwerten.  Es  sei  jedoch  durchaus  aus- 
geschlossen, dem  Untersuchungsrichter  die  Vertretung  der 
Anklage  in  der  Hauptverhandlung  zu  übertragen. 

Wirkl.  Geh.  Admiralitätsrath  Felisch  und  Professor 
Mittermaier-Bern  erklären  sich  für  die  Vorschläge 
R 0 s e 11  f e 1 d s. 

Nach  den  Schlussworten  der  Referenten  beschloss 
die  Versammlung  mit  allen  gegen  eine  Stimme,  von  einei 
endgültigen  Stellungnahme  zu  der  Reform  der  \ oiuntei 
suchung  vorläufig  abzusehen  und  die  Frage  aiil  der  Tages- 
ordnung der  nächsten  Versammlung  wiederkehren  zu 
lassen;  auch  sollen  wie  von  deutschen,  so  von  schwei- 
zerischen, oesterreichischen  und  französischen  Juristen  Gut- 
achten eingeholt  werden,  um  die  Frage  auf  breiter  inter- 
nationaler Grundlage  ihrer  Lösung  entgegenzuführen. 

Neben  den  Berathungsgegenstäiiden  stand  wie  ui 
früheren  Jahren  so  auch  dieses  Mal  ein  Vortrag  uu 
der  Tagesordnung.  Es  sprach  der  Direktor  der  Irrenanstal 
in  Bremen  Herr  Dr.  Delbrück  über  die  vermindert 
Zureclniungsfähigen  und  deren  Verpflegung  in  besonderen 
Anstalten.  Ich  glaube  nicht  fehl  zu  gehen,  wenn  ich 
gerade  in  dieser  Zeitschrift  den  Bericht  über  den  Vortrag 
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ä^usf ehrlicher  erstatte.  Folgendes  war  der  Gedanken- 
gang der  interessanten  Ausführungen: 

Es  ist  in  den  Kreisen  der  Irrenärzte  alJo-emein 
anerkannt,  diiss  es  psychisch  abnorme  Zustände  giebt,  die 
ein  Grenzgebiet  zwischen  Gesundheit  und  Ä-ankheit 
prasentiren,  und  dass  die  Berücksichtigung  derselben  im 
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ZLI  nennpn  ^ Anstalten  für  geisteskranke  Verbrecher 
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Auf  der  andern  Seite  stehen  typische  Krankheits- 
bilder, die  die  in  Frage  stehenden  Anstalten  rechtfertigen. 
Auch  hier  bringt  der  Redner  reiches  Material  vor.  In 
all  diesen  Fällen  handelt  es  sich  um  vermindert  Zu- 
rechnungsfähige, die  gewohnheitsmässig  leichtere  Ver- 
brechen begangen  haben  und  dieselben  begehen,  sobald 
sie  sich  in  Freiheit  befinden.  Wenn  nun  diese  Leute  in 
Irrenanstalten  internirt  sind,  so  werden  sie  daselbst  fest- 
gehalten, nicht  so  sehr  weil  sie  krank  sind,  sondern  weil 
sie  in  der  Freiheit  Verbrechen  begehen  würden.  Daher 
widerspricht  die  Festhaltung  dieser  gemeingefährlichen 
Verbrecher  der  llestimmung  der  Irrenanstalt.  Andererseits 
geht  es  nicht  an,  diese  Menschen  für  zurechnungsfähig 
zu  erklären  und  in  eine  Strafanstalt  zu  schicken ; von 
anderen  Gründen  abgesehen,  würde  die  gesetzliche  Grund- 
lage fehlen,  dieselben,  wie  es  wegen  ihrer  Gemein- 
gefährlichkeit nothwendig  ist,  dauernd  in  der  Strafanstalt 
festzuhalten.  Für  diese  Kategorie  sind  die  Anstalten  fin 
irre  Verbrecher  am  Platze.  Es  ergiebt  sich  somit  aus  all 
diesen  Ausführungen,  dass  die  Zwischenanstalten  nothwendig 
sind  für  gemeingefährliche  Mi  n d er  wer  thige. 

Die  anderen  Projekte  für  die  Unterbringung  von 
vermindert  Zurechriungsfähigen  sind  anders  nur  dem 
äusseren  Anschein  nach  und  bezwecken  im  wesentUchen 
dasselbe  wie  die  Anstalten  für  gemeingefährliche  Minder- 
werthige.  So  die  Anstalten  für  moralisch  Defekte,  die 
von  vielen  Psychiatern  gefordert  werden ; so  die  Straf- 
absonderungshäuser, die  in  die  Gesetzentwürfe  der  Schweiz 
und  Norwegens  Eingang  gefunden  haben.  Die  Typen,  auf 
die  diese  Anstalten  berechnet  sind,  unterscheiden  sich  nicht 
allzusehr  von  den  gemeingefährlichen  Minderwerthigen. 

Auch  die  verbrecherischen  Alkoholiker  gehören  weder 
in  die  Irren-  noch  in  die  Strafanstalt.  ^lan  verlangt  daher, 
dass  dieselben  in  „Trinkerasylen“  untergebraK-ht  werden 
sollen,  liier  ist  nun  aber  zu  betonen,  dass  die  Trinker- 
asyle Trinker  h e i 1 a n s t a 1 1 e n sind,  ln  dieselben  kann 
man  von  Leuten,  die  mit  dem  Strafgesetz  in  Konflikt 
gerathen  sind,  nur  solche  aufnehmen,  die  wie  z.  R /**^*’ 
aus  der  Mörchinger  Katastrophe  bekannte  unglückliche 
Offizier  moralisch  intakt  sind  und  nur  im  Rausch  ein  Ver- 
brechen begangen  haben.  Solche  Opfer  unser  Trinksitten 
müssen,  wenn  überhaupt  die  Aufnahme  in  eine  Anstalt 
nothwendig  erscheint,  in  Trinkerheilanstalten  untergebracht 
werden.  Dagegen  sind  diese  Anstalten  durchaus  nicht 


bestimmt,  unverbesserliche  verbrecherische  Alkoholiker 
aiifzimehmen,  denn  «sie  sind  nicht  Detentions-  sondern 
Heilanstalten ; sie  würden  diesen  Charakter  verlieren, 
wenn  man  ihnen  unverbesserliche  Verbrecher  zuweisen 
wollte.  Wir  brauchen  daher  für  die  unverbesserlichen 
verbrecherischen  Alkoholiker  besondere  Anstalten , und 
zwar  solche,  die  in  allen  w'esentlichen  Punkten  den  gleichen 
Charakter  wie  die  Anstalten  für  gemeingefährliche  Minder- 
werthige  haben  müssen. 

lieber  die  Einrichtung  dieser  Anstalten  würde  man 
sich  leicht  einigen  können.  Dieselben  müssen  unter  ärzt- 
liche Leitung  gestellt  werden,  um  die  dauernde  psychiatrische 
Behandlung  der  Internirten  zu  ermöglichen.  Andererseits 
muss  den  Verwaltungsbehörden  und  auch  dem  Gericht  ein 
viel  grösserer  Einfluss  auf  die  Leitung  und  Organisation, 
besonders  auf  die  Aufnahmen  und  Entlassungen  eingeräumt 
werden,  als  dies  bei  Irrenanstalten  zulässig  ist.  Hätte  man 
sich  über  den  prinzipiellen  Charakter  der  Anstalten 
geeinigt,  so  würde  es  wohl  auch  möglich  sein,  in  das 
Strafgesetz  eine  Bestimmung  etwa  folgenden  Inhaltes  auf- 
zunehmen; „Gemeinfährliche  Verbrecher,  die  für  ver- 
mindert zurechnungsfähig  erklärt  werden,  sind  durch  die 
Strafrichter  in  diese  Zwischenanstalten  zu  verweisen“.  Es 
wäre  dann  gleichzeitig  für  ärztliche  Behandlung  wie  für 
Bestrafung  gesorgt. 

Zum  Schlüsse  wiederholt  Dr.  Delbrück  einen  Vor- 
schlag, den  er  serhon  vor  vier  Jahren  der  Versammlung 
deutscher  Irrenärzte  in  Halle  unterbreitet  hat,  nämlich 
eine  gemeinsame  Tagung  des  Vereins  deutscher  Irrenärzte 
und  der  deutschen  Landesgruppe  der  Internaiionalen 
Kriminalistischen  Vereinigung  herbeizuführen,  um  über  die 
vermindert  Zurechnungsfähigen  zu  diskutiren.  Sicherlich 
würde  eine  derartige  Versammlung  beiden  Fakultäten  viel 
Anregung  bieten  und  wohl  auch  ein  positives  Ergebniss 
zu  Tage  fördern.  Denn  — und  das  ist  ja  der  Gedanke, 
der  den  giinzen  Vortrag  durchzieht  — die  Differenzen  sind 
kleiner,  als  sie  scheinen,  und  im  Grunde  ist  man  einig 
über  das,  was  noth  thut. 

In  dem  Beifall,  den  die  Versammlung  den  Aus- 
führungen gespendet  hat,  ist  es  deutlich  zum  Ausdnick 
gekommen,  dass  sic  in  der  That  „gleicher  Meinung“  ist. 

Am  letzten  Tage  des  Kongresses,  am  19.  April,  fand 
eine  Besichtigung  der  Strafanstalt  in  Oslebshausen  statt, 
unter  der  freundlichen  und  belehrenden  Führung  des 
Direktors  der  Strafanstalt,  Herrn  Voigts. 


— 308  — 

Ich  möchte  diesen  Bericht  nicht  schliessen,  ohne  auch 
des  nicht-wissenschaftlichen  Theils  der  Zusammenkunft 
gedacht  zu  haben  — , ich  meine  die  hebenswur^dige  Auf- 
nahme von  Seiten  des  Bremer  Senats  und  die  Einladung, 
mit  der  der  Norddeutsche  Lloyd  die  Versammlung  geehrt 
hat.  Alle  Theilnehmer  werden  diese  schönen  Stunden 
in  dankbarer  Erinnerung  behalten. 


Der  fiefängnissverein  der  Provini  Brandenburg. 

1870—1875. 

Von  Assessor  Dr.  Rosen  teld. 

Heute,  wo  seit  einiger  Zeit  eine  mit  eigenem  Vei- 
waltungskörper  ausgerüstete  und  mit  besonderen  Aufgaben 
betraute  Centralstclle  für  das  Gefangenen-Fürsorgewesen 
in  der  Provinz  Brandenburg  besteht,  dürfte  es  für  alancnen 
von  Interesse  sein,  an  einen  Vorläufer  dieser  Organisation 
erinnert  zu  werden,  dessen  auch  zu  wiederholten  Malen  in 
den  „Blättern“  Erwähnung  geschieht;  zugleich  mag  dadurch 
die  für  die  Verschiedenheit  der  Namen,  unter  welchen 
in  dieser  Zeitschrift  über  die  Vereinigung  und  ihre  Ver- 
sammlungen berichtet  wird,  nothwendige  Erklärung  gepben 
werden.  Die  Kenntniss  aller  Einzelheiten  verdankt  Keteient 
den  liebenswürdigen  Mittheilungen  des  Herrn  Predigeis 
II  i 1 d e b r a n d t , langjährigem  Geistlichen  der  Strafanstalt 
Moabit  in  Berlin,  der  leider  am  11.  März  d.  J.  gestorben  ist. 

Die  Strafanstalts-  und  Gefängnissgeistlichen  in  der 
Provinz  Brandenburg  ermangelten  bis  zum  Jahre  1866  dei 
Gelegenheit  zur  Aussprache  über  gemeinsame  Angelegen- 
heiten und  fühlten  sich  daher  mit  ihren  speziellen  Sorgen 
und  Interessen  mehr  oder  weniger  isolirt.  Der  Predipr 
B a r t u s c h an  der  Strafanstalt  Sonnenburg  ergriff  die 
Initiative,  hier  Abhülfe  zu  schaffen.  Er  wandte  sich,  nach- 
dem seine  an  die  Staatsbehörde  gerichtete  Bitte,  die  Sache 
als  amtliche  in  die  Hand  zu  nehmen,  abgelehnt  worden 
war,  an  den  Vorstand  des  Vereins  für  Innere  Mission  mit 
dem  Vorschläge,  regelmässig  wiederkehrende  Versaipi- 
lungen  der  Brandenburger  Anstaltsgeistlichen  ins  Leben 
zu  rufen.  Die  in  der  Woche  nach  dem  Trinitatisfest  im 
Jahi’e  1867  in  Potsdam  abgehaltene  Konferenz  für  Innere 
Mission  der  Kurmark  billigte  den  Vorschlag  und  beauf- 
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tragte  den  Antragsteller  mit  den  notlnvendigen  Vorarbeiten. 
Pastor  Bar  tusch  wandte  sich,  da  er  Berlin  für  den  geeig- 
neten Mittelpunkt  einer  solchen  Organisation  hielt,  an  einen 
Berliner  Geistlichen  und  zwar  den  Prediger  Schröter  an 
der  Strafanstalt  Moabit  und  bat  ihn,  sich  der  Sache  anzu- 
nelnnen  und  die  Einladungen  zu  einer  ersten  Versaniinlung 
ergehen  zu  lassen.  Pastor  Schröter  entsprach  dieser 
Bitte;  unter  seinem  Vorsitz  fand  die  erste  „Konferenz 
der  Gefängnissgeistlichen  der  Provinz  Branden- 
burg“ am  8.  Oktober  1867  in  der  Strafanstalt  Moabit  statt. 
Es  wurde  beschlossen,  alljährlich  zwei  Versammlungen  ab- 
zuhalten; demgemäss  tagte  die  Konferenz  in  der  Folge  an 
demselben  Orte  <am  9.  Juni  und  6.  Oktober  1868,  25.  Mai 
und  6.  Oktober  1869.  Nach  der  zweiten  Konferenz  über- 
nahm der  Berliner  Stadtvogteiprediger  R a g o t z k y Leitung 
und  Vorsitz. 

Da  in  diesen  Konferenzen  besonders  solche  Gegen- 
stände zur  Erörterung  kamen,  welche  für  die  Seelsorge 
unter  den  Gefangenen  von  Wichtigkeit  Avaren,  so  konnte 
es  nicht  ausbleiben,  dass  besonders  ein  Gegenstand  immer 
wiederkelirte  und  gleichsam  der  Centralpunkt  aller  gemein- 
schaftlicher Beratungen  wurde:  Alle  Theilnehmer  waren 
durch  die  Erfahrungen  in  ihrem  Berufe  zu  der  Ueberzeug- 
ung  gekommen,  dass  der  Nothstand,  welchem  die  aus  den 
Gefangenenanstalten  Entlassenen  preisgegeben  waren,  ein 
Haupthinderniss  für  die  Erfolge  seelsorgerischer  Bemüh- 
ungen sei.  Man  erkannte  es  daher  als  eine  der  ersten 
Aufgaben,  auf  möglichste  Abhilfe  dieser  Nothstände  hin- 
zuwirken. 

Dazu  schien  es  besonders  nothwendig,  das  öffentliche 
Interesse,  welches  in  der  Provinz  ein  sehr  geringes  war, 
anzuregen  und  die  vereinzelten  Bestrebungen,  welche  in 
den  wenigen  Lokalvereinen  gegen  diesen  Nothstand  Avirk- 
sam  waren,  durch  C en  t r a 1 i si r u n g in  einen  Provinzial- 
verein zu  stärken. 

Nun  hatte  zwar  der  noch  heute  blühende  Verein 
zur  Besserung  der  Strafgefangenen  in  Berlin 
ia  § 2 seiner  Grundgesetze  vom  12.  November  1827  die. 
Ausdehnung  seiner  Wirksamkeit  über  die  Provinz  Branden- 
ja  über  ganz  Preussen,  als  einen  seiner  Zwecke 
ausdrücklich  festgesetzt ; dieses  Ziel  w'ar  aber  im  Laufe 
der  Jahrzehnte  völlig  in  Vergessenheit  gerathen.  Sein 
Berliner  Lokalausschuss  — diese  Bezeichnung  Aveist 
schon  auf  eine  grössere  Organisation  hin  — befasste  sich 
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zu  Ende  der  60er  Jahre  fast  ausschliesslich  mit  der  Unter- 
bringung von  jugendlichen  Strafentlassenen.  Für  die  aus 
der  Strafanstalt  Moabit  zur  Entlassung  kommenden, 
erwachsenen,  männlichen  Gefangenen  sorgten  damals 
neben  zwei  Brüdern  des  Johannes-Stifts  mehrere  Berliner 
Bürger,  welche  von  der  ihnen  ertheilten  Erlaubniss,  die 
Gefangenen  in  der  Zelle  zu  besuchen,  den  i'egsten  und 
besten  Gebrauch  machten ; insbesondere  verdient  hier  der 
Name  des  Schuhmachermeisters  Kaffka  vor  dem  1er- 
gessenwerden  bewahrt  zu  werden. 

In  Berlin  war  also  für  die  Entlassenenpflcge  hin- 
reichend gesorgt;  in  der  Provinz  dagegen  lag  das  Für- 
sorgewesen sehr  im  Argen.  Auf  das  Drängen  der  an  den 
Provinzialanstalten  wirkenden  Geistlichen  beschloss  daher 
die  im  Herbst  1869  versammelte  Pastoralkonferenz,  eine 
Centralisation  des  Fürsorgewesens  der  Provinz  ins  Leben 
zu  rufen.  Zu  diesem  Zwecke  berief  Pastor  Ragotzky 
auf  den  14.  Juni  1870  eine  Versammlung,  zu  welcher 
sowohl  privatim,  als  durch  öffentliche  Aufforderungen  alle 
diejenigen  Personen  eingeladen  waren,  die  sich  für  das 
Rettungswerk  interessirten.  Auf  die  Referate  der  H^ren 
Kreisgerichtsrath  Röste  11  aus  Frankfurt  a.  d.  Odei 
— noch  heute  Vorsitzender  des  dortigen  Fürsorgevereins  -- 
und  Prediger  Ri  em  s ch  n e i d e r von  der  Berliner  Strafanstalt 
hin,  konstituirte  sich  die  Versammlung  alsbald  zu  einem 
„Gefiingnissverein  der  Provinz  Brandenburg“  und 
beauftragte  eine,  aus  den  Herren  Prediger  Ragotzky 
und  Riem  Schneider  und  dem  Amtmann  Jungk  aus 
Falkenburg  bestehende  Kommission  mit  dem  Entwurf  der 
Statuten.  Zugleich  wurde  beschlossen,  dass  die  General- 
versammlung des  neuen  Vereins  in  jedem  Frühjahr  an 
Stelle  der  bisherigen  Pastoralkonferenz,  die  Letztere  aber 
nur  noch  einmal  im  Jahre,  und  zwar  im  Herbst,  abgehalten 
werden  solle. 

Der  Gefängnissverein  der  Provinz  Brandenburg  hielt 
seine  erste  Versammlung  am  3.  Juni  1871  im  evangelischen 
Vereinshause  zu  Berlin,  Oranienstrasse  unter  Vorsitz  des 
Predigers  Ragotzky.  Obwohl  der  Name  der  neuen 
Organisation  auf  ein  weiteres  Arbeitsfeld  hindeutete,  setzte 
sich  der  Verein,  gemäss  §§  1 und  2 der  Statuten,  lediglich 
die  Entl  assenenf  ürsorge  in  der  Provinz  Brandenburg 
zu  seinem  Ziele.  Zur  Erreichung  dieses  Zweckes  sollte 
einmal  die  Theilnahme  für  die  Sache  durch  Wort  und 
Schrift  angeregt,  ausserdem  aber  die  Verbindung  der 
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bestehenden  und  die  Gründung  neuer  Fürsorgevereine 
veranlasst  werden.  Nach  Annahme  dieser  Statuten  wurden 
in  den  Vorstand  gewählt:  Pastor  Ragotzky,  Amtmann 
.lungk,  Maurermeister  Bolle,  Inspektor  Homuth  und 
Pastor  Hildebrandt. 

Auf  der  zweiten,  am  28.  Mai  1872  abgehaltenen 
Generalversammlung  theilte  der  Vorsitzende  Pastor 
Ragotzky  mit,  dass  es  dem  Vorstande  als  das  Haupt- 
erforderniss  zur  Förderung  der  Sache  nothwendig  erschienen 
sei,  dass  ]\Iitglieder  des  Vereins  in  den  grösseren  Städten 
der  Provinz  öffentliche  Voi-träge  hielten,  durch  welche  die 
Tlieilnahme  für  entlassene  Gefangene  angeregt  werde;  er 
selbst  habe  wiederholt  Veranlassung  genommen,  in  Vor- 
trägen auf  die  Bedeutung  der  Fürsorgethätigkeit  hin- 
zuweisen. Herr  Pastor  Wiessner  aus  Sonnenburg  habe 
auf  die  dem  Verein  seitens  des  Herrn  Kreisgerichtsraths 
(heute  Geheimen  Justizraths)  Rösteil  in  Frankfurt  a.  0. 
gewordene  Anregung,  im  Aufträge  des  Vereins  eine 
Agentenreise  unternommen  und  Vorträge  in  Frankfurt, 
Guben,  Sommerfeld,  Sorau  und  Landsberg  a.  Wjxrthe 
gehalten,  die  zur  Gründung  neuer  oder  Belebung  bestehender 
Vereine  geführt  hätten.  Die  Herren  Pastor  Schröter 
hätten  in  Potsdam,  Pastor  Fr  ei  da  n k in  Bremen  gesprochen. 

Es  folgten  die  Referate  von  Inspektor  Homuth  über 
Arbeitsanstalten  für  Entlassene  und  Pastor  Freidank 
über  den  Einfluss  des  neuen  Strafgesetzbuchs  auf  die 
Strafvollstreckung. 

Die  dritte  Versammlung  leitete  Pastor  Ragotzky 
am  10.  Juni  1873.  Nach  Erledigung  der  geschäftlichen 
Arbeiten  referirte  der  kurz  vorher  nach  Berlin  berufene 
Direktor  Wirth  vom  Strafgefängniss  Plötzensee  über  die 
vorläufige  Entlassung  nach  § 23 — 26  R.-Str.-G.-B.,  sodann 
Pastor  Schröter  über  die  Art  der  Unterstützung  ent- 
lassener Gefangener  (s.  Bd.  9,  S.  277  ff.  dieser  Zeitschrift). 

Am  Schlüsse  der  Verhandlungen  theilte  Pastor 
Ragotzky  mit,  dass  er  nach  der  Provinz  Sachsen  ver- 
setzt Averde  und  deshalb  den  Vorsitz  im  Verein  nieder- 
legen müsse.  Auf  Vorschlag  des  Pastors  Wies.sncr 
wurde  Direktor  Wirth,  der  bereits  vorher  durch  Pastor 
Schröter  für  die  Sache  gewonnen  war,  zum  Vorsitzenden 
gewählt.  Direktor  Wirth  leitete  auch  dann  die  am 
2.  Juni  1874  und  im  Mai  1875  abgehaltenen  Versammlungen; 
auf  der  ersteren  sprach  Pastor  K i s t e n m a c h e r über 
«den  Werth  und  die  Nothwendigkeit  der  Theilnahme  der 
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Frauen  an  der  Fürsorge  für  Entlassene“.  Die  zweite  nahm 
einen  ziemlich  erregten  Verlauf  als  Direktor  Wirth  die 
Mitglieder  mit  dem  Vorschläge  der  Auflösung  des  Vereins 
überraschte.  Herr  Dr.  Wirth  war  nämlich  in  der 
Zwischenzeit  Mitglied  des  Berliner  Vereins  zur  Besserung 
der  Strafgefangenen  geworden  und  hatte  Kenntniss  von 
der  Satzung  genommen,  welche  den  Verein  als  Central- 
direktorium eines  über  ganz  Preussen  auszubreitendes 
Netzes  von  Fürsorgevereinen  vorsah;  zudem  hatte  man 
sich  in  jenem  Verein  auf  seine  Aufgaben  besonnen  und 
Avar  nicht  geneigt,  sein  altes  Vorrecht  zu  Gunsten  des 
Gefängnissvereins  aufzugeben. 

Herr  Direktor  Wirt  h schlug  also  vor,  die  von  dem 
Gefängnissverein  bis  dahin  geführten  Geschäfte  auf  den 
Verein  zur  Besserung  der  Strafgefangenen  zu  übertragen. 
Dieser  Antrag  wurde  abgelehnt.  Herr  Wirth  legte  darauf 
den  Vorsitz  nieder.  Eine  Neuwahl  des  Vorsitzenden  fand 
aber  nicht  statt,  vielmehr  beauftragte  die  Versammlung 
die  Pastoralkonferenz  auf  eine  Belebung  der  Vereins- 
bestrebungen bedacht  zu  sein.  Der  „Gefängnissverein  der 
Provinz  Brandenburg“  hatte  damit  zu  bestehen  aufgehört. 

Unterdessen  hatte  alljährlich  im  Herbst,  seit  1873 
Avieder  unter  Leitung  des  Herrn  Schröter,  die  Pastoral- 
versammlung  getagt;  sie  hatte  aber  unter  geringer 
Betheiligung  gelitten.  Aus  diesem  Grunde,  und  eingedenk 
des  ihr  A"om  Gefängnissverein  überkommenen  Vermächt- 
nisses, Avurde  in  der  Pastoralkonferenz  A'om  8.  Oktober  1878 
beschlossen,  die  Versammlung  der  Geistlichen  in  die 
Pfingstwoche  zu  A'erlegen  und  gleichzeitig  mit  ihr  eine 
Konferenz  für  das  GefängnissAvesen  öffentlich  abzuhalten. 
So  geschah  es;  am  12.  Juni  1879,  26.  Mai  1880  und 
15.  .luni  1881  tagte  die,  von  Vertretern  der  Ministerien 
des  Innern  und  der  Justiz  und  vielen  anderen  Interessenten 
besuchte  Konferenz  für  das  G e f ä n g n i s s w e s e n 
im  Anschluss  an  die  Pastoralkonferenz. 

In  gleicher  Weise  Avie  der  frühere  „Gefängnissverein“ 
war  die  Konferenz  für  GefängnissAvesen  Amr  altem  bemüht, 
für  die  Fürsorgesache  Propaganda  zu  machen.  In  ihrem 
Aufträge  hielt  Herr  Pastor  Fel dh ahn  aus  Plötzensee 
Vorträge  in  Forst,  FürsteiiAvalde  und  auf  verschiedenen 
Berliner  Versammlungen,  desgleichen  die  Herren  Pastoren 
Schiebel,  Ilildebrandt  und  Schröter;  ebenso  ist 
es  auf  die  durch  die  „Konferenz“  gegebene  Anregung 
zurückzuführen,  dass  Herr  Geheimer  Justizrath  Dr.  Wirth 
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und  Herr  Geheimer  Oberjustizrath  Dr.  Starke  im  Herbst 
1880  in  Versammlungen  über  das  Fürsorgewesen  sprachen. 

Einer  besonders  regen  Betheiligung  hatte  sich  die 
Versammlung  vom  15.  Juni  1881  zu  erfreuen.  (Näheres 
s.  Kj’euz-Zeitung  vom  25.  Juni  1881.)  An  jenem  Tage 
wurde  wiederum  die  Trennung  der  beiden  Konferenzen 
beschlossen,  so  dass  von  diesem  Jahre  an  die  Gefängniss- 
konferenz  in  der  Trinitatiswoche,  diejenige  der  Geistlichen 
aber  im  Herbst,  und  zw’ar  beide  seit  1883  und  Leitung 
des  Herrn  Pastors  Hildebrandt,  stattfanden. 

Die  letzte  Kunde  von  der  „Konferenz“  bringen  die 
Blätter  für  Gefängnisskunde  in  Band  18  Seite  421;  sie 
theilen  mit,  dass  die  Versammlung  erheblich  unter  der 
Konkurrenz  der  zur  selben  Zeit  stattfindenden  Kongresse 
der  Inneren  Mission,  Aeusseren  Mission,  Jünglingsvereine  etc. 
gelitten  habe. 

Dieses  Avar  auch  der  Grund,  aus  dem  die  Konferenz 
für  Gefängniss wesen  seit  Mitte  der  80  er  Jahre  nicht  mehr 
berufen  Avurde. 

Die  Pastoralkonferenzen  dagegen  finden  noch  heute, 
seit  1881  dadurch,  dass  den  Besuchern  aus  der  Provinz 
die  Reisespesen  A’ergütet  Averden,  als  offiziöse  Ver- 
sammlungen A"on  der  Staatsregierung  anerkannt,  in  jedem 
Herbste  statt  und  haben  zu  mancherlei  segensreichen 
Winken  Veranlassung  gegeben ; so  sei  hier  uns,  als  iin 
Hinblick  auf  die  Beschlüsse  der  diesjährigen  Nürnberger 
Versammlung  besonders  aktuell,  erwähnt,  dass  gemäss 
dem  Beschlüsse  der  Pastoralkonferenz  vom  8.  Oktober  1878 
der  Rhein.  Westphäl.  Provinzial-Ausschuss  für  Innere 
Mission  ersucht  Avurde,  eine  neue,  A'ervollständigte  Auflage 
von  Höpfners  „Praktischem  Wegweiser  durch  die 
christliche  Volkslittcratur“  zu  A'eranstalten  und  dass  die 
Redaktion  der  „Fliegenden  Blätter  aus  dem  Rauhen  Hause“ 
gebeten  Averde,  alljährlich  eine  Uebersicht  über  die  neu 
erschienene  Volkslittcratur  zu  veröffentlichen. 

Leiter  der  Pastoralkonferenz  ist  Herr  Pastor  Hilde- 
brandt. 

Der  Vollständigkeit  Avcgen  sei  noch  erwähnt,  dass 
der  „Verein  der  Berliner  G e f ä n g n i s s b e a m t e n“ 
von  dem  in  Band  15  Seite  262  ff.  der  „Blätter“  die  Rede 
ist,  von  etwa  1875  bis  1885  bestand  und  vorAviegend  nur 
geselligen  Charakter  hatte. 

Berlin. 
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Deutsche  Juristeii-Zeitung.  Erstes  Vierteljahr  1902.  Die 
Keujahrsuummer  brachte  zwei  besonderer 
Sätze,  den  einen  vom  Senatspräsidenten  am 

V.  Bülow,  den  anderen  von  dem  Berliner  R^htslehrci  Gelieimeiatb 
v!  Liszt.  Bülow  nimmt  einen  Bericht  des  Prof.  Dr.  Stooss  über 
den  besonderen  Theil  des  Entwurfes  eines  schweizerischen  Str.-b^ü. 
zum  Anlass,  eine  Keihe  hochwichtiger  Fragen  zu  besprechen,  wovon 
hier  Ewiges  knri  angedeutet  werden  soll.  Auch  der  schwe  zei 
Entwurf  straft  bewusst  wegen  übler  Nachrede  ^en,  der  eine  vielle  cht 
wahre,  aber  nicht  zu  erweisende  Behauptung  aufgestellt  hat;  i an 
soll  aber  nicht  ehrverletzende  Behauptungen  aiitstellen 
nur  verbreiten,  ohne  sich  von  ihrer  Wahrheit  uberzeugt  zu  haben. 
Aber  wer  wird  von  sich  sagen  können,  dass  er 

berechtigten  Grundsatz  nie  gefehlt  habe?  pi®sem  Gesichtspun^ 
trägt  der  Entwurf  insofern  Rechnung,  als  er  den  Richter  ermächtigt, 
den  Thäter,  der  aus  verzeihlichem  Irrthuine  das  für  wahr  hielt,  was 
er  verbreitete  und  der  vor  dem  Richter  seine  -^e^®?emng-  fornilich 
als  unwahr  zurückzieht,  von  Strafe  zu  befreien,  wobei  dem  1 erletzten 
eine  gerichtliche  Urkunde  über  die  Zurücknahme  der  Nachieae 
auszustellen  ist.  Andererseits  soll  der  Nachweis  der  Wahrheit  nicht 
immer  straffrei  machen,  nämlich  — in  . zu 

vom  § 192  R.-Str.-G.-B.  — dann  nicht,  wenn  der  Thätei  ohne 
begründete  Veranlassung,  insbesondere  aus  Gehässigkeit, 
Rachsucht,  Schadenfreude  gehandelt  hat.  Dass  der  Lntwuir 
schutzberechtigten  Interessen  (§  193  R.-Str.-G.-B.)  nicht 

hat,  wird  in  Deutschland  kaum  als  nachahmungswerthe  Verbesseiung 
angesehen  werden.  Dagegen  sind  die  hier  einschlagenden  ® 
bestimmungen  des  Entwurfes  theil  weise  wohl  geeignet,  das  richtig 
Verhältniss  des  Schutzes  der  höchsten  idealen  Güter  zu  dem  benutze 
materieller  Habe,  ein  Verhältniss,  das,  wie  v.  Bülow  leider  senr 
zutreffend  hervorhebt,  im  deutschen  Strafrecht  xind  seiner  IDcg® 
gut  wie  verloren  gegangen  ist  (in  England  liegt  übrigens 
nicht  viel  anders!),  wiederherzustellen.  Der  Entwurf  lässt  ”ämiic 
bei  planmässiger  Verleumdung  Zuchthausstrafe  bis  zu  fünf  Jahren  z . 
Auch  dass  Beleidigungen  durch  Scheltworte  — allerdings  meine 
Erachtens  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  deren  Gebraimli  mca  ■ 
eine  ernstere  Beschimpfung  enthält  — oder  durch  geringe 
keiten  als  Ueberlretungen  bestraft  werden  können,  würde  ich  a 
einen  Vorzug  ansehen  und  wünschen,  dass  sie  im  Wege  des  btia - 
befehles  ihre  Erledigung  finden  könnten.  Dagegen  würde  die  Ein- 
schränkung der  Strafe  für  das  weite  Gehiet  der  „Beschimpfimo®'' 
auf  Geld-  oder  Gefängnissstrafe  bis  zu  einem  Monat,  wie  der  Entwur 
vorschlägt,  ein  höchst  bedauerlicher  Rückschritt  selbst  gegeiiuoc 
dem  einer  Verstärkung  des  Rechtsschutzes  der  Ehre  so  dringen 
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bedürftigen  deutschen  Reichsstrafgcsetzbuches  sein.  In  dieser  Hinsicht 
ist  Bülows  Vorschlag,  für  geeignete  Fülle  die  Aberkennung  der 
biirgerlicheu  Ehrenrechte  für  zulitssig  zu  erklilren,  sehr  beherzigens- 
werth. 

Für  den  Liszt’schen  Aufsatz  „Strafrecht  und  Psychologie“  hat 
ein  Vortrag  des  Breslauer  Privatdozenten  Dr.  Stern  über  die 
„Psychologie  der  Aussage“  die  Anregung  geboten.  Dr.  Stern  hat 
durch  eine  Reihe  systematischer  Versuche  schwerwiegenden  Beweis 
dafür  angetreten,  dass  auch  die  Wiedergabe  von  Wahrnehmungen 
sogen,  gebildeter  Menschen  sich  sehr  häufig  nicht  mit  den  Thatsachen 
decken  und  dass  der  Prozentsatz  der  Richtigkeit  des  VViedcrgegebenen 
in  demselben  Masse  schwindet,  als  die  Miltheilung  nicht  durdi  den 
Walirnehmenden  selbst,  sondern  durch  die  dritte,  vierte  Person  u.  s.  w. 
erfolgt,  der  die  Wahrnehmung  mitgetheilt  worden  ist.  Es  liegt  auf 
der  Hand,  dass  dieser  Nachweis  der  Unzuverlässigkeit  menschlicher 
Wahruehmnngs-  und  Wiedergabefähigkeit  die  Grundlage  unserer 
ganzen  Strafrechtspflege  stark  zu  erschüttern  geeignet  ist  und  wenn 
V.  Liszt  diese  Besorgiiiss  durch  den  Hinweis  darauf  herabmildcrn 
will,  dass  das  von  Stern  gewonnene  Ergebniss  nicht  neu  ist,  so 
kann  doch  aus  dieser,  allerdings  richtigen,  Thatsache  kaum  Erheb- 
liches zur  Beruhigung  gewonnen  werden.  Wir  werden  eben  hier, 
wie  so  oft  auch  sonst,  daran  erinnert,  dass  alles  menschliche  Wissen 
— und  Können  — doch  nur  Stückwerk  ist.  v.  Liszt  selbst  giebt 
Kunde  von  zwei  hochinteressanten  Versuchen,  die  er  im  krimi- 
nalistischen Seminar  der  Berliner  Universität  hat  vornehmen  lassen. 
Es  wurde  bei  einem  praktischen  Strafrechtsfalle  die  Aussage  des 
Angeklagten  vor  einer  Gruppe  von  Hörern  vorgetragen,  dann  von 
einem  Hörer  dieser  Gnippe  einer  zweiten  und  von  einem  Mitgliede 
der  zweiten  Gruppe  einer  dritten  und  von  einem  Hörer  der  dritten 
Gruppe  einer  vierten  sofort  weitererzählt,  v.  Liszt  sagt,  „ergab 
diese  dritte  Wiedergabe  (also  die  vierte  Erzählung)  bereits  eine 
vollständige  Entstellung  des  Falles  im  Ganzen  wie  in  allen  seinen 
wesentlichen  Einzelheiten  und  somit  eine  vernichtende  Kritik  der 
„Zeugen  vom  Hörensagen.“  Das  andere  Mal  wurde  im  Anschluss- 
an  einen  wissenschaftlichen  Vortrag  nach  einem  genau  vereinbarten 
Plane  zwischen  zwei  Herren  ein  ^Vortwechsel  vorgeführt,  ln  dessen 
' erlaufe  der  eine  einen  Revolver  zog  und  schoss.  Die  Vernehmung' 
der  in  den  Plan  nicht  eiugeweihten  Zuhörer  ergab,  wie  v.  Liszt 
bemerkt,  „ganz  abgesehen  von  verschiedenen,  recht  merkwürdigen 
Unsicherheiten  und  Unrichtigkeiten,  vor  Allem,  dass  das  Ziehen,  Än- 

und  Abdrücken  des  Revolvers  auch  von  den  näclistsitzenden 
l ersonen  entweder  gar  nicht  wahrgeuonimen  worden  war,  oder  doch 
nicht  bestimmt  behauptet  werden  konnte,  dass  somit  eine  Beschul- 
digiing  wegen  Tötungsversuchs,  ohne  Gestäudniss  des  Angeklagten, 
in  sich  zusammenbrecheu  musste.“  Wer  gewohnt  ist,  auf  derartige 
Dinge  zu  achten,  wird  in  der  Lage  sein,  die  Zahl  der  Beispiele  zu 
vermehren,  die  zeigen,  dass  einmal  die  Wabrnehmungsgabe  auch 
desjenigen  Menschen  eine  beschränkte  ist,  die  sich  gewöhnt  haben, 
den  äusseren  Vorgängen  besondere  Aufmerksamkeit  zu  widmen,  dass 
■erner  aber  auch  die  Fähigkeit,  sich  von  einer  Wahrnehmung  Recheii- 
scliaft  abzulegen,  begrenzt  ist.  Hierbei  fällt  auch  in  das  Gewicht, 
dass  die  wenigsten  Menschen  sieh  darüber  klar  sind,  dass  sie  sehr 
aaufig  bei  der  Wiedergabe  (vermeintlicher)  Thatsachen  mit  Schlüssen 
arbeiten.  Ich  setze  folgenden  Fall : Ein  Zeuge  bekundet,  er  habe 
gesehen,  wie  X.  eine  Droschke  angerufen  habe  und  in  ihr  fort- 
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gefahren  sei.  Thatsilchlich  hat  er  gesehen,  wie  X.  eine  Droschke  an- 
rief, die  Droschke  kam  und  X.,  um  einzusteigen,  den  Fugs  auf  das 
Trittbrett  setzte.  Weiter  hat  der  Zeuge,  der  in  diesem  Arigenbliek 
an  X.  vorbeiging,  nichts  gesetieii,  da  er  al>er  sofort  den  Wagen  in 
entgegengesetzter  Richtung  davonrollen  hörte,  so  hat  er  in  der  That 
nur  geschlossen,  dass  X.  ein<jestiegen  und  fortgefahren  ist,  wilhrend 
er  in  Wirklichkeit  ans  irgend  einem  Grunde  seine  Absicht,  mit  der 
Droschke  fortzufahreu,  aufgegeben,  den  Fuss  vom  Trittbrett  zurück- 
gezogen und  die  Droschke  nicht  bestiegen  hat.  Derartige  Sachen 
ereignen  sich  auch  bei  scharfsinnigen  Menschen  oft  genug,  ganz 
andere  Fehler  im  Sehen,  Hören  und  Wiedergeben  lässt  sich  aber  die 
grosse  Masse  derer  zu  Schulden  kommen,  deren  beschworene  Aus- 
sagen die  Grundlagen  der  gerichtlichen  Entscheidungen  bilden.  In 
der  That  stehe  ich  nicht  an,  zu  behaupten,  dass  es  eine  der  schwierigsten 
Aufgaben  richterlicher  Thiltigkeit  sein  kann , ein  gutes  Beweis- 
aufnahme-Protokoll abzufassen.  Ich  denke  hier  noch  gar  nicht  so 
sehr  an  die  Verhandelung  mit  Zeugen,  die  die  Wahrheit  nicht  sagen 
wollen,  obwohl  auch  hier  dem  psychologisch  geschulten  Richter 
viel  eher  ein  Erfolg  beschieden  sein  wird,  als  dem,  der  durch  „An- 
schreien“ den  Zeugen  zur  Aussage  der  Wahrheit  zu  nöthigen  sucht. 
Auch  bei  dem  vollsten  Streben  des  Zeugen  nach  wahrheitsgemässer 
Aiissagc  wird  der  sorgsame  Richter  häufig  genug  mit  ungezählten 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen  haben.  Oft  wird  es  besonderer  Mühe 
bedürfen,  festzustellen,  was  der  Zeuge  eigentlich  sagen  will  und 
was  er  sagen  k a n n , was  Gegenstand  seiner  (dgenen  Wahrnehmung 
ist  oder  was  er  so  oft,  oder,  wie  er  meint,  in  so  glaubwürdiger 
Weise,  gehört  hat,  dass  es  ihm  schwer  fällt,  eigene  Wahrnehmung 
und  die  Mittheilung  des  von  Anderen  Wahrgenommeneii  aus- 
einanderzuhalten. Und  hat  der  Richter  nun  endlich  aus  dem 
Schwalle  der  W'orte,  die  er  am  besten  zuerst  über  sich  ergehen 
lassen  wird,  den  Kern  dessen  heramsgeschält,  das  ihm  geeignet 
erscheint,  die  Aussage  des  Zeugen  zu  bilden,  so  gilt  es  noch,  dies  in 
die  richtige  Form  zu  bringen,  ohne  dass  das  Bild,  das  der  Richter 
gewonnen  hat,  sich  durch  einen  schiefen  Aiisdruck,  durch  die  Ab- 
kürzung eines  Satzes  oder  einer  Wcndtiug,  durch  die,  Art,  wie  er  die 
Theile  der  Bekundung  einander  folgen  lässt  u.  s.  w.  verändert.  Unter 
Umständen  kann  die  Wahl  des  bestimmten  statt  des  unbestimmten 
Artikels,  ein  ausgelassenes  oder  falsch  gesetztes  Komma,  der  Xieder- 
schrift  einen  ganz  anderen  Sinn  geben. 

Ich  kann  v.  Liszt  nicht  beipflichten,  wenn  er  den  Werth  der 
Ausbildung  des  Strafrichters  nach  dieser  Richtung  ungleich  höher 
einschiltzt  als  den  der  Schulung  des  Civilrichters.  Wie  die  Dinge 
liegen,  wird  bei  den  stärker  beschäftigten  Landgerichten  und  ebenso 
bei  den  Oberlandesgerichten  das  Schwergewicht  der  Beweisaufnahme, 
bei  dem  ersuchten  oder  beauftragten  Richter  ruhen.  Für  ihn  entsteht 
daher  die  in  ihrer  Schwierigkeit  häufig  verkannte  Aufgabe,  dem 
Kollegium  die  Aussage  in  der  gleichen  Anschaulichkeit  durch  das 
Protokoll  vorzuführen,  wie  er  sie  in  sich  aufgenommen  hat,  sowie  bei 
dem  Ergebnisse,  das  er  in  dem  Protokolle  vorlegt,  den  Entwickelungs- 
gang,  wo  dies  ang-ezeigt  erscheint,  zu  zeigen,  den  die  Aussage 
genommen  hat,  bis  sie  die  Form  erhielt  in  der  der  Zeug'c  seine 
Bekundung  beschworen  hat  oder  beschwören  will.  Der  Civilrichter 
imiss  daher  ganz  ebenso  ein  guter  Ps,vchologe  sein  wie  der  .Straf- 
richter und  bei  der  Ausbildung  der  jungen  Juristen,  namentlich  bei 
den  Amtsgerichten,  sollte  hierauf  unausgesetzt  der  grösste  Werth 
gelegt  werden. 


V.  Liszt  verwendet  in  dem  erwilhnten  Aufsatze  die  Psychologie 
als  werthvollste  Bundesgenossin  in  der  Strafrechtspflege  von  einem 
ganz  besonderen  Gesichtspunkt  aus.  Er  verlangt  die  Ausbildung 
in  der  eben  besprochenen  Richtung  als  Theil  der  bcrufsiniissigen 
Ausbildung  der  kriminalistischen  Praktiker,  die  er  bis  jetzt  vermisst 
und  für  die  er  viel  erhofft  von  der  Verwirklichung  eines  von  der 
deutschen  Landesgruppe  der  Internationalen  kriminalistischen  Ver- 
einigung vor  Jahren  bereits  gefassten  Plans,  der  Veranstaltung  von 
kriminalistischen  Fortbildungskursen  Wenn  es  diesen 
in  der  That  gelingen  möchte,  den  zum  Kampfe  gegen  das  Verbrecher- 
thum  bestimmten  Organen  der  Rechtspflege,  die  Kenntnisse  und  den 
Scharfsinn  zu  verschaffen,  der  sie  der  Berufs-Verbrecherwelt  gewachsen 
macht,  was  v.  Liszt  mit  Recht  verlangt,  dann  brauchte  auch  der 
ängstliche  Finanzministcr  die  Gewilhrung  recht  erheblicher  Beträge 
für  diesen  Zweck  nicht  zu  .scheuen. 

Zu  derselben  Frage  hat  in  der  folgenden  Nummer  Amtsrichter 
Dr.  Schellhas-Rixdorf  das  Wort  ergriffen.  Er  wendet  sich  gegen 
die  Stern’schen  Versuche  insofern,  als  er  ihnen  einen  absoluten  Werth 
abspricht,  denn  man  könne  eine  Wissenschaft,  ein  System  der  Wahr- 
heitserforschung daraus  nicht  ableiten,  es  sei  eben  nicht  möglich, 
allgemein  gültige  Gesetze  für  die  Erforschung  der  Wahrheit  im  Pro- 
zesse zu  schaffen.  Es  ist  aber  auch  kaum  anzunehmen,  dass  ein 
solches  Ergebniss  mit  den  angestellten  Versuchen  und  deren  ver- 
heissener  weiterer  Ausbildung  angestrebt  wird.  Wenn  man  aber  da- 
durch zu  gewissen  Erfahrung.ssätzen  gelangt,  die  auch  nur  nach 
einzelnen  bestimmten  Richtungen  hin  die  Gewissheit  der  menschlichen 
Wahrnehmungsfähigkeit  zu  gewissen  Fehlern  und  Unzuverlässigkeiten 
festlegen,  wenn  ferner  in  den  Fortbildungskursen  die  psychologische, 
Schulung  des  Richters  gefördert  wird,  wenn  durch  die  Presse,  die  die 
nach  dieser  Richtung  unternommenen  Versuche  aufmerksam  verfolgt, 
die  Theilnahme  des  weiteren  Publikums  an  den  Ergebnissen  wach 
gehalten  wird,  so  wird  damit  ein  nicht  zu  unterschätzender  Erfolg 
erreicht  werden.  Denn  es  wird  dadurch  bei  dem  Richter  nicht  nur 
das  geschärft  werden,  was  Schellhas  sehr  treffend  die  Fähigkeit 
des  gesunden,  aus  dem  Innern  geschöpften,  von  äusserlichen  schenia- 
ti.schcn  Grundsätzen  unabhängigen  Empfindens  der  Wahrheit  im 
Eitizelfalle.  nennt,  sondern  auch  diejenigen,  denen  gegenüber  er  dieses 
Empfinden  zu  bethätigen  hat,  werden  sich  immer  mehr  daran  ge- 
wöhnen, sowohl  aut  ihre  Wahrnehmungen  wie  auf  deren  Wiedergabe, 
namentlich,  wenn  sie-  in  der  verantwortungsvollen  Eigemschaft  als 
Zeuge,  erfolgt,  grössere  Aufmerksamkeit  zu  verwenden. 

Die  Nummern  4 und  6 enthalten  ferner  noch  Aufsätze_des  Ober- 
landesgerichtsraths  Sim  on  - Frankfurt  a.  M über  eine  Aendernng  des 
Strafverfahrens  zum  Zwecke  der  Verminderung  der  Duelle  und  des 
Landgerichtsraths  T h o ni  sen- Altona  über  Zweikampf  und  Straf- 
rechtspolitik. Wenn  Simon  das  Heil  in  der  Bildung'  von  etwa  den 
Landgerichten  anzugliedernden,  aus  Richtern  und  Laien  zu  bildenden 
Ehrengerichtshöfen  erblickt,  so  möchte  ich  besorg'en,  dass  seine  Hoff- 
nung sich  als  ti'ügerisch  erweisen  dürfte.  Auf  den  sehr  lesenswerthen 
Thomsen’schen  Aufsatz  näher  einzugehen,  muss  ich  mir  hier  ver- 
^gen.  Es  genüge  der  Hinweis  darauf,  dass  er  die.  Beseitigung  des 
Duells  von  entehrenden  Strafen  — Zuchthaus  und  Verlust  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte,  — mit  grosser  Si>'herheit  erwartet:  aber  nur  dann, 
wenn  auch  die  Militärverwaltung  der  Einrichtung'  des  Zweikampfes 
eutrathen  zu  können  glaubt.  Erachte  aber  der  Staat  die  Erhaltung 
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des  Zweikampfes  aus  militilrischen  Rücksichten  für  «jcboten,  so  sollte 
er  auch  davon  absclicn,  den  von  der  Sitte  getragenen  Zwang,  der 
zum  Duell  führt,  in  der  Bestrafung  des  Zweikampfes  zu  ahnden.  Un- 
zweifelhaft wili-e  ein  Zustand,  der  den  bürgerlichen  Duellanten  auf 
Jahre  in  das  Zuchthaus,  den  Offizier  aber  auf  einige  Monate  auf 
Festung  schickt,  undenkbar.  Die  Regelung  kann  nur  für  alle  Beriifs- 
stiinde  gemeinsam  erfolgen  und  sie  wird  am  besten  von  der  Heeres- 
verwaltung ausgehen.  In  keinem  Falle  dürfte  aber  die  Bedrohung 
einer  nicht  ehrlosen  Handlung  mit  so  stark  entehrenden  Strafen  wie 
Zuchthaus  und  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  das  geeignete 
Heilmittel  sein,  denn  eine,  stiirkere  Verletzung  des  gesunden  Rechts- 
gefühls des  Volkes  erscheint  kaum  denkbar.  Glaubt  der  Staat  aber, 
Massregel  zur  Beseitigung  (richtiger:  zur  möglichsten  Einschrilnkung) 
des  Duelles  nicht  ergreifen  zu  können,  so  soll  man  dann  auch  nicht 
im  Gege.nsatze  dazu  der  Straflosigkeit  des  Zweikampfes  das  Wort 
reden.  Die  bestehende  Strafandrohung  übt  immerhin  heilsame  Warnung 
dafür,  möglichst  Gelegenheiten  zu  meiden,  die  zu  diesem  „von  der  Sitte 
getragenen  Zwange“  führen. 

Breslau,  April  1902. 

Simonsofi,  Obertandesgcrichtsrath. 


Der  Gericlitssnal.  Zeitschrift  für  Strafrecht,  Strafprozess, 
Gerichtliche  Medizin,  Gefilngnisskunde  und  die  gesammte  Strafrechts- 
littcratur,  herausgegeben  von  St  engl  ein,  Reichsgerichtsrath  a.  D, 
zu  Leipzig,  Verlag  von  Ferdinand  Enke,  Stuttgart. 

Seit  der  letzten  Besprechung  dieser  Zeitschrift  ist  der  58.  und 
59.  Band  erschienen.  Beide  enthalten  eine  Reihe  von  Arbeiten, 
die  für  die  Leser  unserer  Bliltter  von  Interesse  sind.  Wir  heben 
besonders  hervor  axis  dem  58.  Band  ein  Gutachten  von  Dr.  G ruber, 
Budapest,  „Soll  die  bedingte  Verurtheilung  auch  bei  den  Disziplinar- 
strafen der  in  den  Besserungsanstalten  untergebrachten  jugendlichen 
Rechtsbrechern  angewendet  werden?  das  zum  internationalen  Kongress 
„du  patronage  tles  liberes“  in  Paris  geschrieben  i.st.  Der  Verfasser 
kommt  aus  erzieherischen  Gründen  zur  Bejahung  der  Frage.  Ferner 
dürfte  der  Bericht  über  den  deutschen  Juristentag  am  11.  September 
Interesse,  erwecken.  Unter  den  litterarischen  Besprechungen  seien 
als  werthvoll  für  den  Strafvollzugsbeamten  erwlihnt:  A.  Marcovich, 
Das  Gefüngnisswesen  in  Oesterreich,  Olshausen,  Strafgesetzbuch 
für  das  Deutsche  Reich,  7.  Auflage,  Löwe,  Die  Strafprozessordnung 
für  das  deutsche  Reich  nebst  dem  Ge.richtsverfassungsgesetz  und  den 
das  Strafverfahren  betreffenden  Bestimmungen  der  übrigen  Reichs- 
gesetze. 

Im  59.  B.md  finden  wir  ein  Referat  über  die  Versammlung  der 
deutschen  Strafanstaltsbeamten  in  Nürnberg  von  Prof.  Finger,  über 
die  Reform  der  Strafprozessordnung  in  Italien  nach  einem  Artikel 
von  Dr.  F.  Heil  in  Budapest,  von  Dr.  Grub  er,  über  die  Oester- 
reichische  Straffälligkeitsstatis^^  für  1896  von  Dr.  Hoegel,  über  die 
Einführung  der  bedingten  Begnadigung  in  Italien  von  Dr.  G ruber, 
sowie  den  Entwurf  die  Abschaffung  der  Todesstrafe  betreffend,  der 
tlem  französischen  .Senat  vorgele.g’t  wurde.  Unter  den  besprochenen 
neuesten  litterarischen  Erzeugnissen  dürften  unsere  Leser  nanientlich 
folgende  interessiren : 
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V.  Liszt,  die  Gefängnissarbeit. 

Uhrbuci  ®““». 

n Z ""““‘'‘'‘"f“‘'‘'imeverfahren  freigespiochcnen  Personen. 

Uh.b„.'b  d.rg.meÄCS  "' 

>.  G,,af'£Ä  de.S,.-,„,eh..: 

1900  nebst  den  Ausfuhrung-sbestin.n,unge“n  vom  ik  Dezember  IMO 

Das  Gesetz^  im  k.  k,  Justizministerium, 

foigte  Verurtheiiung!  ^ Entschädigung  für  ungerechtfertigt  er- 

der  leuterarjähfe^'*"®’'^’  Be"^egung  im  Strafrecht  während 


v.Rohilet.'*  Ho*^*«®***!®'*^'"**?  ®efängiiissgesellschaft.  P.  Dr. 
gesellschaft  hat  Rheinisch-westfälischen  Gefängniss- 

furPeier  Vl’ei  7^"«^  • ‘ übersichtlicher  Form 

in  einei  Ä im  Jahre  1901 

Geschichtl^und  Wh-L  Selbstverlag  der  Gesellschaft) 

die  Augen  oefiult  ^ t,  dieseijiedeutsamen  Vereinigung  uns  vor 
Entwickelun“  eil  L n i Anhänge  lässt  er  der  geschichtlichen 

auch  eine  svsten  .fit?  '7*"®  Satzungen,  Tabellen  und  vor  allem 
Geselircttft'pttl^I»  f sämmtlicher  inmitten  der 

möchten  die  ^tchtWo  d'e  uns  wünschen  lässt,  es 

Fetischen  wie  dieser  Vorträge  über  die  verschiedenen  theo- 

sowie  die  it-u  Gebiete  des  Strafvollzugs, 

Kreisen  zinr«?  f"if  überhaupt  zusammengestellt  und  weiteren 
deutlich  t gemacht  werden.  Rolulen’s  Schilderung  zeigt  uns 
bekanntlich  t « t deutsche  Gefängnisswesen  dieser  Gesellschaft  — 
aufonSden  f Schöpfung  Th.  F 1 i e d n e r’s  uiul  seiner 

liehen  und  *"  Banden  des  leib- 
hat nicht  s^hniachtet  - verdankt.  Die  Gesellschaft 

iui  19  JahrhiiiiHov/  ti  ^ap'*“h®luug  des  deutschen  Gefängnissweseiis 
anregend  ,4*üheil  genommen,  sondern  auch  häufig 

eino-fo-riffpn  c f’*'*^®*’“**  m diese  werdende.  Entwickelung  direkt  mit 
schSf t“  und  ? 'rancher  Seite  hin  die  Geschichte  der  Gesell- 

treibemfpu  ^‘’^tigkeit  zugleich  auch  ein  treues  Spiegelbild  der 

innerh.all)  der  neuesten  Kriininalitäts-  und 
e>!i ' issensciiaft  büdet.  K,in  solclies  Hinausschreiten  über  die 
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eigentlichen  Ziele  der  blosen  Gefangenen-,  Entlassenenfuiborge 

hinein  in  das  Centrum  der  auf  dem  Gebiete  der  Welt  des  Veibiechens 
massgebenden  Fragen  ist  ja  auch  an  sich  ganz  erklärlich  und,  ich 
meine,  wenn  nur  die  helfende  christliche  Fuie»;ge  fm’  den  Getangenen 
und  den  Verbrecher  an  ihrer  ersten  Stelle  bleibt,  ganz  unbedenklich. 
Wir  haben  denn  doch  in  solchen  Gesellschaften,  wie  nicht  minder  auch 
in  dem  Vereine  deutscher  Strafanstaltsbeainten  und  ähnlichen  \ er- 
einigungen,  durch  das  Zusammenwirken 
verschiedenen  Strafvollzugsbeamten,  sowie  der 
waltungsorgane  einen  solchen  Niederschlag  der 

Erfahrungen,  der  intimsten  Einblicke  sowohl  in  die  Welt  ' 

brechens  als  auch  in  das  Wesen  des  einzelnen  Verbrechers  selbst,  w e 

sich  eine  solche  Sachkcnntniss  auch  nicht  annähernd  auf  dem  lem 
akademisch-theoretischen  Boden,  sowie  auch  bei  dem  waruiherzigsten 
Sozialpolitiker  und  Philanthropen  finden  lässt.  Es  sind  dies  eben  die 
goldenen  Früchte  an  dem  grünen  Baume  des  Lebens  und  dei  naxi  , 
die  sich  nicht  rein  theoretisch  koiistruiren  lassen,  denn  wir  ste  en 
innerhalb  des  Gefängnisswesens  nicht  etwa  auf  einem 
oder  naturwissenschaftlichen  Gebiete,  sondern  auf  dem  des  Menscheii- 
herzens  mit  seinen  zahllosen  räthselliaften  Wandliingen,  die  i«  J 
jeden  Augenblicke  die  Beziehung  auf  die  individuelle  \\  nkhclike  t 
verlangen.  Wollten  daher  Gefäiigiiissgesellschaften  nichts  aiideieb  als 
in  grossem  Massstabe  organisirte  Ililfs-  und  Fürsorgevereine  sein,  so 
hiesse  dies  schliesslich  doch  nichts  weniger  als  eine  Fülle  dei  ei^en 
artigsten  und  durch  nichts  anderes  zu  ersetzenden  Kräfte  brach  Ingen 
lassen  und  auf  eine  eben  solche  Fülle  der  werthvollsten 
Erfahrungen  Verzicht  leisten  und  zwar  auf  einem  Gebiete,  das  uas 
persönlichste  und  individuellste  von  allen  ist  und  auf  das  die  äi 
legung  allgemeiner  blos  theoretisch  gefundener  Grundsätze  und  aii 
schauungen  auch  nur  im  Allgemeinen  passen  kann  Ajlen 
nach  sind  wir  jetzt  in  eine  Zeit  eingetreteii,  welche  die 
Aufgaben  für  das  gesammte  Strafwesen  in  sich  schliesst:  Aushau, 

psychologische  Vertiefung  und  Vervollkommnung  des  , 

und  dementsprechend  auch  die  Schaffung  eines  einheitliclieii,  ' 
des  Strafziels  verwirklichenden  Strafvollzugsgesetzcs  sind  Au  g > 
an  denen  das  nächste  Menschenalter  nicht  vorüber  kann.  Ua  i' 
sich  aber  sicherlich  zeigen,  dass  die  in  jenen  Gesellschaften  riiiu  i e - 
einigungen  aufgespcicherten  Erfahrungsschätze  der  Männer  dei  • - ^ 
gar  nicht  zu  entbehren  sind:  in  nicht  wenig  Fragen  wird  dei 
treten!  des  praktischen  Strafvollzugs  und  ihren  Erfahriingeii 
hauptsächlich  massgebende.  Urtheil  eiiizuräuinen  sein.  Möge  - 
unsere  festfeiernde  Gesellschaft  auch  nach  dieser  Seite  hin  noch  u e 
in  Segen  wirken  und  neben  all  den  Thräneii,  die  sie  getrocknet, 
Existenzen,  die  sie  durch  ihre  Fürsorge.thätigkeit  aus  iher  GdSUU' 
heit  gerettet,  am  grossen  sittlichen  Kampf  der  menschlichen  bes 
Schaft  gegen  das  Verbrechen  mit  all  seiner  geistigen  und 
Noth  aucli  fernerhin  durch  bahnbrechende  und  fördernde  Mitai  ) 
zum  Siege  führen  helfen.  . d i j n’s 

•Jedoch  noch  eins  möchten  wir  erwähnen,  das  uns  in  Rohde 
Schilderungen  überaus  wohlthuend  berührt  hat:  das  ist  das  ci 
trächtige  Zusammenarbeiten  der  beiden  IConfessionen  auf  dem  Bo 
dieser  genieinnützigcn  Gefäiignissthätigkeit.  Je  schärfer  sich  so 
auf  anderen  Gebieten  der  der  Natur  der  Sache  nach  unvernicidno  ^ 
Gegensatz  geltend  macht,  um  so  erfreuender  wirkt  es,  wenn  sich  * 
biete  finden,  auf  denen  diese  Gegensätze  sich  versöhnen  in  gerne 
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sanier  Arbeit  für  ein  edles  Ziel.  Es  ist  einstmals  drüben  das  Wort 
gesprochen  worden:  «DGr  Glaube  ist  exklusiv,  der  trennt  uns;  die 

Liebe  ist  expansiv,  in  der  wollen  wir  uns  die  Hände  reichen“.  Gewiss 
ein  schönes  Wort,  freilich  oft  unbeachtet  gelassen ; nur  unsere  Gesell- 
schaft hat  es  im  Laufe  der  Jahrzehnte  bewiesen,  dass  und  wie  es  zur 
Wahrheit  werden  kann.  In  der  an  widerwärtigen  Bildern  überreichen 
Gegenwart  ist  es  wirklich  ein  tröstender  und  hoffnungsfreudiger  An- 
blick, zu  schauen,  dass  in  der  Frage  der  Rettung  unglücklicher  Mit- 
menschen und  in  der  Bekämpfung  des  allgemeinen  sittlichen  Welt- 
elends es  keine  konfessionelle  Ge.schiedenheit  giebt  und  auch  das 
sonst  Unvereinbare  in  dem  in  omnihus  caritas  sich  doch  die  Hand 
reichen  kann.  — Sicherlich  werden  alle  Freunde  und  Mitarbeiter  des 
deutschen  Strafvollzugs  in  dem  Wunsche  einig  sein,  dass  die  Rhein. - 
Westf.  Gefängnissgcsellschaft,  wenn  sie  einst  zu  ihrer  Centenarfeier 
sich  rüstet,  noch  auf  manchen  schönen  Erfolg  ihrer  Thätigkeit  zurück- 
schauen möge. 

Weimar.  A’.  Stade. 


Die  Unterbringung  geisteskranker  Verbreelier.  Von 
Medizinalrath  Dr.  Paul  Näcke,  Halle  a.  S.  Seit  Jahrzehnten  ist 
die  Frage  nach  der  Unterbringung  geisteskranker  Verbrecher  ein 
vielbes))rochener  Gegenstand  auf  den  Versammlungen  der  Ii-renärzte, 
der  Juristen,  der  Strafanstaltsbeamten  gewesen  und  zum  Gegenstände 
eingehender  monographischer  Bearbeitung  gemacht  worden.  (S  a n d e r 
und  Richter,  Moeli,  Günther  u.  A.).  Mit  der  zunehmenden 
Entwickelung  des  öffentlichen  Irrenfürsorgewensens,  sowie  der  Straf- 
rechtspflege und  der  Strafvollzugswissenschaft  hat  sich  ihr  in  den 
hervorragenden  Kulturstaaten  schon  früh  die  verdiente  Aufmerksamkeit 
zugewendet  und  hat  sie  in  den  einzelnen  Ländern  eine  verschieden- 
artige keineswegs  endgültige  Lösung  gefunden.  In  England  hat  man 
am  frühesten  Specialasyle  errichtet  (Broadmoor)  zur  Aufnahme  von 
Geisteskranken,  die  ein  Verbrechen  begangen  haben  (Criminal 
Lunatics)  und  für  Verbrecher,  die  in  der  Strafhaft  geisteskrank  ge- 
worden situl.  (Jnsane  Convicls). 

In  den  meisten  der  anderen  Staaten  hat  man  die  ersteren  den 
gewöhnlichen  Irrenanstalten  überwiesen  und  nur  bei  Letzteren  handelt 
es  sich  im  Wesentlichen  darum,  ob  sie  in  eigenen  Asylen  oder  in 
besonderen  Abtheilungen  bei  bereits  bestehenden  Irren-  oder  Ge- 
fangenenanstalten nntergebracht  würden.  In  Deutschland  haben 
hervorr.igendc  Irrenärzte  (Snell,  Damerow,  Roller,  Wiedemeister, 
Th.  .Simon  u.  A.)  und  1875  auch  der  Verein  deutscher  Irrenärzte 
(Nasse,  L.  Meyer,  We.stphal,  Zinn  und  Laehr)  und  in  der  Neuzeit 
auch  Knecht,  Günther,  Kirn,  Leppmann  für  die  Adnexe  an  Straf- 
anstalten, während  andere  bedeutsame  Stimmen,  wie  Sander  und 
Richter,  Mendel  gegen  jedes  Spezialasyl  und  jedes  Adnex,  und  noch 
Andere  wie  Langreuther,  Moeli,  Sciiaefer  für  Adnexe  bei  Irren- 
anstalten eiutraten.  AViederholt  hat  sich  der  Verein  deutscher  Straf- 
anstaltsbeamten unter  der  Leitung’  der  SirafanstaltsUrzte  (Delbrück, 
Glitsch,  Baer,  Knecht,  Marcard,  Ribstein)  für  die  Errichtung  von 
Adnexen  an  Strafanstalten  ausgesin-ochen. 

In  einer  sehr  eingehenden  Weise  besjiricht  der  vielbekannte 
Verfasser  in  der  oben  bezeichneten  Abhandlung  die  mannigfachen 
hierher  gehörigen  Gesichtspunkte.  Ganz  besonders  dankenswerth 
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ist  sein  Bestreben  uns  mit  den  Erfahrungen  bekannt  zu  inachea,  die 
sich  in  der  Neuzeit  in  ausländischen  Einrichtungen  ergeben  haben 
und  wiederum  hier  ganz  besonders  in  den  amerikanischen  Einzel- 
staaten. 

Verfasser  findet  aus  eigener  und  anderer  Erfahrung,  dass  die 
Mehrzahl  der  irren  Verbrecher  zur  Zeit  ihrer  That  wahrscheinlich 
schon  geisteskrank  waren,  aber  als  solche  nicht  erkannt  wurden,  dass 
dc'is  Gefängniss  an  sieh  nur  wenig  im  Stande  ist,  Irrsinn  zu  erzeugen 
und  dies  sicher  wiederum  nur  bei  dazu  Disponirten  oder  Minder- 
werthigen,  und  dass  die  wirklich  erst  im  Strafhause  Erkrankten  der 
Mehrzahl  nach  Lcidenschaftsverbreeher  wären.  Verfasser  sucht  die 
gelätifigen  Ein  wände  gegen  die  Vermischung  der  geisteskranken 
Verbrecher  mit  gewöhnlichen  Irren  zu  wiederlegen  und  glaubt,  dass 
den  meisten  gegnerischen  Behauptungen  zu  wenig  Beweiskraft  bei- 
zumessen sei.  Er  verlangt  mehr  strenge  Kontrolle  durch  Zahlen  und 
Statistik.  Auch  bei  Gegenwart  irrer  Verbrecher,  meint  er,  lässt  sich 
das  No-restraintsystem  durchführen  und  sollte  die  Menge  unangenehmer 
Kranker  zu  gross  werden,  so  müsste  für  die  .Schlimmsten  ein  kleiner 
Adnex  iinprovisirt  werden.  (Wo  bleibt  das  einheitliche  Prinzip? 
Ref.)  Nach  vielen  weiten  Ausführungen  kommt  Verfasser  jedoch 
dahin,  die  Adnexe  an  Strafanstalten  zu  empfehlen  und  zwar  nur 
gi'össere  für  100—150  Personen,  weil  sie  nicht  blosse  Durchgangs- 
station sein  sollen.  In  diesen  Adnexen  soll  — und  wir  geben  ihm 
hier  unsere  ganze  Znstimmting  — alles,  was  sonst  an  das  Strafhaus 
erinnert,  entfernt  werden.  Verfasser  verlangt,  dass  die  in  dem  Adnex 
zur  Kur  untergebrachten,  im  Gegensatz  zu  den  zur  Beobachtung 
dorthin  verbrachten,  niemals  in  das  Gefängniss  zurückgeschickt 
werden,  auch  nicht  vor  Ablauf  der  Strafzeit.  Nach  abgelaufener 
Strafzeit  sollen  nur  die  gefährlichsten  und  unmoralischen  Elemente 
im  Adnex  zurnckbehalten  werden ; bis  sie  diese  Immoralitäten  ver- 
loren haben  (!)  und  dann  können  sie  in  gewöhnliche  Irrenanstalten 
verbracht  werden. 

Auch  der  Behandlung  und  Unterbringung  der  sogenannten 
Minderwerthigen  und  Defekten  widmet  Verfasser  eine  besondere 
Erörterung;  er  verlangt  mit  anderen  (Lenz,  Ellis,  Hoppe,  Wagner, 
Toulouse,  Garnier,  Gross  u.  A.)  für  diese  tind  die  gemindert 
Zurechnungsfähigen  aller  Schattirungen  besondere  Anstalten  zwischen 
Gefängniss  und  Irrenhaus.  (Eine  Forderung,  die  auch  wir  schon 
1874  eindringlich  gewünscht  haben  Ref.)  Nach  Verfasser  kann  ein 
Adnex  an  Irrenanstalten  nöthig  werden,  im  Allgemeinen  empfiehlt 
sich  das  Adnex  au  Strafanstalten  als  das  beste  Svstein.  (Bekanntlich 
sind  in  Preussen  in  der  letzten  Zeit  vier  solche  bereits  errichtet: 
Berlin,  Halle,  Breslau,  Graudeuz  und  sind  noch  zwei  in  der  Errichtung 
begriffen).  Desgl.  in  Baden  (die  Red.). 

Die  vorliegende  Monographie  wird  von  allen,  die  dieser  Frage 
ein  besonderes  Studium  widmen,  mit  grossem  Interesse  und  Nutzen 
gi’lesen  werden. 

Dr.  Jiaer-Berlnt- 


■’S. 
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Rivista  di  Discipline  Carcerarie. 

Diese,  heute  bereits  im  26.  Jahrg^ang  erscheinende,  von 
Beltrani-Scalia  im  Jahre  1871  gegründete  italienische  Zeitschrift 
(s.  „Blätter“,  Band  XXX,  S.  437  ff.)  besteht  aus  drei  auch  einzeln 
käuflichen  Theilen,  von  denen  der  erste  wissenschaftliche  Aufsätze, 
Parlainentsberichte  und  Miscellanea,  der  zweite  amtliche  Erlasse,  ins- 
besondere Personalvcränderungen  enthält,  während  der  dritte  Thcil 
•eine  Zeitung  für  Gefangene  darstellt. 

Hier  interessirt  vor  allem  der  Inhalt  des  ersten  Theiles;  seine 
einzelnen  Hefte  weisen  (seit  August  1899)  die  folgenden  Arbeiten  auf: 

September-Heft  1899:  1.  Die  Ergebnisse  der  Zwangserziehung 
in  Italien  im  Jahre  1898  (Bericht  Canevellls  der  Kommission  für 
Justizstatistik  erstattet).  2.  Giebt  es  geborene  Verbrecher?  (von 
G.  George;  aus  den  „Monatsheften“  übernommen).  3.  Verschiedenes: 

a)  Der  Staat  Illinois  hat  alle  Verfahren  gegen  Minderjährige  vor 
einen  besonderen  Centralgericlitshof  gewiesen,  der  allein  unter  Vorsitz 
eines  hohen  Justizbeamten  zu  entscheiden  hat.  b)  Neues  Gesetz  des 
Staates  Massachusetts  über  die  Aussenarbeit.  c)  Die  Reform  des 
französischen  Militärstrafprozessrechts. 

Oktober-Heft  1899:  1.  Bericht  des  Cassationshof -Präsidenten 
Canonico  über  die  Strafen  des  Verweises  und  des  Zwangsaufenthalts 
(domicilio  co<atto)  in  den  Jahren  1893  bis  1897.  2.  Die  Beköstigung 
der  Gefangenen  in  den  italienischen  Gefängnissen  (von  P.  Vasto). 
3.  Französischer  Erlass  vom  8.  Mai  1899  betr.  die  Austheilung  von 
Land  an  Relegirte.  4.  Verschiedenes:  a)  Entwurf  des  italienischen 
Militär- Strafgesetzbuches,  b)  Programm  des  Juristenkongresses  in 
Rio-Jnneiro  1900.  c)  Anstalten  für  Vagabunden  im  Staate  Illinois, 
d)  Oeffentliche  Voruntersuchung  in  Belgien,  e)  Abschaffung  der 
Transportation  in  Russland. 

November-Heft  1899:  1.  Bericht  de  Sanctis  für  den  Ge- 
fängniss-Kongress  zu  Brüssel  über  die  unbestimmte  Verurtheilung. 
2.  Die  Antlnoposoziologie,  (sie  befasst  sich  mit  dem  Studium  der 
Ungleichheit  der  verschiedenen  Menschenrassen).  3.  Das  Erziehungs- 
haus für  Minderjährige  beiderlei  Geschlechts  in  Tnrin,  via  Arcivesco- 
yado  No.  3.  4.  Die  Rieht  er 'sehe  Anstalt  für  „Zurückgebliebene“ 
in  Leipzig.  5.  La  Casa  benefica,  das  Kinderheim  in  Turin.  6.  Ver- 
schiedenes: a)  Domicilio  coatto  (diese  Strafe  soll  abgeschafft  werden). 

b)  Reform  des  französischen  Militärstrafj)rozessrechts.  c)  Das  Schuld- 
gefUngniss  im  heutigen  England. 

Dezember-Heft  1899:  1.  Die  Abtheilung  für  Gefängnisswesen 
auf  der  unibrischen  Ausstellung  zu  Perugia.  2.  Ottaviano  Morici 
verlangt  besondere  Anstalten  für  geistesschwache  Minderjährige,  wie 
sic  bereits  in  Deutschland,  FVankreich  etc.  bestehen.  3.  Das  Rechts- 
mittel der  Revision  im  spanischen  Strafprozess.  4.  Gesetz  betr.  die 
bedingte  Verurtheilung  im  Kanton  Tessin,  ö.  Verschiedenes:  a)  Dem 
französischen  Senat  liegt  ein  Gesetzentwurf  vor,  der  den  Uebergang 
der  Gefängnissverwaltung  vom  Ministerium  des  Innern  auf  das  der 
Justiz  vorsieht,  b)  Schutzfiirsorge  in  Holland,  c)  Das  neue  Zuchthaus 
in  Athen. 
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Januar-Heft  1900:  1.  Parlainentsverhandlun>>-en:  Gesetzentwurf 
betr.  (len  Rückfall  und  die  Abschaffung  der  Strafe  des  Zwangs- 
aufenthalts. 2.  P.  Vasto:  Die  Anwendung  und  Auslegung  de» 
Art.  76  Ital.  Strafgesetzbuch  (s.  v.  Liszt s Zeitschrift  Beilage  zu 
No.  10).  3.  Unter  welchen  Voraussetzungen  dürfen  Zwangszöglinge 
entlassen  werden?  von  Prof.  Fiorl.  4.  Verschiedenes:  a)  Die  Strafe 
auf  Mord  in  England,  b)  Die  Relegation  in  Frankreich,  c)  Versamm- 
lung des  CentralcomiWs  der  schweizerischen  Gefängnissgesollschaft. 

Februar-Heft  1900:  1.  Programm  des  Brüsseler  Gefängniss- 
kongresses.  2.  Statistik  der  Fülle  von  bedingter  Begnadigung, 
Rehabilitation  etc  im  Jahre  1899.  3.  Verschiedenes:  a)  Vorträge  in 
der  Erziehungsanstalt  zu  Pisa,  b)  Todesstrafe  für  Unverbesserliche 
im  Staate  Californien. 

Mä.rz-Heft  1900 : 1.  Carretto:  Die  Einrichtung  von  kantonalen 
Fürsorgeräthen  für  IMinderjährige  in  Italien.  2.  Scarlata:  Ver- 
einigungen mit  der  xVbsicht,  Verl)rechen  zu  begehen,  insbesondere  die 
Mafia.  3.  N o t ar is  t ef  ani : Die  I)edingte  Verurtheilung.  4.  Ver- 
schiedenes: a)  Kriminalstatistik  in  Italien,  Frankreich  und  Algier. 

b)  Lynch-Statistik  in  Amerika. 

April-Heft  1900:  1.  Morici:  Die  Frage  der  Erziehungs- 
anstalten vor  den  Kanimern.  2.  Vasto:  Die  Beköstigung  der  Ge- 
fangenen (Fortsetzung).  3.  Kellor:  Psychologische  und  experimentelle 
Studien  an  weiblichen  Verbrechern.  4.  Neue  Gesetze:  a)  Belgi- 
sches Gesetz  vom  15.  Februar  1397  betr.  die  Bekämpfung  des 
Vagabunden  Wesens,  ferner  vom  20.  Juni  1899  betr.  die  Untersuchungs- 
haft. b)  Gesetz  des  Kantons  Waadt  betr.  den  Strafaufschub. 

c)  Gutachten  des  russischen  Staatsraths  betr.  die  Verantwortlich- 
keit der  Minderjährigen,  d)  Englisches  Gesetz  vom  3.  August  1897 
betr.  das  Verbot  der  Einfuhr  ausländischer  Ge.fäug'uisserzeugnisse. 

5.  Verschiedenes:  a)  Prof.  Ferri  hat  im  Pariser  „College  libre  des 
Sciences  soeialcs“  acht  Vorträge  über  Kriminalistik  gehalten,  h)  Der 
Erlass  des  Pariser  Ersten  Staatsanwalts  Bulot,  das  Verfahren  bezüg- 
lich jugendlicher  Verbrecher  betreffend,  c)  Die  Justizreforin  in  Belgien. 

d)  Dr.  Perrier:  Die  Religion  bei  den  Verbrechern. 

Mai-Heft  1900:  1.  Bericht  des  Abgeordneten  Jugliese  über 
den  Gesetzentwurf  betr.  die  rückfälligen  Verbreclier  und  die  Strafe 
de.s  Zwangsaufenthalts.  2.  Bericht  Prof.  Pessinas  über  die  Ge- 
schworenengerichte, der  Mini.sterialkominission  für  die  Reform  der 
Straf]  irozessoi'dnung  erstattet.  3.  Gerichtsverfassungsgesetz  vom 
11.  Mai  1397  der  Republik  Ecuador.  4.  NorwegMsches  Gesetz  vom 

6.  August  1899  über  die  Rehalülitation.  5.  Verschiedenes:  a)  Frauen 
als  Anwälte  b)  Zunahme  der  Kriminalität  in  Deutschland,  c)  Die 
Tortur  in  den  französischen  Kolonieen.  d)  Statistik  der  Hinrichtungen 
in  Frankreich  von  1826  bis  1898.  e)  Jubiläum  des  Gerichts  zu  Colmar, 
f)  Die  lex  Heinze. 

Juni-Heft  1900:  1.  Die  Aussenarbeit  der  Gefangenen.  2.  Der 
unterriclit  in  den  Erziehung-sanstalten.  3.  Arbeiten  der  italienischen 
Kommission  für  .lustizstatistik.  4.  Die  Gnadengesuche  in  Italien  von 
i c c o I i : Das  Bucli  des  Gefangenen  Livorno 
G^iusti)  ],:i0  1ire.  6.  Verschiedenes:  a)  Hinrichtungen  in  Tunis,  b)  Die 
Bedeutung  der  Photographie,  iin  Strafverfahren,  c)  Massuahmeu  zu 
Gunsten  der  Minderjälirigen  in  der  Kolonie  Erythrea.  d)  Statistik  dm 


Gnadensachen  im  Jahr  1899.  e)  Fürsorge  verein  für  jugendliche  Ver- 
brecher in  Mailand. 

Juli-Heft  1900:  1.  Die  Ueberfüllung  der  italienischen  Ge- 
fangenenanstalten. 2.  Das  Verhalten  der  entlassenen  Zwangszöglinge 
in  der  Zeit  vom  1.  Januar  1897  bis  31.  Mai  1898.  3.  Die  Sauitäts- 

statistik  von  Guyana  und  Neu-Kalcdonieii.  4.  Verschiedenes:  a)  Die 
Eeform  der  Gesell worenengericlite.  b)  Museum  Francesco  Carrara 
in  Lucca. 

August-Heft  1900:  1.  Bericht  Carevellis  über  den  Zustand 
der  italienischen  Gefängnisse  und  ilirer  Insassen.  2.  Berardi:  Die 
Verwendung  von  Gefangenen  bei  Urbarmachungen  in  Sardinien. 
3.  Canobbio:  Gedanken  über  jugendliche  Verurtheilte.  4.  Muss 
der  Angeklagte,  der  Revision  eiulegt,  zunächst  aus  der  Haft  entlassen 
werden?  vom  Advokaten  Celli.  5.  Brasilianisches  Gesetz  betr.  die 
Gründung  einer  Frziehungsanstalt  in  San  Paolo.  6.  Gesellschaft  zur 
unentgeltlichen  Vertheidigung  von  Annen  in  Rom.  7.  Fürsorgeverein 
in  Macerata.  8.  Prof.  Conti:  Die  Beweggründe  zum  Verbrechen 
(Sempie  dei  moventi  a deliii(|Uere.  Turin  1900. 

September-Heft  1900:  1.  Serg  i:  Der  Mord  an  König  Humbert. 
2.  Laschi:  Neuerungen  auf  dem  Gebiete  des  Gefängnissw'esens  in 
Frankreich  und  Russland.  3.  Morici:  Staatliche  und  private  Er- 
ziehungsanstalten. 4.  Frezzini:  Amnestie  und  Gnadensachen  in 
Itaiien.  5.  Verschiedenes : a)  Die  Todesstrafe  war  in  China  vom 
Jahre  747  bis  75G  abgeschafft,  b)  Das  chinesische  Strafgesetzbuch. 

Oktober-Heft  1900;  1.  Bericlit  des  ärztlichen  Leiters  der  ge- 
richtlichen Irrenanstalt  zu  A versa,  Professors  Virgilio 
über  den  Ursprung  und  die  Gescliichto  jener  Anstalt.  2.  Professor 
deSanctis:  Verhandlungen  gegen  Mörder  wollen  möglichst  unter 
Ausschluss  der  Oeffeutlichkeit  vorsich  gehen,  auch  sollen  die  Zeitungen 
keine  Einzelheiten  über  sie  bringen  dürfen,  damit  den  Verbrechern 
der  Beweggrund  der  Eitelkeit  genommen  werde.  3.  Einladung  zur 
Theilnahme  an  dem  im  September  1901  in  Amsterdam  tagenden 
internationalen  Kriminalanthropolog.  Kongresse.  4.  Belgische  Kriminal- 
statistik für  1896/1897. 

November-Heft  1900:  1.  Berardi:  Verwendung  von  Sträf- 
lingen zur  Aussenarbeit  in  Sardinien.  2.  Die  Einführung  des  Einzel- 
richterthunis  in  Italien.  3.  N o tar  is  t e f au  i : Bedingte  Verurtheilung 
und  bedingte  Begniadigung'  in  dem  Entwurf  der  italienischen 
Strafgesetzbuchs-Novelle.  4.  Bericht  des  Justizmiiiisters  Gianturco 
über  die  bedingte  Begnadlg'ung.  5.  Französisches  Gesetz  vom  11.  Juli 
1900  über  das  Strafregister  und  die  Rehabilitation.  6.  Professor 
Civoli:  Handbuch  des  Strafrechts  (Verlagsgesellschaft  Mailand,  via 
Discipliiii  15). 

Dezember-Heft  1900:  1.  Gesetzentwurf  betr.  die  Gestattung 
einer  stempelfreien  Lotterie  in  Höhe  von  800,000  Lire  zu  Gunsten  des 
yereins  zur  Fürsorge  für  Kinder  von  Strafgefangenen  und  der  Er- 
ziehungsanstalt S.  Felice.  2.  Beraldi:  Verwendung  von  Sträflingen 
zu  Aussenarbeit  in  Sardinien.  3 Dr.  Saecozzi:  Die  g'ericlitlichen 
Irrengefängnissc.  4.  M e r 1 o : Delinquenza  e patronato  (Verbrechen 
und  Schutzfürsorge)  Rom  (Loescher)  1900.  5.  Danise:  Ueber  die 
Reform  der  staatlichen  Besserungsanstalten.  6.  Die  irischen  Gefäng- 
nisse. 7,  Verschiedenes:  a)  Rundschreiben  des  Justizministers  betr. 
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die  bedingte  Begnadigung,  b)  Die  Ab.schaffung  der  Strafe  de» 
Zwangsaufenthalts  (domieilio  coatto).  c)  Die  KrinnnaliiiU  in  der 
Kolonie  Ervthroea  im  Jahre  1899.  d)  Das  neue  Gefangiiiss  von 
Monaco,  e)  Kriminalität  der  Weiber  in  Griechenland. 

Januar-Heft  1901 : 1.  Lasch i:  Die  Hauptgrundsätze  der  neuen 
Strafprozessordnung.  2.  B e r a r d i : V crwendung  von  Sträflingen  zu 
Aussenarbeit  in  Sardinien.  3.  Gesetzentwurf  betr.  die  Verwendung 
von  Sträflingen  zur  Urbarmachung  und  Verbesserung  öder  und  un- 
g'esundcr  Landstriche.  4.  Die  Abschaffung  der  Strafe  des  Zwangs- 
anfenthalts. 

Februar-Heft  1901:  1.  Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend  die 
Abschaffung  des  Zwangsaufenthaltes  und  das  Ergreifen  von  Mass- 
regeln  zur  V''orbeugung  und  Bekämpfung  des  GewohnheUsverbrccher- 
tlmms.  2.  Franchissi:  Die  Tuberkulose  in  den  Gefängnissen. 

3.  Die  unbestimmte  Verurtheiluug  in  Amerika. 

März-Heft  1901:  1.  Wiedereinführung  der  Todesstrafe  in  Italien. 

2.  Die  Antianarehisten-Konferenz.  3.  Penta:  Geisteskrankheit^  der 
Gefangenen,  aus  der  Rirista  di  psichiatria.  4.  Fe rriani:  Greise 
und  frühreife  Verbrecher,  Como  1900.  5.  Die  drei  ersten  Strafgesetz- 
bücher Chinas. 

April-Heft  1901:  1.  Gesetzentwurf  betreffend  Abschaffung  des 
Zwangsaufcnthaltes  etc.  2.  Bericht  über  die  Strafkolonie  Assab. 

3.  Gesetzentwurf  betreffend  die  Bestrafung  anarchistischer  \ ergehen. 

4.  Gesetz  betr.  die  Reorganisation  der  militärischen  Strafkompagmeen. 

5.  Gesetzentwurf  Belt rani-Sc alias  betreffend  die  Urbarmachung 
der  römischen  Campagna  durch  Sträflinge.  5.  Das  Bertilion  sehe 
Messsystem.  6.  Die  Strafkolonie  zu  Castiadas.  7.  Französ.  Gesetz 
betreffend  die  Zulassung  der  Frauen  zur  Anwaltschaft  vom  1. 

1900.  8.  Verschiedenes:  a)  Kritik  der  Gesetzentwürfe  betreffend  die 
Aussenarbeit.  b)  Die  französisch-italienische  Konvention  gegen  die 
Anarchi.sten. 

Mai-Heft  1901:  1.  Erläuterungen  Beltrani-Scalias  zu  seinem 
Gesetzentwürfe  betr.  die  Urbarmachung  der  römischen  Campagna. 
2.  Das  schwedische  Parlament  hat  beschlossen,  die  Todesstrafe  bei- 
zubehalten.  3.  Gesetz  des  Staates  Indiana  gegen  das  Lynchen. 

Juni-Heft  190i:  1.  Beltrani-Scalia:  Die  Urbarmachung 

der  römischen  Campagna.  2.  Doria:  Thätigkeit  des  Fürsorgevereins 
für  Gefangenenkinder  1899/1900.  3 Dr.  C a o : Aborte  und  M asser- 

leitung  in  den  Gefängnissen.  4.  Jugendliche  Verbrecher.  5.  Programm 
des  5.  Internat.  Kriminalanthropolog- Kongresses  zu  Amsterdam 
September  1901.  6.  Das  Betragen  der  Frauen  im  Gefängniss. 

7.  Reform  des  Messdienstes  in  Spanien.  8.  Statistik  der  bedingten 
Verurtheiluug  in  Frankreich.  9.  Ein  kaiserl.  russ.  Ukas^  setzt  eine 
Kommission  ein,  welche  die  Mittel  vorschlagen  soll,  wie  den  un- 
erträglichen Zuständen  auf  Sacchalin  abgeholfen  werden  bann. 
10.  Ein  neues  Gesetz  des  Staates  New-York  bestimmt,  dass  die  Ge- 
schworenen, welche  einen  des  Mordes  Angeklagten  für  schuldig 
erklären  zugleich  erklären,  ob  ihnen  die  Hinrichtung  oder  die  lebens- 
längliche Einsperrung  angebracht  erscheint;  ähnlich  bei  Totschlag, 
ob  lebenslängliche  Zwangsarbeit  oder  30  Jahre  Gefängniss. 

Juli-Heft  1901:  1.  Beltrani-Scalia  giebt  seinen 
entwurf  betreffend  die  Urbarmachung  der  Campagna  im  Senat  zurück 
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weil  die  Regierung’  selbst  einen  solchen  herausbringen  wird.  2.  D e 
Sanctis:  Jugendliche  Verbrecher.  3.  Die  Kriminalität  in  Italien 
im  Jahre  1898.  4.  Siamesisches  Strafrecht  und  Gefängnisswesen.  5.  Das 
Strafregister  in  Italien  und  Frankreich.  6.  Das  Messwesen  (Anthro- 
pometrie)  in  den  französischen  Militärgefiingnissen,  in  Schweden- 
Norwegen  und  Holland. 

Assessor  Dr.  RosenfeUI. 


Liliput-Ausgabe  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  für 
(las  deutsche  Reich.  Der  rührige  und  stets  auf  Praktisches  und 
Neues  bedachte  Verlag  von  Otto  Liebinanu  hat  es  unternommen  eine 
Ausgabe  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  in  Grösse  eines  Westen- 
taschenbüchleins und  dicke  eines  Fingers  herauszugeben.  Die  Noth- 
wendigkeit  ein  neues  Gesetz  bei  jeder  atiftauchenden  Frage  in  die 
Hand  uehmen  zu  müssen  und  der  geringe  Preis  des  Buches,  1 Mark, 
gewährleistet  dem  Unternehmer  einen  aussergewöhnlichen  Erfolg.  Es 
sind  bis  jetzt  bereits  44000  Exemplare  aufgelegt.  Da  der  Druck  trotz 
des  geringen  Formates  so  gut  ist,  dass  er  die  Brauchbarkeit  des 
Buches  nicht  beeinträchtigt,  ist  das  Buch  jedem,  der  nicht  nur  am 
•Studirtisch  das  Gesetz  zu  handhaben  in  der  Lage  ist,  zu  empfehlen. 


«Die  Körperinessuiig  der  Verbrecher  nach  Bertillon 
und  die  Photographie  als  die  wichtigsten  Hilfsmittel  der 
gerichtlichen  Polizei,  .sowie  Anleitung  zur  Aufnahme  von 
Fiissspuren  jeder  Art“  betitelt  sich  ein  in  J.  J.  Heines  Verlag, 
Berlin  erschienenes  Buch,  das  den  Vorsteher  der  Centrale  des  anthro- 
pometrisclien  Erkennungsdienstes  für  Deutschland,  den  Kriminal- 
inspektor 0.  Klatt,  zum  Verfasser  hat. 

In  der  Einleitung  giebt  der  Verfasser  eine  interessante 
Schilderung  grossstiidtischen  Verbrecherlebens  und  der  Wege  zum 
Verbrechen.  In  überzeugender  Darlegung  weist  er  in  den  folgenden 
Abschnitten  nach,  dass  die  Photographie,  so  schätzbare  Dienste  sie 
der  Kriminalpolizei  in  einzelnen  Fällen  zu  leisten  vermag,  doch  auch 
irre  führen  kann  und  oft  für  sich  allein  eine  richterliche  Ueber- 
zeugung  von  der  Schuld  eines  Verhafteten  nicht  zu  begründen 
geeignet  ist.  Eingefügte  Bilder  zeigen  die  Unähnlichkeit  bei  einem 
uud  demselben  Individuum  und  die  Achnlichkeit  bei  verschiedenen 
Personen. 

Der  Verfasser  führt  sodann  in  fesselnder  Weise  in  die  Grund- 
idee der  Bertillon'schen  Körpermessungen  und  deren  Durchführung 
ein  und  giebt  unter  Beschreibung  einiger  schwieriger  Identifikationen 
den  zahlenraässigeu  Nachweis  der  Erfolge  des  Systems  in  Deutschland. 
Das  Buch  wird  dadurch  gleichsam  zur  Anleitung  für  anthropoinetrische 
Messungen. 

Zum  Schlüsse  giebt  der  Verfasser  in  Anlehnung  an  das 
jHandbuch  für  Untersuchungsrichter“  von  Dr.  Hanns  Gross  eine 
Reihe  recht  werthvoller  Belehrungen  für  Kriminalbeamte  zur  Aut- 
nahme  von  Fussspuren  bei  Verbrechen. 

Durch  die  vielseitigen  Erfahrung’cn,  die  der  Verfasser  in  seinem, 
mit  zahlreichen  Illustrationen  ausgestatteten.  Buche  niederg’clegt  hat, 
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verdient  dasselbe  weiteste  Verbreitung.  Es  solUe  durch  die 
zuständigen  Behörden  jedem  Kriminalscliutzmann,  Gendarmen  und 
Messbeamten  zugilngig  gemacht  werden. 


Der  gute  Freund.  Kalender  für  das  Jahr  1902.  Stuttgart, 

Süddeutsches  Verlags-Institut.  Gr.  4,  S.  64.  CH,n^«.art 

Zuin  zweiten  Mal  erfreut  uns  der  Kalenderniann  aus  Stuttgart 
mit  dem  „Guten  Freund“.  Zum  Lobe  dieses  zweiten  Jahr- 
ganges kann  nur  wiederholt  werden,  was  bereits  über  den  erst  en 
im  34.  Band  unserer  „Blätter“  S.  540  ff.  von  sachverständigei 
Seite  geschrieben  steht.  Entsprechend  den  damals  geäusseiten 
Wünschen  weist  der  neue  Kalender  ganz  erhebliche  ' 
auf.  Die  Ausstattung,  namentlich  auch  die  Bilder  sind  selii 
schön  und  offenbar  mit  grossen  Herstellungskosten  verbundei 
gewesen.  Indem  wir  annehmen,  dass  den  meisten  deutschen  btia  - 
anstalts-  und  Gefängnissverwaltungen  A.«®i®htsexemplare  v r- 
liegcn,  unterlassen  wir  eine  nähere  Angabe  des  reichen  belehiende  , 
anregenden  unterhaltenden  Inhaltes  und  bemerken  nur,  dass  aas 
Ziel,  das  Herr  Oberjustizrath  Eggert  mit  der  Herausgabe  dieses 
Sonderkalenders  verfolgt,  nur  daun  erreicht  werden  kann,  wenn 
derselbe  womöglich  in  die  Hand  aller  Gefangenen  kommt,  inoesstn 
scheint  es  z.  Zt.  noch  am  rechten  V e r s t ä n d n i s s für 
nicht  nur,  sondern  auch  an  M i t a r b e i t e r ii  zu  fehlen  uiid  e < 
gewiss  sehr  zu  beklagen,  wenn  das  wohlgemeinte  Unternehmen, 
dem  Herausgeber  schon  sehr  erhebliche  persönliche  Upfer  verur 
hat,  aus  Mangel  an  Unterstützung  (durch  Abnahme  und  Beitiäo  j 
wieder  eingeheii  müsste.  Die  zu  Nürnberg  ins  Leben  S^i 
B i b 1 i 0 t h e k s k 0 m m i s 8 i o 11  sollte  die  Angelegenheit  in  die  Haiia 
nehmen  und  energisch  für  die  Verbreitung  des  Kalendeis  o 

tragen.  p^rUnitesUr. 
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Mittheilungen  aus  der  Praxis. 


lieber  Waschen. 

Von  Gefilugnissinspektor  Klubs  in  Landsberg  a.  W. 

themT Vth 

bisher  wenig  berührt  worden.  ’ ® Wissenschaft 

die  Mensehen  ^Kle?der^*^*aus*^  g^eTvebtelf^sfo^fTen*'^*}^^^^  wurde,  solange 

glatten  SteiSn"  sn°i[te?K^^  zwischen 

ein  zweites  darüber^  hin  und  hl®?  Brett,  während 

Gegenden  wird  die  Wäsche  noch  > wurde,  und  in  manchen 

dem  Waschholz  odei?wlchK?a*^  ^ “Ü1‘  hölzernen  Schlägel, 
Wäscherinnen  auf  einer  aus  Bohlen  knieen  die 

dem  Flusse  ann-ebrachten  ,f°gcf®rtigten  und  auf 

nachzuspülen  die  Wäsche  im  Flusse 

«•it  der  Bürste  geSe^  AHe  dt  noch 

altet,  da  die  Haltbarl-eft  d/  o ^ t®  ^fsn^ereien  sind  jedoch  ver- 
diene Arbei  zSaSid."*'  «“d 

Ende  Sh\zehnfin"}^hl®;/d"  Waschmaschinen  ist  jedenfalls  am 
zuerst  für  Hand  und  suchen  und  sind  dieselben 

Bie  älteste  ^ R»emen  betrieb  eingerichtet  worden 

'gj“  w«,d,,.d,  ,eifE„dc  d„  St 

bekannt  rno  au®  * »E^l’l^n'nis-Waschmaschine“  in  En<>]and 
Fr.BÄierSllif,8im«‘'"’^?^^^^  die  “ von 

in  Brackwede  stein«°  nngefertigte  Prätschmaschine“.  Gebr.  Möller 
nnd  J.  S.  Schwalbe*  u id^?n^^  Waschhämmer  fabrikmässig  her, 
Chemnitz  brachten  im  (jetzt  Maschinenfabrik  Germania)  in 

Jahrhunderts  die  er=to  sechziger  Jahre  des  vorigen 

Markt.  Sau  foÄ  Waschmaschine  auf  den 

v»be.„„  „„ek  ieÄG*r.?cr.”h™Ä 

WaschaS“"fn  Rl,?i®d- ®’’?®*®®"?  Waschmaschine  der  .Columbia- 
kreise auf  sich  o.eI?nl  ?•  •’««»?de.;e  Aufmerksamkeit  der  Fach- 
dass  in  kürzester'’7i?f  ^ • ^‘®®?  Maschine  ist  derartig  eingerichtet, 
die  bisher  auf  meifrei®vf"®  ®?«ge  Wäsche  bewältigt  wird, 

somit  bedelenl  werden  musste,  und  dass 

kraft  erzielt  ilrdcn  ^ ™'®®®  ^®'*^’  ^**^®*''“*>  Arbeits-  und  Dampf- 

Blatter  für  Gefängnisskunde.  XXXVI.  9 


Das  o-ogeuwUrtig  beim  Wascl.en  geübte  Verfahren  ist  'vohl 
allo-emein  Folgendes;  Die  schmutzige  asehe  wird 
eiirsreweicht,  worauf  man  sie  in  einem  Zuber  stehen  (ziehen)  lasst. 
Dann  wird  sie  im  Grossbetriebe  mit  der  ülaschine,  m kleineren 
Betrieben  und  Haushaltungen  aber  meistens  mit  der  Hand  gewaschen. 
Hierauf  lässt  man  sie  kochen  oder  brühen,  dann  wird  sie  nochnial» 
nrh^schen,  gespült  und  endlich  getrocknet,  wobei  besonders 
beobachtet  werden  muss,  dass  wollene  Sachen  iiiemaH  in  dei  Smnu, 

iverdeii  da  sie  sonst  leicht  zusammenzichen  (verfilzen).  Hat  mau 
ke^n  weiches  Regen-  oder  Flnsswasser  zur  Verfügung, 
dem  Brunnen-  oder  Wasserleitungswasser  einen  geringen  Sodazusatz, 
wodurch  der  Nachtheil  des  harten  Wassers  ausgeglichen  wiid. 

Neuerdings  ist  nun  der  Seife  unter  verschiedenen  Präparaten 
von  Waschpulvern  ein  gewaltiger  Gegner  erstanden,  denn  e 
wissenschaftlich  anerkannte  Thatsachc,  dass  den  g^vohnlichen  Seifen 
naSfS  Nachtheile  anhaften.  Deshalb  ^ie  Technik  auf  ihira 
STdurch  handlichere  Waschmittel,  die  Waschpulver,  >»  't  Recht 
fÄt  Gewesen.  Einen  bevorzugten  Platz  nimmt  unter  den  letzte  en 
ein  Waschpulver  ein,  welches  unter  dem  Namen  Lessive  P^x 
im  Handel  erscheint.  Die  wissenschaftliche  ^ f 

cheinikers  Dr.  C.  Bi  s ch  o ff  - Berlin  hat  die  jovzuglichp 
schäften  dieses  Waschpulvers  bestätigt 

Wirkuno-  des  Präparats  nachgewiesen.  Deshalb  ist  dies  wasu  i 
für  Krankenhäuser  besonders  empfehlenswerth  und  durc 
ragende  Kliniker  und  Krankenhausleiter  wie  die  Pi^f^^^^^^ 

Halle  a.  S.,  Rumpf-Hamburg  und  Poehl-St.  PeteisDui»  j 

empfohlen  worden.  „..Hiriich 

Die  desinfizirende  Eigenschaft  macht  dies  Pulv  er  ‘ 

nicht  blos  für  Krankenhäuser,  sondern  auch  für  Wäsche 

empfehlenswerth,  in  denen  es  "nvernieidhch  ist  dass  dm 

nicht  immer  von  den  gleichen  Personen  getragen  • , . 

Strafanstalten  und  grösseren  seit  dem 

auch  bereits  auf  Anordnung  der  betreffenden  Mmistei^  Lessive 
Anfänge  des  Jahres  1899  Versuche  mit  dem  denn 

Phönix“  angestellt,  die  ein  günstiges  Ergebiiiss  ''Se  des 

im  Tahre  1901  ist  dies  Waschpulver  für  die  zum  Berei  , 
Ministeriums  des  Innern  gehörigen  Strafanstalten  allgemein  eiiig 

worden.  . T>v,A«iY“  ist 

Bei  der  Anwendung  des  Waschpulvers  »Lessive  1 
Folgendes  zu  beachten.  Am  Abend  vor  dem  Beginn  | , gte„ 

wird  die  Wäsche  in  kaltem  Wasser  eu^§eweicht,  und  am  n 
Morgen  lässt  man  das  Wasser  ablaufen,  ohne  die  Wäsche  »us  - • n 
Vorher  hat  man  den  Waschkessel  zur  Hälfte  mit  \\assei  gef  ^ 
heiss  werden,  aber  nicht  kochen  lassen.  In  einem  I 
Wasser  löst  man  das  nöthige  Quantum  Waschpulver  aui,  so 
kein  Rückstand  im  Eimer  bleibt.  Diese  Mischung  "'“’d  ^ 


besonders  schiniitzijye  jedoch 


Vergl.  den  Artikel  ,TecKnisches“  in  No.  90,  Seite  1901  der  »AUgc 
Mediainischen  Zcntral-Zcitung'*  vom  Jahre  1899. 
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kann  man  je  nachdem,  namentlich  wenn  sie  fettig  oder  besonders 
schmutzig  ist,  bis  zu  2 Stunden  kochen  lassen,  und  je  brauner  die 
Lauge  wird,  um  so  reiner  wird  die  Wilsche, 

Um  Zeit  zu  sparen  kann  man  die  Lauge  auch  schon  am  Abend 
vorher  fertig  machen  und  die  Wäsche  darin  einwcichen.  Es  genügt 
dann,  sie  am  anderen  Morgen  eine  lialbe  Stunde  weniger  lauge 
kochen  zu  lassen. 

Man  nimmt  die  Wilsche  dann,  so  heiss  wie  sie  ist,  aus  dem 
Kessel  und  legt  sie  in  die  leere  Waschbalge  (Wanne)  oder  Wasch- 
maschine. Bei  der  Handwäsche  mischt  man  die  im  Kessel  befindliche 
Lauge  mit  kaltem  Wasser  l)is  die  Temperatur  den  Händen  angenehm 
ist  und  giesst  hiervon,  soviel  zum  Waschen  nöthig  ist,  nicht  über  die 
Wilsche,  sondern  an  der  Seite  in  die  etwas  scliräg  gestellte  Wanne. 
Dann  wäscht  man  mit  dieser  Lauge  jedes  Stück  leicht  aus  und  legt 
es  sogleich  in  reines,  kaltes  oder  warmes  Wasser,  wo  es  zum  Spülen 
bleibt.  Bei  der  Waschmaschine  verfährt  man  analog.  Man  nimmt 
die  Wäsche  ebenfalls,  so  heiss  wie  sie  ist,  aus  dem  Kessel  und  legt 
sie  in  die  leere  Waschmaschine.  Der  iin  Kessel  befindlichen  Lauge 
wird  beliebig  etwas  kaltes  Wasser  beigeniischt  und  hiermit  die  in 
der  Waschmaschine  befindliche  Wäsche  kurz  durchgewaschen. 
Hierbei  ist  es  empfehlenswerth,  jedes  Mal  nur  ein  verhältnissmässig 
kleines  Quantum  Wäsche  in  die  Mascliine  zu  legen,  damit  auch  jedes 
Stück  wirklich  durchgewaschen  wird. 

Mit  kaltem  Wasser  darf  die  Wäsche  unter  keinen  Umstände.n 
in  Berührung  kommen,  bevor  sie  ausgewaschen  ist,  und  ausserdem 
darf  neben  dem  Waschpulver  absolut  keine  Seife  verwendet  werden, 
da  das  Aussehen  der  Wäsche  darunter  leiden  wdirde. 


Folgende  Regeln  müssen  noch  beachtet  werden : 

1.  Farbige  Sachen,  sowie  alle  wollenen  Stoffe  und  Flanelle  dürfen 
nicht  gekocht  werden.  Man  macht  hierzu  eine  Auflösung  des 
Waschpulvers,  giesst  solche  in  reines,  lauwarmes  Wasser,  das 
man  umrührt  und  die  erwähnten  Stoffe  etwa  zwei  Stunden 
lang  darin  liegen  lässt.  Hierauf  wäscht  man  sie  leicht  aus  und 
spült  sie  gründlich.  Die  Stoffe  werden  dann  weich  und 
geschmeidig. 

2.  Seidenzeuge  werden  in  einer  schwachen  lauwarmen  Auflösung 
leicht  mit  den  Händen  ausgerieben  und  gut  nachgespült,  ohne 
sie  in  der  Lauge  vorher  lange  liegen  zu  lassen.  Die  zartesten 
Farben  und  der  Glanz  der  Seide  bleiben  dann  unverändert. 

3.  Kleider  weicht  man  in  einer  schwachen,  kalten  Auflösung 
einige  Stunden  und  spült  sie  sehr  gut.  Der  Stoff  wird  hierauf 
sein  früheres  gutes  Aussehen  erhalten. 

Was  nun  die  Menge,  der  auzuwendeuden  Quanten  anbelangt, 
so  genügen  bei  gewöhnlicher  Hauswäsche  etwa  250  Gramm  auf 
2 Eimer  Wasser  (1  Eimer  10—12  Liter),  doch  können  ohne  Schaden 
für  die  Wäsche  auch  viel  grössere  Quantitäten  verwendet  werden. 
Für  sehr  schmutzige  oder  fettige  Sachen  gebraucht  man  etwa 
500  Gramm  auf  2 Eimer  Wasser.  Andererseits  kann  man  indessen 
bei  einiger  Uobung  auch  noch  sparsamer,  wie  angegeben  wirth- 

schaften. 
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Bei  den  durch  den  Verfasser  dieses  Artikels,  mit  dem  Wasch- 
pulver „Lessive  Phönix“  angestellten  Versuchen  wurde  festgestellt, 
dass  die  Kosten  um  die  Hälfte  geringer  waren  und  die  Handhabung 
viel  einfacher,  als  bei  Verwendung  von  Seife.  Ausserdem  wurde  ein 
Dritttheil  der  bisherigen  Arbeitskräfte  gespart. 

Die  Vorzüge  dieses  Ueinigungsmittels  bestehen  ferner  darin, 
dass  die  Wäsche  schonender  behandelt  werden  kann,  vollständig 

feruchlos,  auch  sauberer  (reiner)  wird,  als  bei  Verwendung  von 
eife,  ohne  dass  eine  stärkere  Abnutzung  eintritt. 

Ich  schliesse  diese  Zeilen  mit  dem  Wunsche,  dass  dieselben, 
Dank  der  weiten  Verbreitung  dieses  Blattes,  in  möglichst  viele  Hände 
gelangen  und  zu  weiteren  Fortschritten  auf  dem  Gebiete  des 
Waschens  anregen  mögen.  Vor  allen  Dingen  aber  fort  mit  der 
Waschbürste,  durch  deren  Gebrauch  die  AVäsche  mehr  abgenutzt 
wird,  als  es  durch  die  Benutzung  jemals  geschehen  kann. 
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P ersonalnachrichten 


Ehrenmitg'lieder. 

Jagemann  Dr.,  von,  Wirklicher  Geheimrath,  ausserordentlicher 
Gesandter  und  bevolliniichtigter  Minister,  Excelleiiz,  in  Berlin 
das  Grosskreuz  vom  Grossh.  badischen  Orden  vom  Zährino-er 
Löwen  veidichen. 

Salis,  von,  Strafanstaltsdirektor  a.  D.  in  Basel  gestorben. 

Vepeinsmitgrliedep. 

Anhalt. 

Verliehen  wurden: 

Brandt,  Strafanstaltsinspektor,  Vorsteher  der  Strafanstalt  Coswig 

Aih  Hausordens 

Albrecht  des  Bären. 

Baden. 

Ordensauszeichnungen  erhielten: 

Bohringer,  Keal-  und  GefäHgnisslehrer  in  Freiburg  das  Verdieust- 
kreuz  vom  Grossh.  Badischen  Zähringer  Löwen. 

reiff,  Dn,  Medicinalarzt,  Hausarzt  am  Laudesgefäng-niss  Mannheim 
das  Ritterkreuz  I.  Klasse  des  Grossh.  Badischen  Zähringer 
Lowenordeiis.  “ 

übsch,  Ministerialdirektor  im  Grossh.  Ministerium  der  Justiz,  des 
^ultus  und  Unterrichts  in  Karlsruhe,  Geheimrath,  das 
Kommandeurkreuz  desselben  Ordens. 

Kirsch,  Real-  und  Gefängnisslehrer  in  Freiburg,  das  Ritterkreuz 
ii.  Klasse  desselben  Ordens. 

enhaid,  Regierungsrath,  Strafanstaltsdirektor  in  Bruchsal,  das 
Kitterkreuz  I.  Klasse  mit  Eichenlaub  desselben  Ordens. 
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Reichardt,  Dr.,  Ministerialrath  im  Grossh.  Ministerium  der  Justiz 
in  Karlsruhe  das  Ritterkreuz  I.  Klasse  desselben  Ordens. 

Zeis,  Oberrechnungsrath,  Strafanstaltsvei-walter  in  Mannheim  das 
Ritterkreuz  II.  Klasse  mit  Eichenlaub  desselben  Ordens. 

Ernannt  wurden: 

Dusch,  Freiherr  von,  Dr.,  Landgerichtsrath  in  Mannheim  zum 
Kammerherr. 

Krautin ger.  Straf anstaltsverwalter  in  Bruchsal  zum  Rechnungs- 
rath. 

Lilienthal,  Dr.,  Professor  des  Strafrechts  an  der  Universität  Heidel- 
berg zum  Hofrath. 

Bayern. 

Ernannt  wurden: 

Schweykart,  Direktor,  früher  in  Kaisheim,  reaktivirt  zum  Din^ktor 
der  Gcfangenanstalt  Sulzbach. 

St  eg  er,  Strafanstaltsdirektor  in  Würzburg  zum  Kgl.  Regicrungsrath. 

Versetzt  wurden: 

Höchtl,  Hauslehrer  am  Zuchthaus  Kaisheim  in  gleicher  Eigenschaft 
an  die  Strafanstalt  Straubing. 

Kellner,  Hauslehrer  am  Zuchthaus  München  desgleichen. 

Oheim,  rechtskundiger  Funktionär  au  der  Gcfangenanstalt  Laufen 
in  gleicher  Eigenschaft  nach  Wasserburg. 

Rudolph,  Strafanstaltsassessor  am  Zuchthaus  in  Lichtenau  in  gleicher 
Eigenschaft  nach  Würzburg. 

Schäfer,  Dr.,  Bezirksarzt,  Hausarzt  an  der  Strafanstalt  Straubing 
auf  Ansuchen  in  gleicher  Eigenschaft  an  die  Gefangenanstalt 
Sulzbach. 

Scherer,  Strafanstaltsassessor  am  Zuchthaus  Würzburg  in  gleicher 
Eigenschaft  nach  Straubing. 

S c h n e e w e i s , Pfarrer,  Hausgeistlicher  am  Zuchthaus  München 
desgleichen. 

Gestorben  sind: 

Heller,  Dr.,  Hofrath,  Hausarzt  am  Zellengefängniss  Nürnberg. 

Stahl,  Dr.,  Professor  und  Qeistlich(“r  Rath,  StrafanstalLsgeistlicher 
in  Würzburg. 

Braunschweig. 

Ernannt  wurde: 

Praun,  von,  Landrichter  beim  Landgericht  Braunschweig  zum 
Staatsanwalt  daselbst. 
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Elsass-Liothring^en. 

Ernannt  wurden: 

Thiele,  Gefängnissinspektor  in  Strassburg  zum  Oberinspektor  und 
Vorsteher  des  Bezirksgefängnisses  in  Zabern. 

Weyerts,  Oberinspektor  und  Gefängnissvorsteher  in  Colmar  zum 
Gefängnissdirektor. 

Versetzt  wurden: 

Mickel,  Major  a.  D.,  Direktor  des  Landesarbeitshauses  Pfalzburg 
als  Gefängnissdirektor  nach  Metz. 

Wagner,  Strafaiistaltsdirektor  in  Metz  in  gleicher  Eigenschaft  an 
die  Strafanstalt  und  das  Arbeitshaus  für  Weiber  in  Hagenau. 

Gestorben  ist: 

Hcnnig,  Slrafanstaltsdirektor  in  Hagenau. 

Hamburg. 

Berufen  wurde: 

Reuss,  Pfarrer,  Gefängiiissgeistlichcr  in  Preungesheim  als  evan- 
gelischer Hausgeistlicher  an  die  städtischen  Gefängnisse  in 
Hamburg-Fuhlsbüttel. 


Preussen. 

E r n a n n t w u r d e : 

Thun,  Gefänguisssekretär  und  Rendant  in  Bochum  zum  Insjiektor 
am  Gerichtsgefängniss  Memel. 

Versetzt  wurden: 

Helling,  Gefängnissdirektor  in  Bochum  in  gleicher  Eigenschaft  an 
die  Strafanstalt  Hannover. 

M altzahn,  Freiherr  von,  Hauptmann  a.  D.,  Inspektor  des  Straf- 
gefängnisses Plötzensee  in  gleicher  Eigenscliaft  an  das  Central- 
gefäng^iss  Golhiow. 

Gestorben  ist: 

Thikötter,  Direktor  des  Zellengefängnisses  Hannover. 

Sachsen. 

Ordcnsauszeichnuug  erhielt: 

Wach,  Dr.,  Geh.  Rath,  UniversitUtsprofessor  in  Leipzig  das  Comthur- 
kreuz  I.  Klasse  des  Königl.  Sächsischen  Albrechtsordens. 


W ttrttemberg. 

0 !•  (1  e 11  s a u s z e i c li  n u n g erhielt: 
lleinbüldt,  Dr.,  Obeniiedizinalrath,  Mitglied  des  Strafanstalts- 
kollegiums  in  Stuttgart,  das  Ehreiiritterkreuz  des  Oidens  dei 
Württ.  Kroue. 

Eruaiiiit  wurden: 

Fctzer,  Laudgerichtsrath  und  Mitglied  des  Strafaustaltskollegiums 
ZUTU  Laiidgerichtsdirektor  in  Ulm. 

Sc  hoff  er,  Amtsrichter  und  stell  v.  Strafaiistaltsvorstaiid  in  Gottes- 
zell zum  Ijandrichtcr  am  Köiiigl.  Landgericht  Ulm.- 
W ei  SS  er,  Landgerichtsdirektor  und  Mitglied  des  Straf anstalts- 
collcgiuuis  in  Stuttgart  zum  Scnatsprhsidenten. 


Oesterreich. 

Versetzt  wurden:  . 

Radauer,  k.  k.  Controlor  der  Zwangsarbcitsaustalt  in  Iglau  in 
gleicher  Eigenschaft  nach  Znaini. 

Ktigul  a,  k.  k.  Strafanstaltsverwalter  in  Murau  in  gleicher  Eigenschaft 
nach  Pilsen. 

Eingetreten. 

Baden. 

Nitka,  Dr.,  Bczirksassistenzarzt,  Hausarzt  am  Lande.«gefängniss 
Mannheim. 

Bayern. 

F e n z 1,  Pfarrer,  2.  kath.  Hausgeistlicher  an  der  Strafanstalt  in  Straubing. 
Held,  Dr.,  Hausarzt  an  derselben  Strafanstalt. 

Kretzer,  Königl.  Inspektor  des  Gerichtsgefängnisses  in  Bcgensburg. 
Lichten  au,  Königl.  Verwaltung  der  Gefangenanstalt. 

Michal,  Königl.  Regierungsrath,  Direktor  des  Zellengefüngnisses 
Nürnberg. 

Straubing,  Königl.  Verwaltung  der  Strafanstalt. 

Elsass-Liothringen. 

Hennig,  Kaiserl.  Notar  in  Lützelstein. 

Mayer,  Max  Ernst,  Dr.  phil.  et  jur.,  Privatdozent  der  Rechte  m 
Strassburg. 

Preiisseii. 

Tiede,  Strafanstaltssekretär  in  Düsseldorf. 
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Sachsen. 


Jenner,  Oberleutnant  a.  D.,  Anstaltsinspcktor  in  Zwickau. 
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NB.  Diesem  Heft  ist  ein 

Verzeielmiss  der  Strafanstnlten  und  Arbeitshäiiser 
in  Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn 
angeschlossen. 


Das  heutige  japanische  Gefängnisswesen.*^ 

Von  Amtsrichter  Dr.  Crusen,  Tokio. 


§ 1.  Einleitnng. 

Die  Gefängnisseinrichtimgen  von  Japan**)  sind  in 
Europa  viel  weniger  bekannt,  als  die  seiner  Nachbarländer 
1 inen  und  China,  über  die  eine  reichhaltige  Litteratur 
existirt.  Allgemein  bekannt  sind  die  Schilderungen  der 
zustande  in  -Sibirien  durch  Dostojewski  (Memoiren  aus 
einem  Todtenhau.se)  und  den  amerikanischen  Zeitungs- 
•orre.spondenten  George  Kennaii.  Die  Behandlung  der 
elmiesischen  Gefangenen  wird  fast  in  jedem  Reisewerke 
Hbei  China  beschrieben. 

f..  ft”'  das  japanische  Gefängnisswesen  ist 

er  die  in.  Japan  lebenden  Ausländer  aktueller  geworden 
seit  Inkrafttreten  der  revidirten  Verträge  mit  den  Gross- 
machten im  Sommer  1899.  Früher  wurden  etwaige  Ueber- 
retungen^  der  Strafgesetze  durch  die  Konsulargerichte 
a geurtlieilt ; die  Vollstreckung  der  erkannten  Freiheits- 
srafen  erfolgte  bei  kürzerer  Dauer  in  den  Konsulats- 
gefangnissen,  bei  längeren  Strafen  in  der  Heimath.  Jetzt 
.sin  — natürlich  abgesehen  von  den  Exterritorialen  — die 
japanischen  Gerichte  zuständig,  und  die  zu  Freiheitsstrafen 
erurtheilten  verbüssen  diese  in  den  japanischen  Gefäng- 

niRSon  o 


Mat,. . ^ '***"  »Mittheilungen“  der  Deutschen  Gesellschaft  für 

Völkerkunde  Ostasiens,  ßd.  IX,  Theil  1. 

des  ■ ^ f“'" '*'®®'^h'‘h”<'i'essante  geschichtliche  Entwickelung 

Gefängnisswesens  interessirt,  möge  die  im  Anhänge 
BliitV*^  bitteratur,  namentlich  den  Aufsatz  von  Krauss  (in  den 
®rn  ür  Gefüngnisskunde,  Bd.  30)  vergleichen. 

1* 
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§ 2.  Das  Strafensystem  des  japanischen  Strafgesetz- 
buchs von  1880. 

Das  Gefängnisswesen  eines  Ijandes  ist  abhängig  von 
dem  materiellen  Strafrecht,  zu  dessen  Durchführung  es 
dienen  soll.  Zum  Verständniss  der  japanischen  Straf- 
vollzugseinrichtungen ist  deshalb  ein  kurzer  Blick  auf  das 
Strafensystem  des  geltenden  Strafgesetzbuchs  von  1880 
erforderlich.  Es  beruht,  Dank  dem  erheblichen  Antheil, 
den  der  französische  Ki’iminalist  Boissonnade  an  seinem  Ent- 
stehen hat,  vorwiegend  auf  dem  französischen  Code  pcnalxoxi 
1810  und  theilt  dessen  Hauptmangel  eines  viel  zu  korapli- 
zirten  und  in  der  Praxis  undurchführbaren  Strafensystems. 
Eö  giebt  sechs  verschiedene  Freiheitsstrafen:  1.  Haft 

Dauer  1—10  Tage);  2.  Gef  äng  nis  s Dauer 

11  Tage  bis  5 Jahre,  in  besonders  schweren  Fällen  7 Jahre); 
3.  und  4.  eine  politische  Strafe  in  der  doppelten 
Form  von  einfacher  Freiheitsentziehung  (kingoku)  auf  die 
Dauer  von  6—11  Jahren  und  von  Verbannung  (ryukei) 
die  Dauer  von  12-15  Jahren  oder  auf  Lebenszeit,  als  nicht 
entehrende  Freiheitsstrafen  für  politische  Delikte,  ent- 
sprechend der  deutschen  Festungshaft;  5.  Zuchthaus 
{choeki.  Dauer  6-11  Jahre);  endlich  6.  ZwangsarbeH 
\tokei,  Dauer  12—15  Jahre  oder  auf  Lebenszeit.)  — D>e 
deutsche  Nebenstrafe  der  Ueberweisung  an  die  Landes- 
polizeibehörde (Deutsches  Strafgesetzbuch  § 362),  welche 
der  Verwaltungsbehörde  die  Befugniss  giebt,  den  Verur- 
theilten  nach  Verbüssung  der  Hauptstrafe  (geschärfte  Haft 
bis  zu  6 Wochen)  in  ein  Arbeitshaus  unterzubringen  oder 
zu  gemeinnützigen  Arbeiten  zu  verwenden,  ist  dem 
japanischen  Recht  unbekannt. 

Arbeitspflichtig  sind  von  den  Gefangenen  die  zu 
Zwangsarbeit,  zu  Zuchthaus  und  zu  schwerem  Gefänguiss 
(Gefängniss  mit  ArbeitszM^ang)  Verurtheilten.  Alle  Andeien 
brauchen  nicht  zu  arbeiten,  nämlich  die  zu  leichtem  Ge 
fängniss  (Gefängniss  ohne  Arbeitszwang),  zu  Verbannung 
sowie  Einsperrung  und  zu  Haft  Verurtheilten  und  diejenigen 
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Personen,  bei  denen  eine  wegen  Vergehen  oder  Ueber- 
tretiing  erkannte,  aber  nicht  beizutreibende  Geldstrafe  in 
Freiheitsstrafe  (Gefängniss  oder  Haft  nach  dem  Satze 
1 Yen  = 1 Tag)  uragewandelt  ist.  Die  in  den  englisch- 
japanischen  Zeitungen  häufig  wiederkehrende  Meldung, 
dass  Jemand  wegen  einer  leichten  Strafthat  zu  mehreren 
Wochen  Gefängniss  „with  hard  labonr“  verurtheilt  ist,  be- 
deutet nur,  dass  er  überhaupt  arbeiten  soll,  nicht,  dass 
seine  Arbeit  besonders  schwer  sein  wird. 

§ 3.  Die  Arten  der  (lefängnisse. 

Sieht  man  von  etwaigen  Spezialstrafen  für  einzelne 
Stände  oder  besondere  Deliktgruppen  (wie  Stubenarrest, 
Festungshaft,  Verbannung)  ab,  so  kann  man,  ohne  in  über- 
flüssige und  kostspielige  Künsteleien  zu  verfallen,  thatsäch- 
lich  nur  zwei  Hauptarten  der  Freiheitsentziehung  unterschei- 
den: Strafe  mit  Arbeitszwang  und  Strafe  ohne  Arbeitszwang. 
Die  Unterschiede  in  der  Vollstreckung  der  sechs  Strafarten 
(deren  Zahl  übrigens  in  dem  zu  erwartenden  neuen  Straf- 
gesetzbuchevermindert werden  wird)  stehen  deshalb  wohl  auf 
dem  Papier,  verschwinden  aber  in  der  Praxis  vollständig. 
Thatsächlich  sind  denn  auch  so  viele  Arten  von  Straf- 
anstalten, wie  nach  dem  Gesetze  und  der  Gefängnissordnung 
da  sein  sollten,  überhaupt  nicht  vorhanden.  Es  sollte 
nämlich  geben  sechs  verschiedene  Arten  von  Anstalten  (Gef.- 
Ordnung  vom  12.  Juli  1887,  Art.  1),  und  zwar:  1.  Shujikan 
(Oentral-Anstalten,  Zwangsarbeitshäuser)  für  die  zur  Zwangs- 
arbeit, zur  Deportation  oder  nach  dem  alten  Recht  zur 
lebenslänglichen  Einsperrung  Verurtheilten;  2.  Kariukan, 
Transportgefängnisse  zur  Aufnahme  der  nach  den  Shujikan 
zu  verschickenden  Gefangenen;  3.  Cliihokangoku,  Lokal- 
gefängnisse für  die  zu  Haft,  Gefängniss,  Einsperrung  und 
Zuchthaus  verurtheilten  Männer  und  Weiber  und  die  zu 
Zwangsarbeit  verurtheilten  Weiber;  4.  Kockikan,  Unter- 
suchungsgefängnisse; 5.  Riiichijo,  Polizeigefängnisse  oder 
Arresthäuser  zur  vorläufigen  Aufnahme  von  Untersuchungs- 
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gefangenen  und  zur  Vollstreckung  von  kurzen  Haft-  und 
Gefängnissstrafen;  endlich  6.  die  Chojijo,  Zwangserzieliuiigs- 
anstalten  für  Kinder  von  8 — 12  Jahren  (welche  nach 
Art.  79  des  Strafgesetzbuchs  zwar  nicht  bestraft,  aber  bis 
zum  vollendeten  sechzehnten  Jahre  in  eine  Besseiungs- 
anstalt  gebracht  werden  können)  soAvie  ausserdem  für 
Taubstumme  und  für  Minderjährige  von  12—16  Jahren, 
bei  deren  Verurtheilung  angenommen  ist,  dass  sie  ohne 
Unterscheidungsvermögen  gehandelt  haben. 

Thatsächlich  giebt  es  aber  zunächst  besondere 
Anstalten  zur  Verbüssung  der  beiden  poli- 
tischen Strafen,  T r an  s p o r t g ef  ä n g n i ss  e und 
Z Wangserziehungsanstalten  überhaupt  nicht.  Füi 
die  zu  einer  der  politischen  Strafen  Verurtheilten  sollten 
ursprünglich  Specialanstalten  errichtet  werden,  und  zwiii 
für  die  zur  Freiheitsentziehung  Veiurtheilten  auf  dem 
Festlande,  für  die  Verbannten  auf  einer  Insel  (Straf- 
gesetzbuch Alt.  20  und  23).  Diese  Vorschrift  des  Gesetzes 
ist  aber  nicht  ausgeführt,  die  Verurtheilten  werden  viel- 
mehr in  den  Lokalgefängnissen  und  (die  Verbannten)  in 
den  Zwangsarbeitsanstalten  untergebracht;  Festungen,  die 
zur  Vollstreckung  dieser  Strafen  verAvendet  weiden 
könnten,  giebt  es  in  Japan  nicht.  Die  Transpoit- 
gefangenen  und  die  Zwangszöglinge  Averden  in  die  Lokal- 
gefängnisse gebracht.  Diese  eignen  sich  zur  Aufnahme 
der  letzteren  recht  AA'enig.  Durch  das  ZAvangserziehungs 
Gesetz  vom  9,  März  1900  sind  nun  die  Bezirke  Arerpflichtet, 
besondere  ZAvangserziehungsanstalten  auf  ihre  Kosten  zu 
errichten,  Avogegen  ihnen  die  Kosten  für  die  Erhaltung  der 
LokalgefängnLsse  abgenounnen  sind.  Besondere  Untersuch- 
ungsgefängnisse giebt  es  nur  5 in  Tokio,  Fukuoka, 
Aomori,  Akita  und  Okayama;  in  allen  übrigen  Bezirken 
bestehen  lediglich  in  den  Lokalgefängnissen  besondere 
Abtheilungen  für  Untersuchungsgefangene. 

Es  giebt  also  thatsächlich  in  Japan,  Avenn  man  von 
den  wenigen  besonderen  Untersuchungsgefängnissen  absieht, 
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nur  drei  Kategorieen  von  Gefängnissen:  Polizeigefängnisse, 
Zwangsarbeitsanstalten  und  Lokalgefängnisse. 

1.  Polizeigefängnisse  (riuchijo)  giebt  es  zur 
Zeit  (nach  der  Statistik  vom  1.  Mai  1901)  1408  mit  einem 
Gefangenenbestande  von  1025  Köpfen  (243  Untersuchimgs- 
gefangenen  und  782  zu  kurzen  Freiheitsstrafen  verurtheilten 
Personen).  Sie  sind  meist  ganz  klein  und  dienen  nur  zur 
vorübergehenden  Aufbewahrung  von  Untersuehungs- 
gefangenen  und  Vollstreckung  ganz  kurzer  Strafen.  Sie 
unterstehen  nicht  der  Gefängniss-,  sondern  der  Polizei- 
Verwaltung  und  sind  deshalb  im  Folgenden  nicht  mit 
berücksichtigt. 

2.  Zwangsarbeitshäuser  (shujikan)  giebt  es 
zur  Zeit  (Dezember  1901)  sechs,  davon  3 (Kabato,  Tokachi 
und  Abashiri)  auf  Hokkaido,  2 (Tokio  und  Sendai)  auf 
Hondo  und  endlich  1 (in  Omuta)  auf  Kiushiu.  In  diese 
Anstalten  werden  nur  zu  Zwangsarbeit  und  y/ytikei^  ver- 
urtheilte  Männer  aufgenommen;  die  geringste  Strafdauer 
beträgt  in  beiden  Fällen  12  Jahre.  Die  zu  ^tokei^  ver- 
iirtheilten  Weiber  werden  nicht  in  die  ^s/mßkati'^,  sondern 
in  die  Lokalgefängnisse  gebracht.  Der  Ursprung  dieser 
Praxis  beruht  darin,  dass  die  Zwangsarbeitsstrafe  unter 
vorzugsweise!’  Verwendung  der  Gefangenen  zu  landwirth- 
schaftlichen  Arbeiten  eigentlich  auf  einer  Insel  vollsireckt 
werden  sollte,  wo  man  Weiber  aus  Gründen  der  Moral, 
der  Disziplin  und  des  Arbeitsbetriebes  nicht  unterbringen 
wollte.  Nachdem  thatsächlich  die  Strafe  in  den  Shujikan 
verbüsst  wird,  könnte  man  in  diesen  besondere  Weiber- 
abtheilungen errichten,  deren  Kosten  aber  in  keinem  Ver- 
hältnisse zu  der  geringen  Zahl  der  weiblichen  Verurtheilten 
stehen  würde.  Man  schickt  sie  deshalb  besser  in  die 
Gefängnisse. 

3.  L 0 k a 1 g e f ä n g n i s s e (chiho-kangoku)  giebt  es  im 
Ganzen  132,  wovon  49  selbständige  und  83  Zweiganstalten^ 
die  keinen  eigenen  Direktor  haben,  sondern  unter  Verant- 
wortung des  Direktors  der  Hauptanstalt  von  einem  In- 
spektor verwaltet  werden.  Die  Lokalgefängnisse  dienen 
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zur  Aufnahme  aller  Gefangenen,  die  weder  in  die  Polizei- 
gefängnisse noch  in  die  Zwangsarbeitsanstalten  geschickt 
werden.  Das  sind:  a)  die  zur  ZAvangsarbeit  verurtheilten 
Weiber;  b)  die  zu  Haft,  Gefängniss,  einfacher  Freiheits- 
entziehung verurtheilten  IMänner  und  Weiber;  c)  zu  Geld- 
strafe verurtheilte  Personen,  bei  denen  an  Stelle  dieser  nicht 
beizutreibenden  Strafe  Freiheitsstrafe  getreten  ist.  Die 
Zfihl  der  Strafgefangenen  in  den  Lokalgefängnissen  und 
den  Centralanstalten  betrug  in  den  Jahren  1893  bis  1900 
am  31.  Dezember  jeden  Jahres:  6.Ö617,  67  261,  65  234, 

64  287,  57  127,  58  918,  50  576,  49  260;  d)  Untersuchungs- 
gefangene beiderlei  Geschlechtsj  ihre  Zahl  betrug  in  den 
Jahren  1893—1900  am  31.  Dezember  jedes  Jalires:  11243, 
10  895,  10  070,  9202,  10  050,  9395,  6287,  7275.  Die  erheb- 
liche Abnahme  in  den  letzten  Jahren  ist  (nach  amtlichen 
Angaben)  theilweise  auf  grössere  Nachsicht  bei  gering- 
fügigen Strafthaten  (namentlich  wohl  beim  gewerbsmässigen 
Glückspiel)  und  auf  gi-össere  Beschleunigung  des  Straf- 
verfahrens zurückzuführen ; e)  Zwangszöglinge ; ihre  Zahl 
betrug  in  den  Jahren  1893—1900  am  31.  Dezember  jedes 
Jahres:  2:30,  252,  209,  157,  185,  213,  174,  144;  f)  eine 
Kategorie  von  Personen,  die  man  kaum  in  den  Gefäng- 
nissen vermuthet,  sind  Personen,  die  ausser  zu  einei 
Freiheitsstrafe  auch  noch  zur  Stellung  unter  Polizeiaufsicht 
(zulässig  für  eine  Dauer  von  zwei  Monaten  bis  zu  fünf 
Jahren)  verurtheilt  sind,  aber  nach  Verbüssung  der  Haupt- 
strafe kein  Unterkommen  nachweisen  können.  Sie  werden, 
solange  sie  hierzu  nicht  im  Stande  sind,  bis  zum  Ablauf 
der  Frist  für  die  Polizeiaufsicht  in  der  Anstalt  zurück- 
behalten, wo  sie  von  den  übrigen  Gefangenen  abgesondert 
werden  und  gewisse  Freiheiten  genicssen.  Ihre  Zahl 
betrug  am  31.  Dezember  der  Jahre  1893 — 1900:  1693,  2192, 
1694,  1436,  1551,  1774,  1008,  923;  gj  endlich  fällt  jedem, 
der  die  Frauenabtheilung  eines  japanischen  Gefängnisses 
besucht,  die  verhältnissmässig  grosse  Zahl  von  ganz  kleinen 
Kindern  auf,  die  dort  bei  ihren  Müttern  sind.  Ihre  Zahl 
betrug  in  den  Jahren  1893—1899  : 392,  401,  344,  341,  352, 


332,  102,  100.  Die  japanische  Gefängnissordnung  gestattet 
den  Müttern,  die  in  der  Anstalt  niederkommen  oder  bei 
Antritt  der  Strafe  ein  kleines  Kind  haben,  es  bis  zum 
vollendeten  dritten  Jahre  bei  sich  zn  behalten.  Die  Vor- 
schrift hängt  mit  der  in  Japan  sehr  lang  ausgedehnten 
Ernährung  der  Kinder  durch  Muttermilch  zusammen  und 
ist  humaner,  als  die  Vorschrift  der  preussischen  Gefängniss- 
ordnung, nach  der  das  Kind  aus  der  Anstalt  entfernt 
werden  muss,  sobald  die  Trennung  von  der  Mutter 
möglich  ist.  Die  geringe  Belästigung,  die  der  Ver- 
waltung die  Anwesenheit  eines  Säuglings  verursacht,  wird 
reichlich  aufgewogen  durch  die  günstigen  Wirkungen  auf 
die  Gesundheit  des  Kindes  und  den  Charakter  der  Muttei-. 

Der  Uebersichtlichkeit  wegen  mögen  hier  die  im  Vor- 
stehenden angeführten  Zahlen  zu  einer  Tabelle  vereinigt 
werden.  Es  waren  am  31.  Dezember  der  .Jahre  1893  bis 
1900  vorhanden : 


Strafgefangene  . . . iUei?  67261  6.5234*64287  57 127  58918  .50576  49260 
üntersuchungsgc-  ' 

fangene  ....  11243  10895  10070  9202100.50  9395  6287  7275 

Zwangszöglinge  (taub- 
stumme u.  jugend- 
liche)   230  252  209  157  185  213  174  144 

Gefangene  unter  Poli- 
zeiaufsicht . . . 1693'  2192  1694  14.36  1.551  1774  1008  923 

S.äuglinge  ....  392|  401  344  341  3.52|  .332  102  100 

Gesauiintsumme  [79 175'810ül  [77551  75423i69265|70632;58147|57702 

Die  erhebliche  Verminderung  der  Zahl  der  Gefangenen 
im  Jahre  1897  beruht  darauf,  dass  bei  dem  Tode  der 
Kaiserin-Mutter  eine  umfassende  Amnestie  erfolgte,  durch 
die  allen  Verurtheilten  ein  Viertel  der  Strafe  erlassen 
wurde;  von  .04  627  Gefangenen  wurden  am  Tage  der  Am- 
nestie 9983  entlassen.  Der  kleine  Nachlass  in  den  folgen- 
den Jahren  ist  (nach  dem  amtlichen  Rapport  sur  Ic  systrnic 
pt'nitrntiaire  du  Japan  von  1900)  zurückzuführen  auf  grössere 
Nachsicht  der  Behörden  bei  der  Verfolgung  unbedeutender 
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Strafthaten,  Beschleunigung  des  Strafverfahrens,  häufigere 
Anwendung  der  bedingten  Entlassung,  vor  allem  aber 
auf  das  erhebliche  Steigen  der  Arbeitslöhne,  das  trotz  gleich- 
zeitiger Erhöhung  der  Lebeiisinittelpreise  den  unteren  Volks- 
klassen ein  genügendes  Auskommen  verschaffte,  so  lange 
sie  überhaupt  Arbeit  fanden.  Das  Jahr  1901  hat  in  Folge 
der  chinesischen  Wirren  allgemeine  Geldknappheit,  Stocken 
des  Handels  nach  China  und  in  Folge  dessen  Betriebs- 
einschränkungen in  zahlreichen  Fabriken  gebracht,  die 
wahrscheinlich  auch  in  einem  erneuten  Anschwellen  der 
Kriminalität  zum  Ausdruck  kommen  werden. 


§ 4.  (Tcfäiigiiissbau. 

Planmä-ssigo,  den  Anforderungen  der  Strafvollstreckung 
und  der  Baukunst  gleichmässig  entsprechende  Gefängniss- 
gebäude  werden  in  Japan  erst  seit  der  Mitte  der  70er  Jahre 
aufgeführt,  nachdem  japanische  Beamte  der  Gefängniss- 
verwaltung  die  Anstalten  in  den  englischen  Kolonieen  Asiens 
und  später  auch  in  Europa  und  Amerika  kennen  geleint 
hatten. 

In  den  älteren  Zeiten  und  noch  bis  zur  Wiederher- 
stellung des  Kaiserthums  dienten  die  Gefängnisse  in  erster 
Linie  der  sicheren  Verwahrung  und  Unschädlichmachung 
der  Verbrecher.  Der  Gedanke,  sie  zu  bessern  und  ihnen 
Leben  und  Gesundheit  zu  erhalten,  wurde,  wenn  er  auch 
vielleicht  theoretisch  schon  früh  (in  dem  Taihoritsu*)  des 
Mommu  Tenno  von  702  n.  Chr.)  anerkannt  wurde,  jedenfalls 
in  der  Praxis  — wenigstens  unter  den  Tokugawa  nicht 
durchgeführt. 

Als  nun  nach  der  Restauration  des  Kaiserthums  im 
Jahre  1868  der  Strafrechtsijflege  und  dem  Strafvollzüge 
erhöhte  Aufmerksamkeit  geschenkt  wurde,  benutzte  man 

*)  Dcis  Strafgesetzbuch  heisst  so,  weil  es  im  zweiten  Jahie  dci 
Periode  Taihö  (701 — 703)  i>romulgirt  würfle.  Wir  besitzen  es  aber  ers 
in  einer  späteren  Redaktion  aus  dem  .falire.  718.  (Vergl.  Florenz, 
Nihongi,  Einleitung  p.  XXX.) 
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ziiiiäclist  die  alten,  meist  sehr  mangelhaften,  Gefängnisse, 
Daimios,  baute  sie  nolhdürftig  um  oder  richtete  andere, 
gerade  zur  Verfügung  stellende  Räumlichkeiten  (z.  B Daimio- 
Quartiere),  so  gut  es  eben  ohne  grosse  Kosten  ging,  zu  Ge- 
fängnissen ein.  So  entstanden  die  Anstalten,  die  ich  als 
Gefängnisse  alten  Stils  bezeichnen  möchte,  und  die 
zur  Zeit  noch  die  Mehrzahl  bilden.  Es  sind  meist  gro.sse 
mit  Holz-  oder  Steinmauern,  oft  auch  mit  einem  Graben 
umgebene  Komplexe  rechteckiger  Holzbauten,  von  denen 
die  dem  Eingänge  am  nächsten  liegenden  als  Wirthschafts- 
und  Verwaltungsgebäude  dienen,  die  übrigen  theils  Arbeits- 
baracken, theils  Hafträume  sind.  Die  Letzteren  pflegen 
aus  einem  äusseren  Umbau  japanischen  Stils  mit  Holz-  und 
Papierwänden  zu  bestehen:  im  Innern  sind  auf  einem 
erhöhten  Unterbau  die  durchweg  für  gemeinschaftliche  Haft 
bestimmten  Zellen,  die  meist  an  der  Rück-  und  den  Seiten- 
wänden feste  Holzbckleidung,  an  der  Vorderseite  aber  ein 
durchbro('henes  Gitter  aus  Holzbalken  haben,  das  ihnen 
das  Ansehen  von  Raubthierkäfigen  verleiht.  Die  Zellen 
gestatten  nur  ungenügenden  Abschluss  gegen  die  Aussen- 
luft,  haben  keine  Heizvorrichtungen  und  sind  im  Winter 
empfindlich  kalt,  allerdings  nicht  viel  kälter,  als  die  meisten 
japanischen  Häuser.  Die  ganze  Anlage  ist  meist  sehr  wenig 
übersichtlich  und  erfordert  ein*  bedeutendes  Aufsichts- 
personal ; da  auch  jetzt  noch  dieser  Typus  vorheri'scht,  so 
besteht  die  Vorschrift,  dass  auf  500  Gefangene  75  Aufseher 
kommen  müssen.  Beispiele  solcher  Anstalten  sind:  Ichigaya 
in  Tokio  (ist  zum  Abbruch  bestimmt),  Hiogo-Kobe,  Osaka 
(vergl.  den  im  Anhang  beigefügten  Plan), 'Nagasaki  (wird 
zur  Zeit  durch  eine  neue  Anstalt  modernen  Stils  ersetzt). 

Die  Gefängnisse  neueren  Stils  haben  mehr 
Aelinlichkeit  mit  den  europäischen,  sind  zum  Theil  Back- 
steinbauten mit  hölzernem  Dachstuhl  und  in  der  übersit  ht- 
lichen  Fächerform  (mit  einem  oder  zwei  Fächern  und  ent- 
sprechend einer  oder  zwei  Centralen)  gebaut.  Die  Arbeits- 
baracken liegen  meist  zwiscdicn  den  äusseren  .Enden  der 
B’lügel;  ganz  vereinzelt,  z.  B.  bei  dem  Gefängnisse  in 


Digiii.!ed  by  Google 


■iBäis» 


350 


Nagano,  sind  auch  sie  fächerförmig  angelegt.  Beispiele 
dieser  Bauart  sind : die  Centralanstalten  in  Kosugei  bei 
Tokio  {Tokio-Shujikan,  1879  gebaut),  und  Sendai  {Miagi- 
Shujikan,  ebenfalls  1879  gebaut),  die  Gefängnisse  in  Sugamo 
bei  Tokio  und  Negishi  bei  Yokohama  (vergl.  die  Pläne), 
Nagoya,  Takamatsu  auf  Shikoku.  Alle  diese  sind  theilweise 
für  Einzelhaft  eingerichtet;  aber  auch  für  die  Gemcinschafts- 
zellen  ist  das  Käfigsystem  aufgegeben,  sie  liegen  meist  an 
beiden  Seiten  der  Flügel,  sind  in  der  Jütte  durch  einen 
Gang  getrennt  und  haben  an  drei  Seiten  feste  Wände  aus 
Holz  oder  Stein. 

Einzelne  dieser  neueren  Anstalten  (z.  B.  Scndai  Shujtkan, 
das  Gefängniss  zu  Nagano)  haben  zwei  Stockwerke;  die 
steigenden  Grundstückspreisc  machen  eine  bessere  Aus- 
nutzung des  Raumes  wünschenswerth.  Aber  gerade  bei 
Gefängnissen  sind  natürlich  die  Bedenken  gegen  hohe 
massive  Gebäude  wegen  der  Erdbeben-  und  Feuersgefaln 
besonders  gross. 

Gegen  die  Kälte  gewähren  auch  diese  neueren  An- 
stalten keinen  genügenden  Schutz,  weil  auch  sie  (von  den 
nördlichsten  Theilen  des  Landes  abgesehen)  keine  Heiz- 
vorrichtungen enthalten. 

In  allen  Anstalten  sind  die  verschiedenen  Abtheilungen 
(für  Straf-  und  Untersuchungsgefangene,  für  Männer  und 
Weiber)  durch  hohe  hölzerne  oder  steinerne  Scheidewände 
von  einander  getrennt. 

Eine  wesentliche  Verschiedenheit  zwischen  dem  japa- 
nischen und  dem  deutschen  Gefängnisswesen  zeigt  sich  in 
der  Grösse  der  Anstalten.  In  Preussen  ist  fast  mit  jedem 
der  1110  Amtsgerichte  ein,  allerdings  in  den  meisten  Fällen 
nur  kleines,  Gefängniss  verbunden,  das  zur  Aufnahme  von 
vorläufig  festgenommenen  Personen,  von  Untersuchungs- 
gefangenen und  von  Strafgefangenen  mit  kurzer  Strafdauei 
dient.  Daneben  bestehen,  zum  Theil  in  Verbindung  mit 
den  94  Landgerichten,  grössere  Gefängnisse  für  Untei- 
suchungsgefangene  und  Strafgefangene  und  Zuchthäuser. 
Im  Ganzen  giebt  es  in  Preussen  (nach  der  Statistik  vom 
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1.  Gefängniss  in  Osab. 
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Erklärung  der  Zahlen: 

I.  Eingang  und  Verwaltungsge- 
bäude. 

II.  Abtheilung  för  weibliche  Ge- 
fangene. a.  Arbeitbbaracken. 
b.  Mrafzcllen.  c.  Lazarett,  d. 
Untersuchungsgefangene. 

III.  Untersuchungsgefängniss  für 
Männer. 

IV.  Abtheilung  für  jugendliche 
und  für  erwachsene  Gefangene 
mit  guter  Führung. 

V.  Küche. 

VI.  Lazarett  für  männliche  Straf- 
gefangene. 

VII.  Arbeitsbaracken  für  Strafge- 
fangene. 

VIII.  Schlafzellen  f.  Strafgefangene. 

IX.  Disziplinar-Zellen. 


1.  Thor. 

2.  Verwaltungsgebäude. 

3.  Magazine. 

4.  Raum  für  Vertheidiger. 

6.  Wartcraum  für  das  rublikum. 

6.  Wacht  haus  (Aufseher-Posten). 

7.  Arbcit.sbarackcn. 

8.  Waschküche. 

9.  Schlafzellen. 

10.  Verbindungsthüren. 

11.  Krankenhaus. 

12.  Hinrichtungsplatz, 

13.  Eiholungsraum  für  Beamte. 

14.  Raum  zum  Briefschreiben. 

15.  Raum  für  körperliche  Unter- 
suchung der  Gefangenen. 

lf>.  Desinfektions-Apparat. 

17.  Kirche. 

18  Schule. 

19.  Disziplinar-Zellen  (für  Dunkel- 
arrest und  einfachen  Arrest). 

20.  Besuchsraum. 

21.  Küche. 

22.  Schuppen  für  Feuerung  und  Ge- 
räthe. 

23  Trockenraum. 

24  Arzt-Zimmer. 

25.  Fechtsaal  für  Beamte. 

26.  Polizei-.Abthcilung. 

27.  Aufseher-Schule. 

28.  Feuerspritze. 
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I.  Mäimcr-UntersucKungs-Ge- 
fiingniss. 

II.  Weibcr-Gefangniss. 
in.  Männer-Lazarett. 

IV.  Dienstwohnungen 


1.  Brücke. 

2.  Hauptthor. 

3.  Wartezimmer. 

4.  Besuchszimmer, 

B.  Bureau-Räume. 

6.  Magazine. 

7.  Einzclzellen  für  Untersuch- 
ungsgefangene. 

8.  Gemeinschaftszellcn  f.Unter- 
suchungsgefangene. 

9.  lünzelzcllen  für  Strafge- 
fangene. 

10.  Gemeinschaftszellen  f.  Straf- 
gef.ingenc. 

11.  Arbeitsbaracken. 

12.  Kirche. 

13.  Spazierhüfe. 

14.  Schule. 

IB.  Lazarett. 

16.  Lcichenraum. 

17.  Lazarett  für  ansteckende 
Krankheiten. 

18.  Küche. 
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Hingang  und  Bureau-Räume. 
Centralhalle  m.  Aufseher-Posten. 
2cllenflügel. 

Küche  und  Bad. 
Arbeitsbaracken. 

Lazarett 

I.azarett  f.  Infektionskrankheiten. 

Leichenraum. 

Desinfektionsapparat. 

Hauptthor. 

Dienstwohnungen. 

Haftraum  für  die  zur  Polizei- 
aufsicht Verurlheilten. 

Magazine. 

Wartezimmer. 

Magazin. 

Feuerspritze. 

Magazin 

Waschküche. 

Magazin.  (Schuppen.) 
Kehrichlplatz. 

Gcräthe  für  die  Latrinenabfuhr. 
Disziplinarzcllenf.Dunkelarrest. 
Disziplinarzellen  f.  cinf.  Arrest. 
Sitzungszimmer. 

Wachtthlirme. 

Arbeitsbaracken  für  Polizeiauf- 
sicht-Gefangene. 

Abort. 

Mauer. 

Brunnen. 

Rasenplatz. 

Mauer. 

Graben. 


31.  März  1899)  1153  Anstalten;  von  diesen  hatten  nur  4 
eine  Belegungsfähigkeit  von  über  1000  Köpfen,  und  31  eine 
solche  von  500—900  Köpfen ; 95  Anstalten  konnten  100  bis 
500  Köpfe  fassen  und  der  Rest  von  952  weniger  als  50. 
In  .Tapan  zeigt  sich  das  Bestreben  nach  weitgehender 
Centralisation  auch  in  der  Gefängnissverwaltung.  Ausser 
den  für  die  Strafvollstreckung  kaum  in  Betracht  kommen- 
den kleinen  Polizeigefängnissen  giebt  es  überhaupt  nur  138 
Anstalten,  die  meist  in  oder  bei  der  Bezirkshauptstadt 
liegen;  im  Jahre  1892  gab  es  noch  163  Anstalten,  seitdem 
sind  25  kleinere  Gefängnisse  aufgehoben.  Die  Massregel 
hat  ihre  Vorzüge  und  ihre  Schattenseiten:  der  Strafvollzug 
ist  zweifellos  in  einer  grossen  Anstalt  besser,  geregelter 
und  energischer,  als  in  einer  kleinen,  meist  auch  billiger. 
Andererseits  entstehen  durch  die  grösseren  Entfernungen 
und  weiteren  Transporte  für  den  Staat  wie  für  das  Publikum 
grössere  Kosten  und  Zeitv^ersäumnisse. 

In  Japan  giebt  es  etwa  19  Anstalten*)  mit  einer  Be- 
legungsfähigkeit von  über  1000  Köpfen,  wie  aus  folgender 
Uebersicht  hervorgeht. 


Osaka 

3814 

Maibashi 

1550 

Nagoya 

2089 

Yokoham  a-Negishi 

1025 

Tokio-Sugamo 

1927 

Gifu 

1119 

Kioto 

1481 

Hokkaido-Centralanstalt 

1.300 

Tokio-Ichigaya 

1222 

Tokio-Centralanstalt 

1000 

Hiogo-Kobe 

1608 

Abashiri-Centralanstalt 

1200 

Sendai-Gefängniss 

1164 

Kumamoto 

1006 

Miike-Centralanstalt 

1400 

Saitama 

1114 

Hiroshima 

1283 

Ibaraki 

1014 

Tokachi-Centralanstalt  1200 

*)  Genauer  lässt  sich  die  Zahl  nicht  feststellen,  weil  eine  amt- 
liche Krniittlung  der  Belcg'ung'sfilhigkeit  der  Anstalten  nicht  stattfindet. 
Die  iin  Text  gegebenen  Zahlen  beruhen  theils  auf  mündlichen  Mit- 
theiluiigen  der  Anstaltsdirektorcn  bei  Gelegenheit  amtlicher  Inspek- 
tionen, die  ich  im  Aufträge  des  Ministeriums  vorgenommen  habe, 
theils  auf  den  statistischen  Angaben  über  die  thatsächliche  Belegung 
der  Anstalten  am  31.  Dezember  1900. 


Die  Baukosten  für  die  Gefängnisse  sind  in  den 
einzelnen  Bezirken  sehr  verschieden  und  hängen  u.  a. 
davon  ab,  ob  in  Holz  oder  Stein  gebaut  wird  und  ob 
Gefangene  in  grösserer  oder  geringerer  Anzahl  verwendet 
werden.  Man  nimmt  an,  dass  bei  reichlicher  Verwendung 
von  Gefangenen  ein  Gefängniss  für  4—800  Gefangene 
einschliesslich  der  Grunderwerbskosten  3—400  000  Yen 
kostet,  also  gegen  500  Yen  für  den  Kopf  der  höchsten 
Belegungsfähigkeit.  Der  Neubau  für  das  Untersuchungs- 
gefängniss  in  Tokio  ist  für  1000  Gefangene  berechnet  und 
auf  1 000000  Yen  veranschlagt.  Dabei  ist  zu  berück- 
sichtigen, dass  die  Gefängnissverwaltung  in  dem  Shujikan 
bei  Tokio  eine  grosse  eigene  Ziegelei  besitzt,  also  die 
Materialien  für  den  Ziegelbau  billig  beziehen  kann;  dieser 
Vortheil  wird  allerdings  durch  die  höheren  Arbeitslöhne 
in  Tokio  völlig  aufgewogen.  Für  die  nächsten  Jahre  ist 
die  Verwendung  von  jährlich  ungefähr  300000  Yen  zum 
Neubau  von  Gefängnissen  in  Aussicht  genommen.  Es 
sollen,  ausser  dem  erwähnten  Gefängniss  in  Tokio,  zunächst 
neu  gebaut  werden  die  Gefängnisse  in  Chiba,  Nagasaki, 
Kagoshima,  Ishikawa  und  Nara;  die  Gesammtkosten  für 
diese  5 Anstalten  sind  auf  1453  063  Yen  veranschlagt.*) 

§ 5.  Die  Verwaltung  des  Gefaiignisswesens.  Central- 
iind  Lokal -A'erwaltiiiig. 

Die  Verwaltung  des  Gefängnisswesens  zerfällt  in  die 
Central-  und  die  Lokalverwaltung.  Die  Oberleitung  ist 
im  Laufe  der  Zeit  in  verschiedenen  Händen  gewesen. 
Seit  der  Wiederherstellung  des  Kaiserthums  waren  ab- 
wechselnd zuständig:  Ministerium  für  Kriminalsachen 

*)  Zum  Vergleich  sei  bemerkt,  dass  in  Preussen  früher  bei  den 
vom  Mini.sterium  di-s  Innern  ressortirenden  Anstalten  die  Ko.sten 
eines  grossen  Gefängnisses  pro  Kopf  der  Belegungsfähigkeit  etwa 
zwischen  .5700  und  3700  Mk.  betrugen.  Seit  etwa  1885  sind  sie 
oriicblidi  niedriger  geworden  und  scliwnnkten  für  die  in  den  Jaliren 
1885—1898  gebauten  fünf  grossen  Anstalten  (Strafanstalt  in  Gross- 
Strelitz,  Gefängnisse  in  Düsseldorf,  Wohlau,  Siegburg  und  Breslau) 
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(1868—1871),  Justizministerium  (1871  — 1876),  Ministerium 
des  Innern  (1876 — IGOOl.  Seit  dem  1.  Juli  1900  ist  der 
Justizminister  oberste  Aufsichtsbehörde  für  das  gesammte 
Gefängnisswesen.  Zu  seiner  Unterstützung  sind  ihm  bei- 
gegeben: 1 Ministerialdirektor  (mit  Chokuninrang,  der 
preussischen  ersten  und  zweiten  ßathklasse  entsprechend). 
4 Ministerialräthe  (Soninrang),  1 Hülfsarbeiter,  1 Architekt, 
dazu  die  erforderliche  Anzahl  von  Bureau-  und  Unter- 
beamten. Ausserdem  ist  seit  Ende  1899  der  Verfasser  als 
Beirath  der  Gefängnissverwaltung  thätig.  Die  Ministerial- 
räthe und  der  Hülfsarbeiter  sind  früher  Gefängniss- 
direktoren  gewesen.  Die  Gefängni-ssabtheilung  zerfällt  in 
fünf  Unterabtheilungen  für  Strafvollzug,  Oekonomiewesen, 
Statistik,  Rechnungswesen  und  Bausachen. 

Der  Minister  kann  jeder  Zeit  jedes  Gefängniss  durch 
seine  Käthe  revidiren  lassen  und  macht  von  dieser  Bc- 
fugniss  umfassenden  Gebrauch.  (Art.  4 Abs.  1 der  Gef.- 
Ordnung.) 

Die  Shiijikan  in  Sendai,  Tokio  und  Miike  unterstehen 
direkt  dem  Minister.  Bei  allen  übrigen  Anstalten  giebt  es 
zwischen  diesem  und  der  Lokalverwaltung  eine  Zwischen- 
instanz, nämlich:  auf  der  Insel  Hokkaido  der  Gouverneur, 
in  Tokio  der  Polizeipräsident,  für  alle  übrigen  Anstalten 
der  zuständige  Regierungspräsident.  Alle  diese  Beamten 
sollen  die  ihnen  unterstellten  Gefängnisse  mindestens  einmal 
jährlich  revidiren.  (Gef.-Ordn.  Art.  3,  Art.  4 Abs.  2.)  Eine 
Verpflichtung  zur  zeitweiligen  Besichtigung  der  zu  ihrem 
Amtsbezirk  gehörigen  Gefängnisse  besteht  ausserdem  für 
die  Staatsanwälte  und  — bezüglich  der  Untersuchungs- 
gefängnisse — für  die  Richter.  Endlich  besteht  aus  der 
Zeit,  wo  die  Kosten  der  laufenden  Verwaltung  der  Ijokal- 
gefängnisse  von  den  Bezirken  getragen  wurden,  die  Be- 

zwischen  2464  und  2068  Mk.  (Statistik  der  zuin  Ressort  des  König'l. 
I’reussischen  Ministerium  des  Innern  gehörenden  Strafan.stalten  und 
Gefilngnisse  für  d*n  1.  April  1898—1899,  S.  XXVI).  Neuerdings  liofft 
man  durcli  ausgiebige  Verwendung  von  Gefangenen  die  Kosten  auf 
1500  Mk.  pro  Kopf  zu  ermässigen. 


Stimmung,  dass  die  Mitglieder  der  Bezirks- Versammlungen 
das  Recht  haben,  die  Gefängnisse  zu  besuchen. 


§ 0.  Das  Beaintenpersoiial  der  Gefäiigniss- Verwaltung. 

An  der  Spitze  jedes  Gefängnisses  steht  ein  Direktor, 
von  denen  insgesammt  55  vorhanden  sind.  Sie  haben  den 
Rang  der  8.  bis  5.  Klasse  der  Sonin  (die  5.  Klasse  kann 
jedoch  nur  von  den  Direktoren  der  Shujikan  erreicht 
werden)  und  müssen  vor  ihrer  Ernennung  mindestens 
3 Jahre  im  Gefängnissdienste  thätig  gewesen  sein.  (Kaiser!. 
Erlass  von  1899.)  Die  Nebenanstalten  werden  unter  Ober- 
aufsicht des  Direktors  der  Hauptanstalt  von  einem  Inspektor 
geleitet. 

Im  Ganzen  sind  zur  Zeit  (Dezember  1901)  vorhanden: 
55  Direktoren 
603  Sekretäre 

339  Inspektoren  (Oberaufseher) 

242  Aerzte 

177  Geistliche  (buddhistische) 

8489  Aufseher 
633  Hülfsaufseher 
450  Aufseherinnen 
459  Werkmeister 

736  Beamte  verschiedener  Art,  meist  Bureau- 
beamte  und  Schreiber 

15  Dolmetscher 

zusammen  12198 

Die  Zahl  der  Aufseher  ist  sehr  hoch:  man  rechnet 
auf  je  oOO  Gefangene  75  Aufseher  und  vermindert  oder 
erhöht  das  Aufsichtspersonal  entsprechend,  sobald  die 
Zahl  der  Gefangenen  sinkt  oder  steigt.  Es  kommt  also 
anl  je  6—7  Gefangene  1 Aufseher.  Im  Zuchthause  Moabit- 
B(‘i-!in,  das  eine  Belegungsfähigkeit  von  550  Köpfen  in  der 
1 lauptanstalt  ^ und  \^on  55  Köpfen  in  der  Irrenabtheilung 
hat.,  .sind  nur  46  Aufseher,  je  1 auf  12—13  Gefangene, 
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vorhanden,  in  Halle  (Strafanstalt  und  Gefängniss)  für 
800  Gefangene  40  Aufseher  (1  : 20}  und  in  den  meisten 
preussischen  Anstalten  dürfte  die  Zahl  verhältnissmässig 
noch  geringer  sein. 

Der  Ueberfluss  an  unteren  Beamten,  der  mit  einem 
fühlbaren  Mangel  an  wissenschaftlich  gebildeten  höheren 
Beamten  einhergeht  und  ein  Charakteristikum  der  gesamm- 
ten  japanischen  Staatsverwaltung  bildet,  datirt  noch  aus  der 
Zeit,  in  der  die  menschliche  Arbeitskraft  so  billig  war,  dass  es 
auf  einige  hundert  Beamte  mehr  oder  weniger  nicht  ankam. 
Die  Gefängnissverwaltung  wird  sich  voraussichtlich  über 
kurz  oder  lang  entschliessen  müssen,  ihr  Personal  einzu- 
schränken und  die  Gehälter  zu  erhöhen.*)  Denn  das  Ein- 
kommen der  Gefängnissbeamten  ist  allerdings  in  den  letzten 
Jahren  mehrfach  aufgebessert,  bleibt  aber  immer  noch 


hinter  dem  Wünschenswerthen 
(1  Yen  = etwa  2,10  Älark): 

zurück.  Es 

erhalten 

der  Justizminister 

6000  Yen 

der  Unterstaatssekretär 

4000 

rt 

der  Ministerialdirektor 

3000 

r> 

die  Ministerialräthe 

1400  und  2000 

V 

die  Direktoren 

600—1400 

19 

die  Sekretäre 

144—900 

7) 

die  Inspektoren 

144—900 

D 

die  Aerzte  durchschnittlich 

420 

1) 

die  Geistlichen 

240 

n 

die  Werkmeister 

120 

V 

die  Aufseher 

108—180 

7t 

die  Aufseherinnen 

50—180 

7t 

Das  Aufrücken  ira  Gehalt  erfolgt  jährlich  nach  Mass- 
gabe  der  nach  dem  Etat  vorhandenen  Mittel.  Der  Beamte 
hat  keinen  Rechstsanspruch  auf  Auszahlung  des  Gehalts  und 
Gewährung  der  Zulage. 

*)  Der  gegenwärtige  Ministerpräsident  General  Vicomte  Katsura 
beabsichtigt,  die  gcsaininte  japanische  Verwaltung  in  diesem  Sinne 
üu  reorgaiiisiren. 
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Das  Institut  der  Militär  an  Wärter,  aus  denen  sich  in 
Deutschland  der  weitaus  grösste  Theil  der  unteren  und 
mittleren  Gefängnissbearaten  rekrutirt,  ist  in  Japan  un- 
bekannt. Die  Verwaltung  muss  daher  die  nöthigen  Mass- 
regeln  treffen,  um  sich  genügenden  Nachwuchs  zu  sichern. 
Sie  thut  das,  indem  sie  den  neu  eintretenden  von  Anfang 
an  Gehalt  zahlt  und  indem  sie  auch  dem  geringsten  Unter- 
beamten die  Möglichkeit  gewährt,  sich  durch  den  Nachweis 
der  verlangten  Kenntnisse  (Ablegung  einer  Prüfung)  die 
Anwartschaft  auf  die  Beförderung  in  höhere  Stellen  zu 
erwerben. 

Als  Aufseher  kann  nur  angenommen  werden,  wer 
mindestens  21  und  höchstens  45  Jahre  alt  ist  und  ein 
Examen  bestanden  hat.  Nach  der  Zulassung  wird  der 
Anwärter  zunächst  3 Monate  theoretisch  ausgebildet  und 
zum  praktischen  Dienst  erst  verwendet,  wenn  seine  Taug- 
lichkeit dazu  feststeht.  Das  Mindestalter  für  Aufseherinnen 
ist  40  Jahre.  Aufseher  können  in  die  höheren  Stellen  des 
Gefängnissdienstes  aufrücken:  nach  längerer  Dienstzeit 

können  sie  durch  Ablegung  einer  Prüfung  die  Befähigung 
zur  Bekleidung  eines  Sekretär-  oder  Inspektorpostens  er- 
werben. Aus  diesen  werden  wiederum  die  Direktoien 
genommen. 

Die  Monotonie  des  Gefängnissdienstes  macht  eine  be- 
sonders wohlwollende  Regelung  der  Urlaubs  Verhältnisse 
erforderlich.  Die  Aufsichtsbeamten  erhalten  deshalb  im 
Monat  mindens  zwei  ganze  und  zwei  halbe  Tage  Urlaub, 
ausserdem  thut  an  Sonntagen  nur  ein  Theil  der  Beamten 
Dienst.  Wer  ein  halbes  Jahr  lang  niemals  im  Dienst  ge- 
fehlt hat,  bekommt  fünf,  und  bei  einem  ganzen  Jahre  zehn 
Tage  Extra-Urlaub  — eine  Bestimmung,  die  jedem  Kenner 
der  japanischen  Verwaltungspraxis  leicht  verständlich  ist: 
sie  soll  der  in  der  Beamtenwelt  allgemein  verbreiteten  Un- 
sitte entgegentreten,  dass  völlig  gesunde  Beamte  sich  krank 
melden,  wenn  ihnen  aus  anderen  Gründen  das  Fernbleiben 
vom  Dienste  bequem  ist.  * 


V 


Digitized  by  Goqa^ 


Der  Vorbildung  der  Gefängnissbeamten 
hat  die  Verwaltung  von  jeher  grosse  Aufmerksamkeit  zu- 
gewendet und  bezüglich  der  besonderen  Vorkehrungen  und 
der  Ausgaben  für  diesen  Zweck  geht  Japan  wohl  allen 
anderen  Ländern  voran.  Zunächst  giebt  es  an  jedem  Ge- 
fängniss  Aufseher-Schulen,  in  denen  Instruktion  über  Gegen- 
stände des  praktischen  Dienstes,  ausserdem  Unterricht  im 
Englischen  und  im  Fechten  ertheilt  wird.  Weiter  besteht 
in  Tokio  eine  1890  gegründete,  dann  einige  Jahre  ge- 
schlossen gewesene,  im  Jahre  1899  wieder  eröffnete  Aka- 
demie für  Polizei-  und  Gefängnissbeamte  (Kcisatm-kangoku- 
gakko)  mit  zwei  getrennten  Abtheilungen  für  jeden  Dienst- 
zweig. Die  Gefängnissabtheilung  dient  zur  Vorbildung 
derjenigen  Personen,  die  nach  Absolvirung  der  Mittelschule 
(Chugakko)  oder  Ablegung  des  Examens  für  den  unteren 
Verwaltungsdienst  (als  Hannin)  in  den  Gefängnissdienst 
einzutreten  beabsichtigen,  und  ausserdem  zur  weiteren 
theoretischen  Ausbildung  der  bereits  im  Dienst  befindlichen 
Beamten.  Der  Kursus  dauert  für  beide  Klassen  ein  Jahr; 
die  Studenten  hören  bei  14  einheimischen  und  1 auswärtigen 
(deutschen)  Professor  täglich  von  8 — 12  und  1 — 3 Uhr  Vor- 
träge über  Theorie  des  Strafvollzuges,  Gefängniss-Hygiene, 
Kriminal-Psychologie,  Statistik,  Anthropometrie  (System 
Bertillon),  Schutzfürsorge  für  entlassene  Gefangene,  Grund- 
sätze der  Zwangserziehung  für  Jugendliche,  Strafrecht, 
Strafprozess,  Grundlagen  der  Staatsverfassung,  des  Civil- 
und  des  Verwaltungsrechts.  Ausserdem  werden  militärisches 
Turnen  und  praktische  Uebungen  (z.  B.  Eintragungen  in 
die  Gefängnissregister)  vorgenommen.  Zweimal  im  Jahre 
sind  Ferien;  vom  1.  August  bis  2.  September  und  vom 
25.  Dezember  bis  6.  Januar  (thatsächliche  Dauer  meist 
etwas  länger).  Die  Zahl  der  Studenten  beträgt  90 — 100; 
die  Beamten,  die  gesund  und  nicht  über  45  Jahre  alt  sein 
müssen,  werden  durch  die  Regierungspräsidenten  nach  An- 
hörung der  Gefängnissdirektoren  ausgewählt.  Alle  Studen- 
ten erhalten  Reisekosten  und  monatlich  10  Yen,  die  Beamten 
ausserdem  ihr  Diensteinkommen.  Sie  können  zu  einem 
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billigen  Preise  (10  Sen)  ihr  Frühstück  in  der  Akademie 
einnehmen,  was  wegen  der  sehr  weiten  Entfernungen  in 
Tokio  eine  erhebliche  Annehmlichkeit  und  Ersparniss 
bedeutet. 

Das  Nichtbestehen  des  Schlussexamens  hat  für  den 
Anwärter  die  Folge,  dass  er  nicht  angenommen  wird;  für 
die  Beamten  sind  besondere  Folgen  nicht  bestimmt.  Wer 
das  Examen  besteht,  ist  zu  mindestens  öjährigem  Dienste 
der  Gefänghissverwaltung  verpflichtet. 

Die  jährlichen  Kosten  für  die  Akademie  betragen  ini 
Etatsjahr  1899-1900:  100 178  Yen  (210373  Mark  80  Pfennig) 
wovon  etwa  die  Hälfte  auf  jede  Abtheilung  entfallen 
dürfte.  Dabei  ist  zu  berücksichtigen,  dass  die  meisten 
Professoren  dort  nur  im  Nebenamte  thätig  sind  und  ihr 
Haupteinkommen  bei  anderen  Behörden  beziehen.  Vom 
1.  April  1902  an  erfährt  die  Zahl  der  Professoren  und 
Studenten  eine  erhebliche  Einschränkung  und  wird  der 
Etat  der  Akademie  auf  60000  Yen  herabgesetzt. 

Die  Akademie  gehört  zum  Ressort  des  Innern  und 
wird  von  dem  Vizeminister  des  Innern  als  Direktor  ver- 
waltet. Ausserdem  sind  1 Schulinspektor  und  nicht  weniger 
als  4 Sekretäre  und  7 Schreiber  vorhanden. 

Der  theoretischen  Unterweisung  in  der  Gefängniss- 
kunde  dienen  ausserdem  noch  drei  andere  Einrichtungen 
in  Tokio,  nämlich  zwei  von  buddhistischen  Geistlichen  ge- 
gründete Schulen  zur  Ausbildung  von  Gefängnissgeistlichen, 
und  Vorlesungen  aus  dem  Gebiete  des  Gefängnisswesens, 
die  an  der  Universität  seit  1898  gehalten  werden  (zur  Zeit 
von  Ministerialrath  Ogawa). 

Endlich  ist,  als  ebenfalls  der  Weiterbildung  der  Be- 
amten und  der  Förderung  des  Gefängnisswesens  dienend, 
die  Japanische  Gefängniss-Gesellschaft  zu  nennen.  Sie  ist 
1888  gegründet  und  zählt  über  12  000  Mitglieder  aus  den 
Kreisen  der  Gefängnissbeamten,  Gelehrten,  Politiker,  Richter, 
Staatsanwälte,  Rechtsanwälte,  Verwaltungsbearaten,  Kauf- 
leute, Geistlichen  und  Aerzte.  Präsident  ist  der  um  das 
japanische  Gefäiignisswesen  hochverdiente  Justizminister 
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Kiyoura,  Vizepräsident  der  zweite  Dezernent  für  das  Ge- 
fängnisswesen,  Ministerialrath  Yamakami.  Es  finden  monat- 
liche Versammlungen  statt,  in  denen  Vorträge  gehalten 
werden;  auch  hat  die  Gesellschaft  eine  eigene,  monatlich 
erscheinende  Zeitschrift,  die  über  hervorragende  Mitarbeiter 
aus  allen  Berufen  verfügt;  eine  eigene  Vereinsbibliothek  ist 
in  der  Entstehung  begriffen. 

§ 7.  Die  Einzelvervvaltung  der  Geßingnisse.  Uebersicht. 

Die  Grundlage  der  Einzelverwaltung  bildet,  ausser 
kurzen  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  und  der  Straf- 
prozessordnung (über  Arbeitszwang  und  Behandlung  der 
Untersuchungsgefangenen)  die  im  Jahre  1887  erlassene, 
seitdem  aber  in  einzelnen  Punkten  mehrfach  geänderte 
Gefängnissordnung  nebst  der  dazu  erlassenen  Ausführungs- 
verordnung. Einzelne  Vorschriften  sind  auch  in  den  Aus- 
führungsverordnungen zum  Strafgesetzbuch  und  zur  Straf- 
prozessordnung enthalten. 

Aus  dem  grossen  Kreise  der  in  Betracht  kommenden 
Materien  können  hier  nur  einige  der  wichtigsten  berührt 
werden. 

1.  Die  Unterbringung  der  Gefangenen  wird 
beeinflusst  von  verschiedenen  Faktoren,  wie  Klima  des 
Landes,  Charakter  und  Gewohnheiten  der  Bevölkerung,  die 
eine  vorsichtige  Verwaltung  nicht  ausser  Acht  lassen  darf. 
Sie  W'ird  daher  in  einem  kalten  Lande  wde  Schweden  oder 
Norwegen  nothw'endig  anders  sein,  als  etw'a  in  Indien  oder 
Südamerika.  Auch  die  Frage  des  Haftsystems  — ob  Einzel- 
haft oder  gemeinschaftliche  Haft  — lässt  sich  nicht  für 
alle  Völker  gleichmässig  beantworten;  so  wird  der  ruhige 
Norddeutsche  im  Ganzen  die  strenge  Isolirung  leichter  er- 
tragen, als  der  lebhafte  Italiener  oder  Südfranzose. 

Das  ältere  japanische  Gefängnissw'esen  beruhte  aus- 
schliesslich auf  dem  vSystem  der  Geineinschaftshaft,  und 
zwar  in  ihrer  übertriebensten  Form:  die  Gefangenen  wurden 
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in  übermässiger  Zahl  auf  einen  kleinen  Raum  zusaminen- 
gedrängt,  in  dem  sie  Tag  und  Nacht  ohne  Arbeit  zubrachten. 
Seit  der  Restauration  ist  darin  ein  erheblicher  Wandel  zum 
Besseren  eingetreten;  die  gemeinschaftlichen  Hafträume 
sind  verkleinert  und  werden  nur  mit  einer  angemessenen 
Zahl  von  Gefangenen  belegt,  und  es  sind  besondere  Ar- 
beitsräume errichtet,  in  denen  die  Gefangenen  sich  den 
Tag  über  aufhalten,  sodass  eine  gründliche  Ventilation  der 
Schlafräume  möglich  ist.  Immerhin  blieb  zunächst  die 
gemeinschaftliche  Haft  herrschend  und  zeitigte  dieselben 
schlechten  Folgen  wie  überall:  die  w'enigen  guten  Elemente 
werden  von  der  grossen  Zahl  der  völlig  Verkommenen  ver- 
führt und  auch  die  schärfste  Aufsicht  ist  nicht  im  Stande, 
grobe  ünsittlichkeiten  zu  verhüten,  sodass  man  sich  in 
Europa  längst  daran  gewöhnt  hat,  Anstalten  mit  Gemein- 
schaftshaft als  „Hochschulen  des  Verbrechens“  zu  be- 
zeichnen. 

Diesen  Schattenseiten  hat  sich  die  japanische  Ge- 
fängnissverwaltung  nicht  verschlossen  und  seit  einer  Reihe 
von  Jahren  den  Uebergang  zu  einem  gemischten  System 
gemacht.  Es  besteht  darin,  dass  für  einen  Bruchtheil  der 
Gefangenen  Einzelzellen  eingerichtet  werden,  die  als  Ar- 
beits-  und  Schlafzellen  dienen.  Das  bei  uns  theilweise  ein- 
geführte System  der  gemeinschaftlichen  Arbeit  bei  Tage 
mit  Trennung  bei  Nacht  (in  Schlafzellen  oder  eisernen 
Schlafkojen)  wird  in  Japan  nicht  angewendet.  Die  Zahl 
der  Einzelzellen  ist  noch  verhältnissmässig  gering:  es  sind 
im  Ganzen  3096  (meist  in  den  neu  erbauten  Anstalten) 
vorhanden,  so  dass  von  den  57  702  Gefangenen,  die  am 
31.  Dezember  1900  in  den  japanischen  Gefängnissen  vor- 
handen waren,  etwa  der  fünfzehnte  Theil  in  Einzelhaft 
gehalten  werden  konnte.  Bei  zukünftigen  Neubauten  wird 
geplant,  für  2—3  der  Belegungsfähigkeit  von  Strafgefäng- 
mssen  Einzelzellen  herzurichten  und  Untersuchungsgefäng- 
msse  vollständig  als  Zellengefängnissc  zu  bauen.  Heber 
le  Vertheilung  der  Gefangenen  auf  die  Einzelhaft  und 
le  gemeinschaftliche  Haft  bestimmt  die  Gefängnissordnung 


Digitized  by  Googfe 


— 361  — 

nichts.  Es  werden  meist  die  schlechtesten  und  die  besten 
Elemente  isolirt,  letztere,  damit  sie  nicht  im  Gefängniss 
verdorben  werden,  erstere,  damit  sie  nicht  in  der  Gemein- 
schaftshaft den  noch  Unverdorbenen  liChrmeister  in  allen 
bösen  Künsten  werden. 

Bezüglich  der  in  gemeinschaftlicher  Haft  zu  haltenden 
Gefangenen  schreibt  die  Gefängnissordnung  (Art.  11 — 13) 
eine  verwickelte  und  umständliche  Klassifizirung  vor.  Sie 
soll  erfolgen  einmal  nach  dem  Alter  der  Gefangenen  und 
ausserdem  nach  der  Art  der  Strafthat,  wegen  welcher  der 
Gefangene  verfolgt  wird  oder  verurtheilt  ist.  Bei  Straf- 
gefangenen sind  ausserdem  aus  den  über  16  Jahre  alten 
Rückfälligen  zwei  getrennte  Klassen  (von  16 — 20  Jahren 
und  über  20  Jahre)  zu  bilden.  Für  Zwangszöglinge  giebt 
es  drei  Altersklassen  (8 — 16,  16 — 20,  über  20  Jahre),  für 
erstmalig  bestrafte  Strafgefangene  ebenfalls  drei  Klassen, 
jedoch  mit  anderen  Grenzen  (12 — 16,  16 — 20,  über  20  Jahre). 
Da  ausserdem  natürlich  Männer  und  Weiber,  Untersuch- 
ungs-  und  Strafgefangene,  Zwangszöglinge  und  unter  Polizei- 
aufsicht stehende  getrennt  werden  müssen,  so  begreift  man 
leicht,  wie  viel  Kopfzerbrechen  den  Direktoren  diese  rein 
mechanische  Vorschrift  — die  fast  überall  genau  befolgt 
wird  — macht  und  wie  leicht  es  verkommen  kann,  dass 
in  einem  japanischen  Gefängniss  eine  Abtheilung  bis  zum 
äussersten  überfüllt  ist,  während  nebenan  sich  einige  wenige 
Gefangene  in  saalartigen  Zellen  aufhalten.  Das  in  der 
japanischen  Verwaltung  überall  hervortretende  Bestreben, 
den  lokalen  Beamten  möglichst  wenig  Gelegenheit  zum 
selbständigen  Denken  zu  lassen,  hat  hier  zu  einem  über- 
triebenen Formalismus  geführt,  dessen  Blüthen  nicht  sehr 
erfreulich  sind. 

2.  Die  Einrichtung  der  Zellen  ist  einfach.  Sie  besteht 
aus  einem  hölzernen  Wasserbehälter  nebst  Trinknapf,  einem 
Spucknapf,  zwei  Ijatrinenkübeln  (die  unter  einer  Oeffnung 
des  Fussbodens  in  der  in  Japan  üblichen  Weise  aufge- 
stellt und  täglich  gereinigt  werden),  einem  Besen,  Ess- 
geschirr (Holzbecher,  Essstäbchen,  Reisschüssel)  und  einer 
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Holzschüssel  zum  Händewaschen.  Die  sonstige  Wasch- 
einrichtung ist  meist,  für  eine  grössere  Zahl  von  Gefangenen 
eingerichtet,  in  einem  überdachten  Gange  ausserhalb  der 
Haftgebäude  angebracht,  zu  dem  die  Gefangenen  Morgens 
und  Abends  geführt  werden.  Endlich  enthalten  die  Zellen 
die  überall  in  Japan  üblichen  Futons,  dicke  wattirte  Decken, 
in  denen  die  Gefangenen  schlafen.  Sie  werden  auf  eine 
den  Fussboden  ‘bedeckende  Matte  (Goza)  gelegt  und  sind 
aus  einem  Stücke,  so  dass  die  eine  Hälfte  als  Unterlage, 
die  andere  zum  Zudecken  dient.  Um  Unsittlichkeiten  zu 
' vermeiden,  werden  sie  so  gelegt,  dass  die  offene  Seite  der 
einen  Decke  mit  der  geschlossenen  Seite  der  benachbarten 
zusammenstösst.  Am  Tage  werden  die  Futons  zusammen- 
gelegt und  aufgeschichtet.  Als  Kopfkissen  dient  das  in  Japan 
übliche  Holzgestell. 

3.  Der  Arbeitsbetrieb  in  den  japanischen  Ge- 
fängnissen ist  sehr  interessant  und  zu  einer  erfreulichen 
Höhe  entwickelt.  Es  herrscht  der  Grundsatz,  dass  alle 
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durch  die  Hauswirthschaft  im  Gefängniss  erforderten  Ar- 
beiten von  Gefangenen  vorgenommen  und  dass  alle  zur 
Bekleidung  und  Lagerung  der  Gefangenen  verwendeten 
Gegenstände,  soweit  es  möglich  ist,  im  Gefängniss  ange- 
fertigt werden.  Hierdurch  wird  bereits  ein  erheblicher  Theil 
der  Gefangenen  in  Anspruch  genommen;  der  Rest  wird  zu 
industriellen,  geAverblichen  und  landwirthschaftlichen  Ar- 
beiten verwendet,  deren  Ertrag  zum  grössten  Theile  dem 
Staate,  zum  kleineren  Theile  den  Gefangenen  zufliesst.  Die 
Gefängnissarbeit  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade  von  der 
Industrie  des  Landes  abhängig  und  trägt  nationalen 
Charakter.  Man  kann  nicht  in  jedem  Lande  jede  Arbeit 
von  Gefangenen  betreiben  lassen  und  selbst  die  einzelnen 
Theile  eines  Landes  pflegen  grosse  Verschiedenheiten  auf- 
zuweisen; es  wird  z.  B.  Niemand  einfallcn,  in  Ostpreussen 
Cloisonnö-Arbeiten  einzuführen.  Die  für  Japan  charakte- 
ristischen Arbeitszweige  in  den  Gefängnissen  sind:  Lack- 
arbeiten, Cloisonnö,  Fabrikation  von  Büttenpapier,  von 
Papier-Sonnenschirmen  und  Fächern,  von  europäischen 
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denrd!«\?r^  ""  •’^P'^i's^'hen  Häuser  bedeckt  wer- 

auf  Spt  i 7"""  Kakemonos  (schmalen  Bildern,  meist 

verschiedener  ‘wr^  Holzschnitzereien 

Über  das  c-an  \ a '^^^6‘ten  sind  nicht  gleichmässig 
sich  Imnnf  m-  die  Mattenflechterei  findet 

nur  iph  ? Südwesten,  Cloisonne  wird 

bis  vor  kurz  Yokohama  gemacht,  die 

Fabrik  iHm  f dei  Tokio  betriebene 

Fabnkation  ist  eingegaugen.  Einzelne  Anstalten  haben 

grosse  Zi>  ^’Pezi  ah  täten ; so  ist  im  Tokio-Shujikan  eine 

bis  600^7^  ""1!  RiHgöfen  eingerichtet,  in  der  etwa  500 

M a i^dOOO  len  brennen;  10000  Stück  kosten  40  Yen 
wj^rend  der  Preis  der  von  der  Privatindustrie  hergestellten’ 

Tennichr"  ' i./“  ««'dene 

ppiche  gewebt,  m Sugamo  bei  Tokio  elektrische  Be- 
leuchtungskörper hergestellt. 

jeder  Anstalt  ver- 

Sah  4'/h  ‘f 'f? 

‘^'^•■^i'sfiihrungsbestimmungen  zur  Gef.-Ordn  )* 
tosauslesen  Ziegelbrennen,  Fabrikation  von  Baeksteinen,' 

^ Sleinebreehen,  Schmiedearbeiten,  Oel- 

Ho  zbearbettung,  Fassbinderei,  Strohfleehten,  Haus-,  Küchen- 
^Kemigungsarbeiten,  ausserdem  ~ für  weibliche  Ge- 
angene — Stricken,  Anfertigen  von  Kleiderstoffen  und 
Kleidungsstücken,  Waschen.  Andere  Arbeiten  können  mit 
le  migung  des  Ministers  eingeführt  werden;  das  ist  in 
W Umfange  geschehen,  namentlich  bildet  jetzt  die, 
e eiei  durch  Männer  den  bei  weitem  wichtigsten  Zweig 

hp''  öefängnissai-beit,  in  dem  7497  Gefangene 

beschäftigt  werden. 

b«m  Gefangene  können  auch  zu  Arbeiten  ausser- 

bre  h verwendet  werden,  und  zwar  zum  Steine- 

arb^-7”'  Urbarmachung  von  Land,  zu  ßergwerks- 
en,  zur  Steinhauerei,  zu  Damm-  und  Feldarbeiten,  zu 


!!>' 

I ' ‘ 

i;1  ■ 

lui. 

i'i; 


■j  '• 
,•  ■! 

U 


i; 


fl 

h' 

K ■ 

i|' 

X- 


% 


Digitizad  by  C^t-ogle 


364 


Transporten  u.  s.  w.  Sie  werden  dabei  zu  je  zwei  und 
zwei  durch  eine  schmiedeeiserne  Kette  aneinander  gefesselt 
und  in  Trupps  von  10—20  Mann  durch  drei  Aufseher  be- 
wacht. Die  Urbarmachung  von  Land  geschieht  haupt- 
sächlich auf  der  nördlichsten  Insel  Hokkaido,  wo  die  Ge- 
fängnissverwaltung  Grosses  geleistet  hat  und  noch  weiter 
leisten  kann.  Die  Verwendung  von  Gefangenen  in  Berg- 
werken besteht  in  Miike  auf  Kiushiu  in  dem  jährlich  fast 
eine  Million  Tons  produzirenden  Kohlenbergwerk  der  Mitsui 
Kozan  Kaisha. 

Die  Gefangenen  werden  den  Unternehmern  zu  Löhnen 
überlassen,  die  erheblich  niedriger  sind  als  die  Tagelöhne 
der  dortigen  freien  Arbeiter;  diese  Beschäftigung  der  Ge- 
fangenen stellt  also  eine  sehr  erhebliche  indirekte  staat- 
liche Subvention  der  Bergwerksgesellsehaften  dar,  die  für 
das  Aufblühen  des  japanischen  Kohlenexportes  von  erheb- 
licher Bedeutung  gewesen  sein  dürfte.  Da  die  Beschäftigung 
der  Gefangenen  unter  Tag  vom  gesundheitlichen  und  dis- 
ziplinären Standpunkte  aus  gewisse  Nachtheile  hat,  so  wird 
ihre  Aufhebung  in  Erwägung  gezogen.  Die  ausländische 
Konkurrenz  auf  dem  ostasiatischen  Kohlenmarkte  würde 
diese  Massregel  sicher  mit  Freude  begrüssen;  vom  japa- 
nischen Standpunkte  aus  sprechen  aber  viele  Bedenken 
dagegen. 

Von  den  Gefangenen  ist  ein  grosser  Theil  zur  Arbeit 
nicht  verpflichtet,  nämlich  die  zu  Haft,  leichtem  Ge- 
fängniss,  Einsperrung  und  Verbannung  verurtheilten  Straf- 
gefangenen, die  zu  Polizeiaufsicht  verurtheilten  und  wegen 
Mangels  eines  Unterkommens  ln  der  Anstalt  zurückbehal- 
tenen, endlich  alle  Untersuchungsgefangenen.  Diese  Ge- 
fangenen bilden  einen  ziemlich  erheblichen  Prozentsatz  des 
Gesammtbestandes;  allein  an  Untersuchungsgefangenen 
waren  Ende  1900  vorhanden:  7275,  also  etwa  ein  Achtel 
des  Gesammtbestandes  von  57  702  Köpfen.  In  Preussen 
betheiligen  diese  Klassen  von  Gefangenen  sich  meist  frei- 
willig an  den  Arbeiten,  um  nicht  der  tödtlichsten  Lange- 
weile zu  verfallen  und  sich  etw  as  zu  verdienen.  In  Japan 
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kommt  dieses  nur  sehr  selten  vor;  die  Verschiedenheit  des 
Temperamentes  findet  hier  einen  charakteristischen  Aus- 
druck. Wenn  die  nicht  zur  Arbeit  verpflichteten  Gefangenen 
arbeiten,  finden  die  für  die  arbeitspflichtigen  Gefangenen 
gegebenen  Vorschriften  über  Arbeitszeit,  Arbeitsarten,  Ar- 
beitslohn u.  s.  w.  auf  sie  Anwendung. 

Die  Arbeitszeit  ist  in  den  einzelnen  Monaten  ver- 
schieden und  beträgt  ohne  Einrechnung  der  Pausen  min- 
destens 7 Stunden  (im  Dezember)  und  höchstens  lOV»  Stun- 
den (im  Juni  und  Juli).  Die  Verschiedenheiten  sind  auf 
das  Bestreben  der  Ersparniss  von  Beleuchtungskosten  und 
der  Vermeidung  der  Gefahren  künstlicher  Beleuchtung  in 
den  Holzbauten  (die  meisten  Anstalten  haben  Petroleuin- 
beleuchtung,  nur  wenige  neuere  elektrisches  Licht)  zurück- 
zuführen. Die  Arbeitszeit  ist  die  gleiche  für  alle  Arten 
von  Gefangenen.  Zum  Vergleich  sei  erwähnt,  dass  die 
Arbeitszeit  in  den  preussischen  Zuchthäusern  12  Stunden, 
ohne  Unterschied  zwischen  Sommer  und  Winter,  in  den 
preussischen  Justizgefängnissen  lü — 11  Stunden  beträgt, 
Arbeitsfi-ei  sind  streng  genommen  jährlich  nur  12  japanische 
Festtage  (Art.  18  der  Gef.-Ordn.);  da  aber  für  die  Beamten 
in  einem  gewissen  Umfange  die  Sonntagsruhe  eingeführt 
ist,  so  ruht  der  Betrieb  an  diesen  Tagen  theilweise.  Ausser- 
dem bleibt  jeder  Gefangene,  dessen  Vater  oder  Mutter  ge- 
storben ist,  drei  Tage  lang  von  der  Arbeit  frei;  durch 
diese  Bestimmung  wird  der  Volkssitte,  die  strenge  Beobacht- 
ung der  Trauerzeit  fordert,  Rechnung  getragen. 

Die  industriellen  und  gewerblichen  Arbeiten  werden 
zum  grössten  Theil  für  Rechnung  von  Unternehmern  aus- 
geführt, nur  zu  einem  geringen  Prozentsatz  für  andere 
staatliche  Ressorts  (z.  B.  Eisenbahn-,  Post-  und  Militär- 
verwaltung) und  für  eigene  Rechnung  der  Gefängniss- 
verwaltung.  Der  Unternehmer  liefert  die  Rohprodukte, 
vielfach  auch  die  Arbeitsgeräthe  und  Maschinen,  stellt  die 
erforderlichen  Werkmeister  an  (natürlich  unter  Kontrolle 
der  Verwaltung)  tmd  zahlt  einen  vertragsmässig  lestge- 
setzteii  Betrag,  entweder  für  das  fertige  Arbeitsprodukt 
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oder  — was  die  Regel  bildet  — für  jeden  geleisteten  Ar- 
beitstag. Die  Tagelöhne  sind  sehr  niedrig  und  betragen 
jetzt  durchschnittlich  nur  5 Sen  4 Rin  (etwa  11  Pfennig). 

In  den  pieussischen  Zuchthäusern  wird  bei  Arbeiten 
für  Staats-  und  Reichsbebörden  ein  Tagelohn  von  40  Pfen- 
nigen berechnet ;‘die  von  den  Privatunternehmern  zu  zahlen- 
den Beträge  sind  verschieden,  der  durchschnittliche  Jahres- 
ertrag war  im  Etatsjahre  1898/99  pro  Kopf  203  M.  01  Pf., 
also  bei  einer  Annahme  von  rund  300  Arbeitstagen  etwa 
67 — 68  Pf.  In  den  Gefängnissen  aus  dem  Ressort  des 
Ministeriums  des  Innern  sind  die  Erträge  etwas,  in  den 
Justizgefängnissen  erheblich  niedriger. 

Für  alle  arbeitenden  Gefangenen  sind  nach  der  durch- 
schnittlichen Leistungsfähigkeit  eines  erwachsenen  gesunden 
Arbeiters  für  jede  Arbeitsart  Tagespensa  festgesetzt,  die 
das  Mindestmass  dessen  bezeichnen,  was  täglich  geleistet 
werden  muss.  Die  Leistung  des  Pensums  vor  Ablauf  der 
Arbeitszeit  befreit  nicht  von  der  Verpflichtung,  weiter  zu 
arbeiten.  Für  jugendliche,  alterschwache,  kränkliche, 
schwächliche  oder  aus  anderen  Gründen  vermindert  arbeits- 
fähige Gefangene  tritt  eine  Ermässigung  des  Pensums  ein. 

Ein  Theil  des  von  den  Gefangenen  verdienten  Geldes 
Avird  ihnen  als  sogenannte  Arbeitsbelohnung  (Arbeits- 
gesehenk,  Arbeitsverdiensantheil)  gut  geschrieben.  Die 
Gefangenen,  welche  für  die  Zwecke  der  Hauswirthschaft 
verwendet  werden,  also  keinen  baren  Lohn  verdienen, 
sondern  der  Verwaltung  nur  Ausgaben  ersparen,  werden 
in  eine  der  anderen  Lohnklassen  eingeordnet.  Die  Höhe 
des  Arbeitsgeschenkes  ist  verschieden  für  die  wegen  Ver- 
brechens und  wegen  Vergehens  oder  Uebertretung  be- 
straften, für  erstmalig  und  Aviederholt  bestrafte,  für  die- 
jenigen, die  in  Folge  besonders  guter  Führung  eines  der 
noch  später  zu  erwähnenden  Belohnungszeichen  erhalten 
haben  und  die  noch  nicht  belohnten.  Der  geringste  Satz  ist 
Vio>  der  höchste  'V,o  des  Arbeitsverdienstes  nach  folgender 
Skala: 


Digitized  by 


367 


10 


% 


10 


Vi 


10 


V. 


10 


Ao  erhalten  solche  rückfällige  Gefangene,  die  wegen 
Verbrechens  verurtheilt  sind;  doch  kann  der 
Girektoi  sie  wie  erstmalig  Bestrafte  behandeln 
wenn  sie  besonders  geschickt  sind  und  1 Jahr  der 
ötrafe  verbüsst  haben ; 

erhaben  Gefangene,  die  erstmalig  wegen  Vor- 

iirH?  ‘iiehrmals  wegen  Vergehens  ver- 

urtheilt  sind; 

erhalten^  Gefangene,  die  erstmalig  wegen  Ver- 
ge  ens  bestraft  sind,  ausserdem  erstmalig  wegen 

Verbrechens  b«»tr„fte,  die  ei,,  Belohnuegszeiohen 
erworben  haben: 

erhalten  erstmalig  wegen  Vergehens  bestrafte  mit 
einem  und  erstmalig  wegen  Verbrechens  bestrafte 
mit  zwei  Belohnungszeichen; 
erhalten  erstmalig  wegei,  Vorgehens  best,afte  mit 
zwe,  erstmalig  wegen  Verbrechens  bestr..fte  mit 
arei  Belohnungszeichen ; 

erhalten  erstmalig  wegen  Vergehens  bestrafte  mit 
drei  Belohnungszeichen  und  alle  nicht  arbeits- 
pflichtigen  Gefangenen,  welche  freiwillig  arbeiten 
endlich  die  arbeitspflichtigen  Gefangenen  für  das’ 
was  sie  Uber  das  Pensum  hinaus  leisten, 
ach  japanischer  Auffassung  erwirbt  der  Gefangene 
anspruch des  Arbeitsverdienstantheils  einen  Rechts- 
kann 7h  ■ Auszahlung  bei  der  Entlassung;  er 

sehlechtrp  T entzogen  werden,  weder  zur  Strafe  für 
stallen  für  Beschädigungen  von 

der  Jedoch  kann  der  Gefangene  während 

üer  Strafvollstreckung  nicht  beliebig  darüber  verfügen- 

d««  Beträge  bilden  vielmehr  ein  Kapital’ 

eript  n?  Wiedereintritt  in  die  menschliche  Gesellschaft 
hat  erste  Zeit,  wo  er  noch  keine  Arbeit 

at  die  Mittel  zum  Unterhalt  gewähren  soll.  Die  Aus- 
ung  erfolgt  deshalb  erst  bei  der  Entlassung.  Vorher 
sein*^.  ®®fangene  über  die  Hälfte  verfügen  zu  Gunsten 
1 Angehörigen  oder  zum  Ankauf  von  Zusatznahrungs- 
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mittein  (Alkohol,  Bier,  Tabak  und  Thee  sind  jedoch  nicht 
erlaubt). 

4.  Kosten  der  G e f ä n g n i s s v e r w a 1 1 u n g.  Der 
nicht  den  Gefangenen  zugewendete  Theil  des  Arbeitsver- 
dienstes fliesst  zur  Staatskasse  und  bildet  einen  — aller- 
dings recht  bescheidenen  — Beitrag  zu  den  Kosten  der 
Gefängnissverwaltung.  Diese  Kosten  wurden  bis  zum 
1.  Oktober  1900  auf  die  Staatskasse  und  die  Regierungs- 
bezirke in  der  Weise  vertheilt,  dass  aus  der  ersteren  die 
Kosten  der  Centralverwaltung  und  der  Shujikan  bestritten, 
von  den  letzteren  aber  die  Kosten  der  Lokalgefängnisse 
getragen  wurden.  Diese  Form  der  Kostentragung  war 
1880  gewählt,  um  die  Staatskasse  durch  Verminderung  der 
baren  Ausgaben  in  den  Stand  zu  setzen,  das  im  Uebermass 
umlaufende  Papiergeld  allmählich  einzuziehen  und  die  Baar- 
zahlungen  wieder  aufzunehmen  (Rath gen,  Japans  Volks- 
wirthschaft  und  Staatshaushalt,  S.  473).  Ausser  den  Ge- 
fängnisskosten  waren  noch  einige  andere  Ausgaben,  nament- 
lich für  öffentliche  Bauten,  den  Bezirken  aufgelegt,  denen 
zur  Ermöglichung  der  Durchführung  dieser  Massregel  das 
zulässige  Maximum  der  Grundsteuerzuschläge  von  einem 
Fünftel  auf  ein  Drittel  erhöht  wurde.  Die  dadurch  bewirkte 
Erleichterung  der  Staatskasse  wurde  auf  jährlich  2Vä  Mil- 
lionen Yen  geschätzt,  hat  thatsächlich  aber  mehr  betragen. 
Die  Folge  der  Uebertragung  war  eine,  auch  durch  die 
Aufsicht  der  Centralbehörde  nicht  zu  vermeidende  Ungleich- 
mässigkeit  in  der  Verwaltung  der  Gefängnisse,  den  per- 
sönlichen Verhältnissen  der  Beamten,  der  Verpflegung  und 
Behandlung  der  Gefangenen.  Namentlich  ergab  sich  das 
missliche  Verhältniss,  dass  die  zu  Tokei  (Zwangsarbeit),  der 
schwersten  Freiheitsstrafe,  Verurtheilten  es  in  den  von  der 
Centralvcrwaltung  unmittelbar  verwalteten  und  aus  Staats- 
mitteln unterhaltenen  Shujikan  vielfach  besser  hatten,  als 
die  zu  leichteren  Strafen  Verurtheilten  in  den  Provinzial- 
gefängnissen. Seit  dem  1.  Oktober  1900  sind  die  sämmt- 
lichen  Kosten  wieder  auf  die  Staatskasse  übernommen,  und 
damit  der  Grund  zu  einer  grösseren  Gleichmässigkeit  der 
Verwaltung  gelegt. 
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Die  jährlichen  Aufwendungen  der  Gefängnisswesen  be- 
trugen iin  Durchschnitt  der  drei  Jahre  1897,  1898  und  1899: 
4350290  Yen,  wovon  1269  907  durch  die  Erträge  der  Ge- 
fängiiissarbeit  gedeckt  wurden.  Die  Anzahl  der  Gefangenen 
betrug  in  diesen  drei  Jahren  durchschnittlich  pro  Tag 
66  009,  die  Ausgaben  pro  Kopf  der  Gefangenen  beliefen 
sich  also  auf  etwa  104  Yen  = 220  Mark  jährlich  29  Sen 
= 60  Pfennig  täglich,  von  denen  nur  19  Yen  = 40  Mark 
jährlich,  5,2  Sen  — 10,92  Pfennig  täglich,  durch  die  x\rbeit 
cingebracht  wurden.  Der  Ertrag,  der  auf  den  einzelnen 
arbeitenden  Gefangenen  entfällt,  ist  aber  etwas  höher,  näm- 
lich ungefähr  23  Yen  = 48,3  Mark  jährlich,  6,3  Sen  = 13,2 
Pfennig  täglich,  weil  man  die  Gesammtsumme  des  Arbeits- 
ertrages nicht  durch  die  Gesammtzahl  der  Gefangenen 
(66009),  sondern  durch  die  Gesammtdurchschnittszahl  der 
arbeitenden  Gefangenen  (55913)  dividiren  muss,  um  ein 
richtiges  Ergebniss  zu  bekommen. 

Seit  dem  1.  Oktober  1900  beträgt  der  Etat  der  Ge- 
fängnissverwaltung  jährlich  etwa  6 200000  Yen,  von  denen 
600000  Yen  zu  Neubauten  und  Reparaturen  bestimmt  sind. 

ln  Preussen  betrugen  für  die  zum  Ressort  des  Inneren 
gehörigen  34  Zuchthäuser  und  18  grösseren  Gefängnisse^ 
die  am  31.  März  1899  einen  Bestand  von  24  648  Gefangenen 
hatten,  in  dem  vorhergehenden  Etatsjahre: 

Die  Ausgaben  im  Ganzen : 

8124103  M.,  pro  Kopf  und  Tag  91,5  Pf. 

Die  Einnahmen  im  Ganzen : 

2 625974  M.,  pro  Kopf  und  Tag  29,6  Pf. 

Der  Staatszuschuss  im  Ganzen: 

54981  128  M.  pro  Kopf  und  Tag  61,9  Pf. 

5.  Die  Behandlung  der  Gefangenen  muss  als 
sehr  human  bezeichnet  werden.  Der  Ton,  in  dem  die 
Beamten  mit  den  Gefangenen  verkehren,  ist  kurz,  aber 
nicht  unfreundlich. 

Die  Strafgefangenen  und  Zwangszöglinge  erhalten 
Kleider  (Kimonos  und  Unterzeug)  von  der  Verwaltung 
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geliefert,  erstere  von  lachsfarbigeni,  letztere  von  blauem 
Tuche.  Unteisuehungsgefangene  können  eigene  Kleider 
und  eigene  Betten  benutzen,  erhalten  aber,  wenn  sie  mittel- 
los sind,  ebenfalls  solche  geliefert  (von  blauer  Farbe). 

Den  arbeitspflichtigen  Gefangenen  werden  die  Haare 
kurz  geschnitten  und  der  Bart  abrasirt. 

In  der  arbeitfreien  Zeit  ist  das  Lesen  von  Büchern 
und  Zeitschriften,  mit  Ausnahme  solcher,  die  sich  mit  Tages- 
politik befassen,  gestattet.  Bei  jeder  Anstalt  besteht  eine 
kleine  Bibliothek  zur  Benutzung  der  Gefangenen;  Bücher 
von  ausserhalb  müssen  vor  der  Aushändigung  an  einen 
Gefangenen  dem  Gefängnissdirektor  oder  (bei  Untersuchungs- 
gefangenen) dem  Richter  zur  Einsicht  unterbreitet  werden. 
(Gef.-Ordn.  Art.  32.)  Strafgefangene  und  Zwangszöglinge 
sollen  hauptsächlich  Bücher  aus  dem  Gebiete  der  Moral, 
der  Erziehung  oder  des  Handwerks  lesen;  für  üntersuch- 
ungsgefangene  besteht  keine  derartige  Beschränkung. 

Auch  im  Uebrigen  wird  für  die  sittliche  Förderung  der 
Gefangenen  gesorgt.  An  jedem  Gefängniss  sind  einer  oder 
mehrere  buddhistische  Geistliche  thätig,  die  Gottesdienst 
abhalten,  die  Gefangenen  besuchen  und  ausserdem  regel- 
kiässigen  Unterricht  ertheilen.  Strafgefangene  unter  16 
Jahren  und  Zwangszöglinge  erhalten  täglich  4 Stunden 
Unterricht  im  Lesen,  Schreiben  und  Rechnen;  Zwangs- 
zöglinge ausserdem  noch  3 Stunden  täglich  Unterweisung 
in  industriellen  und  landwirthschaftlichen  Arbeiten. 

Um  die  Entfremdung  der  Gefangenen  von  ihren  An- 
gehörigen zu  verhindern,  ist  ihnen  gestattet,  einmal  (den 
Zwangszöglingen:  zweimal)  monatlich  einen  Brief  zu 
schreiben  ; der  Direktor  kann  häufigeres  Schreiben  gestatten, 
wenn  besondere  Umstände  vorliegen.  Für  die  Zahl  der 
c\nkommenden  Briefe  besteht  keine  Beschränkung.  Die 
abgehenden  und  ankommenden  Briefe  unterliegen  der 
Kontrolle  des  Direktors  (bei  Untersuchungsgefangenen: 
des  Richters);  Briefe  verfänglichen  Inhalts  werden  wieder 
ausgehändigt  noch  abgesendet.  (Gef.-Ürd.  Art.  34.) 
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Den  j^leichen  Zwecken,  wie  der  Briefwechsel,  dient 
die  Erlaubniss  zum  Empfang  von  Besuchen,  die  der  Direktor 
(in  einigen  Fällen  der  Richter)  nach  Prüfung  der  Persön- 
lichkeit des  Besuchenden  ertheileii  kann.  Der  Besuch 
findet  regelmässig  in  Gegenwart  eines  Beamten  in  be- 
sonderen dreitheiligen  Besuchzellen  statt,  die  meist  in  der 
Nähe  des  Ilaupteingangs  liegen  und  so  eingerichtet  sind, 
dass  jede  körperliche  Berührung  des  Gefangenen  und  des 
Besuchers  ausgeschlossen  ist  und  der  Beamte  jede  ihrer 
Bewegungen  beobachten  kann. 

6.  D i s zi p 1 in ar  s t r af  e n.  Das  Disziplinarstrafen- 
system ist  einfacher  und  viel  milder  als  das  deutsch- 
preussische.  Die  Prügelstrafe,  wie  sie  noch  heute  in  den 
Zuchthäusern  Preussens  und  einiger  anderer  Bundesstaaten 
vorkomrat,  der  Ijattenarrest,  den  wir  bis  von  wenigen 
Jahren  in  Preussen  gehabt  haben,  die  Entziehung  des 
Arbeitsverdienstes,  die  fast  in  allen  Ländern  zulässig  ist, 
sind  dem  modernen  japanischen  Gefängnisswesen  fremd. 
Das  gleiche  gilt  von  dem  Verweis,  der  Entziehung  haus- 
ordn ungsmässiger  Vergünstigungen,  der  Bücher,  der  Arbeit 
(bei  Einzelhaft),  der  Bewegung  im  Freien,  des  weichen 
Lagers  (Gef.-Ordn.  für  die  Preussischen  Justizgefängnisse 
vom  21.  Dezember  1898,  § 58).  Es  gibt  nur  4 Disziplinar- 
strafen : einsame  Einsperrung,  Kostschinälerung,  Dunkel- 
arrest und,  jedoch  nur  für  die  zu  lebenslänglicher  Zwangs- 
arbeit verui’theilten , das  Kugelschleppen  (Gef.-Ordnung 
Art.  42—48). 

a)  Die  einsame  Ein  Sperrung,  zulässig  bis  zur 
Dauer  von  2 Monaten,  für  alte  Arten  von  Gefangenen, 
besteht  in  der  Unterbringung  des  Gefangenen  in  einer 
völlig  isohrt  liegenden  Zelle,  wo  er  das  gleiche  Arbeits- 
pensum erledigen  muss,  wie  die  übrigen  Gefangenen.  Die 
Strafe  stammt  aus  der  Zeit,  wo  die  gemeinschaftliche  Haft 
uneingeschränkt  herrschte  und  die  plötzliche  unvermittelte 
Einsamkeit  als  Uebel  empfunden  wurde.  Sie  hat  ihren 
Charakter  als  Strafe  im  wesentlichen  verloren  in  einer  Zeit, 
wo  man  die  Aussonderung  aus  der  Gemeinschaft  der  grossen 
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Schaar  von  schlechten  Elementen  als  Wohlthat  betrachtet 
und  desshalb  gutartige  Gefangene  in  Einzelhaft  unterbringt. 

Die  Verbindung  der  einsamen  Einsperrung  mit  anderen 
Nachtheilen  (wie  Kostschmälerung,  Entziehung  des  weichen 
Lagers)  ist  in  Japan  nicht  zulässig. 

b)  Fühlbarer,  als  diese  Strafe  ist  die  V e r m i n d e r u n g 
der  täglichen  Kost  bis  auf  etwa  ein  Drittel  (2 — 3 Go, 

= 0,38 — 0,54 Liter),  zulässig  bei  Jugendlichen  unter  16  Jahren 
und  Zwangszöglingen  bis  zur  Dauer  von  3 Tagen,  bei 
anderen  Gefangenen  bis  zur  Dauer  von  7 Tagen.  Die  | 
Gefangenen  brauchen  während  dieser  Zeit  nicht  zu  arbeiten. 

c)  Die  fühlbarste  der  allgemeinen  Disziplinarstrafen  ' 
ist  der  Dunkelarrest,  zulässig  gegen  alle  Gefangenen 

mit  Ausnahme  der  Jugendlichen  unter  16  Jahren  und  der 
Zwangszöglinge,  und  bestehend  in  Einsperrung  in  eine 
ganz  enge,  niedrige  Zelle,  die  völlig  dunkel  ist  und  nur 
so  viel  Oeffnungen  hat,  dass  der  Gefangene  vor  Erstickung 
geschützt  ist.  Wenn  die  Gefängnissordnung  ausdrücklich 
hervorhebt,  dass  die  Strafe  mit  Entziehung  der  Lektüre 
verbunden  ist,  so  glaubt  das  jeder,  der  einmal  eine  der- 
artige, meist  vereinzelt  auf  dem  Gefängnisshofe  stehende 
Zelle  gesehen  hat.  Die  längste  zulässige  Dauer  der  Strafe 
beträgt  5 Tage  und  5 Nächte;  während  dieser  Zeit  erhält 
der  Gefangene  nur  etwa  ein  Drittel  (2 — 3 Go)  der  Kostration. 

Kostschmälerung  und  Dunkelarrest  können  nur  ver- 
hängt werden,  nachdem  der  Arzt  festgestellt  hat,  dass  eine 
Schädigung  der  Gesundheit  der  Gefangenen  nicht  zu  be- 
fürchten ist;  während  der  Vollstreckung  hat  der  Arzt  den 
Gefangenen  täglich  zu  besuchen  und  die  Vollstreckung  ist 
sofort  aufzuheben,  wenn  eine  Beeinträchtigung  der  Gesund- 
heit festgestellt  wird. 

d)  Kugelschleppen.  Eine  be.sondere  Disziplinar- 
.strafe  ist  zulässig  für  solche  zu  lebenslänglicher  Zwangs- 
arbeit Verurtheilte,  die  ein  neues  Verbrechen  oder  einen 
schweren  Verstoss  gegen  die  Disziplin  begehen.  Sie  be- 
steht in  der  Anlegung  von  Ketten  an  einen  oder  an  beide 
Füsse,  die  sich  bis  um  die  Taille  schlingen  und  an  denen 
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eine  an  der  Erde  nachschleifende  Kugel  im  Gewicht  von 
200—1000  Jlomme . (750 — 3750  Gramm),  je  nach  der  Be- 
schaffenheit des  Gefangenen,  hängt.  Die  Anlegung  erfolgt 
gewöhnlich  für  1 — 5 Jahre,  in  leichten  Fällen  für  1 Monat 
bis  zu  1 Jahr,  in  besonders  schweren  Fällen  für  5 — 10 
Jahre.  Die  Kugel  wird  im  Allgemeinen  niemals  entfernt, 
nur  zeitweise,  wenn  der  Arzt  es  anordnet,  in  welchem 
Falle  aber  diese  freie  Zeit  in  die  Disziplinarzeit  nicht  ein- 
gerechnet wird.  Haben  die  zum  Kugeltragen  verurtheilten 
Gefangenen  Hausarbeit  zu  verrichten,  so  wird  die  Kugel 
abgenomraen,  die  Gefangenen  werden  aber  zu  2 und  2 
aneinander  gekettet. 

Gefangenen,  die  eine  Disziplinarstrafe  verwirkt  haben, 
kann  diese  erlassen  werden,  wenn  sie  Reue  zeigen  und 
Aussicht  auf  Besserung  vorhanden  ist. 

7.  Das  Gegenstück  zu  den  Disziplinarstrafen  bilden 
die  Belohnungen.  Sie  werden  .solchen  Gefangenen  zu 
Theil,  die  sich  gut  geführt,  fleissig  gearbeitet  und  die 
Vorschriften  der  Hausordnung  befolgt  haben,  sodass  bei 
ihnen  aufrichtige  Reue  über  die  That  und  begründete  Aus- 
sicht auf  Besserung  als  vorhanden  anzunehmen  sind.  Das 
äussere  Zeichen  der  Belohnung  besteht  in  Streifen,  von 
karrirtem  blauem  Stoffe,  die  auf  den  linken  Aermel  des 
Kimonos  genäht  werden.  Die  so  ausgezeichneten  Ge- 
fangenen werden  in  einer  besonderen  Abtheilung  unter- 
gebracht und  haben  gewisse  Vortheile  vor  den  anderen. 
(Art.  96—98  der  Ausführungs-Bestimmungen  zur  Gefängniss- 
Ordnung.)  Sie  bekommen  die  besten  der  vorhandenen 
Kleidungs-  und  Gebrauchsgegenstände,  dürfen  monatlich 
zweimal  einen  Brief  schreiben,  zuerst  baden  und  erhalten 
besondere  Zusatznahrungsmittel.  Die  Behtandlung  wird 
immer  besser,  je  grösser  die  Anzahl  der  Belohnungszeichen 
ist.  Gefangene  mit  2 oder  mehr  Abzeichen  werden  zu 
leichteren  Arbeiten  verwendet  und  erhalten  bessere  Nah- 
rung (halb  Reis,  halb  Gerste).  Gefangene  mit  3 oder  mehr 
Abzeichen  können  sich  eine  ihnen  zusagende  Beschäftigung 
'Vählen.  l\Iuss  ein  belohnter  Gefangener  disziplinarisch 
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bestraft  werden,  so  verliert  er  eines  oder  mehrere  der 
Abzeichen. 

Unter  Umständen  können  Gefangene  an  Stelle  der 
Belohnungszeichen  Geldgeschenke  bis  zu  50  Sen  erhalten, 
wenn  sie  von  einem  geplanten  Ausbruch  Anzeige  machen, 
Jemandem  das  Leben  retten.  Entsprungene  wieder  ein- 
fangen oder  bei  Naturereignissen,  wie  Uebersehwemmungen, 
Bränden,  Taifunen,  thätige  Beihülfe  zur  Rettung  der  Ge- 
fängnissgebäude  leisten. 

8.  Hygiene,  Beköstigung  und  Sanitäts- 
wese n.  Ganz  eigenartig  sind  die  hygienischen  und  sani- 
tären Verhältnisse  in  den  Gefängnissen.  Was  auf  diesem 
Gebiete  geleistet  wird,  geht  zum  Theil  über  das  in  Deutsch- 
land erreichte  hinaus,  in  anderen  Beziehungen  bleibt  es 
hinter  den  Anforderungen  der  modernen  Gefängnisspraxis 
zurück. 

Zu  den  ersten  Gebieten  gehört  zunächst  zweifellos 
Alles,  was  sich  auf  die  körperliche  Reinlichkeit  der  Ge- 
fangenen bezieht.  Der  grosse  Reinlichkeitssinn  des  ja- 
panischen Volkes  macht  sich  auch  in  den  Gefängnissen 
bemerkbar.  In  jeder  Anstalt  sind,  ausser  zweckmässigen 
Waschvorrichtungen,  auch  umfassende  Badeeinrichtungen 
vorhanden,  die  es  ermöglichen,  jedem  Gefangenen  in  den 
Monaten  Juni -September  mindestens  alle  5 Tage,  von 
Oktober -Mai  mindestens  alle  10  Tage  ein  heisses  Bad  zu 
Theil  werden  zu  lassen.  Das  sind  aber  nur  Minimalsätze, 
thatsächlich  wird  viel  häufiger  gebadet,  namentlich  wenn 
die  Anstalt  nur  gering  belegt  ist.  Der  alten  japanischen 
Sitte  entsprechend  baden  die  Gefangenen  meist  trupp- 
weise gemeinschaftlich  in  grossen  Holzkästen;  unzüchtige 
Handlungen,  die  bei  einem  solchen  Verfahren  in  einem 
europäischen  Gefängnisse  ganz  unvermeidlich  sein  würden, 
werden  durch  scharfe  Aufsicht  verhindert  und  sollen  kaum 
Vorkommen.  Gefangene  in  Einzelhaft  erhalten  meist  auch 
Einzelbäder. 

Auch  die  Anstalten  selbst  (Höfe,  Bureauräume, 
Korridore,  Arbeitssäie,  Schlafzellen)  werden  selrr  sauber 
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Tage  geschehen,  auf  einmal  jedoch  nicht  mehr  gebracht 
werden,  als  was  bei  einer  Mahlzeit  verzehrt  werden  kann. 
Berauschende  Getränke  und  Tabak  sind  verboten.  Die 
eingeführten  Gegenstände  unterliegen  einer  genauen  Unter- 
suchung in  Gegenwart  des  Arztes  und  eines  Inspektors 
(Ausführungs-Bestimmungen  Art.  89  und  90). 

Die  Beköstigung  der  Gefangenen  entspricht  im  Wesent- 
lichen der  Lebensweise  der  ärmsten  Klassen  der  freien 
Bevölkerung,  über  deren  Zw'^eckmässigkeit  die  Ansichten 
der  Fachleute  getheilt  sind.  Nach  Ansicht  von  Dr.  Baelz 
(Die  Ernährung  der  Japaner  vom  volkswirthschaftlichen 
Standpunkt,  Mittheilungen  der  Deutschen  Gesellschaft  für 
Natur-  und  Völkerkunde  Ostasiens,  Band  IV  Seite  295)  ist 
die  japanische  Kost  im  Allgemeinen  keineswegs  so  arm  an 
Eiweiss-Substanzen,  wie  gewöhnlich  angenommen  wird; 
sie  ist  eine  rein  gemischte,  keine  rein  vegetabilische  Kost 
und  vom  physiologischen  Standpunkte  aus  völlig  genügend. 
Dem  gegenüber  steht  allerdings  die  Ansicht  Dr.  Kellners 
(Beiträge  zur  Kenntniss  der  Ernährung  der  Japaner  in  den 
Mittheilungen  der  Deutschen  Gesellschaft  für  Natur-  und 
Völkerkunde  Ostasiens,  Band  IV  Seite  305)  dass  die  vege- 
tarische Nahrung,  welche  von  einem  grossen  Theile  des 
japanischen  Volkes  genossen  wird,  zur  Erhaltung  eines 
leistungsfähigen  Organismus  unzureichend  ist.  Immerhin 
aber  bildet  die  Gefängnisskost  wohl  quantitativ  wie  quali- 
tativ nur  das  Minimum  dessen,  was  zur  nothdürftigen 
Erhaltung  des  Lebens  und  der  Arbeitsfähigkeit  geboten 
•werden  muss.  Die  sehr  bedeutende  Zahl  von  Erkrankungen 
an  Verdauungstörungen,  Tuberkulose  und  den  auf  schlechter 
Blutbeschaffenheit  beruhenden  Krankheiten  macht  es  sogar 
wahrscheinlich,  dass  dieses  Minimum  nicht  immer  erreicht 
wird.  Tn  der  That  haben  sehr  viele  Gefängnissdirektoren 
und  Gefängnissärzte  auf  meine  Fragen  eine  Verbesserung 
der  Kost  für  wünschenswerth  erklärt.  Allerdings  ist  dabei 
nicht  zu  vergessen,  dass  auch  der  japanische  Kuli  sich 
theilwcise  kümmerlich  nälirt  und  die  Gefängnis.skost  nicht 
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viel  besser  sein  darf,  als  die  Nahrung  der  ärmsten  Klasse 
der  Bevölkerung. 

Die  Sorge  für  die  Erhaltung  der  Gesundheit  der 
Gefangenen  ist  in  Japan  um  so  wichtiger,  als  den  wenigen 
gesimdheitsförderlichen  Faktoren  (wie  grosse  körperliche 
Reinlichkeit,  ausreichende  Ventilation,  namentlich  in  den 
Holzbauten,  täglich  1 Stunde  Bewegung  im  Freien,  die  an 
einigen  Anstalten  durch  gymnastische  Uebungen  ausgefüllt 
wird)  eine  ganze  Reihe  von  schädlichen  Einflüssen  gegen- 
übeisteht.  Hierzu  gehören,  ausser  der  eben  erwähnten 
Unzulänglichkeit  der  Kost:  1.  Die  ungenügende  Erwärmung 
der,  in  dem  überwiegenden  Theile  des  Landes  mit  keinerlei 
Heizvorrichtungen  versehenen,  Hafträume.  Dieser  Mangel 
besteht  allerdings  in  gleicher  Weise  für  die  Jfehrzahl  aller 
japanischen  Häuser,  wird  aber  für  die  freie  Bevölkerung 
ausgeglichen  durch  die  Möglichkeit,  sich  Bewegung  zu 
machen  und  dadurch  die  Blutzii  kulation  und  Wärmebildung 
zu  beschleunigen.  2)  Diese  Möglichkeit  fehlt  den  Gefangenen 
in  Japan  noch  mehr,  als  den  Gefangenen  anderer  Länder, 
weil  in  Folge  eines  weitgehenden  und  übertriebenen 
Ordnungssinnes  bei  allen  Arbeiten,  die  es  überhaupt  ge- 
statten, vorgcsch rieben  ist,  dass  sie  im  Hocken  verrichtet 
werden,  und  jeJes  Verlassen  des  Arbeitsplatzes  verboten 
ist.  Diese  Arbeiten  sind  aber  in  den  japanischen  Gefäng- 
nissen besonders  zahlreich : Sti'obflechten,  die  Anfertigung 
von  Strickarbeiten,  Kleidungsstücken,  Schuhwerk,  Holz- 
schnitzereien, Getas  (Holzschuhen  mit  zwei  hohen  Absätzen) 
Waraji  (Strohsandalen)  u.  a.  m.  lassen  sich  im  Hocken  auf 
den  Knieen  verrichten.  Die  schädlichen  Folgen  für  die 
Blutzirkulation  sind  bei  7 — lOstündigem  täglichen  Sitzen 
sehr  erheblich,  und  zwar  selbst  in  der  guten  Jahreszeit, 
wie  viel  mehr  erst  iin  Winter  bei  dem  Mangel  jeglicher 
Heizvorrichtungen.  Eine  Besserung  wJire  zu  erreichen, 
Avenn  den  Gefangenen  Schemel  gegeben  würden;  auch 
gymnastische  Uebungen,  die  aber  erst  an  w'enigen  An- 
stalten bestehen,  bilden  ein  heilsames  Gegengewicht.  3.  An- 
dere Arbeitszvveige  haben  wieder  Gesundheitsschädigungen 
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abweichender  Art.  So  befördern  die  Papierfabrikation  und 
der  Ziegeleibetrieb  in  der  kälteren  Jahreszeit  das  Entstehen 
von  Erkältungskrankheiten  und  Rheumatismus,  Reisreinigen 
und  die  Zubereitung  des  Strohs  zur  Matten fabrikation  sind 
ausserordentlich  schädlich  für  die  Lungen,  die  Beschäftigung 
in  den  Bergwerken  hat  in  Folge  des  schroffen  Wechsels 
zwischen  der  heissen  Temperatur  in  den  Gruben  und  der 
kälteren  Temperatur  über  Tag,  sowie  in  Folge  der  Ein- 
athmung  von  verdorbener,  sauerstoffarmer  und  staubreicher 
Luft  Schädlichkeiten  verschiedener  Art  im  Gefolge. 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  kein  Wunder,  wenn 
die  Zahl  der  Erkrankungen  und  Todesfälle  unerfreulich 
hoch  ist.  Von  404124  überhaupt  vorhandenen  Gefangenen 
im  Jahre  1899  erkrankten  266900,  also  auf  je  100  Gefangene 
66.  Gestorben  sind:  1731,  also  auf  je  1000  überhaupt  vor- 
handen gewesene  Gefangene  42,8.  Die  wichtigste  Todes- 
ursache ist  auch  in  Japan  die  Tuberkulose. 

Für  die  preussischen  Zuchthäuser  sind  die  Zahlen 
folgende:  von  100  männlichen  Gefangenen  erkrankten 
1898 — 99  nach  der  Gesammtzahl  berechnet:  21,5,  nach 
dem  Durchschnittsbestände  32,7 ; von  100  weiblichen  Ge- 
fangenen erkrankten  nach  der  Gesammtzahl  berechnet 
30,8,  nach  dem  Durchschnittsbestände  berechnet  48,3.  Es 
starben  von  1000  männlichen  Gefangenen  der  Gesammt- 
zahl 97,  von  1000  weiblichen  119,  von  1000  männlichen 
Gefangenen  des  Durchschnittsbestandes  148,  von  1000 
weiblichen  186.  Die  wichtigsten  Todesursachen  sind  Tuber- 
kulose (35,2  % aller  gestorbenen  Männer,  38,1  % aller  ge- 
storbenen Weiber)  und  Infektionskrankheiten  (7, 9'%  aller 
gestorbenen  Männer,  7,1  % aller  gestorbenen  Weiber). 

Es  ergibt  sich  also,  dass  die  prozentuale  Ziffer  der 
Erkrankten  für  Japan  mehr  als  doppelt  so  hoch  ist  als  in 
Preussen,  die  Zahl  der  Todesfälle*  dagegen  weniger  als 
halb  so  gross.  Die  letztere  Zahl  wird  aber  zu  Gunsten 
Japans  dadurch  bedeutend  beeinflusst,  dass  die  Statistik  alle 
Gefangenen,  auch  die  bis  zu  1 Tage  Strafdauer  herab,  um- 
fasst, k während  sich  die  preussischen  Zahlen  nur  auf 
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tohen"'"  '^on  ] Jahre  Ztjchthaus 

Die  Fiirsorg-e  für  die  erkrankten  Gefangenen  in  den 
japanischen  Gefängnissen  lässt,  vom  europäischen  Stand- 
inkte  aus,  manches  zu  wünschen  übrig.  Jedes  Gefängniss 
hat  zwar  ein  oder  mclirere  i.azarethe,  und  zw'ar  flicht 
nui  getrennte  Gebäude  für  männliche  und  weibliche  Ge- 
fangene, sondei-n  überflüssiger  Weise  auch  für  Straf- 
ge  angene,  Untersucliungsgefangene  und  Zwaiigszöglinge 
saminthche  nnt  besonderen  Häusern  für  Männer  und 

manchen  grösseren  Anstalten 

noch  in  besondere 
Gebäude  für  schwere,  für  leichte  und  für  Infektions- 
k lankheiten  getrennt  sind.  In  Folge  dessen  haben  viele 
gtossere  Anstalten  6-8  kleine  Krankenhäuser,  die  aber 
en  bescheidensten  hygienischen  Anforderungen  kaum  cnt- 
prechen  in  japanischem  Stile  aus  Holz  und  Papier  mit 
bchiebethuren  gebaut,  ohne  jegliche  Pleizvorrichtungen  und 
abei  häufig  noch  falsch  orieiitirt,  das  heisst  so  gebaut 
Cb  dass  die  Krankenzimmer  an  der  Schattenseite  liegen 
in  folge  dessen  schützen  sie  im  Winter  nicht  genügend 
gegen  Kalle;  in  dem  Gefängnisse  zu  Kioto  fand  ich  an 
emem  Schneetage  des  Februar  1900  in  dem  Hauptlazareth 
eine  lemperatur  von  2<>  Celcius.  Auch  die  ärztliche 
Behandlung  lasst  viel  zu  wünschen  übrig;  die  Gefängniss- 
aizte,  deren  medizinischen  Kenntnisse  etwa  ihrer  Besoldung 
urchschnittlich  35  Yen  monatlich)  entsprechen,  sind  fast 
ausschliesslich  auf  Pi-ovinzial-Mediziii-Schulen  vorgebildet 
m die  von  den  Fortschritten  der  Wissenschaft  nur  wenig 
urc  igesickert  sein  dürfte.  Das  gesammte  Gefängniss- 
medizinalwesen  ist  entschieden  der  schwächste  Punkt  der 
japanischen  Gefängiiissvcrwaltimg  und  bedarf  dringend 
ei  Reform.  Als  deren  Ziele  sind  zu  fordern:  1)  Aufgabe 
es  bisherigen  Systems  der  Errichtung  mehrerer  getrennter 
^azarethe  für  die  verschiedenen  Arten  von  Gefangenen 
imd  Beseliränkmig  auf  2 Gebäude,  Je  1 für  Männer  und 
emcr,  möglichst  mit  gemeinschaftlichein  Mittelbau,  der 
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die  Tviiboratorien,  Apotlieke,  Sektionsnium,  Verwaltungs- 
und Arztziinnier  enthält;  2)  Errichtung  der  Gebäude  in 
europäischem  Stile  und  mit  genügenden  Heizvorrichtungen; 
3)  Verminderung  der  viel  zu  grossen  Zahl  der  Aerzte  und 
Verwendung  der  ersparten  Gehalibeträge  zur  Gewinnung 
von  1 oder  2 tüchtigen,  an  einer  der  Universitäten  aus- 
gebildeten Aerzten  für  jede  Anstalt;  4j  Anstellung  eines 
hjfgienisch  (namentlich  in  der  Wohnungs-  und  Ernäh- 
rungs-Hygiene) ausgebildeien  Arztes  in  der  Centralver- 
waltung. 

9.  Hehandlung  der  Ausländer.  Die  Auf- 
hebung der  Konsulargerichtsbarkeit  in  Folge  der  revidirten 
Verträge  mit  den  Grossmächten  und  die  Unterstellung 
säramtllcher  Ausländer  unter  die  jaijanische  Strafgewalt 
(seit  Juli  1899)  hat  für  die  japanische  Gefängnissverwaltung 
die  Pflicht  geschaffen,  besondere  Vorkehrungen  für  die 
Aufnahme  der  neu  zu  erwcirtenden  Gäste  zu  treffen. 
Allerdings  kamen  auch  vorher  vereinzelt  ausländische 
Gefangene  in  den  japanischen  Gefängnissen  vor,  nämlich 
Asiaten  und  Angehörige  der  europäischen  Staaten,  welche 
(wie  Griechenland,  die  Türkei,  Serbien,  Kumänien,  Bulgarien) 
das  Recht  der  Konsulargeric'htsbarkeit  nicht  hatten  oder 
(wie  Portugal)  es  nicht  ausübten.  Aber  die  Zahl  derartiger 
Gefangener  war  so  gering,  dass  für  sie  besondere  Vor- 
kehrungen kaum  erforderlich  waren.  Dagegen  war  man 
bei  Abschluss  der  revidirten  Verträge  darüber  einig,  dass 
Japan  für  eine  den  europäischen  Anschauungen  im  wesent- 
lichen entsprechende  Unterbringung  und  Behandlung  der 
europäischen  Gefangenen  Sorge  tragen  müsse.  Denn  die 
mechanische  Gleichstellung  dieser  Personen  mit  den  In- 
ländern in  Bezug  auf  Unterbringung,  Lagerung  und 
Beköstigung  w'ürde  wegen  der  abweichenden  Lebens- 
* gewolmheiteu  eine  ungerechtfertigte  Härte  enthalten.  Die 
japanische  Gelängnissverwaltung  hat  auch  diese  ihre  Ver- 
pflichtung von  vorneherein  anerUannt  und  hat  sofort  die 
nötliigen  Schritte  gethan,  um  sie  zu  erfüllen.  Zunächst 
sind  in  allen  Gebuignissen,  in  denen  ein  Zuzug  von  aus- 
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erwarte,]  steht,  besondere 
iize, zellen  für  Ausländer  gebaut  die  nir  Inländer  nieht 
verwendet  weiden.  Solche  Zellen  sind  jetzt  im  Ganzen 
.114  vorlnvndeii  naralici,  2 in  Kajibashi  (Tokio).  11  i„  Kyoto, 
- jn  Osaka,  13  m Negi,,hj  Yokohama,  31  in  Kobe,  15 
|n  Nagasaki,  15  in  Kiigata,  2 in  sSaitama,  4 in  Oumm;,  3 
in  Clnba,  6 in  Ibaraki,  4 in  Tochigi,  6 in  Nara,  8 in  Miye, 
6 in  Shizuoka  4 in  Yanianaslii,  3 in  Shiga,  6 in  Gifu,  2 in 
bendai,  2 in  Akita,  6 in  Fukui,  2 in  Ishikaiva,  5 in  Tovama, 
bm  rottori,  12  in  Shiniane,  16  in  Okayama,  4 in  Ilirosliima 
4 m \amaguchi,  14  in  Wakayama,  5 in  Tokushima,  8 in 
Kagawa,  10  in  Fukuoka,  6 in  Saga,  5 in  Okinawa,  7 in 
Makodate,  16  in  Miike-Sliujikan  bei  Omuta.  Ausserdem 
werden  m Nagoya,  Sugamo,  Tokio  und  Sendai-Shujikaii 
alle  Einzelzellen  zugleich  als  Zellen  für  Ausländer  benutzt, 
öie  sind  hinreichend  gross,  älmlich  wie  die  Zellen  der 
eutschen  Gefängnisse  eingerichtet,  enthalten  ein  hölzernes 
e , Tisch  und  Stuhl,  ein  genügend  grosses  Fenster, 
besonders  zweckmässig  sind  die  Zellen  in  Tsu,  wo  das 
Eloset  in  einem  besonderen  kleinen  Nebenraume  angebracht 
IS  . Heizeinrichtungen  enthalten  die  Zellen  allerdings  im 
Allgemeinen  nicht;  bei  grosser  Kälte  bekommen  die  Ge- 
angenen „yutampo,“  Gefässe  mit  heissem  Wasser.  Die  Zellen 
lenen  als  Schlaf-  und  als  Arbeitsräume.  Die  Gefangenen 
erhalten,  wenn  sie  nicht  ihre  Kleider  behalten,  von  der 
' erwaltung  europäische  Kleidung  geliefert.  Die  Beköstigung 
ist  ebenfalls  europäisch,  mit  Gemüse,  Fisch  und  Fleisch. 

aghch  ist  mindestens  1 Stunde  Bewegung  im  Freien  ge- 
stattet. Arbeitsfrei  sind  sowohl  die  japanischen  Festtage 
wie  die  kirchlichen  Feiertage  der  Konfe.ssion  des  Gefangenen, 
indestens  alle  5 Tage  im  Sommer  und  alle  10  Tage  im 
Vinter  wird  ein  heisses  Einzelbad  gewährt.  In  jedem 
efängnisse  ist  ein  oder  mehrere  Beamte,  die  etwas 
englisch  sprechen;  an  einzelnen  Anstalten  (z.  B.  Nagasaki, 
egishi,  Hiogo-Kobe,  Niigata)  sind  ausserdem  besondere 
0 metscher  angestellt.  Der  Zuspruch  eines  Geistlichen 
seinei  Konfession  wird  keinem  Gefangenen  versagt. 
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Die  Gesamnitzahl  der  in  die' japanischen  Gefängnisse 
aufgenomnienen  Ausländer  betrug  1809:  21  Strafgefangene 
und  40  Untersuchungsgefangene  (meist  Chinesen,  weiblicdie 
Gefangene  waren  nicht  dabei). 

Es  spricht  für  die  Zweckmässigkeit  der  getroffenen 
Einrichtungen,  dass  gegen  die  Behandlung  der  Ausländer 
in  den  Gefängnissen  Klagen  bislang  nicht  bekannt  geworden 
sind.  Die  laut  gewordenen  Beschwerden  bezogen  sich  aus- 
schliesslich auf  gewisse  Eigenheiten  des  gerichtlichen  Ver- 
fahicns  und  die,  vielfacli  übrigens  auf  bindenden  Vor- 
schriften des  Strafgesetzbuches  beruhende,  Höhe  der  Strafen. 
Man  kann  also  sagen,  dass,  soweit  die  Gefängnissverwalt- 
ung  in  Betracht  kommt,  der  Ueberg’ang  in  die  neuen  Ver- 
hältnisse sich  glatt  und  ohne  Schwierigkeiten  vollzogen  hat. 

§ H.  Die  Fiir.sor«e  für  entla.s.seiie  Oefängeiie. 

Der  staatliche  und  private  Schutz  der  wirthschaftlich 
und  moralisch  Schwächeren  befindet  sich  in  Japan  noch 
im  Anfangsstadium.  So  lange  Japan  noch  ein  abgeschlos- 
sene! Staat  mit  vorwiegend  Landwirthschaft  treibender 
Bevölkerung  war,  konnte  man  die  Füi’sorge  für  Arme, 
Kranke,  Arbeitsunfähige  oder  aus  anderen  Gründen  Hülfs- 
bedürftige  dem  engen  Faniilienverbande  überlassen,  den 
das  Sittengesetz  und  Hei’kommen  zur  Beistandleistung  in 
Aveitestem  Umfange  verpflichteten.  Erst  mit  der  Er- 
schliessung des  Landes  und  dem  sich  allmählich  vollziehen- 
den Uebergange  zum  Industriestaate  ergab  sich  die  Noth- 
wendigkeit  eines  bewussten  Eingreifens  des  Staates  und  der 
Gesellschaft.  Die  ersten  Massnahmen  zum  Schutze  ent- 
lassener Gefangener  datiren  aus  dem  Jahre  1888  und  er- 
folgten unter  energischer  Beihülfe  dei' Gefängnissverwaltung 
und  ihrer  Beamten,  die  sich  auch  jetzt  noch  lebhaft  an  den 
Bestrebungen  der  Vereine  betheiligen.  Augenblicklich  giebt 
es  .581  Schutzfürsorge-Vereine,  durch  die  zahlreiche  ent- 
lassene Gefangene  Unterstützung  eiiialten  haben  in  der 
torin  der  Gewährung  von  Wohnung,  Verschaffung  von 
1 eit,  von  baaren  Unterstützungen.  Besonders  erwähnens- 
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werth  ist  das  unter  Leitung  seines  Gründers,  des  Herrn  Hara 
stehende  Heim  für  entlassene  Strafgefangene  in  Tokio,  das  in 
den  Jahren  1897 — 1900  über  400  Entlassene  unterstützt  und 
erfreuliche  Erfolge  aufzu weisen  hat;  die  Entlassenen  ver- 
dienen sich  zum  grössten  Theil  ihren  Unterhalt  selbst,  so 
dass  die  Kosten  des  Asyls  verhältnissmässig  gering  sind. 

§ 9.  Ergebnisse  der  StralVollstreckung  in  Japian. 

Wenn  man  das  Steigen  oder  Siidicn  der  Kriminalitäts- 
ziffer zum  Theil  auf  die  Wirkungen  der  Strafvollstreckung 
zuriiekführen  will,  so  muss  man  sagen,  dass  die  Gefängniss- 
verwaltung  in  Japan  bessere  Erfolge  aid'zuweiscn  hat, 
als  in  den  meisten  europäischen  Ländern.  Denn  trotz 
konstanten  Anwachsens  der  Bevölkerung  (von  41986  265 
am  31.  Dezember  1893  auf  46  008  264  am  1.  Januar  1897) 
ist  die  absolute  Zahl  der  Verurtheilten  gesunken,  wenn 
auch  nicht  sehr  ei  heblich ; und  diese  Abnahme  wird 
dadurch  in  ein  besonders  günstiges  IJcht  gerückt,  dass 
der  Prozentsatz  der  Rückfälligen,  der  in  Europa  im  Zu- 
nehmen begriffen  ist,  in  Japan  (mit  33,8  %)  annähernd 
stationär  geblieben  ist,  während  der  Antheil  der  jugend- 
lichen Verurtheilten  tunter  20  Jahren)  absolut  und 
prozentual  gesunken  ist.  Auch  die  Zahl  der  durch  Straf- 
urtheil  zur  Zwangserziehung  untergebrachten  Jugendlichen 
unter  16  .fahren  und  Taubstummen  hat  abgenommen.  Die 
Zahlen  ergeben  sich  aus  der  folgenden  Uebersicht: 


I.  Gesammtzahl  der  Verurtheilten. 
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II.  Zahl  der  jugendlichen  Verurtheilten  unter  20  Jahren: 
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III.  Zur  Zwangserziehung  verurtheilte  Minderjährige  unter 
16  Jahren  und  Taubstumme. 
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§ 10.  Litteratiir. 

I.  Amtliche  Veröffentlichungen. 

Risium’  statishquc  de  l' Empire  du  Japon.  Jlerausgegeben 
vom  Kaiserl.  .Stntistisohen  Amte.  15.  Jahrg.,  Tokio  1901. 


- .".85 


general  du  rfgime  fdaal  afpUque  au  Japan  in 
dem  liullelm  du  V.-  Congrds  I'dnitentiaire  luten, atio.nU 
"""  189i);  M^Iun  1895. 


von 


Rapport  sur  le  syst? tue  pt'nitentiairc  du  Japon,  dem  VI. 
Internationalen  Gemngniss-Kongress  zu  Brü.ssel  1900  im 

u ü-age  der  japanischen  Eegierung  überreicht  von  Mini- 
sterjalrath  Ogawji. 

Reglement  der  Gefängnisse  des  japanischen  Reiches  (Ge- 
angm.ss-Ordnung  vom  12.  Juli  1887  nebst  AuslT.Inungs. 
bestnnmungen)  deutsche  Uebersetzung  von  Takeda,  Illätter 
üir  Getangnisskunde,  Band  XXX  S.  46. 


II.  Sonstige  Litteratur. 

Gefängnisswesen  in  Japan, 
matter  fm-  Gefängnisskunde,  Band  XXX  S.  165. 

Norman:  The  real  Japan.  Kap.  3;  Japanese  Ju.stice, 
3.  Auflage,  London  1893. 

Ra  tilgen:  Japans  Volkswirthschaft  und  Staatshans- 
halt.  Leipzig  1891. 

Zerstreute  Notizen  in  der  in  Yokohama  er- 
scheinenden Zeitschrift  „The  Japan  Weekly  Mail“;  z.  B. 

(Japanese  Prisons),  S.  391 
031  (Prison  Expenditures),  S.  556  (Prisons  in  Japan), 
bol. 


Anhang:  Drei  Gefeängnisspläne. 

Die  drei  abgebildeten  Pläne  der  Gefängnisse  von 
Gsaka,  Negishi  bei  Yokohama  und  Sngamo  bei  Tokio  .soilen 
eine  Üebersicht  über  die  im  gegenwärtigen  japanischen 
Gefängnissbau  vertretenen  Typen  geben. 

I.  Das  Gefängniss  zu  Osaka  ist  in  den  .lahren  1875 
IS  1878  gebaut,  zur  Aufnahme  von  Gefangenen  aller  Kate- 
gorieen  mit  Ausnahme  der  zu  Zwangsarbeit  verurtheilten 
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Männer  bestimmt  und  mit  einer  Belegungsfähigkeit  von 
etwa  düOO  Köpfen  das  grösste  japanische  Gefängniss,  wahr- 
scheinlich eines  der  grössten  Gefängnisse  der  Welt.  Es 
besteht  aus  einer  Kolonie  von  durchweg  einstöckigen  Holz- 
bauten und  zeigt  auch  im  Uebrigen  die  charakteristischen 
Merkmale  des  älteren  japanischen  Gefängnissbaues,  ins- 
besondere die  unübersichtliche  Anordnung.  Einzelzellen 
sind  nur  für  Ausländer,  und  zwar  21,  vorhanden;  die  Zahl 
der  Beamten  beträgt  447. 

II.  Das  Gefängniss  zu  N e g i s h i bei  Yokohama  dient 
den  gleichen  Zwecken,  wie  das  zu  Osaka,  ist  aber  erst 
1897 — 1898  errichtet  und  repräsentirt  die  moderne  Bauart 
der  zugleich  als  üntersuchungs-  und  Strafgefängnisse  für 
Männer  und  Weiber,  sowie  als  Zwangserziehungsanstalten 
dienenden  japanischen  Lokalgefängnisse.  Bessere  Raum- 
ausnutzung, übersichtlichere  .Anordnung  und  die  Verwend- 
ung von  Ziegeln  zu  den  durchweg  einstöckigen  Gebäuden 
bezeichnen  die  gegen  früher  gemacditen  Fortschritte.  Die 
Belegungsfähigkeit  beträgt  1800  Köpfe,  die  Zahl  der  Be- 
amten 241 ; 320  Einzelzellen  sind  vorhanden. 

III.  Das  Gefängniss  zuSugamo  bei  Tokio  giebt  das 
Beispiel  eines  1895  unter  Berücksichtigung  deutscher  Vor- 
bilder (Berlin-Moabit)  erbauten  8trafgefängnisses  für  1000 
männliche  Gefangene.  Von  den  neueren  preussischen  An- 
stalten unterscheidet  es  sich  durch  die  Eingeschossigkeit 
aller  Bauten  (abgesehen  von  den,  lediglich  aus  architek- 
tonischen Gründen  thurmartig  gebauten  Ccntralhalien, 
No.  2 des  Planes)  und  durch  die  innere  Ausstattung  der 
Schlafzellen.  Es  sind  12  Eiuzelzellen  vorhanden;  die  Zahl 
der  Beamten  beträgt  228. 
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Die  Formalilen  beim  Strafantritt  in  Württemberg. 


Bisher  war  in  Württemberg  die  Selbststellung  in 
den  Strafanstalten  (im  Gegensatz  zu  den  amts- 
gerichtlichen Gefängnissen)  nicht  statthaft.  Der  Strafantritt 
in  diesen  Gefängnissen  erfolgte  vielmehr  ausschliesslich  im 
Wege  der  Einlieferung  und  zwar  regelmässig  durch  Land- 
jäger-Transport, ausnahmsweise  auf  Ansuchen  bei  nicht 
höheren  als  zweijährigen  Gefängnissstrafen  oder  Festungs- 
haft und  falls  nicht  die  bürgerlichen  Ehrenrechte  aberkannt 
waren  durch  einen  im  Einzelfall  besonders  verpflichteten 
unbewaffneten  bürgerlichen  Begleiter.  Dies  Verfahren 
wurde  nun  durch  nachstehend  abgedruckte  Verfügung  des 
württembergisehen  Justizministeriums  abgeändert. 

Verfügung  des  Justizministeriums, 
betreffend  die  Selbststellung  gerichtlich  verur- 
theilter  Personen  zum  Strafantritt 
in  den  höheren  Strafanstalten.  Vom  4.  April  1902. 

ln  Betreff  derjenigen  auf  freiem  Fusse  befindlichen 
Personen,  welche  eine  ihnen  durch  die  bürgerlichen 
Gerichte  zuerkannte  Freiheitsstrafe  in  einer  der  höheren 
Strafanstalten  des  Landes  zu  verbüssen  haben,  wird  mit 
Allerhöchster  Genehmigung  Seiner  Königlichen 
Majestät  Nachstehendes  verfügt: 

§ 1- 

Dem  Verurtheilten  ist  auf  sein  Ansuchen  die  Selbst- 
stellung zum  Straf  an  tritt  in  der  Strafanstalt  zu  ge- 
statten, wenn  nach  pflichtmässigem  Ermessen  der  Straf- 
vollstreckungsbehörde angesichts  der  Persönlichkeit  des 
Verurtheilten  und  nach  der  Beschaffenheit  des  Falls  eine 
sichere  Gewähr  dafür  gegeben  ist,  dass  der  Verurtheilte  sich 
rechtzeitig  und  in  ordnungsmässigem  Zustand  zur  Straf- 
verbüssung  stellen  wird.  Auch  muss  derselbe  zur  Bestreitung 
der  entstehenden  Reisekosten  fähig  und  bereit  sein. 

§ i?. 

Das  Gesuch  um  Zulassung  der  Selbststellung  wird 
von  dem  Verurtheilten  am  zweckmässigsten  anlässlich  der 

Blätter  für  Gefängnisskuncle.  XXXVI.  4 


'■  f 


Digitizad  by  Googl^ 


388 


Hauptverhandlung  bei  der  Strafvollstreckungsbehörde  (zu 
Protokoll  des  Staatsanwalts  oder  eines  Kanzleibeamten  der 
Staatsanwaltschaft  bezw.  zu  Protokoll  des  Amtsgerichts- 
schreibers) gestellt.  Einer  (vorsorglichen)  Stellung  des 
Gesuchs  schon  vor  Eintritt  der  Rechtskraft  des  Urtheils 
steht  nichts  entgegen. 

§ 3. 

Wird  im  Falle  des  § 2 das  Gesuch  von  der  Straf- 
vollstreckungsbehörde nicht  von  vornl]erein  zurückgewiesen, 
•so  ist  in  doppelter  Ausfertigung  eine  genaue  Personal- 
beschreibung des  Verurtheilten  nach  Anleitung  des  For- 
mulars II  zu  der  Verfügung  des  Justizministeriums  vom 
26.  September  1879,  betreffend  die  Vollstreckung  der  von 
den  bürgerlichen  Gerichten  erkannten  Freiheitsstrafen, 
Reg.-Blatt  S.  365,  je  mit  der  eigenhändigen  Unter- 
schrift des  Verurtheilten  versehen,  aufzunehmen.  Nach 
Befinden  kann  auch  von  dem  Gesuchsteller  die  Beibringung 
seiner  Photographie  verlangt  werden.  Weiterhin  ist  ira 
Hinblick  auf  § 487  der  Strafprozessordnung  der  Gesuch- 
steller in  Gemässheit  der  Ziff.  1 der  Verfügung  des  Justiz- 
ministeriums vom  5.  Mai  1896,  betreffend  den  Körper- 
und  Gesundheitszustand  der  in  die  höheren  Strafanstalten 
einzuliefernden  Personen,  Reg.-Blatt  S.  111  und  Amtsblatt 
des  Justizministeriums  S.  31,  über  seinen  Körper-  und 
Gesundheitszustand  zu  vernehmen  und  erforderlichen  Falls 
die  Untersuchung  des  Verurtheilten  durch  den  Gerichtsarzt 
oder  auf  Bitte  und  Kosten  des  Verurtheilten  durch  einen 
anderen  zuverlässigen  Arzt  herbeizuführen. 

§ 4. 

Wird  das  Gesuch  nicht  anlässlich  der  Hauptverhandlung 
gestellt,  so  steht  es  dem  Verurtheilten  frei,  dasselbe  nach 
Eintritt  der  Rechtskraft  des  Urtheils  vor  Einleitung  des 
Strafvollzugs  bei  der  Strafvollstreckungsbehörde  oder  bei 
dem  Amtsgericht  seines  Aufenthaltsorts  persönlich  anzu- 
bringen, worauf  nach  § 3 zu  verfahren  und  zutreffenden 
Falls  das  Gesuch  seitens  des  Amtsgerichts  unter  Anschluss 
der  in  § 3 genannten  Papiere  an  die  Strafvollstreckungs- 
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behörde  zu  weiterer  Verfügung  einzusenden  ist.  Selbst- 
verstiindlich  ist,  dass  bei  Aufnahme  des  Gesuchs  und  der 
Personalbeschreibung  die  Identität  des  Erschienenen  mit 
dem  Verurtheilten  ausser  Zweifel  sein  muss. 

§ 5. 

Ist  der  Strafvollstreckungsbehörde  zu  der  Zeit,  wo 
sie  zur  Einleitung  des  Strafvollzugs  schreitet,  ein  Gesuch 
um  Gestattung  der  Selbststellung  nicht  zugekommen, 
so  hat  dieselbe,  wenn  sie  den  Fall  zur  Selbststellung  für 
geeignet  erachtet,  dem  Verurtheilten  eine  angemessene  Frist 
zur  Stellung  des  in  § 4 bezeichneten  Gesuchs  zu  eröffnen 
und  erst  nach  fruchtlosem  Ablauf  dieser  Frist  zur  Einliefe- 
rung des  Verurtheilten  in  die  Strafanstalt  zu  schreiten. 

§ 6- 

Für  Verurtheilte,  welche  das  16.  Lebensjahr  noch 
nicht  zurückgelegt  haben,  ist  das  Gesuch  um  Zulassung  der 
Selbststellung  von  deren  gesetzlichen  Vertretern  zu  stellen. 
Die  Selbststellung  ist  hier  an  die  Bedingung  geknüpft, 
dass  der  Verurtheilte  von  einem  erwachsenen  Familien- 
angehörigen oder  einer  sonstigen  zuverlässigen  erwachsenen 
Person  in  die  Strafanstalt  verbracht  wird. 

§ 7. 

Wird  die  Selbststellung  zugelassen,  so  erhält  der 
Verurtheilte  seitens  der  Strafvollstreckungsbehörde  eine 
schriftliche  Aufforderung  zur  Selbststellung  in  der  Straf- 
anstalt unter  Bestimmung  einer  kurzen  Frist,  an  deren 
letztem  Tage  er  sich  spätestens  in  der  Strafanstalt  zu  stellen 
hat.  (Siehe  das  angeschlossene  Formular.)  Dieser  Auf- 
forderung ist  eines  der  Exemplare  der  Personalbeschreibung 
(§  3)  anzuschliessen.  Der  Verurtheilte  hat  bei  seinem  Ein- 
tritt in  die  Strafanstalt  diese  beiden  Papiere  rnitzubringen 
und  vorzuzeigen. 

Der  Strafanstaltsverwaltung  ist  alsbald  unter  Benützung 
des  (entsprechend  abzuändernden)  Einlieferungsscheins 
(Formular  A zu  der  Verfügung  des  Justizministeriums  vom 
22.  November  1890,  Reg. -Blatt  8.  293)  von  dem  dem  Ver- 
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urtheilten  gestellten  Termin  zum  Eintritt  in  die  Strafanstalt 
Mittheilung  zu  machen,  wobei  das  zweite  Exemplar  der 
Personalbeschreibung,  die  Photographie  des  Verurtheilten, 
falls  eine  solche  einverlangt  wurde,  etwaige  weitere  auf 
den  Identitätsnachweis  bezügliche  Notizen,  sowie  die 
sonstigen  nach  den  bestehenden  Bestimmungen  einzu- 
sendenden Papiere  (Urtheilsabschrift,  Vorstrafenverzeichniss, 
Kostenbeitragsurkunde)  anzuschliessen  sind. 

Bemerkt  wird,  dass  die  thunlichst  rasche  Mittheilung 
der  Urtheilsgründe  an  die  Strafanstaltsverwaltung  ge- 
boten ist,  da  dieselben  unter  Umständen  als  Mittel  zur 
Feststellung  der  Identität  des  zum  Straf  an  tritt  Erschienenen 
mit  dem  Verurtheilten  zu  verwerthen  sind. 

§ 8. 

Von  dem  Eintritt  oder  Nichteintritt  des  Verurtheilten 
in  die  Strafanstalt  hat  die  Strafanstaltsverwaltung  der 
Strafvollstreckungsbehörde  sofort  Mittheilung  zu  machen. 
Zu  der  Eintrittanzeige  ist  der  „Rückschein“  (Formular  B 
der  Verfügung  vom  22.  November  1890)  unter  entsprechender 
Abänderung  zu  benützen. 

Ist  der  Verurtheilte  innerhalb  der  ihm  gestellten  Frist 
zum  Strafantritt  in  der  Strafanstalt  nicht  erschienen,  so  ist 
— abgesehen  von  dem  Fall  einer  Verhinderung  durch 
Naturereignisse  oder  andere  unabw^endbare  Zufälle  — die 
gewälu'te  Befugniss  zur  Selbststellung  verwirkt.  Auch  ist  die 
Strafvollstreckungsbehörde  gemäss  § 489  der  Strafprozess- 
ordnung zur  Erlassung  eines  Vorführungs-  oder  Haftbefehls, 
nach  Lage  der  Sache  auch  eines  Steckbriefs,  befugt. 

§ 9. 

Erscheint  der  zum  Strafantritt  Vorgeladene  in  der 
Strafanstalt  in  einem  von  ihm  verschuldeten,  der  Haus- 
ordnung zuwiderlaufenden,  insbesondere  in  betrunkenem 
Zustand,  so  ist  die  Strafanstaltsverwaltung,  wofern  nicht 
die  Verhängung  einer  hausordnungsmässigen  Disziplinar- 
strafe (Art.  5 des  Gesetzes  vom  26.  Dezember  1871, 
betreffend  Aenderungen  des  Landesstrafi-echts  etc.,  Reg.-Bl. 
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S.  380)  ausreichend  erscheint,  befugt,  ihn  zurückzuweisen, 
wodurch  die  gewährte  Selbststellung  gleichfalls  verwirkt 
wird.  Die  Strafvollstreckungsbehörde  ist  hiervon  sofort  zu 
benachrichtigen. 

Ergeben  sich  Zweifel  an  der  Identität  des  Erschienenen, 
so  hat  die  Strafanstaltsverwaltung  der  Strafvollstreckungs- 
behörde sofort  geeignete  Mittheilung  zu  machen. 

8 10. 

Wird  die  nachgesuchte  Zulassung  der  Selbststellung 
von  der  Strafvollstreckungsbehörde  versagt  oder  ist  die 
Befugniss  zur  Selbststellung  verwirkt  (§  8 Abs.  2,  § 9 Abs.  1), 
so  ist  die  Einlieferung  in  die  Strafanstalt  nach  Massgabe 
der  seitherigen  Bestimmungen  zu  bewirken.  (Verfügung 
des  Justizministeriums  vom  26.  September  1879,  betreffend 
die  Vollstreckung  der  von  den  bürgerlichen  Gerichten  er- 
kannten Freiheitsstrafen,  Reg.-Blatt  S.  365;  Verfügung  des 
Justizministeriums  vom  22.  November  1890  in  demselben 
Betreff,  Reg.-Blatt  S.  293;  Erlass  des  Justizministeriums 
vom  29.  Januar  1888,  betieffend  die  Ladung  zum  Straf- 
antritt etc.,  Amtsblatt  S.  8.) 

Gegen  die  Versagung  der  Selbststellung  steht  dem 
Verurtheilten  eine  einmalige,  binnen  dreier  Tage  nach  Er- 
öffnung oder  Zustellung  des  ablehnenden  Bescheids  bei  der 
Strafvollstreckungsbehörde  mündlich  oder  schriftlich  anzu- 
bringende Beschwerde  zu.  Erachtet  die  Strafvollstreckungs- 
behörde die  Beschwerde  für  begründet,  so  hat  sie  derselben 
abzuhelfen;  andernfalls  ist  die  Beschwerde  der  unmittelbar 
Vorgesetzten  Dienstbehörde  vorzulegen,  bei  deren  — mit 
thunlichster  Beschleunigung  zu  treffender  — Entscheidung 
es  sein  Bewenden  behält.  Bis  zum  Eintreffen  dieser  Ent- 
scheidung ist  der  Strafvollzug  auszusetzen. 

§ n. 

Für  besonders  hierzu  geeignete  Fälle  bleibt  die  Ein- 
lieferung in  die  Strafanstalt  durch  unbewaffnete  bürgerliche 
Begleiter  nach  Massgabe  der  diesbezüglichen  Verfügung 
der  Ministerien  der  Justiz  und  des  Innern  vom  8.  Juni  1840. 
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Reg.-Blatt  S.  268,  Vorbehalten.  Es  werden  jedoch  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Königl.  Ministerium  des  Innern  die  in 
§ 2 Ziff.  1 und  2 dieser  Verfügung  enthaltenen  Beschränk- 
ungen hiermit  aufgehoben. 

Stuttgart,  den  4.  April  1902. 

Breitling. 

Formular  zu  § 7 der  Verfügung. 

Aufforderung  zur  Selbststellung  in  der  Strafanstalt. 

In  der  Strafsache  gegen  Sie  wegen  

werden  Sie  hiermit  aufgefordert,  sich  zum  Antritt  der  gegen 

Sie  durch  vollstreckbares  Urtheil  de 

vom erkannten  Strafe  von 

spätestens  am 

de 55U  melden,  widrigen- 

falls gegen  Sie  ein  Vorführungsbefehl  oder  Haftbefehl,  nach 
Lage  der  Sache  auch  ein  Steckbrief  eriasse^^  werden  kann, 
auch  Ihre  Befugniss  zur  Selbststellung  in  der  Strafanstalt 
verwirkt  ist  und  Ihre  Einlieferung  im  Wege  des  Trans- 
ports erfolgen  wird. 

Wenn  Sie  beim  Eintritt  in  die  Strafanstalt  in  einem 
von  Ihnen  verschuldeten  hausordnungswidrigen,  insbe- 
sondere in  betrunkenem  Zustand  erscheinen  würden,  so 
hätten  Sie  disziplinäre  Bestrafung  zu  gewärtigen  oder  wäre 
die  Strafanstaltsverwaltung  befugt,  Sie  von  der  Aufnahme 
in  die  Anstalt  zurückzuweisen.  In  letzterem  Fall  wäre  die 
Selbststellung  gleichfalls  verwirkt. 

Die  Stellung  in  der  Strafanstalt  hat  vor  fünf 
Uhr  Abends  zu  erfolgen. 

Dieser  Stellungsbefehl  nebst  der  beiliegenden  Personal- 
beschreibung ist  zum  Strafantritt  mitzubringen. 

, den  19 

Königl 
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Der  Kampf  gegen  die  Eniviterung  der  ländliclien  Bezirke, 
zpgleicli  ein  Kampf  gegen  das  VerDreclien, 

Von  A.  Marco  Vieh,  k.  k.  Oberdirektor  der  Strafanstalt  Graz, 
k.  u.  k.  Oberleutnant  a.  D.  ' 


Iiiimer  grösser  und  fühlbarer  wird  der  Mangel  an 
hinreichenden  Arbeitskräften  auf  dem  Lande,  weil  der 
Andrang  derselben  zu  den  grossen  Städten  und  Industrie- 
orten ununterbrochen  andauert,  ein  Prozess,  welcher  Land 
und  Stadt  in  ökonomischer,  sozialer  und  moralischer  Be- 
ziehung schwer  schädigt  und  besonders  durch  Umstände, 
wie  leichten  Verkehr,  lockende  I.ohn Verhältnisse,  Anreiz 
der  Genüsse  in  der  Gressstadt,  gefördert  wird. 

ährend  hiedurch  die  ländlichen  Gegenden  sozusagen 
entvölkert,  werden,  wächst  in  den  Städten  ein  beschäf- 
bgungsloses  Proletariat  an,  welches  mangels  genügenden 

iweibes  gar  leicht  auf  die  Bahn  des  Verbrechens  gelenkt 
wird. 


Die  Verlockungen  des  Stadtlebens,  sowie  die  leider 
oft  sehi  ungünstigen  moralischen  Verhältnisse  einzelner 
Schichten  dicht  gedrängter  Bevölkerung  sind  nur  zu  ge- 
eignet, die  letzten  Keime  eines  sittlichen  Haltes  zu  ersticken; 
denn  dort,  wo  verdorbene  Menschen  in  grosser  Zahl  Zu- 
sammenleben, wirken  sie  ebenso  schädlich  auf  ihre  Um- 
gebung, wie  bekanntlich  in  den  grossen  Gemeinschafts- 
gefäiignissen  die  wiederholt  bestraften  unverbesserlichen 
Verbrecher  — diese  sogenannten  Stammgäste  der  Straf- 
anstalten — auf  ihre  noch  nicht  vorbestraften  Alithäftlinge. 


Der  Zuzug  gerade  der  ländlichen  Jugend  in  die 
Städte  und  Industrieorte  ist  daher  nur  zu  oft  der  Anlass 
zum  moralischen  Euin  derselben.  Tritt  dann  noch  Arbeits- 
losigkeit ein,  so  sind  alle  Prämissen  gegeben,  um  der 
Verbrecherkaste  neue  Schaaren  zuzuführen ! 
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Treffend  schildert  dies  der  Grazer  Waggonfabrikant 
J.  Weitzer  aus  ureigener  Erfahrung  in  einem  Berichte, 
den  er  nach  35  jähriger  Thätigkeit  als  Grossindustrieller 
als  Mahnruf  gegen  die  unrichtige  Arbeitsvertheilung  ab- 
gegeben hat,  und  den  ich  mit  Genehmigung  des  Autors 
als  Argument  für  die  Richtigkeit  meiner  Behauptungen, 
sowie  um  auf  kostbare  Winke  aufmerksam  zu  machen, 
an  dieser  Stelle  als  Einschaltung  folgen  lasse.  Weitzer 
schreibt : 

„Es  besteht  bei  fast  allen  Bahnen  und  Verkehrs- 
anstalten die  Gepflogenheit,  ihren  Bedarf  an  Fahrbetriebs- 
mitteln im  Monat  Januar  im  Submissionswege  aus- 
zuschreiben und  zwar  mit  einem  äusserst  kurzen  Liefer- 
termine. — Auch  bei  neu  zu  erbauenden  Bahnen  wird 
längst  schon  an  dem  Bahnkörper  und  Hochbauten  ge- 
arbeitet und  erst  einige  Monate  vor  Eröffnung  des  Betriebes, 
welcher  fast  immer  ins  III.  Quartal  fällt,  werden  mit 
möglichst  kurzen  Lieferterminen  und  hohen  Pönalen  bei 
nicht  rechtzeitiger  Ablieferung,  die  Fahrbetriebsmittel  aus- 
geschrieben. — Durch  diese  stossweisen  und  in  kurzen 
Terminen  aufzuarbeitenc^en  Bestellungen  muss  in  den 
ersten  Monaten  des  Jahres  und  im  Laufe  des  Sommers 
überstürzt  gearbeitet  werden.  Arbeiter  werden  auf- 
genommen, wo  man  sie  nur  findet.  — Am  Lande  wird 
dies  bekannt ; die  besseren  und  kräftigeren  Leute  verliert 
der  Landwirth  und  Handwerker.  — Diese  Arbeitskräfte 
strömen  in  die  Stadt,  weil  hier  besserer  Verdienst  und 
mehr  Unterhaltung  zu  finden  ist.  Es  werden  ferner  Ueber- 
stunden  und  Feiertagsarbeiten  in  höchst  zulässigem  Maasse 
eingeführt.  — Dadurch  schädigt  der  Arbeiter  seine  Gesund- 
heit; denn  er  würd  überanstrengt  und  vertrinkt  in  Folge 
seiner  Mehrarbeit  auch  seinen  Mehrverdienst.  Der  ver* 
heirathete  Arbeiter  ist  seiner  Familie  die  ganze  Woche 
entzogen. 

Durch  diese  Hast  entsteht  bei  einem  grossen  Theile 
er  Arbeiter  die  falsche  Äleinung,  dass  es  jetzt  an  der 
Aeit  sei,  mit  der  Forderung  des  Achtstundentages,  Lohn- 
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erhöhiing  und  verschiedenem  Andern  an  den  Arbeitgeber 
heranzutreten.  Hetzer  und  Agitatoren  finden  nun  bei  den 
Arbeitern  ein  williges  Ohr.  — Werden  die  Forderungen 
der  Arbeiter  nicht  zugestanden,  dann  tritt  Strike  an  Stelle 
der  ruhigen  Arbeit;  die  Feindschaft  zwischen  Arbeitern 
und  Arbeitgebern  steht  auf  der  Tagesordnung. 

Mit  dem  Monate  Oktober  geht  der  grösste  Theil  der 
Arbeit  zu  Ende,  Ueberstunden  sind  längst  eingestellt;  es 
beginnt  die  Entlassung  der  minderen  Arbeiter.  Nachdem 
sich  die  Arbeiten  noch  weiter  vermindern,  wird  der  nor- 
male Arbeitstag  um  1 — 2 Stunden  verkürzt.  Es  werden 
nun  von  Seiten  der  Fabrikleitung  alle  möglichen  An- 
strengungen gemacht,  um  Arbeit  aufzutreiben,  damit 
wenigstens  die  guten  und  braven  Arbeiter  beschäftigt  wer- 
den können.  Die  Arbeitszeit  wird  auf  ®/4,  endlich  auf 
Tag  reduzirt,  und  wenn  noch  immer  keine  Arbeit  aufzu- 
treiben ist,  wdrd  mit  der  Entlassung  der  ledigen  und  im 
äussersten  Falle  der  Noth  mit  der  der  verheiratheten  Ar- 
beiter begonnen.  Die  Arbeitsnoth  greift  dann  auch  auf  andere 
Industrieen  zurück,  als  Halbfabrikate,  Hilfsmaterialien  und 
Rohprodukten-Erzeugung,  durch  welche  indirekt  wieder 
die  Kleingewerbetreibenden  in  Mitleidenschaft  gezogen 
werden.  v 

Tausende  und  tausende  von  Arbeitern  sind  brodlos;  , 

der  Winter  mit  seiner  Härte  steht  vor  der  Thür.  Fast 
keiner  von  den  zugewanderten  Arbeitern  entschliesst  sich, 
auf  das  Land  zurückzukehren  und  vermehrt  derart  das  in 
grossen  Städten  stets  vorhandene  arbeitsscheue  Gesindel. 

Was  ist  nun  die  natürliche  Folge  von  Noth  und  Elend? 

Die  Gemüther  werden  erbittert  und  in  der  Verzweiflung 
werden  auch  die  sonst  gutpiüthigen  und  braven  Arbeiter 
sozialistischen  und  anarchistischen  Agitatoren  in  die  Hände 
getrieben.  So  wie  im  Frühjahr  und  Sommer  durch  über- 
stürzte Arbeit  die  Eingangs  geschilderten  Uebelstände  ein- 
getreten, w'erden  im  Herbst  und  Winter  durch  Noth  und 
Elend  die  geordneten  Zustände  und  staatlichen  Einricht- 
ungen in  ihren  Grundfesten  angegriffen. 
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Geschieht  in  dieser  Art  keine  Reform,  dann  werden 
sich  die  bösen  Folgen  später  bitter  rächen“. 

Dem  Vorgesagten  entsprechend,  zeigt  auch  die 
Statistik  der  strafgerichtlich  Verurtheilten,  dass  die  Ent- 
völkerung der  ländlichen  Bezirke  und  die  mit  dieser  ini 
Zusammenhang  stehende  Zunahme  der  Arbeitslosen  in  den 
Städten  eine  oft  unmittelbare  und  bedeutsame  Ursache  des 
Verbrechens  bildet.  Das  Verbrechen  entsteht  eben  durch 
das  Zusammenwirken  der  Eigenart  des  Individuums  und 
der  dasselbe  umgebenden  äusseren  gesellschaftlichen,  ins- 
besondere w’irthschaftlichen  Vei'hältnisse,  ist  also  zum 
grossen  Theile  das  Produkt  des  sozialen  Milieus. 

Dass  die  Landwirthschaft  unter  dem  Mangel  an  Dienst- 
boten und  Hilfsarbeitern  schw'er  leidet,  ist  eine  allgemeine 
Thatsache  und  lehren  mich  auch  die  w ährend  meiner  sech- 
zehnjährigen Amtsthätigkeit  als  Strafanstaltsvorstand  ge- 
sammelten Erfahrungen,  dass  dieses  Uebel  konstant  zu- 
nimmt; denn  \"on  .Jahr  zu  Jabr  mehren  sich  die  Gesuche  von 
Landwirthen  um  Uebeiiassung  von  Sträflingskräften  zur 
Ausführung  von  Feld-  und  sonstigen  landwirthschaftlichen 
Arbeiten,  sowie  die  Nachfragen  nach  solchen  Sträflingen, 
welche  nach  beendeter  Strafzeit  als  Dienstboten  und  Hilfs- 
arbeiter in  landwirthschaftliche  Dienste  zu  treten  gedenken. 

Diesen  Ansuchen  konnte  leider  nur  zu  oft  nicht  ent- 
sprochen werden.  Die  Frage  des  Mangels  an  landwirthschaft- 
lichen Arbeitern  berührte  auch  der  Herr  Reichsrathsabgeord- 
nete Dr.  Hofmann- Wellendorf  in  seiner  am  24.  .Januar  1902 
anlässlich  der  Berathung  des  Justizetats  im  Budgetaus- 
schlisse  gehaltenen  Rede,  indem  er  die  Venvendung  von 
der  Landw'irthschaft  entstammenden  Sträflingen  zu  an- 
strengender Freiarbeit  begründeter  Weise  empfiehlt  und  in 
dieser  Beziehung  mit  Recht  darauf  hiinveist,  dass  „die  zahl- 
reiclien  Sträflinge  aus  der  Landbevölkerung  dadurch  nicht 
so,  wie  jetzt  oft,  ihrer  heimischen  Arbeit  entwöhnt  w'erden, 
was  mit  Rücksicht  auf  die  vielbeklagte  Ijandflucht  gewiss 
nicht  zu  übersehen  ist“.  Diese  Sträflinge,  die,  anstatt  zu 
Freiarbeiten  verwendet  zu  w'crden,  in  der  Strafanstalt  hand- 
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werksmässige  Arbeiten  nothdürftig  ausführen  müssen,  fühlen 
sieh  mimhch  nach  überstandener  Strafe  oft  entweder  phy- 
sisch zu  schwach,  um  zur  Landwirthschaft  zurückzukehren 
oder  glauben,  vollendete  Handwerker  geworden  zu  sein 
und  m der  Stadt  ihr  Brot  leichter  verdienen  zu  können 
wodurch  auch  das  Handwerkerproletariat  vermehrt  wird.' 

Der  Entvölkerung  der  ländlichen  Bezirke  entgegen 
zu  wirken,  wurde  durch  Anwendung  verschiedenartiger 
i aassn^ahraen  wiederholt,  doch  meist  mit  geringem  Erfolge 
versucht.  ^ ’ 


dürfte  es  nicht  uninteressant  sein,  auf  ein 
Hit  ei  hmzuweisen,  welches,  wie  J.  R a u c h s t e i n in  den 
«lattern  für  Gefängnisskunde  (XXXV.  Band,  5.  und  6.  Heft) 
mittheilt,  Dänemark  mit  Erfolg  zur  Anwendung  brachte. 

Das  Resultat  war  so  bedeutend,  dass  nicht  nur  der 
uzug  zu  den  grossen  Städten  aufhörte,  sondern  sogar  der 
Kuckzug  aus  den  Städten  auf  das  l.and  begann,  und 
Dänemark  in  der  Statistik  des  Reichthums  der  Einwolmer 
unter  den  Völkern  der  Erde  auf  die  zweite  Stelle  rückte. 

Es  hat  in  wenigen  Jahren  fast  2000  Quadratmeilen 
wüsten  Landes  urbar  gemacht  und  der  grösste  Theil  seines 
Bodens,  dessen  landwirthschaftliche  Produkte  in  England 
reichen  Absatz  finden,  befindet  sich  in  den  Händen  von 
Kleinen,  aber  wohlsituirten  Ackerbauern. 

Dies  Alles  sind  die  Früchte  der  sogenannten  „Volks- 
ochschulen“,  welche  von  Privaten  mit  Beihilfe  von 
Staatsmitteln  in  den  verschiedensten  Distrikten  des  Landes 
unterhalten  werden.  In  denselben  wird  jungen  Männern 
un  Mädclien  im  Alter  von  18  bis  25  Jahren  Gelegenheit 
ge  oten,  zur  unentgeltlichen  Aneignung  der  für  alle  Zweige 
er  LandAvirthschaft  nöthigen  Kenntnisse  und  einer  gewissen 
u gemeinen  Bildung ; es  werden  aber  auch  Religiosität, 
oralität  und  Patriotismus  daselbst  in  zielbewusster  Weise 
gepflegt.  Ausserdem  Aveeken  fachtüchtige  Wanderlehrer 
überall  Interesse  und  r.iebe  für  den  Landbau  und  lehren 
essen  vortheilhaftesten  Betrieb. 
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Der  Nutzen  dieser  Einrichtungen  hat  sich  nicht  nur 
in  wirthschaftlicher  Beziehung,  sondern  auch  begreiflicher- 
weise auf  sozialem  und  ethischem  Gebiete  als  hochbedeutend 
erwiesen.  Die  Intelligenz  der  liindlichen  Bevölkerung 
■wurde  gehoben,  die  Liebe  zur  heimathlichen  Scholle  neu 
belebt,  und  namentlich  ein  gesunder  Sinn  für  massige 
Lebensführung,  die  sich  von  Leichtsinn,  Rohheit  und  Lastern 
freihält,  allgemein  geweckt.  — 

Je  mehr  aber  auf  die  Erziehung  der  ländlichen  Jugend 
Bedacht  genommen,  je  mehr  das  Bildungs-Niveau  derselben 
den  faktischen  Lebensbedürfnissen  angepasst,  je  mehr  der 
Sinn  für  Religiosität  gestärkt  und  der  Ueberzeugung  Bahn 
gebrochen  wird,  dass  Sparsamkeit  und  Mässigkeit  die 
Quellen  des  Wohlstandes  und  der  Gesundheit  sind,  desto 
sicherer  wird  dem  Laster  jeglicher  Art  Einhalt  gethan. 
Besteht  doch  das  wirksamste  Kampfmittel  gegen  das  Ver- 
brechen in  den  Maassnahmen  zur  Verhütung  desselben. 

Auch  hier  gelten  die  Worte:  „Rettet  die  Jugend  und 
Ihr  habt  keine  Verbrecher  mehr!“ 


Der  Stralvollzug  an  jugendlichen  Verbrechern  im  Gross- 
herzogthum  Baden. 

Von  Rogierung-sraUi  J,  Lenhard,  Direktor  des  Lande.sgefiiiignisses 
und  der  Weiberstrafanstalt  Bruclisal. 


Alle  die  Dauer  eines  Monats  übersteigenden  Strafen 
werden  im  Landesgefängnisse  und  in  der  Weiberstrafanstalt 
Bruchsal  und  zwar  unter  Einhaltung  völliger  räumlicher 
Trennung  von  den  erwachsenen  Gefangenen,  in  besonderen 
Abtheilungen  für  Jugendliche  vollzogen.*) 

) Kürzere  Strafen  kommen  unter  gleicher  Trennung  in  den 
AuU-sgefangnissen  zum  Vollzug. 
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Die  Abtheilung  für  männliche  Jugendliche  ist  dem 
Landesgefängnisse,  jene  für  weibliche  der  Weiberstrafanstalt 
angegliedert.  Die  ersterc  umfasst  in  zwei  zusammen- 
hängenden Gebäuden: 

50  Vollzellen  und  zwar  28  für  längerzeitige  Gefangene 
mit  je  41  cbm  Luftraum,  Fenstern  von  1 Meter  Höhe 
und  Breite  mit  Einrichtung  zum  Oeffnen  in  */4j  V2 
ganzer  Grösse  durch  den  Gefangenen,  und  22  für  kurz- 
zeitige Gefangene  mit  je  23  cbm  liUftraum. 

27  Schlafzellen  mit  je  20  cbm  Luftraum,  1 m hohen, 
0,50  m breiten  zum  Oeffnen  eingerichteten  Fenstern, 
0,55  m hohen,  0,50  m breiten,  mit  den  Fenstern  korrespon- 
direnden  Ventilationsöffnungen,  weiter  versehen  mit  einem 
mechanischen,  die  Nummer  des  Zelleninhabers  anzeigen- 
den Läuteapparate,  eiserner  Bettstatt,  an  die  Seitenwand 
befestigter  Waschgelegenheit.  (Heizung  ist  nicht  ein- 
gerichtet, es  wird  im  Winter  durch  Abgabe  von  weiteren 
1—2  Wollteppichen  Schutz  gegen  Kälte  geboten.) 

1 Arbeitssaal  mit  405  cbm  Luftraum  für  leichtern  Tag- 
lohn, Schneider-  und  Schuster-Arbeiten. 

1 Arbeitssaal  mit  186  cbm  Luftraum  für  geräuschvolle 
Arbeiten:  Blechner,  Schlosser,  Küfer,  Sclireiner,  Dreher 
— dem  Bedürfnisse  der  einzelnen  Gewerbe  entsprechend 
eingerichtet. 

1 Schulsaal  mit  156  cbm  Luftraum,  4 Fenstern  1,70  m 
hoch,  0,90  m breit,  8 Normal-Schulbänken  mit  32  Sitz- 
plätzen (Licht  von  links). 

1 Krankenzimmer  mit  83  cbm  Luftraum. 

1 Krankenzimmer  mit  132  cbm  Luftraum,  für  Ueber- 
füllungsfälle  und  zur  Isolirung  bei  Ausbruch  anstecken- 
der Krankheiten. 

2 Spazierhöfe  — 1 mit  gärtnerischen  Anlagen  zur  Be- 
wegung, 1 ohne  solchen  zu  Freiübungen. 

2 Aufseher-  und  1 Wachezimmer  von  je  40  cbm  Luft- 
raum. 

Die  Abtheilung  für  weibliche  Jugendliche  umfasst  in 
einem  Gebäude: 
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5 Vollzellen  von  je  23  cbm  Luftraum. 

13  Schlafzellen  von  je  13  cbm  Luftraum. 

1 üemeinschaftsarbeitsraum  von  173  cbm  Luftraum. 

1 Krankenzimmer  von  44  cbm  Luftraum. 

1 Wasch-  und  Bügelraum  von  55  cbm  Tmftraura. 

1 Aufseherinnenzimmer  von  35  cbm  Luftraum. 

1 Garten  für  den  Spaziergang. 

(Der  Schulsaal  der  Weiberstrafanstalt  — 600  cbm 
gross,  nach  Osten  und  Westen  mit  je  sechs  2,20  m hohen 
und  1,00  m breiten  Fenstern  und  12  Normal-Schulbänken 
mit  36  Sitzplätzen  — ist  durch  einen  Verbindungsgang  mit 
dem  Gebäude  für  die  Jugendlichen  auch  diesen  zugängig;  < 
er  wird  nach  Massgabe  des  Stundenplanes  entweder  nur 
von  Jugendlichen  oder  nur  von  den  erwachsenen  Ge- 
fangenen benützt.) 

Die  männlichen  Jugendlichen  sind  in  2 Schulklassen 
eingetheilt,  von  denen  die  1.  wöchentlich  8,  die  2.  wöchent- 
lich 6 Stunden  Unterricht  erhält.  Ausserdem  werden  für 
eine  Anzahl  geeigneter  Schüler  mit  längeren  Strafen 
wöchentlich  4 Stunden  Handfertigkeits-Unterricht  — Kerb- 
holzschnitzerei und  Metallarbeit  — und  wöchentlich  eine 
Stunde  Unterricht  im  Freihand-  und  geometrischen  Zeichnen 
mit  daran  sich  anschliessenden  Berechnungen  und  mit  An-  ] 
leitung  zum  Aufstellen  von  Kosten  Überschlägen  ertheilt.  i 
Der  gesammte  Unterricht  wird  von  einem  geprüften,  etats- 
mäs.sig  angestellten  Reallehrer  gegeben. 

Die  w'eiblichen  Jugendlichen  erhalten  wöchentlich 
4 Stunden  Schuhmteri-icht  durch  eine  staatlich  geprüfte, 
für  die  Weiberstrafanstalt  etatsmässig  angestellte  Ijehrerin. 

Unabhängig  vom  Schulunterricht  erhalten  die  männ- 
lichen Jugendlichen  in  der  hausordmingsmässigen  Freizeit 
nach  dem  ülittagessen  alle  8 Tage  abw^echselnd  durch 
zwei  Werkmeister  der  Anstalt  während  ^|^  Stunden  Unter- 
weisung im  Flicken  der  Kleider  und  Schuhe. 

In  der  Abtheilung  für  männliche  Jugendliche  werden 
nur  verheirathete,  besonders  geeignete  Aufseher,  in  jener 
für  weibliche  nur  gesetzte,  in  der  Haushaltkunde  und  in  j 
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den  weiblichen  Handarbeiten  erfahrene  Aufseherinnen  v^er- 
wendet. 

Für  die  Jugendlichen  beiderlei  Geschlechts  ist  die 
hausordnungsgeinäss  bestimmte  Arbeitszeit  — ohne  Be- 
schränkung der  Frühstücks-  und  Äfittagsfreizeit  — an 
Werktagen  zur  Fertigung  der  Schulaufgaben  um  eine 
Stunde  gekürzt.*) 

Neben  dem  geordneten  Sonn-  und  Feiertags-Gottes- 
dienste wird  für  die  Jugendlichen  auch  ein  Woehengottes- 
dienst und  zweimal  in  der  Woche  je  eine  Stunde  Religions- 
unterricht abgehalten. 

Die  Seelsorge  wird  von  einem  katliolischen  und  von 
einem  evangelischen  Hausgeistlichen  — beide  in  etats- 
mässiger  Stellung  — ausgeübt;  die  Gefangenen  alt- 
katholischen Glaubens  sind  dem  altkatholischen  Stadt- 
pfarramte  Karlsruhe  zugetheilt,  für  die  Gefangenen 
israelitischen  Bekenntnisses  tritt  der  Bezirksrabbiner  von 
Bruchsal  ein. 

Die  Einzelhaft  kommt  vorzugsweise  zur  Anwendung, 
Sie  kann  ohne  Weiteres  bis  zur  Dauer  von  drei  Monaten, 
mit  Ermächtigung  der  Oberaufsichtsbehörde  bis  zu  der 
durch  § 22  R.-Str.-G.-B.  gezogenen  Grenze  ausgedehnt 
werden.  Die  Einzelhaft  ist  nach  meinen  Wahrnehmungen 
gerade  bei  Jugendlichen  ausserordentlich  wirksam.  Ge- 
sundheitliche Nachtheile  sind  niidit  beobachtet  worden. 
Voraussetzung  dabei  ist  häufige  Unterbrechung  der 
Isolirung  durch  Besuche  der  Anstaltsbeamtcn  und  durch 
Gottesdienst-,  Religions-  und  Schulunterricht,  Spaziergang 
u.  dergl. 

Die  nächtliche  Gemeinschaft  mit  ihren  schweren 
Schäden  ist  vermieden. 

Die  Beschäftigung  wird  — unter  Zurückstellung  des 
rein  finanziellen  Interesses  — vom  erziehlichen  Standpunkte 
aus  geleitet.  Abgesehen  von  jenen  Fällen,  in  donen  wegen 

*)  Jede  Abtheilung  ist  mit  einer  ausreichenden,  auch  gewerbliche 
Fachlektüre  enthaltenden  Bibliothek  ausgestattet,  die  wöchentlichen 
Bücherwechsel  gestattet. 
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der  Strafgrössc  einerseits  und  wegen  des  wünschenswerthen 
und  gesicherten  oder  noch  zu  sichernden  Rücktrittes  der 
Betheiligten  in  hindwirthschaftliche  Thätigkeit  andererseits, 
eine  Anleitung  zur  Ordnung  und  geregelter  einfacher 
Arbeit  genügt,  tritt  Zutheilung  zu  einem  Gewerbe  ein  und 
zwar  unter  thunlichster  Berücksichtigung  der  ausge- 
sprochenen Neigung  der  Bestraften  und  der  ärztlicher 
Seits  begutachteten  körperlichen  und  geistigen  Befähigung. 

Durch  die  Anlehnung  der  Jugendlichen-Abtheilungen 
an  einen  grossen  Anstaltsbetrieb  ist  der  Spielraum  für  die 
gewerbliche  Anlehrung  ein  ausgedehnter. 

Es  kann  bei  männlichen  Jugendlichen  eine  Ausbildung 
in  Schreinerei,  Küferei,  Schlosserei,  Blechnerei,  Schneiderei, 
Schusterei,  Weberei  und  Buchbinderei;  bei  Mädchen  im 
Waschen,  Putzen,  Bügeln,  Spinnen,  allen  weiblichen  Hand- 
arbeiten, von  einfacher  Flick-  und  Strickarbeit  bis  Feiii- 
Näherei  und  Stickerei,  durchgeführt  werden. 

Dass  die  gewerbliche  Ausbildung  in  der  Anstalt,  bei 
dem  Fortfall  aller  entbehrlichen  Nebenarbeiten,  wie  sie 
sonst  Lehrlinge  verrichten  müssen,  und  bei  der  ständigen 
sachverständigen  Leitung  und  bei  der  Förderung  der 
letzteren  durch  die  Schule,  etwas  rascher  als  in  der 
Freiheit  zum  Abschluss  gebracht  werden  kann,  darf  hier 
festgestellt  werden.  Es  wirken  hier  die  Vortheile  der  oben 
berührten  Angliederung  der  Jugendlichen-Abtheilungen  an 
eine  grosse  Anstalt  und  weiter  jene  des  Gewerbebetriebs 
auf  Staatsrechnung:  eine  gewisse  Unabhängigkeit  in  der 
Produktion  und  ein  möglichst  ausgedehnter  Rahmen  für 
die  Zutheilung  und  Verschiebung  der  Arbeitskräfte, 
zusammen. 

Es  muss  zugegeben  werden,  dass  der  vorbeschriebene 
gewerbliche  Lehrapparat  — auf  dessen  weiteren  Ausbau 
man  fortgesetzt  bedacht  ist  — nicht  ausreicht,  allen 
Jugendlichen,  die  duich  Einleitung  des  Strafvollzugs  aus 
einem  begonnenen  Lehrverhältnisse  herausgerissen  wurden, 
Gelegenheit  zur  Fortsetzung  oder  Beendigung  desselben 
ini  Gefängnisse  zu  bieten. 
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irabe  \ Erachtens  auch  nicht  die  Auf- 

fVfL/  T gewerbliche  Anlehrung-  im 

Gefängnisse  den  in  der  Freiheit  vorkommenden  BetrLen 

b chst  viel  Gelegenheit  zur  gewerblichen  Fort 

SLr„l,  l.aup  JcMiohstlÖ' 

Aibeitsgattungen  des  Kleingewerbes  bietet. 

Resultate  siWl^  • "’n  vorhandenen  Einrichtung  erzielten 
bevölti  befriedigend.  Bei  einer  Anstalts- 

]o_io  T„,^’  jungen  Leuten  im  Alter  von 

I-  18  Jahren  - m seltenen  Fällen  bis  zu  20  Jahren*)  - 
-sammensetzt,  ist  das  Bedürfniss  sehr  verschieden  ^ ' 

sich  zIiaCi  ''-f"  schulpflichtigen  Alter 

des  Tm  beieitung  der  Wahl  eines  Berufes  auf  Hebung 

P^IAm  . "»"''“hkeit,  aut  Erzeugung  von 

der  schule.  II  >iei  einer  grossen  Zahl 

1 ulentlassenen  Gefangenen,  die  sich  vor  der  Ein- 

oderSir^r  Gelderwerbs  wegen,  der  Taglohn- 

theilni  ' zuwenden  mussten,  die  sofortige  Zu- 
pfend Z ""ZT"'  Thätigkeit  geboten, 

C2n  Lebre  in  der  Freiheit 

7, .ln  ^’»terbreehen  mussten,  der  ein- 

Lehl  ^ Fortsetzung  oder  Beendigung  der 

hre  schon  vorgezeichnet  ist. 

Massnahmen  wie  auch  die  viele  das 
g^rieinsanie  Ziel  der  Besserung  bezweckende,  Thätigkeit 
bbAh/^^?  insbesondere  die  der  Seelsorge, 

eini»r  "f  erfolglos,  würden  sie  nicht  von 

hp,!  ^^'"britten  einer  für  das  einzelne  Individuum 

Entlassuiigsfürsorge  begleitet  sein.  Diese 
soll  Q Hauptaufgaben  der  Anstaltsleitung, 

Strafvollzug  an  den  unglücklichen  Knaben-  und 

Strafvll'®  Dienstordnung  gestattet,  Jugendliche,  die  während  des 
falls  de.-  ^®bensjahr  erreichen,  bis  zu  diesem  Alter,  und 

darüber  i.  ^^»nate  beträgt,  noch  so  lange 

1 der  Jug.  Abtheilung  zu  belassen. 

Blatter  für  Gefingnisskunde.  XXXVI.  5 
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Mädchen,  für  deren  Vergehungen  gar  oft  bei  genauer 
Betrachtung  eigentlich  mehr  die  vor  dem-  Gesetze  voll- 
verantwortlichen  Eltern  und  Fürsorger  haftbar  gemacht 
werden  könnten,  Erfolg  haben. 

Es  wird  wohl  allen  Denen,  die  mit  der  Erziehung 
vernachlässigter  Kinder  befasst  sind,  bekannt  sein,  in 
welch’  traurige  Verhältnisse  man  bei  der  unerlässlichen 
Erforschung  der  näheren  Umstände  der  Verwahrlosung 
Einblick  thun  muss.  So  auch  hier  beim  Strafvollzug  an 
Minderjährigen.  Auch  hier  darf  man  sich  nicht  lediglich 
mit  der  Einsperrung  begnügen,  muss  vielmehr  bei  jedem 
Einzelnen  prüfen,  wo  der  Weg  zum  Verbrechen  seinen 
Ausgangspunkt  hatte. 

Durch  die  in  vertraulicher  Weise  ertheilten  Aus- 
künfte der  Heimatspfarrämter,  die  Mittheilungen  der 
Bürgermeisterämter  und  durch  private  Ermittelungen,  wü’d 
eine  Fülle  von  Material  gewonnen,  aus  dem  sich  ein 
zuverlässiges  Urtheil  über  den  Sitz  des  Uebels  bilden  lässt. 
Aber  in  welche  Abgründe  sehen  wir  dabei  hinein! 

Die  Freizügigkeit,  der  Zudrang  haushaltloser  Familien 
in  Gross-  und  Industrie-Städte  mit  ihrem  schwer  kontrollir- 
baren  Treiben,  haben  Begriffe  von  Ehe-  und  Familien- 
leben, von  Kindererziehung  und  Sittlichkeit  gezeitigt,  die 
schauderhaft  sind.  Und  noch  immer  tritt  man  hin  und 
w'ieder  vor  Sachlagen,  die  alles  bisher  Dagewesene  über- 
treffen und  auch  dem  erfahrenen  Gcfängnissbeamten  die 
Frage  aufdrängen,  wie  es  möglich  war,  dass  sie  den  behörd- 
lichen Organen  bis  zu  dem  Schritte  zum  Verbrechen  ver- 
boi-gen  bleiben  konnten. 

Obwohl  alle  bei  der  Bekämpfung  der  Arrauth  und 
Hebung  des  sittlichen  Wohles  betheiligten  Behörden  mit 
ernstem  Willen,  vielen  Opfern  und  reiclien  Bütteln  bestrebt 
sind,  der  eingetretenen  und  sich  foi’tgesetzt  weiter  voll- 
ziehenden Verschiebung  der  sozialen  Verhältnisse  Rechnung 
zu  tragen,  gelingt  es  ihnen  nicht,  gleichen  Schritt  zu 
halten  mit  der  zunehmenden  Zügellosigkeit  und  der  in  der 
\ ei  biecherges(‘llschaft  gelelirten  List,  sie  zu  verdecken. 
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Die  Grossh.  Badische  Regierung  hat  in  Erkenntniss 
der  Gefahr  für  das  Genieinwolil,  die  aus  der  Zunahme  der 
Kriminalität  der  Jugendlichen  erwächst,  im  Jahre  1893  eine 
Massnahme  getroffen,  die  wohlgeeignet  war,  eine  Rückfall- 
verhütung zu  erzielen. 

Es  wurde  zur  Vervollständigung  der  schon  in  der 
Dienstordnung  festgelegten  Vorschrift  der  weitgehendsten 
erziehlichen  Einwirkung  auf  die  Jugendlichen  während  des 
Strafvollzugs  die  Anordnung  getroffen,  dass  für  jeden  dieser 
Bestraften,  zeitig  vor  der  Entlassung  dem  zuständigen 
Vormundschaftsgerichte  wegen  der  erforderlichen  Fürsorge- 
massregeln  für  die  Entlassungszeit  durch  die  Anstalts- 
direktion Mittheilung  zu  machen  ist. 

Ich  lasse  auszugsweise  den  Wortlaut  der  Anordnung 
sowie  eine  spätere  Erläuterung  derselben,  hier  folgen: 

Erlass  des  Grossh.  Ministeriums  der  Justiz,  des  Kultus 
und  Unterrichts  vom  31.  !März  1893  betr.  die  Fürsorge  für 
die  aus  den  Strafanstalten  zu  entlassenden  Minderjährigen 
betreffend : 

„Die  Gi’ossli.  Centralstrafanstalts-Direktionen  und  die 
Grossh.  Amtsgerichte  — Gefängnissvorstände  — werden 
in  Erwägung  der  sonst  daneben  in  Kraft  bleibenden 
Vorschriften  der  §§  164  d.  D.  0.  für  die  Centr.-Straf.- 
Anst.  und  74  d.  D.  0.  für  die  Kreis-Amtsgef.  angewiesen, 
von  der  Strafentlassung  Minderjähriger  durchweg  in 
allen  Fällen  und  zwar,  gleichwohl  ob  sie  bereits  unter 
einer  Vormundschaft  stehen  oder  nicht,  bezw.  Waisen 
oder  Halb-Waisen  sind  oder  nicht,  jeweils  einige  Zeit 
vorher  demjenigen  Amtsgerichte  Kenntniss  zu  geben, 
welches  das  Vormundschaftsgericht  ist,  oder  nach  dem 
Wohnsitz  der  Eltern  zu  sein  hätte.  (Rechts-Pol. - 

Ges.  § 5 a.)“  etc. 

Erlass  vom  12.  Februar  1894: 

„Mit  dem  diesseitigen  Erlasse  vom  31.  März  v.  .T., 
wonach  die  Gefängnissvbrstände  etc.  AnAveisung  er- 
halten haben , von  der  bevorstehenden  Entlassung 
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Minderjähriger  jeweils  rechtzeitig  die  zuständigen 
Amtsgerichte  als  Behörden  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit zu  benachrichtigen,  sollten  die  letzteren  in  die 
Lage  gesetzt  werden,  im  Benehmen  mit  dem  Vater 
oder  Vormund  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  auf 
dem  Wege  der  Schutzfürsorge  untergebrachten  Minder- 
jährigen in  das  für  sie  ermittelte  Arbeits-  oder  Dienst- 
verhältniss  auch  eintreten  und  in  demselben  verbleiben 
und  dass  für  Diejenigen  aus  dem  Gefängniss  Ent- 
lassenen, unter  elterlicher  Gewalt  oder  Vormundschaft 
stehenden  Personen,  bezüglich  welcher  eine  Sehutz- 
fürsorge  nicht  eintreten  konnte,  ein  geeignetes 
dauerndes  Unterkommen  durch  die  Behörde  selbst  ge- 
funden werde. 

Der  Zweck  der  getroffenen  Anordnung  kann  jedoch, 
vie  die  inzwischen  gemachten  Erfahrungen  zeigen, 
nur  dann  erreicht  werden,  wenn  die  Vormundschafts- 
behörde sich  nicht  damit  begnügt,  von  den  Massnahmen 
der  Organe  der  Schutzfürsorge  Kenntniss  zu  nehmen, 
beziehungsweise  die  Unterbringung  eines  Minderjährigen 
selbst  anzuordnen,  sondern  fortgesetzt  auch  darüber 
wacht,  dass  die  im  Interesse  einer  nachhaltigen  Besser- 
ung und  Erziehung  des  Minderjährigen  eingcleiteten 
Massregeln  auch  wirksam  durchgeführt  werden. 

Es  ist  deshalb  nothwendig,  dass  in  allen  Fällen  das 
benachrichtigte  Amtsgericht  in  Wahrung  der  dem  Vater 
oder  Vormund  gesetzlich  obliegenden  Fürsorge  für  die 
Person  des  Minderjährigen  und  dessen  Erziehung  mit 
denselben  ins  Benehmen  tritt,  um  deren  zustimmende 
Erklärung  zu  der  von  der  Scliutzfürsorge  bewirkten 
oder  von  der  Vormundschaftsbehörde  direkt  in  Aussicht 
genommenen  Unterbringung  herbeizuführen. 

Von  dieser  Erklärung  der  gesetzlichen  Verti’eter 
des  Minderjährigen  ist  dem  letzteren  jeweils  mit  dem 
Anfügen  Eröffnung  zu  machen,  dass  er  derselben  Folge 
zu  leisten  und  im  Falle  eigenmächtigen  Verlassens  der 
ihm  zugewiesenen  Stelle  oder  Beschäftigung  auf  An- 
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trag  des  Vaters  oder  Vormundes  polizeiliche  Zwangs- 
massregeln  zu  gewärtigen  habe.  Pol.-Str.-G.-B.  § 30. 

Im  Weiteren  hat  sodann  das  Vormundsehaftsgericht 
durch  geeignete  Schritte  sich  darüber  zu  verlässigen, 
dass  die  für  den  Minderjährigen  getroffenen  Erziehungs- 
massnahmen auch  wirklich  zur  Durchführung  gelangen 
und  dass  insbesondere  für  den  Fall  des  Ungehorsams 
seitens  des  Vaters  oder  Vormundes  auch  der  Antrag 
auf  Anwendung  polizeilichen  Zwanges  rechtzeitig 
gestellt  wird. 

„Sofern  hiebei  das  Vormundschaftsgericht  einem 
anders  nicht  zu  beseitigenden  Widerstande  lässiger 
oder  übelwollender  gesetzlicher  Vertreter  von  Minder- 
jährigen begegnet,  so  wäre  gegen  dieselben  nach 
Älassgabe  des  L.  R.  S.  444,  §§  58,  78,  Ziffer  2 und  3 
der  Rechtspolizeiordnung  einzuschreiten  etc.“ 

Das  den  Grossh.  Amtsgerichten  zugewiesene  Thätig- 
keitsgebiet  erweist  sich,  wie  sich  jetzt  nach  dem  ent- 
wickelten Verkehre  übersehen  lässt,  als  ein  umfassendes 
und  verantwortungsvolles,  nach  der  überall  ersichtlichen 
Erfassung  desselben  und  den  erzielten  Erfolgen  aber  auch 
als  ein  recht  segensreiches. 

Der  richterliche  Beamte  greift  mit  der  Autorität 
seines  Amtes,  unterstützt  von  den  Waisenrichtern  und 
Armenpflegern  und  vor  Allem  auch  von  den  Organen  der 
Schutzvereine  für  entlassene  Gefangene,  in  die  Verhält- 
nisse ein,  erlässt  Auflagen  an  die  Väter  und  Vormünder, 
setzt  letztere  wo  nötbig  und  zulässig  ab,  bestellt  neue  und 
zw'ar  auch  für  solche  elternlose  Jungen  und  Mädchen,  die 
ohne  jeglichen  Familienrückhalt  Amn  Hand  zu  Mund  und 
ohne  geregelte  Beschäftigung  lebend  aus  einem  Verderben 
in  das  andere  sich  stürzen ; verfügt  die  Unterbringung  zu 
entlassender  .lugendlichen  in  Lehr-  und  Arbeitsstellen 
— nöthigenfalls  unter  finanzieller  Beihülfe  von  Schutz- 
vereinen — ordnet  Massnahmen  an  zur  vernünftigeren 
Lohnverwaltung  und  Minderung  der  oft  ungewölmlieh 
hohen  Wochengcldgaben  der  Eltern  an  die  Kinder;  ver- 
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anlasst  die  Abholung  von  zu  Abenteuern  geneigten 
Söhnen  und  Töchtern  in  der  Strafanstalt;  beschliesst  und 
vermittelt  in  den  geeigneten  Fällen  mit  Zustimmung  der 
Eltern  die  Unterbringung  in  Asyle,  führt  die  Bestrafung 
unfolgsamer  Mündel  herbei,  beseitigt  I.ehrmeister,  die  mehr 
Ausbeutung  als  Anlehrung  übten  und  setzt  an  deren  Stelle 
neue  unter  vertragsmässiger  Regelung  der  gegenseitigen 
Pflichten,  tritt  für  Unterbringung  gewerblich  ausgebildeter 
aber  noch  unerfahrener  Jugendlichen  in  geeignete  Thätig- 
keitsgebiete  ein  und  führt,  wo  zulässig  und  angemessen, 
die  fürsoi’glicheMassregel  der  Zwangserziehung  herbei  u.  s.  w. 

Aber  nicht  nur  bei  den  badischen  Gerichten  findet 
man  durch  solche  amtliche  Rückfallverhütungsthätigkeit 
kräftige  Unterstützung. 

Ich  kann  hier  hervorheben,  dass  auch  die  ausser- 
badischen  Vormundschaftsbehörden  den  motivirten  Wünschen 
der  Anstalt  für  die  Minderjährigen  ein  Interesse  zuwenden, 
das  Dank  verdient. 

Eine  wesentliche  Förderung  der  Entlassungsfürsorge 
liess  das  Grossh.  Ministerium  des  Innern  durch  eine  An- 
ordnung dahin  eintreten,  dass  solche  in  den  Nachbar- 
staaten heimathberechtigte  Minderjährige,  deren  Heim- 
weisung von  Eltern  oder  Fürsorgern  verlangt  wird  oder 
welche  in  Asyle  ihres  Heimathsstaates  verbracht  werden 
sollen,  wenn  sie  unvermöglich  sind,  diesen  auf  Staatskosten 
— " jedoch  nicht  durch  Polizeibeamte  (Gendarmen)  zugeführt 
werden  dürfen.  Es  ist  ersichtlich,  wie  erheblich  diese  Ge- 
stattung der  Fürsorge  für  die  Minderjährigen  erleichtert. 

Im  Jahre  1896  trat  folgende  Anordnung  in  Wirk- 
samkeit. 

„Seine  Königl.  Hoheit  der  Grossherzog  haben  das 
Ministerium  der  Justiz,  des  Kultus  und  Unterrichts 
gnädigst  zu  ermächtigen  geruht,  solchen  gerichtlich  zu 
Freiheitsstrafen  von  nicht  über  3 Monaten  verurtheilten 
Pei'sonen,  welcdie  noch  keine  Freiheitsstrafen  erstanden 
haben,  zur  Zeit  der  Strafthat  das  18.  Lebensjahr  noch 
nicht  vollendet  hatten  und  nicht  in  Untersuchungshaft 
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sich  befinden,  Strafnufschub,  eventuell  bis  zum  Ablauf 
der  für  die  Strafvollstreckung  gesetzlich  bestimmten 
Verjährimgszeit,  zu  gewähren'*. 

Es  steht  ausser  Zweifel,  dass  diese  ]\Iassuahme  — über 
welche  mir  Zahlenmaterial  nicht  zur  Verfügung  steht  — 
wenn  auch  nicht  wesentlich,  auf  den  Gefangenenstand  der 
Jugendlichen-Abtheilungen  von  Einfluss  ist. 

Dessen  ungeachtet  wird  doch  aus  der  folgenden  Dar- 
stellung des  D u r c h s c h n i 1 1 s s t a n d e s an  männlichen 
und  w’eiblichen  .lugendlichen  mit  Strafen  über  1 IMonat  in 
den  .fahren  1881  bis  einschliesslich  1899  bei  einem  Ver- 
gleiche mit  der  Gesammtseelenzahl  des  Grossherzogthums 
im  Jahre  1880  mit  1570254  gegen  1898  mit  1 762126  der 
Beweis  als  erbracht  angesehen  w'erden  dürfen,  dass  die 
Kriminalität  der  .fugendlichen  bei  einem  ei'zieblichen  Straf- 
vollzüge und  bei  eingreifender  Entlassungsfürsorge  in 
massigen  Grenzen  gehalten  werden  kann. 

Der  durchschnittliche  tägliche  Kopfstand  betrug: 
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Dabei  verdient  ilie  Thatsache  Erwähnung,  dass  die 
Abtheilung  für  w'eibliche  Jugendliche  in  den  Jlonaten  Mai 
und  Juni  1898  nahezu  2 Monate  ohne  Gefangene  war. 

Der  erziehliche  Strafvollzug  entbehrt  hier  nicht  der 
erforderlichen  Strenge.  Die  dienstordnungsgemäss  zuge- 
lassenen Strafmittel,  die  auch  durch  die  bundesrättilichen 
Grundsätze  eine  Einschränkung  nicht  eiJahren  haben, 
finden  einzeln  und  in  erlaubter  Zusammensetzung  überall 
da  Anw'endung,  wo  es  geboten  ist.  Wie  wäre  auch  gegen 
Un-  und  i\Iuthwille  entarteter  schulpflichtiger  Jungen  und 
gegen  die  oft  gemeinen  Streiche  und  die  Gewaltthatigkeit 
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flegelhafter  schulentlassener  Burschen  anzukärapfen,  wenn 
nicht  die  verschiedenen  für  beide  Kategorieen  zugelas- 
senen, geeigneten  und  ausreichenden  Zuchtniittel  zur  An- 
Avendung  gebracht  würden?  Ich  vermag  mich  nicht  Jenen 
anzuschliessen,  die  unter  Verzicht  auf  die  dem  Alter  an- 
gemessenen Strafen  erziehen  wollen.  — 

Hin  und  wieder  werden  Zweifel  über  die  mangelnde 
sittliche  Reife  zur  Erkennung  der  Strafbarkeit  begangener 
Handlungen  geltend  gemacht.  Ich  kann  diesen  Bedenken 
die  Thatsache  entgegenhalten,  dass  ich  in  langjähriger 
Thätigkeit  beim  Strafvollzug  an  Jugendlichen  noch  niemals 
Anhaltspunkte  zu  Zweifeln  in  angedeuter  Richtung  gewinnen 
konnte,  vielmehr  in  zahlreichen  Fällen  zu  bedauern  hatte, 
dass  die  Verurtheilung  unter  Zubilligung  des  Strafmilder- 
ungsgrundes des  § 57  des  R.-Str.-G.-B.  erfolgen  musste  und 
ein  Ausschluss  dieser  Vergünstigung  auch  bei,  mit  aller 
Raffinirtheit  operirenden  jugendlichen  Verbrechern,  selbst 
bei  wiederholter  Verurtheilung,  nicht  zulässig  ist.  Eie  Zu- 
billigung des  erwähnten  Strafmilderungsgrundes  — § 57 
Abs.  1 Ziff.  1 — 5 — wäre  meines  Erachtens  dem  richter- 
liehen Ermessen  zu  überlassen. 

Die  Gesundheilsverhältnisse  in  den  beiden  Jugend- 
lichen-Abtheilungen  sind  durchaus  gute.  Ernstere  Erkrank- 
ungen sind  überaus  selten.  Die  reichlich  bemessenen,  gut 
ventilirbaren  Belagräume,  die  ausreichende,  dem  Entwicke- 
lungsalter angemessene  Verpflegung,  die  regelmässige,  mit 
Freiübungen  verbundene  BeAvegung  in  Gärten  und  Höfen, 
sowie  auch  Aveitgehendste  Reinlichkeitspflege*)  kommen 
dabei  vortheilhaft  zui-  Geltung. 

ObAvohl  eigentlich  nicht  in  den  Rahmen  dieses  Auf- 
satzes gehörend,  möchte  ich  doch  einer  Frage  nicht  aus- 
AA'eichen,  die  manche  Berührungspunkte  hat  mit  dem 
Strafvollzüge  an  Jugendlichen,  nämlich  der.  ZAvangs- 
erziehung. 

*)  Beide  Abtheilung'cn  sind  mit  Baderäumen  au.sgeslattet,  in 
welchen  Voll-  und  Brausebäder  — erstere  wöchentlich,  letztere 
während  der  heissen  Jahreszeit  täglich,  A^erabfolgt  werden. 
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Das  badische  Gesetz  von  1886  sagt: 

„Jugendliche  Personen,  welche  das  16.  Lebensjahr 
noch  nicht  vollendet  haben,  können  wegen  sittlicher 
Vervvahrlosung  auf  Grund  einer  gerichtlichen  Ent- 
scheidung in  eine  geeignete  Familie  oder  in  eine 
geeignete  Privat-  oder  Besserungsanstalt  untergebracht 
werden:  wenn  ihr  sittliches  Wohl  durch  Missbrauch 
des  Erziehungsrechts  oder  durch  grobe  Vernach- 
lassiping  Seitens  der  Eltern  oder  sonstigen  Fürsorger 
gefährdet  ist,  oder  wenn  nach  ihrem  Verhalten  die 
Erziehungsgewalt  ihrer  Eltern  oder  sonstigen  Fürsorger 
und  die  Zuchtmittel  der  Schule  sieh  zur  Verhütung 

1 rps  völligen  sittlichen  Verderbens  unzulänglich 
erweisen“.  ° 

im  Wahrnehmungen  und  Anschauungen 

iin  Folgenden  rückhaltlos  dar: 

Die  festgelegte  Altersgrenze,  obwohl  sie  im  Vergleich 
mit  den  Gesetzen  anderer  Staaten  ausgedehnter  ist,  wirkt 

Ül/vif ! in  die  Zeit,  in  der  Knaben 

Mädchen,  nach  der  Schulentlassung  den  Schritt  ins 
e en  tiun,  ihre  sittliche  Reife  bethätigen,  den  Kampf  zur 
r angung  jenes  Hasses  von  Erwerbskenntnissen  aufnehmen 
müssen,  das  ihr  Fortkommen  in  der  Welt  sichern  soll 
nie  Viele  gehen  hier  falsche  Wege,  gerathen  in  schlechte 
‘Uide,  schleichen  Müssiggang  und  Vergnügungen  nach,  zu 
uenen  sie  die  Mittel  auf  verderblichsten  Wegen  zu  ver- 
schaffen suchen.  Warum  soll  der  Staat  nicht  gerade  hier, 

‘in  dem  entscheidenden  Wendepunkte,  wo  seine  Hilfe  so 
nödiig,  fürsorgend  eingreifen  dürfen?  Soll  z.  B.  einer 
pfhchtvergesseiien  Mutter,  die  ihre  nach  der  Schulentlassung 
mit  Hilfe  von  Wohlthätigkeitsvereinen  in  geordnete  Fort- 
mldungslehre  untergebrachte  Tochter,  nachdem  diese  zur 
• imgfrau  sich  zu  entwickeln  beginnt,  inskandal0serWei.se 
er  Prostitution  zuzuführen  versucht,  diese  Tochter  jetzt 
im  kritischen  Momente,  wo  Rettung  noch  möglich,  nicht 
a genommen  werden  dürfen,  auch  wenn  das  16.  Lebens- 
jahr vielleicht  nur  um  einige  Monate  überschritten  ist? 
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Warum  soll  der  Staat  gewissenlosen  Eltern,  die  unter 
gröblichstem  ^lissbi'auch  ihres  Erziehungsrechtes  und  unter 
beharrlicher  Ablehnung  wohlgemeinten  unterstützenden 
Eingreifens,  ihre  Kinder  ohne  Rücksicht  auf  deren  körf)er- 
liche  Entwickelung  zu  jeglichem  sich  bietenden  Gelderwerb 
anhalten,  nur  um  sich  selbst  aller  Arbeit  enthalten,  leicht- 
sinnigem Leben,  Sjiiel  und  Trünke  sich  hingeben  zu  können, 
diese  Kinder  nicht,  unter  Aufhebung  eines  ekelerregenden 
Verhältnisses  abnehinen  und  in  eigene  Fürsorge  nehmen 
dürfen,  wenn  ihm  erst  nach  dem  16.  Lebensjahr  der  miss- 
brauchten Kinder  Kenntniss  von  der  Sachlage  wird? 

Wie  unglücklich  sind  die  Söhne  solcher  Familien, 
wenn  sie,  im  Volljährigkeitsalter  angekommen,  beim  Ver- 
gleiche mit  anderen,  unter  dem  Schutze  vernünftiger 
erfahrener  Menschen  herangezogenen  Altersgenossen,  fest- 
stellen müssen,  dass  sie  nichts  als  an  Gelegenheitsarbeit 
gebundene  raglöhner  sind,  w^ährend  den  Anderen  die  Welt 
zu  reichem  Enverb  geöffnet  ist. 

Der  Staat  kann  unmöglich  alle  Schäden  verhüten, 
aber  es  ist  doch  in  seinem  Interesse  gelegen,  die  Zahl 
solcher  Unglücklichen  thunliehst  zu  vermindern. 

Der  Staat  hat  meines  Erachtens  auch  ein  Interesse 
daran,  die  Verminderung  solcher  Existenzen  anzustreben, 
die  lediglich  auf  das  Einkommen  der  Kinder  gegründet 
sind  und  trotz  des  manchmal  erheblichen  Einkommens  es 
doch  zu  keinem  finanziell  und  sittlich  geordneten  Dasein 
biingen,  w^eil  in  unwirthschaftlicher  Weise  ein  unver- 
nünftiges Leben  geführt,  den  Kindern  zu  viel  Geld  und 
Fieiheit  gewährt  und  dadurch  eine  jede  Achtung  und 
eitel  liehe  Autorität  untergrabendes  Abhängigkeitsverhältniss 
geföidert  wird;  Verhältnisse,  aus  denen  jene  rohen 
Burschen  entstammen,  die  jeden  Mahnruf  zur  Ordnung 
mit  einem  Griff  nach  dem  Älesser  beantworten. 

Es  ist  gewiss  eine  beaehtenswerthe  Thatsache,  dass 
es  w enigei  ^Schwierigkeiten  bietet,  für  Strafentlassene 
. ungen  und  Mädchen  geeignete  Fürsorger  und  die  Mittel 
zu  Lehrverhältnissen  zu  finden,  als  die  Ablehnung  oder 
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die  offene  oder  geheime  Verhinderung  der  Fürsorge- 
ma,ssnahmen  durch  die  Eltern  zu  beseitigen. 

Wenn,  wie  im  badischen  Gesetze  festgelegt,  der  Staat 
das  Recht  hat,  die  Zwangserziehung  bis  zum  18.  in  ausser- 
gewöhnliclien  Fällen  sogar  bis  zum  20.  Lebensjalire  aus- 
zudehnen, darf  es  wohl  unbedenklich  erscheinen,  die  Ein- 
leitung der  Massregel  nicht  so  strenge  an  eine  Frist  zu 
binden. 

Es  sind  mir  Fälle  bekannt,  in  denen  wegen  nur 
kurzer  Ueberschreitung  der  Altersgrenze  eine  Einleitung 
der  Zwangserziehung  nicht  mehr  möglich  war  und  man 
die  verirrten  jungen  Menschen  nach  Erschöpfung  der 
übrigen  noch  zulässigen  Mittel  ihrem  offen  liegenden 
Untergange  entgegengehen  lassen  musste. 

Da  und  dort  Avird  auch  mit  Einleitung  der  erforder- 
lichen Schritte  zu  lässig  verfahren.  Es  widerspricht  , 

meines  Erachtens  der  Absicht  des  Gesetzes,  Avenn  man  I 

mit  dem  Anträge  auf  ZAvangserziehung  so  lange  zuwartet,  | 

bis  Verfehlungen  gegen  das  Strafgesetz  A^orliegen  oder 
die  Verwahrlosung  einen  Grad  erreicht  hat,  der  kaum 
mehr  oder  doch  nur  sclnver  eine  gründliche  Heilung  \xr- 
spricht. 

Nachdem  nunmehr  durch  die  Bestimmungen  des 
B.  G.-B.  Art.  1666  und  1838  und  Art.  135  des  Einf.-Ges. 
hierzu  ein  Aveiterer  erheblicher  Schritt  zum  Scliutze  gegen 
VerAvahrlosung  lUinderjähriger  gethan  ist,  sollte  auch  die  ji 

Eandesgesetzgebung  über  Zwangserziehung  einer  Durch-  p. 

sieht  unterzogen  Averden. 

Die  trefflichen  Schilderungen  von  :. 

Dr.  Appell  US,  Die  Behandlung  jugendlicher  Ver- 
brecher und  A^erAvahrloster  Kinder,  Berlin,  Gutten-  ’ 

berg’s  Verlag  1892, 

Dr.  Jaeger,  Zunahme  der  Verbrechen  und  Abhilfe, 

Leipzig,  Deichert’s  Verlag  1898, 

Katsch,  Jugendliches  Verbrecherthum,  Forbach 
i.  L.,  Albrecht’s  Verlag  1896, 
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Dr.  Schreiber,  Ueber  die  Nothwendigkeit  eines 
Zwangserziehungsgesetzes  zur  Bekämpfung  der 
jugendlichen  Kriminalität,  Kaiserslautern,  Verlag 
von  Eugen  Crusius 

wüiden  manchen  guten  Baustein  hiefür  zu  bieten  vermögen. 

Ich  könnte  zahlenmässig  den  Nachweis  führen,  dass 
die  Mehrung  der  Verbrechen  gegen  das  Lel)en  und  die 
staatliche  Ordnung:  Körperverletzung,  Widerstand,  Ge- 
fangenenbefreiung u.  s.  w.  ein  Ausfluss  völlig  ungenügen- 
der Ei'ziehung  sind.  Von  vielen  Bildern  hier  nur  eines: 
Ein  jugendlicher  Verbrecher  S,  wegen  Raubs  zu  3 Jahre 
Gefängniss  verurtheilt,  Anfangs  verschlossen  und  abstossend, 
später  zugänglicher  und  einsichtsvoll  geworden,  ausser 
Verband  mit  seinen  Angehörigen,  erhielt  nach  zweijähriger 
Gefangenschaft  einen  Br-ief  seiner  Eltern,  der  — offenbar 
mehr  für  die  Anstalt  als  den  Sohn  bestimmt  — Ermahn- 
ungen zu  Gottesfurcht  etc  enthielt.  Der  Sohn  antwortete: 
„Das  Wort  „Gott“  höre  ich  zum  ersten  Male  aus 
Eurem  ülunde.  Hätte  ich  es  früher  mehr  von  Euch 
gehört,  so  wäre  ich  nicht  ein  unglücklicher  Mensch 
und  Euch  wäre  Schande  und  Kurnnrer  erspart  ge- 
blieben“ etc. 

Im  Vollzüge  der  Zwangserziehung  müssen  wir  aller- 
dings in  vollem  Masse  das  bieten,  was  das  Eltern-  oder 
Pflegerhaus  nicht  bieten  konnte. 

Es  will  mir  auch  scheinen,  als  ob  eine  Entlastung  der 
Gemeinden  von  den  Kostenbeiträgen  zur  Zwangserziehung 
sich  empfehlen  w'ürde.  Es  w'ürde  dadurch  der  Sache  er- 
heblich genützt.  Jlan  darf  sich  nicht  verhehlen,  dass  die 
Zwang.serziehung  da  und  dort  und  namentlich  da,  wm  kleine 
arme  Gemeinden  in  Frage  kommen,  mehr  vom  Gesichts- 
punkte dei  finanziellen  Ojjfer  betrachtet  wird  und  recht- 
zeitige Schlitte  oft  lediglich  aus  solchen  finanziellen  Rück- 
sichten unterbleiben.  Hierdurch  würd  aber  eine  Reihe  sitt- 
licher Schäden  zur  Reife  gebracht.  Alle  die  zur  Antrag- 
ste  lung  beiufenen  Organe  würden  unabhängiger  in  ihren 
Massnahmen. 


Digitized  by  Google 


415 


Die  Frage,  ob  Familien-  oder  Anstaltserziehung  zu  bevor- 
zugen sei,  wird  nach  meinen  Erfahrungen  zweckmässig  von 
Fall  zu  Fall  entschieden.  Die  Familienerziehung  — der 
idealste  Erziehungsmodus  — ist  leider  nicht  in  dem  er- 
wünschten weiten  Umfange  durchführbar,  da  es  an  den  geeig- 
neten Familien  fehlt.  Leute,  die  zweifelsohne  zur  erfolgreichen 
Erziehung  geeignet  sind,  unterziehen  sich  der  mühsamen 
Arbeit  nicht,  solche  aber,  die  sich  selbst  um  Zuweisung 
von  Zöglingen  bewerben,  bieten  nicht  immer  die  unerläss- 
lich nöthigen  Eigenschaften,  auch  kommt  es  vor,  dass  eigene 
Vortheile  mehr  im  Vordergründe  stehen. 

Vom  Staate  organisirte  und  geleitete  oder  überwachte 
Erziehungsanstalten  bieten  solchen  Familien  gegenüber 
mehr  Sichei’heit  für  individualisirende  Behandlung  und 
daraus  sich  ergebende  vermehrte  Ei'ziehungserfolge.  Diese 
Bevorzugung  ist  schon  um  desswillen  gerechtfertigt,  weil 
mit  einer  ärztlich  überwachten  Verpflegung,  Lagerung  und 
Reinlichkeit,  religiöser  Geist,  die  körperlicdie  und  geistige 
Entwickelung  fördernder  Unterricht,  gewerbliche  und  land- 
wirthschaftliche  Anlehrung  verbunden  sind  und  die  Schäden 
unvernünftigen  Tabak-  und  Alkoholgenusses,  des  Wirth- 
schaften-  und  Tanzbodenbesuches,  die  Nachtheile  sonstiger 
Lustbarkeiten,  Liebschaften  u.  dergl.,  und  des  vergiftenden 
Einflusses  schlechter  Gesellschaft  eher  ferngehalten  werden 
können. 

Es  dürfen  allerdings  von  solchen  Anstalten  nicht  die 
gleich  günstigen  Erfolge  erwartet  werden,  wie  sie  in 
Erziehungshäusern  für  nicht  verwahrloste  Jugend  erreicht 
werden,  es  darf  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass 
in  Zwangserziehungsanstalten  sich  meist  von  Grund  aus 
vernachlässigte,  mit  Lastern  aller  Alt  behaftete  Zöglinge 
zusammenfinden  und  die  nur  schwer  zu  verhütende  gegen- 
seitige schlimme  Beeinflussung  nachtheilig  auf  die  Er- 
ziehungsarbeit rückwirkt. 


Nachschrift  des  Verfassers:  Noch  vor  der 

Drucklegung  vorstehenden,  Ende  1900  gefertigten  Aufsatzes 
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ist  durch  die  beiden  Kammern  der  Landstände  ein  von 
der  Grossh.  Bad.  Regierung  vorgelegtes  erweitertes  Zwangs- 
erzielumgsgesetz  zur  Annahme  gelangt,  das  nicht  nur  die 
Altersgrenze  für  die  Einleitung  der  Zwangserziehung  auf 
das  18.  Lebensjahr  hinaufrückt,  sondern  auch  weitreichende 
Bestimmungen  über  die  Bevormundung  durch  Beamte  der 
Armenverwaltung  vorsieht. 

Ich  begrüsse  dieses  Gesetz  mit  Freude,  dessen  segens- 
reiche Wirkung  nicht  ausbleiben  kann. 


lieber  Bereebnung  von  Haftkosten. 

Von  Gefilngni.ss-Iuspektor  Klubs  in  Landsberg  a.  W. 


Nach  § 11  Abs.  1 des  Regulativs  für  die  Verpflegung 
der  gerichtlichen  Gefangenen  vom  l.ö.  6.  72  sollen  bei  jeder 
volle  24  Stunden  und  darüber  dauernden  Haft  für  den 
Tag  der  Annalnne  gar  keine,  für  den  Tag  der  Entlassung 
aber  die  vollen  Vei'pflegungs-  und  Reinigungskosten  in 
Rechnung  gestellt  werden.  Nach  der  Erläuterung  zur 
Spalte  14  des  Gefangenbuches  1 in  der  Gefängnissordnung 
vom  21.  Dezember  1898  wird  dagegen  der  Tag  des  Eintritts 
(Annahme)  voll  und  der  Tag  des  Austritts  (Entlassung) 
nicht  gerechnet.  Diese  beiden  Vorschriften  scheinen  sich 
zwar  zu  widersprechen,  sie  bezwecken  jedoch  dasselbe, 
und  man  kann  beliebig  nach  dieser  oder  jener  handeln, 
ohne  etwas  Abweichendes  zu  erreichen.  Beide  Vor- 
schriften drücken  nur  aus,  dass,  wenn  Jemand  zu  einer 
bestimmten  Tageszeit  eine  Strafe  antritt  und  beispielsweise 
bei  einer  eintägigen  Strafe  am  nächsten  Tage  zur  selben 
Zeit  entlassen  wird,  er  dann  allerdings  an  zwei  Kalender- 
tagen im  Gefängniss  war,  da  aber  nach  § 87  Abs.  4 der 
Gefängnissordnung  der  Tag  zu  24  Stunden'' zu  rechnen  ist, 
diese  Zeit  nur  als  1 llafttag  zu  berechnen  ist  und  dann 
also  entweder  der  Tag  der  Annahme  oder  Entlassung  voll, 
der  andere  jedoch  nicht  gerechnet  werden  darf.  Der 
hierin  enthaltene  scheinbare  Widerspruch  ist  indessen  durch 
Reskr.  des  Justizministers  vom  19.  4.  1887  — Müller 
(IV.  Aufl.)  S.  1514  — beseitigt,  ln  jener  Verfügung  heisst 
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es  ausdrücklich:  „Der  Tag  des  Eintritts  wird  voll 
der  des  Austritts  dagegen  nicht  gezählt.“ 

Die  Cirk  -Verf.  vom  22.  3.  82.  I.  4716  bestimmt  hierzu 
noch  folgendes: 

„Ergiebt  sich  also  aus  der  Berechnung  der  Straf- 
dauer, dass  die  Entlassung  des  Gefangenen  an 
Qinem  bestimmten  Kalendertage  in  den  Stunden 
zwischen  12  Uhz’*)  Nachts  und  7 Uhr  Morgens  er- 
folgen müsste,  und  erfolgt  auf  Grund  der  Be- 
stimmung des  § 85  des  Reglements  (jetzt  § 87  der 
Gefängnissordnung)  die  Entlassung  in  Rücksicht 
auf  den  Dienst  schon  am  Abend  des  vorher- 
gehenden Kalendertages,  so  ist  dennoch  der  erst- 
gedachte Kalendertag  als  Verpflegungstag  in  Rech- 
nung zu  stellen“. 

Hiernach  könnte  es  als  unzweifelhaft  angesehen 
werden,  dass  Haftkosten  im  Allgemeinen  nur  für  volle 
24  Stunden  dauernde  Hafttage  berechnet  werden  sollen 
und  Abweichungen  nur  dann  zulässig  sind,  wenn  der  Haft- 
tag lediglich  deswegen  keine  volle  24  Stunden  dauert, 
weil  das  Ende  der  Strafe  in  die  Nachtzeit  fällt  und  die 
Entlassung  desshalb  vor  Ablauf  der  24  Stunden  (am  Abend 
um  6 Uhr)  erfolgt.  Es  kommen  indessen  auch  Strafen 
von  überhaupt  geringerer  Dauer  als  24  Stunden  vor. 
Wegen  Ungebühr  vor  Gericht  werden  Ordnungsstrafen  von 
6 bis  12stündiger  Dauer  verhängt,  und  es  fragt  sich  dann, 
ob  und  eventl.  in  welcher  Höhe  hierbei  Haftkosten  zu 
berechnen  sind.  In  dieser  Hinsicht  kommen  allerdings 
verschiedene  Auslegungen  vor,  denn  selbst  bei  Ordnungs- 
strafen von  östündiger  Dauer  sind  mehrfach  die  vollen 
Haftkosten  berechnet  worden,  und  auch  der  Rcchnungs- 
revisor  eines  Oberlandesgerichts,  mit  dem  ich  hierüber 
sprach,  hielt  dies  für  richtig. 

Absolut  bestimmte  Vorschriften  giebt  es  freilich  für 
solche  Fälle  nicht;  wir  finden  nur  die  bestimmte  Vorschrift 
der  Berechnung  von  Haftkosten  bei  vollen  24  Stunden. 
Dagegen  heisst  es  im  Abs.  2 des  § 11  des  Regulativs  für 
die  Verpflegung  der  gerichtlichen  Gefangenen  (v.  15.  6.  72): 

„Bei  geringerer  Haftdauer  erhält  der  Gefangen- 
aufseher für  jeden  Gefangenen,  welcher  nur  eine 

*)  Nach  dem  Wortlaut  der  §§  26  letzter  Abs.  und  87  Abs.  6 
der  Gefängnissordnung’  vom  21.  12  98.  müsste  es  heissen:  „zwischen 
6 Uhr  Abends  und  7 Ulir  Morgens“.  Klubs. 
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6stündige  Haft  verbüsst,  gar  keinen  und  für 
Gefangene,  welche  mehr  als  sechs  Stunden  im 
Gefängniss  bleiben,  den  vollen  Tagessatz.“ 

Das  wäre  ja  immerhin  ein  Anhalt,  und  wenn  die 
Staatskasse  bei  mehr  als  Gstündiger  Haft  die  vollen 
Verpflegungskosten  an  den  Gefangenaufseher  zahlt,  so 
muss  sie  dem  Inhaftirten  die  Kosten  auch  in-Recdmung  stellen. 
Hiernach  habe  ich  denn  auch  stets  gehandelt;  bei  Strafen 
von  6stündiger  Dauer  habe  ich  keine  und  bei  längerer  Haft 
stets  den  vollen  Tagessatz  berechnet.  Dabei  halte  ich 
es  für  ausschlaggebend,  wie  hoch  die  Strafe  nach  dem 
Erkenntniss  lautet.  Würde  beispielsweise  ein  Gefangener 
eine  Ordnungsstrafe  von  12  Stunden  am  Nachmittag  um 
1 Uhr  an  treten,  und  bereits  nach  Verbüssung  von  5 Stunden 
gemäss  § 87  der  Gefängnissordnung  am  Ab^end  um  6 Uhr 
zu  entlassen  sein,  so  würde  ich  dennoch  den  vollen  Tages- 
satz in  Rechnung  stellen.  Eine  allgemeine  klärende  Ver- 
fügung dürfte  in  dieser  Hinsicht  immeidiin  erwünscht  sein. 

Bei  dieser  Gelegenheit  gestatte  ich  mir  noch  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  dass  sieh  die  Hafikosten  (80  Pf. 
pro  Tag)  nach  der  allgem.  Verf.  vom  22.  3.  83  für  diejenige 
Zeit,  während  der  dem  Gefangenen  gestattet  wurde,  sich 
selbst  zu  beköstigen,  um  30  Pf.  pro  Tag  ermässigen. 
Auch  gegen  diese  Vorschrift  dürfte  zuweilen  verstossen 
werden,  weil  die  Berechnung  der  Haftkosten  und  die  Aus- 
führung bezw.  Berechnung  der  Gefangen- Verpflegung  nicht 
immer  in  einer  Hand  liegen. 
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Auszug 

aus  dem  Bericht  des  Kgl.  würtlemb.  Justizministeriums 

betreffend  die 

Verwaltung  und  den  Zustand  der  gerichtlichen 
Strafanstalten 

für  die  Zeit  vom  1.  April  1900  bis  31.  März  1901. 


1876 

3027 


!■  Organisation. 

Aeud^un'/eu  keine 

2.  Zahl  und  Art  der  Gefangenen. 

h«hertrslraÄ^„^t'TaSes^  “ eäurmtlicheu 

Bis  zum  31.  März  1901  sind  zugegangen 

a)  neu  eingeliefert  .... 

b)  von  Untersuchungsbeliörden,  von  Irren- 

anstalten, nach  bewilligter  Strafunter- 
brechung, nach  vorangegangener  Ent- 
weichung zurückgeliefert  ....  355 

c)  von  anderen  Strafanstalten  übernommen  121 

zusammen  5379 

gegen 

1892  1893  1894  1895  1896  1897  1898  1899 

5498  0339  5220  4958  5259  5407  5428  5463 

tni»  1^01  Durchschnittsstand  der  Gefangenen  be- 

S 821,  uni  36,64%  Gefangene  weniger  als  im  Jahre  1899. 

das  Durchschnitts-Gefangenenstand  gegen 

aas  Vorjahr  zurückgegangen.  ® ° 

einem  durchschnittlichen  Stand  von  1821  Ge- 
die  ortsanwesende  Bevölkerung 
(nach  Dezember  1900  mit 

Sin 2 165  765  Einwohnern  0,084  % 

der  Ge.samintzahl  der  Neueingelieferten  (3027) 
oetrug  die  Zahl  der  Rückfälligen  50,15  % 

Blatter  für  Gefingnisskunde.  XXXVI.  g 
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gegen 

1892  1893  1894  1895  1890  1897  1898  1899 

% % % % % % % % 

O0,18  50,57  54,73  52,56  50,08  48,26  47,16  49,67 

Die  dnrchsclmUtliche  Strafdauer  der  im  Jahr  1900 
neueingelieferten  Gefangenen  betrug  iin  Zellengefängniss 
Heilbronn 


bei  jugendlichen  Gefangenen  . . 

Jahr 

Monate 

5 

Tage 

2 

bei  erwachsenen  Gefangenen  . 



8 

24 

Zuchthaus  Stuttgart 

8 

9 

7 

„ Ludwigsburg  .... 

2 

4 

14 

Landesgefängniss  Hall  .... 



5 

15,9 

„ Rottenburg  . . 

Strafanstalt  Gotteszell 

— 

3 

20,4 

Zuchthausgefangene 

1 

7 

27 

Gefängnissgefangene 



5 

8 

Jugendliche  Gefangene  .... 

— 

6 

2 

3.  Finanzielle  Ergebnisse. 

Der  Gesammtaufwand  auf  die  Strafanstalten,  ein- 
schliesslich der  Kosten  des  Strafanstaltenkollegiums,  des 
Beitrags  von  1715  M.  an  den  Verein  zur  Fürsorge  für  ent- 
lassene Strafgefangene,  des  Beitrags  für  die  Rettungsanstait 
tur  altere  evangelische  Mädchen  in  Leonberg  mit  430  51 , 
1000  M.  an  die  Anstalt  für  entlassene 
weibliche  Strafg-efangene  evangelischer  Konfession  in  Ur- 
bach und  des  Beitrags  von  800  M.  an  die  Rettungsanstalt 
zum  guten  Hirten  für  Mädchen  katholischer  Konfession  im 
Schloss  Neresheim  betrug  im  Jahre  1900:  1465  609  M. 
01  Pfennig. 

Hiervon  wurden  durch  die  eigenen  Einnahmen  der 
Anstalten  gedeckt  963  218  M.  73  Pf.,  wonach  eine  Mehraus- 
gabe von  O02  390  M.  28  Pf.  zu  decken  blieb. 

loo  1 1 7 Zuschuss  der  Staatskasse  betrug  jedoch 

nur  4.»y  i n M 34  Pf.,  somit  weniger  Zuschuss  3272  M.  94  Pf , 
der  Jlehrausgaben  von  den  Resteinnahinen 
Jahres  gedeckt  werden  konnte. 
7iio-i-ni!a  1 ‘^'ii^ölnen  Strafanstalten  berechnete  sich  unter 
lei'^pt-pn  der  Staatskasse  für  dieselbenge- 

leistetei  Zuschusses  von  484702  M.  11  Pf.  (nämlich  499 117  M. 

. untei  Abzug  des  .Aufwands  unter  Titel  1—5  des 
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Etatskapitels  12  mit  14415  M.  23  Pf.)  der  Durchschnitts- 
aufvvand  des  Staats  auf  einen  Gefangenen  bei  einem  Durch- 
sehnittsstand  von  1821  Gefangenen  folgendermassen : 
Zellengefängniss  Heilbronn  (mit  Jugend- 


abtheilung)   322  M.  1 1 Pf. 

Zuchthaus  Stuttgart 414„8l„ 


Zuchthaus  Ludwigsburg  (einschl.  Filial- 
strafanstalt),  Anstalt  für  gebrechliche 
Gefangene,  — Invalidenstrafanstalt  — 
undCivilfestungsstrafanstalt  aufHohen- 


asperg  267  „ 42  „ 

Landesgefängniss  Hall 183  „ 74  „ 


Landesgefängniss  Rottenburg  ....  165  „ 54  „ 
Strafanstalt  für  weibliche  Gefangene  in 

Gotteszell  (mit  Jugendabtheilung)  . . 400  „ 85  „ 
Her  Durchschnittsaufwand  des  Staates  auf  einen  Ge- 
fangenen überhaupt  aber  betrug  266  M.  17  Pf. 

Der  durchschnittliche  Betrag  der  Verpflegungskosten 
(Nahrung,  Kleidung,  Lagerstätte,  körperliche  Reinlichkeit, 
Ki’ankenpflege  etc.)  berechnete  sich  bei  einem  Gesannnt- 
aufwand  von  .301  040  M.  34  Pf.  und  einer  Mittelzahl  von 
1821  Gefangenen  auf  165  M.  32  Pf.,  während  er  sich  im 
Vorjahr  bei  einem  Gesammtaufwand  von  321  393  M.  32  Pf. 
und  einer  Mittelzahl  von  1857,64  Gefangenen  auf  173  M. 
01  Pf.  belaufen  hat. 

Bei  den  einzelnen  Strafanstalten  betrug  der  durch- 
schnittliche Verpflegungsaufwand  auf  einen  Gefangenen: 


in 

Heilbronn 

...  167  M.  03  Pf, 

7) 

Stuttgart  . . 

. . . 198  „ 08  „ 

n 

Ludwigsburg 

. . . no  „ 49  „ 

Hall  . . . 

. . . 169  „ 37  „ 

Rottenburg  . 

. . . 156  „ 82  „ 

n 

Gotteszell 

. . . 134  „ 09  „ 

4.  Beschäftigung  der  Gefangenen. 

Von  den  im  Etatsjahr  1900  durchschnittlich  vorhan- 
denen 1821  Gefangenen  waren  durchschnittlich  beschäftigt 

1.  mit  Handarbeiten 

j a)  auf  auswärtige  Bestellungen  ....  209,8 

b)  in  eigener  Regie 205,8 

2.  im  Gewerbebetrieb  der  Strafanstalten  . 960,7 

i zusammen  1376,3 

i 
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Wegen  Krankheit,  Alter  und  Gebrechlichkeit,  wegen 
Dunkelarrest,  einsamer  Haft  mit  Versagung  der  Arbeit 
u.  s.  w.  blieben  von  den  durchschnittlich  vorhandenen 
1821  Gefangenen  durchschnittlich  148,4  Gefangene  un- 
beschäftigt. 

Der  Verdienst  der  Gefangenen  mit  Ijohnarbeiten  (oben 
Ziff.  a und  b)  d h.  die  baar  zur  Kasse  der  Strafanstalten 
geflossenen  Einnahmen  für  Lohnarbeiten  in  Verbindung  mit 
den  in  durchlaufender  Verrechnung  für  die  Regiearbeiten 
angesetzten  Lohnbeträgen  (60  Pf.  pro  Tag  in  den  Männer- 
strafanstalten und  40  Pf.  pro  Tag  in  der  Weiberstraf- 
anstalt)  betrug  nach  den  Anstaltsrechnungen  im  Jahre  1900 
129  336  M.  33  Pf. 

Es  beliefen  sich  ferner  die  Einnahmen  der  Straf- 
anstalten aus  dem  Gewerbebetrieb  (oben  Ziff.  2),  d.  h.  die 
Einnahmen  aus  den  in  den  Strafanstalten  hergestellten 
Fabrikaten  und  sonstigen  Erzeugnissen,  insbesondere  auch 
die  Einnahme  aus  dem  landwirthschaftlichen  Betrieb  an 
dem  Landesgefängniss  Rottenburg  einschliesslich  des  Er- 
löses aus  gewerblichen  Abfällen  und  alten  Gewerbegeräih- 
schaften  im  Jahre  1900  auf  755  440  M.  81  Pf. 

Unter  Hinzurechnung  des  Verdienstes  aus  Lohnarbeiten 
ergiebt  sich  sonach  eine  Gesammtein nähme  aus  der  Be- 
schäftigung der  Gefangenen  pro  1900  mit  884  777  M.  14  Pf. 

Stellt  man  dieser  Roheinnahme  gegenüber  den  Auf- 
wand auf  die  Beschäftigung  der  Gefangenen 
mit  Lohnarbeiten  im  Betrage  von  . . . 19  548  M.  54  Pf- 

sowie  den  Aufwand  auf  den  Gewerbebetrieb 
(in  sich  begreifend  insbesondere  den  Auf- 
wand auf  die  Arbeitsmaterialien)  mit  . . 464  463  M.  72  Pf- 

zusammen  also  von  . 484  012  M.  26  Pf. 

so  ergiebt  sich  als  rechnungsmässiger  Reinertrag  der  Ge- 
fangenenarbeit in  den  Strafanstalten  für  das  Jahr  1900  der 
Betrag  von  400  764  M.  88  Pf. 

Es  entfällt  sonac-h,  wenn  ein  Durchschnittsstand  von 
1821  Gefangenen  zu  Grunde  gelegt  wird  auf  einen  Ge- 
fangenen ein  Arbeitserträgniss  von  220  M.  08  Pf.  für  das 
Jahr  und  von  73,36  Pf.  für  den  Tag,  das  Jahr  zu  300  Ar- 
beitstagen gerechnet  oder,  wenn  nur  der  Durchschnittstand 
der  beschäftigten  Gefangenen  mit  1376,3  zu  Grunde  ge- 
legt wird,  auf  einen  Gefangenen  ein  Arbeitserträgniss  von 
219  M.  19  Pf.  für  das  Jaln*  und  von  97,06  Pf.  für  den  Tag, 
das  Jahr  gleichfalls  zu  300  Arbeitstagen  gerechnet. 
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Der  bei  der  Aufstellung  des  Reinertrags  der  Ge- 

dTe^n^tTp^  m Abzug  gebrachte  N e b en  ver- 

dienst der  Gefangenen  betrug  im  Ganzen  52  918  M.  11  Pf 
^^J^phschiutt  für  einen  Gefangenen  29  M.  06  Pf.  ’ 
Für  erlaubte  Kostzulagen  wurden  von  den  Ge- 
fangenen mi  Ganzen  verwendet  27  855  M.  37  Pf.,  im  Durch- 
schnitt von  einem  Gefangenen  15  M.  30  Pf. 


5.  Betragen  der  Gefangenen. 

^^sziphnarstrafen  entfielen  auf  100  Gefangene 
«0,67  % gegen  70,68  % im  Vorjahr.  uerangene 

6.  Gesundheitszustand  der  Gefangenen. 

sich  sind  von  4964  Gefangenen,  welche 

anste  des  Berichtsjahrs  im  Ganzen  in  den  Straf- 

Sorten  u männliche  und  2 weibliche) 

öCstorben,  i\as  einem  Prozentsatz  von  0,36  entspriclit. 

10  während  des  Beriehtsjahres 

iU  Strafgefangene  untergebracht. 

diespr^inp.^^^?^^”?®  passenden  Unterbringung 

anstaltpii  deren  Aufnahme  in  die  allgemeinen  Irren- 

am>h  in  ^ Schwierigkeiten  stösst,  ist 

p f R^nchtvSjahr  wieder  liervorgetreten. 

neup  diesem  Jahr  wieder  das  auf  die 

7.  Gottesdienst  und  Unterricht. 

fmid  in  Stuttgart  unter  Ersatz  der 
evflS-^T  Theilnehmer  je  eine  Konferenz  der 

{.Vr  der  katholischen  Ilausgeistlichen  behufs 

. orterung  von  Berufsangelegenheiten  und  Austausch  von 
Gebiete  der  Gefängnissseelsorge  statt, 
oüicne  Konferenzen  sind  auch  für  die  Zukunft  in  Aussicht 
öenonimen. 

bp<ii,Pi?r  derjenigen  Gefangenen,  w'elche  die  Schule 

mhn^r  t"’  ^001:  372,  und  zwar  334 

wpikr'i  ^ weibliche  (gegen  337  männliche  und  34 

weibliche  des  Vorjahrs). 
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Bericht 

über  die 

Arbeiten  der  auf  Grund  des  Beschlusses  der  Vereins- 
Versammlung  in  Nürnberg  ernannten  Bibliotheks- 
Kommission. 


Die  vom  Ausschuss  eingesetzte  Kommission  zur  Be- 
arbeitung eines  Musterkataloges  für  Gcfängnissbibliotheken 
hat  das  in  sie  gesetzte  Vertrauen  vollauf  gereclitfertigt. 
Die  Herren  Mitglieder  derselben  haben,  unterstützt  von 
ihrem  reichen  Wissen  und  ihrer  Erfahrung,  in  gewissen- 
hafter Verwerthung  der  durch  die  Versammlung  in  Nürn- 
berg gegebenen  Gesichtspunkte  so  emsig  gearbeitet,  dass 
sie  bereits  in  der  Lage  waren,  dem  Ausschuss  folgenden 
Thätigkeitsbericht  zu  übersenden.  Die  Herren  Birkigt, 
Dr.  Jacobs  und  Dr.  Jaeger  haben  überdies  noch  das 
angeschlossene  von  Herrn  Dr.  Jaeger  verfasste  Gutachten 
eingereicht,  welches  wir  hiermit  den  Lesern  ebenfalls  zur 
Kenntniss  bringen. 

Die  Redaktion. 


I.  Bericht  über  die  Thätigkeit  der  Bibliothek-Kommission. 

Zwickau,  30.  Scptcinber  t902. 

Die  zufolge  Beschlusses  des  Vereins  der  deutschen 
Strafanstaltsbeamten  eingesetzte  Kommission  zur  Her- 
stellung und  ständigen  Fortf  ührun  ge  ines  Muster- 
katalogs für  Strafanstaltsbücliereien,  bestehend 
aus  den  Herren  Oberjustizrath  Egger t- Stuttgart  als 
V ersitzender , Pfarrer  Dr.  Jacobs-  Werden , Pfarrer 
Dr.  Jaeger-Ebrach  und  dem  Unterzeichneten,  hatte  sich 
am  22.  August  ds.  Js.  in  Frankfurt  a.  M.  zu  einer 
Bespi'echung  eingefunden.  Herr  Anstaltslehrer  Zender- 
Siegburg,^  der  nach  Mittheilung  des  Vorsitzenden  noch 
nachträglich  der  Kommission  beigetreten  ist  war  am 
Erscheinen  behindert. 
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Da  aus  den  Berichten  über  die  Nürnberger  Vereins- 
versammlung die  Vorgänge,  welche  zur  Bildung  der 
Kommission  geführt  haben,  allseitig  bekannt  waren,  so 
konnte  ohne  weiteres  in  die  Verhandlungen  über  die  Auf- 
gaben der  Kommission  eingetreten  werden.  Es  wurde 
nach  dem  Referate  des  Vorsitzenden  über  Folgendes 
berathen  und  Beschluss  gefasst: 

1.  Die  Aufschrift  des  Katalogs  soll  lauten: 

„Musterverzeichniss  derjenigen  Bücher,  welche 
zur  Anschaffung  für  Gefangenenbüehereien  geeignet 
sind.  Im  Aufträge  des  Ausschusses  des  Vereins 
der  deutschen  Strafanstaltsbeamter  bearbeitet  von 
einer  Kommission“. 

2.  Dem  Biicherverzeichniss  soll  ein  Vorwort  voraus- 
geschickt  werden,  welches  anknüpfend  an  die  bezüglichen 
Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  Nürnberger  Vereius- 
versammlung 

a)  die  Gesichtspunkte  und  Grundsätze  darlegt, 
die  für  die  Auswahl  der  Bücher  bestimmend 
gewesen  sind.  Diese  ergeben  sich  aus  den  idealen 
Absichten  des  Strafvollzugs  und  gipfeln  in  der 
Forderung,  dass  die  Bibliothek  zu  ihrem  Theile 
beitragen  soll  zur  Bekämpfung  des  Rückfalls  durch 
Belehrung  und  Aufklärung  der  Unwissenheit  und 
des  Irrthums,  durch  Förderung  und  Pflege  der 
Verstandes-  und  Herzensbildung,  wodurch  die 
religiös-sittliche  Erneuerung  des  Gefangenen  bewirkt 
und  seine  bürgerliche  Rehabilitirung  ermöglicht 
beziehungsweise  erleichtert  werden  soll.  Hiernach 
bestimmen  sich  auch  Umfang  und  Eintheilung 
der  Bücherei.  Nach  dem  von  unserem  Strafvollzüge 
anerkannten  Grundsätze  der  Individualisirung  hat 
sie  nicht  blos  die  beiden  Geschlechter  und  deren 
Altersstufen  zu  berücksichtigen,  sondern  ins- 
besondere auch  der  verschiedenen  Veranlagung 
und  Erziehung,  den  Berufs-  und  Bildungsverhält- 
nissen wie  den  religiösen  Glaubensbekenntnissen 
der  Gefangenen  gerecht  zu  werden. 

Die  Berücksichtigung  solcher  Verschieden- 
heiten soll  in  dem  Biicherverzeichniss  durch 
bestimmte  Zeichen  kenntlich  gemacht  werden. 
So  können  beispielsweise  Bücher,  welche  nur 
für  weibliclie  Personen  passen , mit  einem  vor- 
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gesetzten  „W“,  solche,  welche  nur  für  Katholiken 
bestimmt  sind,  mit  einem  „K“  bezeichnet  werden 
u.  s.  f. 

Für  die  jugendlichen  Gefangenen  ist 
ein  besonderes  Bücher  - Verzeichniss 
aufzustellen. 

b)  Weiter,  erscheint  es  angezeigt,  im  Vorwort  die 
Aufgaben  des  Gef  ängniss-Biblioth  ekars 
zu  behandeln.  Mancherlei  Erfahrungen  haben 
gezeigt,  dass  die  Verwaltung  und  Austheilung  der 
Bücher  nicht  immer  nach  den  für  uns  massgebenden 
Gesichtspunkten  und  Grundsätzen  gehandhabt 
werden.  Die  Kommission  erachtet  es  als  ihre 
Pflicht,  auch  hierin  klärend  und  fördernd  zu 
wirken,  wenn  anders  nicht  ihre  Arbeit  illusorisch 
sein  soll. 

c)  Auch  für  die  Einführung  einer  Leseordnung 
durch  Ermöglichung  einer  schnellen  und  übersicht- 
lichen Kontrolle  der  Leser  und  Bücher  will 
das  Vorwort  Rathschläge  ertheilen,  sowie  Mass- 
regeln  gegen  Missbrauch  empfehlen. 

3.  Die  Bücher  werden  folgendermassen  gruppirt 
werden : 


A.  Bücher  zur  religiösen  Erbauung  und  Belehrung. 

1.  Bücher  zur  Erbauung  (Andachts-,  Gebet-  und 
Predigtbücher). 

2.  Bücher  zur  Belehrung  (Glaubens-  und  Sitten- 
lehre. Kirchengeschichte.  Theben  der  11  eiligen. 
Mission). 

Motive:  Der  materialistischen  Welt-  und  Lebens- 
anschauung muss  die  chi-istliche  gegenüber- 
treten, und  so  darf  es  selbstverständlich  neben 
religiösem  Einfluss  auch  nicht  an  religiösen 
Büchern  in  einer  Strafanstalt  beziehungsweise 
in  der  Gefangenen  - Bücherei  fehlen;  sie  sind 
vielmehr  als  ein  wichtiges  seelsorgerisches  Hilfs- 
mittel zu  betrachten,  .so  dass  der  Geistliche  da, 
wo  er  es  ajigebraeht  hält,  ein  solches  Buch  in 
die  Hände  der  Gefangenen  zu  geben  in  der 
Lage  sein  muss. 
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B.  Bücher  zur  allgemeinen  Belehrung. 

3.  Geschichte  (Welt-,  deutsche-  und  Landes- 

Kulturgeschichte. 

4.  Länder  - und  Völkerkunde  (Reisebeschreib- 
ungen und  Atlanten). 

5.  Naturkunde. 

6.  Handel  und  Gewerbe.  (Volks-,  Land-  und 
Hauswirthschaft.  Fachschriften.) 

C.  Bücher  zur  bildenden  Unterhaltung. 

7.  Romane  und  Erzählungen. 

^ Literaturen  deutschen,  b)  aus  fremden 

Anmerkung:  Bei  ihrer  Auswahl  ist  in  erster  Linie 
«7  ästhetischer  oder  literaturgeschichtlichcr 
Werth  nicht  die  Rangordnung  des  Dichters  — - 
massgebend,  sondern  ihr  sittlicher  Gehalt  und 
die  Werthung  ihres  veredelnden  Einflusses  auf 
die  Gefangenen. 

Romane  etc.,  speziell  geschichtliche,  mit 
konfessioneller  Tendenz,  sind  auszu- 
schliessen. 


D.  Bücher  vermischten  Inhalts. 

G-^ebensweisheit  — Gesundheitslehre  — Soziale 
brage  — Fortbildungsschul-,  Lehr-  und  Lese- 
bücher — Fremdsprachliche  Lehrbücher  u.  a. 
Gesetzbücher  sind  auszuschliessen). 

Eintheilung  enthält  auch  die  Jugend- 

oucherei. 

geeigneten  Büchern 
Ollen  durch  Aufforderung  im  Buchhändler -Börsenblatte 
a f h:  K werden,  ihre  Werke  zur  Prüfung 

e betr.  Kommissions-Jlitglieder  einzusenden. 

arössiPn^P  der  P r ü f u n g der  B ü eher  ist  mit  der 
grössten  Genauigkeit  zu  verfahren.  Sie  darf  nicht  nach 

AWw!.  erfolgen,  der  ganze  Seiten  und 

® überspringt,  um  sich  möglichst  schnell  ein 
allgemeines  Urtheil  über  ein  Buch  bilden  zu  können 


it  • 
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sondern  sie  müssen  nach  Art  des  Korrektors  Zeile  für 
Zeile  gelesen  werden,  damit  nichts  übersehen  bleibe,  was 
den  leitenden  Gesichtspunkten  zuwiderläuft. 

Die  Aufgabe  der  Kommission  ist  daher  eine  sehr 
zeitraubende,  umfang-  und  arbeitsreiche,  zumal  die  Absicht 
besteht,  möglichst  schon  der  nächsten  Vereinsversammlung 
in  Stuttgart  das  Mustorbücherverzeichniss  vorzulegen. 

7.  Die  Bearbeitung  desselben  ist  gruppenweise 
unter  die  Mitglieder  der  Kommission  vertheilt  worden. 
Es  haben  übernommen 

Gruppe  A : Pfarrer  Dr.  Jacobs,  (kath.) 

„ „ Jaeger,  (evang.) 

„ B:  Strafanstaltslehrer  Zender,  (kath.) 

Anstaltskatechet  Birkigt,  (evang.) 

„ 0:  Oberjustizrath  Eggert 

„ D:  Strafanstaltslehrer  Zender. 

Anstaltskatechet  Birkigt. 

Von  denselben  wird  gleichermassen  das  Verzeichniss 
für  die  Jugendbücherei  bearbeitet. 

8.  Eine  eingehende  Erörterung  fand  die  Frage  der 
Zulassung  unserer  illustrirten  Zeitschriften.  Der 
Vorsitzende  wies  zunächst  auf  dasjenige  hin,  was  von 
einigen  Gutachtern  der  Nürnberger  Versammlung  (Blätter 
f.  Gef.-Kunde  Bd.  35,  S.  86,  254,  Bd.  36,  S.  192)  für  und 
wider  dieselben  gesagt  worden  ist.  Sodann  führte  er 
weiter  Folgendes  aus; 

Zunächst  müsse  von  vornherein  das  festgestellt  werden, 
dass  unsere  s ä m m 1 1 i c h e n illustrirten  Zeit- 
schriften ohne  Unterschied  an  sich  keine 
Rücksicht  nehmen  und  nehmen  können  auf 
die  Forderungen  und  Bedürfnisse  unseres 
Strafvollzuges  und  unserer  Gefangenen- 
be  Völker  ung.  Der  Hinweis  darauf,  dass  sie  in  unseren 
guten  bürgerlichen  Kreisen,  dass  sie  selbst  in  unseren 
chrisilichen  Häusern  F a m i 1 i e n b 1 ä 1 1 e r geworden  seien, 
beweise  noch  nichts.  Jlan  dürfe  nicht  vergessen,  dass 
hier  ganz  andere  Voraussetzungen  bei  den  Lesern 
zutreffen,  ganz  andere  religiös-sittliche  und  intellektuelle 
Qualitäten  vorhanden  seien,  die  nöthigenfalls  ein  schützendes 
Korrektiv  bilden.  Da  wachen  auch  Väter  und  Jlüttcr 
oder  Geschwister,  um  den  geistig  weniger  Gereiften  vor 
unzeitiger  Kost  zu  bewahren  oder  solche  unschädlich  zu 
machen ; unseren  Gefangenen  gegenüber  haben 
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wir  allein  die  Verantwortung  für  das,  was  sie 
zu  lesen  bekommen.  Dass  aber  auch  diese  sogenannten 
Familienblätter  und  selbst  die  mit  christlich-konservativem 
Programm  nicht  immer  auch  für  unsere  Gefangenen  die 
geeignete  Lektüre  seien,  das  habe  ihn.  der  dieselben 
(„Daheim“,  „Deutscher  Hausschatz“,  „Alte  und  Neue  Welt“) 
selber  in  seiner  Strafanstalt  eingeführt,  sie  aber  auch 
persönlich  kontrolirt  habe,  die  Erfahrung  gelehrt,  so  dass 
er  in  einer  Reihe  von  Fällen  ganze  Nummern  habe  unter- 
schlagen oder  Seiten  verstümmeln  müssen.  Es  ergebe 
.sich  das  auch  aus  der  ganzen  heutigen  Verfassung  dieser 
Journale,  die  in  dem  allgemeinen  grossen  Konkurrenzkämpfe 
gezwungen  seien,  der  Geschmacksrichtung  des  grossen 
Publikums,  in  dem  sie  eben  ihre  Leser  zu  gewinnen 
suchen,  und  seinem  unruhigen  Sensationsbedürfniss  die 
weitesten  Zugeständnisse  zu  machen.  Das  zeige  sich  in 
der  Auswahl  ihrer  Romane,  wie  in  der  Behandlung 
aktueller  Zeit-  und  Streitfragen.  Auch  unsere  illustrirten 
Familienblätter  und  selbst  solche  mit  ausgesprochener 
christlicher  Tendenz  bringen  ab  und  zu  Verbrecherromane 
und  ähnliches,  Abhandlungen  und  Auslassungen  über 
Verbrecherthum,  Strafvollzug,  Todessl  rafe,  Strafrechtsreform 

— für  und  wider  im  Farbenschiller  ihrer  Tendenz  und 
Autorschaft;  auch  sie  haben  ihre  recht  geräumige  Ecke 
für  das  neueste,  wms  in  der  Welt  passirt.  Allein  Berichte 
und  Kommentare,  wie  sie  beispielsweise  über  den  Mord- 
prozess in  Gumbinnen  oder  über  die  Ermordung  des 
Präsidenten  Mac  Kinley  auch  diese  Blätter  gebracht 
haben,  könne  er  für  die  Gefangenen  als  ebenso  w^enig 
empfehlenswerth  erachten,  wie  die  Schilderungen  über  den 
Millionenaufwand  zur  Krönung  Königs  Eduai'd  von  England. 

— Auch  die  politischen  Zeitberichte  sclnvanken  oft  von  der 
Parteien  Gunst  und  Hass  verwdrrt  in  einer  Weise,  die  dem 
geschichtlichen  Thatbestande  nicht  immer  gerecht  werde. 
So  kommt  der  Vorsitzende  zu  der  Gesammterwägung, 
dass  unsere  vorhandenen  illustrirten  Zeitschriften,  da  sie 
durch  ihren,  wenn  auch  nur  theilweisen  Inhalt  direkt  und 
indirekt  die.  Absichten  unseres  Strafvollzuges  ungünstig 
und  störend  beeinflu.ssen  können,  aus  unserem  Bücher- 
verzeichniss  und  aus  unseren  Strafanstalten  aiisz  li- 
sch Hessen  seien.  Sie  seien  für  ihn  auch  nicht  zu 
retten  durch  den  lliniveis  auf  den  illustrativen  Schmuck 
Auch  dieser  habe  im  Besonderen  für  unsere  Gefangenen 
meist  nur  einen  sehr  relativen  Werth.  Mit  Recht  und 
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gutem  Grunde  werde  neuerdings  die  Forderung  erhoben, 
durch  Verbreitung  und  Darbietung  guter  Bilder  von 
künstlerischem  Werthe  auch  die  ästhetische  Erziehung 
und  Bildung  des  Volkes  anzubahnen  und  zu  fördern. 
Diese  Forderung  vermögen  indess  die  wenigsten  unserer 
Zeitungsillustrationen  zu  verwirklichen.  Die  Bilderfülle 
aber,  die  der  Veranschaulichung  der  Zeitereignisse  dient, 
werde  für  die  weniger  gebildeten  (Gefangenen)  Leser  oft 
zur  Hauptsache,  überwuchere  und  ersticke  das  Interesse 
an  eigenem  Nachdenken,  gewähre  mehr  ein  Spiel  ober- 
flächlicher Zerstreuung  als  Anregung  zu  geistiger  Ver- 
tiefung. Nicht  selten  sei  dieser  Bilderschmuck  auch  von 
einer  Beschaffenheit,  dass  darin  für  manche  erotisch  ver- 
anlagte Gefangene  eine  sittliche  Gefahr  verborgen  sei. 
Die  diesbezüglichen  Ausführungen  in  dem  Gerl’schen 
Gutachten  (Blätter  für  Gefängnisskunde  Bd.  35,  S.  254) 
seien  durchaus  zutreffend  und  auch  durch  seine  Erfahrungen 
bestätigt  worden. 

Mit  diesen  Ausführungen  des  Vorsitzenden  erklärten 
sich  auch  die  übrigen  Mitglieder  der  Kommission  vollkommen 
einverstanden.  Die  Thatsache  aber,  dass  gerade  diese 
illustrirten  Journale  wie  allerorts  auch  von  den  Gefangenen 
verhältnissmässig  am  meisten  begehrt  sind,  lässt  die 
Kommission  bedauern,  in  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  auf  ein 
Mittel  verzichten  zu  müssen,  das,  von  den  rechten  Händen 
zubereitet  und  zugerichtet,  eine  ausserordentlich  wichtige 
und  einflussreiche  Potenz  zur  Erreichung  der  idealen 
Zwecke  des  Strafvollzuges  bedeuten  würde.  Die  Anregung 
von  Pfarrer  Dr.  J a e g e r , ob  hier  nicht  auch  eine  Lösung 
versucht  werden  solle,  wie  sie  in  so  glücklicher  Weise 
hinsichtlich  unseres  Kalenders  erfolgt  sei,  beantwortet  der 
Vorsitzende  dahin,  dass  er  diese  Frage  bereits  in  Erwägung 
gezogen  habe  und  vielleicht  bald  schon  in  der  Lage  sei, 
mit  einem  praktischen  Versuch  an  die  Oeffentlichkeit  zu 
treten. 

9.  Entsprechend  einem  in  dem  letzten  Hefte  des 
Vereinsorgans  (36.  Band,  S.  328)  an  die  Kommission 
gerichteten  Appell,  betreffend  den  Kalender  „Der  gute 
Freund“,  glaubt  dieselbe,  auch  ihrerseits  eine  gutachtliche 
Aeusserung  abgeben  zu  sollen.  Der  Vorsitzende,  als 
Herausgeber  wünscht,  dass  dieses  Gutachten  von  den 
übrigen  Mitgliedern  für  sich  und  unabhängig  von  seiner 
Alitwirkung  erstattet  werde.  Er  beschränkt  sieh  darauf, 
die  Gründe  mitzutheilen,  die  ihn  inhaltlich  seiner  bezüg- 
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liclien  an  das  Königliche  Württerabergische  Strafanstalts- 
kollegium s.  Zt.  gerichteten  Eingabe  zu  diesem  Unter- 
nehmen bestimmt  haben  und  bezeichnet  es  als  ein 
besonderes  dankenswerthes  Entgegenkommen  und  Verdienst 
des  Kgl  Württ.  Justizministeriums,  dass  dasselbe  die  Ein- 
fiihrung  des  Kalenders  als  des  (ausser  Wandkalendern) 
einzig  zulässigen  nicht  bloss  für  die  höheren  gericht- 
lichen Strafanstalten  genehmigt,  sondern  die  Anschaffung 
einer  genügenden  Anzahl  desselben  (unter  Zugrundelegung 
des  durchschnittlichen  Gefangenenbestandes)  auch  für  die 
a m t s g e r i c h 1 1 i c h e n Gefängnisse  auf  Kosten  der  Ge- 
fängniss-  beziehungsweise  Inquisitionskostenkasse  ange- 
ordnet habe.  Gleichermassen  habe  auch  das  Kgl.  Württ. 
Ministerium  des  Innern  durch  Erlass  vom  3.  Januar  1901 
die  Einführung  in  den  staatlichen  Arbeitshäusern  ange- 
ordnet und,  da  es  zweckmässig  erschien,  dass  der  Kalender 
auch  in  den  polizeilichen  Gefängnissen  des  Landes 
eingefülirt  werde,  der  Kgl.  Stadtdirektion  Stuttgart  und 
den  Kgl.  Oberämtern  empfohlen,  auf  die  Einführung  des 
Kalenders  in  den  obcramtliclien  Gefängnissen  ihrerseits 
bedacht  zu  sein.  Das  Kgl.  Bayrische  Staatsministerium 
der  Justiz  habe  gleichfalls  bekannt  gegeben,  dass  cs  keine 
Erinnerung  erhebe,  wenn  die  Vorstände  der  Strafanstalten 
und  Gcrichtsgefängnisse  den  Kalender  anschaffen.  Ebenso 
habe  das  Grossh.  Bad.  Ministerium  der  Justiz,  des  Kultus 
und  Unterrichts  durch  Erlass  vom  12.  Januar  1901  den 
Direktionen  der  Centralstrafanstalten  anheim  gegeben, 
jeweils  eine  nach  ihrem  Ermessen  festzustellende  Anzahl 
Exemplare  des  Kalenders  „Der  gute  Freund“  für  die  Ge- 
fangenenbibliothek anzuschaffen. 

Hierauf  wurde  die  Versammlung  geschlossen. 

■ Der  Vorsitzende.  Der  Schriftführer. 

Oberjustizrath  Effgert.  C,  Birkigt,  .<\nstaltskatechet. 
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II.  Ein  Gutachten  über  den  Kalender  „Der  gute  Freund“. 

Der  Kalender  ist  von  altersher  das  Vademecum  des 
Volkes,  sein  täglicher  Begleiter  das  Jahr  hindurch  und  nicht 
blos  Wegweiser  im  Kreislauf  der  Jahreszeiten  und  ihrer 
wichtigen  Tage  und  Feste,  sondern  auch  sein  Chronist  über 
die  bemerkenswerthen  Weltbegebenheiteu  und  sein  Berather 
in  allen  möglichen  Fragen  des  hauswirthschaftlichen,  poli- 
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tischen  und  relii^iösen  Lebens.  Die  Erkenntniss  der  hohen 
WerthschätzLing  des  Kalenders  im  Volke  und  seiner  grossen 
Bedeutung  für  dasselbe  hat  seine  geistigen  Führer  — gute 
und  schlimme  — längst  dazu  veranlasst,  den  Kalender  der 
Verbreitung  ihrer  Ideen  dienstbar  zu  machen,  und  die  Er- 
fahrung hat  es  bestätigt,  dass  sie  sich  keines  wirksameren 
j\Iittels  bedienen  konnten  und  können.  Alle  Stände,  alle 
politischen  und  religiösen  Parteien  haben  heute  ihre  Sonder- 
kalender — und  in  jedem  Hause  ihre  Leser.  So  ist  der 
Kalender  in  den  weitesten  Schichten  des  Volkes  das  be- 
liebte Gefäss  geworden,  aus  dem  man  besonders  gerne  den 
gesuchten  Trank  der  Bildung  und  Aufklärung  schlürft,  — 
(ler  je  nach  den  Absichten  ihrer  Spender  mit  den  Ingre- 
dienzien ihres  Geistes  gewürzt  ist. 

Auch  von  Seiten  der  Gefangenen  erneut  sich  alljähr- 
lich die  Bitte:  Gebt  uns  einen  Kalender!  Was  ist  da  zu 
thun  ? 

Wie  erkannten  und  anerkennen  das  Bedürfniss,  aber 
wie  konnten  wir  ihm  bisher  entsprechen,  da  keiner  dieser 
vorhandenen  Kalender  unseren  Absichten  entsprach? 
Gewiss  war  es  nur  konsequent  und  korrekt  gehandelt,  wenn 
unter  diesen  Umständen  in  einigen  Staaten  die  Gefängniss- 
Verwaltungen  die  Zulassung  der  Kalender  überhaupt  ver- 
boten hatten.  Indes  — das  Bedürfniss  blieb  bestehen  und 
die  Kalenderfrage  für  uns  eine  offene. 

Da  erschien  zum  neuen  Jahrhundert  plötzlich  ein 
Kalender:  „Der  gute  Freund“.  Er  brachte  unerwartet 
die  einfache  Lösung.  Elr  beantwortete  die  Frage,  indem 
er  dem  Beispiel  der  anderen  folgte.  Eine  That,  die  so  still 
und  anspruchslos  sie  auch  in  die  äussere  Erscheinung  trat, 
die  weiteste  Beachtung  und  Würdigung  in  den  Kreisen  der 
Strafanstaltsbeamten  verdient.  Hatte  der  Herausgeber  doch 
das  Progrcimm  aufgestellt,  seinen  Kalender  ausschliesslich 
den  idealen  Absichten  des  Strafvollzugs,  wie  den  eigen- 
artigen Bedürfnissen  unserer  Gefangenen  dienstbar  zu 
machen.  Hierzu  bedurfte  es  aber  einer  Persönlichkeit,  welche 
diese  Absichten  und  Bedürfnisse  aus  eigenster  Erfahrung 
kennt.  Aus  den  „Blättern  für  Gefängnisskunde“  (Band  34 
S.  !)40  ff.)  haben  wir  dann  auch  erfahren,  dass  es  ein  er- 
probter Gefängnisspraktiker,  ein  um  die  innerliche  Be- 
handlung und  geistige  Pflege  seiner  Gefangenen,  wie  um 
ihre  bürgerliche  Rehabilitirung  anerkannt  verdienter  Zucht- 
hausdirektor sei,  der  es  nicht  verschmähte,  seine  durch 
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schriftstellerische  Erfolge  ausgezeichnete  Feder  den  In- 
teressen der  Aermsten  unseres  Volkes  zur  Verfügung  zu 
stellen.  Von  derselben  Stelle  aus  sind  wir  aber  auch 
ncuestens  (Band  36  S.  328)  von  einem  unserer  „Fach- 
ältesten“ gemahnt  worden,  dass  das  von  Oberjustizrath 
E Eggert  mit  seinem  Sonderkalender  verfolgte  Ziel  „nur 
dann  erreicht  werden  kann,  wenn  derselbe  womöglich  in 
die  Hand  aller  Gefangenen  kommt“,  und  dass  „die  zu  Nürn- 
berg ins  Leben  gerufene  Bibliothekskommission  die  An- 
gelegenheit in  die  Hand  nehmen  und  energisch  für  die 
Verbreitung  des  Kalenders  Sorge  tragen  sollte“. 

Die  Unterzeichneten  Mitglieder  der  erwähnten  Kom- 
mission haben  es  denn  auch  als  zu  ihrer  .Aufgabe  gehörig 
erachtet,  den  Kalender  „Der  gute  Freund“  einer  eingehen- 
den und  sachgemässen  Prüfung  zu  unterziehen,  und  sie  sind 
zu  nachfolgendem  Gutachten  gelangt. 

1.  Die  Zulassung  eines  V^olkskalenders  in  unseren  Ge- 
fängnissen empfiehlt  .sich  wegen  des  hohen  Einflusses,  den 
die  Kalenderlektüre  auf  das  Volk  im  Allgemeinen  übt,  somit 
auch  auf  die  Gefangenen  zu  üben  geeignet  ist. 

2.  Der  Kalender  „Dei-  gute  Freund“  entspricht  dem 
in  unserer  Gefangenenbevölkerung  sich  geltend  machenden 
Bedüi  fnisso  nach  einem  guten  Kalender  in  .so  vollkommener 
Weise,  dass  ihm  von  der  gesaminlen  übrigen  Kalender- 
litteratur  nichts  Gleichwerthiges  an  die  Seite  zu  stellen  ist. 
Es  konnte  dieses  aber  nur  dadurch  erreicht  werden,  weil 
sich  der  Herausgeber  von  Haus  aus  in  voller  Ueberein- 
stinnnnng  mit  den  höheren  Absichten  des  Strafvollzugs  und 
seiner  Organe  befand  und  weil  er  wie  wenig  andere  die 
eigenartigen  Bedürfnisse  der  Gefangenen  nach  ihren  Bild- 
ungs-  und  Altersstufen  aus  vieljähriger  dienstlicher  Er- 
fahrung kennt. 

3.  So  ist  insbesondere  der  II.  .Jahrgang  (1902)  aus- 
gezeichnet durc  h die  mit  weisem  Plan  und  sicherom  Takt, 
nirgends  mit  verstimmender  .Absichtlichkeit  getroffene  Aus- 
wahl und  Behandlung  des  Stoffes,  wie  durch  die  Beigabe 
eines  gediegenen,  echt  künstlerischen  Bilderschmuckes. 
„Der  gute  Freund“  bekämpft  die  Unwissenheit  durch  Be- 
lehrung („Wi.s.sen  ist  Macht“),  die  Irrthümer  durch  sach- 
verständige Aufklärung  (Soziale  Frage,  Alkoholfrage  etc.); 
seine  Erzählungen  sind  vorzüglich  und  besonders  hoch 
rechnen  wü*  ihm  sein  Geschick  an,  mit  dem  er  die  geistig 
Fortgeschrittenen  ebenso  wie  die  Armen  im  Geiste,  das 
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Alter  wie  die  Jugend  zu  berücksichtigen  versteht  und, 
indem  er  Vieles  bringt,  jedem  etwas  zu  bieten  und  zu  sagen 
vveiss.  Aus  ihm  spricht  das  überzeugte  warmherzige 
Christenthum,  dem  Jeder  der  Nächste  ist. 

4.  Als  ein  wirksames  Mittel  zur  Erreichung  des 
Besserungszwecks  ist  die  Einführung  des  Kalenders  in 
unseren  sämmtlichen  Strafanstalten  zu  empfehlen  und 
dringend  zu  wünschen.  Nach  dem  Vorgang  in  Württem- 
berg sollte  derselbe  nicht  blos  in  den  grösseren  Straf- 
anstalten, sondern  auch  in  den  amtsgerichtlichen  und  poli- 
zeilichen Bezirksgefängnissen  und  Arbeitshäusern,  sowie  in 
den  Arbeiterkolonien  eingebürgert  werden. 

Dr.  Jaeger,  Pfarrer.  Dr.  Jacobs,  Pfarrer. 

Birkigt,  Anstaltskatechet. 


Zur  Gelänpissreform  in  Oesterreicli.*’ 

Von  Alfred  Am»chl,  k.  k.  Oberlaiidesgeriehtsrath,  Staatsanwalt  und 
Hauskoinmissär  der  k.  k.  Männerstrafanstalt  Graz. 


Der  in  den  Blättern  für  Gefängnisskunde,  36.  Band, 
3.  und  4.  Heft  abgedruckte,  aus  der'  Feder  des  Herrn 
Prof.  Dr.  K.  Hi  Iler  stammende  Aufsatz  über  Gefängniss- 
reform  hat  in  wohlinformirten  und  interessirten  Kreisen 
lebhafte  Bedenken  wachgerufen  und  wir  stehen  nicht  an, 
diese  Bedenken  in  Kürze  wiederzugeben. 

Es  ist  sehr  fraglich,  ob  durch  die  „Neuordnung  der 
obersten  Leitung  des  österreichischen  Gefängnisswesens“ 
eine  Besserung  zu  erwarten  wäre.  Da  handelt  es  sich 
denn  doch  nur  um  den  Namen  und  nicht  um  die  Sache; 
um  den  Schein,  nicht  um  das  Wesen.  Verfassungsmässig 
fällt  die  Leitung  des  Gefängnisswesens  zweifellos  in  das 
Ressort  des  Justizministeriums.  Der  Gefängnissinspektor 
wäre  also  Organ  des  Justizministeriums  und  könnte  von 
diesem  losgelöst  gar  nicht  gedacht  werden.  Verantwortlich 
gegenüber  der  Krone  und  gegenüber  dem  Parlament  ist 
nur  der  Justizminister,  niemals  aber  ein  einzelner,  noch 
so  hochstehender  Beamter  des  Ministeriums.  Erscheint 

*)  Aby:ednickt  aus  der  „Allg’emeinen  österreicliiscben  Gerichts- 
zcituiig“  vom  12.  Juli  1902  No.  28. 
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nun  der  Centralgefängniss-Inspektor  nur  als  Organ,  als 
dem  Justizminister  verantwortlicher  und  untergeordneter 
Beamter  des  Justizministeriums,  dann  ist  es  ganz  gleich- 
gütig,  ob  er  den  Titel  Centralgefängniss-Inspektor,  Sektions- 
chef oder  Ministerialrath  trägt.  Ebenso  gleichgillig  ist  es, 
ob  er  in  seinem  Departement  oder  Referat  auch  andere 
Agenden  führt,  wenn  er  nur  alle  korrekt  versieht. 

Entschiedenen  Widerspruch  aber  muss  die  Lösung 
der  Kompetenzfrage  im  besprochenen  Aufsatz  erregen. 
Der  Zug  der  Zeit  geht  mit  Recht  dahin,  Justiz  und  Ver- 
waltung zu  sondern , den  richterlichen  Beruf  auf  die 
Rechtsprechung  zu  beschränken  und  ihn  von  allem  Ballast 
zu  befreien,  der  die  Entfaltung  der  rein  richterlichen 
Thätigkeit  hemmt  und  lähmt.  Und  nun  soll  der  Straf- 
vollzug den  Gerichten  und  Gerichtspräsidien  aufgelastet 
werden,  nun,  in  einer  Zeit,  die  nicht  daran  zweifelt,  dass 
der  Strafvollzug  niemals  Sache  des  Richters  sein  kann, 
weil  seine  Thätigkeit  mit  dem  Urtheil  abschliesst,  zu  einer 
Zeit,  die  dahin  strebt,  auch  den  Strafvollzug  in  den  bis- 
herigen Gerichtshofgefängnissen  dem  Richter  abzunehmen 
und  dem  Staatsanwalte  zuzutheilen,  dem  die  bisherigen 
Bestimmungen  schon  auf  das  dem  Urtheile  nachfolgende 
Verfahren  jenen  Einfluss  zuerkennen,  der  seiner,  die 
Brücke  oder  den  Kitt  zwischen  Justiz  und  Verw’altung 
bildenden  Stellung  am  ehesten  entspricht?  (Vergl.  §§  402, 
letzter  Abs.,  405,  Abs.  2 St.P.O.,  §§  34,  35,  50,  76, 
78  V.  V.  u.  s.  w.) 

Nach  den  Vorschlägen  des  Herrn  Verfassers  oder 
vielmehr  seiner  Gewährsmänner  sollen  die  Strafanstalten 
direkt  der  Centralgefängniss-Inspektion  (bestehend  aus  dem 
Inspektor  und  mehreren  Beiräthen,  über  deren  Funktion 
nichts  gesagt  wird,  weil  schwerlich  hierüber  etwas  gesagt 
werden  kann),  die  Gerichtsgefängnisse  aber  den  Oberlandes- 
gerichtspräsidien und  einem  Oberkommissär  (dem  Ober- 
direktor der  am  Orte  des  Oberlandesgerichtes  belegenen 
Strafanstalt!)  untergeordnet  sein. 

Diese  Gedanken  kranken  an  Unzweckmässigkeit  und 
Hessen  sich  kaum  in  praktische  Bethätigung  umwerthen. 
Wie  schwerfällig  und  kostspielig  würde  sich  die  Hand- 
habung der  Aufsicht  über  die  Strafanstalten  gestalten! 
Diese  selbst  entbehrten  der  unmittelbaren  Kontrolle,  denn 
die  Visitation  seitens  der  Centralstelle  allein  bildet  gar 
keine  Kontrolle.  Nur  der  unmittelbare  Einblick  in  das 
Getriebe  der  Anstalt,  die  Anschauung,  die  Kenntniss  der 
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Personen,  der  örtlichen  Verhältnisse,  ju  die  Kenntniss  der 
Sträflinge  und  ihres  Vorlebens  ermöglicht  jene  unent- 
behrliche Aufsicht,  die  die  gesetzliche  Schranke  jeder 
Willkürherrschaft  innerhalb  der  Anstalt,  jeder  Unregel- 
mässigkeit und  Unzukömmlichkeit  bildet.  Da  hat  denn  die 
alte  Ministerialverordnung  vom  25.  Oktober  1865,  R. G.Bl. 
No  109  das  Richtigere  getroffen,  indem  sie  die  Leitung 
und  Verwaltung  der  sämmtlichen  Strafanstalten  aus  den 
Agenden  des  Staatsininisteriums  ausschied,  in  den  aus- 
schliesslichen Wirkungskreis  des  Justizministers  übertrug 
und  diesen  ermächtigte,  einen  Beamten  des  Justiz- 
ministeriums als  seinen  Stellvertreter  mit  der  Oberleitung 
und  Aufsicht  über  diese  sämmtlichen  Strafanstalten  mit 
Einschluss  der  Straf-  und  Untersuchungsgefängnisse  bei 
den.  Gericliten  zu  betrauen,  indem  sie  die  Beaufsichtigung 
der  Strafanstalten  in  den  ausschliesslichen  Wirkungskreis 
der  Ober -Staatsanwälte  und  die  Lokalaufsicht  über  die 
einzelnen  Strafanstalten  den  Staatsanwälten  übertrug. 

Wir  haben  schon  oben  angedeutet,  warum  diese 
Organe  die  geeignetsten,  ja  die  einzig  möglichen  in  diesen 
Belangen  genannt  werden  müssen.  Sie  nehmen  Antlieil 
an  der  Rechtspflege,  sie  sind  Hüter  und  Wahrer  des 
Gesetzes,  sie  stehea  zwischen  Justiz  und  Verwaltung.  Der 
Staatsanwalt  hat  den  Strafvollzug  zu  veranlassen,  weil 
init  dem  Urtheile  die  Thätigkeit  des  Richters  zu  Ende  ist, 
die  Einleitung  des  Strafvollzuges  aber  doch  nicht  der 
politischen  Behörde  oder  gar  den  Strafanstalts-Direktoren 
oder  Gefangenhaus -Verwaltern  übertragen  werden  kann! 
Die  Staatsanwälte  eignen  sich  zur  unmittelbaren  Be- 
aufsichtigung am  besten,  weil  sie  nicht  nur  über  die 
nöthigen  gesetzlichen  Kenntnisse,  sondern  auch  über  die 
erforderlichen  Personal-  und  Lokalkenntnisse  verfügen. 
Als  Führer  des  Strafregisterarates,  als  Verfasser  der  An- 
klagen auf  Grund  deren  die  Strafe  verhängt  wurde,  als 
Organe,  denen  jederzeit  die  Einsicht  in  die  Gerichtsakten 
(§  35  Str.P.O.,  § 2ÖH  G.  0.,  §§  81  und  108  V.V.,  170  St. 
G.J.)  offensteht  und  denen  ihre  eigenen  Akten  jederzeit 
wichtige  Behelfe  zur  Beurtheilung  des  Sträflings  und  seiner 
Individualität  bieten,  als  Verhandlungsfunktionäre,  denen 
der  Straff  all,  welchen  sie  vertreten,  die  wichtigste  Er- 
kemitnissquelle  zur  Einschätzung  des  Sträflings  liefert, 
endlich  als  jene  Organe,  denen  nach  § 36  St.P.O.  die 
SKiherheitsbehörden  und  deren  untergeordnete  Diener 
l'olge  zu  leisten  haben,  — vermögen  sie  das  Amt  eines 


hy  Google 


---die 

die  jurisfiSniib  Z«  Z !°  T'*’.  Geschäfte, 

sc'äS£t? 

bildet  doä“  erAOTenT  '"'”™i>“<’"“  ? ?)  behauptet, 

sich".S’“Sr^*^S  r' ? °r“L“fu  S-: 

PräsidenJ'^äet^SS»^^^ 

Sehwa.  jZau  Jn"/w"  a“  S^u-afanstalten  Gradiska, 
als  Hauskomm?9snr^  ^^^irksgerichts Vorsteher 

'^ie  nicht  die  Stnaf  ßezirksg:erichte,  geradeso 

■inwaif  ^ j ‘^taatsanvv'altschaften,  sondern  die  StaaK 

VeS  isse"  al'''dt*’r*"  ““Ä“'’''“  ^ 

isse  als  die  geeignetsten  Organe. 

Seeen  dif  niemand  ernstlich  Einwendungen 

der  Ohpr  Ober  - Staatsanwälte  zur  Führung 

?rim“Zh  h ^0"  0“  Staatsauwäl"™ 

beiden  ^ Verkehr  zwischen  diesen 

bureanW  K "l®”  wesentlich  einfacherer,  weit  weniger 

StaSnwaif  Abstraktum, 

'Veit  bpwo*^  r Obei Staatsanwalt  sind  Einzelpersonen 

Szm1d!f Formalitäten  gebunden,  Sem 
begLii  df  unterstellt.  Wir  wären  sehr 

lernen  ^’wpin  ^en  Strafanstalten  kennen  zu 

CenS^ilcrpfTJl  Zwischenglieder  direkt  mit  dem 

kehren  !f”ö"'®®'^“®Pektor  und  seinen  „Beiräthen“  zu  ver- 
hatten.  Welche  SchAverfälligkeit,  welche  Viel- 


438 


Schreiberei!  Der  distanzirte  Einfluss  der  Centralober- 
behörde bliebe  gleich  Null,  sie  hinge  ausschliesslich  vom 
Leiter  der  Strafanstalt  ab,  der  schrankenlos  und  allmächtig 
in  der  Anstalt  schalten  und  walten  könnte.  Die  von  Herrn 
Prof.  H i 1 1 e r angeregte  parlamentarische  Oberaufsicht  aber 
würde  bei  den  heutigen  parlamentarischen  Zuständen 
schwerlich  das  Ideal  eine  Gefängnissreform  verwirklichen. 
Man  komme  nicht  immer  mit  englischen  Mustern,  deren 
Verpflanzung  auf  den  Continent  schon  so  viel  Unheil  und 
so  viel  Begriffsverwirrung  angerichtet  hat!  Unsere  Ver- 
hältnisse haben  mit  den  britischen  keine  Aehnlichkeit, 
unser  Boden  ist  nicht  jener  des  dreieinigen  Königreiches 
und  die  Bewohner  der  im  Reichsrathe  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  sind  keine  Briten! 

Nun  aber  zu  den  Gerichtsgefängnissen!  Da  sollen 
die  Obcrlandesgerichtspräsidenten  als  Aufsichtsbehörde 
zweiter,  die  Gerichtshofspräsidenten  als  Aufsichtsbehörde 
erster  Instanz  weiter  fungiren,  auch  die  Arrestinspektoren 
werden  den  letzteren  belassen,  den  ersteren  aber  soll  ein 
„Beirath“  in  der  Person  eines  Gefängniss-Oberkommissärs 
aus  der  Zahl  der  Strafanstaltsleiter,  insbesondere  aber  in 
der  Person  des  am  Sitze  des  Oberlandesgerichtes  befind- 
lichen Oberdirektors  beigegeben  werden.  Der  Leiter  der 
Strafanstalt  hat  also  mit  seinen  Agenden,  die  gewiss  einen 
ganzen  Mann  erfordern,  nicht  genug,  er  soll  auch  „Beirath“ 
des  Oberlandesgeriehts-Präsidenten  und,  da  dieser  höchste 
Richter  eines  grossen  Gebietes  selbst  sich  unmöglich  der 
Aufsicht  über  die  Gerichtsgefängnisse  persönlich  widmen 
kann,  thatsächlich  die  Aufsichtsbehörde  II.  Instanz  über 
die  Gerichtsgefängnisse  so  nebenher  bilden  ? Das  ist  denn 
doch  mehr  verlangt,  als  billig.  Wird  der  Oberdirektor, 
der  seine  Strafanstalt  gewissenhaft  leitet,  „Zeit  und  Müsse 
genug  dieser  Nebenfunktion  widmen  können?“  Wahrlich! 
Mit  solcher  reformatio  in  pfus  möge  man  uns  verschonen! 

Zu  gerichtlichen  Gefangenhausverwaltern  aber  sollen 
hiezu  qualifizirte  „subalterne“  Strafanstaltsbeamte  bestellt 
und  der  Kontrolle  der  „bezeichneten  Oberbehörden“,  also 
der  Oberlandesgeriehts-Präsidenten,  richtiger  ihrer  „Bei- 
räthe“,  der  Strafanstalts-Oberdirektoren,  unterstellt  werden. 
Ein  vielköpfiger  Apparat,  eine  Vielregiererei,  die  nur  zu 
Kompetenzkonflikten  und  Konfusionen  führen  könnte! 
Die  Gefangenhaus  - Verwaltungen  sollen  dem  Arrest- 
inspektor, dem  Gerichtshof  - Präsidenten,  dem  Landes- 
gerichts-Präsidenten,  dem  Oberdirektor,  dem  Oberlandes- 
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gerichts-Präsidenten,  der  Centralgefängniss-Inspektion  und 
dem  Justizminister  unterstellt  sein  und  zum  I^oline  für 
ihre  mühevolle  Thätigkeit  den  „subalternen“  Strafanstalts- 
beamten entnommen  werden!  Wir  glauben  nicht,  dass 
sie  durch  diese  geiingschätzige  Abtauung,  durch  diese 
ganz  unpraktischen  Vorschläge,  bei  denen  hie  und  da 
vielleicht  der  Wunsch  der  Vater  des  Gedankens  gewesen 
sein  mag,  sich  gehoben  fühlen  werden  I 

Jene  Vielköpfigkeit,  vielleicht  verstärkt  durch  parla- 
mentarische Kontrolle,  zu  der  sich  nun  der  Bezirksrichter 
gesellt,  soll  schliesslich  auch  noch  die  bezirksgerichtlichen 
Gefängnisse  beherrschen.  Dem  Centralgefängniss-Inspektor, 
aber  auch  der  ganzen  Stufenleiter  abwärts,  wird  es  wohl 
schwer  möglich  sein,  die  Verbüsser  von  12-  und  24stündigen 
Arreststrafen  durch  die  „möglichst  häufige  Uebung  der 
Ueberwachung  zweckdienlich  zu  beaufsichtigen!“ 

Gewiss  ist  unser  Gefängnisswesen  reformbedürftig. 
Zunächst  liegt  es  am  System  und  nicht  am  Mangel  eines 
Centralgefängniss-Inspektors  und  schon  gar  nicht  am 
Mangel  seiner  Beiräthe!  Die  Einlieferungskompetenz  soll 
sich  den  Strafarten  und  der  Gerichtskompetenz  so  viel  als 
möglich  angliedern  und  vor  allem:  durch  die  Oertlichkeit 
des  Strafvollzuges  soll  der  Bevölkerung  der  Charakter  des 
Deliktes  offenbar  werden.  Allerdings  kann  diese  Reform 
die  Reform  des  materiellen  Strafgesetzes  nicht  ignoriren. 
Die  Strafanstalten  seien  bestimmt  für  die  Zuchthaus-,  die 
Gerichtshofgefängnisse  für  die  Gefängniss-  und  die  Bezirks- 
gerichtsgefängnisse für  die  Haftstrafen.  Diese  drei  Straf- 
arten decken  sich  aber  nicht  mit  den  bestehenden  des 
schweren  Kerkers,  Kerkers  und  Arrestes.  In  der  Vorperiode 
liessen  sich  ausgleichende  Analogien  unschwer  feststellen, 
z.  B.  Kerkerstrafen  über  ein  Jahr,  unter  einem  Jahre, 
Arreststi’afen  je  nach  der  Gerichtskompetenz  unter  Berück- 
sichtigung des  Rechtes  auf  Strafortsänderung  (§  406  St.  P.  0.). 
Gerade  bei  Durchführung  dieses  Systems  aber  wird  sich 
die  Frage  nicht  umgehen  lassen,  ob  die  Gefangenhäuser 
für  die  Gefängnissstrafen  nicht  auch  örtlich  und  administrativ 
von  den  Gerichten  loszutrennen  sind.  Den  Gerichten  die 
Untersuchungsgefängni.sse,  nicht  aber  der  Vollzug!  Kur 
bei  den  Bezirksgerichten  wird  eine  Ausnahme  gemacht 
werden  müssen,  und  zwar  nicht  mit  Rücksicht  auf  die 
Kostenfrage  allein.  Ein  eingelieferter  Landstreicher  kann 
nicht  nach  dem  Urtheil  zur  Verbüssung  seiner  kurzzeitigen 
Strafe  in  eine  entfernte  Strafanstalt  gebracht  werden,  selbst 
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wenn,  wie  wir  später  darlegen  wollen,  für  den  Vollzug 
bezirksgerichtlicher  Strafen  eigene  Gaugefaiigenhäuser 
erbaut  werden  könnten. 

Es  wären  zu  unterscheiden  vom  Standpunkte  des 
geltenden  Strafgesetzes : 

1.  die  bezirksgerichtlichen  Arreste  für  Uebertretungen 
und  (§  406  St.  P.  0.)  Vergehen, 

2.  die  Gerichtshofgefängnisse  für  Vergehen  und  Ver- 
brechen, 

3.  die  Strafanstalten  für  schwere  Verbrechen. 

Das  gesanmite  Gefangen  - Aufsichtspersonal  müsste 
rücksichtlich  der  zwei  Kategorien  Einen  Status  bilden,  der 
Strafvollzug  von  den  Gerichtshöfen  ganz  losgelöst  und 
den  Staatsanwaltschaften  (§34,  Abs.  3St.  P.  0.)  übertragen 
werden,  die  Centralleitung  sich  im  Justizministerium  ver- 
einigen. 

lieber  die  Einlieferungskompetenz  lässt  sich  rechten. 
Hat  man  ja  doch,  wie  schon  erwähnt,  auf  die  Strafgesetz- 
reform  Bedacht  zu  nehmen. 

Die  Reform  des  materiellen  Strafrechtes  erscheint 
bedenklich  ohne  jene  Anstalten , die  das  umgestaltete 
Strafensystem  erheischt.  Ein  neues  Strafgesetz  vor  den 
entsprechenden  Gefangenhäusern  einzuführen  wäre  ebenso 
misslich,  als  die  Grundbuchsanlegung  vor  Rechtskraft  des 
reambulirten  Katasters,  als  die  Reform  des  Strafprozesses 
vor  jener  des  Strafrechtes,  als  das  Landstreicliergesetz 
ohne  ausreichende  staatliche  Zwangsarbeitsanstalten. 

Auch  ein  anderer  Gedanke  verdient  Beachtung.  Kaum 
ein  Jahr  vergeht,  ohne  dass  bei  einzelnen  Gerichten  die 
Arreste  geflickt  oder  neugebaut  werden  müssen.  Vit 
diesen  Mitteln  Hesse  sich  ein  Arrestgebäude  für  mehrere 
Bezirksgerichte  bauen  und  zwar  im  Mittelpunkt  eines  in 
sich  abgeschlossenen  Gaues.  Dort  könnten  alle  Ueber- 
tretungs-,  vielleicht  auch  Vergehens-  und  mindere  Ver- 
brechensstrafen verbüsst  werden.  Den  Bezirksgerichten 
überliesse  man  beispielsweise  den  Strafvollzug  für  die 
Privatdelikte  und  gegen  verhaftete  Uebei  treter.  Die  Gau- 
oder Centralgefangenhäuscr  würden  sich  dem  Charakter 

nach  zwischen  die  l’ezirks-  und  Gerichtshofgefängnisse 
einfügen  lassen  und  die  Wirkung  niedit  verfehlen.  Auch 
die  Strafzumessung  könnte  sich  dem  Einflüsse  der  Straf- 
verbüssungsart  nicht  entziehen.  Dass  ein  zu  zwölf  Stunden 
Arrestes  verurtheilter  Raufbold  Abends  seine  Strafe  im 
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Rausch  antritt  und  am  nächsten  Morgen  das  Gefängniss 
mit  der  Versiclierung  verlässt,  er  habe  noch  nie  so  gut 
geschlafen,  würde  nicht  mehr  Vorkommen.  Als  Haus- 
kommissäre  hätten  die  Staatsanwälte  oder  je  nach  örtlichem 
Bedarfe  Bezirksrichter  zu  walten.  Allerdings  handelt  es 
sich  hier  nur  um  eine  Anregung;  sie  erscheint  uns  aber 
praktischer  als  die  Reform,  die  Herr  Professor  H i 1 1 e r in 
Vorschlag  bringt  oder  vielmehr  republizirt  und  befürwortet. 

Was  die  Strafanstalten  in  ihrer  gegenwärtigen  Form 
betrifft,  so  finden  sich  Uebelstände  vor,  die  durch  die 
angestrebte  Reform  schwerlich  je  werden  ganz  beseitigt 
werden.  Niemand  glaubt  ernstlich  daran,  dass  die  eigent- 
lichen Zuchthäusler  durch  die  Strafe  gebessert  werden 
können.*)  Besserungsfähig  sind  Jugendliche,  besserungs- 
fähig sind  die  jugendlichen  Nothzüchter,  die  Todtschläger 
und  sonstigen  Affektsverbrecher.  Niemand  aber  wird 
bezweifeln,  dass,  solange  Strafanstalten  bestehen,  Unge- 
hörigkoiten  und  Unzukömmlichkeiten  dortselbst  Vorkommen 
werden.  Jeder  menschlichen  Einrichtung  haften  Mängel 
an,  weil  sie  eben  von  Menschen  geschaffen  und  für 

*)  Niemand  führt  die  Besseriingtheorie  auf  das  richtigere  Mass 
zurück,  als  Jean  Jacques  Rousseau.  Er  kam,  noch  ein  halbes  Kind, 
zu  einem  Graveur  in  die  Lehre.  Diesem  stahl  er  liin  und  wieder 
aus  der  Speisekammer  ein  Stück  Braten,  von  dem  er  sonst  nie  zu 
kosten  bekam,  oder  ein  feineres,  dem  Anfänger  vorenthaltenes  Werk- 
zeug, mit  dem  er  eine  vorzügliche  Arbeit  herzustellen  wusste. 
Niemals  aber  entwendete  er  das  Geringste  von  Werth  Trotzdem 
fiel  cs  ihm  nicht  bei,  seine  Diebstähle  zu  beschönigen.  Wohl  aber 
charaktcrisirt  er  mit  wenigen  Worten  den  Erfolg  der  für  seine  Dieb- 
stähle erlittenen  Strafen:  „Mich  als  Spitzbuben  zu  schlagen,  erschien 
mir  als  die  Ermächtigung,  ein  Spitzbube  zu  sein.  Ich  fand,  dass 
Stehlen  und  Gcschlagenwerden  zusammengehören,  gewissermassen 
einen  Stand  bilden  und  dass  ich,  dem  von  mir  abhäiigenden  Theile 
dieses  Standes  entsprechend,  die  Sorge  ixm  den  cauderen  Theil  füglich 
meinem  Herrn  überlassen  könne.  Auf  diesen  Gedanken  hin  verlegte 
ich  mich,  beruhigter  als  je.  zuvor,  aufs  Stehlen.  Ich  fragte  mich: 
Was  kann  mir  schliesslich  geschehen?  Ich  werde  geschlagen 
werden.  Gut;  ich  bin  ja  darnach“.  (Bekenntnisse,  I.  Band  Iteclarn, 
Seite  42.) 

Die.  Strafe  xu'sprünglich  eut<iuollen  dem  Gefühl  der  Rache, 
dem  persönlichen  Triebe,  nach  Wiedervergeltung,  schwang'  sich  auf 
das  ethische  Gebiet  empor,  sobald  sie  den  Einzelnen  abgenommen 
und  aus  einem  Akt  der  ])ersönlichen  Rache  zur  gerechtem  Sühne  .sich 
unigestaltete,  bestimmt,  das  verletzte  Rechtsgefühl  des  Einzelnen  wie. 
der  Gesammtheit  zu  befriedig'en.  Aber  weiterhin  wirkt  sie  dann 
auch  erziehend,  suehtandere  von  Gesetzesüberschreitung  abzuschrecken 
und  nimmt  endlich  auch  den  Zweck  der  Besserung  des  Verbrechers 
in  sich  auf  (vergl.  Theobald  Ziegler,  Sittliches  Sein  und  sittliches 
Werden,  Seite  117,  Strassburg  1H90). 
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Menschen  bestimmt  ist.  Der  grösste  Fehler,  der  den 
Strafanstalten  anklebt,  besteht  darin,  dass  von  manchen 
Ahstaltsbeamten  als  staatliches  Ertragsobjekt  angesehen 
werden,  während  doch  nur  die  unausgesetzte  Beschäftigung 
der  Sträflinge  und  nicht  die  Erzielung  eines  bedeutenden 
Reingewinnes  angestrebt  werden  soll.  So  machen  grosse 
Strafanstalten  den  Eindruck  grosser  industrieller  Etablisse- 
ments, nicht  aber  den  Eindruck  einer  Stätte  des  Schutzes 
für  die  menschliche  Gesellschaft,  in  der  Besserung  ver- 
sucht, Arbeit  gelehrt  und  das  Verbrechen  in  die  Brust  des 
Sträflings  zurückgedrängt  werden  soll.  Nicht  die  Natur 
des  Sträflings,  sein  Lebensgang  und  seine  Zukunft  bildet 
die  Hauptsorge  der  Anstaltsbeamten,  sondern  die  Gewinnung 
und  Verwerthung  von  Arbeitskräften  und  die  Steigerung 
der  Arbeitsbetriebe.  Hier  wird  auf  der  einen  Seite  übers 
Ziel  geschossen,  auf  der  anderen  aber  durch  den  zum 
Schlagworte  gewordenen  Kampfruf  gegen  die  Strafhaus- 
arbeit, gegen  den  Wettbewerb  des  Staates.  Es  gehört 
allerdings  jener  Muth  der  Ueberzeugung  dazu,  diesem 
Schlagwort  entschieden  entgegenzutreten,  der  zur  Ver- 
mehrung der  Popularität  nicht  beiträgt.  Allein,  welche 
Logik ! Auf  der  einen  Seite  die  Nothwendigkeit  der  Strafen 
und  Strafanstalten  und  die  Nothwendigkeit  der  Stiäflings- 
beschäftigung,  auf  der  anderen  der  Wehruf  über  verderb- 
liche Konkurrenz!  Zunächst  sollte  man  fragen,  ob  die 
Strafhausarbeit  thatsächlich  zur  Schädigung  des  Gewerbes 
beiträgt,  und  diese  Frage  kann  füglich  verneint  werden. 
Selbstverständlich  ist  die  Arbeit  für  einzelne  Privatkunden 
in  Strafanstalten  streng  zu  verpönen.  Die  Anstalt  wäre 
nicht  nur  Fabrik,  sondern  auch  Detailgeschäft.  Ihr  Bann- 
kreis öffnete  sich  der  Aussenwelt  in  einer  Weise,  die  den 
Strafzweck  gefährdet.  AUein  gearbeitet  muss  werden, 
und  blosse  Regie-  und  Kulturarbeit  kann  soviel  tausend 
Gefangene  nicht  beschäftigen.  Befänden  sich  alle  soviel 
tausend  Gefangene  in  Freiheit  und  gingen  sie  der  Arbeit 
nach,  so  wäre  doch  mit  diesen  soviel  tausend  Freiarbeitern 
oder,  zählen  wir  die  Hälfte  zu  den  Aibeitsscheuen,  mit 
der  Hälfte  davon  zu  rechnen.  Wohl  könnten  die  Genossen- 
schaftsverbände der  Strafhausarbeit  zur  Herstellung  ge- 
wisser Artikel  sich  bedienen,  ohne  die  Freiarbeiter  zu 
benachtheiligen , die  ja  den  grossen  Unternehmungen 
Zuströmen,  während  die  Klagen  über  den  Mangel  an  Hilfs- 
arbeitern im  Gewerbebetriebe  nicht  verstummen,  sondern 
immer  lauter  klingen. 
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Ein  zweiter  Missstand,  dem  leicht  gesteuert  werden 
kann,  ist  die  Art  des  Verkehrs  zwischen  den  Anstalts- 
beamten und  den  Stiäflingen.  Die  Verwaltungen  im 
engeren  Sinne  sehen  im  Sträfling  vielleicht  nur  die  Arbeits- 
kraft, die  Leitungen  aber  bemühen  sich,  Ordnung  und 
Disziplin  aufrecht  zu  erhalten  und  kehren  zu  sehr  ihre 
dominirende  Stellung  hervor,  welche  deren  Träger  zu 
einer  unnahbaren  Macht  gestaltet,  anstatt  sich  mit  dem 
einzelnen  Sträfling  zu  befassen  und  die  Gemüthssphäre 
nicht  ganz  bei  Seite  zu  lassen.  Ein  humaner  Direktor, 
der  unablässig  mit  den  einzelnen  Sträflingen  verkehrt, 
ihren  Lebensgang,  ihre  Neigungen  und  Charaktereigen- 
schaften genau  kennen  lernt  und  hierdurch  ihr  Vertrauen 
erwirbt,  wird  mehr  leisten  als  ein  solcher,  der  nur  durch 
die  Furcht  regirt. 

Hier  kann  die  Art  der  Tagesrapporte  nicht  übersehen 
werden.  Der  Rapport  ist  nur  dann  von  Werth,  wenn  jeder 
Sträfling  einzeln  vorgeführt  wird  und  mit  dem  Direktor 
unter  vier  Augen  verkehrt;  die  Abnahme  eines  Massen- 
rapports erfüllt  den  Zweck  nicht  und  kann  nur  gebilligt 
werden,  wenn  sich  der  Rapport  auf  das  Vorbringen  von 
Bitten,  wie  Gestattungen  des  Ankaufes  von  Requisiten,  Er- 
folglassungen u.  ä.  beschränkt.  Durch  die  Anwesenheit 
von  Mitsträflingen,  durch  den  gemeinsamen  Aufmarsch  und 
die  Gegenwart  von  Aufsehern  wird  der  Sträfling  oft  ge- 
hindert, sich  zu  eröffnen,  sein  Inneres  zu  enthüllen,  seinem 
Gefühl  oder  seinem  Gewissen  Luft  zu  machen. 

Schliesslich  gelangen  wir  zur  Erörterung  der  in  Fach- 
kreisen oft  besprochenen  Frage,  inwiefern  den  Straf- 
anstalten militärische  Zucht  eingeimpft,  militärischer  Geist 
eingehaucht  und  militärische  Form  eingeprägt  werden  soll. 
Wir  sind  zu  grosse  Verehrer  unserer  Armee,  des  ausge- 
zeichneten Geistes,  der  sie  beseelt,  und  ihre  Bedeutung  im 
staatlichen  und  internationalen  Gefüge,  um  Vergleiche  an- 
zustellen, bei  denen  das  wesentlichste  Postulat  eines  Ver- 
gleichs, das  tertmm  comparationis,  mangelt.  Mögen  immer- 
hin unsere  ehrenwerthen  Strafanstaltsbeamten  als  Offiziere, 
unser  braves  Gefangen-Aufsichtspersonal  als  Unteroffiziere 
einer  anderen  Armee  vergleichsweise  bezeichnet  werden 
können,  — die  Offiziere  und  Unteroffiziere  des  Heeres 
haben  eine  Armee  hinter  sich,  aus  der  sie  — in  der  Regel 
wenigstens  — hervorgehen;  die  Zuchthäusler,  zu  deren 
Beaufsichtigung,  Ueberwachung  und  Erziehung  die  Straf- 
anstaltsorgane bestimmt  sind,  darf  doch  Niemand  mit  dem 
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Mannschaftsstande  der  Armee  zu  vergleichen  wagen  und 
so  erscheinen  denn  die  Strafanstaltsbeamten  als  Offiziere 
ohne  Armee.  Sie  sind  eben  Civilstandsbeamte  wie  die 
Beamten  anderer  Branchen.  Wohl  aber  reden  wir  enb 
schieden  dem  militärischen  Geist  und  der  militärischen 
Zucht  im  Aufsichtspersonale  das  Wort.  Das  Aufsichts- 
personal ist  eben  Waclikorps,  es  trägt  Waffen,  es  rekrutirt 
sich  aus  Militärpersonen  und  soll,  wie  jedes  Wachkorps, 
militärisch  organisirt  sein  und  unter  dem  unmittelbaren 
Kommando  des  Gefangen-Wach-Inspektors  stehen.  Die 
Analogie  mit  dem  Finanzwachkorps  liegt  auf  der  Hand. 
Auch  dieses  ist  militärisch  organisirt,  jedoch  kein  inte- 
grirender  Bestandtheil  der  Armee  wie  die  Gendarmerie 
oder  die  Wiener  Justizwache.  Vor  einem  Ueberwuchern 
scheinbar  militärischen  Geistes  muss  gewarnt  werden. 
Der  Zweck  der  bewaffneten  Macht  ist  ein  ganz  anderer 
als  jener  des  Wachkorps.  Die  Beamten  sind  nicht  Offiziere, 
sondern  Civil-Staatsbeamte,  und  kein  Gesetz  schreibt  vor, 
dass  der  Direktor  oder  sein  Stellvertreter  Militärs  gewesen 
sein  müssen.  Sie  sind  Beamte  innerhalb  der  Staatsgrund- 
gesetze und  können  trotz  aller  disziplinären  Unterordnung 
einer  gewissen  Selbstständigkeit  nicht  entrathen. 

Die  Sträflinge  aber  militärisch  formen  oder  drillen 
zu  wollen,  geht  aus  verschiedenen  Ursachen  nicht  an. 
Das  Militär  stellt  eine  einheitlich  geleitete  und  geschlossene 
Masse  vor,  während  der  Strafvollzug  individualisiren  soll. 
Die  Unähnlichkeit,  ja  Gegensätzlichkeit  beider  Zwecke 
liegt  klar  zu  Tage.  Das  Militär  besteht  aus  kräftigen, 
zum  Kriegsdienste  tauglichen  Männern,  das  Zuchthaus 
auch  aus  Greisen,  Krüppeln  und  Bresthaften,  denen 
militärische  Posen  recht  schlecht  anliessen.  Vom  Erhabenen 
zum  Lächerlichen  führt  auch  hier  nur  Ein  Schritt.  Wohl 
ist  auf  Zucht  und  Ordnung  zu  sehen ; wohl  sind  den  Sträf- 
lingen Manieren  und  Haltung  beizubringen,  wohl  empfiehlt 
sich  insbesondere,  den  Jugendlichen  gewisse  militärische, 
gewisse  einheitliche  Formen  anzuerziehen,  wie  dies  ja  auch 
in  Unterrichtsanstalten,  im  Turn-  und  Feuerwehrwesen  ge- 
schieht. Dies  stimmt  mit  dem  Strafzweck  überein,  der  Dis- 
ziplin erheischt  und  der  — wenn  nicht  bessernd  — so  doch 
erziehlich  wirken  soll.  Ein  Mehr  aber  hiesse  nicht  anderes, 
als  die  Form  über  den  Inhalt,  den  Schein  über  das  Wesen 
stellen  und  die  Stätten  des  düstersten  Ernstes  in  Stätten  umzu- 
wandeln,  die  gelegentlich  auch  Liebhabereien  und  Spielereien 
ihre  streng  geschlossenen  Schreckenspforten  öffnen. 
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Das  preussische  Gesetz 

illier  die  fOrsorgeera'eliung  Minderjähriger  vom  2.  Ml  1900  In 
seiner  erziehlichen  Bedeutung 

Von  Fr.  Frenze],  Leiter  der  städt.  Hilfsschule  zu  Stolp  i.  Pom. 

„Was  man  nicht  bespricht,  bedenkt 
man  nicht  recht!“  Goethe. 

verwahrloster  Kinder,  vom  13.  März  1878.  ^ ^ 

flpr  Preussen  bisher  zwei  Arten 

tl”f die  §§  55  und  56  dS 
prv"  ‘^%6setzbuches  bestimmt  wurden  Der  Zwonv«? 
erzrehung  auf  Grund  des  § 55  R.-Str.-a  B uiiterla^r  alle 
jcahre'^ei^*^*"^h^  welche  vor  vollendetem  12.  Leben.s- 
Handlun^  heo^^^  Strafgesetzen  mit  Strafe  bedrohte 

wa?  dS  der  Zwangserziehung 

r aureh  das  oben  erw'ahnte  Gesetz  vom  13  Mörr/  iu7l 

Rechtsbrecher  den  Pro- 

ztvinD-uor  • /^^‘^'^den  ob.  Zu  den  Kosten  der  Provinzial- 
ZHcingserziehung  trug  der  Staat  die  Hälfte  bei. 

kommt  des  § 56  des  Str.-G.-B. 

bSt  im  n mangelnder  Einsicht  in  die  Straf- 

ra  tl  n d i fe  n ? 2 bif  'is  *7^°'' • T",  ‘l  < " / ' ® ‘ 

Ihre  Aiiif/n  Lebensjahr)  zur  Anwendung 

ZvtLt“  dem  Staate  ob.  Diese  Art  der 

gesetz^ffor'^^Tf  1."  "^  Fürsorgeerziehungs- 

hinf  sta^a^Lr  P ihrer  Durchführung  bestehen 

LandeSh^i?  Erziehung.sanstalten  in  den  verschiedensten 
GpLf  ‘ \ Preussens  gelegen.  Die  Begründung  des 
Sen  wr“*’ 1 dieser  Erziehungsmassimhme 

ihre,  R.m  f die  Gerichte  von 

18  jugendliche  Personen  im  Alter  von  12  bis 

«ziehw"  «»«"«"issstnifeii  zur  Zw»„gs- 

Oebrnnl^h  .f“  ''“''"/''fl«»,  "“r  in  serliigem  Umfange 

m ^-abl  dei  Verurtheilungen  zur  Zwangserziehung  auf 
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Grund  des  § 56  des  Str  -G.-B  annehmen  wird,  lässt  sich 
im  Voraus  schwerlich  bestimmen ; sie  dürfte  aber  nicht 
^ erheblich  steigen,  da  man  von  der  Wirkung  des  neuen 
Fürsorgeerzichungs-Geselzes  eine  Verringerung  und  Abnahme 
des  jugendlichen  Verbrecherthums  im  Allgemeinen  erwartet. 

Während  nach  den  früheren  gesetzlichen  Bestimmungen 
in  Preussen  Zwangserziehung  erst  zur  Anwendung  kommen 
konnte,  wenn  Delikte  Vorlagen,  so  geht  das  neue 
Fürsorgeerziehungs-Gesetz  von  ganz  anderen  Voraus- 
setzungen aus.  Es  will  insbesondere  vorbeugend 
wirken,  indem  cs  schon  da  eingreifen  kann,  wo  das  leib- 
liche oder  geistige  Wohl  eines  Kindes  gefährdet  erscheint. 
Das  Gesetz  umfasst  also  in  der  Hauptsache  die  Arbeit 
und  die  Fürsorge  an  der  gefährdeten  Jugend. 
Es  setzt  aber  voraus,  dass  allen  anderen  Erziehungsfaktoren 
ihre  Schuldigkeit  gethan  haben.  Dieser  Umstand  dürfte 
in  gewissem  Sinne  eine  Einschränkung  der  von  den  gesetz- 
lichen Voraussetzungen  betroffenen  Fälle  bedeuten,  insofern 
das  Gesetz  nur  im  höchsten  Nothfalle  eingreifen  soll, 
nämlich  dann,  wenn  andere  nicht  mehr  retten  können. 
Das  Gesetz  will  nicht  etwa  gewissenlosen  Eltern  die 
Erziehungsarbeit  abnehmen,  sondern,  w^enn  die  Herbei- 
führung einer  geordneten  Erziehung  hier  versagt,  darf 
Fürsorgeerziehung  zunächst  in  Erwdigung  gezogen  und 
dann  angeordnet  werden.  Diese  Vorsicht  scheint  mit 
Rücksicht  auf  die  vielfach  misslichen  sozialen  Verhältnisse 
mancher  Fcimilien  durchaus  geboten,  wenn  sie  auch 
pädagogischen  Piünzipien  widerspricht.  Der  gesetzliche 
Erziehungszwang  müsste  eigentlich  schon  viel  früher  ein- 
treten  und  nicht  erst  dann  ausgesprochen  werden,  Avenn 
Gefahr  der  Verwahrlosung  besteht,  oder  wenn  eine 
gewisse  Verwahrlosung  bereits  eingetreten  ist. 

Einen  sehr  bedeutsamen  Fortschritt  gegen  früher  bietet 
das  Gesetz  dadurch,  dass  es  die  Altersgrenze  nach 
unten  überhaupt  nicht  festsetzt,  nach  oben  aber  bis  zum 
18.  Lebensjahre  hinausschiebt.  Die  Fürsorge  fängt  nun- 
mehr im  frühesten  K i n d e s a 1 1 e r an  und  erstreckt 
sich  bis  auf  das  spätereJünglingsalter;  sie  umfasst 
also  nicht  nur  das  schulpflichtige,  sondern  auch  das  vor- 
und  nachschulpflichtige  Alter.  Gerade  die  letzte  Zeit  ist 
f r 1 ^ gi’össten  sittlichen  Gefährdung.  Unsere  gesell- 
schaftlichen Oiganisationen  kümmern  sich  um  die  Jugend 
m diesem  Alter  blutwenig.  Wenn  die  Jugend  in  dieser 
z-eit  in  iolge  geringer  Fürsorge  einen  Fehltritt  beging,  so 
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schickte  sie  der  Strafrichter  gewöluilich  in  das  Gefängniss 
und  stempelte  sie  dadurch  vielfach  zeitlebens  zu  Ver- 
brechern. Das  Fürsorgeerziehungs-Gesetz  giebt  jetzt  wenig- 
stens die  Möglichkeit,  die  Jugend  in  vielen  Fällen  vor  diesem 
Makel  zu  bewahren.  Es  lässt  sich  allerdings  zur  Zeit  noch 
nichts  Bestimmtes  darüber  sagen,  weil  die  verschiedenen 
Gerichte  auch  verschiedenartig  in  dieser  Angelegenheit 
befinden  werden. 

Wenn  die  betheiligten  Behörden,  denen  die  Ausführung 
der  Fürsorgerziehung  obliegt,  erst  im  Not h falle  Für- 
sorgeerziehung aussprechen  werden,  so  dürfte  alles  ziem- 
lich beim  Alten  bleiben,  da  das  Vorliegen  eines  Nothfalles 
wohl  in  vielen  Fällen  von  ihnen  verneint  würde.  Die 
bureaukratische  Anlage  des  ganzen  Gesetzes,  w^elche 
ihm  anhaftet  und  seinen  grössten  Mangel  bedeutet,  zwingt 
sie  gerade  zu  einer  solchen  Handhabung  der  Durchführung. 
Die  Behörden  können  nur  nach  aktenmässiger  Darstellung 
arbeiten,  iiber  die  Erziehung  ist  keine  Aktonarbeit,  sondern 
vielmehr  eine  lebendige  Herzenssache,  die  nicht  schematisch 
und  aktenmässig  erledigt  werden  kann.  Daher  müsste  das 
Gesetz  den  Erziehern  des  Volkes  auch  eigentlich  mehr 
Rechte  einräumen,  als  sie  ihnen  nach  seinem  Wortlaute 
zur  Zeit  zustehen.  Scheinbar  will  das  Gesetz  auch  nicht 
auf  die  Mitwirkung  der  Erzieher  verzichten;  sie  sollen 
gehört  werden,  doch  nicht  in  erster,  sondern  in  zw'eiter 
Linie.  Aber  es  bedeutet  ein  anderes,  ob  sie  nur  Gutachten 
abzugeben  haben,  oder  ob  sie  als  vollberechtigte 
Mitarbeiter  von  dem  Gesetze  anerkannt  werden.  Wer 
ist  jedoch  so  in  der  Lage,  den  Werdegang  eines  Entarteten 
zu  studireii  und  diese  Entwicklung  als  die  nothwendige 
Folge  der  ihn  umgebenden  Verhältnisse  darzulegen,  als  die 
Lehrer  und  Erzieher?  — Deshalb  können  sie  auch  mit 
einem  gewissen  Rechte  verlangen,  dass  ihre  Mitwirkung 
an  der  Fürsorgeerziehung  in  einer  weitgehenderen  als  in 
der  im  Gesetze  v^orgesehenen  Art  und  Weise  in  Anspruch 
genommen  werde.  Vom  pädagogischen  Standpunkte  aus 
erscheinen  Forderungen  nach  dieser  Seite  lun  Seitens  der 
Lehrerschaft  vollständig  gerechtfertigt. 

Organe,  welchen  die  Ausführung  der  Bestimmungen 
des  Fürsorgeerziehungs-Gesetzes  obliegt,  sind  die  Vor- 
niundschaftsge richte,  die  l. a n d r ä t h e , die  Magi- 
strats- und  die  Polizei  vor  stände.  In  der  Haupt- 
sache ist  damit  die  Entscheidung  über  eine  geeignete  Er- 
ziehungsmassnahme  der  in  Frage  kommenden  Kinder  in  die 
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Hände  der  Juristen  gelegt.  Ihre  Ansichten  und  Massmilimen 
werden  in  Folge  des  Gesetzes  nun  nicht  blos  „ausschlag- 
gebend sein  bei  der  Frage,  ob  Fürsorgeerziehung  eintreten 
soll  oder  nicht,  sondern  sie  werden  auch  den  neu  einzu- 
richtenden Erziehungsanstalten  den  Stempel  aufdrücken 
und  sie  der  Gefahr  aussetzen,  dass  an  Stelle  der  rettenden 
christlichen  Liebe  die  Anstalten  vom  Bureaukratismus  und 
vom  Polizeigeist  beherrscht  werden“.  Also  nicht  diejenigen, 
deren  Beruf  und  Pflicht  die  Erziehungsarbeit  bildet,  sollen 
in  dieser  wichtigsten  aller  sozialen  Aufgaben  zu  bestimmen 
und  zu  entscheiden  haben,  sondern  Personen,  welche  Laien 
in  dieser  Angelegenheit  bedeuten  und  dem  Erzieh ungs werke 
für  gewöhnlich  ziemlich  ferne  stehen.  Dadurch  erhält  das 
Gesetz  nicht  einen  sozial-erzieherischen,  sondern 
einen  sozial-politischen  Anstrich,  der  neben  dem 
bureaukratisehen  Gepräge  einen  weitern  Mangel  bedeutet. 

Bezeichnend  für  das  Gesetz  ist  es  auch,  dass  seine 
üui’chführung  nicht  dem  Minister,  dem  Unterricht  und  Er- 
ziehung unterstellt  sind,  übertragen  worden  ist,  sondern 
dem  Minister  des  Innern,  dem  die  innere  und  die  Polizei- 
verwaltung obliegen.  Das  ist  neben  Verwaltungsgründen 
wohl  lediglich  des  leidigen  Kostenpunktes  wegen  geschehen. 
Wenn  es  aber  gilt,  Uebel,  die  tief  die  sozialen  und  staat- 
lichen Verhältnisse  schädigen,  abzustellen,  müssten  nicht 
Kosten  und  Mühen  gescheut  werden,  sondern  da  sollten 
alle  Hebel  in  Bewegung  gesetzt  werden,  um  Wandel  zu 
schaffen.  In  erster  Linie  wären  also  massgebende  Er- 
ziehungsfaktoren mit  der  Lösung  dieser  wichtigsten  aller 
sozialen  Aufgaben  zu  betrauen,  die  gern  auf  die  Mittel 
zur  Durchführung  dieser  Aufgaben  in  der  erforderlichen 
Höhe  bewilligt  hätten. 

Eine  Fassung  des  Gesetzes,  nach  welchen  den  er- 
ziehlichen Faktoren  mehr  Rechte  als  jetzt  zuer- 
kannt würden,  hätte  ebenfalls  seine  Bedenken,  die  jedoch 
nicht  schwerwiegender  Art  wären.  Es  könnte  vielleicht 
geschehen,  dass  Lehrer  recht  häufig  Anträge  auf  Fürsorge- 
erziehung einbringen  würden,  um  sich  aller  störenden  Ele- 
mente zu  entledigen.  Wenn  aber  ein  E r z i e h u n g s r a t h 
im  Hintergründe  stände,  wie  ihn  der  deutsche  Lehrerinnen- 
verein erstrebte  und  organisiren  wollte,  der  jeden  Fall  ein- 
gehend zu  prüfen  hätte,  so  Avürde  dieser  willkürlichen 
Mache  wirksam  vorgebeugt  werden  können. 

Nfich  der  ganzen  Anlage  des  Gesetzes  hat  es  den 
Anschein,  als  ob  der  Gesetzgeber  den  erziehlichen  Faktor 


DigitUou  by  Google 


449 


VAX  gering  bewerthet  hätte.  Und  mag  man  sich  auch  noch 
so  grosse  Vortheile  von  der  Wirkung  des  Gesetzes  ver- 
sprechen, dieser  Umstand  bedeutet  sicher  einen  Mangel, 
der  für  die  Folge  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden  darf. 
Soll  das  Gesetz  so  wirken,  dass  durch  seine  Ausführung 
der  jugendlichen  Verwahrlosung  vorgebeugt  und  das 
jugendliche  Verbrecherthum  verringert  werde,  dann  müssen 
noch  ganz  andere  Faktoren,  die  das  Gesetz  ebenso  gering 
bewerthet  oder  auch  gar  nicht  zu  kennen  scheint,  in 
Wirksamkeit  treten. 

Zunächst  sollte  eine  noch  stärkere  Fürsorge  zur 
Verhütung  der  jugendlichen  Verwahrlosung 
beobachtet  werden.  Unsere  Zeit  mit  ihren  Kulturzuständen 
und  Kulturerscheinungen  erschwert  das  Erziehungswerk 
in  ganz  erhebheher  Weise.  Die  ideale  Seite  im  Volksleben 
wird  durch  materielle  Sorgen,  durch  Gleichgültigkeit  und 
durch  Genuss-  und  Vergnügungssucht  in  seiner  gedeihlichen 
Entwickelung  beeinträchtigt.  Dazu  hat  sich  im  gesamraten 
Erziehungswesen  eine  nicht  selten  übertriebene  „Humanitäts- 
duselei“ geltend  gemacht.  Es  ist  vielfach  nichts  mehr 
von  dem  gesunden  Verhältnisse  der  Ueber-  und  Unter- 
ordnung zu  verspüren,  überall  findet  man  Auflehnung  und 
Ungehorsam.  Etwas  mehr  Strenge  und  Energie  wäre 
daher  in  der  Erziehung  unserer  Jugend  dringend  erwünscht. 
Dieser  Mangel  in  unserem  Erziehungswesen  könnte  nur 
im  Rahmen  eines  Gesetzes  behoben  werden,  welches  das 
gesammte  Erziehungswesen  zu  regeln  hätte.  Die  Fürsorge- 
erziehung im  Sinne  des  preussischen  Fürsorgeerziehungs- 
Gesetzes  ist  aber  von  der  allgemeinen  Erziehung  los- 
getrennt und  unter  die  Rechtspflege  gestellt,  wohin  sie 
eigentlich  doch  nicht  gehört.  Wiederum  erscheint  es  nicht 
erwünscht,  ein  Gesetz  zu  schaffen,  welches  die  Ver- 
staatlichung des  Erzieh  ungs  Wesens  zur  Folge 
hätte.  Bei  Ausbeutung  des  Fürsorgeerziehungs-Gesetzes 
nach  dieser  Seite  hin  würde  für  das  Gemeinwohl  weit 
mehr  Schaden,  als  Nutzen  erwachsen.  England  mit  seinen 
eigenartigen  Erziehungsmassnahmen  bietet  uns  dafür  ein 
abschreckendes  Beispiel.  Unser  Gesetz  trägt  der  indi- 
viduellen Entwickelung  der  Zöglinge  durchaus 
Rechnung,  indem  es  genau  von  Fall  zu  Fall  zu  prüfen 
hat,  ob  Familien-  oder  Anstaltserziehung  einzutreten  habe. 
In  dieser  Weise  praktisch  gehandhabt,  wird  es  sicher 
grossen  Segen  stiften,  wenn  ihm  nur  nicht  der  Makel 
der  gerichtlichen  Ver  ur  thei  1 u ng  anhaften  würde. 
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Ob  dieser  wunde  Punkt  durch  andere  Massnahmen  beseitigt 
werden  könnte,  mag  unentschieden  bleiben,  nach  dem  Ge- 
setze ist  er  zur  Zeit  m'cht  zu  umgehen. 

Ein  weiterer  Faktor,  der  zugleich  Ursache  der  sitt- 
lichen Verwahrlosung  ist,  welchen  das  Gesetz  aber  über- 
haupt nicht  kennt,  ist  das  Pathologische  im  jugend- 
lichen Verbrecherthum.  Ein  bedeutender  Jurist, 
Dr.  Franz  v.  Liszt- Berlin,  hat  in  seiner  kleinen,  populären 
Schrift:  Das  Verbrechen  als  sozial-pathologische 
Erscheinung,  auch  der  krankhaften  Entartung  der 
Kinder  gedacht  und  Schutz  für  dieselben  erbeten.  Wir 
vertreten  nicht  den  Standpunkt  Lombroso’s,  dass  wir 
in  jedem  Verbrecher  einen  Geisteskranken  erblicken,  sind 
aber  auf  Grund  vieler  Erfahrungen  zu  der  Ueberzeugung 
gekommen,  dass  ein  bedeutender  Theil  der  jugendlichen 
Rechtsbrecher  psychopathisch  belastet  ist,  dass 
also  das  Pathologische  in  ihrem  Seelen-  und  Leibesleben 
den  Grund  ihrer  Entartung  bildet.  Es  ist  deshalb  zu  ihrer 
Besserung  nicht  nur  Fürsorgeerzieliung  nothwendig,  sondern 
auch  eine  pädagogisch-psychiatrische  Behandlungs-  und 
Erziehungsweise  erforderlich,  zumal  ein  solcher  Dienst  an 
Jugendlichen  laut  Berichten  weit  mehr  Erfolg  verspricht 
als  an  Erwachsenen. 

Der  Erfolg  der  Erziehung  hängt  von  vielen  Faktoren 
ab,  die  alle  im  rechten  Verhältniss  bei  der  Erziehungs- 
arbeit gewerthet  sein  wollen.  Eine  solche  Werthung  lässt 
das  Fürsorgeerziehungsgesetz  nicht  erkennen,  daher  kann 
es  auch  nicht  in  dem  Masse  von  ausschlaggebender 
Wirkung  werden,  wie  es  vielleicht  der  Gesetzgeber  erhofft 
hatte.  Immerhin  aber  erscheint  es  geeignet,  direkt  und 
indirekt  manchen  Segen  zu  stiften.  Die  indirekte 
Wirkung  des  Gesetzes  dürfte  noch  weit  grösser 
als  die  direkte  sich  erweisen.  In  das  Bereich  des 
Gesetzes  fallen  nach  oberflächlichen  Erhebungen  ungefähr 
50  000  Kinder;  davon  können  aber  unmöglich  alle  in 
geeignete  Erziehungsmassnahmen  gegeben  werden  und 
zwar  aus  manchen  Gründen  nicht.  Bei  einer  Versorgung 
sämmtlicher  Kinder  würden  ganz  erhebliche  Kosten  ent- 
stehen ; wenn  auch  der  Staat  zwei  Drittel  der  Aufwendungen 
trägt,  so  hätte  manche  Gemeinde  doch  noch  bedeutende 
Summen  aufzubringen.  Dazu  bestehen  auch  gar  nicht  so 
geeignete  Familien,  die  gewillt  wären, 
die  Zöglinge  aufzunehmen  und  sie  zweckmässig  zu  erziehen. 
Danach  kann  also  nur  ein  kleiner  Prozentsatz  der 
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betreffenden  Kinder  der  direkten  Segnungen  des  Gesetzes 
theilhaftig  werden.  An  der  indirekten  Wirkung  des 
Gesetzes  aber  nehmen  alle  Kinder  ohne  Aus- 
nahme theil.  Das  Gesetz  wird  zu  einem  mächtigen 
Erziehungsfaktor  in  der  Hand  der  Pädagogen,  besonders 
dadurch,  dass  es  ihren  Ermahnungen  und  Drohungen  in 
geeigneten  Fällen  den  gehörigen  Nachdruck  zu  verleihen 
vermag.  Wenn  es  für  gewöhnlich  auch  nur  aus  dem 
Hintergründe  winkt,  so  schwebt  es  dennoch  wie  ein 
Damoklesschwert  über  eines  jeden  Haupt  und  wird  auf 
manches  Kind  einen  weitgehenden  Einfluss  ausüben. 

Das  Gesetz  wurde  anfänglich  mit  grosser  Be- 
geisterung aufgenommen,  w'elcher  nun  eine  gewisse 
Reaktion  und  Gleichgültigkeit  Platz  gemacht  hat;  den  hoch- 
gespannten Erwartungen  scheint  eine  bittere  Enttäuschung 
gefolgt  zu  sein.  Es  hat  sich  auch  Manchem  die  Ueber- 
zeugung  aufgedrängt,  dass  noch  auf  Jahre  hinaus  nicht  in 
dem  Sinne  der  jugendlichen  Entartung  vorgebeugt  werden 
kann,  wie  Menschenfreunde  es  dachten  und  erhofften.  Wir 
stehen  zur  Zeit  erst  am  Anfänge  der  Gesetzeswirkung  und 
dürfen  daher  nicht  voreilig  urtheilen;  zu  dem  ist  unsere 
Aufgabe,  die  grossen  Absichten  und  Tendenzen  des 
Gesetzes  herauszuziehen  und  sie  uns  nutzbar  zu 
machen.  „Es  wird  das  Gesetz  eben  das  werden,  was  wir 
aus  ihm  machen“. 

Es  ist  erklärlich,  dass  die  Lehrerschaft  an  der  Durch- 
führung des  Gesetzes  noch  nicht  mit  Eifer  arbeitet,  aber 
zu  bedauern  wäre  es,  wenn  sie  sich  ganz  zurückzöge. 
Wenn  das  Gesetz  die  Lehrer  als  vollberechtigte  Mitarbeiter 
nicht  anerkennt,  so  gilt  es  für  sie,  ihr  Augenmerk  auf  die 
Einrichtung  besonderer  Organisationen,  wie 
sie  an  manchen  Orten  erstrebt  werden  (Erziehungsvereine), 
zu  richten,  durch  welche  der  Fürsorgeerziehung  wirksam 
vorgearbeitet  wird;  ihr  Einfluss  kann  hier  unter  Umständen 
von  grösster  Tragweite  werden. 

Die  deutsche  Landesgruppe  der  „Internationalen 
Kriminalistischen  Vereinigung“  hatte  vor  längerer  Zeit  den 
Wunsch  nach  einer  einheitlichen  Regelung  des  ge- 
saramten  Zwangserziehungswesens  durch  ein  Reichs- 
gesetz begründet  und  ausgesprochen;  das  Inkrafttreten 
des  Fürsorgeerziehungs-Gesetzes  aber  hat  ihn  nun  gegen- 
standslos gemacht,  gewiss  nicht  ira  Vortheile  sozialer  und 
nationaler  Interessen.  Es  muss  nun  ein  jeder  deutsche 
Bundesstaat  sein  besonderes  Fürsorgeerziehungsgesetz  er- 
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lassen  und  die  Fürsorgeerziehung  nach  eigenen  Initiativen 
handhaben. 

An  höchsterstelle  ist  in  unseren  Tagen  von  der  De- 
in oralisirung  der  heutigen  Jugend  gesprochen 
worden,  das  giebt  uns  ernst  zu  denken.  — Wenn  wir  das 
neue  Fürsorgeerziehungs-Gesetz  hier  mit  einigen  kritischen 
Bemerkungen  begleiten,  so  geschieht  das  im  Interesse  einer 
wirksamen  Vorbeugung  der  jugendlichen  Entartung  ein- 
gedenk der  bedeutsamen  Mahnung: 

„Wer  ein  Kind  vom  Verderben  errettet, 

Der  rettet  ein  Gesehlecht!“ 


Zur  Auslegung  der  §§  18,  17,  18,  29  Str.-G.-B. 

Von  Direktor  Dr.  Gennat. 

In  Band  36  Seite  67—71  dieser  Blätter  habe  ich  die 
Frage  behandelt  und  bejaht,  ob,  wenn  die  einem  Tage 
Freiheitsstrafe  gleichgestellte  Geldstrafe  nur  theilweise  be- 
zahlt wird,  dennoch  der  Tag  unverkürzt  zur  Vollstreckung 
zu  bringen  ist.  Dem  Interesse,  welches  der  mir  persönlich 
unbekannte  Herr  Staatsanwalt  R e i n e c k e am  Oberlandes- 
gericht zu  Breslau  an  meinen  Ausführungen  genommen 
hat,  verdanke  ich  die  Nachricht,  dass  dieser  Gerichtshof 
in  Beschlüssen  vom  25.  und  28.  Februar  d.  Js.  die  gleiche 
Rechtsanschauung  vertritt.  Sie  werden  mit  ausführlicher 
Begründung  in  Goldtammer’s  Archiv  für  Strafrecht  abge- 
druckt werden.  Die  Freundlichkeit  des  genannten  Herrn 
setzt  mich  aber  in  den  Stand,  über  den  Hinweis  auf  diese 
Veröffentlichung  hinaus  die  Hauptgesichtspunkte  an  dieser 
Stelle  mitzutheilen. 

Vorangestellt  wird  der  Rechtssatz: 

bleibt  der  uneinbringliche  Rest  einer  Geldstrafe 
hinter  der  Höhe  desjenigen  Betrages  zurück,  füi’ 
welchen  ein  Tag  Freiheitsstrafe  hilfsweise  er- 
kannt worden  ist,  so  ist  ein  voller  Tag  zu  voll- 
strecken und  die  Anzahlung  zurückzugeben  oder 
bis  zur  Beendigung  der  Strafvollstreckung  dahin 
zur  Verfügung  des  Verurtheilten  zu  halten,  dass 
er  sich  durch  Nachzahlung  des  Restes  von  der  Ver- 
büssung  eines  weiteren  Tages  freimachen  kann 
und  als  Grund  hierfür  geltend  gemacht 
1.  dass  die  in  der  Ueberschrift  angezogenen  Para- 
graphen den  Grundsatz  zum  Ausdrucke  bringen, 
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dass  Freiheitsstrafen  von  kürzerer  als  eintäsiger 
Bauer  nicht  stattfinden  sollen.  Dieser  GrundsSz 
Sa?r  a.'Jf  V e r h ä n g u n g von  FreJheits 

inzu^sehen  3'*'®  Gi’undsatz 

anzusehen  gelte  er  aber  auch  für  die  Vollstreck- 
un g.  Es  duife  daher  der  Bruchtheil  eines  Tages 

^ s^rtkr^e^rden, 

2.  unerörtert  bleiben  könne,  welcher  der  herrschenden 

S^biihre,  jedenfalls  sei  nur 
diejenige  für  die  Praxis  verwendbar,  welche  sich 

Vorschriften  und  mit  dem  in 
fK  , ausgesprochenen  Willen  der 

nicht  in  Widerspruch  setze,  anderer- 
seits dem  Verurtheilten  weder  Vortheile  gewähre 

/-lel  weide  am  zuverlässigsten  erreicht  durch  Um- 
‘l®*’  beizutreibenden  Geldstrafe  in 
yoHe  Tage  der  Freiheitsstrafe  und  Rückgabe  oder 
anderweite  Verrechnung  einer  etwaigen  Anzahlung 
Weil®  man  anderer  Ansicht  folgen,  so  würde  der 
Verurtheilte  gegen  den  Willen  der  strafenden  Be- 
hörde einen  Vortheil  gewinnen,  auf  den  er  keinen 
Anspi  uch  erheben  könne,  denn  er  würde  sich  z B 
durch  Zahlung  einer  Mark  von  der  Verbüssung 
einer  eventuellen  eintägigen  Freiheitsstrafe  befreien 
wahrend  nach  behördlicher  Bestimmung  erst  drei 
Ajark  einem  Tage  gleichkommen  sollen.  Das  wäre 
eine  Unbilligkeit. 

Ira  ersten  Falle  wurden  auf  eine  Geldstrafe  von 


^ c*iti  c/iiic  vjrciuöira/ie  ^ 

an  deren  Stelle  eventuell  30  Tage  Gefängniss 

a 'KT  ^ VI.  ^ 


zu 


300  M, 

Sh  bezahlt.  Es  wurden  fünf  Tage  als 

Ar  • erklärt,  während  die  verbleibenden 

vermöPhr”®''  «‘<^bt  in  Wegfall  zu  bringen 

wpt!^  ^ zu  vollstrecken  seien.  Erst 

eim  4,4  M.  nachgezahlt  'ivürden,  sei  ein  fernerer  Tag  der 
^Freiheitsstrafe  erledigt. 

Woo  sieht,  kommt  das  Oberlandesgericht  im 

entliehen  aus  denselben  Erw'ägungen  wde  ich  heraus 
vpw  T f.^®‘^ben  Ergebnisse,  nur  dass  sie  sich  bei  mir 
jin=  if  • während  sie  dort  auf  getrennte  und 

theilt  einander  unabhängige  Beschlüsse  ver- 


8* 
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lieber  verschiedenartige  Auffassung  der  Berechnung 
von  Beststrafen*)  schreibt  uns  W.  Kluhs  Gefängniss-Inspektor  in 
Landsberg  a.  Warthe: 

Im  Allgemeinen  reichen  zwar  die  durch  den  § 87  der  preuss. 
Gefängniss-Ordnung  für  die  Berechnung  der  Strafzeit  gegebenen 
Vorschriften  aus,  es  kommen  aber  in  der  Praxis  Fälle  vor,  bei  denen 
der  mit  der  Berechnung  der  Strafzeit  betraute  Gefängiiissbeamte 
nach  belehrenden  Bestimmungen  vergeblich  sucht.  Derartige  Fälle 
ergeben  sieh  namentlich  bei  der  Berechnung  der  durch  Strafunter- 
brechung hervorgerufenen  Reststrafen. 

Wohl  jeder  mit  der  Berechnung  von  Strafen  jahrelang  betraut 
gewesene  Gefängnissbeamte  hat  Fälle  erlebt,  bei  denen  er  im  Zweifel 
war,  auf  welchen  Tag  er  die  Entlassung  festsetzen  sollte,  da  sich 
zwei  oder  gar  drei  verschiedene  Endtage  herausrechnen  Hessen,  so 
dass  zuweilen  erst  durch  Gerichtsbeschluss  das  Strafende  festgesetzt 
werden  musste. 

Man  kann  die  durch  Strafunterbrechung  hervorgerufenen 
Reststrafen  auf  folgende  Arten  berechnen: 

1.  Bei  Entlassung  eines  Gefangenen  mit  Strafunterbrechung 
wird  der  noch  zu  verbüssende  Rest  der  Strafe  festgestellt 
und  in  der  ermittelten  Höhe  beim  Wiederantritt  des  Ge- 
fang'enen  vollstreckt. 

2.  Diejenige  Zeit,  welche  ein  Gefangener  bei  der  Strafunter- 
brechung auf  freiem  Fusse  sieh  befand,  wird  dem  ursprüng- 
lich beim  Beginn  der  Strafe  ermittelten  Entlassungsterniin 
hinzugerechnet  und  an  dem  so  ermittelten  Zeitpunkt  der 
Gefangene  endgültig  entlassen. 

Nachstehend  gestatte  ich  mir  nun,  drei  Beispiele  anzuführen, 
in  welchen  sich  der  Entlassungstermin,  trotzdem  es  sich  um  genau 
denselben  Fall  handelt,  auf  drei  verschiedene  Tage  fe.stsetzen  lässt. 
Ich  nehme  an,  ein  Gefangener  soll  eine  Strafe  von  3 Monaten  ver- 
büssmi,  welche  er  am  27.  Januar  1896  Vorm.  10  Uhr  antritt.  Am 
12.  Februar  1896  Vormittags  10  Uhr  wird  er  mit  Strafunterbrechung 
iö^*^**^**  ^"id  gestellt  sich  zur  Weiterverbüssung  am  15.  Februar 
18%  Nachm.  1 Uhr.  Es  fragt  sich  nun,  wann  derselbe  zu  entlassen  ist. 


1.  Beispiel. 

(^fangene  hatte,  als  er  mit  Strafunterbrechung  entlassen 
wurde,  16  Tage  verbüsst.  Er  hatte  demnach,  als  er  sich  am  In- 
ebruai  1896  Nachm.  1 Uhr  zur  Weiterverbüssung  gestellte  und  da 
nie  Lesammtstrafe  3 Monate  betrug,  3 Monate  weniger  16  Tage  zu 
verbussen.  Die  Entlassung  erfolgt  daher  am 

29.  April  1896  Nachm.  1 Uhr. 


•)  Vcrgl.  Band  30,  S.  134  und  S.  29B. 
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2.  Beispiel. 

Die  Strafe  begann  ursprünglich  am  27.  Januar  1S96  Vorm.  10 
Uhr,  und  der  Gefangene  würde,  wenn  eine  Strafunterbrechung  nicht 
stattfand,  nach  Ablauf  der  3 Monate  am  27.  April  1896  Vorm.  10  Uhr 
entlassen  worden  sein  Am  12.  Februar  1896  Vorm.  10  Uhr  erfolgte 
die  Strafunterbrechung  und  am  15.  Februar  1896  Nachm.  1 Uhr 
gestellte  sich  der  Gefangene  zur  Weiterverbüssung.  Er  befand  sich 
mithin  3 Tage  und  3 Stunden  auf  freiem  Fusse.  Wenn  man  diese 
3 Tage  und  3 Stunden  dem  ursprünglichen  Entlassungstermin  (27. 
April  1896  Vorm.  10  Uhr)  hinzurechnet,  ei'hält  man  als  endgültigen 
Entlassungstermin  den 

30.  April  1896  Nachm.  1 Uhr. 

3.  Beispiel. 

Als  der  Gefangene  am  12.  Februar  1896  Vorm.  10  Uhr  mit 
Strafunterbrechung  entlassen  wurde,  hatte  er  16  Tage  verbüsst  und 
der  liest  betrug,  da  die  Monate  gemiiss  § 87  der  Gefängniss-Ordnung 
nach  der  Kalenderzeit  zu  berechnen  sind,  noch  15  Tage  und  2 Monate. 
Er  gestellte  sich  zur  Weiterrerbüssung  am  15.  Februar  1896  Nachm. 
1 Uhr.  Von  diesem  Zeitpunkt  ab  15  Tage  und  2 Monate  gerechnet, 
ergiebt  als  Entlassungstermin,  da  der  Februar  1896  (Schaltjahr)  29 
Tage  hatte,  den 

1.  Mal  1896  Nachm.  1 Uhr. 

Nennen  wir  den  Strafrest  nicht  wie  vorstehend 
15  Tage  und  2 Monate 

sondern  umgekehrt 

2 Monate  und  15  Tage, 

was  meines  Erachtens  allerdings  unlogisch  sein  würde,  w’eil  die  15 
Tage  zur  Ergänzung  des  ersten  Monats  (27.  Januar  bis  27.  Februar 
1896)  mit  den  bereits  verbüssten  16  Tagen  zusammen  den  ersten 
Monat  bilden  und  daher  auch  zuerst  zu  vollstrecken  sein  dürften, 
so  erhält  man  als  Entlassungstermin  wiederum  den 
30.  April  1896  Nachm.  1 Uhr. 

Alle  derartigen  Abweichungen  resp.  Widersprüche  würden 
beseitigt  werden,  wenn  bei  Strafunterbrechungen  der  Strafrest  z.  B. 
grundsätzlich  genau  nach  der  Zahl  der  Tage  gleich  derjenigen  Zeit 
zu  rechnen  sein  würde,  welche  der  Gefangene  noch  zu  verbüssen 
hatte,  wenn  eine  Strafunterbrechung  nicht  erfolgte.  Es  könnte  dann 
in  allen  Fällen  ohne  jede  Deutelei  und  ohne  jede  Ausnahme  immer 
ein  und  derselbe  Entlassungstermin  herausgercchnet  werden,  weil  die 
nach  Tagen  genau  festgestellte  Reststrafe  beim  Wiederantritt  des 
Gefangenen  zu  vollstrecken  ist. 

Nach  diesem  Vorschläge  würde  sich  die  erwähnte  Strafe  wie 
folgt  gestalten:  „„„  „ 

Der  Gefangene  sollte  3 Monate  vom  27.  Januar  1896  Vorm. 
10  Uhr  bis  27.  April  1896  Vorm.  10  Uhr  (Schaltjahr)  = 91  Tage  verbüssen. 
Nach  Ablauf  von  16  Tagen  wurde  er  mit  Strafunterbrechung  ent- 
lassen. Der  Rest  der  Strafe  betrug  demnach 
91  Tage  Gesammtstrafe 
ab  16  _ 


n: 


mithin  75  Tage 
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und  der  Gefangene  musste,  nachdem  er  sich  am  15.  Februar  1896 
Nachm.  1 Uhr  zur  Weiterverbüssung  gestellte,  und  weil  der  Februar 
(Schaltjahr)  29  Tage  hatte,  am 

30.  April  1896  Nachm.  1 Uhr. 
entgültig  entlassen  werden. 

Im  Hinblick  auf  vorstehende  Ausführungen  mag  es  iutcressiren 
die  badischen  Bestimmungen  über  die  Strafberechnungen  zu  erfahren. 
Dieselben  sind  in  einer  Anleitung  zur  Strafberechnung  für  die 
Centralstrafanstalten  und  einem  erläuternden  Erlass  des  Grossh. 
Ministeriums  der  Justiz  des  Kultus  und  Unterrichts  enthalten,  die 
folgendermassen  lauten : 


I.  Berecbnang  des  Strafablaufs. 


Der  Strafbeginn  wird  von  dem  Eintritt  in  die  Strafanstalt  an 
berechnet,  sofern  nicht  eine  anderswo  zuvor  verbrachte  Zeit  nach 
den  in  Abschnitt  III  gegebenen  Bestimmungen  auf  die  Strafe  an- 
zurechnen ist. 

§ 2. 

Die  Strafe  ist  — nach  Vollendung  der  gesetzten  Zahl  an  Tagen, 
Wochen,  Monaten  oder  Jahren  — abgelaufen  mit  dem  Eintritt  der- 
jenigen Tagesstunde,  zu  welcher  die  Straferstehung  begonnen  hat. 

§ 3. 

Beim  Strafvollzug  wird  der  Tag  zu  vierundzwanzig  Stunden, 
die  Woche  zu  7 Tagen,  der  Monat  und  das  Jahr  nach  der  Kalender- 
zeit berechnet  (R.-St.-G.-B.  § 19). 

§ 4. 

Erfolgt  die  Berechnung  einer  Strafe  nach  Wochen,  so  endigt 
die  Strafe  an  demjenigen  Tag,  der  durch  seine  Benennung  dem 
Tage  entspricht,  an  welchem  der  Strafvollzug  begonnen  hat. 

§ 5. 

Eine  nach  Jahren  oder  Monaten  bemessene  Strafe  läuft  an 
demjenigen  Tage  ab,  dessen  Zeitbenennung  dem  Tag  des  Beginns 
der  Straferstebung  entspricht,  einerlei  ob  die  Monate  der  Strafzeit 
28  oder  29  beziehungsweise  30  oder  31  Tage  und  die  betreffenden 
Jahre  365  oder  366  Tage  haben. 

Es  endigt  demnach  z.  B.  eine  Strafe  von  einem  Monat,  deren 
Vollzug  am  28.  begonnen  wurde,  in  allen  Fällen  am  28.  des  folgenden 
Monats. 

Wurde  die  Strafe  am  29.,  30.  oder  31.  eines  Monats  zu  voll- 
ziehen begonnen  und  hätte  sie  nach  vorstehender  Regel  am  29.,  30. 
ocior  31.  eines  andern  Monats  zu  endig’cn,  in  welchem  ein  solcher 
rag  nicht  vorkommt,  so  endigt  die  Strafe  mit  dem  letzten  Tag  des 
bezüglichen  Monats. 

§ 6. 

Ist  die  Strafe  unterbrochen  worden,  so  ist  der  noch  zu  er- 
stehende Strafrest,  einerlei  ob  er  auch  noch  Jahre  uud  Monate 
umfasst,  lediglich  darnach  zu  bemessen,  wieviele  Tage  beziehungs- 
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^ „i,  Unterbrechung  eintrat  ’ ' 

und  am  i & ^ "■  B-  welche  am  1.  Januar  begonnen 

7111-  TrLl  Schaltjahres  unterbrochen,  am  1.  April  aber 

Unterbrechung  wieder’  fortgescL"  whd' 
hHcl  hJ!  «f  29.  April,  nicht  mit  dem  30,;  denn  im  Aue-en- 

TagesJheil  ^8  volle  Tage  und^in 

D . . . § ^• 

erfolfft  f an  die  Civilbehörde  übergeht 

fiir  hL  n Berechnung  der  Strafe  für  den  Ablauf  der  Strafzeit  und 
Entlatsun^^^lp”'^"^  Zeitpunkts  der  Zulässigkeit  der  vorläufigen 
ansUlt  verbrqphJp  ^7 ‘-f  ■^^''e^hnung  einer  ausserhalb  der  Stfaf- 
§ 6 der  MilitärKtln/'^p**i'^^■  f'®  Strafe  nach  den  Bestimmungen  in 
LsichtlLh^’dPr  vor  n 9.  Februar  1888 

II.  BerecbDDDD  des  Zeitpunkts  der  Zulässlpkelt  der  vorläufigen  Entlassung. 

§ 8, 

in  Entlassung  kommt  bei  Strafen  über  ein  Jahr 

niPhf  dürfen  jedoch  dabei  mehrere  Strafen  kürzerer  Dauer 

nicht  zusammengerechnet  werden. 

§ 9. 

»niKoc-  ''“Uaufige  Entlassung  bei  einer  von  mehreren  Strafen 

sip  « *fi  ***^‘^*’  verbüssende  kürzere  Strafe,  bei  welcher 
‘ zulässig  ist,  vor  Beginn  der  längeren  Strafe  oder  nach 
des  R^tf  zu"volhieh  *^*  *^^*”  derselben,  unter  einstweiliger  Aussetzung 

ipc=  Uiegen  mehrere  Strafen  vor,  bei  welchen  die  vorläufige  Ent- 

’*•'  aach  Erstehung  von  drei  Vierteln  einer 
A.i=  ^ar  \ crbüssung  der  andern  zu  schreiten,  unter  einstweiliger 
Aussetzung  des  Restes  der  ersteren. 

iinHi-  ,^ai'  Durchführung  dieser  Bestimmungen  Versetzungen 

vp  beantragen,  falls  die  Voraussetzungen  einstiger 

vorläufiger  Entlassung  vermuthlicli  eintreten. 

Iipi-  fl*'  zuauminentrcffenden  Strafen  ausserhalb  des  Gross- 

V?pvf°  a erstehen,  so  hat  ein  Benehmen  mit  der  ausserbadischen 

wp  ^nzutreten  und  ist  Bericht  an  das  Ministerium  zu  erstatten, 
Durchführung  des  bezeichneten  Grundsatzes  nicht  gehobenen 
Schwierigkeiten  begegnet. 

§ 10. 

aiifp..i/*^  '*‘1  .B'-fafi'eit  durch  Gnade  crmässigt,  so  jedoch,  dass  die 
ureiiegt  gebliebene  Strafe  über  ein  Jahr  beträgt,  so  ist  die  vorläufige 
nach  Verbüssung  von  drei  Vierteln  der  ermässigten 
‘ ''*arzeit  (mindestens  aber  von  einem  Jahre)  zulässig. 

§ 11. 

dip  auferlegten  Strafe  im  Sinne  des  § 23  des  R.-St.-G.-B.  ist 

nach  § 60  dasclb.st  vom  Gericht  angercchnete  Untersuchung-shaft 
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nicht  mitzurechnen.  Ist  z.  B.  ein  Urtheil  auf  4 Jahre  Gefängniss 
ergangen,  auf  welche  8 Monate  erlittene  Untersuchungshaft  nach 
§ W R.-St.-G.-B.  angerechnet  werden  sollen,  so  ist  die  vorläufige 
Entlassung  nach  2 Jahren  und  6 Monaten  zulässig;  denn  die  auf- 
erlegte Strafe,  aus  welcher  drei  Viertheile  zu  finden  sind,  betrug 
4 Jahre  weniger  8 Monate,  also  40  Monate,  so  dass  30  Monate 
mindestens  in  der  Strafanstalt  verbüsst  werden  müssen. 

Auch  diejenige  Strafzeit,  welche  in  einer  nach  § 482  St.-P.-O. 
anzurechnenden  Untersuchungshaft  besteht  (vergl.  § 15  unten),  wi^ 
nicht  als  Theil  der  auferlegten  Strafe  im  Sinne  des  § 23  R.-St.-G.-B. 
betrachtet.  Ist  z.  B.  eine  Strafe  von  4 Jahren  erkannt  und  der  Eintritt 
in  die  Strafanstalt  erst  einen  Monat  nach  dem  Verzicht  auf  das 
Rechtsmittel  erfolgt,  während  der  Verurtheilte  diese  Zeit  im  Unter- 
suchungsgefängniss  verbrachte,  so  beträgt  die  auferlegte  Strafe 
3 Jahre  11  Monate. 


§ 12. 

Die  sämmtliche  übrige  Strafzeit  wird  auf  die  auferlegte  Strafe 
angerechnet. 

Die  Strafzeit,  welche  ausserhalb  der  für  den  Vollzug  ordnungs- 
mässig  bestimmten  Anstalt  erstanden  wird,  ist  z.  B.  dann  anzurechne^ 
wenn  der  Verurtheilte,  um  als  Zeuge  zu  dienen,  nach  der  Rechtskraft 
des  Urthe.ils  in  ein  drittes  Gefängniss  verbracht  oder  auch  wenn  er 
hierzu  in  demjenigen  Gefängniss  festgehalten  wurde,  von  wo  aus 
die  Ablieferung  sonst  alsbald  erfolgt  wäre. 

§ 13. 

Ist  die  Zahl  der  Jahre,  Monate,  Wochen  oder  Tage  einer  auf- 
erlegten Strafe  nicht  mit  vier  theilbar,  so  wird  zur  Feststellung  des 
Beginns  des  letzten  Strafviertels  in  der  Weise  verfahren,  da.ss  bei 
nöthiger  Theilung  eines  Jahres  dasselbe  zu  12  Monaten,  bei  nöthiger 
Theilung  eines  Monats  derselbe  zu  30  Tagen,  bei  nöthiger  Theilung  einer 
Woche  dieselbe  zu  7 Tagen  angenommen  wird  und  ein  im  &id- 
ergebniss  eintreffender  Straftheil,  welcher  weniger  als  einen  vollen  Tag 
beträgt,  zu  Gunsten  des  Verurtheilten  au.sser  Betracht  bleibt. 


III.  Anrechnung  ausserhalb  der  Strafanstalt  verbrachter  Zelt 
auf  die  Strafe. 

§ 14. 

Die  vor  dem  Urtheil  erlittene  Untersuchungshaft  ist  nur  so  weit 
auf  die  Strafe  anzurechnen,  als  das  Gericht  es  verfügt  hat. 

Dies  gilt  auch  bezüglich  einer  Untersuchungshaft,  welche  nach 
dem  ersten  oder  zweiten  Urtheil  erlitten  wurde,  wenn  dasselbe  zufolge 
Beschreitung  des  Instanzenzuges  durch  den  Sträfling  nicht  rechts- 
kräftig wurde. 


§ 15. 

Auf  die  zu  vollstrecke.nde  Freiheitsstrafe  ist  jedoch  unverkürzt 
diejenige.  Untersuchungshaft  — einschliesslich  der  Transportzeit  — 
anzurechnen  (§  482  St.-P.-O.),  welche  der  Angeklagte  nach  einem 
Urtheil  erlitten  hat,  o & 
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1.  seit  er  auf  Einlegung  eines  Rechtsmittels  verzichtete, 

2.  oder  seit  er  das  eingelegte  Rechtsmittel  zurückgenommen  hat, 

3.  oder  seitdem  die  Einlegungsfrist  für  ihn  abgelaufen  ist,  ohne 
dass  er  eine  Erklärung  abgegeben  hat, 

4.  oder  nach  Verkündung  eines  mit  Rechtsmitteln  nicht  mehr 
anfechtbaren  Urtheils, 

5.  sowie  überhaupt  nach  Rechtskraft  dos  Urtheils. 

Die  Bestimmungen  in  Ziffer  1 und  2 gelten  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  das  Urtheil  durch  dieses  Verhalten  des  Verurtheilten  für 
ihn  oder  überhaupt  rechtskräftig  wurde. 

§ 16. 

Hat  das  urtheilende  Gericht  eine  Untersuchungshaft,  welche  — 
wie  im  vorigen  Paragraphen  Ziff.  1—3  dargelegt  — gemäss  § 482 
St.-P.-O.  anzurechnen  ist,  bei  einem  Urtheil  höherer  Instanz  gemäss 
§ 60  R.-St.-G.-B.  laut  dem  Tenor  oder  den  Gründen  auf  die  Strafe 
schon  angerechnet,  so  findet  die  Bestimmung  des  vorigen  Paragraphen 
dieser  Uienstweisung  keine  Anwendung. 

§ 17. 

Als  Untersuchungshaft  im  Sinn  des  § 482  St.-P.-O.  ist  die  vor 
der  Einlieferung  in  die  Strafanstalt  ausser  Freiheit  verbrachte  Zeit 
dann  nicht  anzusehen,  wenn  sie  in  einer  lediglich  nach  § 489  St.-P.-O. 
verhängten  Haft  und  dem  darauf  gefolgten  Transporte  verlief. 

§ 18. 

Der  Lauf  der  Freiheitsstrafe  erfährt  hinsichtlicli  der  Berechnung 
keiue  Unterbrechung  oder  Minderung,  wenn  unter  Fortdauer  der 
Freiheitsentziehung  der  Sträfling  aus  von  ihm  nicht  verschuldeten 
Gründen  in  eine  andere  Anstalt  — sei  es  selbst,  dass  ein  Züchtling 
in  eine  Gefängnissanstalt  käme  oder  umgekehrt  — gebracht  wird,  so 
insbesondere  beim  Transport  in  ein  Amtsgefängniss  zur  Vernehmung 
als  Zeuge  oder  Civilpartei. 

§ 19. 

Ist  der  Verurtheilte  nach  Beginn  der  Strafvollstreckung  in  eine 
von  der  Strafanstalt  getrennte  Krankenanstalt  gebracht  worden,  so 
ist  die  Dauer  des  Aufenthalts  in  der  Krankenanstalt  und  die  Zeit 
des  Transportes  dahin  in  die  Strafzeit  einzurechnen,  wenn  nicht  der 
Verurtheilte  mit  der  Absicht,  die  Strafvollstreckung  zu  unterbrechen, 
die  Krankheit  herbeigeführt  hat.  Den  Krankenanstalten  stehen  im 
Sinne  dieses  Paragraphen  Entbindungsanstalten  gleich. 

Die  Staatsanwaltschaft  hat,  falls  eine  solche  absichtliche  Her- 
beiführung der  Versetzung  in  eine  Krankenanstalt  zu  unterstellen 
ist,  eine  Entscheidung  des  Gerichts  herbeizuführen  (St.-P.-O.  § 493). 

§ 20. 

Wird  gegen  einen  Sträfling  die  Untersuchungshaft  mit  Ver- 
setzung in  ein  Untersuchungsgefängniss  (Amtsgefängniss  etc.)  in  Baden 
oder  ausserhalb  des  Grossherzogtbuins  wegen  einer  abzuurtlieilenden 
weiteren  Strafthat,  verhängt,  so  wird  hierdurch  der  Lauf  der  Strafe 
unterbrochen,  sofern  nicht  ausdrücklich  von  einer  deutschen  Behörde 
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verfügt  wird,  dass  der  Strafvollzug  auch  im  genannten  Untersuch- 
ungsgefängniss  fortzudauern  habe. 

Endet  die  neue  Untersuchung  mit  Freisprechung  oder  Ein- 
stellung des  Verfahrens,  so  ist  jedoch  jede  Untersuchungshaft  auf 
die  unterbrochene  Strafe  anzurechnen. 

§ 21. 

Findet  unmittelbar  nach  dem  Vollzug  einer  Strafe  der  Vollzug 
einer  weitern  in  der  Art  statt,  dass  der  Sträfling  dazu  von  einer 
Anstalt  in  die  andere  transportirt  wird,  so  ist  die  Transportzeit  auf 
die  zweite  Strafe  anzurechnen. 

Es  macht  dabei  keinen  Unterschied,  ob  die  abliefernde  Anstalt 
in  Baden  liegt  oder  nicht. 

§ 22. 

Werden  mehrere  Strafen,  bei  denen  bezüglich  einer  oder 
mehrerer  eine  Anrechnung  der  Untersuchungshaft  kraft  Gesetzes  oder 
Urtheils  stattfindet,  sodann  zu  einer  Gesammtstrafe  vereinigt,  ohne 
dass  über  die  Behandlung  der  Untersuchungshaft  im  Tenor  oder  in 
den  Gründen  etwas  bemerkt  wird,  so  tritt  die  Anrechnung  unverändert 
auf  die  Gesammtstrafe  ein. 

§ 23 

Tritt  gemäss  R.-St.-G.-B.  § 25  die  einsweilige  Festnahme  eines 
vorläufig  Entlassenen  und  der  Widerruf  der  vorläufigen  Entlassung 
ein,  so  beginnt  die  Strafbei'echnung  für  den  zu  erstehenden  Strafrest 
vom  Zeitpunkt  der  Festnahme.  Die  bis  zur  Einkunft  in  die  Straf- 
anstalt verlaufende  Haft  und  Transportzeit  ist  auf  die  Strafe 
anzurechnen. 

§ 24. 

Insoweit  auf  die  Strafe  Untersuchungshaft  oder  sonstige  nicht 
in  Freiheit  zugebrachte  Zeit  aufgerechnet  wird,  so  geschieht  dies 
nach  der  Anzahl  der  wirklich  abgelaufenen  Tag'e,  wenn  nicht  richter- 
lich eine  bestimmte  Anzahl  aufzurechnender  Jahre,  Monate,  Wochen 
oder  Tage  bestimmt  ist.  Wäre  dies  der  Fall,  so  sind  die  §§  3—5 
zum  Vollzug  dieser  richterlichen  Bestimmung  sinngemäss  anzuwenden. 

Die  hiernach  aufzurechnende  Zeit  ist  ohne  Unterscheidung  der 
erkannten  Strafart  voll  aufzurechnen,  sodass  ein  in  Untersuchungshaft 
verbrachter  Zeitabschnitt  den  gleichen  Zeitabschnitt  der  Strafe  tilgt. 
Es  begründet  hierfür  keinen  Unterschied,  ob  die  Aufrechnung  im 
Urtheil  oder  im  Gesetz  selbst  bezw.  in  Auslegung  des  letzteren  in 
dieser  Dienstweisung  ausgesprochen  ist. 

IV.  Bestimmung  der  Entlassungszeit. 

§ 25. 

Bei  Beurlaubungen,  bei  sonstigen  Unterbrechung'en  des  Straf- 
\ollzugs,  sowie  bei  Begnadigungen  erfolgt  die  Entlassung  sofort, 
wenn  nicht  cm  anderer  Termin  von  der  verfügenden  Behörde  bei- 
gesetzt ist.  ” 

Wird  eine  Strafe  um  oder  auf  eine  angegebene  Zahl  von 
ochen,  Monaten  oder  Jahren  aus  Gnade  ermässigt,  ohne 
Bei tuguug  weiterer  Bestimmungen,  so  finden  zunächst  die  Vorschriften 
ni  Abschnitt  I und  111.  sinngemässe  Anwendung  zur  Feststellung 
aes  htrafablaufs  und  es  tritt  sodann  die  Entlassung  bei  Ablauf  der 
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§ 26. 

V.ÄÄ  “Ä 

sinrirro'^«®  Bcsti tninungcii  dieses  Abschnitts  über  das  Strafende  sind 
sinnoemäss  bei  der  vorläufig-en  Entlassung  auf  das  Ende  vou  drei 
Vierteln  der  auferlegten  Strafzeit  anzuwenden  ‘ 

§ 27. 

iiaoh  wegen  voller  Strafverbüssung  erfolgt  zu  einer 

Verhältnissen  der  einzelnen  Strafanstalt  von  der  Verwaltung 

ZngL”  gSjeb™  '-«h  «len  lolgenden  Be.S.,.; 

§ 28. 

nach  S“s?ra^Sp  T u • eiw^etretener  Verkehrsstockungen 
der  Anstalt  ^ "*®**'=  ^n^reten,  so  werden  sil  in 

<1..  Verkehr.  Ihr  E,„. 

§ 29. 

und  daY  beträgt 

beniit^pn^‘  a ^ Sträflingen,  welche  zur  Heimreise  den  Schub 
der  Ppla  werden,  nicht  auf  einen  derjenigen  Tage  fällt,  an  welchen 

nach^iÄ‘'“t'”^''f Eisenbahn  von  der  Anstalt  aus 
Fnt laall^  künftigen  nächsten  Aufenthaltsort  abgeht,  so  ist  die 

vorangeht^ifi?H*^^"'  Transporttage,  welcher  dem  Strafende  unmittelbar 
voiangeht,  und  zwar  zu  der  geordneten  Schubzeit  zu  bewirken. 

§ 30. 

fällt  dL^^S^fnfpnU  Strafe  (§  11)  über  einen  Monat  und  es 

Gefanopnpnt  ^ ^ Sträflingen,  welche  bei  der  Heimreise  den 

oder  das  p P®  «tcf't  benützen,  auf  die  Geburtsfeste  des  Kaisers 

wekher  ln  sT®.  Feiertag 

Janinr  1«RQ  lundesherrlichen  Verordnung  vom  28. 

auf  einen  '‘^^'^‘-“rdem  bei  israelitischen  Sträflingen 

die  mit  l’ü‘-‘lu*teu  jüdischen  Feste  (vergl. 

des  Oberi-Jfh* 3.  Mai  1888  No.  6969  bekannt  gegebene  Aeusserung 
L Fntll«  I«''ää''ton  vom  30,  April  1868  No.  294),  so  erfolgt 

uie  Entlassung  am  vorangehenden  Tag.  ® 

§ 31. 

drei  aiTf  vorhergehenden  Paragraphen  zwei  oder 

sniehe  '"crfrühendeTage  unmittelbar  zusammen,  so  erfolgt 

solche  am  letztvorausgehenden  Werktage. 

und  o-pyi*  j 'l®r  Gefangenentransport  zur  Heimreise  benützt 

dae  derselbe  an  einem  Sonn-,  Feier-  oder  Festtage,  an  welchem 
A **1®  ointritt,  am  Ort  der  Strafanstalt  an  den  künftigen 
en  Aufenthaltsort  des  Sträflings  ab,  so  findet  die  Entlassung 
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an  solchem  Tage  ebenso  statt,  als  ob  das  Strafende  auf  einen  Werktag 
g'efallen  sei. 

§ 32. 

Ohne  Rücksicht  auf  die  Grösse  der  auferlegteu  Strafe  (§  11) 
tritt  die  Entlassung,  falls  sie  nicht  schon  nach  Vorstehendem  um 
einen  oder  mehrere  Tage  verfrüht  wird,  an  dem  geregelten  Tage, 
auf  welchen  das  Strafende  fällt,  zu  einer  früheren  Tagesstunde,  als 
der  in  § 27  bezeichneten  in  folgenden  Fällen  ein : 

1.  Wird  der  zu  Entlassende  zur  Heimreise  die  Bahn  im  Schub 
benützen,  so  erfolgt  die  Entlassung  zur  geordneten  Schubzeit 
auch  dann,  wenn  dieselbe  auf  eine  frühere  Stunde  fällt. 

2.  Wird  der  zu  Entlassende  zur  Heimreise  die  Eisenhahn  oder 
Post  oder  ein  Dampfschiff,  nicht  aber  den  Schub  benützen, 
so  ist  er  am  Tage  des  Strafendes  jedenfalls  so  zeitig  zu 
entlassen,  dass  er  die  Eisenbahn  oder  Post  noch  zweckmässig 
benützen  kann. 

Bei  Personen,  deren  Strafantritt  feststehender  Weise  in  der  Zeit 
von  Mitternacht  bis  zu  der  nach  § 27  bestimmten  Stunde  ausschliesslich 
erfolgte,  ist  auf  Begehren  die  Entlassung  vor  dieser  Stunde  und 
zwar,  wenn  die  Strafantrittsstunde  in  die  Nachtzeit  fiel,  schon  am 
Vorabend  des  Strafendes  zu  bewirken. 

§ 33. 

Für  zu  Entlassende,  welche  über  See  auswandern  wollen,  gelten 
folgende  Bestimmungen  : 

1.  Eine  Abkürzung  der  Strafzeit  wegen  eines  kurz  vor  dem 
Strafende  liegenden  Einschiffungstermlns  ist  in  dem  aus 
§§  29,  31  und  .32  sinngemäss  sich  ergebenden  Umfang 
statthaft,  zu  einer  weitergehenden  Abkürzung  wäre  ein 
Begnadigungsantrag  zu  stellen. 

2.  Die  letzten  Straftage  sind  — abg’esehen  von  den  Sträflingen 
des  Landesgefängnisses  Mannheim  — zur  Sicherung  der 
Einschiffung  im  Amtsgefängniss  Mannheim  zu  verbüssen 
und  ist  die  Versetzung  dahin  rechtzeitig  zu  bewirken. 

3.  Findet  die  Einschiffung  erst  nach  dem  gewöhnlichen  Straf- 
ablauf statt,  so  ist  den  zu  Entlassenden  der  Aufenthalt  in 
den  vorbezeichncten  Gefängnissen  bis  auf  weitere  3 Tage 
unter  hausordnungsmässiger  Führung  und  Beschäftigung  zu 
gestatten. 


V.  Verkehr  mit  Behörden  anlässlich  der  Strafberechnung. 

§ 34 

Ist  zuwider  der  Bestimmung  des  § 19  Abs.  2 R.-St.-G.-B., 
besagend : 

„Die  Dauer  der  Zuchthausstrafe  dai-f  nur  nach  vollen 
Monaten,  die  Dauer  einer  anderen  Freiheitsstrafe  nur  nach 
vollen  Tagen  berechnet  werden“, 

eine  Tagen  oder  Tagestheilen,  bezw.  Stunden, 

eine  andere  Freiheitsstrafe  nach  Tagestheilen  bezw.  Stunden  erkannt, 
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so  ist  dieses  alsbald  dem  Ministerium  anzuzei^en,  der  Strafvollzug’ 
aber  bis  auf  Weiteres  lediglich  dem  Urtheil  gemäss  zu  bewirken. 

Dabei  ist  jedoch  zu  beachten,  dass  die  Erkennung  von  Zucht- 
hausstrafen nach  Tagen  in  zulässiger  Weise  bei  dem  realen  Zusammen- 
treffen von  Verbrechen  und  Vergehen,  sowie  bei  der  Umwandlung 
einer  neben  der  Zuchthausstrafe  erkannten  Gefängniss-  oder  Geld- 
strafe eintreten  kann. 

§ 35. 

Wenn  die  Vollstreckbarkeitserklärung  in  Bezug  aut  einen 
Sträfling,  welcher  nach  Verkündigung  des  Urtheils  sich  in  Unter- 
suchungshaft befand,  zuwider  der  Bestimmung  in  § 11  der  Verordnung 
vom  8.  August  1879  über  die  Herbeiführung  des  Strafvollzugs,  den 
Zeitpunkt,  an  welchem  der  Strafvollzug  zufolge  Anrechnung  der 
Untersuchungshaft  begonnen  hat,  nicht  bezeichnet,  so  ist  das  Gericht 
um  Aufklärung  zu  ersuchen. 

§ 36. 

Wenn  Thatsachen  zur  Annahme  vorliegen,  dass  in  einem 
.Amtsgefängnisse  die  Verurtheilten  nicht,  auf  den  nach  § 482  St.-P.-O. 
ihnen  durch  Verzicht  auf  das  Rechtsmittel  zukoihmenden  Vortheil 
hingewiesen  werden,  so  sind  dem  betreffenden  Gefängnissvorstand 
diese  Thatsachen  durch  die  Strafan.staltsverwaltung  mitzutheilen. 

Wiederholen  sich  in  kürzerer  Zeit  solche  A'’orkommnisse,  so  ist 
dem  Ministerium  Bericht  zu  erstatten. 

Das  Gleiche  gilt,  wenn  die  Ablieferung  Verhafteter  nach  Rechts- 
kraft lies  Urtheils  nicht  alsbald  erfolgt. 

§ 37. 

Von  Eintritt  und  Einlieferung  des  Sträflings,  sowie  von  Unter- 
brechung, Fortsetzung  und  Ablauf  des  Strafvollzugs  hat  die  Straf- 
anstaltsverwaltung derjenigen  Behörde  Kenntniss  zu  geben,  welche 
den  Strafvollzug  herbeigeführt  hat. 

§ 38. 

Wenn  über  die  Auslegung  eines  Strafurtheils  oder  über  die 
Berechnung  der  erkannten  Strafe  bezw.  über  die  Anrechnung  ausser- 
halb der  Strafiinstalt  verbrachter  Zeit  auf  die  Strafe  Zweifel  entstehen, 
welche  durch  die  Anwendung  dieser  Dienstweisung  sich  nicht  heben, 
oder  wenn  Einwendungen  Seitens  Gefangener  gegen  die  Zulässigkeit 
der  Strafvollstreckung  bezw.  ihrer  Fortsetzung  erhoben  werden,^  so 
ist,  — ohne  dass  eine  Unterbrechung,  es  sei  denn  auf  gerichtliche 
Anordnung,  eintritt  — die  Etitscheidung  des  Gerichts  herbeizuführen 
(St.-P.-O.  § 490). 

§ 39. 

Ist  über  einen  Sträfling  neben  der  Freiheitsstrafe  eine  Geld- 
strafe verhängt,  ohne  dass  für  den  Fall  der  Unbeibringlichkeit  die 
Umwandlung  in  eine  Freiheitsstrafe  ausgesprochen  wäre,  so  hat  die 
Strafanstaltsverwaltung,  wenn  die  Unbeibringlichkeit  wahrscheinlich 
ist,  alsbald  bei  der  Staatsanwaltschaft  den  Antrag  auf  Strafumwand- 
lung zu  stellen.  . „ ... 

Die  gleiche  Behandlung  tritt  ein,  wenn  gegen  einen  Sträfling 
mehrere  Strafurtheilc  vorliegen  und  die  sodann  anzustellende  Prüfung 


Digrttz«l-b7  GTTtrgff 


404 


des  Falls  ergibt,  dass  sie  nach  R.-St.-G.-B.  •§  79  bezw.  St.-P.-O.  §§  492, 

494  Abs.  3 behandelt  werden  müssen. 

Auch  dann  ist  eine  gerichtliche  Entscheidung  herbeizuführen, 
wenn  wegen  derselben  Handlung,  welche  die  Strafe  im  Inland  ver- 
anlasste,  schon  im  Auslande  eine  Strafe  vollzogen  (R  -St.-G.-B.  § 7), 
aber  auf  die  inländische  Strafe  im  Urtheil  nicht  angerechnct  worden  ist. 

I 

§ 40. 

Ist  eine  gerichtliche  Entscheidung  Seitens  einer  Strafanstalts- 
verwaltung zu  begehren,  so  theilt  sie  zur  weiteren  Antragstellung 
bei  Gericht  den  Fall  der  Staatsanwaltschaft  bei  demselben  mit. 

Auch  ist  je  nach  den  Umständen  des  Falls  vor  Herheiführung 
einer  gerichtlichen  Entscheidung  durch  Benehmen  mit  der  Staats-  j 
anwaltschaft  zu  versuchen,  vorhandene  Zweifel  zu  lösen. 

§ 41. 

Ergeben  sich  Zweifel  über  eine  nach  militärischer  Vorschrift 
anzustellende  Berechnung  (§  7),  so  ist  um  die  Lösung  der  Zweifel 
der  Befehlshaber  anzugehen,  dem  die  Veranlassung  des  Militärstraf- 
vollzugs oblag. 

VI.  Feststellung  der  Berecbnungsergebnlsse. 

§ 42.  . . I 

Auf  der  Decke  der  Personalakten  jedes  Gefangenen  ist  die  j 
Berechnung  de.s  Ablaufs  seiner  Strafzeit  alsbald  nach  dem  Eintritt  . j 
bezw.  der  Einlieferung  anzulegen. 

§ 43. 

Ebenso  wird  bei  Strafen,  welche  ihrer  Grösse  nach  die  vorläufige 
ETitlassung  als  zulässig  erscheinen  lassen,  sofort  eine  Berechnung  des 
Zeitpunkts  der  Zulässigkeit  der  vorläufigen  Enthassung  auf  der  Akten- 
decke unten  rechts  bemerkt. 

§ 44. 

Treten  durch  Strafermässigung,  Beurlaubung  oder  sonstige 
Vorkommnisse  nachträglich  Umstände  ein,  welche  eine  Aenderung 
einer  oder  der  beiden  vorbezeichneten  Berechnungen  ergeben,  so 
sind  besondere  Berechnungen  alsbald  zu  den  Akten  anzulegen. 

§ 45. 

Die  nach  § 44  aufzustellenden  Berechnungen  sind  nach  der  in 
den  anliegenden  Formularen  A— C gegebenen  Anleitung  zu  bewirken. 

§ 46. 

Die  vorstehend  genannten  Berechnungen  sind  dem  Sträfling 
nach  der  Aufstellung  bekannt  zu  g'eben  und  ist  von  der  Verwaltung 
(bezw.  dem  Oberaufseher)  zu  beurkunden,  dass  dies  geschehen  sei. 

Die  Eröffnung  der  gemäss  §§  42  und  43  gemachten  Berech- 
nungen hat  ihunlichst  schon  bei  der  Vorstellung  der  neu  Auf-  [ 
genommenen  in  der  Konferenz  zu  erfolgen. 
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wurde  durch  Urtheil  des  Schöffengerichts  Heidelberg  vom  13.  Mürz  d.  Ja. 

wegen  Sachbeschädigung  in  eine  Gefängnissstrafe  von 10  Woch. 

auf  welche  Strafe  die  erlittene  Untersuchungshaft  in  der  Dauer  von  ...  3 „ 
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Öffnung  an  etc.  Mannheim,  den  26.  Mürz  1889. 

Grossh.  Laiidesgefängnissverwaltuiig. 
i (Unterschrift.) 
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wurde  durch  Urtheil  des  Schwurgerichts  Karlsruhe  vom  10.  April  1889 

wegen  Meineids  zu  einer  Zuchthausstrafe  von 3 Jahren 
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Die  geschehene 
Kröffnungandie 
Gefangene  N.  N. 
benrkundet. 
Die 

Oberaufiseherin : 


Formular  C. 


Strafrest-Berechnung. 

Anna  N.  N.  von wurde 

durch  Unheil  der  Strafkammer  des  Grossh.  Land- 
gerichts Mannheim  vom  9 März  1889  wegen  Körper- 
verletzung in  eine  Gefängniasstrafe  von  7 Monaten 
und  3 Wochen  verurtheilt. 

Der  Strafanfang  ist  vom  10.  März  1889  Vor- 
mittags zu  berechnen.  Die  Einlieferung  erfolgte  am 
12.  März  1889  Vormittags. 

Das  Strafende  der  Anna  N.  N.  berechnet  sich 
liiernach  auf: 

Donnerstag,  den  31.  Oktober  1889,  Vormittags. 

Auf  Grund  des  § 152  Abs.  2 Ziff.  2 der  Dienst- 
und  Hausordnung  für  die  Centralstrafanstalten  wurde 
die  N.  N.  zur  Abhaltung  ihrer  Niederkunft  am 
10.  September  1889,  Vormittags 
nach  Hause  urlaubsweise  entlassen. 

Dieselbe  hat  sich  am 

15.  November  1889,  Vormittags 
zur  Fortsetzung  des  Strafvollzuges  wieder  gestellt. 

Von  der  auferlegten  Strafe  waren  zur  Zeit  der 
Beurlaubung  noch  zu  verbüssen: 

im  Monat  September  ...  20  Tage 
„ „ Oktober  . . . . 31  „ 

im  Ganzen  . . 51  Tage. 

Die  Reststrafe  hat  die  N.  N.  nunmehr  vom 
15.  November  1889,  Vormittags  ab  zu  erstehen,  wie 
foigt: 

im  Monat  November  ...  15  Tage 
„ „ Dezember  ...  31 

„ „ Januar  1890  . 5 „ 

51  Tage. 

Das  Strafende  tritt  also  ein  am 

5.  Januar  1890,  Vormittags. 

Bruchsal,  den  19.  November  1889. 

Grossh.  Verwaltung  des  Landesgefänguisses  und  der 
Weiberstrafanstalt. 

(Unterschrift.) 
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Als  Ergänzung  '/.u  obiger  Anleitung  ist  nachstehender  Erlass 
Grossh.  Ministeriums  der  Justiz,  des  Kultus  und  Unterrichts  vom 
5.  Juni  1899  No.  14044  erschienen: 

An  die  Direktionen  der  Centralstrafanstalten : 

Verschiedenartiges  Verfahren  der  Strafanstalten  und  entstandene 
Zweifel  veranlassen  uns,  zu  den  Bestimmungen  der  Anleitung  zur 
Straf bereclmung  von  1889,  insbesondere  zu  den  §§  1 — 6,  8 — 13,  24 
derselben,  nachfolgende  Grundsätze  des  Ministeriums  über  die 
Berechnung  des  Strafendes  und  des  Zeitpunktes  der  vorläufigen 
Entlassung  bezieliungsweise  Beiu-laubung  auf  Wohlverhalten  für 
diejenigen  Fälle,  in  welchen  Untersuchungshaft  zur  Anrechnung 
gelangt,  zur  künftigen  gleichmässigen  Beachtung  bekannt  zu  geben: 

A.  Berechnung  des  Strafendes 

bei  Anrechnung  von  Untersuchungshaft. 

1.  Wird  im  Urtheile  gemäss  § 60  Str.-G.-B.  Untersuchungshaft, 
deren  Dauer  im  Urtheilste.iior  nach  einer  Anzahl  von  (Jahren)  Monaten, 
Wochen  oder  Tagen  zahlenmässig  bestimmt  ist,  angerechnet,  so  ist 
zunächst  das  Ende  der  ganzen  Strafe  einscliliesslich  der  Unter- 
suchungshaft (sogenannte  urtheilsmässige  oder  erkannte  Strafe, 
Str.-G  -B.  § 60)  von  dem  nach  den  §§  1,  14  ff.  der  Anleitung  ermittelten 
Strafbeginn  aus  und  unter  Beachtung  der  §§  2 — 6 der  Anleitung 
nach  dem  Kalender  festzustellen. 

2.  Lautet  die  Strafe  auf  eine  Verbindung  von  Jahren,  Monaten, 
Wochen  und  Tagen,  so  werden  bei  dieser  Feststellung  zuerst  die 
Jahre,  dann  die  Monate,  hierauf  die  Wochen  und  zuletzt  die  Tage 
gezählt  (vergl.  Beispiel  a). 

3.  Von  dem  sich  hiernach  ergebenden  Endpunkt  der  erkannten 
Strafe  aus  (gedachtes  Strafende)  wird  die  Zeit  der  angerechneten 
Untersuchungsliaft,  wieder  unter  Beachtung  der  §§  2—6,  24  der 
Anleitung,  von  rückwärts  abgezogen,  so  dass  die  nach  Abzug  der 
Untersuchungshaft  übrig  bleibende,  thatsächlich  zu  verbüssende 
Strafe  (sogenannte  auferlegte  Strafe,  Str-G.-B.  § 23)  sich  in 
einer  Verfrühung  des  Endpunktes  der  erkannten  Strafe  ausdrückt 
(wirkliches  Strafemle).  Vergl.  Entscheidung  des  Reichsgerichts  in  Straf- 
sachen vom  29.  September  1896,  Entscheidung  Bd.  29,  S.  75.  Besteht  die 
abzuziehende  Untersuchungshaft  in  einer  Verbindung  von  (Jahren) 
Monaten,  Wochen  und  Tagen,  so  werden  vom  gedachten  Strafende 
aus  rückwärts  zuerst  die  Tage,  dann  die  Wochen  und  hierauf  erst 
die  Monate  (eventuell  Jahre)  abgezogen  (vergl.  Beispiel  a). 

4.  Die  Unter.suchungshaft  darf,  auch  wenn  die  Strafhaft  .sich 
unmittelbar  an  sie  anschliesst,  nicht  etwa  als  antizipirte  Strafhaft 
betrachtet  und  von  vornherein  vom  Strafbeg’inn  aus 
zurückgereehnet  werden  (vergl.  die  angeführte  hlntscheidung  des 
Reichsprichts  Bd.  29  S.  76  und  Beispiel  b). 

5.  Desgleichen  darf  die  auferlegte,  Strafe  nicht  auf  dem  Wege 
berechnet  werden,  dass  die  Untersuchtingsbaft  zuerst  von  der 
Anzahl  der  Jahre,  Monate,  Wochen  und  Tage  der  erkannten  Strafe 
rein  zahlenmässig  abgezogen  und  hierauf  erst  die  Feststellung 
nach  dem  Kalender  bewirkt  wird  (vergl.  Beispiel  b). 

6.  Ist  die  Dauer  der  anzurechnenden  Untersuchungshaft  im 
Urtheilstenor  nicht  zahlenmässig  bestimmt,  sondern  erst  durch 
Ablesung  vom  Kalender  zu  ermitteln  (z..  B.  „unter  Anrechnung  der 


.seit  dein  Iti.  v.  Mts.  verbüssten  Untorsuchunghaft“),  so  ist  die  Dauer 
der  Untersuchungshaft  nach  vollen  Tagen  und  Stunden  vom  Kalender 
abzulesen,  hierauf  vom  Strafbeginn  aus  zunächst  ohne  Abzug  der 
Untersuchungshaft  das  Ende  der  erkannten  Strafe  (gedachtes  Straf- 
ende) ebenfalls  auf  Grund  des  Kalenders  festzustellen  und  sodann 
erst  die  vordem  ermittelte  Anzahl  der  in  Untersuchungshaft  ver- 
büssten Tage  und  Stunden  von  rückwärts  abzuzichen.  Ist  aus  den 
Akten  die  Stunde  des  Beginns  oder  Endes  der  anzurechnenden 
Untersuchungshaft  (Vollstreckung  des  Haftbefehls,  Haftentlassung, 
Urtheilsverkündung)  nicht  zu  ersehen,  so  ist,  wenn  nicht  das  Urtheil 
ausdrücklich  anders  bestimmt,  die  Mittagsstunde  des  betreffenden 
Tages  als  der  fehlende  Zeiti>unkt  anzusehen  (vcrgl.  Beispiel  e). 

Beispiel  a (zu  Ziffer  1,  2 und  3) 

Erkannte  Strafe:  1 Jahr,  1 Monat  und  1 Tag  Gefängniss 
abzüglich 

eines  Monates  und  eines  Tages  Untersuchungshaft. 
Strafbeginn  : 30.  Juni  1897. 

Richtige  Berechnung: 

vom  30.  VI.  97  hinzugerechnet  1 Jahr 
„ 30.  VI.  98,  von  hier  weiter  1 Monat 
, 30.  VII.  98,  von  da  1 Tag  =31.  Juli  1898: 
Endpunkt  der  erkannten  Strafe  (gedachtes  Strafende). 
Vom  31.  Juli  1898  zurück  1 Tag  = 30.  VII.  98,  von  hier 
zurück  1 Monat  = 30.  Juni  1898: 

Endpunkt  der  auferlegten  Strafe  (wirkliches  Strafende). 

Unrichtig  wäre  z.  B.  (vergl.  Ziffer  2): 

vom  31.  Juli  98  zurück  1 Monat  = 30.  VI.  98, 
von  da  zurück  1 Tag  = 29.  Juni  1898. 

Beispiel  b (zu  Ziffer  4 und  5). 

Erkannte  Strafe:  5 Monate  Gefängniss 
abzüglich 

2 Wochen  Untersuchungshaft. 

Strafbeginn  : 1.  März  1898. 

Richtige  Berechnung: 

vom  1.  III.  98  5 Monate  zugerechnet  = 1.  VIII.  98, 
von  hier  2 Wochen  zurück  = 18.  Juli  1898: 
(wirkliches  Strafende). 

Unrichtig  wäre  (vergl.  Ziffer  4): 

vom  1.  März  98  2 AVoch.  zurück  = 15.  Febr.  98, 
von  hier  .5  Monate  zugerechnet  = 15.  Juli  1898. 

Unrichtig  wäre  auch  zu  rechnen  (vergl.  Ziffer  5). 

5 Monate  Gefängniss,  ab  2 Wochen  Untersuchungshaft 
sind  (den  letzten  Monat  zu  30  Tagen,  die  AVoche  zu 
7 Tagen  gerechnet)  = 4 Monate  16  Tage;  diese  vom 
1.  März  1898  nach  dem  Kalender  abgelesen,  ergäbe  den 
17.  Juli  als  wirkliches  Strafende. 

9* 
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Beispiel  c (zu  Ziffer  6). 

Urtheil  vom  2.  August  1898,  Vormittags  lO'/j  Uhr,  lautend  auf 
2 Monate  Gefängniss  abzüglich  der  seit  25.  Juli  1898 
(Stunde  nicht  bestimmt  und  auch  aus  den  Akten  nicht 
ersichtlich)  verbüssten  Untersuchungshaft. 

Die  Rechtskraft  des  Urtheils  trat  durch  sofortigen  Verzicht  des 
verhafteten  Angeklagten  auf  Rechtsmittel  ein : 2.  August 
1898,  Vormittags  IO*/,!  Uhr. 

Richtige  Berechnung: 

vom  2.  August  Vormittags  10'/,  Uhr  2 Monate 
zugerechnet  = 2.  Oktober  Vormittags  10'/,  Uhr. 
Die  Untersuchungshaft  betrug  vom  25.  Juli  98,  Mittags 
12  Uhr  bis  2.  August  98  Vormittags  10'/,  Uhr  = am 
25.  Juli  ■ 12  Stund, 

am  26.,  27.,  28.,  29.,  30.,  31.  Juli  und 
am  1.  August  je  1 Tag  zusammen  7 Tage 
am  2.  August  bis  10'/,  Uhr  Vorm.  = 10'/,  „ 

Summa  7 Tage  22'/,  Stund. 
Dies  vom  2.  Okt.  Vormittags  10'/,  Uhr  zurückgerechnet 
ergiebt:  am  2.  Oktober  ' IO'/,  Stund 

am  1.  Oktober,  30.,  29.,  28,  27.,  26., 

25.  September  je  1 Tag  zusammen  7 Tage 

am  24.  Sept.  bis  12  Uhr  Mittags  = 12  „ 

Summa  7 Tage  22'/,  Stund. 
Strafende  der  auferlegten  Strafe  mithin  24.  September 
Mittags  12  Uhr. 

Unrichtig  wäre  etwa  als  Strafbeginn  den  25.  Juli  anzuselien 
und  demzufolge  die  zweimonatliche  Strafe  als  am 
25.  September  verbüsst  anzusehen. 

B.  Berechnung  des  Zeitpunktes  der  vorläufigen  Entlassung  oder  BeurlaubuDg 

auf  Wohlverhalten. 

, gemäss  lit.  A.  nach  dem  Kalender  fe.stgestellte  Strafzeit 

wird  (mit  den  grösseren  Zeitabschnitten  beginnend)  nach  Jahren, 
vollen  Monaten  und  Tagen  (nicht  auch  nach  Wochen)  in  der  Weise 
abgelesen,  dass  der  volle  Zeitraum  zwischen  Straf  beginn  (nicht 
erst  Eintritt  in  die  Strafanstalt)  und  wirklichem  Strafende 
berücksichtigt  wird. 

TT  Urtheile  auf  die  erkannte  Strafe  aufgerechnete 

Untersuchungshaft  wird  hiernach  nicht  berücksichtigt. 

Wohl  aber  wird  behufs  Berechnung  der  aus  denen 
entnommen  werden,  diejenige  Untersuchungshaft 
gezählt,  welche  etwa  gemäss  § 482  Str  -P.-O.  verbüsst  wurde. 

4.  Von  dem  hiernach  nur  in  Jahren,  vollen  Monaten  und  Tagen 
ausgepiägten  Ergebniss  werden  rein  zahlenmässig,  gesondert  nach 
Jahren,  Monaten  und  Tagen  berechnet. 

,,  nöthigen  Theilung  eines  Jahres  ist  dasselbe  stets  zn 

12  Monaten  zu  rechnen. 

Ein  zu  theilender  Monat  wird  als  30  Tage  gezählt,  so  dass 
'/,  Monat—  7'/,  ) 

Va  „ = 15  > Tage  betragen. 

U B = 22'/,  J 
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Wie  ersichtlich,  ist  hierbei  zunächst  auch  mit  Tagesbruchtheileii 
(4tel)  zu  rechnen. 

6.  Die  Anzahl  der  sich  ergebenden  Jahre,  Monate  und  Tage, 
einschliesslich  der  Tagesbruchtheile,  werden  hierauf  zusaminengezählt, 
wobei  ein  im  End  ergehn  iss  übrig  bleibender  Tagesbruchtheil 
(V4.  Vi  oder  zu  Gunsten  des  Verurtheilten  wegfällt. 

7.  Das  Resultat  wird  sodann  vom  Eintritt  in  die  Anstalt 
ab  (nicht  schon  vom  Strafbeginn)  mit  den  grösseren  Zeitabschnitten 
beginnend,  nach  Jahren,  vollen  Monaten  und  Tagen  auf  den  Kalender 
angelegt.  Der  sich  ergebende  Zeitpunkt  ist  der  Termin  der  möglichen 
vorläufigen  Entlassung  beziehungsweise  Beurlaubung  auf  Wohl- 
verhalten. 

Eine  Rückumwandlung  des  Resultates  von  Tagen  in  Monate 
vor  der  Anlegung  auf  den  Kalender  findet  nicht  statt;  einer  Rück- 
umwandluiig  von  Tagen  in  Wochen  oder  Monaten  in  Jahre  steht 
selbstredend  nichts  entgegen. 

Beispiel  a. 

Urtheil  vom  18.  II.  98,  lautend  auf  8 Monate  Gefängniss  abzüglich 
2 Wochen  Untersuchungshaft. 

Der  verhaftete  Angeklagte  verzichtete  am  22.  II.  98  auf  die 
Revision. 

Eintritt  in  die  Strafanstalt:  25.  II.  98. 

Strafbeginn:  22.  Tf.  98. 

Ende  der  ei’kanntcn  Strafe:  22.  II.  98-1-8  Monate  = 22.  X.  98. 
Wirkliches  Strafende  der  (auferlegten)  Strafe:  2 Wochen 
zurück  = 8 Oktober  1898. 

Zwischenzeit  22.  II.  98  — 8.  X.  98  = 7 Monate  16  Tage 
9 V 7 91 

’/j  hievon  = ~ = ö'U  Monat  = 5 Monate  1',',  Tage 

3 ><  16  48 


zusammen  5 Monate  19'/i  Tage  = 

5 19  I) 

vom  25.  II.  98  ab  5 Monate  = 25.  VII.  98,  von  da 
19  Tage  = 13.  August  1898  als  Zeitpunkt  der  möglichen 
Beurlaubung  auf  Wohlverhalten. 

Beispiel  b. 

Urtheil  vom  5.  III.  98, 

lautend  auf  7 Monate.  1 Woche  3 Tage  Gefängniss. 

Der  Angeklagte  verzichtet  am  6 III.  98,  _ 

die  Staatsanwaltschaft  am  7.  III.  98  auf  die  Revision. 

Eintritt  in  die  Strafanstalt:  10.  III.  98 

Strafende:  vom  6.  III.  98  ab  7 Monate  1 Woche  3 Tage  = 16.  X.  98. 
Zwischenraum  vom  6.  III  98 — 16.  X.  98  = 7 Monate  10  Tage 

74  von  7 Monaten  = -^  = 5 Monate  77«  Tage 

30 

■'/t  „ 10  Tagen  = ” 

zusammen  5 Monate  15  Tage^ 

Termin  der  Beurlaubung  vom  10.  III.  98,  ab  n Monate 
15  Tage  = 25.  August_^1898. 


1 


!'  I Beispiel  c. 

<« 

-.1  Urtheil  vom  18.  11.  97,  lautend  aut  2 Jahre  5 Monate  Gefängniss 

■ I abzüglich  der  seit  25.  I.  97  erlittenen  Untersuchungshaft, 

' j Rechtskraft:  22.  II.  97. 

j Eintritt  in  die  Strafanstalt:  25.  II.  97. 

S tr  af  b egi nn: '22.  II.  97 

gedachtes  Strafende  der  erkannten  Strafe  vom  22.  II.  97  ab, 
■ • i 2 Jahre  = 22.  II.  99  + 5 Monate  = 22.  VII.  99, 

• ! ab  die  Untersuchungshaft  mit  6 + 18  = 24  Tage  vom  22.  VII.  99 

1 . zurück  ergiebt  als  wirkliches  Strafende  der  auf  erlegten 

I . Strafe  den  28.  Juni  1899. 

' Zwischenraum  v.  22.  II.  97  — 28.  VI.  99  = 2 Jahre  4 Mon.  6 Tage 

V«  von  2 Jahren  = 1 Jahr  6 Monate 

+ „ 4 Monaten  = 3 Monate 

1 Ö 

V,  „ 6Tagen  = -~  = 4+  Tage 

zusammen  1 Jahr  9 Monate  4*./,  Tage 

= 1 9 4 

vom  25.  II.  97  ab  1 Jahr  = 25.  II.  98,” 
von  da  9 Monate  = 25.  XI.  98, 

von  da  4 Tage  = 29.  XI.  98  der  Zeitpunkt,  zu 

welchem  die  vorläufige  Entlassung  möglich  ist. 


G.  Die  an  die  Strafanstaltsdirektionen  ergangenen  allgemeinen  Erlasse  vom 

26.  September  1882 No.  15449,  die  Auslegung  des  § 23  Str.-G.-B.  betr., 
30.  Juni  1891  No.  12307,  die  Behandlung  der  Gesuche  um  vorläufige 

Entlassung  und  umBeurlaubungaufWohl  verhalten  betr.und 
16.  April  1894  No.  7478,  die  vorläufige  Entlassung  der  Strafgefangenen 
betr.  sind  hierdurch  ersetzt.  Die  Gerichte  und  Staats- 
anwaltschaften erhalten  von  diesem  Erlasse  Nachricht. 

II.  Nachricht  hiervon  den  Grossh.  Landgerichten,  Amtsgerichten 
und  Staatsanwaltschaften  (einschliesslich  des  Herrn  Staatsanwaltes  zu 
Pforzheim)  mit  dem  Anfügen,  dass  es  sich  im  Interesse  der  Verein- 
fachung des  Strafvollzugs  empfiehlt,  bei  Anrechnung  von  Unter- 
suchungshaft im  Urtheile  stets  die  bestimmte  Anzahl  von  Monaten, 
Wochen  und  Tagen  anzugeben,  welche  als  erlittene  Untersuchungs- 
haft von  der  erkannten  Strafe  in  Abzug’  kommen  sollen. 

In  Vertretung: 

V.  Ncubronn. 


. , Verwaltungsbericht  der  IV.  Abtheilung  des 

Königl.  Sächsischen  Ministeriums  des  Innern  für  die  Jahre 
1898 — 1900,  erstattet  von  unserem  früheren  Mitglied  Freiherr  von 

Bernewitz  gewährt  eine  Meng'e  der  interessantesten  Einblicke  in  die 
Ver-waltung  der  königl.  sächsischen  Landes-Heil-  und  Pflegeanstalten, 
Landeserziehungsanstalten  und  Landes-Sti  af-  und  Landes-Korrektions- 
anstalten.  Den  II.  Theil  des  237  Seiten  fassenden,  mit  statistischen 
lafeln  und  Plänen  reich  ausgestatteten  Buches  entnehmen  wir 
folgendes : 


Digitized  by  Google 


1. 

2. 

3. 


6. 


I.  Zur  Zelt  bestellen  ln  Sachsen  folaende  Strafanstalten : 

Zuchthaus  für  Müniier  zu  Waldheim. 

Zuchthaus  für  Weiber  zu  Waldheim 

G^hfecSs  nüinulicheu 

j^“r  e fäu  Sheu^  <lie  das  18.  Lebens- 

ie  Ln  tL  V 'J®*  «1®»®"  die  bei  der  Anstalt  Hoheneck 

behtde  nichrvoSegt.”  St*-afvollstrecku„gs- 

Gefängnissstrafanstalt  zu  Hoheneck  für  Personen  männlichen 

luthSS?^;^^^^  L®bensjahr  erfüllt  haben,  evangelisch- 

mtiiuisch  sind  und  mehr  als  3 Monate  zu  verbüssen 
haben,  wenn  die  Strafvollstreckungsbehörde  ihren  Sitz  in 

dS.„  h.l’''''''’"™'''““'''-'’  Clf.„„l,z,  Velb'eV'^dS 

iär(u?i£r“l?Tk“‘‘  f“  lür  nannliclre  Jugend- 

üche  (untei  18  Jahren)  mit  mehr  als  einem  Monat  Strafzeit 

oSälSsf """  Voigtsberg  für  Personen  weiblichen 

*'  e«  veSüL.'-Ä“'''  ^ 

b)  für  weibliche  Jugendliche  (unter  18  Jahren),  die  mehr 
1 Strafzeit  zu  verbüssen  haben  in  einer 

laumlich  davon  abgeschiedenen  besonderen  Abtheilung 
Äu  diesen  Anstalten  soll  nun  noch  kommen  eine 

^®.fä'iS'dsssträfiinge  in  Bautzen.  Die  Er- 
näo  f,  i'^®“  durch  die  Ueberfüllung  der  Gefäng- 
nisse m Zwickau,  Hoheneck  und  Sachsenburg  bediiit^t 

den  Zuchthäusern  tu 
dLse  Ln  l,n”  ^®,f'‘®de  zu  verzeichnen  ist.  Für 

von  3 nmi  1J»0/1901  eine  Summe 

A d^dOOOO  M.  eingestellt,  indem  die  Regierung  von  der 
Anschauung  ausgmg,  dass  man  mit  Rücksicht  auf  die  An- 
toiderungcn  die  in  neuerer  Zeit  an  den  Strafvollzug  gestellt 
Lh  r®*J  iiaineiitlich  auch  im  Hinblick  auf  die  bundes- 
Uth  icheii  Grundsätze  über  den  \’ollzug  der  Freiheitsstrafen, 
licht  wie  in  früheren  !•  allen  in  Sachsen  darauf  ziirück- 
kornmen  dürfe,  bestehende,  für  andere  Zwecke  gebaute 
t,ebäude  umzubauen,  sondern  dass  es  sieb  nur  um  einen 
fseubdu  handeln  könne.  Die  beiden  Kammern  der  Stände- 
vei^^aminlung  genehmigten  den  Plan  und  bewilligten  als 
^dlfte  der  geforderten  Summe.  Die  Anstalt 
soll  dienen  für  800  Männer,  lÜO  Frauen  und  100  männliche 
Jugendliche.  Die  Hälfte  der  Plätze  soll  für  Einzelhaft  ein- 
gerichtet sein. 

Es  .sollen  demgemäss  errichtet  werden: 

1 Zellenhaus  für  400  Männer, 

1 Gemeinschaftsgebäude  für  400  Männer, 

1 Haus  für  100  männliche  Jugendliche, 

1 Haus  für  100  Frauen, 

1 für  66  Kranke  berechnetes  Krankenhaus  in  3 Abtheilungen, 

1 Kuchen-  und  Bäckereigebäude, 


Waschhaus  mit  Trockeneinriclitung, 


i':. 


i'  ] 

t 

r 

V;, 

j ; I 

V 

f . 
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1 Thorhaus, 

1 Direktorwohnhaus, 

1 Oberbeamtenhaus  für  4 Oberbeanite, 

3 Unterbeamtenhiluser  für  12  Unterbeamte. 

Es  wird  zuerst  ein  Haus  für  100  Gefangene  gebaut  und 
dieses  mit  Gefangenen  belegt,  die  geeignet  sind,  am  Bau 
der  anderen  Trakte  Verwendung  zu  finden. 

Das  Areal  ist  von  der  Stadt  Bautzen  unentgeltlich  gestellt 
worden  und  beträgt  10  ha  20,3  a,  wozu  noch  3 ha  42,1  a 
Land  gekauft  wurden. 

II.  Korrektionsanstalten. 

Solche  sind : 

1.  Die  Korrektionsanstalt  für  Männer  zu  Hohnstein  mit  Hilfs- 
anstalt zu  Kadeberg, 

2.  die  Korrektionsanstalt  zu  Sachsenburg  für  männliche  Jugend- 
liche unter  20  Jahren, 

3.  die  Korrektionsanstalt  zu  Grünhain  für  Weiber  mit  besonderer 
J ugendabtheilung. 


III.  RDckfälllgkelt. 

Die  Statistik  über  die  Kückfälligkeit,  bei  der  nur  die  Vor- 
bestrafung mit  Zuchthaus  und  Gefängniss  in  Betracht  g'czogen  worden 
ist,  ergiebt  keine  wesentliche  Veränderung  des  Rückfälligkeits- 
verhältijisses,  die  auf  eine  dauernde  Zunahme  oder  Abnahme  der 
unter  den  Eingelieferten  befindlichen  Rückfälligen  schliessen  Hesse. 

Unter  den  in  Zuchthäusern  Ein  gelieferten  befinden  sich  84,76  “/o 
mäimliche,  80,73%  weibliche,  unter  den  in  Gefängnisse  Eingelieferten 
6o,56%  männliche  und  72,40%  weibliche,  unter  den  Jugendlichen 
33,51 7„  männliche,  39,227»  weibliche  Rückfällige.  Die  Zahl  der  Rück- 
Unterscheidung  der  Anstalten  betrug  63,567o  männliche, 
66,^  /o  weibliche,  und  ohne  Unterscheidung  des  Geschlechts  63,927oi 
mithin  nahezu  */»  der  Eingelieferten. 


IV.  Bestimmungen  Ober  Elnlleferung. 

Zur  Entlastung  der  Untersuchungs-  und  kleineren  Gefängnisse 
wui’de  behufs  Ermöglichung  ra.scherer  Ablieferung  abgeurtheilter 
Rersonen  an  die  Landes-Strafanstalten  verfügt,  dass  die  Einlieferung 
auf  Grund  eines  einfachen  Aufnahmebefehls  zu  bewirken  sei  und  die 
eigentlichen  Einlieferungsschriften  nachträglich  erst  einzuschicken 
seien.  Die  Vorschrift  hat  sich  nicht  sehr  bewährt,  da  die  Straf- 
anstalten oft  über  nothwendige  Punkte  im  Unklaren  waren  und  die 
Einsendung  der  Einlieferungspapiere  sich  sehr  verzögerte.  Es  wurde 
neshalb  angeordnet,  dass  diese  spätestens  binnen  14  Tagen  nach- 
zuliefern  seien. 


V.  Neue  Hausordnungen. 

Folge  der  Einführung  der  Grundsätze  des  Bundesrathes 
Uber  den  Vollzug  gerichtlich  erkannter  Freiheitsstrafen  im  Jahr  1897 
wurde  die  Hausordnung  für  die  Laudes-Straf-  und  Korrektions- 
anstalten umgearbeitet  und  die  neue  Hausordnung  am  1.  Juli  1899 
111  Wirksamkeit  gesetzt.  Die  „Grundsätze“  haben  für  Sachsen  nichts 
\\eseiitlich  Neues  gebracht,  ausser  einer  „Verschlechterung  der 
sehr  ve  weggefalleii  ist,  welcher 
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Davon 

waren  behindert  zu  arbeiten  . 
beschäftigten  sich  selbst 
waren  beschäftigt  mit  gewerblichen 
Lohnarbeiten  für  Fremde. 

?ff?häftigt  mit  landwirth- 
seha  thchen  und  Handarbeit 
für  fiem de  Arbeitgeber. 


2851,8 


240, L> 


Der  Lohnertrag  für  Kopf  und  Jahr  betrug 


2912,7  3130 


285,9  250,3 


bei  den  gewerblichen 
Lohnarbeiten  für  Fremde 

1897  68  Pf 

1898  69,3  „ 

1899  66:4  : 


bei  den  landwirthschaftlichcn 
Handarbeiten  für  Fremde 

102,7  Pf. 

101,0  „ 

102,6  „ 


VII.  Beköstlguno. 

GeläSeLSLäni,  «1«  v.er  .M,I  h,  de,  Woelie,  den 

M.I 

VIII.  UnfallfQrsorge. 

80000  M.  über- 
aus diespi-  Bestimmungen  über  die  Entschädigung  Gefan"-ener 

a^das  Reim  in  Kraft,  "Eine  AnpXm" 

IX.  Tälowlrunaen. 

Kripo'emin*^^'*“?'^"  ergaben,  dass  die  Unterstellung  des  Preussischen 
in  ßf f-in  " 8ie  häufig  unsittlichen  Tätowiruiu'en  meist 

austalVei>””'^*f”  würden,  auf  die  sächsischen  Landes-Straf- 

SÄn^‘.  Gefangenen  wni^en 

zum  Thei haue  r '^m-kstätten  und  Krankenhäiusern, 

Sl^LeÄ'V 

Zi»kg,d..pe,lpl,„i;rÄejK^^ 


«eine  g,®*’  ä'ig.ussvereiii  für  Schlesien  iiiul  P«.seii  hielt 
Generalversammlung  am  3.  Juni  1901  ab.  Dem  darüber 
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erschieueiien  Bericht  fiitnehmeu  wir,  dass  Herr  Oberlandesgericlitsrath 
Si  m 0 ns  0 n - Breslau  einen  Vortrag  über  das  Fürsorgegesetz  hielt, 
der  sehr  beifällig  anfgcnoinmen  wurde  und  eine  anregende  Diskussion 
hervorrief.  Iin  Laufe  derselben  wurde  betont,  dass  Privatjtersoneii 
sich  sehr  selten  herbeilassen,  den  Behörden  Kinder  zu  benennen,  die 
der  gesetzlichen  Fürsorge  bedürfeii,  dass  dies  selbst  dann  so  blieb, 
als  in  Breslau  ein  Ortsausschuss  gegründet  wurde,  der  bereit  ist, 
die  Anzeigen  diskret  entgeg'cuzunehmen  und  sie  in  seinem  Namen 
der  amtlichen  Stelle  weiterzugeben,  damit  die  Privatleute  nicht 
befürchten  müssen,  das  Odium  der  Denunziation  auf  sich  zu  nehmen. 

Ferner  wurde  die  Nothwendig'keit  und  Erspriesslichkeit  der 
Mi^ilfe  von  Frauen  zur  Auffindung  gefährdeter  Kinder  und  deren 
Ueberwachung  allseitig  anerkannt.  Unseres  Erachtens  sehr  förderlich 
war  es,  darauf  hinzuweisen,  dass  im  allgemeinen  an  dem  Fürsorge- 
gesetz zuviel  übe.rströmcnde  Lobeserhebungen  g’emacht  worden  seien 
und  man  alle  Anstrengungen  machen  müsse,  demselben  Leben 
einzuhauchen,  wolle  man  nicht  nachträglich  zugestehen  müssen,  dass 
das  Gesetz  die  Erwartungen  nicht  erfüllt  habe.  — Ein  weiterer 
Vortrag  des  Herrn  Strafanstaltsdirektors  Dölle-Striegau  behandelte: 
„Beschäftigung  der  Gefangenen  mit  Arbeiten  für  Reichs-  und  Staats- 
behörden, für  die  Gefängnissverwaltung,  für  Meliorationen  und  land- 
wirthschaftliche  Zwecke  — behufs  Einschränkung  des  Unternehmer- 
systems . Der  Referent  ist  Anhänger  der  Aussenarbeit  {Landes- 
kulturarbeiten) und  bemerkt,  dass  alle  Urtheile  der  dem  Minister  des 
Innern  in  Preussen  unterstehenden  Strafanstaltsverwaltungen  sich 
für  Beibehaltung  beziehungsweise  Ausdehnung  der  Landeskultur- 
arbeiten  durch  Gefangene  ausgesprochen  haben.  Nur  ein  Vorstand 
hat,  unserer  Ansicht  nach  mit  vollem  Recht,  die  Verwendung 
Ge-fangener  zu  Landeskulturarbeiten  vom  Standpunkt  des  Straf- 
vollzugs  aus  als  unzulässig  bezeichnet,  „da  die  Strafe  so  ziemlich 
aufhört  Strafe  zu  sein  und  der  Gefangene  besser  gestellt  ist  als  der 
freie  .Arbeiter“.  Die  Frage,  ob  es  möglich  ist,  den  Arbeitsunternehmer- 
betrieb aus  allen  Strafvollzugsanstalten  zu  entfernen,  verneinte  der 
Keferent,  jedoch  könnte  die  Zahl  der  im  Unternehmerbetriebe 
leschaftigten  Gefangenen  vermindert  werden  durch : 

1.  Erschliessung  weiterer  Arbeitsquellen  bei  den  Reichs-  und 
Staatsbehörden,  insbesondere  der  Heeresverwaltung, 
fortgi^etzte  Verwendung  von  Gefangenen  bei  Ausführungen 
von  Gefängnissneu-,  Umbauten,  sowie  Vermehrung  der 
Garten-  und  Feldwirthschaften, 

3.  vermedirte  Stellung  von  Arbeitskommandos  zu  Laiideskultur- 
uiid  Meliorationsarbeiten,  sowie  zu  landwirthschaftlicheii 
Arbeiten. 


. I ergab,  dass  aUseits  der  Wunsch  besteht,  die 

ötaatszweige  möchten  den  Gefängnissverwaltnngen  mehr 
I 4ie  Uebernahme  seitens  der  letzteren  dadurch 

Einführung  gewisser  Schablonen  ein 
jimi  bei  gerade  günstigen  Verhältnissen  ermöglichen 

lipif  <io.  ^ t'  , ’^'^bme  nicht  zu  penibel  sind.  Lieber  die  Angemessen- 

'”cht  verhandelt.  — Die  Ver- 
dino-s  " ”J®I>'bbtiv,  einige  der  Herren  Redner  haben  aller- 

"enmedü  F^nrichtungen  und  Geschäftsgebahrungeii 

gemacht,  deien  Nachahmung  wir  nicht  empfehlen  möchtmi 
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6.  Februar  1902  dahin  aus : " ^ Reichstag-ssitzung  vom 

derEnTse'hiiH*^!^  Schwierigkeiten  dürfte  in  der  Frao-e 

unmöglich  sein“ Verhafteter  eine  Einigung  nic'ht 
SSg  „«h  n?cllt  cf,™  ?•  ■<"»'ie.rcgler„nge„”ei„”e  K„.. 

vcchünÄ 


MInistOThn/  D»*  Gicherzogljdie 

Verfü-nno  '®‘  Bauwesen,  hat  Ende  vorigen  Jahres  eine 

ans  fu  “ den  Ar  b ei  t s b e t r i e b in  den  Sträf- 

Behördmi  mitoetheiir  d®"  dieser  Ministerialabtheilung  unterstellten 
Verwerth,7Tlt>■*S^^^^*^’  ‘ Gcfänguissverwaltungen  auf  eine 

mSen  os^  er!d  l'/r.eugnisse  der  Gefangenenarbeit  “bedacht  sel^n 
die  Pßf  ’ erscheine  dabei  das  Bestreben  der  Justizbeliörde  für 

toh?£|htfo!r  hJn  P V-  Absatzgebiet  zu  schaffen, 

flni.  Rin  Pi^isdruck  zum  Nachtheil  des  Handwerks  se 

keine“wL%re(^ehrt^'^®'‘d“  «"d  Händler 

der  tlbsttHP..^n  H a nicht  die  Wettbewerbsfähigkeit 

veLandn^Ä"  beeinträchtigen.  Unter  der  sdbst- 

entsweSd^^^^^^  dass  die  anzuscbaffenden  Waaren  von 

PrlU  ■ , Gute  sind  und  ein  dieser  entsprechender  aiioemessener 
für  StaaSämlT'-^  desshalb  die  Strafanstalten  zu  Lieferungen 

Als  111  höherem  Masse  als  seither  herangezogen  werden 

werd^'’snlli"’  hauptsächlich  in  den  StrafanstMten“angcfei S 

aus^Rr’m.  kommen:  Kokosmatten  und  Thürvorlageii 

stattin.o'o  : Mobiliargegen.stände  für  Bureau- Aus- 

Gestelle  ü’  d'er!  l^‘N  ^ Kohrsitz,  Schränke, 

Bericht  ’ Ablauf  von  2 Jahren  verlangt  das  Ministerium 

Verfahren  ^)ew^’I  einzuschlagende 

worden  s/nd  Beobachtungen  dabei  gemacht 


I 

I 

I 

r 


I 


heft  <*®?:Kwiiii^  Das  vierte  Vierteljahrs- 

vorläu^  o-p,,  M®**  hleutsclien  Reichs  vom  Jahre  1901  enthält  die 

für  lOm  ®**i  ‘'^Kfheilungen  über  die  Ergebni.sse  der  Kriininalstatistik 
Zahl  dT’ ,.‘1®”®",)''"'.  die  erfreuliche  Thatsache  entnehmen,  dass  die 
VerurtliPiltP.f®"  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die  Reichsgesetze 
Abnah  iiiP  den  Vorjahren  eine  nicht  unerhebiiche 

Iin  Jahre  isqq'“*' Personen  verurtheilt  gegen  478  199 
len.  VnH  s J«hre  1898.  Die  Abnahtne  gegenüber 

üen.  Vorjahre  beträgt  also  8328  oder  1,74  v.  H.  Seit  den.  Jahre  1894 
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beträgt  die  Zunahme  der  Verurtheilten  23  701  oder  5,1  v.  H , während 
die  Bevölkerung  im  gleichen  Zeitraum  um  9,1  v.  H.  gestiegen  ist. 
Die  Zunahme  der  Verurtheilten  hat  also,  wie  die  „Voss.  Ztg.“  hierzu 
bemerkt,  mit  der  allgemeinen  Bevölkerungszunahme  bei  weitem  nicht 
Schritt  gehalten,  was  wir  allen  denen  zu  beachten  geben,  die  immer 
über  eine  Abnahme  der  Moral  und  Zunahme  des  Verbrecherthums 
klagen.  Im  einzelnen  seien  folgende  Daten  mitgetheilt: 


Wegen  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  Staat,  Religion  und 
öffentliche  Ordnung  .sind  nur  77  252  Personen  verurtheilt  gegen 
82  208  im  Jahre  1898.  Wir  müssen  bis  1894  zurückgehen,  um  eine 
niedrigere  Zahl  zu  finden  als  jetzt.  Die  dai’unter  befindlichen  Ver- 
urtheilungen  wegen  Widerstandes  gegen  Vollstreckungsbeamte  sind 
von  16  667  auf  15  662,  die  wegen  Verletzung  der  Wehrpflicht  von 
15  063  auf  13  340  zurückgegangen.  Auch  Hausfriedensbruch,  Arrest- 
bruch und  Gefangenenbefreiung  zeigen  eine  wesentliche  Abnahme, 
ebenso  Meineid  und  Falscheid.  Die  Verurtheilungen  weg’cn  Majestäts- 
beleidigungen, die  im  Jabre  1898  445,  im  Jahre  1899  375  betrugen, 
sind  auf  277  gesunken.  Bei  der  Gruppe  der  Verbrechen  u.  s.  w. 
gegen  die  Person  hat  zum  ersten  Male  seit  langen  Jahren  eine 
Abnahme  stattgefunden.  Es  sind  hier  203 177  Personen  verurtheilt 
gegen  207  332  im  Jahre  1899  und  203  298  im  Jahre  1898,  so  dass 
gegenüber  dem  Vorjahre  eine  Abnahme  um  4155  oder  2,0  v.  H. 
stattgefunden  hat.  An  dieser  Abnahme  sind  vornehmlich  die 
Beleidigungen  betheiligt,  wegen  der  nur  52  883  Personen  verurtheilt 
sind  gegen  55  514  und  55  988  in  den  beiden  Vorjahren;  aber  auch 
die  gefährlichen  Körperverletzungen,  die  bisher  stets  eine  Zunahme, 
und  zwar  in  den  meisten  Jahren  eine  recht  starke  gehabt  hatten, 
zeigen  zum  ersten  Male  eine  Abnahme  mit  93  076  Verurtheilten  gegen 
94  657  im  Vorjahre.  Die  Sittlichkeitsverbrechen  und -Vergehen  haben 
leider  auch  im  Jahre  1900  eine  Zunahme  erfahren,  die  allerdings 
nicht  so  stark  war,  wie  in  den  meisten  voraufgegangenen  Jahren. 
Die  dritte  Gruppe  der  Verbrechen  u.  s.  w.  gegen  das  Vermögen,  die 
von  den  Wirthschafts-  und  Erwerbsverhältnissen  am  meisten  abhängig 
ist,  hat,  nachdem  sie  schon  von  1898  zu  1899  eine  Abnahme  der 
verurtheilten  Personen  gezeigt  hatte,  jetzt  abermals  eine  kleine, 
allerdings  unerhebliche  Herabminderung  erfahren.  — Es  sind  hier 
188032  Personen  verurtheilt  gegen  188  260  im  Jahre  1899  und  190  955 
im  Jahre  1898.  Die  Zahl  der  wegen  einfachen  Diebstahls  Verurtheilten, 
die  von  1898  zu  1899  von  72  446  auf  69  154  gesunken  war,  ist  jetzt 
^if  70  947  gestiegen,  wogegen  Verurtheilungen  wegen  schweren 
Diebstahls  etwas  abgenommen  haben.  Unterschlagung  hat  eine 
kleine,  Betnig  eine  starke  Abnahme  (von  21  059  und  20  050)  erfahren. 
Ine  rückfälligen  Diebe,  Betrüger  und  Hehler,  die  im  vorigen  Jahre 
abgenoimnen  hatten,  zeigen  jetzt  eine  Zunahme.  Die  Bestrafungen 
wegen  Urkundenfälschung  haben  abgenommen,  ebenso  die  wegen 
.lagri-  und  Fischereivergehen.  Die  Bestrafungen  wegen  Gefährdung 
eines  Ei.senbahiitransportes  sind  in  Folge  der  Zunahme  des  hierunter 
fallenden  elektrischen  Rtrassenbahnverkehrs  in  den  letzten  Jahren 
1Q01  ■ Verurtheilungen  betrugen  hier  1737  gegen 

w 1 n ™ 1*'^98  und  666  im  Jahre  1897.  Die 

1,  i’Vi'P  Verbrechen  und  Vergehen  im  Amte  war  mit  1300 
fiminr  r- vertreten  als  in  allen  Vorjahren.  Seit  1894 

eSgt  stW’'''''  l’^reits  22,3  v.  H. 
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Unfallfiirsorge  fttr  Gefangene.  Die  Frankfurter  Zeitung 
schreibt  unter  B e rl i n,  29.  April:  Dem  Abgeordnetenhause  ist  ein 
Gesetzentwurf  über  die  Uufallfürsorge  für  Gefangene  zugegangen. 
Der  Entwurf  bestinunt  folgendes: 

§ 1.  Die  Verpflichtung  des  Staates  zur  Leistung  der  nach  dem 
Gesetze,  betreffend  die  Unfallfürsorge  für  Gefangene  vom  .^0.  Juni 
19ÜÜ  zu  gewährenden  F.ntschädigungen  wird,  soweit  nicht  der  Ver- 
letzte zur  Zeit  des  Unfalls  in  einer  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalt 
uutergebracht  oder  der  Unfall  bei  Zwangsarbeiten  in  staatlichen 
Betrieben  erfolgt  ist,  gemäss  § 7 Abs.  2 des  angezogenen  Gesetzes 
auf  diejenigen  öffentlichen  Körperschaften  übertragen,  denen  die 
Unterhaltung  der  Anstalt  obliegt,  in  welcher  die  verletzte  Uerson 
untergebracht  ist,  oder  durch  deren  Organe  sie  zur  Genieindearbeit 
oder  zu  sonstigen  Arbeiten  auf  Grund  gesetzlicher  oder  polizeilicher 
Bestimmung  zwangsweise  angehalten  worden  ist. 

§ 2.  Soweit  nach  § 1 die  Entschädigungsverpflichtung  auf  einen 
Ortsarnienverband  übergeht,  hat  der  Kreis,  welchem  der  Ortsarinen- 
verband  angehört,  diesem  die  Hälfte  der  aufzuwendenden  Beträge  als 
Beihilfe  zu  gewähren.  Streitigkeiten  zwischen  den  Ortsarmenverbänden 
und  den  zur  Beihilfe  verpflichteten  Kreisen  unterliegen  der  Ent- 
scheidung im  Verwaltungsstreitverfahren.  Zuständig  in  erster  Instanz 
ist  der  Bezirksausschuss. 

§ 3.  Dieses  Gesetz  tritt  gleichzeitig  mit  dem  in  § 10  angeführten 
Gesetze  in  Kraft. 


Wichtig  für  Gefangnissiieubauten.  Herr  Fabrikant  C. 
Bechstein  von  Cannstatt  ist  der  Erfinder  eines  sogen.  Glühpulvers, 
vermittelst  dessen  eisernen  Gegenständen,  wie  Platten,  Stäben  etc. 
die  volle  Härte,  nicht  aber  die  Sprödigkeit  des  Stahls  verliehen  wird, 
so  dass  die  Gegenstände  jedem  Angriff  mit  Feile  und  Hammer  wider- 
stehen. Aus  diesem  Grunde  empfiehlt  sieh  die  Anwendung  dieses 
.Mittels  in  hervorragender  Weise  zur  Herstellung  von  sicheren  Fenster- 
gittern, weshalb  von  ihm  gelegentlich  der  Erweiterung  des  hiesigen 
Zellenbaues  nach  mehrfachen  ganz  gelungenen  Proben  in  der  Weise 
Gebrauch  gemacht  wurde,  dass  die  zahlreichen  neu  beschafften 
Zellenfenstergitter  mit  besagtem  l'ulver  gehärtet  wurden.  Da  auch 
in  Zukunft  in  hiesiger  Anstalt  alle  zu  erneuernden  Fenstergitter  in 
der  gleichen  Weise  behandelt  werden  sollen,  so  hat  sich  hiesige 
Zuchthausverwaltung  mit  einem  eigens  zu  diesem  Zwecke  hergestellten 
Ofen  versehen,  welcher  auch  andern  Gefängnissverwaltungen  durch 
Uebernahme  von  Bestellungen  auf  gehärtete  Eisenstäbe  oder  ganze 
Fenstergitter  zur  Verfügung  gestellt  werden  kann. 

Wegen  des  grossen  Nutzens,  welcher  ans  der  erwähnten  Er- 
findung für  Gefängnissneubauten  gegeben  werden  kann,  hielt  ich  es 
für  meine  Pflicht,  auf  dieselbe  auch  in  diesen  Blättern  die  Aufmerk- 
samkeit von  Fachgenossen  und  Bauverständigen  zu  lenken,  und 
erkläre  mich  mit  Vergnügen  bereit,  jede  gewünschte  Auskunft  über 
den  in  Rede  .stehenden  Gegenstand  zu  ertheilen. 

Ludwigsburg  im  August  1092. 

Sichart,  Kgl.  IViirtt.  Stra/anst.-Din-ktor. 


♦ 
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Deutsche  Juristen  zeitung^.  Zweites  Vierteljahr  1902. 

Besonderer  Erwähnung  bedarf  ein  Aufsatz  Geh.  Kaths  Prof.  Wach’s 
über  die  bedingte  Verurtheilung  mit  der  Ueberschrift : „Der  Straf- 
aufschub ein  Akt  der  Gnade  oder  Rechtspflege?“,  zu  dem  ihm  eine 
im  Frühjahr  1902  erschienene  Zusammenstellung  des  Keichsjustizamtes 
V eranlassung  g'eboten  hat.  Nachdem  die  überwieg'ende  Mehrzahl  der 
deutschen  Regierungen  um  das  Jahr  1895  die  bedingte  Begnadigung 
eingeführt  hat,  ist,  wie  Wach  zutreffend  ausführt,  die  abgelaufene 
Zeit  ausreichend,  um  sag'en  zu  können,  dass  der  Versuch  sich  bewährt 
hat.  Die  Wohlthat  des  Strafaufschubs  ist  bis  Ende  1901  fast  40900 
Personen  und  zwar  im  Durchschnitt  in  den  letzten  9 Jahren  in  einer, 
sich  allerdings  auf  die  einzelnen  Staaten,  und  in  ihnen  wieder  auf 
einzelne.  Bezirke  sehr  verschieden  vertheilenden  Steigerung  von 
16,19,39  V.  H.  zu  Gute  gekommen,  wobei  zu  bemerken  ist,  dass  die 
Steigerung  wesentlich  die  Jugendlichen  und  nur  Freiheitsstrafen,  und 
zwar  vorwiegend  kurzzeitig'e,  betrifft.  Während  in  Prcussen  nach 
der  Kabinetsordre  vom  23.  Oktober  1895  die  Wohlthat  der  bedingten 
Begnadigung  nur  unbestraften  Jugendlichen  zu  Theil  werden  kann, 
sind  doch  in  den  3 letzten  Berichtsjahren  in  Deutschland  90,  73,  116 
\ orbestrafte  begnadigt  worden,  wovon  aber  nur  55  v.  H.  die  Probe 
bestanden  haben,  während  von  den  üebrigen  sich  80  v.  H.  bewährt 
haben,  was,  wie  Wach  zutreffend  bemerkt,  für  die  Einschränkung 
auf  Unbestrafte  spricht.  Allerdings  möchte  ich  hier,  schon  um  dem 
Zwecke  der  ganzen  Einrichtung  gerecht  zu  werden,  darunter  nur 
bisher  von  Freiheitsstrafen  Verschonte  verstehen.  Bemerkenswerth 
ist,  dass  weibliche  Personen  sich  besser  bewährt  haben,  als  männliche, 
H.,  und  Erwachsene  besser  als  Jugendliche, 
^7  V.  H.,  was  mit  Wach  in  der  eing'ehenderen  Prüfung 
der  ürdigkeit  der  e^'steren  seine  Erklärung  findet,  dass  die  Gün- 
**”i?^j**’  Ergebnisse  mit  der  längeren  Dauer  der  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  und  dort  wieder  theilweise  nach  den  Strafthaten 
verschieden  bemessenen  Bewährungsfristen  abnimmt,  erscheint  sehr 
eiklärlich.  In  meines  Erachtens  überzeug'endcr  Weise  führt  Wach 
aus,  dass,  wenn  auch  an  sich  die  jetzige  Behandlung  sich  mit  dem 
V\  esen  cmr  Rechtspflcgeordnung’  und  der  Begnadigung'  verträgt,  doch 
nähere  Prüfung  dahinführt,  dass,  ebenso  wie  die  vorläufige  Ent- 
idssiuig  sieh  nicht  als  Gnadenakt  der  Krone  darstellt,  für  den  beding- 
ten öti  afaufschub  das  Gleiche  zu  erstreben  sei,  weil  es  sich  um  eine 
regelmässige,  zur  gesetzlichen  Regelung  geeignete  Einrichtung  handle, 

I Gnadenakt,  richtig  verstanden,  immer  nur  den  einzehieu, 

gearteten  Fall  ergreifen  solle.  Wach  denkt  sich  nun  die 
der  Art,  dass  das  Gericht  auszusprechen  habe,  dass 
,w»i  A Gewährung  des  bedingten  Strafaufschubs  geeignet 

Grund  dieses  Ausspruchs  die  Strafvollstreckungs- 
VeruvfhpiUßlf  Prüfung  daraufhin  vornehme,  ob  dem 

die  \\  ohlthat  des  Strafaufschubs  zu  gewähren  sei,  die 
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Zeil  zu  ?rreii'hen  iS?  * ^ Enmcbtuiig  In  nicht  zn  ferner 

Drx'sfhr^'ijaehtenswM^^^  entnimmt  Kedakteui^ 

L^e 'llnl^m:oV;^;reae^  4\e7  EVebntn  fü^  "unsm-en 

™s 

Rücksicht  auf  d e in  dielrLft  <-^1;  h 

s-Ä'sir^"- 

UMra;,.  c ' «»‘len  wird. 

waren  b ! zunf  14  zugezo-en.  Mehr  aks  10  v.  H. 

und  mehr  als  d.>  Hm  Elternhause  erzogen  worden 

SchulbHdun.-  Vo^,^tn^7  'uauffelhafte 

strafen  en  k'  e J!  310o7  bereits  drei-  und  mehrmaLs  mit  Freiheits- 
AnstaUsleitnmf^“^^*®"  Zucbthäuslern  ist  nach  dem  Gutachten  der 
lieh  bei  <«4  ” un^-unehmen,  dass  hei  29  373  ein  Rückfall  wahrschein- 
’ tu  V ™6  unwahrscheinlich  ist  ! 

für  eine  Ve  a Wichtigkeit  dieser  Ergebnisse 

tur  eine  zNeuordnung  unseres  Strafreclitswesen!  hin. 

Uehnn*o-^A  sendet  sich  Landrichter  Dr.  Wittich  gegen  die 
kra^nkh^?t  Geistes- 
brach ten  f*  f " ®"  Irrenanstalt  ver- 

ti-^en  iuf;ni7  F.  seines  dor- 

streeL-,.^^*^^”^  Unterbrechung  der  Strafvoll- 

iinvei-ei..K"®’ ein  Verfahren,  das  er  als  mit  § 493  St.-P -O 

diel^’  P,^  ' "eeh  Wortlaut  wie  nach  Sinn 

diese,  Paragraphen  beigetreten  werden  müssen. 

Prof  IfApn  Nuinmer  (1.  Juli  1902j  enthält  einen  Aufsatz  des 
der  iinz  ■Berlin  „eine.  Vorfrage  zur  Revision  de  s fstr.G.B,“, 
Berlin  hznen^'”®'^*’*’''®  ^l“^eresse  verdient,  da  der  im  September  in 
Revision  Juristentag  die  Frage  dieser 

^•ör  ein  n!i  fer  wichtigsten  Punkte  seiner  Tagesordnung  zu 

alten  imH  / l*dkannten  starken  Gegensätze  der 

dass  KtM  ' neuen  Strafrechtsschule  ist  es  von  grossem  Interesse, 
Schiilon  ’ ' ertreter  der  ersteren,  die  Ansicht  vertritt,  dass  beide 

Lao-P  I-  Zurückerstellung  ihres  Streites,  sehr  wohl  in  der 

dass  p*dd'usam  an  dem  grossen  Werke  mitzuarbeiten  und 

V'piVrpt  • Liszt,  immer  der  bekannteste  und  entsebiedenste 

fasln„„  7.®*‘  "enfen  Richtung,  in  einer  Nachschrift  dieser  Auf- 
aussehfipF^r  Kahl  steht  auf  dem  Standpunkte,  dass  ein 

sshch  im  Geiste  der  klassischen  oder  der  modernen  Schule 
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aufgestftllter  Entwurf  gleichermassen  aussichtslos  sein  würde,  da  das 
Gesetz  nicht  der  Niederschlag  einer  Schuhneinung  sein  dürfe,  sondern 
die  starke,  lebendige  Volksüberzeugung  zum  Ausdrucke  bringen 
müsse.  Die  rechtzeitige  Ermittlung  und  Formung’  dieses  Ausdrucks 
sei  die  Aufgabe  des  Juristenstandes,  die  ihm  aber  ohne  Handreichung 
von  rechts  nach  links  nicht  gelingen  könne.  Nach  seiner  Ansicht 
würden  sich  ohne  Opfer  an  Wahrheitssinn  und  wissenschaftlicher 
Selbstständigkeit  die  Grundlagen  gemeinsamer  Arbeit  wohl  linden 
lassen,  allerdings  nur  dann,  wenn  man  dem  Gesetzgeber  das  Bekenntniss 
zu  einer  Strafrechtstheorie  nicht  zumuthe.  Unzweifelhaft  werden 
beide  Schulen  berufen  sein,  an  dem  grossen  Werke  mitzuwirken, 
und  ebenso  sicher  wird  über  eine  Reihe  von  Punkten  zwischen  ihnen 
eine  Verständigung  für  den  praktischen  Zweck  hergestellt  werden 
können,  aber  darin  muss  doch  wohl  Bi  rkmey  er-München  (No.  14 
vom  15.  Juli  1902)  beigetreten  werden,  dass  der  Streit  der  beiden 
Schulen  kein  bloses  theoretisches  Gezänke  bedeutet,  sondern  von 
grosser  thatsächlicher  Wesenheit  ist  und  dass  die  Lösung  der  Haupt- 
frage mit  der  Mehrzahl  ihrer  Folgen,  Vergeltungs-  oder  Sicherungs- 
strafe,  von^  dem  Gesetzgeber  einfach  nicht  umgangen  werden  darf. 
Dieser  Streit  muss  also  weitergefochten  werden  und  der  Gesetzgeber 
muss  sich  dann  nach  der  einen  oder  anderen  Richtung  entscheiden. 
Wie  Birkmej’er  aus  dem  von  v.  L i s z t für  den  Juristentag  erstatteten 
Gutachten  entnimmt,  scheint  Letzterer  auch  gar  nicht  die  Absicht 
zu  haben,  den  Schulenstreit  für  die  Umformung  des  Str.-G.B.  zurück- 
zustellen. Wer  von  Beiden  Recht  hat,  wird,  wenn  diese  Zeilen  im 
Druck  erscheinen,  bereits  entschieden  sein. 

Breslau,  August  1902.  Simonson. 


Die  strafrechtlichen  Nebengesetze  des  deutschen 
Reiches.  Dritte  gänzlich  neubearbeitete  und  vermehrte  Auflage, 
bearbeitet  von  Dr.  M.  Stenglein,  Reichsgerichtsrath  a.  D.  Berlin. 
1901.  Verlag  von  Otto  Liebmann. 

Von  diesem  bereits  im  1.  und  2.  Hefte  des  36.  Bands,  Seite  158 
angezeigten  Werke  sind  jetzt  auch  Lieferung,  2 und  3 erschienen, 
die  zusammen  mit  der  Lieferung  1 eine  vollständige  und  theil- 
wei^se  sehr  eingehende  Erläuterung  von  59  Reichsgesetzen  bieten 
und  mit  dem  § 11  des  Pressgesetzes  abschliessen.  Sechs  Ab- 
schnitte, nämlich  die  betreffend  den  Schutz  des  geistigen  Eigen- 
thums, den  Geldverkehr,  die  Verkehrsanstalten,  das  Gesundheits- 
wesen  und  die  Lebensmittel,  die  Viehkrankheiten,  die  militärischen 
\ erhältnisse,  das  Seewesen  haben  damit  ihre  Erledigung  gefunden, 
behr  ausführlich  sind  das  so  vielfach  angefeindete  Börsengesetz,  das 
oamit  in  Beziehung  stehende  Depotgesetz,  das  Gesetz  über  das  Post- 
we^eu,  das  Nahrungsmittel-,  das  Margarine-  und  das  Weingesetz 
behandelt.  Das  Werk  bringt  ferner  wohl  die  erste  Bearbeitung  der 
neuen  Seemannsordnung  vom  2.  Juni  1902  und  der  damit  in  Zu- 
sammeiihang  stehenden  seerechtlichen  Gesetze.  Die  Fortsetzung 
1 *ffbt  auf  der  gleichen  Höhe  wie  der  Inhalt  der  ersten 

schon  jetzt  gesagt  werden,  dass  das  hoffentlich 
o endet  vorliegende  Werk  zum  nothwendigen  und  zugleich 
Handwerkszeug  der  an  Rechtsprechung  und  Verwaltung 
betheil.gten  Behörden,  Vereinigungen  und  Personen  gehören  wird. 
Bresiau,  August  1902.  Simomon. 
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„Rechtsanwaltschaft  und  Patentanwaltschaft,  ein 
Vergleich  der  Berufsstellung  beider“  von  I)r.  Rieh.  Alexander 
Katz,  Rechtsanwalt  in  Berlin,  Verlag  von  Otto  Liebinann,  Berlin 
1902,  30  Seiten.  Preis  80  Pfg. 

Die  vorliegende  Schrift  des  bekannten  Berliner  Rechtsanwaltes 
ist  entstanden,  als  eine  Widerlegung  der  Bedenken,  welche  der 
frühere  Vorsitzende  der  Brandenburgischeu  Anwaltskaininer,  Geh. 
Justizrath  Dr.  Lesse  in  Nummer  5 der  „Deutschen  Juristenzeitung“ 
von  1902  gegen  die  V^ereiiibarkeit  des  Berufes  eines  Rechtsanwaltes 
mit  dem  eines  Patentanwaltes  geltend  gemacht  habe.  Die  Frage  ist 
an  sich  bisher  von  geringer  praktischer  Bedeutung,  da  von  den 
verhältnissmässig  wenigen  deutschen  Rechtsanwälten,  die  vor  dem 
Inkrafttreten  des  Reichsgesetzes  betreffend  die  Patentanwälte  vom 
21.  Mai  1900  berufsmässig  die  Vertretung  vor  dem  Patentamt 
besorgten,  keiner  bis  zum  Ablauf  der  hierfür  gesetzten  Frist 
(1.  April  1901)  sich  in  die  Liste  der  Patentanwälte  eintragen  Hess, 
im  übrigen  aber  von  den  erforderlichen  Bedingungen  namentlich 
die  verlangte  staatliche  oder  akademische  Fachprüfung  aut  Grund 
absolvirten  Studiums  naturwissenschaftlicher  und  technischer  Fächer 
regelmässig  nicht  erfüllt  werden  wird.  Immerhin  muss  bei  der  immer» 
zunehmenden  Bedeutung  dieser  Fächer  und  des  Patentwesens  für 
unsere  wirthschaftliche  Entwicklung  mit  der  Möglichkeit  gerechnet 
werden,  dass  sowohl  Juristen  sich  diesen  Fächern  speciell  widmen, 
als  dass  Naturwissenschaftler  und  Techniker  .Iura  studiren,  um  die 
Kenntniss  dieser  verschiedenen  Disciplinen  zu  verbinden.  Für  solche 
Fälle  wird  die  Frage  praktisch,  ob  der  Rechtsanwalt  und  Patentanwalt 
sich  vereinen  lassen.  Sieht  man  in  der  durch  das  Reichsgesetz 
geregelten  Patentanwaltschaft  mit  Köhler  einen  freien  wissenschaft- 
lichen Beruf,  so  stehen  der  Verbindung  gewiss  keinerlei  Hindernisse 
im  Weg,  da  die  Thätigkeit  vor  dem  Patentamt  principiell  identisch 
ist  und  weder  der  Patentanwalt  die  juristische  Seite  noch  der  Rechts- 
anwalt die  technische  Seite,  hintansetzen  soll  und  kann.  Aber  auch 
wenn  man  die  Patentanwaltschaft  nur  als  ein  Gewerbe  betrachtet,  so 
würde  dieses  Gewerbe  bei  der  beutigen  gesetzlichen  Regulirung  nach 
der  Rechtssprechung  des  Ehrengcrichtshofes  so  wenig  wie  etwa  die 
Bethätigung  eines  Rechtsanwalts  als  Direktor  einer  Aktien-Gesellschaft 
zu  denjenigen  gereclinet  w^erden  können,  deren  Ausübung  für  einen 
Rechtsanwalt  unpassend  oder  ungeeignet  wäre.  Im  Gegentheile 
dürfte  sich  aus  der  Verbindung  eine  in  hohem  Masse  zu  beg’rüssende 
Befruchtung  des  Patentrechtes  und  eine  lebhafte  Förderung  der 
Rechtsprechung  auf  diesem  Gebiete  ergeben.  Jurisprudenz  und 
Technik  würden  die  Vortheile  ziehen. 

Die  kleine  Schrift  kann  jedem,  der  sich  für  diese  Frage 
interessirt,  wohl  empfohlen  werden. 

Karlsruhe  (Baden),  J uni  1902.  Hechtsanwalt  Dr.  Dietz. 


Das  Recht,  Rundschau  für  den  Deutschen  Juristenstand, 
herausgegeben  von  Dr.  Hs.  Th.  Soergel,  Freilassing,  Helwing’sche 
Verlagsbuchhandlung  Hannover  und  Leipzig,  2 Hefte  monatlich, 
Abonnementspreis  M.  3,50  vierteljährlich,  worauf  wir  schon  die  Leser 
wiederholt  aufmerksam  gemacht  haben,  bot  auch  im  sechsten  Jahr- 
gang 1902  reiche  Anreg'ung.  Gerade  für  viele  unserer  Leser,  welche 
in  Folge  der  steten  Unterbrechungen,  denen  da.s  Studium  eines  in 
der  Praxis  stehenden  Mannes  ausgesetzt  ist,  sich  schwerer  entschliessen 
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können,  umfang-reichere  wissenschaftliche  Werke  zu  lesen,  ist  diese 
Zeitschrift  als  orientirendes  Blatt  sehr  zu  empfehlen.  Neben 
allgemein  wissenswerthen  Aufsätzen  bringt  es  viele,  speziell  den 
Strafvollzugsbeainten  interessirendc  Artikel,  abg-esehen  von  der 
Büchei-schau  und  den  Auszügen  aus  Fachzeitscliriften.  So  seien  aus 
dem  vorliegenden  Jahrgang  beispielsweise  folgende  Artikel  erwähnt: 
Psychiatrie  und  Strafrechtspflege;  das  preussische  Fürsorgeerziehungs- 
gesetz in  der  Rechtsprechuug  des  Kammergerichts;  ist  der  Zeitpunkt 
für  eine  Neubearbeitung  des  Strafrechtes  gekommen  ? Berichte  über 
den  deutschen  Juristentag;  fort  mit  den  Zuchthäusern  und  Gefäng- 
nissen (zur  Reform  des  Strafvollzugs) ; Fürsorgeerziehung  und  Armen- 
recht; die  Berufung  in  Strafsachen;  Ministerialverordnung  über  die 
Entlassung  verbrecherischer  Personen  aus  öffentlichen  Irrenanstalten 
in  Preussen ; der  sächsische  Gesetzentwurf,  betreffend  die  Zwangs- 
erziehung Minderjähriger;  die  Anrechnung  der  Detentionszeit  in 
einer  Irrenanstalt  auf  die  Strafzeit  etc.  v.  E. 


Der  Gericlitssanl,  Zeitschrift  für  Strafrecht,  Strafprozess, 
Gerichtliche  Medicin,  Gefängnisskunde  und  die  gesaminte  Strafrechts- 
litteratur,  herausgegeben  von  Dr.  M.  St  engl  ein,  Reichsgerichtsrath 
a.  D.,  Verlag  von  F.  Enke  in  Stuttgart,  brachte  in  dem  seit  der 
letzten  Besprechung  (Bd.  36  S.  318)  erschienenen  60.  Band  u.  a. 
mlgende  unsere  Leser  jedenfalls  sehr  interessirende  Abhandlung: 
Die  Verurtheilung  Vorbestrafter  oder  die  Nothwendigkeit  der  gesetz- 
lichen Einführung  der  Deportationsstrafe  auf  Grund  der  jüngsten 
Krimiualstatistik  von  Dr.  0.  Priester.  Von  den  litterarischen 
Besprechungen  dürften  namentlich  interessiren : Die  natürlichen 

Grundlagen  des  Strafrechts  von  Bozi ; der  bedingte  Straferlass  von 
Dr.  A Ilfeld;  Reform  des  Strafrechts  und  der  Strafrechtspflege  von 
Dr.  Wittich.  v E. 


Anleitung  zur  strafreclitlielien  Praxis  von  Dr.  jur. 
H.  Lucas,  Berlin.  Otto  Liebermann.  41.5  Seiten,  Preis  9 Mark. 
Obgleich  das  Buch  sich  „ein  Beitrag  zur  Ausbildung  unserer  jungen 
Juristen  und  ein  Rathgeber  für  jüngere  Praktiker“  nennt,  möchte  ich 
es  nicht  unterlassen  alle  Kollegen,  Juristen  oder  Nichtjuristen,  alt 
oder  jung  darauf  hinzuweisen.  Zur  sachgemässen  Behandlung  eines 
Gefangenen  gehört,  dass  der  höhere  Strafanstaltsbeamte  eine  möglichst 
genaue  Kenntniss  des  Strafverfahrens  hat.  Ohne  solche  bleibt  er  ein 
Spielball  in  den  Händen  der  Gefangenen,  die  seine  Unwissenheit 
benutzend,  das  Vorgehen  der  Staatsanwaltschaft,  des  Untersuchnugs- 
iichters,  des  Vorsitzenden  u.  s.  w.  angreifen,  und  sich  durch  erlogene 
oder  übea-triebene  Darstellungen  möglichst  als  Opfer  der  Justiz  hin- 
stellen. Zu  der  allgemeinen  Kenntniss  des  Verfahrens  muss  bei  einem 
auf  der  Höhe  seiner  Aufgabe  stehenden  Strafvollzugsbeamten  ferner 
A K* einzelnen  Fall  kommen.  Diese  wird  aus  den 
• Allein  diese  sind  oft  sehr  dick,  und  wenig  über- 

sichtlich ; es  fällt  dem  Nichtjuristen  deshalb  schwer  sich  zurecht  zu 
imaen  und  was  noch  schlimmer  ist,  er  bekommt  nach  gewissenhafter 
Yurclisicht  doch  kein  völlig  befriedigendes  Urtheil,  weil  ihm  vieles 
unveuständlich  oder  unbegreiflich  bleibt,  da  er  den  Werdegang  des 
mit  ' durchdringt.  Diesen  Mangel  an  Vertrautheit 

' ötrafprozess  macht  sich  ferner  bei  allen  Einwendungen 

tACtangener  gegen  die  Strafberechnung  (Eintritt  der  Rechtskraft)  bei 
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Stoud“"''b"  dS;’ £*.  «'•  “»««■> 

verfahren  bekannt  zu  macK  Straf- 

wir  auf  ein  Buch  hinweisen  w^elches  diesen  g-ewiss,  wenn 

verbürgt.  Ein  solches  Werk  iS  das  Vnt  " ^ Erfolg 

gesaminte  Sti  afverfahren  und  fiikrt  ^ behandelt  das 

die  sich  bei  einer  Ärsuehl,^^^  Möglichkeiten  vor  Augen 

an,  bis  zum  Urtheil  ergeben  woran^sich'^^a^^^'^H-  J^cehtsbruches 
dem  Staatsanwalt  und  Ln  Ve-Lihe^L^  ^/®P''echung  der 

Mschliesst.  Den  Schluss  Wlden  bL^SL  ^'‘®‘^.?|’enden  Rechtsmittel 
20.  Mai  1898  die  EntscLdifi-uSl  öas  Gesetz  vom 

betreffend  und  goldene  Worfe  Ler  L^'”vv**''i‘  '?  eidittene  Strafhaft 
und  die  WichtigLu  dSLkttoHen  A Strafrechtspflege 

in  der  Verhandfung  wLSTnsÄni  ‘"®‘®f  Ge>-ichtspersonen 

die  denkbar  glückli’ch"stL  An^praktilcLn^Fä^ller  d^^^ 

Geschick  und  Scharfsinn  ^ ungemeinem 

«ftlK  Lieh,  z«  veZ7,^„''ZiZZ^L’‘':'>i  viel- 

Umständen  das  Gesetz  ’ino-p ^ ^ j welchen 

Wirkungen  es  in  dieser  Anwnn,Af  ^ * werden  muss  und  welche 
anregend  und  fesselnd  dass  ich  fihfr  A**'®!*^*'  ^'®'i®  Methode  ist  so 
die  ersten  Seiten  gelesen  hat  dA«  r bin,  es  legt  Niemand,  der 
vollständig  geleLn  hat  Ld  hL  ?a®'*  ehe  er  es 

thiin,  dass“d!r  GeLss  zu  EiiLTst"“’'^  ^®*"  B/^juern 

künde ^mrFrhi“"**  d^G  o^tz  Zeitschrift  für  Rechts- 

der  Gesetze  S Nichtjuristen  mit  den  Kenntnissen 

Leben  stehenden  Manne  noJhLnd^i  sinr'sl^^^ 

She  Lebf  ®’’  .Juristische  S^"fSrLaslS' 

S ;Brfek®aLnAL  "r  d “eidungen  der  höchsLn  Gerfchtstt 

gewissenhaftester  Weise  Rechmm^''l!^ ^'®‘"  ■Abonnenten  in 
Gu, achten  über  die  früheren  Jahi^ä^ÄLi.'^sLrXM  • 

«'.  A’. 
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Aus  der  französischen  Litteratur. 


Revue  P^nitentiaire. 

Januar-Heft  I90i. 

PPudenY®bezütireh®Sr”A®*  Juris- 

finden  wir  im  Januar  Hcff  i um  ® T diesem  Titel 

behandelnden  StAdfp'^  ^ ®"A”  einer  dieses  Thema 

Oktobvr'Ä"  «V“X.Ind”.r/erÄi's,pX 
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Es  werden  etwa  folgende  Grundsätze  entwickelt : Auslieferungs- 
vertrilge  sind  rückwirkend  mangels  einer  gegentheiligen  Bestimmung. 
Sie  regeln  — als  Prozess-  oder  Polizeigesetze  — nur  die  Ausübung 
schon  vorher  bestehender  Rechte.  Dies  ist  die  seit  1874  herrschende 
Doktrin.  Gegen  ihre  Auslegung  und  Anwendung,  die  sich  als  ein 
Souveränetätsakt  darstellt,  giebt  es  keine  Rechtsmittel.  Sowohl 
Angeschuldigte,  wie  schon  m contumada  Verurtheilte  können  aus- 
geliefert werden,  überhaupt  prinzipiell  Jeder  mit  nur  einigen  Aus- 
nahmen; ausgenommen  von  der  Auslieferung  sind  nämlich  im 
Allgemeinen  nur  die,  welche  wider  oder  ohne  ihren  Willen  sich  in 
dem  um  Auslieferung  ersuchten  Staat  befinden,  also  z.  B.  auch 
schifflirüchige  Flüchtige. 

Ferner  nicht  die  Angehörigen  des  ersuchten  Staates,  sondern 
nur  solche  des  ersuchenden  oder  eines  dritten  Staates  werden  aus- 
geliefert. 

Naturalisation , um  so  der  Strafe  beziehungsweise  der  Aus- 
lieferung zu  entgehen,  schützt  nicht,  da  sie  keine  rückwirkende 
Kraft  hat. 

Ferner  pflegt  Auslieferung  nur  zu  erfolgen,  wenn  das  zu 
ahndende  Verbrechen  u.  s.  w.  in  beiden  Staaten,  d.  h.  in  dem 
ersuchenden  und  in  dem  ersuchten,  strafbar  ist.  Auch  hier  giebt  es 
verschiedene,  allgemein  durchgeführte  Ausnahmen. 

Z.  B.  ist  Steuerhinterziehung  kein  Aiislieferungsgrund. 

Die  Verträge  zählen  gewöhnlich  die  Auslieferungsgründe  einzeln 
auf.  Ueber  die  Bedeutung  dieser  Aufzählung  herrschen  verschiedene 
Ansichten.  Deutschland  und  England  sehen  sie  als  „begrenzend“  an, 
Frankreich  nur  als  deklarativ. 

Das  Verfahren  ist  fast  überall  verschieden  geregelt. 

Ob  das  im  einzelnen  Fall  requirirende  Gericht  nach  seinen 
Gesetzen  auch  dazu  kompetent  ist,  ist  Privatsache  dieses  Staates. 

Beim  Fehlen  von  Auslieferungsverträgen  pflegt  nach  herrschender 
Meinung  Auslieferung  zu  erfolgen  auf  Antrag,  aber  gewöhnlich  unter 
der  Bedingung  der  Reciprozität. 

»»Die  Franzilsisclie  Kriminalität  und  Mittel  gegen 
dieselbe“.  Dieser  Aufsatz  bringt  einiges  aus  einem  Werke  .J" 
Fronce  an  point  de  vtie  moral"  par  Alfred  Fouillee,  welches  eigcnllirh 
ein  pädagogisches  Buch  ist  und  an  das  Schulwesen  in  Frankreich 
anknüpft 

Die  Entwickelung  des  Verbrcchei-thums  sei  zwar  nicht  gerade 
ein  Sympton  des  sozialen  Fortschrittes,  aber  doch  eine  Begleit- 
erscheinung einer  zu  sehr  und  zu  schnell  gesteigerten  Kultur.  Diese 
Erscheinung'  sei  in  Frankreich  besonders  merkwürdig,  da  sie  dort 
trotz  der  im  Allgemeinen  besseren  sozialen  Lage  stärker  hervortrete 
als  in  anderen  Staaten. 

Fouillee  sucht  die  Gründe  hierfür  einmal  in  einer  mangel- 
haften  Regierung ; die  grosse  Menge  habe  einen  zu  g'rossen  Einfluss 
tluf  die  öffentlichen  Or^Ulie  (io  foule  v exerce  une  inßuetice  deplofoblf 
sur  les  pmn'oirs  publics.)  Es  herrsche  bei  den  Wahlen  unendlich  viel 
Kriecherthum  vor,  das  noch  begünstig't  würde  durch  eine  mangelhafte 
liesse,  welche  alles  aufnehme  und  breittrete  ohne  Rücksicht  auf 
btaatsmteresse,  Erziehung,  Moral  u.  s.  w.  (Kurz  er  empfehle  eine 
antlere  Regierungsform  und  Einschränkung  der  Pressfreiheit,  kann 
man  zwischen  den  Zeilen  lesen.) 
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Zur  Besserung  dieser  Verhältnisse  wird  dann  auf  Knglands 
Beispiel  hingewiesen,  wo  sich  von  der  Regierung  im  weitesten  Masse 
geförderte  Privatligen  gegen  diese  Schäden  mit  Erfolg  gebildet  hätten. 

Ferner  sei  ein  Grund  für  diese  Mis.sstilnde  ein  „beklagens- 
werther  Stand  des  Strafrechts  und  seiner  Pflege“. 

In  jedem  Budget  müsse  an  ihr  gespart  werden;  die  Gefängnisse 
seien  schlecht;  das  Gesetz  bezüglich  der  Separation  individuelle  werde 
dort  nicht  beachtet;  so  würden  die  Gefängnisse  zu  wahren  Verbrccher- 
schulen.  Dies  alles  beweise  auch  die  grosse  Zahl  der  Rückfälligen, 
die  in  Frankreich  80%,  in  Italien  36%  und  in  Deutschland  nur  29% 
betrage.  Wenn  nun  das  Verbrecherthum  auch  gerade  bei  den 
jüngeren  Leuten  an  Ausdehnung  gewinne,  so  könne  das  nur  an 
Schule  und  Erziehung  liegen.  Die  Schulgesetzgebung  genüge  nicht; 
der  Unterricht  genüge  nicht  zur  Erziehung ; on  a forme  des  memoires 
et  non  des  consciences,  sagt  Fouillee.  Ferner  seien  schädlich  gewesen 
die  Gesetze  über  die  Presse  und  die  Freiheit  der  Chantans, 
Kafe’s  u.  s.  w. 

Aber  viel  thun  auch  der  Charakter  der  Kinder  hier.  Die 
Schulschwänzer  stellten  ein  grosses  Kontingent  der  Verbrecher; 
Beweis  hierfür:  36%  der  Verurtheilten  seien  Analphabeten  und  nur 
20”/o  hätten  eine  ordentliche  Ausbildung. 

Kurz,  das  moralische  Milieu  habe  ebenso  wie  anderes  unter 
traurigen  religiösen  und  politischen  Verhältnissen  gelitten.  Und  hier 
will  F.  mit  seiner  Hilfe  ansetzen.  Man  müsse  mehr  noch,  wie  man 
bisher  an  der  Aufbesserung  der  materiellen  Lage  der  Einzelnen 
gearbeitet  habe,  für  die  der  moralischen  sorgen.  Man  könne  dies 
ja  wohl  am  besten  durch  Privathilfe,  und  es  gäbe  auch  genügend 
Vereine  der  Art,  aber  sie  seien  alle  in  ihrer  Wirksamkeit  durch  die 
bestehenden  Vereinsgesetze  beschränkt.  Vor  allem  sei  auch  eine 
Kinderschutzgesetzgebung  und  Förderung  der  Kinderschutz-Vereine 
zu  erstreben.  Welchen  Erfolg  dies  haben  könne,  sei  aus  englischen 
Verhältnissen  zu  erkennen.  So  rette  man  die  Kinder  vor  dem  Ver- 
brecherthuin.  Zum  Schluss  werden  dann  englische  Beispiele  des 
weiteren  herangezogen. 

La  preservation  par  la  famille  et  le  jpatroiiage  fainilial. 

Da  der  Staat  sich  trotz  verschiedentlicher  Bemühungen  hier  doch  zu 
wenig  interessiert  zeige  für  den  Schutz  der  Kinder  vor  Vergehen  etc., 
so  sei  auch  Privatthäligkeit  das  einzige  Hilfsmittel.  Es  handele  sich 
vor  allem  darum,  verbrecherische  Kinder,  die  wieder  in  ihre  Familie 
zurückgekehrt  sind  nach  einem  Aufenthalt  in  den  Besserungsanstalten 
u.  s.  w.  auf  gutem  Wege  zu  erhalten  und  vor  weiteren  Abwegen  zu 
bewahren,  il  s’  agit  de  faire  de  l’hygiene  morale,  heisSt  es  Heft  I.  S.  102. 
Trotz  der  Schwierigkeit  dieser  Aufgabe  für  die  ferner  Stehenden 
glaubt  der  patronage  familial  — eiuc  Art  Kinderschutzverein  oder 
Erziehungsverein  — die  Mittel  zu  ihrer  Erfüllung  zu  haben. 

Ausgehend  davon,  dass  die  sozialen  V’erhältnisse  Schuld  seien 
au  der  Entwickelung  eines  jugendlichen  V'^erbrecherthums,  will  die 
V’ereinigung  dort  ihre  Thätigkeit  beginnen.  Ihre  Mittel  sind: 

1.  la  Propagande  contre  les  eatises  de  la  eriminalife  juvenile,  duich 

Broschüren,  V'orträge  über  Moral  und  Erziehung,  über  den  Werth  der 
Vorbeugung  vor  Fehlern. 

2.  Der  patronage  famiUal  will  in  den  Fällen,  wo  es  gewünscht 
wird  oder  auch  in  solchen,  wo  er  es  für  nöthig  hält,  sein:  le  eoUa- 
Oorateur  et  Vauxiliaire  des  familles.  Der  Verein  will  ferner  die  Eltern 
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auf  passende  Schulen  und  Anstalten  hinweisen,  Pfleger  und  Pflegerinnen 
absenden,  die  sich  um  die  Kinder  kümmern,  Spielschulen,  Lehr- 
Spaziergänge  u.  s.  w.  für  die  ihnen  anvertrauten  Kinder  einrichten, 
sowie  auch  nach  der  Entlassung  aus  der  Schule  weiter  für  sie  sorgen. 
Dazu  unterhält  er  Verbindungen  mit  tüchtigen  Meistern,  zu  denen 
er  die  Knaben  empfiehlt,  erkundigt  sieh  öfters  über  so  angebrachte 
Lehrlinge  u.  s.  f.  Dann  mit  18  Jahren  sollen  die  Jünglinge  in  das 
Heer  eintreten.  Kurz,  weiteste  Fürsorge  für  die  Jugendlichen,  ohne 
Rücksicht  auf  Konfession  und  politische  Ansichten. 

Die  Mittel  dazu  will  der  Verein  durch  Kollekten  etc.  erhalten. 

Darnach  finden  wir  in  dem  betreffenden  Artikel  eine  aus- 
führliche Beschreibung  der  Organisation  des  seit  dem  Februar  1900 
bestehenden  Vereines,  nebst  einem  Jahresbericht,  der  schon  350  Kinder 
bezw.  229  Familien  als  im  Schutze  des  Vereins  aufzählt  und  von 
weitgehendem  Entgegenkommen  seitens  der  öffentlichen  Organe 
spricht.  Ehe  der  Verein  seine  Thätigkeit  aufnimmt,  findet  eine 
ärztliche  Untersuchung  der  Kinder  statt ; so  hat  sich  herausgestellt, 
dass  etwa  25%  der  verbrecherischen  Kinder  geistig  nicht  normal 
sind.  Auch  hat  der  Verein  durch  seine  regelmässigen  Untersuchungen 
sich  verdienstvoll  gemacht  bezüglich  des  Schulwesens.  Er  hat  fest- 
gestellt, dass  trotz  der  Schulpflicht  mehrere  1000  Kinder  aus  Mangel 
an  Schulen  unerzogen  bleiben , und  dass  von  den  Kindern  über 
13  Jahre  noch  immer  18%  völlige  Analphabeten  sind.  Daher  soll 
auch  eine  weitere  Aufgabe  des  Vereins  es  sein , die  Kinder  in 
Schulen,  Ferienkolonieen  und  anderen  Erziehungsanstalten  zuzuweisen. 
Es  haben  sich  übrigens  schon  über  ganz  Frankreich  hin  solche 
Vereine  gebildet,  die  alle  untereinander  in  Verbindung  stehen. 

Im  Anschluss  hieran  folgt  ein  genauer  Bericht  über  solche 
Vereine:  Revue  du  patronage  familial  et  des  institutions  pre'ventives. 

Von  den  kleineren  Aufsätzen  des  Januarheftes  seien  noch 
erwähnt : 


Budget  de  la  Justice,  in  dem  bemerkt  wird,  das  fran- 
zösische sei  das  schlechtest  dotirte  von  allen  europäischen  Staaten; 
dieser  Rückgang  dauere  schon  30  Jahre.  Reformen  seien  zwar  in 
der  Justizpflege  mehrfach  nöthig,  aber  nicht  unter  Berücksichtigung 
des  Geldpunktes. 

Ferner  ein  Aufsatz  über  die  Anarchistenbewegung  und 
Abwehrmassregeln  gegen  sie. 

Weiter  den  Jahresbericht  der  Howard  Association«  ein 
Verein  zur  Fürsorge  für  die  Gefangenen. 

Endlich  einen  Bericht  über  einen  Aufsatz  des  M.  Jolly: 
iiouvelles  tendances  du  droit  criminel. 

Die  objektive  Bedeutung  der  Verbrechen  habe  je  nach  den 
eiten  gewechselt.  Dem  müsse,  man  Rechnung  tragen  durch  Beachtung 
aer  Verschiedenheit  der  sozialen  und  psychologischen  Verhältnisse; 

geschehe  dies  auch  durch  Setzung  der  Straf- 
-Minima.  Andererseits  sei  eine  möglichst  genaue  Be- 
strafbaren  Handlungen  wünschenswerth,  um  so  leichter 
■vor  diesen  warnen  zu  können. 

a«sser  den  verschiedenen  sozialen  Ver- 
loffisehPH  ^ ß^i^wortlichkeit  des  ThÄters  auch  auf  seine  psycho- 
stfllen  tjesonders  auf  die  freie  Willensbestimmung 

stellen,  dmfe  diese  aber  auch  nicht  überschätzen,  denn  die  Ver- 
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brecher  würden  nicht  verurtheilt  „im  Namen  der  Gerechtigkeit, 
sondern  weil  es  die  soziale  Nothw^endigkeit  fordert“. 

Der  einzelne  möge  sich  auch  vor  seinem  eigenen  moralischem 
Innern  verantworten,  von  seinen  Mitmenschen  aber  werde  er  stets 
nach  äusseren  Momenten  (Folgen  der  That,  Zusammenhang  mit 
anderen  Ereignissen  u.  s.  f.)  beurtheilt. 

Es  empfehle  sieh  daher  zwischen  der  subjektiven  und  objek- 
tiven Beurtheiluug  von  Verbrechen  einen  Mittelweg  einzuschlagen, 
d.  h.  zwar  auf  die  freie  Willensbestimmung  Werth  zu  legen,  aber 
andererseits  auch  auf  die  äussersten  Zusammenhänge,  auf  die  sozialen 
Verhältnisse  u.  s.  w.  Hücksicht  zu  nehmen. 

Februar-Heft  1901. 

Sur  les  garanties  de  la  liberte  individuelle.  Bericht- 
erstatter ist  M.  Li  a r n a n d e. 

Das  moderne  öffentliche  Recht  verlange,  im  Gegensatz  zu  dem 
älteren,  nicht  nur  den  Schutz  der  materiellen,  sondern  auch  der 
ideellen  Güter  des  Individuums  ohne  und  auch  wider  dessen  Willen 
durch  den  Staat.  Das  Individuum  habe  so  auch  ein  Recht  auf  Frei- 
heit gegenüber  dem  Staat  und  einen  Anspruch  auf  deren  Schutz. 
Hiermit  dürfe  die  öffentliche  Sicherheit  aber  nicht  in  Konflikt 
gerathen  und,  um  nicht  die  Straflosigkeit  von  Verbrechen  zu 
begünstigen,  seien  gewisse  Beschränkungen  der  individuellen 
Freiheit  nöthig,  die  aber  nur  von  öffentlichen  Organen  — nicht,  wie 
in  den  Staaten  angelsächsischer  Gesetze  auch  von  privater  Seite  — 
zu  erfolgen  hätten. 

Demgemäss  verführen  die  meisten  Gesetzgebungen,  die  diese 
Gewalt  einem  „Staatsanwalt“  (procureur  general)  übertrüg'en.  Solche 
Organe  empfehle  er  aber  dafür  auch  nicht;  vielmehr  sei  ein  voll- 
kommen unabhängig'er  Richter  mit  weitgehender  Selbstständigkeit 
(er  sagt:  juge  inammnble',  hierfür  zu  wählen,  von  einigen  unumgäng- 
lichen Ausnahmen  abgesehen,  dass  z.  B.  der  Polizeipräsident  solche 
Befugnisse  habe. 

Eine  Art  der  Einschränkung  der  indiv'iduellen  Freiheit  sei  die 
Untersuchungshaft  (lie'tention  preventive).  Sie  sei  zu  rechtfertigen 
nur  insofern,  als  sie  für  den  Richter  das  einzige  Mittel  sei,  sich 
Beweise  zu  sichern  und  sich  vor  Machinationen  eines  Angeschuldigten 
zu  schützen ; andere,  häufig  angeführte  Gründe,  z.  B.  Praktisch-sein, 
seien  keine  Gründe. 

Am  meisten  schütze  man  wohl  aber  die  individuelle  Freiheit, 
wenn  eine  richterliche  Behörde,  z.  B.  le  tribunal,  (etw’a:  Landgericht) 
die  Gewalt  über  sie  habe,  da  durch  eine  Mehrheit  von  Richtern 
grössere  Garantieen  gegeben  seien.  Die  hierdurch  etwa  herbei- 
geführle  Verlangsamung  des  Verfahrens  komme  eben  nicht  weiter  in 
Betracht  (vom  theoretischen  Standpunkte),  ja  sie  werde  übertroffeu 
durch  den  so  erzielten  wirksameren  Schutz  der  nicht  hoch  genug  zu 
schätzenden  „A»crA'!“ 

Die  aber  im  Interesse  der  Oeffentlichkeit  etwa  erforderlichen 
Freilieit.sbcschränkungen  könne  man  vielleicht  durch  provisorische 
Freilassung  (mise  en  liberte'  provisoire)  mildern,  die  zum  Theil  auf  das 
Qutachteu  des  Richters,  zum  Theil  in  das  Belieben  des  Angeschul- 
digten zu  stellen  ist.  Zu  empfehlen  sei  hier  das  belgische  System, 
das  zwischen  ^Jiberte  provisoire  de  droit"  und  „liberte  provisotre  fakultativ^' 
untersciieidet,  je  nach  den  eventuellen  folgenden  Strafen  (vergl. 
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dazu  die  Umfrage  im  Februarheft),  vor  dem  System  anderer  Gesetze, 
in  denen  der  Eicliter  vollste  Verfngungsfreiheit  habe.  Die  Unter- 
siiehnngshaft  durch  Hinterlegung  einer  Kaution  eventuell  in  vor- 
läufige Freilassung  zu  verwandeln  beziehungsweise  zu  unterlassen  sei 
richtig  aus  Rücksicht  auf  die  durch  die  sozialen  Unter- 
schiede hierdurch  veranlassten  verschiedenen  Wirkungen  und  An- 
schauungen, Ganz  besonders  schützt  er,  Redner,  die  von  M.  Brusa 
entwickelte,  italienische  Idee ; darnach  seien  Untersuchungshäftlinge 
im  Allgemeinen  vorläufig’  in  Freiheit  zu  lassen,  aber  dadurch  festzu- 
halten, dass  sie  gezwungen  seien  — um  nicht  gefangen  gesetzt  zu 
werden  sich  z.  B.  an  einem  bestimmten  Orte  aufzuhalten,  sich  zu 
bestimmten  Terminen  vorzustellen,  und  eventuell  theilweisen  Haus- 
arrest hätten. 

Wolle  man  dies  nicht,  so  müsse  man  die  Untersuchungshaft 
aber  möglichst  abkürzen,  Redner  erinnert  dabei  an  das  Verfahren 
der  „habeas  Corpus  - Akte“  (der  Angeschuldigte  darf  binnen  einer 
gesetzlich  bestimmten  Frist  ein  Urtheil  verlangen),  an  das  belgische 
Gesetz  vom  20.  IV,  1874  (die  Untersuchung  muss  im  Allgemeinen 
binnen  einer  Urtheilsfrist  von  3 Monaten  abgeschlossen  sein)  und  an 
das  hoiländische  und  italienische  System,  wonach  die  Geitungskraft 
der  Un^rsuchung’shaftbefehle  nur  eine  beschränkte,  kurze  Dauer 
nabe,  aber  Verlängerung  zulasse,  um  so  Beispiele  für  Aenderuugen 
des  französischen  Systemes  zu  g’eben. 

u Standpunkt  der  individuellen  Freiheit  aus  die 

Behandlung  der  Untersuchungshäftlinge  möglichst  milde  zu  regeln 
Strafhaft  zu  unterscheiden.  Da  aber  im  grossen 
l ublikum  auch  trotzdem  noch  oft  zwischen  beiden  kein  Unterschied 
gemacht  würde,  so  sei  eben  der  üblichen  Untersuchung.shaft  das 
^hon  vorher  erwähnte  System  des  Hausarrestes  unter  gewissen 
Kautelen  vorzuziehen. 

A Bericht  wurden  in  der  Februarsitzung  von  einigen 

anderen  Mitgliedern  der  SocUte  d.  pr.  noch  einige  Bemerkungen  und 
Aenderungsvorschläge  gemacht;  z.  B.  wünschte  M.  Puiarand, 
um  die  Untersuchuiigsgefangenen  von  denen  in  Strafhaft  zu  unter- 
scheiden, dass  ersteren  Kleiderfreiheit,  Rauchen,  Schreiben  und 
Besuche  erlaubt  würden. 

1 f empfahl,  ausgehend  von  dem  Satze:  ah'quid  semptr 

' A^  Untersuchungshaft  im  Gesetze  selbst  formell  als  Ausnahme 
e andelt  zu  sehen  und  als  formelle  Regel  provisorische  Freilassung 
nach  erstem  Verhör. 


M.  de  Ramel  schlug  folgendes  vor:  Der  Untcrsucliungshäftling 
sei  sogleich  vor  den  Untersuchungsrichter  zu  führen;  der  Häftiing 
oieibe  frei,  bei  genügendem  Nachweis  von  Domizil,  ausreichenden 
Ko  oder  Beruf  unter  Beachtung  von  gewissen  Formalien, 

Stunden  frei  zu  lassen.  Im  übrigen 
...  . . Rodner  auf  seinen  bei  der  Kommission  des  ref armes 

judmatres  eingereichten  Entwurf. 

Es  folgt  dann  die  auf  dieses  Thema  bezügliche  Enquete, 
teil  m durch  Verbrechen  Geschädig 

in  der  T?  I^<“i'ichterstatter  über  obiges  Thema 

dei  R.  p.  M,  Sale i lies  entwickelt  etwa  folgendes: 

Briiss,.!  ^®*I'*’‘:‘;'‘ende  System  ist  dem  Con<r,i-s  penitentiaire  in 

worden.  ^ Moiiceau,  Staat.sanwalt  in  Beaunc,  vorgelegt 
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Monceau  geht  davon  aus,  dass  die  durch  einen  Verbrecher 
Verletzten  doch  im  Allgemeinen  nichts  davon  hätten,  wenn  dieser 
mit  Gefflngniss  u.  s.  w.  bestraft  werde;  eine  andere  Art  der  Knt- 
schädigung  sei  am  Platze.  Da  die  Thäter  aber  gewöhnlich  nicht  gerade 
über  Reichthum  verfügten,  müsse  der  Staat  die  Verletzten  entschädigen. 
Dazu  wäre  er  auch  verpflichtet,  denn  bei  einer  vielleicht  besser 
organisirten,  tüchtigeren  Polizei  oder  durch  mehr  Beachtung  der 
Kiiidererziehung  seitens  des  Staates  hätte  dieser  die  That  wohl  ver- 
hüten können.  Da  es  andererseits  dem  Staat  allein  wohl  ohne 
bedeutende  Erhöhung  der  Steuerlasten  aber  diese  Aufgabe  zu  erfüllen 
nicht  möglich  sein  dürfte,  müsse  man  sich  anders  helfen;  man  mü.sse 
eine  finanzielle  Gemeinschaft  unter  Staatsleitung  einrichten.  Oder 
man  müsse  durch  neue  Strafgesetze  die  Mittel  hierzu  beschaffen. 

Der  originelle  Brüsseler  Entwurf  enipfiehlt  nun,  die  Mittel 
seitens  der  Delinquenten  zu  beschaffen.  Man  müsse  aus  Geldstrafen 
eine  Kasse  bilden,  aus  der  — nur  bei  Insolvenz  der  Thäter  — die 
Verletzten  entschädigt  würden.  Dazu  dürfe  man  die  Geldstrafen 
aber  nicht  in  fester  Höhe  (z.  B.  300  Mark)  bestimmen,  sondern  nach 
gewisser  Proportionalität;  dies  Verfahren  wäre  ja  auch  entschieden 
gerechter. 

Um  nun  eine  Basis  für  die  Proportionalitäts-Bestimmung  der 
Strafe  zu  finden,  empfiehlt  Monceau  folgenden  Weg:  Mau  müsse  das 
Vermögen  und  die  Jahreseinnahmen  des  Thäters  in  Betracht  ziehen, 
sowie  seine  durchschnittliche  Tageseinnahme.  Sei  z.  B.  für  eine 
Uebertretung  eine  Geldstrafe  von  2 Fres.  festgesetzt.  Dieser  müsste 
er  dann  6 Fres.  Nebenkosten  hinzufügen,  welche  Summe  den  Lohn 
von  4 Arbeitstagen  eines  schlecht  bezahlten  Arbeiters  darstelle. 

Es  müsse  also,  wenn  der  Richter  zu  2 Fres.  Geldstrafe  ver- 
urtheilt,  jeder  Delinquent  in  die  „Busse-Kasse“  4 mal  eine  Tages- 
einnahme zahlen.  Bei  einer  jährlichen  Einnahme  von  36500  Fres. 
würde  diese  Summe  also  ca.  400  Fres.  betragen.  Die  eigentliche 
Geldstrafe  müsse  also  immer  eine  Tageseinnahme  zur  Basis  haben, 
also  verschieden  sein  nach  den  Verhältnissen  eines  jeden  Thäters. 
Es  müsse  also  ferner  z.  B.  da  wo  ein  Arbeiter  mit  obigem  Tagelohn- 
satz 20  Fres.  hätte  zahlen  müssen,  ein  anderer  mit  einer  Einnahme 
von  36  500  Fres.  1000  Fres.  zahlen. 

Ferner  aber  sei  eine  Aenderung  im  Strafensj’stem  hierdurch 
uothweudig.  Man  müsse  die  Geldstrafe  aus  einer  Nebenstrafe  zur 
Hauptstrafe  wie  Gefäugniss  etc.  machen  und  vor  allem  sie  so  bemessen, 
dass  sie  dem  jeweils  von  ihr  Betroffenen  auch  recht  empfindlich  sei. 

Sollten  aber  durch  diese  Mittel  die  nöthigen  Gelder  nicht  auf- 
zubringen sein,  so  müsse  der  Staat  Zwangsmittel  anwenden ; das 
künftige  Einkommen  sei  solange  z.  B.  zu  pfänden,  bis  die  Busse 
bezahlt  ist.  Dieses  Verfahren  hält  Saleilles  aber  für  höchst  g'efährlich  ; 
denn  da  die  Arbeiter  auf  diese  Weise  nur  für  andere  arbeiten, 
würden  sie  bald  alle  Lust  zur  Arbeit  verlieren,  und  dann  stände  es 
viel  schlimmer  um  sie. 

Viel  besser  sei  es,  wenn  der  Staat  neben  den  Gefängnissen 
Zwangsarbeitshäuser  einrichtete,  wo  insolvente  Thäter  solange  arbeiten 
müssten,  bis  sie  ihre  Busse  und  Strafschulden  abgearbeitet  hätten. 

Während  aber  M.  Monceau  bei  Mittello.sigkeit  der  gepinnten 
Entschädigungskasse,  die  V'^erletzten  als  Gläubiger  des  Staates  ansehen 
wollte,  schlägt  Saleilles  folgenden  Ausweg  vor: 

Zunächst  müsse  die  Kasse  anders  konstrairt  werden.  Sie  sei 
entweder  als  selbstständige  Kasse  zu  denken,  die  das  nöthige  Kapital 
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auf  irgend  eine  Weise  aus  sich  selbst  aufbringt,  aber  unter  Leitung 
des  Staates  steht;  seien  ihre  Mittel  erschöpft,  so  habe  sie  weiter  keine 
Verbindlichkeiten. 

Oder  der  Staat  muss  die  Entschädigung  übernehmen,  gemäss 
seiner  Pflicht  die  Einzelnen  vor  allgemeinen  Gefahren  (wozu  auch 
die  Verbrecher  zu  rechnen  seien)  zu  schützen,  und  könne  dies,  indem 
er  als  persönlicher  Schuldner  der  Verletzten  auftrete  und  diese  aus 
einem  aus  verschiedenen  Einnahmen  gebildeten  Hypothekenfonds 
entschädige. 

Zugleich  sei  diese  Entschädigungspflicht  nur  zu  gestatten,  wenn 
die  Verletzten  an  dem  Verlust  nicht  selbst  durch  Leichtsinn  oder 
Nachlässigkeit  mit  schuld  wären;  in  diesen  Fällen  dürften  sie  vielmehr 
nur  persönliche  Gläubiger  des  Delinquenten  werden. 

Saleilles  endet  mit  dem  Wunsche,  dass  diese  Ideen  doch  in 
weiteren  Kreisen  Anklang  finden  möchten. 


Preservation  dans  la  fainille  de  l’enfance  coupable 
ou  en  danger  moral.  Nachdem  M.  Bessiere  sich  über  die  in 
den  verschiedenen  Staaten  üblichen  Formen  der  Kinder-Fürsorge  — 
auch  über  die  Fürsorge-Paragraphen  des  B.  G.-B.  — berichtet  hat, 
giebt  er  in  sieben  Artikeln  neue  Vorschläge  über  dieses  Thema, 
welche  M.  Jolly  gemacht  hat. 

Alle  Minderjährigen  von  16  Jahren,  die  nach  einer  Verhaftung 
m ihre  Familie  zurückkehren,  werden  dem  Friedensrichter  mitgetheitt, 
damit  dieser  die  Eltern  besonders  aut  sorgfältige  Erziehung  des 
Kindes  hinweise. 

Sollte  dieser  Hinweis  erfolglos  sein,  so  kann  der  Friedensrichter 
sie  zu  einer  Geldstrafe  verurtheilen.  Kinder,  die  sich  nicht  bessern, 
weiden  in  eine  Art  Besserungsanstalt  (Aote  de  preservation)  geschickt. 

Kinder,  die  nach  ihrer  Bestrafung  in  der  Familie  bleiben,  dürfen 
stehen  unter  Aufsicht  der  Sode'tds  de  patronagc  und  der  Comites  de  defense 
des  enfants  tradmts  en  justice,  welche  mit  dem  Friedensrichter  in  Ver- 
bindung stehen. 

Wird  ein  Minderjähriger  von  16  Jahren  wegen  Mangel  an 
Einsicht  bezüglich  der  Strafbarkeit  der  Handlung  freig’esprochen  und 
m seiner  Familie  belassen,  so  kann  die  betreffende  Strafkammer  die 
Uebeiwachung  durch  eine  Soeie't/  de  patronage  anordnen. 

Diese  Fürsorge-Unternehmungen  sind  in  weitestem  Masse  zu 
begünstigen  seitens  aller  Behörden  etc. 

„.  , Ks  sind  Schulgesetze  zu  wünschen,  die  die  Vagabondage  der 
Kinder  wirksamer  verhindern. 

Le  patronage  de  l'Assistance  publique  durch  Gesetz  von  1850 
bestiinmt  möge  endlich  ins  Leben  treten  und  seine  Wirksamkeit  auch 
aut  üie  nach  Verbüssung  einer  Strafe  in  die  Familie  zurückgekehrten 
Kinder  ausdehnen. 


Weiter  finden  wir  im  Februar-Heft  unter  dem  Titel:  une  lefon 
inaugurale  du  prof.  v.  Liszt  über  die  Autrittvorlesung  dieses  berühmten 
Juristen  über:  Die  Aufgaben  und  die  Methode  der  Strafrechts- 

wissenschaft vom  27.  Oktober  1899. 

Endlich  einige  Auszüge  aus  der  Zeitschrift  für  die  gesammte 
Etrafiechtswissenschaft  sowie  aus  den  Blättern  für  Gefängnisskunde. 


Tolstoi'  als 

Hand  des  Roinaues 


März-Heft  1901. 

Ivriiniiialist.  Die  Abhandlung  stellt  au  der 
B Auferweckung“  seinen  Verfasser  Tolstoi  kritisch 
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und  .e?rnm”to'isenS  ^*1  i'.l'VTl'*."*'''“!“'" 

Zurücklassung  von  100  Kübeln  für  Katuph»^**f-^”  Türken,  unter 
ih^s  Fehltrittes  be.erklieh 

Sie  veSuc^fvSschtdentTÄ^  verstossen  sie  ihre  Tanten. 

7.U  einer  Hebammp  !n  nehmen,  muss  aber  zunflchst 

Ihr  ffind  sS  Niederkunft  zu  erwarten, 

lana-f  krank  LpT  .«‘^^bst  bekommt  das  Kindbettfieber  und  liegt 

nSVSnS  Ä.?t?S  ™ “«  ~" 

und  v?^dS.l‘Fl.?Tj^7o^V".g? 

in  der  'j’*'  günstigere  Stellung  als  Wäscherin  bietet 

es  vor  1 p ««..dcn.inoralischen  Gefahren  Eusgesetzt  isr^ieht  sie 
Alles  zu  Verhältnissen  wieder  ais  Mädchen  für 

ein  LiS)'es^pÄ"“*  *^®®  Hauses,  Gymnasiasten 

Nun  lLsfs?e^aiph°r>^  sie  wiederum  umgehend  entlassen  wird.’ 

diesen  ihr  endlich  an,  in  ein  Bordell  einzutreten;  sie  wählt 

T-  Jahre  ihres  ’ ^“®vkannte,  offenkundige  Prostituirte.  Im 

vergiftet  zu  hfben  angeklagt  einen  sibirischen  Kaufmann 

GeschworeS'^siTzT  Nekhiudow  als 

w(i|f‘h’  Sitzt,  yeiurtheilt.  Der  Prinz,  der  einffesehen  hat 

sühnen  ^Ar^h  *®*“  Versehen  auf  jede  Weise  zu 

Sr-Tn.  gSLL^  ihrem' Fall  Maslwa 

einp«  TTo  Gefängniss;  er  bemüht  sich  um  sie  durch  Einreichuno- 

'.nd  Befreiung  will  er  sie  hSh  "n 

ZLTmlJ^T:  R “ .vernichtete  Ehre  wieder  lierzustellen.  Mas  owa 

VeSecL-  he^rafhPn"''"“^""'.^  ®‘®  ®'"®“  Politischen 

nei  neiiathen,  wie  sie  dem  Prinzen  mittheilt.  — 

der  I minp  behandelt  Tolstoi  den  Roman  als  fatale  Folgen 

Ba«"e  eines  Grossen,  was  an  sich  ja  möglich  wäre.  ^ 

die  Verb^echen'dpT'r^®*^  1'®  kommunistische  Idee,  dass 

Missverh/tbni«»  ^ “«V  nothwendige  Folgen  der  sozialen 

d e den  p^f  ‘^®‘®"  8*®  "ioht,  sondern  diejenigen 

ob  sich  d"e  auf  "r  ®^^“®  Rücksicht 'daiCf,’ 

können  und  müLtn'^''^**  Gerathenen  nicht  hätten  wieder  aufraffen 

strafrelhthchpf  «^i®  Rechtmässigkeit 

taucht  uämHp^  Unterdrückung  in  Zweifel.  Eben  dieser  Zweifel 
auf;  Maslowa  Prinzen  N.  nach  der  Geschworenensitzung 

bestraft  ®'“  "’®bt  von  ihr  begangenes  Verbrechen 

als  ermit  schliesslich  glaubt  er  zu  erkennen  - 

Sibirien Teilf”®“  Abgesandten  der  englischen  Bibelgesellschaft  in 
da.ss  stra^PPmr  Vertheilung  von  Bibeln  an  die  Sträflinge  — 

lechtliche  ünterdrückung  falsch  sei. 
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Beim  Vertheilen  der  Bücher  trifft  N.  zufäiiig'  auf  die  Bibelsteileu 
Mattli.  18  V.  21/22.  und  Joh.  8 V.  7.  und  erkennt  nun,  das  einzige 
Mittel  zur  Besserung  der  Menschen  sei,  sich  bewusst  zu  sein,  nur 
ein  Schuldner  Gottes  stets  zu  sein  und,  dass  man  absolut  kein  Recht 
habe,  über  seine  Mitmenschen  zu  urtheilen  oder  gar  sie  zu  bestrafen. 
Nur  durch  Nachahmung  des  apostolischen  Werkes  sei  der  Welt  zu 
helfen,  nicht  durch  Ueberhebung  des  einen  über  den  andern. 

Daher  käme  nur  alles  Uebel  auf  der  Welt,  weil  an  sich  scldechte 
Menschen  das  Uebel  zwar  korrigiren  wollen,  aber  statt  dessen  nur 
noch  mehr  Uebel  verbreiten 

Die  ganze  Strafrechtsfrage  sei  nur  eine  soziale  Frage;  Besser- 
ungen seien  nur  möglich  nach  vorheriger  gründlicher  Umwälzung 
der  Gesellschaft,  ausgehend  und  beruhend  auf  den  Lehren  des 
Evangeliums. 

Von  hier  aus  macht  T.  auch  den  ersten  Vorstoss  gegen  die 
Justiz.  Die  Richter  seien  auch  nur  eben  solche  Menschen,  wie  die 
ihnen  vorgeführten ; sie  vergässeu  ebenso  wenig,  wie  die  zu  \'er- 
urtheilcnden  ihre  menschlichen  Eigenschaften , und  seien  diesen 
gleich  zu  stellen. 

In  breiten  Linien  und  zum  Theil  recht  origineller  Form  führt  T. 
das  aus  und  tadelt  dabei  den  Schwurgerichtshof  sowie  den  Senat, 
vor  denen  Moslowa  stand. 

Man  sieht  aus  allem,  dass  T.  sämmtliche  richterlichen  Personen 
mit  einer  gewissen  Gereizheit  geradezu  behandelt  hat,  um  so  leichter 
seine  These  klarlegen  zu  können. 

Ebenso  einseitig  behandelt  er  aber  auch  die  anderen  Personen 
des  Romanes,  vor  allem  die  Sträflinge  in  Sibirien. 

Sie  seien  nur  unglückliche  Menschen,  die  man  bedauern  müsse. 
Man  könne  sie  — wir  erfahren  dies  durch  Nekhludow  — in  5 Klassen 
elntheilen. 

Zur  ersten  Klasse  gehörten  die  völlig  unschuldig  Verurtheilten, 
die  Opfer  eines  Irrthumes  der  Richter;  so  Maslowa. 

In  die  zweite  Klas.ie  kämen  die,  welche  verurtheilt  sind  wegen 
Verbrechen , ^ die  sie  unter  Ausnahmsumständen  begangen  haben, 
d.  h.  unter  Umständen,  unter  denen  die  Richter  wohl  ebenso  wie  die 
Verurtheilten  erehandelt  hätten. 

Die  nächsten  seien  verurtheilt  wegen  Handlungen,  die  nur 
nach  Ansicht  der  Gesetzeshüter  strafbar  seien,  die  sie  selbst  aber 
nicht  für  strafbar  hielten. 

Zur  vierten  Klasse  gehörten  die , die  moralisch  über  den 
Durchschnittsmenschen  ständen.  Religiöse  Fanatiker,  Leute,  die  ihre 
Unabhängigkeit  vertheidigt  hätten,  u.  s.  w. 

Endlich  die,  welche  weniger  die  Gesellschaft  verletzt  hätten, 
als  vielmehr  von  ihr  verletzt  seien. 

Mit  allen  diesen  Leuten  hat  auch  Prinz  N.  nur  Mitleid;  sie 
sind  gesunken  und  bestraft  nur,  weil  die  Gesellschaft  sich  nicht 
genügend  um  sie  kümmerte  und  so  zu  sich  emporgezogen  hat.  Es 
SCI  eben  auch  nicht  einzusehen,  warum  sie  bestraft  sind,  warum  sie 
a”"  u *^'.^*'**i*  bestraft  sind,  die  oft  viel  unbedeutender  wären,  als  sie, 
ne  Bestraften.  Dieses  Käthsel  glaubt  N.  sich  trotz  der  Lektüre  von 
Bonibroso  und  anderer  berühmter  Kriminalisten  nicht  lösen  zu  können. 
|.  die.se  Richter  aber  als  Beauftragte  der  Gesellschaft  handeln, 

iiiii  1}  Abwehrmittel  gebraucht  und  gebrauchen  mussi 

il'i  .1  V-  Erhaltung  des  sozialen  Lebens  zu  vertheidigem 

uie  btrafe  diesen  Beamten  nur  als  Mittel  dient,  um  das  Ver- 
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Lehre  der  ^ 

an,  PiivateigeiXm  se"Raub  Eigenthum  nicht 

dessen  Verlelun-  ungereditfer’tigt 

S-SSSisM^S«^ 

derartige  Strafen  wie  Verbamnm^*^  trage  man  selbst  durch 

Aber‘^Vprhr«il®'^  ^•""’  ziemlich  radikale  Mittel  sind. 

Hierzu  bemerkt  M.  Cu  che,  der  Berichterstatter: 
nbch  ni?.hif individuellen  Behandlung  der  Häftlinge  sei  zu  T wohl 
der  S ‘ gedrungen;  auch  bezüglich  des  schlichten  Einflusses 

Frankreich  anbeS 

sehnr,  4 r*®  Massenproduktion  an  Arbeit  in  den  Oefäiiß'nissen 
Faulheil"  Jnierpellationen  in  der  Kammer  gegeben.  ^Ueber 

■uisser  n tia  nicht  klagen.  Dass  die  Strafe 

habe  Einschränkung  als  Hauptziel  die  Besserung 

Liii-  ’ unbekannt,  obwohl  diese  Bestrebuno-  in  der  relativ 

Urzen  Zeit  ihres  Besiehens  doch  schon  viel  Erfolge  “hätten 

TransnoltaHf"®‘‘®-^'^'“‘‘^?“  ?'•  '»Inches,  wie  z.  B. 

AufLhei^H.  u"  jetzigen  Form,  die  oft  unüberlegte  Härte  der 

her,  das  noch  häufig  stattfindende  Zusammenthun  aller  Sträflino-o 
bestivbtuJ  lioeh  einmal  ansehen,  wie  die  neuere  Zeit 

sei  da « i’  welchem  Erfolg.  Sein  Hauptfehler 

wolle  Firffaeb"  zu%,i,ifach  formulireii 

der  Mitte  bV^e  sei  alles  Zerstören.  In  der  gepriesenen  Einfachheit 
Mittel  nfibi  ^1  ^‘‘''o'itt'onäres.  Man  solle  aber  auch  schwierige 
sucLn  V”?  Ziel  zu  kommen,  denn  man  müsse 

ucnen  den  Satz  zu  befolgen:  , Friede  den  Menschen  auf  Erden“. 

ßertkohf^  cand.  jur. 
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Aus  der  englischen  Litteratur. 


in  falsch  benützen  und  falsch  gestalten  kann  weist 

de,rHerrn  -Times“  der  Kichter  Herr  Nikolson 

errn  Polizeikomiiiissar  Dr.  Aschersoii  nach,  der  in  einem  Artikel 
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das  „19.  Jahrhundert“  zu  dein  Ergebniss  gekommen  war,  dass  die 
gewerbsmässigen  Verbrechen  seit  1869  in  London  auf  das  Fünfzehn- 
fache sich  vermehrt  hätten,  dass  in  Folge  dessen  die  Gesellschaft  von 
einer  riesig’en  Gefahr  bedroht  wäre,  und  dass  die  jetzige  Art  das 
Verbrechen  zu  strafen,  sich  als  verfehlt  herausstellte.  Herr  Nikolson 
kommt  zu  ganz  anderen  Resultaten  durch  Betrachtung  der 
Kriminalität  desselben  Zeitraums.  Die  Differenz  klärt  sich  dadurch 
auf,  dass  einmal  die  Zunahme  der  Bevöikerung,  dann  aber  auch  der 
Umstand  unberücksichtigt  blieb,  dass  die  professionellen  Verbrecher 
früher  zu  Tausenden  deportirt  wurden,  später  im  Lande  verblieben. 
Vor  Aljem  aber  trägt  die  Schuld  an  Dr.  Ascherson’s  hohen  Zahlen 
die  1877  erfolgte  Aenderung  in  der  Klassifikation  der  Verbrechen 
gegen  das  Eigenthum,  in  Folge  deren  der  Umfang  der  als  „gewerbs- 
mässige“ anzusehenden  Verbrechen  bedeutend  grösser  wurde. 
Daher  stieg  denn  auch  die  Anzahl  der  von  Dr.  Ascherson  zu 
rubrizireiiden  Fälle  von  461  im  Jahre  1876  auf  1253  im  Jahre  1877 
und  die  V erhältmsszahl  für  100  000  Köpfe  der  Bevölkerung  von  12,25 
vor  1877  auf  38,78  nachher.  Dazu  kommt  eine  weitere  Aenderung 
Ul  der  Behandlung  der  Verbrechen  in  der  Rechtsprechung  und  im 
Stra^ollzug,  nämlich  eine  Abkürzung  der  Strafzeit  aus  Abneigung 
der  Richter  gegen  langzeitige  Strafen  und  durch  Strafzeiterlass  in 
rolge  guter  Führung  am  Strafort,  wodurch  den  wirklich  gewerbs- 
mässig’en  Verbrechern  eine  Vermehrung  der  Zeit  für  ihr  Wirken  und 
so  eine  Vergrösscrung  der  Zahl  von  Strafthaten  für  dieselbe  Zahl 
von  yerbrechern  erzeugt  wird.  Herr  Nikolson  findet,  dass  gewerbs- 
100 000  Einwohner  von  1885— 1889  : 39,96,  von 
1890-1894  : 41,26,  von  1895-1899:  39,48  kamen. 

ioni  Jahresbericht  der  Howard-Geseilschaft  für 

1901  beginnt  mit  der  für  alle  Freunde  dieser  wohlthätigen  Gesell- 
schaft betrübenden  Nachricht,  dass  der  verdiente  bisherige  Sekretär 
derselben,  Herr  Tallack  seinen  Posten  verlässt.  35  Jahr  lang  hat  er 
mn  ^iiwe  gehabt  und  durch  seine  Thätigkeit  auf  demselben  der 
Howard-Gesellschaft  internationale  Berühmtheit  verschafft.  Mit  hoher 
Begabimg  verband  er  eine  Hingebung  an  seine  Thätigkeit,  einen 
^ifer  für  seine  Sache,  eine  Unerschrockenheit  und  zugleich  Geschick- 
lichkeit, sie  zu  vertreten,  die  nicht  leicht  in  einem  Anderen  so  vereint 
wiedergefunden  werden  können.  Er  hat  seinen  Posten  in  der  That 
seinem  Nachfolger  schwer  gemacht.  Alle  seine  reichen  Erfahrungen 
hat  er  111  einem  Werke  gesammelt,  das  er  in  den  letzten  Jahren 
seines  Sekretariats  gewissermassen  als  sein  Testament  für  die  Nach- 
welt verfasst  hat  und  das,  eben  in  zweiter  Auflage  erschienen,  von 
lim  seinen  Verehrern  und  Freunden  der  Gesellschaft,  wie  auch  dem 
Unterzeichneten  gespendet  ist:  „Grundzüge  der  Bestrafung  und 

ei  utung  von  Verbrechen“.  Mit  Recht  sagt  der  Jahresbericht  dass 
an  uen  grossen  Verbesserungen,  die  auf  diesem  Gebiet  gerade  in  den 
England  geschehen  sind,  die  Howard-Gesell- 
Hiii-'ftQ  Sekretär  einen  hervorragenden  Antheil  hat.  Sie 

® Beratherin  der  Regierung  bei  der  Vorbereitung  des  Straf- 
&®B6ud  machen  und  gab  u.  A.  den 
*^*'^’*  die  Gefangenen  von  Mitgliedern  eigens  gebildeter 
duicb  ilivp  seelsorgerisch  besucht  werden  dürfen, 

wesenf  vh  Einfluss  wurde  der  Zustand  der  kleinen  Lokalgefängnisse 
Gefaiiopnpn  regelmässigen  Besuch  der  weiblichen 

Stelleif  geeignete  Damen  das  Interesse  der  massgebenden 

, und  ein  Anfang  damit  gemacht,  die  professionellen 
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von  den  w’wichsenen  G^fan*^eneu  Jugendlichen 

der  Weiterverbreituno-  des  Verhrpchpnc**^^""®”’-  Verhütung 

Ferner  sorgte  die  GesScdS  für  X 

nach  zwei  verschiedenen  RieVif«  >e  Gefangnisswärter  und  zwar 
schweren  Dienst  Te7sXen  dt  ^ass  dem 

und  sie  forderte  besonXre  Ruhezeit  einverleibt  wurde, 

zu  demselben.  Endlich  erhob  Schulung 

für  Beschrünkuno-  de7pTc?.„  Stimme,  zum  Theil  mit  Erfolg 

in  der  That  wurde  durcdi  dX  StV  von  Kindern,  denn 

Freiheitsstrafe  in  vielen  Fällen  dnn-h  ®*‘®*'U»alig  'erurtheilte  die 
Verurtheilung  Jugendlthe  tite  tt  der 

Dazu  kommt  eine  lebhafte  litteranm-ho  viX*  i verfahren, 

ihres  verehrten  Sekretärs  an  der  RpH  d®»'  Gesellschaft  und 

Des  Pauperismus  der  MLsIo.kXhtf  T wichtiger  Zeitfragen  : 
der  Pr^stitutio^i  und  der' Reform ‘der  fit 

Gesellschaft  IsfSe.X-Tr^Vpth®*'  der  Howard- 

der  Gefänonisse  nX  w t ' *^"d  ausserhalb 

trotz  SBiner  7lP7ithV)i  niia^u*  a ein  Grundsatz,  dßr 

Richter  - m t e net  Woit  allwissenden 

Forderung  becrrüsstrdie  Kot«  ”tp f Erziehung“  _ mit  dieser 
mit  ihr  bfodnnlX  dtp  Jahrhundert, 

Ausserhalirdpr  Pofwno*  * ^ chuii^  des  yerg’ang'enen  Geschäftsjahres, 
schulen  mit  Verbreitung  von  Sonntao-s- 

beruft  siph  f * ’®.*'^“®*®gung  für  Grosse  sowohl  wie  für  Kinder  imd 

SeJü'hintei  £xlt  '^^^r'rbwohr”#  X f>*’®\-^das  ZeugSs  Xs 
n*it  dem  E.ldsten '^.d  Rps?pJh  ^;'‘®'de«k®9  kein  Buch  kannte,  das 
Wäre,  wie  die  BibpY  ^Dpr  R eng  verwebt  gewesen 

von  <1pJ  „ ® ., '“v-  Bericht  kommt  dann  auf  die  vor  20  Jahrpn 

beamten  fürstraffälh.^e  JnXn5!“®h'‘‘'‘’“7“®  r’"^®fdhrten  Aufsichts- 
treffonden  Fitpll  '^"fer  deren  Aufsicht  die  be- 
strafe für  dicLlbfn  ” siP  yermeidung  von  Gefängniss- 

Verhalten  zil  Än  ’ 7''.  ''erbrecherischem  und  unordentlichem 

Gesetzgebuno-  X AnnnU  J “ gelungen,  die  englische 

beziiD-in.i,  Annahme  dieser  Einrichtung  zu  bringen  ein  darauf 

Aber^das^ToorXchiV  ‘®  Genehmigung  des  Parlaments, 

wenigste^  dl  Bestrafung  Jugendlicher  hat 

BestlmmMp-  beschränkt  und  enthält  die 

Einsnpr..,  j einer  passenden,  dazu  willigen  Person  bis  zur 

GericLhofls  °der  s7raffHir‘’  ^eit  derselben  nach  Befinden  des 
flberanfu/p  t ^ straffällige  jugendliche  Verbrecher  zur  Aufsicht 

beste  HeilmullXi“X-^^'"‘’ff’’'''"®  J"ge»J*iebe  Verbreclier  das 

der  Bericht  ^bpi  Frwh/"'^“^  »nd  wichtige  Frage  streift 

Gesetz  nnp  a-  Erwähnung  des  Umstandes,  dass  in  de?n  neuen 

hat  durS  Mitlhlih  Prügelstrafe  keine  Aufnahme  gefunden 

direktlen  d/i^in  Gutachten  verschiedener  Strafanstalts- 

loren,  die  so  verschieden  sind,  wie  die  Meinung  darüber  über- 
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haupt.  Der  eine  will  auch  bei  den  verkommensten  Rowdies  nichts 
von  Prügelstrafe  wissen,  der  andere  hat  sie  zum  Empfang  im  Gc- 
fängniss  angewendet,  gute  Erfolge  damit,  bezieht  und  beruft  sich 
auf  die  allerdings  auch  anderweitig  oft  behauptete  Beobachtung,  dass 
gerade  die,  welche  gern  an  Anderen  sich  thätlich  vergreifen,  be- 
sonders ängstlich  und  empfindlich  sind  gegen  körperlichen  Schmerz. 
Der  Dritte  endlich  wünscht  für  sie  gleich  bei  der  ersten  Bestrafung 
eine  lange  Einsperrung.  Das  Beste  ist,  meint  der  Referent,  Ver- 
Iiütung  des  Verbrechens  durch  Förderung  religiösen  Sinnes  und  durch 
Begünstigung  der  Gelegenheit,  die  zum  Bewusstsein  kommende 
Jugendkraft  durch  Turnen  und  Spielen  zu  beschäftigen. 

Der  Bericht  erwähnt  weiter  die  Thätigkeit  der  Gesell- 
schaft für  zweckmässige  Rechtsprechung  in  Straf- 
sachen, namentlich  gegen  ein  Zuviel  von  Verurtheilungen  einerseits 
bei  solchen  Fällen,  wo  erst  Geldstrafen,  Verweise,  bedingte  Ver- 
uriheilung  Platz  greifen  muss,  andrerseits  bei  Gewohnheitsverbrechern, 
wo  mit  der  Rückfälligkeit  eine  immer  höher  zu  bemessende  Zusatz- 
strafe verhängt  werden  soll.  Das  amerikanische  System  der  Entlassung 
von  Verurtheilten,  die  zu  verschieden  langen  Strafen  verurtbcilt 
sind,  nachdem  sie  ein  Jahr  sich  tadellos  am  Strafort  geführt,  verwirft 
die  Gesellschaft. 

Was  die  englischen  Gefängnisse  anbetrifft,  so  tritt  der 
Referent  zunächst  für  gute  Bezahlung  und  gute  Schulung 
der  Wärter  ein,  indem  er  ihrem  schweren  Dienst  vollste  Anerkennung 
zollt,  wirft  einen  Blick  auf  das  Benehmen  der  Gefangenen  und 
berichtet,  dass  in  dem  Gefängniss  zu  York  während  eines  halben 
Jahres  keine  einzige  Disziplinarstrafe  vorgekommen  sei,  während  in 
anderen  bis  zu  10  “/i,  bestraft  wurden. 

Der  Arbeitsverdienst  der  Gefangenen  betrug  zwischen 
21  und  17  Pfund  Sterling,  also  420  und  340  Mark  jährlich,  der  Aufwand 
für  ihren  Unterhalt  in  den  Lokalgefängnissen  30  Pfund  = 600  Mark, 
in  den  Strafanstalten  44  Pfund  = 880  Mark. 

Wie  bei  uns  wacht  auch  in  England  die  Industrie  eifrig  über 
die  Gefängnissarbeit.  Um  der  letzteren  den  Vorw'urf  unberechtigten 
Wettbewerbs  zu  ersparen,  tritt  die  Howard  - Gesellschaft  für  Be- 
schäftigung der  Gefangenen  im  besten  Gebrauch  des  in  der  freien 
Arbeit  angewandten  Handwerkzeugs  ein.  Wenn  auch  dadurch  zugleich 
eine  yorbereitung  zu  Arbeitsgeschick  nach  der  Entlassung  stattfindet, 
so  bringt  doch  ande.rseits  solche  Arbeit  gar  keinen  Ertrag,  kostet  im 
Gegentheil  wohl  ziemlich  viel  durch  Anschaffung  der  vielen  Werk- 
zeuge und  Verbrauch  von  Material.  Nach  einem  Blick  auf  die 
Anarchistenverbrechen  weist  der  Verfasser  auf  die  „dunkeln  Stellen 
der  Erde“,  nämlich  auf  die  Marokkanischen  Gefängnisse,  wo  von 
3000  Internirten  w-ährend  der  beiden  letzten  Jahre  1500  gestorben 
sind,  und  auf  die  Behandlung  der  zu  Landarbeiten  vermietheten  in 
Camps  untergebrachten  Gefangenen  im  Süden  der  Vereinigten 
Staaten,  deren  Elend  schon  oft  geschildert  ist,  hin.  Der  alte  Geist  der 
Sklaverei,  wie  er  vor  dem  Bürgerkriege  herrschte,  scheint  in  den 
Staaten  Nord-Carolina,  Tennessee  und  Virginien  wieder  erstanden  zu 
sein  und  gegen  die  farbige  Race  zu  wüthen.  Die  Lyncherei  hat 
abgenonimcii,  aber  das  Verbrennen  eines  Schwarzen  am  Marterpfahl 
dürfte  doch  überhaupt  in  einem  christlichen  Lande  nicht  Vorkommen. 

Von  den  letzten  .Artikeln  des  Berichtes  verdient  ein  besonderes 
Interesse  der  über  die  Klöster  Englands.  Die  Howard -Gesellschaf- 
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wünscht  sie  ebenso  unter  staatliche  Aufsicht  gestellt,  wie  alle  Ein- 
richtungen zur  Unterbringung  von  Individuen  wegen  Bestrafung 
oder  Geineingefährlichkeit  und  dergl.,  weil  sie  zu  sehr  geeignet 
sind,  Jemanden  völlig  oder  iheilwcise  gegen  seinen  Willen  festzuhalten 
und  ihm  somit  persönliche  Freiheit  zu  beschränken,  zumal  Klöster 
oft  als  Disziplinarstätten  für  die  Geistlichkeit  benutzt  werden. 

Die  A n a r c h i s t e n b e w e g u n g in  der  alten  und  in  der 
neuen  Welt  vergleicht  Herr  Tallack  in  einem  Gutachten  über  die- 
selbe an  den  Gefäugnisskongress  in  Kansas  gerichtet  mit  einer  bös- 
artigen Flechtenkrankheit,  die  sich  still  und  weit  verbreitet  hat.  Sie 
ist  nach  seiner  Meinung  aus  einem  fehlerhaften,  mangelhaften  sitt- 
lichen Leben  in  allen  Ständen  hervorgebracht,  namentlich  aus  der 
Gleichgültigkeit  oder  gar  Abneigung  gegen  häusliche  Religiosität 
und  ihre  Uebung  durch  Gebet  und  bibellesen,  Vergeudung  des 
Sonntags  in  Zerstreuungen,  aus  dem  Vergessen  Gottes,  der  Verant- 
wortung vor  ihm,  der  Ewigkeit  mit  ihrem  Lohn  und  ihrer  Strafe. 
Als  Beweis  dafür  dient  nach  seiner  Meinung  die  Beobachtung,  dass 
aus  dem  Lande,  in  welchem  die  Bibel  am  wenigsten  gelesen  wird, 
aus  Italien,  die  meisten  Anarchisten  kommen,  und  dass  alle  Anarchisten 
Atheisten  sind.  Länder,  wie  Deutschland,  England  und  seine  Kolonien, 
ebenso  der  Norden  Europas:  Dänemark,  Schweden,  Norwegen,  in 
denen  eine  reiche  Verwerthung  der  Bibel  in  Fredigten,  Andachten, 
Bibelstuiiden,  Sonntagschuleu  u.  s.  w.  zu  finden  ist,  haben  schon  eine 
ganz  andere  Einwohnerschaft  wie  Italien,  meint  er.  Die  Leute  sind 
in  diesen  Ländern  Freunde  der  gesetzlichen  Ordnung,  des  regel- 
mässigen geordneten  Lebens;  üiibotmässigkeit,  Gewaltthätigkeit, 
heftiges  Wesen  sind  Ausnahmen.  In  Italien  dagegen  ist  der  Charakter 
der  Leute  ein  anderer  und  das  Wort  Gottes  weder  in  der  Schule 
noch  zu  Haus  viel  zu  merken.  Dem  Wachsthum  des  Anarchismus 
dienen  auch  die  sittlichen  Fehler  und  bösen  Beispiele,  welche  die 
einzelnen  Gesellschaftskla.ssen  zeigen.  Ebenso  kann  er  sich  leicht  an 
alle  Erscheinungen  im  nationalen  Leben  anschliessen,  welche  den 
Stempel  der  Brutalität  tragen,  wie  der  Tngoismus,  .Militarismus  in 
seinem  Uebermass,  Volkswuth,  Lynchrecht  u.  a.  sind.  Auf  solche 
Wurzeln  des  Anarchismus  muss  man  nach  Herrn  Tallack  den  Blick 
lenken,  wenn  man  ihn  heilen  will.  Was  die  Bestrafung’  der  Einzelnen 
betrifft,  so  meint  er,  dass  die  Todesstrafe,  wie  überhaupt  jede  gewalt- 
thätige  Reaktion  im  Ganzen  unwirksam  gewesen  wären,  dass  man 
mit  der  enormen  Eitelkeit  solcher  Verbrecher  rechnete  und  ihnen 
alles  nehmen  müsse,  was  sie  in  ihren  eigenen  Augen  oder  in  denen 
Anderer  könnte  als  Märtyrer  erscheinen  lassen.  Eine  der  ersten 
Sorgen  des  Mörders  Mac  Kinleys  war:  was  die  Leute  wohl  von  ihm 
sagten.  Die  Kaiserin  Katharina  von  Russland  liess  einst  einigen 
solchen  Leuten,  die  es  auf  sie  abgesehen  hatten,  aber  entdeckt  worden 
waren,  anstatt  sie  zu  köpfen,  wie  man  ihrrieth,  als  V^errückte  behandeln. 
Sie  wurden  am  Kopf  rattenkahl  geschoren,  mussten  schreckliche 
Medizin  eitinehmen,  wurden  mehrere  Male  durch  die  Strassen  trans- 
portirt  dabei  natürlich  vom  Volk  verspottet,  schliesslich  zum  Lande 
hinausgeworfen  und  kamen  nicht  wieder.  Herr  Tallack  weist  auf  den 
grossen  Unterschied  des  Charakters  des  Mörders  und  seines  edlen 
Opfers  hin,  das  sich  in  seinen  Tod  ergab  mit  dem  frommen  Wort: 
„Näher  mein  Gott  zu  Dir,“  um  zu  zeigen,  was  den  Einzelnen  und 
ein  ganzes  Volk  mit  dem  gesunden  Sinn  erfüllen  kann,  der  dem 
Anarchismus  keinen  Nährboden  liefert. 

Blätter  für  Gefängnisskumle.  XXXVI,  11 
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A-  Ji*”®  Zuschrift  des  Vorsitzenden  der  Howard-Gesellschaft  an 
^e  „limes  klagt  von  Neuem  über  die  Grausamkeiten  im 
Mar okkanischen  Strafwesen.  Die  Gefängnisse  in  den  Küsten- 
städten  sind  natürlich  etwas  besser  organisirt,  weil  sie  dem  Einfluss 
ei  II  emden  Mächte  mehr  oder  weniger  zugänglich  sind,  aber  die 
Beschreibung  spotten.  10—20  Fuss  unter  der 
Die  . 1 . "'enig  zugänglich,  sind  sie  schlimmer, 

aas  (jiab  für  die  armen  Insassen,  die  noch  dazu  meist  mit  eisernen 
esseln  und  Ketten  beschwert  in  ihnen  verschmachten.  Nicht  blos 
er  ungesui^e  Aufenthalt,  sondern  vor  Allem  der  Hunger  reibt  sie 
au  , a die  Regierung  kaum  für  ihren  Unterhalt  sorgt,  sondern  dies 
e waigen  Anverwandten  und  guten  Bekannten  überlässt:  Listen  von 
e angenen  we^en  gar  nicht  geführt;  ein  Gefängnissvorsteher  beant- 

Gefangene  er  hätte,  ruhig:  „das  weiss 
Allah  . bezahlt  werden  nur  die  Köpfe  der  in  diesen  Höhlen  Ver- 
i,  ®'*’8’‘-‘*‘^hnitten  und  zur  Erlangung  der  Haltbarkeit 

hübsch  eingesalzen,  in  Körben,  30-40  Stück  alle  Mal,  nach  Fez  oder 
Marokko  geschickt  werden,  damit  sie  dort  an  den  Thoren  aufgespiesst 
„fM  dienen.  Leider  nützt  die  Warnung  nicht 

D,D-i’  Menschen  dort  zu  verstockt  wären,  sondern 

ho ' »®®®i'''''lich  zu  leben,  um  vor  dem  Gefängniss 

bleiben.  Die  Herren  Gouverneure  in  den  Provinzen 
....  *®  ’ nicht  blos  die  Bösen,  sondern  auch  die  Guten  ein, 

b-  wenn  sie  etwas  besitzen,  das  der  Herr 
V brauchen  kann.  Ebenso  grausam  und  ungerecht  wie 

bö  Jo  Freiheitsstrafen  ist  die  Anwendung  einer  Reihe 

T' ^ «b  Strafen.  500  Peitschenhiebe  bekommt  ein  Mann  wegen 
j T”  q®'5,  ebensoviel  ein  Anderer,  weil  er  gegen  das  muhamme- 
j ® Kamadanfest  Brot  gegessen  hatte;  Diebstähle 

oH  A*  Abhauen  einer  Hand,  manchmal  auch  mit  Ausstechen 

Ausdrucken  eines  Auges  durch  den  Schergen  bestraft.  Dass 
untei  der  mMokkanischen  Bevölkerung  .soviel  Blinde  sind,  soll  davon 

p^bliesst  mit  einem  doppelten  Fingerzeig; 
Th  •!  a die  wohlthätigen  Folgen  hin,  welche  von  einem  grossen 
PohloJ®'-  ^^‘‘rokkaner  selbst  aus  der  Einverleibung  Marokkos  in  das 
wpi-Hot,  ®'^®j  ^'rropäischen  Macht,  vielleicht  Frankreichs,  erwartet 
wJo  hjo’,.  deutet  auf  die  armenischen  Greuel  zurück,  bei  denen, 
inhoT,ao  ’ Islam  entgegen  der  neuerdings  zur  Mode  gewordenen 

Brüs?p^*'hoJ^h  t/*®**  Gefängniss  - Kongress  zu 

wenn  er  ihn  J * ^Korrespondent  der  „Times“  sehr  richtig, 
nafh  floi.  A nach  dem  Inhalt  der  gefassten  Beschlüsse,  sondern 

vieler  vpra  bewerthet,  die  durch  das  Ziisammentreffen 

und  dim-h  do  ®^®’’  "linder  doch  bedeutender  Geister 

MeiiiniiP-pn  otf/J  Beobachtungen,  Anschauungen  und 

lieh  der^infPim!n^'^'*"i'  '^®*'  H^uptwerth  aller  solcher,  nament- 

Gerade  das  Roohf  "h!*!*'  .Kongresse  und  in  erster  Linie  der  juristischen, 
nur  d-is  Privatrp  t ju  nothwendig  stets  lokalen  Charakter,  nicht 
strecLn«-  AiJh  fi«b  das  öffentliche  und  die  StrafvoU- 

Debatte*  behaifdJif  ^’'f-^  wurden  in  besonders  langer  und  lebhafter 
undelt:  die  Lnschädigung  des  durch  den  Verbrecher 
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Beschäftiffung  der  Gefanin  zum  ^>e 

Bei  der  Besprechung  des  ersten  Themr«  ^ der  Erwerbsbefähigung. 

dm  «berall  wichUgste  Frao^-  WeTsnn'‘1'^K^  m natürlich 
nächsthepnde,  dass  derjenige“e nt schLC/  a en  ?“  Es  ist  das 
aber  wird  nur  im  Fall  der  Leis^noÄ  If geschädigt  hat.  Das 
da  möglich  sein,  wo  der  Schaden  na, d,  r5ia  ®!”®*‘®ejts,  andererseits 
Geld  geileckt  werden  kann  In  de  • '‘"d  durch 

wurden  ja  bekanntlich  auch  Lrbroch^uf  r der  Urväter 
heutzutage  dürfte  es  schwer  sS  d t entgolten, 

Verbrecher  für  ein  aus-  oder  nennen,  die  der 

Auch  auf  dem  Kongress  wurde  SiTse«  &1!!d®  ''«t- 

den  ünvermögensfall  des  yoii  ^®®®,r^‘°dernisses  gedacht.  Für 
Redner  den  Staat  zm  Leto-  Trf 

Andere  wollten  ihn  allein  und  ,n  jedem  verpflichten, 

entweder  aus  dem  Ertrag  der  GeWstr^fe^  gelten  lassen  und  zwar 
vorzusehenden  Summe.  Aber  es  wurdet  a "s  cr-  ™ ^.tat 

Arbeitsverdienst  des  GefangeneriirAns?.^.,  ^ laut,  die  den 

forderten,  dass  die  Verpflichtu^o- z.i  f während  Einige 

ungen  für  vorläufige  Entlassum?  ^^‘Entschädigung  unter  die  Beding- 
Bei  Besprechung  dPv  ^ aufgenommen  würde.  ® 

welche  natürlich  die  amerikalfSi^Derp“  • unbestimmte  Zeit, 
emiischen  Einrichtungen  besonders  hen  Liebe  für  ihre 

Sie  haben  eu  einem  nngünftie-en  UrrheH  übe^  Erfahrunb.en  hinbrnwiesem 
auf  Grund  der  all/u“rossoS  Einrichtung  geführt 

Wenn  Verb.ecLrm  ^1^?«  V ^ t w“; 

waren  m gleicher  Weise  ge^Irt  wn,•dp^^‘‘^”  Zuchthaus  verurtheilt 
halten  am  Strafort  diese  ^Str^f-xpifo  *^^’  t**®/  Ü®  gutes  Ver- 

hönnten,  wie  dies  Dr.  H Ls  Elmira Vp^  v“P  herabsetzen 

allerdings  jede  Differenziruiio-  deT  Sh-äfe^.  'a  hört 

sogar  beobachtet,  dass  Marken  deVZ,?  «"d  d,ese  selbst  auf  Er  hat 
für  bestimmte  Zeiten  Strafzeit  verbiisoZ  nämlich  die  Garantie 

Gefangenen  einfach  zum  GesLenk  TZ  J”" 

Vergünstigung  nicht  einmM  durc^siSL  '^“®®  ®'®‘' 

„ Endlich  hob  man  in  Bezu^  Z f errungen  war. 

Hauptgegenstand  hervor  dass  ff,,  am  T- 

*n  geordnete  Verhältnisse  Anip,-p„  Rückkehr  des  Entlassenen 
namentlich  auch  Ivenninft’  zu  industrieller  Thätigkeit 

j«..n  Werk“  e4^1rt 

denen  beistimmen,  welche  die  "Möchten  wir 

Arbeit  und  VorbereituL  da,..  T Entlassenen  landwirthschaftliche 
Seele  bewahrt  sie  ThT  vof-  den  GefT  1 Eeib  und 

•hn  Sittlich  und  körperlich  füZd^T^Äj'Lär  TlS 


fängiU^TbLiSen  ln  Vereins  der  Ge- 

erschienen mit  folgendem  fTaU:  ’ 

Die  Arbeit Korsholm.  Vortrag  von  J E Boiie 
WiedLeiSlÄfcli..'"  rtentschland,  von  Cafl  Pal.n.  - Tebm- 
Line  Kongresserinn'p.^^'^“*’®"®’  Gebersetzung  von  Simeon  E.  Baldwin  — 
in  Ameril^a  bu~  Pachtiingssystem 

, von  r..  t . _ Die  Gefangenenbehandlung  in  Schvveden.  - 

11* 
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Präjudizen  und  Notizen.  — Der  sechste  Poenitentiärkon^ress  zu 
Brüssel.  II.  Anialia  Alexandra  Calonius,  mit  Bildniss  von  E.  P.  — 
Kleinere  Notizen.  — Zur  Erinnerung  Peter  Soelbergs.  — Verzeichniss 
der  Veränderungen  unter  den  Aufsehern  in  den  Gefängnissen  des 
Landes  iin  Jahre  1900.  — Die  Redaktion  dieses  Heftes  ist  besorgt 
von  Direktor  Viktor  Nybergh. 

Inhalt  des  XVIII.  Heftes  der  Mittheilungen  des  Vereins 
von  Gefängnissbeamten  in  Finnland. 

Alexis  Gripenberg,  Zwaugserziehungsanstalten  in  England,  von 
A-xel  af  Foi'selles.  — Bedenken  zufolge  einer  in  Vorschlag  gebrachten 
Veränderung  der  Rechnung  von  der  Strafzeit  des  Gefangenen.  — 
Eine  Vorarbeit  zur  Speiseordnung  vom  15.  Juni  1892.  — Speise- 
ordnung in  den  Straf-  und  Arbeitsgefängnissen  in  Finnland.  — 
Fordert  der  in  Gefängnissen  gegebene  Schulunterricht  Veränderung 
in  Beziehung  seiner  pädagogischen  Aufgabe?  von  0.  J.  Caselius.  — 
Vorschlag  zur  Veränderung  der  heutigen  Speiseordnung  in  den 
Gefängnissen,  von  J.  W.  Casiren.  — Nekrologen  über  Johann 
Halonen  und  Wilhelm  Fei'dinand  Grönlund.  — Kleinere  Notizen  vom 
Auslande.  — Die  Redaktion  dieses  Heftes  ist  besorgt  von  Direktor 
Viktor  Nybergh. 


Bibllogfraphie  der  Gei^ngnisskunde. 

Von  Prof.  V.  Kirchenheim  in  Heidelberg. 

Bis  1.  Oktober  1902  erschienen  (die  mit  * bezeichneten  sind  bei 
der  Schriftleitung  eingegangen  und  zum  Theil  allgemeineren  Inhalts.) 

Deutsche  Litteratur. 

Brack,  Erklärungen  zur  anthropometrischen  Signalementsaufnahnic 
(für  subalterne  Polizeibeamte).  41  S.  und  10  Seiten  Formulare. 
Aarau,  Sauerländer.  M.  1.80 

F 1 a g e 1 1 an  t i s m u s , Der,  von  einst  und  jetzt.  Geschichtliche  Studien 
und  persönl.  Erinnerungen  eines  Opfers  des  modernen  Flagel- 
lantismus. 80  S.  Coethen,  Schumann.  M.  2.50 

Fliegenschmidt,  C.,  Der  Beruf  d.  Aufsehers  in  d.  Strafanstalten 
und  Gefängnissen.  IV.  1892.  lieipzig,  Konegen. 

M.  1.80,  geb.  M.  2.90 

Fürsorgeerziehungs-Gesetz,  Preussisches,  vom  2.  VII.  1900 
in  zahlreichen  Ausgaben,  u.  a.  112  S.  Heiligenstadt,  Cordier. 
M 1 — • Wittig,  52  S.  Wittenberg,  Herrose.  50  Pf.,  grössere 
von  Wittig,  VIII.,  107  S.  Breslau,  Markus.  Walter,  X., 
171  S.  Berlin,  Vahlen. 

Hansen,  Stock  und  Peitsche.  Ihre  Anwendung  und  ihr  Missbraudi 
im  modernen  Straf-  und  Erziehungswesen.  2.  Auf.  III,  213  S. 
mit  Abbildgn.  Dresden,  Dohrn.  M-  0.— 

Happel,  E.  G.,  Peitschen,  Martern  und  Morden  im  Sinnestaumel  der 
Grausamkeit.  Beiträge  zur  Geschichte  und  Psj'chologie  des 
Flagellantismus  und  der  Leibes-  und  Lebensstrafen,  entnommen 
den  nRelatioiies  curiosae“  des  H.,  Hamburg  1683.  63  S.  Coethen, 
Schumann.  M.  2. — 
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*Hintrager,  Amerikanisch.  Gefängniss-  u.  Strafenwesen.  Tübingen, 
J.  C.  B.  Mohr.  1900.  94  S.  M.  1.50 

*v.  Hippel,  Zur  Vagabondenfrage.  Berlin,  0.  Liebmanii.  40  .S.  M.  1. — 
*Katz,  Alexander,  Rechtsanwaltschaft  und  Patentanwaltschaft.  Berlin, 

0.  Liebniatm.  30  S.  80  Pf. 

Jahresbericht,  74.,  der  Rhein.-Westfäl.  Gefängniss-Gesellschaft 

1900/1901.  210  S.  Düsseldorf,  Voss.  75  Pf. 

Katzenstein,  Die  Todesstrafe  iin  neuen  B.  St.-G.-B.  34  S.  Berlin, 
Prager.  M.  1.20 

Klatt,  O.,  Die  Körpermessung  der  Verbrecher  nach  Bertilion  und 
die  Photographie  als  die  wichtigsten  Hilfsmittel  der  gerichtlichen 
Polizei,  sowie  Anleitung  zur  Aufnahme  von  Fussspuren  jeder 
Art.  Berlin,  1902.  Mit  24  Tafeln.  IV-82  p.  M.  2.80 

].,ang,0.,  Alkoholgenuss  u.  Verbrechen.  59  S.  Basel,  Reinhardt.  50 Pf. 
*Lucas,  H,  Anleitung  zur  strafrechtlichen  Praxis,  Berlin  1902. 

VIII-415  p.  M.  8.- 

Moeller,  Die  Rechtssitte  des  Stabbrechens.  S.  A.  a.  d.  Zeitschr. 

d.  Savigny  Stiftung.  German.  Abth.  XXI.  91  S. 

*Rang liste  der  Oberbeamten  der  dem  Königl.  Preuss.  Ministerium 
des  Innern  unterstehenden  Strafanstalten,  Gefängnisse  und  Er- 
ziehungsanstalten nach  dem  Stande  vom  1.  Juni  1902.  Berlin, 
Druckerei  der  Strafanstaltsverwaltung.  75  S. 

*Speck,  Wilhelm,  Rückblick  auf  die  Entwickelung  des  deutschen 
Gefängnisswesens,  Vortrag.  Halle  a.  S.  Gefängniss-Gesellschaft. 
Stade,  Gefängnissbilder.  Krit.  Blätter  aus  d.  Strafvollzüge.  VIII,  361, 
Leipzig,  Dörffling  & Francke.  4 M.,  geh.  5 M. 

*S  t e n g 1 e i u , Die  strafrechtlichen  Nebengesetze  des  deutschen  Reichs. 

III.  Aufl.  1.— 4.  Lieferung.  Berlin,  0.  Liebmann. 
Strafrechtspflege,  Gesetze  betr.  die,  — für  den  Kanton  Basel- 
Stadt.  V .,  222  S.  Basel,  Schwalbe.  M.  2.10 

S t ü c k m a n n , Fürsorge  für  die  gefährdete  und  verwahrloste  Jugend. 
Vortrag.  Dortmund,  Krüger.  32  S. 

Unger,  F.,  Die  Flagellanten.  Beiträge  zur  Geschichte  und  Psycho- 
logie des  histor.  Flagellantismus  und  der  Flagellomanie  mit  be- 
sonderer Berücksichtigung  der  Werke  von  Giovanni  Frusta  und 
des  Abbe  Boileau.  79  S.  Räthselhafte  Naturen.  Schumann. 

1.  Band.  Coethen.  M 2. — 

Verhandlungen  des  26.  deutsch.  Juristentages  I.  u.  II.  Gutachten. 

Berlin,  Guttentag,  1901.  Enth.  u.  a. : Nach  welchen  Grundsätzen 
ist  die  Revision  d.  St.-G.-B.  in  Aussicht  zu  nehmen  von  Liszt, 

1.  p.  2.59—302  und  v.  Calker  II.  p.  237—262. 

Verhandlungen  der  Schweizeri-schen  Vereine  für  Straf-  und  Ge- 
fängnisswesen  u.  d.  interkantonalen  Vereinigung  der  schweizer. 
Schutzaufsichts-Vereine  1901.  XXII.  Versammlg.  1.  Heft.  155  S. 

2.  Heft.  146  S.  Ajirau,  Sauerländer. 

*„Gesetz  und  Recht“,  Volksthümliche.  Zeitschrift  für  Rechtskunde. 
Herausgegeben  von  Regierungsrath  a.  D.  Dr.  jur.  C.  Freiherrn 
V.  d.  Gollz  Verlag  Alfred  Laugewort,  Breslau  Erscheint  zwei- 
mal monatlich.  Preis  4 Mark  pro  Jahr. 
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Ausländische  Litteratur. 

Niederländische  und  skandinavische  Werke. 

Bijdragen  tot  de  statistiek  van  Nederland.  üitgegeren  door  het 
Centraal  Bureau  voor  de  statistiek.  Nieuwe  volgreeks.  ’s-Gravenh, 
Gebr.  Belinfaute. 

XI  Statistiek  van  het  gevangeniswezen  over  het  jaar  1900  (48  en 
129).  4»  f.  1.- 

*Fangwarden,  Beitrag  zur  Finnländischen  Statistik  der  Jahre  1897 
bis  1899.  3 Bände.  Helsingfors,  kaiserliche  Staatsdruckerei. 

Englische  Werke. 

Go  wer,  R.  S.,  The  Tower  of  London.  Mit  Illustr.  Vol.  II.  202  S. 

London,  Bell.  sh.  21 

Henderson,  C.  R.,  Introduction  to  study  of  dependeiit,  defective 
and  delinquent  classes  and  of  their  social  treateinent.  London, 
1902.  sh.  9 

Französische  Werke. 

Actes  du  Congrös  international  de  Bruxelles.  Bern  1901,  Stärapfi. 

Fr.  3 

Bernard,  le  casier  judiciaire.  158  S.  Totilouse  Rivlere. 
Congrfes  international  d’anthropologie  criminelle.  Compte  rendu 
des  travaux  de  la  V<=  session  tenue  ä Amsterdam  du  9—14 
septembre  1901,  publi6  par  les  soins  de  J.  K.  A.  Wertheim  Salo- 
monson.  Amsterdam  J.  B.  de  Bussy.  8 ',  XXXVI-529  p.  Fl.  10 
Cu  che,  G.,  Les  fonctions  de  la  peine.  Introduction  de  la  scienee 
p^nitentiaire.  Fr.  1 

La  Gras  Serie,  A.  de.  De  la  Classification  des  actes  criminels.  Fr.  1.50 
Lar  eher,  E.,  Trois  ann6es  d’6tudes  algferiennes  legislatives,  sociales, 
p6nitentiaires  et  pönales  (1899 — 1901).  Paris,  1902.  Fr.  6 

Leon,  J.,  Les  galetes  de  la  correctionelle.  Fr.  3.50 

Manil,  les  aliönes  criminels.  100  p.  Paris,  Eivard. 

*R  o u X , Le  Travail  dans  les  prisons  et  en  particulier  dans  les  maisons 
centrales.  201  S.  Paris,  Arthur  Rousseau.  Fr.  4. 

Italienische  und  spanische  Werke. 

Dorado,  P.,  Estudios  de  derecho  penal  preventivo.  426  S.  Sala- 
manca  V Pes.  5.50 

Garcia  Plaza  y Romero,  Antropometria  judicial.  216  S.  Bailly- 
Baillöre  e Höjös.  Pes.  3.50 

Lombroso,  C.,  Delitti  vecchi  e delitti  nuovi.  Torino  1902.  387  S. 
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Personalnachrichten. 

Vepeinsmitgrlledep. 

Baden. 

Greiff  n.  wurde: 

Bayern. 

j.  Ernanntwurden- 

""'./zfr  zZ.tzsr,r'““ 

„ Versetzt  wurde- 

^^e.vrer,  Strafanstaltsdirektor  in  Zweibrücken  in  i - u t. 

«chaft  in  die  Gefangenanstalt  Arnberg. 

Tf  Verliehen  wurde: 

Blsass-Lothringen. 

Tn).n  nu  • Versetzt  wurden: 

St  oll  /efa  .^»^"«‘^haft  an  das  Landesarbeitshaus  Pfalzburs- 

Hessen. 

p Ernannt  wurde: 

SWaLm’wÄ  ’ in  Darnistadt  aum  General- 

DaZ’sSZ"""'““''  Gener.lal.....„w.„  In 

Sachsen  (Königreich). 

P . Versetzt  wurd  e : 

«eich  Regierungsrath,  Strafaustaltsdirektor  in  Zwickau  in  gleicher 
Eigenschaft  nach  Bautzen.  gieichei 
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Ernannt  wurde: 

Schink,  Oberinspektor  und  Vorstand  der  Landeskorrektionsanstalt 
Hohnstein  zum  Anstaltsdirektor. 


Württemberg. 


Verliehen  wurde: 

Schwandner,  Oberjustizrath,  Gefängnissvorstand  in  Schwäb.-Hall 
das  Ritterkreuz  I.  Klasse  des  Könlgl.  Württ.  Friedrichsordens. 


Oesterreich. 

Ernannt  wurde: 

Rahitsch,  Julius,  K.  K.  Kontrolor  in  Graz  zum  K.  K.  Gefangen 
hausverwalter  in  Krain. 


Ungarn. 

Ernannt  wurde: 

Pejnovic,  Milan,  Strafanstaltslehrer  in  Mltrovitz  zum  Direktor  an 
der  Landeskorrektionsaustalt  in  Glina. 


Eingetreten. 

Baden. 

Sinsheim,  Grossh.  Amtsgericht. 

Bayern. 

Schröder,  Rechtspraktikant  an  der  Gefangenanstalt  Zweibrücken. 

Württemberg. 

Gonser,  Pfarrer,  evang.,  Hausgeistlicher  am  Zellengefängmss 
Heilbronn. 

Oesterreich. 

Amschi,  Oberlandesgerichtsrath,  K.  K.  Staatsanwalt  in  Giaz. 


Ausgetreten. 

Bayern. 

Ranft,  Königl.  Regierungsrath  a.  D.  in  Amberg. 

Preussen. 

D ästig,  Inspektor  am  Strafgefängniss  Tegel. 

Oesterreich. 

Pascalotti,  K.  K.  Strafanstaltskontrolor,  bisher  in  Graz,  jetzt  m 
Gradisca. 
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I.  Deutschland. 

Herzogthum  Anhalt. 

Oberbehörde;  Ilerzogl.  .Staatsmieistcriiira  in  Dessau. 

Coswig.  Iler  zogl.  Straf  nnstal  t.  1.  Zuchtliaus.  2.  Ge- 
filngniss  (aueli  für  Jugeiidliehe).  3.  Korrektionshaus. 
400  Männer,  60  Weiber. 

Genieinschafts-  und  Einzelhaft.  69  Einzelzellen,  16 
Gemeinschaftszellen  und  12  Sc-hlafsäle. 

Arbeit;  a)  in  Regie:  Herstellung  von  Couverts  und 
Bewirthsehaftung  gepachteter  Aecker.  b)  Entreprise: 
Rohr-  und  Cocosniatten,  Cigarren,  Korbwaaren,  Tischler- 
und  Drechslerarbeit.  Als  Aussenarbeit:  landwirthschaft- 
liche  Arl>eiten  aut  3 Domänen  und  Tagebau  in  Kohlen- 
gruben. 

6 Oherlieamte,  24  Aufseher,  4 Aufseherinnen. 

Grossherzogthum  Baden. 

A.  Strafanstalten. 

0 b e r 1)  e h ö r d e für  die  badischen  Strafanstalten  ist 
das  Grossh.  jMinisteriuin  der  Justiz,  des  Kultus  und 
Unterrichts  in  Karlsruhe. 

Bruchsal.  Grossh.  Landesgcfängniss  und  Weiber- 
strafanstalt. 

a)  jMännerabtheilung  für  rückfällige  Züchtlinge,  für 
sämmtliche  Jugendliche  und  für  die  während  des  Straf- 
vollzugs geisteskrank  gewordenen  Gefangenen  aus  allen 
Centralstrafanstalten  des  Landes. 

b)  Weiberabtheilung  für  Zuchthausgefangene,  Ge- 
fängnissgefangene.  Jugendliche  und  weibliche  Ge- 
schlechtskranke. 

Es  stehen  zur  Verfügung:  268  Vollzelleu,  8 Arbeits- 
säle, 21  Schlafsäle,  27  Schlafzellen  für  Jugendliche. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft. 

Regiebetrieb,  Innenarbeit. 

8 Oberbeamte,  29  Aufseher,  22  Aufseherinnen. 

Gasbeleuchtung.  Tonnensystem. 

1* 
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!’<  Bruchsal.  Grossh.  Männer  Zuchthaus  für  480  Per- 

I s o n e n . 

414  Vollzellen,  1 Arbeits-  und  1 Sehlafsaal  zur  Ver-  ' 
fügung. 

;[  Arbeiten  in  Regie;  (Innenarbeit);  i)ütenmachen,Tabak- 

■|  entrippen,  Küferei,  Schusterei,  Schneiderei,  Weberei, 

• Schlosserei,  Kappenraacherei,  Selbendflechterei,  Rohr-, 

, Stroh-  und  Weidenflechterei,  Schreinerei,  Cartonage- 

i arbeiten. 

• 1 Direktor,  1 VerwaUer,  2 Geistliche,  1 Hausarzt, 

1 Buchhalter,  2 Lehrer,  43  Aufseher. 

Freibui'ft’.  Grossh.  1 . a n d e s g e f ä n g n i s s für  53.ö  ^liliiner. 

' Geineiiischafts-  und  Einzelhaft. 

415  Zellen  und  6 Schlafsäle  zur  Verfügung. 

! Regiebetrieb  (Innenarbeit). 

i 1 Direktor,  8 weitere  Oberbeamte,  44  Aufseher. 

Baukosten  einschliesslich  Gelände  betragen  2 275000 
^fark.  Gelände  ist  600  Ar  (300  innerhalb  der  Riiig- 
] inauer)  gross. 

! Gasbeleuchtung.  Closetsystein. 

Maiinheiin.  Grossh.  Landesgefätigniss  für  210  Männer. 
(Gefängnissstrafen  von  über  1 Monat  bis  zu  3 Jahren.) 
Gemeinschafts-  und  Einzelhaft. 

Es  stehen  zur  Verfügung;  58  Zellen,  3 Arbeitssäle, 

2 Werkstätten,  1 Schlafsaal,  88  Einzelschlafzellen. 
Arbeit  in  Regie;  (Innenarbeit);  Dütenmachen,  Tabak- 
entrippen, Holzmachen,  Schusterei,  Schneiderei,  Weberei, 
Schlosserei,  Schreinerei,  Rohrflechterei. 

, 1 Direktor,  1 Verwalter,  2 Geistliche,  1 Arzt,  2 Lehrer, 

I 1 Buchhalter,  23  Aufseher, 

i Gasglühlicht.  Kübelsystem. 

B.  Arbeitshäuser. 

Oberbehörde;  Gro.ssh.  lUinisterinm  des  Innern  in 
Karlsruhe. 

Kislan.  Grossh.  polizeiliches  Arbeitshaus  (ziiin 
Vollzug  der  Nachhaft  auf  Grund  des  § 361  des 
R.-Str.-G.-B.  für  Männer  und  Weiber).  Raum  für  240 
Köpfe.  * 

Gemeinschaftshaft.  4 Arbeitssäle,  12  Schlafsäle,  13 
Einzelzellen. 

Regiebetrieb.  (Innen-  und  Aussenarbeit.) 

1 Oberbeamter,  (4  weitere  Oberbeamte  im  Nebcn- 
aintci,  16  Aufseher,  6 Aufseherinnen. 
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Köntgrelcb  Bayern. 

A.  Strafanstalten. 

OherV)ehörde  für  nachfolgende  Strafnnstalten  ist  das 
Kgl.  Bayer.  Staatsministerium  der  Justiz. 

Aniberig.  Kgl.  Gefangenanstalt.  Gefängniss  für  1198 
Jlänner. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  104  Zellen. 

Arbeiten:  A.  Innenarbeit:  a)  Entreprise:  Goldleisten- 
fabrik ; b)  Regie : Tuch-,  Damast-  und  Leinenweberei 
(mit  Handbetrieb),  Schreinerei,  Schmiede  und  Schlosserei, 
Schuhmacdierei  und  Schneiderei. 

B.  Aussenarbeit : Betrieb  eines  Steinbruches  und  der 
eigenen  Landwirthschaft  mit  etwa  100  Tagwerk.  Ver- 
wendung von  Gefiingenen  zu  Erd-  und  Strassenarbeiten. 

6 Oberbeamte  und  57  Unterbeamte. 

Bayreuth.  Kgl.  Zuchthaus  Verwaltung  St.Georgen. 

Zuchthaus  für  600  ^länner,  z.  Zt.  mit  einer  Ab- 
theilung für  Gefiingnissstriäflinge  (Männer). 

Gemein.schafts-  und  Einzelhaft.  80  Arbeitszeiten  und 
120  Schlafzellen. 

Arbeiten  in  Regie  und  Entreprise:  Innenarbeit  und 

landwii-thschaftlichcr  Betrieb  auf  den  Anstaltsfeldern 
und  Gärten. 

6 Oberbeamte  und  43  Unterbeamte. 

Beleuchtung : Petroleum  und  Leuchtgas.  Kübelsystem. 

Ebrach.  Z u c h t h a u s für  Männer  mit  einer  Abtheilung  für 
Gefängnisssträflinge  für  Männer;  es  fasst  670  Köpfe. 

Gemeiuschaftshaft.  68  Zellen. 

-Arbeiten  in  Regiebetrieb:  Landwirthschaftliche  Ar- 
beiten innerhalb  und  ausserhalb  der  Anstalt.  Melio- 
rationsaibeiten  für  den  Staat  und  Private. 

6 Oberbeamte  und  84  Unterbeamte. 

Die  Abtheilung  für  Gefängnisssträflinge  wird  im 
Laufe  des  .lahres  1902  aufgehoben. 

Kaiserslautern.  Kgl.  Strafanstalt. 

Zuchthaus  für  Männer  und  AVeiber,  erwachsene 
männliche  und  weibliche  Gefängnisssträflinge  und 
jugendliche  weibliche  Gefängni.sssträflinge. 

Im  Männerhaus  294,  im  Weiberhaus  130  Betten. 

Gemeinschaftshaft.  Im  Männerhaus  sind  25,  im 
AVeiberhaus  31  Einzelhafträume. 

Arbeiten : Regie  und  Innenarbeit. 
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6 Oberbearnte,  25  männliche  und  9 weibliche  Be- 
dienstete. 

Ga  sbeleuch  tung.  Kübelsystem . 

Kaisheim.  Kgl.  Zuchthaus  für  750  Männer. 

Gemeinseliaftshaft.  56  Arbeits-  und  Schlafzellen, 

Arbeiten;  Regie  und  Entreprise. 

5 Oberbeamte,  62  Aufseher. 

Laufen.  Kgl.  G c f an  ge  n a n s t a 1 1.  Gefängniss  für  .59-1 
Pfänner. 

Gemeinschaftshaft.  45  Zellen. 

Arbeiten:  Regie  und  Entreprise. 

5 Oberbeamte  und  41  Aufseher. 

Elektrische  Beleuchtung. 

Gewöhnliche  Closets  ohne  Wasserverschluss  in  den 
Zellen.  Tonnensystem. 

Liclitenau.  Kgl.  G ef  äugen  a ns  ta  It. 

Gefängniss  für  .500  erwachsene  männliche  Gefangene, 
die  eine  Gefängnissstrafc  von  mehr  als  6 Monaten  zu 
verbüssen  haben. 

Gemeinschaftshaft  nebst  einer  Zcllenabtheilung  mit 
26  Einzelzellen. 

Arbeiten;  Innen-  und  Aussenarbeit  in  Entrepi’ise  und 
Regie. 

6 Oberbeamte  und  33  Aufseher. 

Niederschöiienfeld.  Kgl.  Gef  an  gen  an  statt. 

Gefängniss  für  250  männliche  .lugendliche  mit  einer 
Abtheilung  männlicher  Arbeitshaussträflinge  im  Alter 
von  12 — 16  .Jahren. 

Gemischtes  Haftsystem;  ein  Drittel  in  Einzelhaft  und 
zwei  Drittel  liei  der  Arbeit  in  gemeinsamer  Haft, 
während  der  übrigen  Zeit  und  Nacdits  in  Schlafzellen. 

80  Tag-  und  Nacht-  und  152  Schiafzellen. 

Arbeiten:  Beschäftigung  in  Regie;  Wolle  und  Leine- 
weberei, Schneiderei,  Schuhmacherei,  Schreinerei,  Speno' 
lerei,  Schlosserei.  Entreprise:  Fabrikation  von  Filz- 

pantoffeln, Aussenarbeit:  Landwirthschaft. 

I Direktor  und  20  Unterbeamte. 

In  einer  Entfeniung  von  ca.  50  m von  der  Ilaupt- 
anstalt  wurde  in  der  Zeit  vom  .August  1898  bis  Februai 
1900  ein  dreiflügeliger  Zellenbau  mit  je  3 Etagen  auf- 
geführt,  in  welchem  sich  iiisgesaunnt  199  Zellen  befinden.  , 
Die  Kosten  beliefen  sich  auf  ca.  222  000  5Iark;  eine 
Erwerbung  war  nicht  nothwendig. 

Petroleumbeleuchtung.  Wasserclosets. 
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Xürnbers.  Kgl.  Zelle ngefängniss  für  420  Männer 
und  männliche  Jugendliche. 

Einzelhaft  Für  Feldarbeiter  und  Heizer  Gemein- 
.schaftshaft. 

Arbeiten : Regie  und  Innenarheit,  .sowie  Aussenarbeit 
für  Feld-  und  Gartenbau. 

7 Oberbeamte  und  41  Aufseher. 

Oelgas  und  Acetylengas.  Wasserclosets. 

Die  von  der  Ringmauer  umschlossene  Rodenfläche 
beträgt  4 ha;  die  übrige  Bodenfläche  ungefähr  8 ha. 

Flassenburg : Kgl.  Zuchthaus. 

F'ür  600  Männer, 

Gemeinschaftshaft  für  530  Köpfe,  und  Zellenhaft  für 
70  Köpfe. 

Arbeiten:  a)  in  Entreprise:  Schuhmacherei,  Woll-  und 
Leineinveberei,  Zwirnerei  und  Koi'bmacherei.  b)  in  Regie : 
iMilitärschneiderei,  Wolltuch-  und  Wolldeckenfabrikation, 
Schlo.sserei,  Schreinerei  und  sonstige  Hausarbeiten. 

6 Oberbeamte  und  55  Aufseher. 

Straubing;:  Kgl.  Strafanstalt. 

Strafanstalt  für  1000  Männer  (Katholiken). 

Gemeiuschafts-  und  Einzelhaft. 

Arbeiten:  a)  Innenarbeit : ln  Regie  und  Entreprise, 
b)  .Vussenarbeit : Landwirthschaftliche  Arbeiten. 

9 Oberbeamte  und  83  Aufseher. 

Elektrische  Beleuchtung. 

Baukosten : rund  4 Millionen  Mark. 

Sulzbacli  i Oberpfalz.  Kgl.  G e f a n g e n a n s t a 1 1. 

Gefängniss  für  380  Weiber  und  weibliche  Jugendliche. 

Gemeinschaftshaft,  19  Zellen  für  Jugendliche,  14  Zellen 
für  ältere  Abgesonderte,  10  Strafarrestzellen. 

Arbeiten:  Weissnäherei,  Strickerei,  Stickerei,  Bognerei, 
Federnschieissen,  Hopfenzupfen  fair  Fabrikanten,  Pri- 
vate und  eigene  Regie. 

6 Oberbeamte  und  21  Unterbcamtc. 

Wasserburg;  a.  Inn.  Zuchthaus  für  150  Weiber 
katholischer  Konfession. 

Gemeiuschafts-  und  Einzelhaft.  21  Eiuzelhaftzellen. 

Arbeiten:  Innenarbeit  in  Regie  und  Entrepi’ise. 

1 Direktor,  4 Obei-beamte,  18  barmherzige  Schwestern 
vom  Orden  des  heiligen  Vincenz  von  Paula,  darunter 
eine  als  „Vorsteherin“  (Ordens  - Oberin)  und  eine 
als  „Geschäftsführerin“;  2 Sicherheitsaufseher,  welche 


Digitized  by  - 'n 


8 


Portier-,  BureaucUener-  und  Ausgeher-Dienste  zu  machen 
haben. 

Wiirzburg.  Z u c h t h a u s für  250—300  Weiber. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  20  Zellen. 

Arbeiten;  Regie,  Militärarbeiten. 

7 Oberbeamte  und  19  Unterbeamte. 

Zweibi’ückeii.  Kgl.  Gefangenanstalt 

Gefängniss  1)  für  männliche  Jugendliche,  welche  mehr 
als  einen  Älonat,  2)  für  männliche  Er.wac^hsene,  welche 
mehr  als  drei  Monate  zu  erstehen  haben  mit  Raum  für 
420  Köpfe. 

Gemeinschaftshaft  45  Arbeits-  und  Schlafzellen. 

Arbeiten:  Regiebetrieb;  ausnahmsweise  Entreprise; 
Innenarbeit:  ausnahmsweise  während  der  Sommer- 

monate Kulturarbeiten  für  das  Kgl.  laind-  und  Stamni- 
gestüt  Zweibrücken. 

6 Oberbeamte  und  30  Unterbeamte. 

B.  Arbeitshäuser. 

Oberbehörde:  Kgl.  Bayr.  Staatsministerium  des  Innern. 

Bayreutb.  Kgl.  Arbeitshaus  St.  Georgen.  Der 
Kgl.  Regierung  von  Oberfranken  unterstellt.  Raum  für 
250  Weiber. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  96  Arbeitszellen. 

Arbeiten:  Innenarbeit  in  Regie  und  Entreprise. 

Oberbeamte:  Identisch  mit  denen  am  Zuchthaiise 

St.  Georgen,  ferner  2 Haiisgeistliche  und  eine  Lehrerin. 
20  Unterbeamte. 

Gasbeleuchtung.  Kübelsystem. 

Kaiserslautern.  Kgl.  A r b e i t s h a u s.  Der  Kgl.  Regierung 
der  Pfalz,  Kammer  des  Innern  unterstellt. 

Erwachsene  männliche  Detenten  und  jugendliche 
und  weibliche  Detenten. 

Im  Männerhaus  ist  Raum  für  55,  im  Weiberhaus  ist 
Raum  für  29  Betten;  ohne  Spital. 

Grösstentheils  Gcmcinschaftshaft.  24  Einzelzellen. 

Arbeiten;  Innenarbeit  in  Regie. 

6 Oberbeamte,  5 männliche,  3 weibliche  Bedienstete. 

Gasbeleuc.il  tmig.  Kübclsystem. 

Rebdorf.  Kgl.  A r b e i t s h a u s.  Der  Kgl.  Regierung  von 
Mittelfranken,  Kammer  des  Innern  unterstellt. 
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Arbeitshaus  zum  Vollzug  der  korrektioiiellen  Nach- 
haft  für  850  mäniilicho  über  16  .Fahre  alte  Detenten, 
welche  im  rechtsrheinisehen  Bayern  abgeurtheilt  wurden. 

ilauptsächlicdi  Gemeinschaftshaft  40  Einzelzellen. 

Arbeiten;  Regie  und  Entreprise;  Innen-  und  Aussen- 
arbeiten. 

8 Oberbeamte  und  46  Aufseher. 

Die  Anstalt  ist  im  Besitze  von  198,828  ha  Grund  und 
Boden,  und  zwar:  4,476ha  Gärten, 

139,861  „ Felder, 

34,782  „ Wiesen, 

19,709  „ Waldungen 
Summa:  198,828  ha 

welche  sämmtlicli  mit  Anstaltskräften  (Detenten)  bewirth- 
schaftet  werden.  Die  Anstalt  besitzt  einen  grossen 
Viehstand. 

Speyer.  K g 1.  S t a a t s e r z i c h u n g s a n s t a 1 1,  unterstellt 
der  Kgl.  Regierung  der  Pfalz,  Kammer  des  Innern. 

Staatserziehungsanstalt  und  zugleich  Arbeitshaus 
zur  korrektioneilen  Nachhaft  für  50  Knaben.  Gemein- 
schaftshaft. 

Arbeiten:  Regie  und  Entreprise ; Innen-  und  Aussen- 
arbeit  in  Landvvirthschaft,  Sc4uisterei,  Schneiderei. 

6 Oberbeamte,  2 Werkmeister  und  2 Sicherheits- 
aufseher. 

Herzogthum  Braunsebweig. 

Oberbchörde:  Der  herzogl.  Oberstaatsanwalt  in 

Braunschweig. 

Wolfenbüttel.  Herzogl.  Gefangenenanstalten  für 
600 — 700  Häiiner,  Weiber  und  .lugendliche.  (Zuchthau.s, 
Gefängniss  und  Arbeitshaus.) 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft. 

.le  144  Einzelzellen  für  Zuchthaus  und  Gefängniss, 
96  Schlafzellen  für  Gefängniss 

Arbeiten:  a)  in  Regie:  Hanftaschenfabrikation.  Als 
Aussenarbeit : Steinbruchsbetrieb  und  Oekonomie.  bi 

Entreprise:  Tragantaibeiten,  Cigarren,  .Sattlerarbeiten, 
.Stuhlflochten,  Schneiderei,  Tischlerei,  Drechslerei,  Weiss- 
näherei, Bürstenmacherei,  .Seilerei,  Knopfdreherci,  Pan- 
toffelmacherei. 

1 Direktor,  3 Inspektoren,  1 Rendant,  37  Aulseher, 
5 Aufseherinnen. 
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Festungshaft  wird  im  Ki-eis-  und  Untersuchungs- 
gefängnisse zu  Brannsehweig  vollzogen. 

Freie  und  Hansestadt  Bremen. 

Ob  erbehör  de  für  die  Strafanstalten:  Deputation  für 
die  Gefängnisse  in  Bremen. 

Oberbehörcle  für  das  Arbeitshaus:  Session  des 

Arbeitshauses. 

A.  Strafanstalten. 

Bremen.  Unters  n e.  h u n g s g e f ä n.g  n i s s.  F ür  172 

Männer,  Weiber  und  .Tugendliche. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  82  Einzelzellcn. 

Nur  Innenarbeiten. 

1 Oberbeamter,  9 Aufseher. 

Beleuchtung:  elektrisch.  — Kübelsystem. 

Bremen.  Gefangenhaus  für  138  Slänner,  Weiber  und 
.1  ugendliche. 

Gemeinschaftsluift.  In  der  Männerabtheilung  34,  in 
der  Weiberiibtheilung  7 Einzelzellen  vorhanden. 
Regiebetrieb  (Innenarbeit). 

1 Oberbeamter,  3 Aufseher,  1 Aufseherin. 
Oslehsliausen.  S t r a f a n s t a 1 1. 

Zuchthaus  und  Gefängniss  für  .Männer,  \V^eiber  und 
Jugendliche.  Raum  für  295  IMänner  und  70  Weiber. 
Modifizirte  Einzelhaft.  344  Zellen. 

Regiebetrieb  (1  nnenarbeit). 

7 Obcrbeainte,  23  Aufseher,  4 Aufseherinnen. 

B.  Arbeitshäuser. 

Bremen.  .\  r b e i t s h a u s. 

Korrektionsanstalt  für  1.50  Männer  und  40  Weiber. 
Gemeiusc.haftshaft.  5 Schlaf-  und  20  Arbeitssäle  für 
.Männ.ei-,  2 Schlaf-  und  4 Arbeitssäle  für  Weiber. 
Regiebetrieb  (Innenarbeit). 

2 Oberbeamte,  8 Aufseher,  2 Aufseherinnen. 

Reichsland  Elsass-Lothringen. 

Ober  bell  ör  de  füi‘  die  nachfolgenden  Strafanstalten 
ist:  Das  Ministerium  für  Elsass-Lothringen,  Ab- 

theilung für  Justiz  und  Kultus. 
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A.  Strafanstalten.  ' 

('(»liiiar.  Kaiserl.  ß c z i r k .s g e f ä n g n i ss  zum  V'oll- 
ziig  von  Untersucliimgs-  und  Geliingniss  - Halt  für 
220  Männer,  30  Weiber,  einschlies.slich  .lugendliclic. 

Gemeinschiiftsluift.  14  Einzelzellen  für  Männer,  13  für 
Weiber. 

Innen  und  Ausseiuirbcit  in  Pintreprise. 

7 Oberbeamte,  10  Aufseher,  5 baianherzige  Seli Western  ' 

als  Aufsellerinnen.  1 

Ensisheiin.  Kaiserl.  Strafanstalt.  1 

Zuchthaus  für  1800  Männer.  Gemeinsehafts- und  Einzel- 
haft. 198  Plinzel-  und  70  Sehlafzellen. 

Regiebetrieb  und  Entreprise  {Innenarbeit). 

10  Oberbeamte,  35  Aufseher. 

Hagenau.  K a i sc  r 1.  S t r a f a n s t al  t für  F'ra  uen. 

Zuchthaus  und  Gefängniss,  auch  für  .Jugendliche. 
Arbeitshaus.  380  Köpfe. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  113  Zellen,  267  Schlaf- 
zellen. 

Hauptsächlich  Regiebetrieb;  vorzugsweise  Näherei  für 
die  Militärverwaltung.  Nur  Innenarbeit. 

1 Direktor  und  7 weitere  Oberbeamte.  4 Aufseher, 

21  barmherzige  Schwestern  als  Aufseherinnen. 

Ein  Zellenneubau  mit  88  Zellen  wurde  1901  für 
230000  Mark  erstellt.  Das  Areal  beträgt  1633  (pn. 
Zellenbeleuchtung  erfolgt  mit  Petroleum,  sonst  Gas. 
Kübelsystem. 

3Ietz.  Kaiserl.  H e zi  r k s g e f ä n g n i s s für  2.50  Männer  I 

und  4.5  AVeibei'. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  63  Einzelzellen  für 
Jlänner,  35  Einzelzellen  für  Weiber. 

Regiebetrieb  und  Entreprise.  Als  .Aussenarbeit : 
Oekonomie. 

1 Direktor  und  7 weitere  Oberbeamte.  14  Aufseher, 

1 Aufseherin  und  5 barmherzige  Schwestern. 

MülhauHcn.  Kaiserl.  ß e zi  r k s g e f ä n g n i s s 

Gefängniss  für  .Männer,  Weiber  und  .lugcmdliche.  620 
Aläimer  einschliesslicli  .Jugendliche,  .50  AVeiber 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  282  Einzelzellen.  P’ür 
die  .Jugendlichen  nur  Einzelhaft. 

Theils  Regiebetrieb,  theils  Entreprise.  Ueberwii  geiid 
Innenarbeit. 
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11  Oberbeamte,  27  Aufseher,  9 barmherzige  Schwestern 
als  Aufseherinnen. 

Das  (lefängniss  für  Jugendliche  ist  1900  vollendet. 
Die  Baukosten  betragen  210  000  Mark.  Das  Terrain  ist 
14,25  Ar  gross. 

Petroleumbeleuchtung  in  den  Zellen,  sonst  Gas. 
Kübelsystem. 

Saargtcniünd.  Kais  er  1.  Bezirksgef  ängniss. 

Vollzug  von  Gefängnissstrafen  au  Männer  bis  zu 

8 Monaten,  an  Weiber  bis  8 Wochen,  von  allen  llaft- 
sti-afcn,  Untersuchungshaft  an  Männer  und  Weiber. 

94  Männer  und  26  Weiber.  61  Zellen  für  Männer, 

9 für  Weiber,  sonst  gemeinschaftlich. 

Entreprise,  Innonarbcit.  Als  .Vusscnarbeit : landwirth- 
schaftliche  Arbeiten  für  Dritte. 

Die  Oberleitung  erfolgt  durch  den  Direktor  in  Metz. 
2 Geistliche,  1 ,‘D’zt  im  Nebenamte,  7 Aufseher, 
1 Aufseherin. 

Die  Anstalt  ist  1901  eröffnet.  Gelände  8936  qm, 
kostete  rund  18  000  Mark.  Baukosten  270  000  Mark. 
Petroleumbeleuchtung.  Closetsystem. 

Htrassbui'g.  a)  K a i s e r 1 . B e z i r k s g e f ä n g n i s s.  F ür  M än- 
ncr,  Weiber  und  Jugendliche  in  getrennten  Gebäuden. 
Zuchthaus,  Gefängniss,  Festungsort. 

b)  U n t e r s u c h u n g s g e f ä n g n i s s. 

Das  Bezirksgefängniss  hat  Platz  für  400  Männer, 
70  Weiber,  dasUntersuclnmgsgefäugniss  für  120  IMänner. 

Gemeinschaftshaft  und  64  Einzelzellen.  Weitere  50 
Zellen  für  1902  in  Aussicht  genommen. 

Vorwiegend  Regiebetrieb  (Inneuarbeit). 

‘ Als  .Aussenarbeit : Landwirthschaft  und  Erdarbeiten. 

1 Direktor,  10  wtntere  Oberbeamte,  für  beide  An- 
stalten; im  Bezirksgefängniss  18  Aufseher  und  8 Auf- 
seherinnen; im  Untersuchungsgefängniss  9 Aufseher. 

Petroleumbeleuc.htung.  In  den  Zellen  Closets,  sonst 
Inaensystem,  Heisswasser  und  Niederdruc  kdampfheizung. 
Zabevii.  K a i s e r 1 . B e z i r k s g e f ä n g n i s s. 

Für  Männer  und  Wcihei’  (zugleich  Untersuchungs- 
gefängniss). 130  bis  140  Köpfe. 

Geineinschaftshaft.  22  Zellen  für  Untersuchuugs- 
gefaugene. 

Entreprise.  (lunenarbeit)  Korbmacherei,  Bürsten- 
macherei, iSelbendschuhflechten.  Au.ssenarbeit : Stein- 
lu’uch-,  Feld-  und  Gartenarbeiten. 
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C Oberbeamte,  davon  3 Geistliche  und  ein  Arzt  im 
Nebenamte,  7 Aufseher,  5 barmherzige  Schwestern. 

Petroleumbeleuchtung.  Closetsystem  in  den  Zellen, 
son.st  Tonnensystem. 

B.  Arbeitshäuser. 

Pfalzburg,  K a i s c r 1.  L a n d e s a r b e i t s h a u s. 

Für  300  Männer. 

Gemeinschaftshaft  (17  Arbeits-  und  22  Schlafzellen). 
Kegiebetrieb  und  Entrepri.se.  Innen-  und  Aussenarbeit. 
1 Direktor  und  1 Inspektor,  sowie  im  Nebeiianite 
3 Geistliche  und  1 Arzt,  11  Aufseher. 


Freie  und  Hansestadt  Hamburg. 

Ober  b e h ö r d e : Gefängniss-Deputation.  Sämmtliche 
Anstalten  unterstehen  dem  Direktor  in  Fuhlsbüttel. 

Fulilsbüttel.  C e n t r a 1 g e f ä n g n i s s und  Korrektions- 
a n s t a 1 1. 

a)  CeiitralgefUiigiiiss. 

a.  Das  M ä n n e r ge  f ä n gn  i s s ist  für  Züchtlinge 
und  Gefängnisssträflinge  mit  Strafen  von  1 Jahr 
aufwärts  bestimmt,  die  nicht  in  die  Korrektions- 
anstalt kommen.  800  Plätze. 
ß.  Das  F r a u e n g e f än  gn  i s s für  alle  Arten  von 
Freiheitsstrafen  ausser  Festung.shaft.  350  Plätze. 
y.  Das  Jugendgefängniss  für  alle  mänidiche  Un- 
erwachsene. 115  Plätze. 

b)  KoiTektionsaiistalt. 

Für  Männer  mit  verschärfter  Haft  über  14  Tage  und 
zu  Arbeitshaus  Verurtheilte  und  Gefängnisssträflinge, 
die  nicht  im  Centralgefängniss  untergebracht  werden 
(a*).  800  Plätze. 


c)  Krankenliaiis. 

Für  sämmtliche  männliche  Gefangene.  100  Plätze. 

Im  Centralgefängnisse  sind  zur  Verfügung:  267  Einzel- 
zellcn  für  Männer,  115  für  Frauen.  Ferner:  151  Schlaf- 
kojen für  Männer,  20  für  Frauen,  21  für  Jugendliche. 
In  der  Korrektionsanstalt  sind  11  Einzelzellen. 
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Arbeiten:  Bäckerei,  Buchbinderei,  Buchdruekerei, 
Schuhmiicherei,  Schneiderei,  Anfertigen  von  Strohliülsen. 
Wergzupfen  und  Oekonomie  in  Regie  und  Entreprise. 

15  Oberbeainte,  97  Aufseher,  21  Aufseherinnen. 

In  Fuhlsbüttel  ist  ein  Neubau  für  vorläufig  768  Köpfe 
in  Angriff  genommen.  Er  erhält  588  Zellen.  Areal 
8,2  ha,  von  dem  entfallen  auf  die  Anstalt  4,3  ha,  auf 
Wohnungen  3,9  ha.  Kostenanschlag  für  die  Bauten 
2 511  500  Mark,  ohne  die  Kosten  für  Krankenhausbauteii 
und  Entwässerungsanlage,  sowie  Inventar.  Drei  .lahre 
Bauzeit  vorgesehen,  (xasbeleuchtung.  Closetsystem. 

Hamburg'.  Gefängnisse  innerhalb  der  Stadt: 

a)  D e t e n t i 0 n s h a u s. 

b)  R a b 0 i s e n g e f ä n g n i s s. 

c)  Hütte  n w a c h e. 

a)  Detentionshaus  für  258  erwachsene  männliche 
Gefängnissgefange  (6  Monate  bis  1 Jahr). 

b)  Raboisengef  ängn  iss  für  410  Männer  (bis  6 
Monate  Gefängniss). 

c)  Hütte  n w a c h e für  200  Männer  (Haft  bis  14  Tage). 

Gemeinschaftshaft. 

Im  Detentionsliaus:  10,  Raboisengefängniss:  20  und 
in  der  Ilüttenwaehe:  8 Zellen  vorhanden. 

Arbeiten : Haus-  und  Handwerkerarbeiten,  sowie 

Dütenkleben,  Steinnüsse  schälen,  Tabakarbeiten,  Kaffee- 
verlesen,  Wergzupfen,  Säcke  nähen  in  Regie  und  En- 
treprise. 

6 Oberbeamte,  40  Aufseher. 

Hamburg.  Untersnehungsgefängniss  (zugleich 
F e s t u n g s h a f t o r t.) 

Für  Männer,  Weiber  und  Jugendliche.  674  Männer, 
93  Frauen. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft  (242  Jlänner-  und 
45  AVeiberzcllen.)  180  Sclilafkojen  für  ^Männer,  19  für 
Weiber. 

Arbeiten  für  eigene  Rechnung  und  für  Frcjnde. 

6 Oberbeamte,  34  Aufseher,  10  Aufseherinnen. 

Grossherzogthum  Hessen. 

Ob  erbehör  de  für  die  nachfolgenden  Strafanstalten 
ist  das  Grossh.  Ministerium  der  Justiz,  für  die 
Arbeilshäuser  das  Grossh.  Jlinisterium  des  Innern 
in  Darmstadt. 
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A.  Strafanstalten. 

Butzbach.  Grossli.  Zellenstra  laust  alt. 
Aufgenoimnen  werden : 

1.  Zuchthau.'^gefangenc,  die  noch  nicht  25  Jahre  vollendet 
oder  noch  niclit  Zuchthaus,  Gefängni.ss  oder  ge- 
schärfte Haft  verbüsst  haben. 

2.  Gefängni.sssträflinge  über  18.  Jahre  mit  Strafen  über 
einen  l\Ionat,  die  das  25.  Lebensjahr  noch  nicht 
vollendet  haben  und  keine  Zuchthaus-,  Gefängniss- 
strafe  oder  geschärfte  Haft  verbüsst  haben,  oder  eine 
Strafe  von  nicht  mehr  als  3 Idonate  zu  verbüssen 
haben,  falls  nicht  Besserung  als  au-sgeschlossen  ei'- 
achtet  wird,  oder  Gefcangene  die  wegen  ilirer 
Besserungsfähigkeit  alsbald  in  einer  Zellenstrafanstalt 
aufgenommen  werden  sollen. 

Vorhanden  sind  nur  Einzelräume  nämlich: 

167  Zellen  für  Zuchthausgefangene 
3.34  „ „ Gefängnisssträflinge. 

Arbeit  meist  in  Regie,  aber  aucli  Unternehmerbetrieb. 
10  Oberbeamte,  34  Aufseher. 

Näheres  siehe  Blätter  f.  Gef.  Band  31  S.  414. 

Daniistadt.  G r o s s h.  P r o v i n z i a 1 - A r r e s t h a u s. 

Untersuchungsgefängniss  für  IMänner  und  Weiber. 
Gefäugniss  bis  zu  1 Monat  und  Haftstrafen  für  beide 
Geschlechter.  Festungshaftort  für  Männer.  Jugendliche 
Frauenabtheilung  für  das  ganze  Grossherzogthum.  Kaum 
ist  vorhanden  für  110  Männer,  32  Weiber,  3 Festungs- 
häftlinge. 40  Gemeinschafts-  und  32  Einzelzellen. 
Regiebetrieb  und  Entreprise. 

7 Oberbeamte.  Vorsteher  der  Oberstaatsanwalt. 

12  Aufseher. 

Elektrische  Beleuchtung.  Clo.set-  und  Kübelsystem. 

Darinstadt.  G e f ä n g n i s s. 

Raum  für  146  Männer.  Gemcinschaftshaft.  Vorhanden: 

13  Arbeits-  und  II  Schlafsälc,  6 Einzelzellon. 
Regiebetrieb  (Innenarbeit). 

9 Oberbeamte.  Oberstaatsanwalt  Vorsteher.  12  Auf- 
seher. 

Gasbeleuchtung.  Kübelsystem  in  den  Gefangenen- 
räinncn,  sonst  Wasserclosets. 

Giessen.  Grossh.  Pro  vinzial- Ar  resthaus,  bestimmt 
zur  Vollstreckung  von  Gefängnissstrafen  bis  1 Monat  bei 


I 
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Erwachsenen  und  bis  zu  14  Tagen  bei  Jugendlichen; 
aller  Haftstrafen  und  Civilhaft;  zugleich  Untersuchungs- 
gefängniss  für  Männer  und  Weiber.  124  Köpfe. 

Gemeinschaftshaft. 

Regiearbeiten:  Holzinachen,  Schuhmacher-  und 

Schreinerarbeiten  und  Oekonomie. 

G Oberbeamte,  4 Aufseher,  2 Aufseherinnen. 

Mainz.  G r o s s li.  G e f ä n g n i s s. 

Vollzug  von  Strafen  über  1 Monat  für  Männer  und  . 

Weiber;  für  männliche  Jugendliche  bei  Strafen  über  14  I 

Tage. 

Raum  für  Männer  83,  Jugendliche  27,  Weiber  66. 
Gemeinschaftshaft. 

Arbeiten  in  Regie:  Anfertigen  von  Uniformen,  Flaschen-  I 
strohhülsen,  Geldbörsen,  Stahlringen  und  Jalousiekctten.  1 

1 Vorsteher  und  6 weitere  Oberbeamte,  8 Aufseher, 

4 Aufseherinnen. 

Mainz.  G r o s sh.  Pr  o v i n zi  alar  r e s th  a us.  Zum  Voll- 
zug von  Gefängnisstrafen  für  Männer  und  Weiber  bis 
1 Monat,  Jugendliche  bis  14  Tage.  Haftlokal.  Raum 
für  146  Köpfe.  Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  | 

Arbeiten  in  Entreprise:  Dütenmachen  und  Hülsen-  i 
früchte  belesen. 

1 Vorsteher  und  4 weitere  Oberbeamte,  8 Aufseher, 

1 Aufseherin. 

Marienschloss.  Grossh.  Landeszuehthaus. 

Raum  für  350  Personen,  Männer  und  Weiber.  Gemein- 
schafts- und  Einzelhaft.  ! 

Regiebetrieb  und  Entreprise. 

Zur  Verfügung  stehen:  28  Arbeits-  und  16  Schlaf- 
zimmer. 27  Einzelzellen. 

7 Oberbeamte,  19  Aufseher,  3 Aufseherinnen. 

B.  Arbeitshäuser. 

Dieburg;.  Grossh.  Arbeitshaus,  zur  Verbüssung  i 
korrektioneller  Kachhaft.  Für  Männer  und  Weiber.  | 

Gemeinschaftshaft.  Raum  für  175  Männer,  45  Weiber. 

Arbeit : Herstellung  von  Kocosmatten,  Strohhülsen,  | 
Blechemballagen.  Schuhmacherarbeiten.  Aussenarbeit: 
Oekonomie. 

1 Oberbeamter,  11  Aufseher,  1 Handarbeitslehrerin. 

Giessen.  Fili alar b eit shaus  Giessen.  Für  G Männer 
in  Gemeinschaftshaft. 

Aussenarbeit  für  die  Stadt  Giessen. 
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FQrstenthum  Lippe-Detmold. 

0 1)  e r b c h ö r d e : Fürstliche  r.ippisclie  Regierung  in 
Detmold. 

Detmold.  Fürstl.  S t r a f u n s t a 1 1 e n. 

Vollzug  an  Grefängniss,  qualifioirter  Haft  und  Arbeits- 
hausstrafen für  ^länner,  Weiber  und  .lugcndliche.  Beleg- 
fäliigkeit:  158  Männer,  16  Weiber,  12  .Tugendliche  und 
.‘19  Korrigenden.  ' 

Geineiuseliaftshaft.  10  Einzelzellen,  8 Arbeits-  und 
2 Scldabsäle,  sowie  57  Schlafzellen  vorhanden. 

Regiebetlieb  und  Entreprise.  Aussenarbeiten  : Privat- 
arbeiten für  Rechnung  Fremder. 

1 Direktor,  2 weitere  Oberbeamte  (nebenamtlich.) 

8 Aufseher,  1 Aufseherin. 

Areal ; 1 V,  ha,  elektrische  Beleuchtung.  Kübelsystem. 

Freie  und  Hansestadt  LQbeck. 

0 b e r 1)  e h ö r d e.  Polizeiamt. 

Tiübeck.  a r s t a 1 1 - und  U n t e r s u c h u n g s g e f ä n g - 
niss.  Gefängniss,  Festungshaftort,  Haft  und  Unter- 
suchungshaft für  Männer,  Weiber  und  Jugendliche. 

Raum  im  Marstallgefängniss  für  104,  im  Unter- 
suchungsgefängniss  für  45  Gefangene. 

Gemeinschafts-  und  Fanzelhaft.  7.8  Einzelzcllen  vor- 
handen. (39  und  34).  Entreprise. 

Leitung  beim  Werk-  und  Zuchthaus  St.  Annen. 

8 Aufseher,  1 Aufseherin. 

St.  .Annen  : W e r k - und  Zucht  h a u s.  * 

Zuchthaus-  Korrcktionsnachhaft  für  Männer  und 
Weiber.  Haft  über  5 Tage  an  wegen  Betteins  für  Männer. 

Raum  im:  Zuchthaus  für  60  Männer  10  Weiber 

Werkhaus  „ L50  „ 20  „ 

Haft  „100  „ — 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  10  Arbeits-  und  38 
.Schlafzellcn  vorhanden. 

Regiebetrieb  und  Entreprise.  (Innen-  und  Aussen- 
arbeiten.) 

6 Oberbeamte,  20  Aufseher,  1 Aufseherin. 

Grossberzogthum  Mecklenburg-Schwerin. 

Ober  bell  örde  der  nachfolgenden  Strafanstalten  ist 
das  Grossh.  Justizministerium  in  Schwerin,  für  das 
Arbeitshaus  das  Grossh.  Ministerium  des  Innern, 

Q 

Blätter  für  Gefängnisskundc.  XXXVI.  — 
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A.  Strafanstalten. 

Bützow.  Grossh.  Gen  trat  gef  ilngniss  für  lliinner, 
Weiber  und  jugendliche  weibliche  Personen.  120  Köpfe. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft. 

Arbeiten  in  Entreprise.  Nur  Innenarbeit. 

1 Direktor  und  3 weitere  Obei’beainte,  9 Aufseher, 
3 Diakonissen  als  Aufseherinnen. 

Petroleumbeleuchtung.  Kübelsystem. 

Dreiberg'cn.  Grossh.  Strafanstalt.  Zuchthaus  für 

Männer  und  Weiber.  Gefängniss  für  männliche  Jugend- 
liche. 248  Männer,  64  Weiber. 

Für  Züchtlinge.  Einzelhaft. 

Regiebetrieb  und  Entreprise.  (Innen-  und  Aussen- 
arbeiten. 

5 Oberbeamte,  35  Aufseher,  3 Aufseherinnen. 

Witteiibm*/g.  Grossh.  L a n d e s s t r a f a n s t a 1 1. 

Gefängniss  für  Männer  und  Weiber  und  zugleich 
Amtsgerichtsgefängniss.  Raum  für  56  Personen. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft  in  23  Zellen. 

Arbeit  in  Entreprise. 

Die  Oberleitung  hat  1 Amtsrichter,  1 Aufseher. 

B.  Arbeitshäuser. 

Güstrow.  Grossh.  Landesarbeitshaus  und  Land- 
armenanstalt mit  Nebenanstalt  zu  Federow,  für 
450  Korrigenden  und  80  Landarme.  Gemeinschaftshaft. 

Arbeiten  in  Regie  und  Entreprise.  Als  Aussenarbeitcr 
werden  kleinere  Kommandos  auf  Güter  in  Mecklenburg 
gesandt. 

1 Oberinspektor  und  7 weitere  Oberbeamte,  5 Unter- 
bearate,  25  Aufseher,  5 Aufseherinnen  (darunter  2 Dia- 
konissen) in  Güstrow.  In  Federow  1 GutsverwaUer, 
1 Hausmeister,  (>  Aufseher. 


Grossherzogthum  Mecklenburg'Strelitz. 

Oberbehörde:  Grossh.  Landesregierung  in  Neu- 

strelitz. 

Strelitz  (Alt).  Grossh.  Zuchthaus,  Landes- 
arbeitshaus und  G ef  ä n g n i s s s t a t i o n. 

Raum  für  84  erwachsene  Männer  und  Weiber. 
Gemeinschaftshaft.  In  der  Gefängnissstation  auch  Einzel- 
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haft.  25  Arbeitszellen,  1 Arbeits-  und  1 Schlafsaal 
vorhanden. 

Arbeiten:  Wollspinnerei,  Strohfleehterei  u.  Landarbeit.  ; 

2 Oberbeamte,  5 Aufseher.  ■ 


Grossherzogthum  Oldenburg. 

Oberbehorde:  Grossh  Oldenburg.  Staatsministerium, 
Uepartement  der  Justiz. 

Bemerkung:  Die  Oberleitung  sämmtlieher  Straf-  l 

anstalten  zu  Vechta  geschieht  durch  die  Oberbeamten 
des  Männergefängnisses  zu  Vechta. 

A.  Strafanstalten. 

Oldenburg.  Grossh.  Gefängnissanstalt. 

StraL,  Untersuchungs-  und  Polizeigefängniss  für 
Männer,  Weiber  und  Jugendliche.  102  Köpfe.  Nur 
Einzelhaft. 

Regiebetrieb  (Innenarbeit). 

4 Oberbcamte,  1)  Aufseher. 

1 

Vechta.  Grossh.  M ä n n e r g e f ä n g n i s s.  } 

Zuchthaus  und  Gefängniss  für  Männer,  einschliesslich  . 1 

der  Jugendlichen.  258  Köpfe.  Gemeinschafts-  und  I 

Einzelhaft.  215  Zellen,  17  Schlafzellen,  1 Arbeitssaal  j: 

und  4 Werkstätten.  V 

Arbeit  nur  in  Regiebetrieb  (Innenarbeiti  und  in  ge-  f 

ringeln  Umfang  Aussenarbeit.  !■ 

7 Oberbeamte,  25  Aufseher.  t 

Neues  Männergefängniss  im  Bau  begriffen.  | 

Veclita.  Grossh.  W e i b e r g e f ä n g n i s s.  !• 

Raum  für  64  Köpfe  Zuchthaus,  Gefängniss  und 
Zwangsarbeitshaus  für  Weibliche.  Einzelhaft  in  52  Zellen. 

6 Gemeinschaftszellen. 

Nur  Regiebetrieb  (Innenarbeit). 

5 Aufseherinnen. 

B.  Arbeitshäuser. 

V'^eclita.  G i-  o s s h.  Z w a n g s a r b c i t s h a u s. 

Raum  für  120  Männer.  Gemeinschaftshaft. 

Arbeiten  in  Regie  (Oekonomie),  wenig  Tnnenarbeit. 

10  Aufseher. 

2* 
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Königreich  Prenssen. 

A.  Strafanstalten. 

I.  Dem  Kgl.  Ministerium  des  Innern  unterstehende 

Strafanstalten. 

Ataclien.  K g 1.  G e f ä n g n i s s f ür  400  Männer  und  52  Weiber. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  168  Voll-  und  156 
Schlafzellen. 

Regie,  Entreprise.  Innen-  und  Aussenarbeit  (land- 
wirthschaftliche  Arbeiten  auf  Kgl.  Domänen  in  der  Eifel). 

1 Direktor  und  4 Oberbeamte,  28  Aufseher. 

Gasbeleuchtung.  Kübelsystem. 

Bonn.  Kgl.  Gefängniss  für  230  Männer  und  40  Weiber. 
(Untersuchungs-,  Haft-,  Gefängniss-,  Arrest-,  Transport-, 
Civil-  und  Polizeigefangene.) 

125  Arbeits-  und  74  Schlafzellen,  2 Arbeits-  und  10 
Schlafsäle. 

Regiebeti'ieb  und  Entreprise.  Nur  Innenarbeit. 

8 Oberbeamte,  15  Aufseher,  4 Aufseherinnen. 

Brandenburg  a.  Havel.  Kgl.  Straf  a n s t a 1 1.  Zuchthaus 
für  700  Männer. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  70  Voll-  und  108 
Schlafzellen. 

Entreprise.  Innenarbeit. 

1 Direktor,  9 Oberbeamte,  40  Aufseher. 

1790  als  Landartnenhaus  erbaut,  dann  erweitert.  1872 
ein  Zellenflügel  erbaut.  Areal:  3 h 81  a 14  qm. 

Breslau.  Kgl,  Strafgefängniss.  Gefängniss  für  508 
Männer,  303  W'^eiber  nebst  Irrenabtheilung  für  39  Männer. 

Nur  Einzelhaft  354  Voll-  und  154  Schlafzellen  für 
Männer,  203  Voll-  und  100  Schlafzellen  für  Weiber. 

Arbeiten  in  Entreprise:  Militärschnciderei,  Filzschuh- 
fabrikation,  Luxuspapier-  Schlägerei,  Strumpfstrickerei. 

1 Direktor  und  13  weitere  Oberbeamte,  5 Mittelbcamte, 
53  Aufseher. 

Wert  des  Bauplatzes  310612,.50  Mark,  Grö.sse  4,03 Iw 
nebst  Kiixddiof  mit  .50  a 36  qm.  Baukosten  betrugen 

1 756  16.5,16  Mark.  Bau  begann  1894.  Petroleumbeleuchtung 
in  den  Zellen.  Kübelsystem. 

Brieg.  Kgl,  S t r a f a n s t a 1 1.  Ziudithaiis  für  800  Männer 
(Katholiken.) 

Gemeinschaftshaft  und  46  Zellen. 
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Arbeiten  hl  Regie : Militärsclineiderei.  InEntreDrise- 

Bancluebere,,  JRiclier-,  Pantoffel-  und  PuppenfabiiSion' 

labtwebeiei  und  Gerberei  (Aussenarbeit ) 

■ 1 ^ weitere  Oberbeamte,  44  Aufseher. 

(a.«,^l-AVeim.eHlen.  Kgl.  Strafanstalt  und  Gefänjr- 

ein'er  Äbthlnn  C-efängniss  für  509  Männer  ndt 

einei  Abtheilung  fm-  Jpgendliche. 

Einzelhaft  --  90  Schlafkojen  in  einem  Saal. 

lanthAdi-fb^r^wr Entreprise.  Innenarbeit.  Im  Sommer 
laiKlw  11  tlischaltliche  Aussenarbeiten 

8 Oberbeamte  und  38  Aufseher. 

(assel.  Kgl  Strafanstalt  an  der  Fulda 
Zuehthaus  für  162  Männer. 

SchVaMem^  Einzelhaft.  (146  Vollzellen,  16 

Arbeit:  Militärschneiderei  in  Entreprise.  Aussen- 
aibeit  bei  auswärts  wohnenden  Gutsbesitzern,  dem  12 
Getangene  überwiesen  werden. 

’i'irl  11  Unterbeamte. 

Eetroleumbeleuchtung.  In  den 
Zellen  Kübel,  m Gemeinscliaftshaft  Wasserklosets. 
eie.  Kgl.  Strafanstalt  Celle.  Zuchthaus  für  650 

•iuunn6r, 

SchhffkoleT^^  und  Einzelhaft,  72  Zellen,  198  eiserne 

Arbeiten  in  Regie:  nur  Handstuhlweberei  und  Stein- 
uiuekerei,  .sonst  Entreprise. 

11  Oberbeamte.  38  Aufseher. 

'^l^'/^efängniss  (mitFilialc  in  Kempen) 
i^iir  197  :\länner,  36  Weiber.  ^ ^ 

Gemeinsehaltshaft  vorwiegend.  Entreprise 
i Oberbeamte,  12  Aufseher. 

Cohleiiz.  Kgl.  Gefängniss.  Es  fasst  205  Männer,  28 
Veiber  ein.schl  . Tugendliche,  letztere  bis  zur  Dauer  von 

II  Vollzug  von  Polizei-  und 

I lattstrafen,  Untersuchungshaft  und  Gefängnissstrafen. 

Gememschafts-  und  Einzelhaft.  186  Zellen  für  Männer 
und  18  für  Weiber. 

Arbeiten  in  Entreprise:  Buchbinderei,  Militärschnei- 
clerei,  Dütenmachen  und  Hülsefrüchtc  etc.  belesen 
7 Oberbeamte,  20  Aufseher,  3 Aufseherinnen. 
Centralheizimg  (Niederdruckwasserheizung). 

Beleuchtung  in  den  Gefangenräumen : Petroleum,  sonst 
Gas.  ’ 


r 
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Croiie  a.  Bralie.  Kg],  Strafanstalt.  Zuchthaus  für 
51(6  Männer,  Katholiken  und  Juden. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  53  Vollzellen. 

Regiebetrieb  und  Entreprise.  Aussenarbeit : Landes- 
kulturarbeiten. 

1 Director  und  7 weitere  Oberbeamte,  26  Aufseher. 

Delitzsch.  Kgl.  Strafanstalt.  Zuchthaus  für  350  Weiber. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  8 Arbeits-  und  4 
Schlafsäle.  28  Voll-  und  40  Schlafzellen. 

Arbeiten  in  Regie:  Äülitärschneiderei,  Handstricken 
und  Fcdernschleissen.  In  Entreprise:  Weissnähen  und 
Sticken. 

4 Oberbeamte,  1 Buchhalterin,  2 Aufseher,  16  Auf- 
seherinnen. 

Umgebautes  Schloss. 

Diez  a.  (1.  L.  Kgl.  Strafanstalt.  Zuchthaus  für  200 
Männer. 

Gemeinschaftshaft.  (3  Arbeits-  und  31  Schlafzellen.) 

Arbeiten  in  Entreprise:  Korbmöbel,  Weberei,  Schnei- 
derei und  Maschinenstrickerei. 

6 Oberbeamte,  14  Aufseher. 

Düsseldorf.  Kgl.  Gefängniss.  Gefängniss  für  530 
männliche  Gefängniss-,  Haft-  und  Polizeigefangene,  sowie 
Uutersuchungsgefängniss  für  in  Aussicht  stehende  Haft- 
strafen. 

Geineinschaftshaft.  16  Arbeits-  und  22  Schlafsäle. 

Innenarbeit:  in  Entreprise. 

5 Oberbeamte,  29  Aufseher. 

Das  Gefängniss  wird  im  Jahre  1904  nach  Anrath 
verlegt  werden. 

Düsscldort-Dereiidorf.  K g 1.  G e f ä n g n i s s Straf-  und 
Untersuchungsgefängniss  für  488  Männer,  102  Weiber, 
einschliesslich  Jugendliche. 

_ In  der  Männeranstalt  nur  Einzelhaft.  432  Voll-  und 
.56  Schlafzellen  in  der  Weiberanstalt  76  Voll-  und 
26  Schlafzellen  vorhanden. 

Arbeiten  in  Regie:  Militärschneiderei.  In  Entreprise: 
Leiterfabrikation,  Dütenmachen,  Korsettstangen-  und 
Bürstenfabrikation,  ferner  als  Aussenarbeit:  Neubau  des 
Gefängnisses  in  Anrath. 

U Oberbeamte,  32  Aufseher,  7 Aufsehei  innen. 
Petroleumbeleuchtung.  Kübelsystem. 
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träg^\ü  wurden.  Das  Areal  be- 

Kostcn  des  Geländes 60182,90  M. 

n n ^J^iues  einschl.  Inventar  1616000, 

Summe”  1675182,90  M. 
'’esti'nmt  für  630  Männer, 

SaS^Satkoien*“'  >«3  Arbeitszellen, 

Arbeiten  in  Kegie:  Schneiderei.  In  Entreorise-  ver- 
schiedene  Gewerbe.  Meist  Innenarbeiten. 

p Aufseher,  5 Aufseherinnen. 

Gasgliihlieht.  Wasserclosets 

OöoäTMaiS  ^^^"kosten  ohne  Gelände 

Fordon.  K g 1 . S t r a f a n s t a 1 1.  Zuchthaus  für  3 1 0 Weiber- 

zelleT'?'rA  p^f^elbaft  24  Voll-  und  6 Schlaf- 

/ellon,  12  Arbeits-  und  21  Schlafsäle. 

Regiebetrieb  und  Entreprise  (Innenarbeit). 

1«  ^ weitere  Oberbeamte,  1 Aufseher, 

lo  Aulsehennnen.  ’ 

Görlitz.  Kgl.  Strafanstalt.  Zuchthaus  für  533  Männer 
Gemeinschaft.s-  und  Einzelhaft.  96  Voll-,  8 Schlaf- 
zellen und  56  Schlafkojen.  ’ 

Fii-.^l^i’®'i'^®”  in  Regie:  Militärschnoiderei.  In  Entreprise: 

kniln?  ’ m®’’  ;^P'®  Holzschuhfabri- 

kaüoi^  laschnerei,  Dütenkleberei,  Federnschleisserei. 

8 Oberbeauitc,  i53  Aufseher. 

Areal:  81,31  ar. 

Graiideiiz.  Kgl.  Strafanstalt  Zuchthaus  für  800 
Männer.  Katholiken  und  Juden, 

Gemeinscliafts-  und  Einzelhaft.  74  Zellen. 

Arbeiten  in  Regie  : Militärschneiderei  und  Tischlerei. 

® D Aussenarbeit:  Moorknlturen. 

8 Oberbeamte,  30  Aufseher. 

Strafanstalt.  Zuchthaus  für 

520  Männer 

_ Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  426  Voll-  und  94 
Schlafzellen. 

Arbeiten  in  Regie : Militärschneiderei,  sonst  Entreprise 
und  Landwirthschaft  innerhalb  der  Anstalt. 

10  Oberbeamte,  36  Unterbeamte. 
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(irösse  des  Areals  Uha;  innerhalb  der  .Mauer  2,9ülia 
Ackerland  7,25  ha,  der  Rest  entfällt  auf  Dienstwohnungen. 
Die  Anstalt  wurde  1888  in  Betrieb  gesetzt.  Die  Grund- 
erwerbskosten betrugen  14000  Mark,  die  Baukosten,  ein- 
schliesslich 64552  Mark  Einrichtungskosten,  1197  593,92 
Mark.  Petroleumbeleuchtung.  Kübelsystem 

Halle  a.  S.  Kgl.  Gefängniss.  Gefängniss  für  er- 
wachsene Männer  und  Weiber,  sowie  weibliche  Jugend- 
liche und  Irrenabtheilung  für  Männer;  fasst  500  Männer, 
150  Weiber,  50  Irre. 

Gemeinschafts-  und  p]inzelhaft.  321  Vollzellen,  8 
.Schlafzellen,  65  eiserne  .Schlafkojen. 

Rcgiebetiieb  und  Entreprise.  (Innenarbeit.) 

1 Direktor,  7 männliche  und  3 weibliche  Oberbeaintc. 
46  Aufseher,  12  Aufseherinnen. 

Die  Anstalt  wurde  1837 — 41  nach  dem  Auburn  sehen 
.System  gebaut.  1884  wurden  panoptische  Fluren  aus- 
gebaut und  Centralhcizung  angelegt.  Zellenbeleuchtung: 
Petroleum.  Kübelsystem. 

Hameln  a.  Weser.  Kgl.  Gefängniss  für  610  Männer. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  112  Voll-  und  230 
Schlafzellen. 

Arbeiten  in  Regie:  Militär.schneidcrei.  ln  Entreprise: 
Tischlerei,  Bürstenfabrikation,  llanfweberei  und  Kokos- 
mattenfabrikation, Cigarrenmachen,  Dütcnkleben,  Filz- 
schuhe- und  Filzpantoffelfabrikation. 

Aussenarbeit : illoorkulturarbeiten,  für  den  Staat 

auf  dem  fiskalischen  Hochmoor  und  Ausschachten 
von  Kies  und  Sand  für  einen  Privatunternehmer. 

1 Direktor  und  9 weitere  Oberbeamte,  40  Aufseher. 

Hamm  i.  W.  Kgl.  Gefängniss.  Zur  Unterbringung 
von  Untersuchungshaft-  und  Schuldgefangener,  lerncr 
für  Gefängnissgefangene  beiderlei  Geschlechts,  Frauen 
aber  nur  mit  Strafen  bis  zu  14  Tagen.  Es  hat  Raum 
für  377  Köpfe. 

Gcraeinschafts-  und  Einzelhaft.  87  Vollzellen. 

Arbeiten  in  Regie:  Militärschneiderci ; in  Entreprise : 
Korb-  und  Bürstenmacherei  (nur  Innenarbeit). 

6 Oberbeaintc,  28  Aufseher,  1 llilfsaufseherin. 

Grösse  des  Areals:  71,87  ar. 

Herford.  Kgl.  Gefängniss.  Raum  für  442  Männer  mit 
Abtheilung  für  Jugendliche. 


( ieiiRMiisdiafts-  und  KiiiKolhaft.  ;594  Zellen,  o Arbeits- 
räume, 48  Sclilafkojen. 

Re^^ie,  Entreprise,  Innen-  und  Aussenarbeit. 

1 Direktor,  9 Oberbeamte,  ;)1  Aufseher. 

Die  Anstalt  ist  1879— 8;3  erbaut.  Das  Gelände  misst 
blui  ßl  ar  94  qm.  Geländekosten  i^9  405  Mk.  Baukosten  ! 
1628  222  Mk.  Petroleumbeleuchtung.  Kübelsystern. 

.lauer.  Kgl.  Strafanstalt.  Zuchthaus  für  üOO  Weiber. 

Gemeinscbaftsluift.  40  Arbeitszellen. 

Entreprise  (Innenarbeit).  ^ 

1 Direktor  und  5 weitere  Oberbeamte,  1 Lehrerin,  | 

25  Aufseherinnen. 

Insterburg:.  Kgl.  Strafanstalt,  bestimmt  zur  Auf- 
nahme von  männlielien  evangel.  Zuehthausgefangenen 
und  evangel.  Militärgefangenen  des  I.  x\rmeekorps  und 
.luden  mit  Raum  für  640  Köpfe. 

Gcmeinschafts-  und  Einzelhaft.  228  Voll-  und  54  f 

Sclilafkojen.  J 

Arbeiten  in  Regie:  Tischlerei,  Schlosserei  und  Militär-  | 

scimeiderei,  sowie  4 Meliorations-  und  Erntekommandos  ? 

auf  Aussenarbeit.  ln  Entreprise:  Oigarrenfabrikation,  ; 

Möbeltischlerei  und  Dütenkleberei.  ■ 

I Direktor  und  7 weitere  Oberbcamte,  87  Aufseher.  ■ 

Köln.  Kgl.  Gefängniss  an  der  Schildergasse  für  280 

Männei’.  ' 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  18  Einzelzellen,  21 
Schlaf-  und  16  Arbeitssäle. 

En treprise,  I nn ena  ibeil . 

Oberbeamte:  siehe  Anstalt  Ktiln  am  Klingeliiütz. 

18  Aufseher.  ^ 

Köln.  Kgl.  G efän  gniss  am  Klingelpütz.  Gefängniss 
für  407  Männer,  154  Weiber  und  eine  Irrenabtheilung 
für  88  lUänner.  i 

Gemeinschaftshaft  und  Einzelhaft.  P'ür  letztere  stehen 
zur  Verfügung:  a)  für  Männer:  860  Voll-  und  187 

Schlafzellen,  6 Arbciissäle  und  8 Krankenräume;  b)  für 
Weiber:  84  Voll-  und  64  Schlafzellen,  2 Schlaf-  und  6 
Krankenräume:  c)  fürliren:  8 Einzel-  und  2 Tobzellen, 

2 Arbeits-  und  2 Schlafsäle. 

Arbeiten  in  Regie  und  Entreprise,  ln  Regie  jedoch 
nur  die  Anfertigung  der  Wirthschaftsbedürfnis.sc. 

II  männliche  und  4 weibliche  Oberbeamte,  42  Auf- 
seher, 11  Aufseherinnen. 
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Alte  Anstalt  mit  2 ha  21  ar  Areal.  Zellenbeleuchtung- 
thcils  Gas,  theils  (im  Neubau)  Petroleum.  Kübelsystem. 

Kottluis.  K g 1.  Q e f ä n g n i s s. 

Gefängniss  und  Haftort  für  IMänner  und  Weiber  in 
getrennten  Abtheilungen.  500  Männer,  130  Weiber. 
Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  141  Voll-  und  32  Schlaf- 
kojen für  Männer,  23  Voll-  und  36  Schlafkojen  für 
Weiber. 

Regiebetrieb  und  Entreprise.  Aussen  arbeiten:  Landes- 
kultur- und  Meliorationsarbeiten. 

1 Direktor,  8 weitere  Oberbeamte,  31  Aufseher, 
1 Obeiin  und  9 Aufseherinnen. 

Licliteiiburg.  Kgl.  Strafanstalt. 

Zuchthaus  für  800  Männer.  Gemeinschafts-  und 
Einzelhaft.  104  Voll-  und  82  Schlafzellen. 

Arbeiten  in  Regie:  Militärschneiderei,  AVolldecken-, 
Flanell-  und  Strumpfwaarenfabrikation.  In  Entreprise: 
Landwirthschaftliche  Arbeiten. 

I Direktor  und  7 weitere  Oberbeamto,  39  Aufseher. 

Ling'eii.  Kgl.  Strafanstalt  und  Gefängniss. 

Zuchthaus  und  Gefängniss  für  430  Weiber.  Geniein- 
schafts-  und  Einzelhaft.  67  Zellen. 

Arbeiten  in  Regie:  Nur  Militärschneiderei,  Anstalts- 
ökonomie. 

II  Oberbeamte,  3 weibliche  Mittelbeamte,  3 Aufseher, 
21  Aufseherinnen. 

IjUckiUi.  Kgl.  S t r a f a n s t a 1 1. 

Zuchthaus  für  550  Männer.  Gemeinschafts-  luid 
Einzelhaft.  95  Voll-  und  304  Schlafzellen. 

Regiebetrieb  und  Entreprise.  Innen-  und  Ausseii- 
arbeit. 

9 Ober  beamte,  31  Aufseher. 

Lüiielnirg:.  Kgl.  Strafanstalt. 

Zuchthaus  für  300  Männer  evangelischer  und  jüdischer 
Konfession.  Geineinschafts-  und  Einzelhaft.  92  Voll- 
und  196  Schlafzellen. 

Arbeiten  in  Entreprise:  Bürstenfabrikation,  Corset- 
nähen  und  Anfertigung  von  Matten.  Aussenarbeit: 
Staatliche  Landeskultur -Arbeiten.  In  Regie:  Militär- 
sclmeiderei. 

1 Vorsteher  und  5 weitere  Oberbeamte,  20  Aufseher. 

Erbaut  1837— 41.  Areal  beträgt  5,718  ha.  Petroleura- 
beleuchtung.  Kübelsj'stem. 
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3Iewe.  Kgl.  Straf  anstcilt.  Zuchthaus  für  51)1  Männer, 
Protestanten. 

Gemeinschaftshaft.  42  Voll-  und  43  Schlafzellen. 

Arbeiten : Militärschraiderei,  Cigarrenfabrikation, 

Tischlerei,  Netzstrickerei 

Aussenarbeit : Dünenkulturen  auf  Heia  und  der  I 

frischen  Nehrung. 

4 Oberbeamte,  25  Aufseher. 

31oabit.  Kgl.  Strafanstalt  Zuchthaus  für  550  Männer, 
nebst  Irrenabtheilung,  (55  Köpfe.) 

Einzelhaft.  550  Zellen. 

Regiebetrieb  und  Entreprise.  Innenarbeit.  I 

1 Director  und  9 weitere  Oberbeamte.  51  Aufseher,  I 

darunter  11  in  der  Irrenabtheilung.  \ 

Grösse  der  Anstalt  565  11  cpn.  Beleuchtung:  Petroleum  > 

in  der  Hauptanstalt,  Gas  in  der  Irrenabtheilung. 

3Iiinster  I.  W,  Kgl.  Gefängniss.  Raum für4l8 Männer  , 

vom  25.  Lebensjahr  an. 

Gemeinschafls-  und  Einzelhaft  (24  Zellen).  ■: 

Arbeiten  in  Regie:  Militärschneiderei,  in  Entreprise:  ; 

Korbmacherei,  Filzschuhmacheiei,  Seilerei.  : 

Als  Aussenarbeit : Kulturarbeiten  für  den  Staat  bezw. 
für  Private.  (137  Mann) 

1 Vorsteher  und  4 weitere  Oberbeamte.  28  Aufseher.  | 

Erbaut  1734.  Areal  beträgt  61,92  ar.  Kübelsystem. 

Münster  i.  W.  Kgl.  S t r a f a n s t a 1 1.  Zuchthaus  für 
550  iUänner,  nebst  Irrenabtheilung  für  57  Männer. 

Einzelhaft.  456  Voll-  und  80  Schlafzellen. 

Arbeiten  in  Regie : Militärschneiderei,  Bürstenmachei  ei, 
Tischlerei.  In  Entreprise:  Schlosserei,  Strickerei.  Filz- 
schusterei, Schnitzerei,  Seilerei,  Korbmacherei.  Aussen- 
arbeit: 50  Mann  zum  Bau  des  Nordhorn-Almelo  Kanals. 

1 Direktor  und  9 weitere  Obcrbeauite.  41  Aufseher, 
darunter  12  in  der  Irronabtheilung. 

Die  Anstalt  ist  1845 — 54  erbaut,  1893—1900  erweitert. 

Die  Baukosten  betrugen  2 845  000  Mark,  das  Areal 
2 ha  38  ar  95  qm. 

Petroleumbeleuchtung  bezw.  in  der  Irrenabtheiliing 
Gas.  Kübelsystem. 

Naugard.  Kgl.  Strafanstalt.  Zuchthaus  für  642 
AI  ärmer. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  143  Vollzellen. 

8 Oberbeamte.  38  Aufseher. 
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Kutibor.  Kgl.  Strafanstalt.  Zuchthaus  für  700  Männer 
katholischer  Konfession,  iin  Alter  von  18—29  J^Oiren. 

Vorherrschend  Einzelhaft.  383  Voll-  und  150  Schhif- 

zellen,  11  Arbeitssäle.  , 

Arbeiten  in  Re^ie:  Schneiderei  und  Webet  ei  iiii 
Staatsbehörden  In  Entreprise;  Cigarren-  Schuhwaaren- 
undSlrumpfwaarenfabrikation.  Aussenarbeit;  Oekonomie. 

1 Direktor  und  7 weitere  Oberbeamte.  35  Aufseher. 

Ilawitsch.  Kgl.  Strafanstalt.  Zuchthaus  für  1075 
Männer. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  208  Vollzellen. 

Regiebetrieb  und  Entreprise.  (Innenarbeit.) 

1 Direktor  und  9 weitere  Oberbeamte.  38  Aufseher. 

Rendsburg.  K g 1 . St  r a f a n s t a 1 1.  Raum  f ü r 620  männ- 
liche Züchtlinge. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  261  Vollzellen  uiia 
2 Schlafzellen  nebst  210  Schlafkojen.  . r i.  . • 

Arbeiten  in  Regie:  Militärschneiderei,  Tischlerei,  Weberei, 
Korbmacherei,  Kokosmatten  Weberei  Aussenarbeiten . 

Moorkultur  und  Landwirthschaft. 

1 Direktor  und  8 weitere  Oberbeamte,  42  Aufsehei. 

Die  Anstalt  ist  1871 — 73  erbaut,  umfasst  2253,62  ai 
und  kostete  290  8158  Mark.  Gasbeleuchtung,  Kübel- 
system mit  Rieselfeld. 

Rhein.  Kgl.  Strafanstalt.  Zuchthaus  für  450  Weiber. 

Gemeinschaftshaft  60  Zellen  und  75  Schlafkojen. 

.Arbeiten : Militärschneiderei,  Netz-  und  Struinpf- 
strickerei.  Aussenarbeit;  Oekonomie. 

5 Oberbeamtc.  14  Aufseher. 

Saarbrücken.  Kgl.  Gefängniss  für  130  Männer,  30 
Weiber. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  11  Voll-  und  2. 
Schlafzellen.  5 .\rbeits-,  20  Schlaf-  und  3 Krankennlunie. 

Arbeiten  in  Regie : Kaffeelesen,  Holzmachen,  Rürsten- 
machen,  Rohrstuhlsitzeflechten,  Kleben  von  Patronen- 
liülsen,  Flickarbeiten  für  die  Truppentheile. 

3 Oberbeamtc.  11  Aufseher,  2 Aufseherinnen. 

Saarbnrg.  Kgl.  Gefängniss  für  35  Männer,  5 Weibei. 
(Filiale  von  Trier)  29  Voll-  und  3 gemeinschaftlicho 
Zellen. 

Arbeit  in  Entreprise;  Bürstenfabrikation. 

2 Aufseher,  1 Wächter. 
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Sa^iiii.  Kgl.  Strafanstalt. 

Zuclitliaus  für  415  Weiher,  öeinein.sehafts-  und 
Einzelhaft.  40  Voll-  und  228  Schlafkojen. 

Arbeiten  in  Regie;  Militärse.lineiderei,  Stnnnpf- 
striekerei. 

In  Entreprise:  Cigarrenfabrikation,  Bnntsticken, 

Weissnfthen  und  Federnsortiren.  | 

1 Direktor  und  n weitere  Oberheamte,  2 Aufseher,  ’ 

20  Aufseherinnen.  ■ 

Siegbm*^?.  K g 1.  S t r a f a n s t a 1 1. 

Zuchthaus  für  600  Männer.  Meist  Geineinschaftshaft. 

98  Vollzellen.  Die  mit  Aussenarbeiten  beschäftigten 
Gefangenen  sind  in  Gemeinschaft.  (Ab  1908  können 
sämmtliche  in  Schlafkojen  für  die  Nacht  untergebracht 
werden.) 

Arbeiten  in  Regie:  Militärschneiderei  und  Anstalts-  I 

gewerbe  (Anstaltsökonomie'i.  In  Entreprise:  Korbwaaren, 
Schusterei,  Maschinenstricken.  Als  Aussenarbeit  wird 
die  Regulirung  des  unteren  Siegflusses  mit  140  Ge-  " 

fangenen  betrieben,  ferner  Bau-  und  Feldarbeiten  für 
die  Anstalt. 

10  Oberbeamte,  84  Aufseher.  , 

Die  Anstalt  war  früher  Benediktiner  - Abtei;  dann 
Heil-  und  Pflegeanstalt,  dann  Gefängiikss. 

Siegburg-- Hrückherg.  K g 1 . G e f ä n g n i s s.  " 

^länner-  und  VVeibergefängniss  und  Weiberzuchthaus,  '■ 

sowie  Abtheihmg  für  männliche  .Jugendliche.  521  Männer, 

200  Weiber.  Einzelhaft.  P’ür  Männer  459  Voll  und  68  c 

Schlafzellen,  für  Weiber  159  Voll-  und  46  Schlafzellen. 

Arbeit  in  Regiebetrieb  und  Entreprise.  Innen-  und  ^ 

Aussenarbeit.  ' 

10  männliche  und  2 weibliche  Überbeamte,  88  Auf-  ■, 

Seher,  14  Aufseherinnen.  i 

Erbaut  1893—1896.  Areal  11,22,52  ha.  Kosten  des 
Gnnuhvcrthes  .53  814  Mk.  Baukosten  1 670  185.32  Mk.,  ' 

Summa  1 729  949,82  Mk.  ' 

Zellenbeleuchtung:  Petroleum.  Kübelsystem. 

S<nincnbui*g.  Kgl.  Strafanstalt.  Zuchthaus  für 
750  männliche  Züchtlinge.  Gemeinschafts-  und  Einzel- 
haft. 276  Voll-  und  128  Schlafzellen. 

Arbeiten  in  Regie:  Militärschnciderei , Weberei, 

Tischlerei  und  Schlosserei.  In  Entreprise:  Bilderrahmen. 
Cigarren,  Seideweben.  Au.ssenarbeit:  Anstaltsökonomie. 

1 Direktor  und  7 weitere  Oberbeamte,  50  Aufseher. 
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Strieg’au.  Kgl.  Strafanstalt  und  Gefängniss. 

a)  Zucluhausabtheiliing  für  katholische  Männer  vom 
30.  Lebensjahre  ab;  b)  Gefängnissabtheilung  für  Jlänner, 
Weiber  und  Jugendliche.  Letztere  nur  mit  Strafen  bis 
1 ]\Ionat.  Ferner  sind  hier  Untersuchungs-  und  Haft- 
gefangene untergebracht.  630  Männer,  9 Weiber. 

Geineinschafts-  und  Finzelhaft.  24  Vollzellen  für 
Zuchthaus-  und  9 für  Gefängnissgefangene. 

Arbeiten  in  Regie:  Räckeiei,  Strohflechterei.  In 
Fiitreprise:  Cigarren,  Peitschen-  und  Stuhlfabrikation. 

1 Direktor  und  8 weitere  Oberbeamte,  34  Aufseher. 

Trier.  Kgl.  Gefängniss.  Es  ist  bestimmt  für  Männer, 
Weiber  und  Jugendliche,  und  fasst  510  Männer  und  38 
Weiber;  ausserdem  befinden  sich  160  Mann  in  der  Filiale 
im  Avelsbacher  Thale  (Baracken). 

Gemeinschafts-  und  Flinzelhaft.  (84  Voll-  und  64 
Schlafkojen.) 

Arbeiten  in  Entreprise  : Militärschneiderei,  Stuhl-  und 
Bürstenfabrikation.  Im  Avelsbacher  Thale:  Anlage 
von  staatlichen  Weinbergen. 

7 Oberbeamte  42  Aufseher,  3 Aufseherinnen. 

AV^irteiibiirg.  Kgl.  Strafanstalt.  Zuchthaus  für  650 

Männer. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  124  Vollzellen,  150 
Schlafkojen,  10  Arbcits-  und  14  Schlafsäle. 

Arbeiten  in  Regie:  Tischlerei,  Schneiderei,  Weberei, 
Netzbcutclstrickerei  und  Bürstenfabrikation.  Aussen- 
arbeit : Landeskulturen. 

1 Direktor  und  8 weitere  Oberbeamte,  37  Aufseher. 

Altes  Bernhardinerkloster.  1884  mit  einem  Kosten- 
auf wände  von  376000  Mark  umgebaut.  Areal : 61,92  ha 
Petroleumbcleuchtung,  Kübelsystem. 

Werden  a.  d.  Ruhr.  Kgl.  Strafanstalt.  Raum  für 
700  Männer. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  (70  Voll-  und  28 
Schlafzcllon.) 

Entreprise,  (Innenarbeit.)  Als  Aussenarbeit : Oeko- 
nomie. 

8 Oberbeamte.  43  Aufselier. 

Gasbeleuchtung,  Kübelsystem.  Die  Anstalt  wird 
unigebant.  ' 

\\  <dilan.  Kgl.  Gefängniss  für  5.50  Männer  einschliesslich 
Jugendlicher. 
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Nur  Einzelhaft  450  Voll-  und  100  Schlafzellen. 

Arbeiten  in  Regie:  Militärschneiderei,  ln  Entreprise: 
Cigarren-,  StuliI-,  Schiiliwaaren-  und  Ilanftnsclien- 
fabrikation,  Rohrflechterei.  Au.sscnarbeit : landwirth- 
schaftliche  Arbeiten  für  Privatunternehnier. 

1 Direktor  und  0 weitere  Oberbeainte,  32  Aufseher. 

Die  Anstalt  umfasst  5,17  ha,  das  Gebäude  kostete 
32  197,00  ülark,  der  Bau  1292  003,85  Mark.  Die  Bauzeit 
betrug  3 Jahre.  Petroleum,  Kübelsystem. 

Ziegeiihaiii.  Kgl.  Strafanstalt  für  inännliche  und 
weil)liche  Zuchthau.sgefangene,  und  für  weibliche  Ge- 
fängnissgefangene,  auch  solche  Jugendliche,  mit  Platz 
für  401  Männer  und  110  Weiber. 

Gemeinschaftshaft.  60  Zellen,  114  Schlafkojen,  18 
Sehlaf-  und  1 1 Arbeitssäle,  8 Krankenräume. 

Arbeiten  in  Regie:  Militärschneiderei.  In  Entreprise: 
Stuhlfabrik  und  Strickerei ; ausserdem  5 Au.ssen- 
kommandos  für  Landwirthschaft  und  Meliorationen. 

9 Oberbeamte.  29  Aufseher,  7 Aufseherinnen. 


* 


II.  Dem  Kgl.  Ministerium  der  Justiz  unter- 
stehende Strafanstalten. 

Alleiistein.  Kgl.  Gerichtsgef ängniss  für  Männer, 
Weiber  und  jugendliche,  weibliche  Gefangene.  Im  Ganzen 
109  Köpfe.  Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  1 Schlaf- 
raum mit  14  Schlafkojen,  3 Schlafräume  für  11  Ge- 
fangene (ohne  Schlafkojen).  57  Isolirzellcn  für  Tag 
und  Nacht.  87  gemauerte  Isolirschlafzellen. 

Altona.  Kgl.  L and  gerichts-G  ef  ängniss.  Untcr- 
suchungsgefängniss  für  beide  Geschlechter  und  Straf- 
gefängniss  für  Männer,  Weiber  und  Jugendliche  Zur 
Vollstreckung  gelangen:  a)  Ilaftstrafen;  bj  Gefängniss- 
strufen  gegen  Erwachsene  beiderlei  Geschlechts  evan- 
gelischer Konfession  bis  zu  4 Monaten,  c.)  Gefängniss- 
strafen  gegen  erwachsene  Männer  katholischer  Kon- 
fession ohne  Beschränkung  der  Dauer  der  Stivafe, 
d)  Gefängnissstrafen  gegen  Jugendliche  beiderlei  Ge- 
schlechts bis  zu  4 Wochen.  Normalbelegung:  324  j\Iänner, 
55  Weiber,  zusammen  379  Köpfe  Höchstbclegiing: 
347  Männer,  02  Weiber,  zusammen  409  Köpfe.  Gcmein- 
schafls-  und  Einzelhaft.  Die  Räume  bestehen  in: 
38  Zellen  für  gemeinsame  Haft,  darunter  14  Säle  mit 
113  eisernen  Schlafkojen  und  in  147  Zellen  für  Einzelhaft. 
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Berlin  N.W.  52.  Kgl.  Untersuch  ungsgefängniss 
A 1 1 - 0 a b i t 12a. 

I.  Aufnahme  sämmtlichei’  wegen  Verbrechen  und 
Vergehen  zur  Untersuchungshaft  gebracliten  Personen 
männlichen  und  weiblichen  Geschlechts  aus  den  Bezirken 
der  Landgericlite  T und  II  und  der  Amtsgerichte  1 und  II 
in  Berlin. 

II.  Zur  Vollstreckung  von  Zwangshaft  und  Ordnungs- 
strafen an  männlichen  und  weiblichen  Personen  der- 
selben Bezirke.  923  Männer  und  220  Weiber. 

Vorzugsweise  Einzelhaft. 

Männergefängniss:  745  iOinzelzellen,  27  Geraeinschafts- 
räurae;  Weibergefängniss:  70  Einzelzellen,  14  Gemein- 
schaflsräume. 

Berlin.  Kgl.  Frauengef ängniss,  Bernimstrasse  10. 
Gefängniss  für  weibliche  Erwachsene,  Untersuch  ungs- 
gefängniss für  weibliche  Personen  wegen  Uebertretung, 
Haftort.  Es  fasst  im  Ganzen  536  Köpfe. 

36  Einzelzellen,  im  Uebrigen  Gemeinschaftshaft.  44 
Zellen  für  Gemeinschaftshaft. 

Uavon  werden;  3 ausschliesslich  als  Arbeitszellen, 
6 auschliesslich  als  Schlaf  zellen  und  35  als  Arbeits-  und 
.Schlafzellen  benutzt. 

Berlin.  Kgl.  Straf-  und  Untersuch  ungs-Gefäng- 

niss  „An  der  Stadtbahn  14/15“  für  niämdiche 
erwachsene  und  jugendliche  Gefangene.  Im  Ganzen 
820  Köpfe. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  349  Einzelzellen  für 
Tag  und  Nacht  für  349  Gefangene,  58  Gemeinschafts- 
zellen für  471,  zusammen  für  820  Gefangene. 

Beutlien  o.  S.  Kgl.  G e r i c h t s - G e f ä n g n i s s f ür  Männer 
und  Weiber,  sowie  für  Jugendliche  beiderlei  Geschlechts 
mit  einer  Strafzeit  bis  1 Monat  und  für  männliche  und 
weibliche  Untersiudumgsgefangene  für  507  Köpfe. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  1 Arbeitsbaracke  iüi 
100  Köpfe,  11  gemeinschaftliche  Arbeitsräume  für  211 
Köpfe,  114  Einzelzellen  und  8 Gemeinschaftszellen. 
Besondere  Schlafzellen  besitzt  das  Gefängniss  nicht. 

Bochiiiii.  Kgl.  Gen  tr  al  - G ef  än  gn  i ss  für  Männer,  Weibei 
und  Jugendliche  beiderlei  Geschlechts.  570  Männer, 
135  männliche  Jugendliche;  30  Weiber,  19  weibliche 
.lugendliche,  zusammen  754  Köpfe. 
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Einzelhaft  mit  Ausnahme  von  4 Räumen  för  30 
Jlänner  und  2 Räume  für  weibliche  Jugendliche  für 
gemeinsame  Haft.  Arbeitszellen  für  244  Männer,  71 
Jugendliche,  27  Weiber;  Schlafzellen  für  296  Männer, 
64  Jugendliche,  16  Weiber. 

Bochiiin.  Kgl.  G er  ic.  h t s - G ef  än  gn  i SS.  Zur  Voll- 
streckung von  Gefängni-ssslrafen  unter  einem  ]\lonat 
an  erwachsenen  Männern,  von  solchen  bis  zu  14  Tagen 
an  Weibern  und  Jugendlichen,  ferner  von  Haftstrafen. 
105  Köpfe  Normalbelegung. 

10  Zellen  für  Gemeinschaftshaft,  32  Zellen  für  Einzel- 
haft. Schlafzellen  sind  nicht  vorhanden. 

Breslau.  Kgl.  Untersuchungs-Gefängniss  für 
Männer  und  Weiber  und  zugleich  Hülfsstrafgefängniss 
für  überfüllte  Gerichtsgefängnisse.  351  Männer  und 
115  Weiber. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  11  Arbeits-  und 
13  vSchlafzellen,  sowie  3 Arbeits-  und  Schlafzcllen  für 
Tag  und  Nacht.  Ausserdem  344  Einzelzellen  als  Arbeits- 
und Schlafzellen. 

Bromberg.  Kgl.  Justiz-Gef ängniss  für  Männer  und 
Weiber.  185  Plätze. 

Gemeinschaftshaft.  16  Einzelzellen  für  Tag  und  Nacht. 
22  Gemeinschaftszellen  für  Tag  und  Nacht.  16  Gemein- 
schaftliche Schlafräume.  6 Arbeitsräume  für  150  Köpfe. 

Cassel.  Kgl.  Gerich  ts-G  ef  ängniss.  Strafgefängniss 
für  Männer  und  Weiber,  Untersuchungsgefängniss  für 
Männer,  Weiber  und  Jugendliche.  Ini  Ganzen  143  Köpfe. 
Gemeinschafts-  und  Einzelhaft. 

Cosel.  Kgl.  G er  i c h t s - G e f än  gn  i s s.  Zur  Aufnahme 
von  Untersuchungsgefangenen  und  zur  Vollstreckung 
von  Gefängniss-  und  Haftstrafen  für  Männer  und  Weiber. 
Für  .Tugendliche  nur  zur  Vollstreckung  von  Strafen  bis 
1 Monat.  Platz  für  127  Köpfe.  Gemeinschaftliche  Haft 
mit  Ausnahme  von  14  Einzelzellen  (Arbeitszellen). 
Schlafzellen  sind  nicht  vorhanden. 

Danzig.  Kgl.  Gerichts-Gef ängniss  für  Männer, 
Weiber  und  Jugendliche.  233  — 280  Köpfe.  Geinein- 
schafts-  und  Einzelhaft.  55  Einzelzellen  und  17  Säle, 
von  denen  14  zugleich  zu  Arbeits-  und  Schlafzwecken 
dienen. 

Blatter  für  Gcfangnisskuncle.  XXXVI.  3 
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Dortiniiml.  Kgl.  G er  ich  t s-G  e f än  gn  i ss.  Unter- 

suchungsgefüiigiiiss  für  Männei-,  Weiber  und  Jugend- 
liche. Strafgefängniss  für  Männer  bei  Strafen  unter 
8 Monaten,  für  Weiber  und  Jugendliebe  bei  Strafen  bis 
zu  14  Tagen  und  für  Haftstrafen.  128,  für  den  Noth- 
fall  154  Plätze.  22  Einzclzellen;  24  Geineinsehaft.szellen. 
Besondere  Scblafzellen  sind  nicht  vorhanden. 

Duisburg'.  Kgl.  Gerichts- Gefängnis s.  Unter- 

suchungs-  und  Strafgefängniss  für  Männer,  Weiber  und 
Jugendliche,  auch  für  Ilaftstrafen.  112  Köpfe:  96  Männer 
und  16  Weiber. 

70  Einzelzellen.  1 Arbeitszelle  für  Klcmpnerei- 
betrieb. 

Geineinschafts-  und  Einzelhaft. 

8 ;\Iännerschlafzellen,  1 Weibersclilafzelle.  Gemeinschafls- 
haft. 

Eberbacli  im  Rheingau.  Kgl.  Strafgefängniss  für 
265  Männer  und  85  Weiber. 

Gemeinschaftshaft  mit  21  nothdürftigen  Isolirzelleii 
und  1 Schlafraura  mit  10  Kojen.  14  Arbeitsräume.  23 
Schlafräume  ohne  Schlafkojen. 

Elbiug.  Kgl.  J u s ti  z - G ef  ä n g n i s s für  erwachsene 
Männer  und  Weiber,  für  letztere  bis  zu  einem  Jahr,  für 
Jugendliche  bis  zu  einem  Monat.  Im  Ganzen  115 
Köpfe.  62  Zellen  für  Einzelhaft,  4 Zellen  für  Gemein- 
schaftshaft. 

Erfurt.  Kgl.  Gerichts-Gefängniss  für  Untersuchungs- 
und Strafgefangene.  Für  jugendliche  IMänner  nur  mit 
Strafen  bis  1 Monat,  für  jugendliche  Weiber  mit  solchen 
bis  zu  14  Tagen.  Iin  Ganzen  201  Köpfe. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  15  Schlafräunie, 
137  Kojen,  7 Gemeinschaftszellen,  24  Köpfe,  40  Einzel- 
zellen, 40  Köpfe. 

Essen.  Kgl.  Gerichts-Gefängniss,  a)  für  ünter- 
suchungsgefangene,  Männer  und  Weiber,  b)  zur  Voll- 
streckung von  Haft-  und  Gefängnissstrafen  bis  zu 
3 Monate  gegen  erwachsene  i\Iänner,  c)  zur  Vollstreckung 
von  Haftstrafen  gegen  erwachsene  Weiber,  d)  zur  Voll- 
streckung von  Haft-  und  Gefängnissstrafen  b’is  zu  14 
Tagen  gegen  jugendliche  Männer  und  Weiber.  173  Plätze. 

Gemeinsehafts-  und  Einzelhaft.  46  Einzelzellen,  14  Ge- 
meinschaftszellen beziehungsweise  Schlaf.säle,  1 Arbeits- 
schuppen. 
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Flensburg.  Kgl.  Landgerichts-Glefängniss,  für 

a)  ^Männer:  evangelischer  Konfession  bis  zu  2 Monaten, 
katholischer  Konfession  oline  Kücksicht  auf  Strafdauer ; 

b)  Weiber:  evangelischer  Konfession  bis  zu  6 Monaten, 
katholischer  Konfession  wie  bei  Männern ; c)  Jugendliche 
männlich : evangelischer  Konfession  bis  zu  4 Wochen, 
katholischer  Konfession  wie  bei  Männern.  Platz  für 
98  Männer,  19  Weiber.  63  Zellen  für  Einzelhaft. 

Frankfurt  a.  M.  Kgl.  Gerichts-Gefängniss.  ünter- 
suchungsgefängniss  für  Jlänner  und  Weiber.  123  Köpfe. 
Gemeinschaftliche  Untersuchungshaft.  22  Zellen  für  ge- 
meinsame Haft,  12  Zellen  für  Einzelhaft. 

Frankfurt  a.  0.  Kgl.  Gerichts-Gefängniss  für 
Männer,  Weiber  und  .Jugendliche.  153  Plätze.  Ge- 
nieinschafts-  und  EinzelhaH.  5 Arbeits-  und  68  Schlaf- 
zellen. 

Glatz.  Kgl.  Gerichts-Gefängniss  für  erwachsene 
Männer  und  für  jugendliche  Untersuchungsgefangene 
sowie  jugendliche  Strafgefangene  mit  Strafen  bis  zu 
1 Monat.  216  Männer  und  60  Weiber.  Einzelhaft. 
226  Vollzellen  und  50  Schlafzellen. 

Gleiwitz.  Kgl.  Gerichts-Gefängniss  für  Männer 
und  Weiber,  für  Jugendliche  mit  Strafdauer  bis  zu 

I Monat.  221  Plätze.  Gemeinschafts-  und  Einzelhaft. 
3 Arbeits-  und  Schlafzellen  für  Gemeinschaftshaft. 
97  Arbeits-  und  Schlafzelleu  für  Einzelhaft  60  Schlaf- 
zellen und  40  Schlafkojen. 

Gliickstadt.  Kgl.  Straf gefängniss  für  531  Männer, 
auch  Jugendliche. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  81  Einzelzcllen. 

II  gemeinschaftliche  Schlafräume  mit  Schlafkojen  und 
16  gemeinschaftliche  Schlafräume  ohne  Schlafkojen. 

Gnesen.  Kgl.  Gerichts-Gefängniss  für  123  Köpfe. 
Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  18  Einzelzellen  für 
Tag  und  Nacht.  12  Gcmeinschaftszellen  für  Tag  und 
Nacht. 

Görlitz.  Kgl.  Gerichts-Gefängniss  für  Männer  und 
Weiber.  "l87  Köpfe.  22  Zellen  für  Einzelhaft,  26  Zellen 
für  gemeinsame  Haft  und  2 Schlafräume  mit  Kojen. 

- Golliiow.  Kgl.  C e n t r a 1 - G e f ä n g n i s s für  Gefängniss- 
strafen  an  600  männlichen  Erwachsenen  und  Jugendlichen. 
Gemeinschaftshaft.  148  Kojen. 

3* 
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(lOimnerii.  Kgl.  G erichts-Gefängniss  für  316  Männer. 

Geineinsehaftshaft,  20  Einzelzellen,  30  Schliifzellen. 

Grsimleiiz.  Kgl.  G e ri  c li  ts-G  ef  än  g n i ss  für  Männer 
Weiber,  und  für  Jugendliche  mit  Strafen  bis  zu  einem 
^lonat,  mit  Platz  für  94  Männer  und  28  Weiber. 

Gemeinschaftshaft.  12  Schlafkojcn  und  21  Schlaf- 
zellen. 

Gross-Strelitz.  Kgl.  Gerichts-Gefängniss  Gefäng- 
niss  für  Männer  und  Weiber  und  Central-Abtheilung 
für  männliche  Jugendliche.  Kaum  für  164  Köpfe. 

Einzelhaft. 

Hagen.  Kgl.  Gerichts-Gefängniss.  Untersuchiiiigs- 
und  Strafgefängniss  für  190  Männer  und  Weiber. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  6 Schlafsäle  mit 
Kojen  für  60  Köpfe,  28  Schlafzellen,  46  Vollzellen, 
13  Gemeinschaftszellen  für  56  Köpfe. 

Halberstadt.  Kgl.  Gerichts-Gefängniss.  Unter- 
suchungs-  und  Strafgefängniss  für  108  Köpfe:  Männer 
und  Weiber,  auch  Jugendliche. 

Gemeinschaftshaft.  19  Einzelzellen,  8 Schlafzellen. 

Halle  a.  S,  Kgl.  Gerichts-Gefängniss.  Unler- 
suchungs-  und  Strafgefängniss  für  Männer,  Weiber  und 
.lugendliche.  Letztere  mit  Strafen  bis  zu  14  Tagen. 
Platz  für  89  Männer,  56  Weiber. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  47  Einzelzellen,  19 
Gemeinschaftszellen. 

Hannover.  Kg  1.  G e r i c h t s - G e f ä n g n i s s für  männliche 
und  weibliche  Untersuchimgs-  und  Strafgefangene,  Männ- 
liche Jugendstation.  586  Köpfe,  (512  Männer,  74  Weiber). 
385  Einzelzellen. 

Pr.  Holland.  Kgl.  Gerichts-Gefängniss.  Raum 
für  243  Männer. 

Gemeinschafts-  nnd  Einzelhaft.  12  Vollzellen 

Insterburg.  Kgl.  Gerichts-Gefängniss  für  126 
Männer  und  Weiber. 

Gemeinschaftshaft.  16  Zellen. 

Katlowitz.  Kgl.  A m t s ge  r i c h t s - G e f ä n gn  i SS  für 
.Männer  und  Weiber,  in  zwei  durch  eine  Strasse  getrennten 
Gebäuden.  185  Männer  und  47  AVeiber. 

Vornehmlich  Einzelhaft  103  Voll-  36  Schlaf-  und 
7 Gemeinschaftszellen  für  Männer. 
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Im  Weibergefcäiigiiiss:  25  Voll-  8 Schlaf-  und  3 Ge- 
meinscliaftszellen. 

Kiel.  Kgl.  L a n (1  g e r i c h t s - G e f ä n g II  i s .s  für  Männer 
und  Weiber.  (Centralstalion  für  Weilier)  147  Männer, 

89  Weiber,  zusammen  236  Köpfe. 

Gemeinschaftshaft  6 Arbeitszellcn,  lö  Schlafzellen. 

Königsberg'.  Kgl.  G e r i c h t s - G e f ä n g n i ss  für  292 
•Männer  und  Weiber. 

Gemeimschafts-  und  Einzelhaft.  20  Schlafkojen, 

67  Isolierzellen  für  Tag  und  Nacht. 

Küiiitz.  Kgl.  L a n d g e r i c h t s - G e f ä n g n i s s zur  Auf- 
nahme von  Untersuchungs-,  Gefängniss-,  Haft-,  Civil-  und 
Transportgefangenen.  107  Köpfe. 

11  Gemeinschafts-  und  49  Einzelzellen. 

Köslin.  Kgl.  B e z i r k s - G e f ä n g n i s s.  Es  dient  zur  Auf- 
nahme von  212  Untersuchungs-,  Gefängniss-,  Haft-, 
Zwangshaft-  und  Transportgefangenen.  Männer  und 
Weibel'.  Centralstation  für  jugendliche,  männliche  Straf- 
gefangene. 

35  Vollzellen,  8 Schlafkojen. 

Liegnitz.  Kgl.  G e r i c li  t s - G e f ä n g n i s s Raum  für  2 1 1 
Köpfe 

Einzel-  und  Gemeinschaftshaft.  27  Zellen  für  Einzel- 
haft (für  Arbeit  und  Schlaf),  keine  Schlafzellen. 

Lnblinitz  o./'S.  Kgl.  Gerichts-Gefängniss  für  120 

Männer  und  13  Weiber.  Keine  Jugendlichen.  | 

43  Vollzellen,  24  Schlafzellen.  ' 

3IagdeInirg-Altstadt.  Kgl.  Gerichts-Gefängniss. 
für  152  Untersuchungs-,  Gefängniss-  und  Haftgefangene 
Männer,  Weiber  und  Jugendliche. 

Arbeitszellcn  und  Schlafzellcn  sind  nicht  vorhanden. 

3Ieiiiel.  Kgl.  Gerich  ts-Gefängniss  für  117  IMänner 
und  Weiber. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  19  V’^ollzellen,  26 
Schlafkojen. 

-Miinstei'.  Kgl.  Gerichts-Gefängniss  für:  ai  er- 
wachsene .Alänner  mit  Gefängnissstrafen  bis  zu  6 
Monaten ; b)  erwachsene  Weiber  mit  Gefängnissstrafen 
bis  zu  14  Tagen;  c)  jugendliche  Männer  und  Weiber 
mit  Gefängnissstrafen  bis  zu  14  Tagen  und  d)  sämmt- 
liche  Haftstrafen.  192  Köiife. 
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Einzel-  und  Genieiuschaftshiift.  54  Einzel-,  13  Gemein- 
schafts- und  11  Schlafzellen. 

Naumburg  a.  S.  Kgl.  Ge  rieht  s-Ge  fang  niss  für 
188  Jlänner  (auch  jugendliche)  und  Weiber. 

Geineinschafts-  und  Einzelhaft.  69  Vollzellen, 
9 Schlafzellen. 

Neisse.  Kgl.  J ustizgef  ängniss  für  127  Männer  und 
Weiber. 

Gemeinschaftshaft  und  17  Einzelzellen.  56  Schlaf- 
kojen. 

Neu-Ruppin.  Kgl.  Gerichtsgef ängniss  für  er- 
wachsene IMänner  und  erwachsene  und  jugendliche 
Weiber;  ausserdem  Untersuchungshaft.  124  Köpfe. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  44  Vollzellen. 

Neuwied.  Kgl.  L an  dger  i ch  ts- G ef  ängniss.  Ver- 
wahrung von  Untersuchungsgefangenen;  Vollstreckung 
von  Gefängniss-  und  Haftstrafen,  an  Männern  bis  zu 
1 Jahre,  an  Weibern  bis  zu  6 Monaten,  an  Jugendlichen 
bis  zu  1 Monat.  104  Köpfe. 

Kleist  Gemeinschaftshaft.  37  Einzel  zellen  für  Unter- 
s u chungsgef  an  gen  e . 

Oels  i.  Schl.  Kgl.  L a n d g e r i c h t s - Gefängniss. 
Untersuchungs-  und  Strafgefängniss  für  159  Männer  und 
32  Weiber. 

Gemeiuschafts-  und  Einzelhaft.  51  Voll-,  48  Schlaf- 
zellen, 54  Schlafkojen. 

Oliva.  Kgl.  Hi  1 f s ge  f ä n g n i s s für  170  Jlänner  in 
Gemeinschaftshaft. 

Oppeln.  Kgl.  L an  d g e r i c h t s - Gef  ä ng n i SS  für  223 
Männer  und  Weiber. 

Gemeinsohafts-  und  Einzelhaft.  99  Vollzellen  und 
114  Schlafkojen. 

Paderborn.  Kgl.  G e r i c h t s - G e f ä n g n i s s für  Männer 
bis  zu  6 'Monaten,  für  Weiber  und  Jugendliche  bis  zu 
14  Tagen  und  sämmtliche  Haftstrafen.  100  Plätze. 
5 Vollzellen. 

liötzeiisee.  Kgl.  Strafgefängniss  bei  Berlin 
für  1412  IWänner.  Erwachsene  und  Jugendliche. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  526  Einzelzellen  und 
einige  Schlafkojen. 
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für  295  Männer  und  72 

Sü^fcl  u'er'w  ^ .i'Jffendlicher  Gefangenen  mit  einer 

oiiauuuei  In«  zu  einem  Monat. 

(Jememseliafts-  und  Einzelhaft.  Keine  Schlafzellen. 

M än  ner  umf  Woü ^ ‘ P ^ ^ ‘ “ ''  «‘  "^aohsene 

litC  I ^ 9 w r*'  für  männliche  Jugend- 

schräi  kt  "■  •T»l?endliche  unbe- 

scniaiikt.  142  Männer  und  18  ^Veiber 

PTOnjsesheiiii  K g 1.  s t ,■  a f s: » f ä n g „ I s s b e I F r h n k - 

I.  n-  .•  und  M'ciber  (Erwachsene  und 

Jugendliche.)  417  Männer  und  85  'Weiber. 

‘inzelhaft.  482  Ilaftzellen,  70  Isolirsehlafzellen. 

un(?'AVeiber  ® ^ ^ ® ‘ ® ^ » S:  n i s s für  270  Männer 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  18  Vollzcllen,  108 
Schlafkojen.  ’ 

1 i c t s - G 0 f ä n g n i s s für  235  Männer 

und  71  Weiber. 

Gemeinschaftshaft.  Schlafzelleu  sind  nicht  vorhanden. 

Sclineicleuiühl.  K g 1.  .J  u s t i z - G e f ä n g n i s s für  Männer 
und  M elber.  171  Plätze. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  42  Schlafzellen. 

Schweidnitz.  Kgl.  Gerichts-Gefängniss  für  ’V'olI- 
streckuiig  von  Gefängniss,  einfachen  und  geschärften 
ilattstralen.  Untersuchung.shaft.  Abtheilung  für  kath. 
Jug-endliche.  132  Männer,  20  ^Veiber,  51  Jugendliche. 
Einzel-  und  Gemeinschaftshaft.  98  Einzelzcllen. 

Stargard.  K gl.  Ge r i e h t s - G e f ä n g n i s s für  100  Männer, 
Weiber  und  Jugendliche. 

GemeinscJiafts-  und  Einzelhaft. 

^ Kl? i-  Gefängniss  für  104  Männer, 

M eiber  und  Jugendliche. 

• 47  Einzelzellen  und  96  Schlafzollen. 

^ ^ ® f s - G c f ä n g 11  i s s.  Untersu(*lnmgs- 

uncl  btrafgefängniss  für  Männer,  'Weiber  und  Jugendliche 
beiderlei  Geschlechts.  331  Älänner,  107  AVeiber. 
o Gejii^ibschafts-  und  Einzelhaft.  117  Vollzellen,  3 
Schlalräume  mit,  18  ohne  Schlafkojen. 
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Tegel.  Kgl.  Strafgefängniss  zur  Vollstreckung  von 
Gefängnissstrafen,  unbeschränkt,  und  Haftstrafen  an 
erwachsenen  christlichen  Männern.  1650  Köpfe. 

Vorwiegend  Einzelhaft ; 1309  Haft-  und  181  gemauerte 
Schlaf-  und  18  Strafzellen.  Gemeinschaftsluift  für  120 
Köpfe,  43  Betten  in  dem  Krankenhausc. 

Thovn.  Kgl.  Gerichts-Gefängniss  zur  Vollstreckung 
von  Gefängniss-  und  Haftstrafen  und  zwar:  an  Er- 
wachsenen (Männer  und  Weiber)  von  unbeschränkter 
Dauer,  an  jugendlichen  unter  1 Monat.  Platz  für 
164  Köpfe  und  zwar  146  Männer  und  18  Weiber.  13 
Vollzellen. 

Waldenburg.  Kgl.  Gefängniss.  Platz  für  123  Köpfe. 
I Gemeinschaftshaft.  4 Weiberzellen.  12  Schlafkojen. 

I Wiesbaden.  Kgl.  Landgerichts-Gefängniss: 

il  a)  Untersuchungsgefängniss  für  männliche  und  weibliche 

J Gefangene ; b)  Strafgefängniss  für  erwachsene  Personen, 

I männliche  bis  1 Jahr,  weibliche  bis  6 Monate  ein- 

1 schliesslich,  für  jugendliche  männliche  und  weibliche 

Personen  bis  zu  1 Monat  Strafdauer.  243  Köpfe. 

38  Einzelzellen.  Besondere  Schlafzellen  sind  keine 
vorhanden. 

Wronke.  Kgl.  Central- Gefängniss  für  Männer, 
Weiber  und  Jugendliche  beiderlei  Geschlechts.  813  Köpfe, 
und  zwar:  550  erwachsene,  154  jugendliche  Männer; 
61  erwachsene,  48  jugendliche  Weiber. 

Einzelhaft.  617  Voll-  und  196  Schlafzellen. 

Zabrze.  Kgl.  Gerichts-Gefängniss  für  Männer  und 
Weiber.  Für  Jugendliche  zur  Vollstreckung  von  Strafen 
I bis  zu  einem  iMonat.  138  Männer  und  39  Weiber. 

Gemeinschaft-  und  Einzelhaft.  64  Arbeitszellen  und 
61  Schlafzellen. 

B.  Korrektions-  und  Arbeitsanstalten. 

Einrichtung  und  Unterhaltung  dieser  Anstalten  ist 
Sache  der  Provinzialverwaltungcn.  Die  Aufsicht  führt 
der  Oberpräsident,  in  höherer  Instanz  der  Minister  des 
Innern,  Sie  dienen  zur  Unterbringung  von  Personen, 
die  nach  § 361  K.-St.-G.B.  Nr.  3 — 8 verurtheilt  und  der 
Landespolizeibehördc  überwiesen  sind,  bis  zur  Dauer 
von  2 Jahren. 
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FOrstentbum  Reuss  jüng.  Linie. 

Ober  bell  ör  de:  Fiirstl.  Jlinisterium,  Abtheilung  für 
die  Justiz  zu  Gera. 

Bemerkung:  Das  Fürsten thum  hat  gemeinschaftlich 
mit  dem  Grossherzogthum  Sachsen- Weimar,  den  Herzog- 
thümcrn  Sachsen  - Meiningen,  Sachsen  - Altenburg’  und 
Sachsen -Koburg- Gotha,  sowie  den  Fürstenthtimcrn 
Schwarzburg-Soijdershausen  und  Reuss  ält.  Linie  die 
Zuchthäuser  für  Männer  zu  Gräfcntonna  und  Unter- 
massfeld, das  Zuchthaus  für  Weiber  zu  Ilassenberg,  die 
Gefängnissanstaltcn  zu  Ichtershausen  für  Männer,  Wei- 
ber und  jugendliche  Personen  männlichen  und  weiblichen 
Geschlechtes. 

Gera.  F ü r s 1 1.  G e r i c h t s - G e f ä n g n i s s.  Gefängniss 
für  Männer  bis  4 Monate,  für  Weiber  bis  3 Monate,  für 
Jugendliche  bis  6 Wochen.  Ueberdies  Verwahrungsort 
für  Untersuchungs-  und  Uaftgefangene.  Belegfähig  für 
136  Personen. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  (66  Zellen  mit 

2 Betten,  4 Zellen  mit  3 Betten.) 

Arbeiten  in  Entreprise  (Innenarbeit):  Rohrflechten 
und  Tabakentrippen. 

1 Vorsteher  (der  erste  Staatsanwalt),  1 Inspektor, 

3 Aufseher. 


FQrstentbum  Reuss  ält.  Linie. 

Oberbehörde:  Fürstl.  Reuss  - Plauische  Landes- 

regierung zu  Greiz. 

Die  Vollstreckung  der  Freiheitsstrafen  erfolgt  in  der 
Hauptsache  durch  gemeinschaftliche  Strafanstalten  und 
der  Korrektionshaft  durch  ein  gemeinschaftliclics 
Arbeitshaus.  Die  gemeinschaftlichen  Anstalten  unter- 
stehen der  speziellen  Leitung  desjenigen  Staats,  in 
welchem  sie  sich  befinden.  Als  solche  kommen  in  Frage: 

a)  Als  Zuchthäuser: 

1.  das  Männerzuchthaus  Untei  massfeld  im  Gebiete  des 
llerzogthums  Sachsen-Meiningen, 

2.  das  IMännerzuchthaus  Gräten  tonna  im  Gebiete  des 
llerzogthums  Sachsen-Koburg- Gotha, 

3.  das  Weibeizuchthaus  Ilassenberg  im  Gebiete  des 
llerzogthums  Sachsen-Koburg-Gotha. 


b)  Als  fjemeiiisfhiittliehe  Gefäiigiiissaiistalt  für 
Männer,  Frauen  mul  Jugendliche: 

Die  (lefängnissanstalten  in  Ichtershausen  ini  Gebiete 
des  Ilerzogthums  Sachsen-Koburg-Gotha. 

c)  Als  Korrektionsanstalt: 

Das  Arbeitshaus  zu  Dreissigacker  iin  Gebiete  des 
Ilerzogthums  Sachsen-Meiningen. 

Dagegen  werden  Gefängnissstrafen  bis  »zur  Dauer 
von  4 Monaten  ausser  an  jugendlichen  Personen,  welche, 
soweit  möglich,  den  Getangnissanstalten  in  Ichters- 
hausen übei'wiesen  werden,  in  der  Ccnlralgefaugenen- 
anstalt  Zeulenroda  vollstreckt. 

Königreich  Sachsen. 

A.  Anstalten,  für  welche  das  Kgl.  Ministerium  des  Innern 
die  Oberbehörde  ist. 

I.  Strafanstalten. 

Bemerkung:  In  sämmtlichen  Anstalten  Regie- 

betrieb und  Entreprise,  Innen-  und  Aussenarbeit. 

Hautzen.  Kgl.  G ef  än  g n i ssstr  af  an  s t al  t,  im  Bau, 
untersteht  vorläufig  als  „Abtheilung  Bautzen“  der 
Direktion  der  Anstalt  Zwickau. 

Bestimmt  zur  Aufnahme  von  800  Männern,  1 00  Weibern 
und  100  Jugendlichen. 

Die  Hälfte  der  Plätze  soll  für  Einzelhaft  eingerichtet 
werden. 

Das  Gelände  beträgt  13  ha  62,4  ar,  wovon  10  ha 
20,3  ar  unentgeltlich  zur  Verfügung  gestellt  worden  sind. 
Die  Baukosten  sind  auf  3 090  000  Mark  veranschlagt. 
Als  Beleuchtung  ist  Gas  in  Aussicht  genommen. 

Hoheneck.  Kgl.  Gefängniss-Straf  anstalt  für  1000 
^länner. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  150  Einzelzellen, 
600  zum  Schlafen. 

9 Oberbeamte,  38  Aufseher. 

Sachseuhurg.  Kgl.  Gef  ängniss-S  traf  anstalt,  lür 
272  männliche  Jugendliche,  zugleich  Korrektionsanstalt 
für  solche. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  17  Einzel-  und  Ib 
Schlafzellen. 

7 Oberbeamte,  21  Aufseher. 
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V^oi^tsberg.  Kgl.  G e f ä n g n i s s - S t r a f a n s t a 1 1 für 
3Ö0  Weiber  und  80  weibliche  Jugendliche. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  48  Einzelzellcn  117 
Schlafzellen. 

4 Oberbeamte,  23  Aufseherinnen. 

Wcablbeim.  Kgl.  Zuchthaus  für  Männer  und 
AVeiber.  Raum  für  1878  Männer,  410  AVeiber. 

GeniGinschafts-  und  Einzelhaft.  Im  Männerzuchthaus: 
342  A^oll-,  55  Arbeits-  und  652  Schlafzellen.  Im  AVeiber- 
zuchthaus:  62  A/’oll-  und  348  Schlafzellen. 

17  Oberbeamte,  123  Aufseher,  20  Aufseherinnen. 

Zwickau.  Kgl.  G e f ä n g n i s s - S t r a f a n s t a 1 1 für  1125 
Männer. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  227  A^oll-  und  898 
Schlaf  zellen. 

12  Oberbeamte,  90  Aufseher. 


Grünliaiii.  Kgl.  Korrektions  an  st  alt  für  AVeiber 
und  weibliche  Jugendliche.  100  Personen. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  6 Einzel-  und 

52  Schlafzellen. 

3 Oberbeamte,  11  Aufseherinnen. 

Holinstehi.  Kgl.  Korrektionsanstalt  für  454  Männer. 
(Ililfsanstalt  Radeberg  für  180  Männer.) 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  7 Einzel-  und 

2 Schlafzellen. 

6 Oberbeamte,  29  Aufseher. 

B.  Anstalten,  für  welche  das  Kgl.  Justizministerium  die 
Oberbehörde  ist. 

( heiimitz.  Kgl.  G e f a n g e n a n s t a 1 1 f ür  528  Köpfe  zum 
A^ollzug  von  Gefängnissslrafen  bis  zu  6 Monaten  an 
Alännern  und  AVeibern,  und  von  Gefängnissstrafen  bis  zu 
1 Monat  an  Jugendlichen  beiderlei  Geschlechts. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  124  Zellen  und  3 
Arbeitssäle,  sowie  1 Schlafsaal  mit  64  Isolierzellen  für 
Alänner  und  39  Zellen  nebst  1 Schlafsaal  mit  11  Isolier- 
zellen für  AA'eiber. 

Aleist  Innenarbeit ; als  Aussenarbeit : Anstaltsgärtnerei 
und  Ilolzspalten. 

1 Direktor  und  6 weitere  Oberbeamte.  30  Aufseher, 
6 Aufseherinnen. 


II.  K o r re  k ti  0 n s a n s t a 1 1 en. 
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Dresden  Kgl.  Gefiiiigcnanstalt.  Untersucliunos 
lind  Strafgefungmss  für  Männer  und  ^\■eiber,  ferner  ?L 
Jngendl.cl.e,  die  za  Haft  oder  üefänguiss  übe.  1-” 
Monate  verurthedt  sind.  596  Pe.-sonen. 

Genieinsciiafts-  und  Einzelhaft.  354  Isolir-  und  242 
bchlalzellen,  sowie  9 Ai’beits.säle. 

Regiebetrieb  und  Entreprise;  nur  Innenarbeit. 

2 Oberbeainte,  35  Aufseher,  8 Aufseherinnen 
Gasbeleuchtung. 

Leipzig.  K g 1.  Gef  a n g e n a n s t a 1 1. 

Das  Gefängniss  dient  1.  zur  Aufnahme  von  Untersueh- 

gerichtlich  e.-- 

kanntu  Gefangmssstrafen  und  zwar:  a)  in  der  Dauer  von  3 
Monaten  oder  darunter  gegen  solche,  die  das  18.  Lebens- 
jahi  v ollendet  haben,  b)  m der  Dauer  von  1 '\ronat  oder 
darunter  gegen  .solche,  die  das  18.  Lebensjahr  noch  nicht 
zur  Vollstreckung  gerichtlich  erkann- 

PVoM»  ^ ^ Vollstreckung  von  Festungshaft  an 

Vollstreckung  gerichtlich  auf- 
eile^tei  Zwangs-  und  Ordnungsfreiheitssti-afen,  6.  zur 
Voiistreekung  von  Gefängniss-  oder  Haftstrafen,  die  von 
sächsischen  Verwaltungsbehörden  erkannt  werden  Be- 
legstärke: 450  Köpfe. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  241  Einzel-  und  193 
ochlalzellen.  8 Arbeitssäle. 

Entreprise.  Nur  Innenarbeit. 

- Direktor  und  4 weitere  Oberbeamte  32  Aufseher 
o Aufseherinnen.  ’ 

Petroleumbeleuchtung  in  den  Zellen.  Wasserklosets. 
xNotiz.  In  dieser  Anstalt  w^erden  auch  die  U'ntersuchungs- 
gefangenen  aufgenommen,  bei  denen  das  Reichsgericht 
m ei’ster  und  letzter  Instanz  für  Untersuchung  und 
Entscheidung  zuständig  ist. 

Zwickau.  Kgl.  Gefangenanstalt, 

Bestimmt  zur  Aufnahme  von 
langenen,  Vollstreckung  vmn  Gefängnissstrafen  bis  3 
bezvv.  6 Monaten,  bis  1 Monat  für  Jugendliche  und 
ilaftvollstreckungsort  für  männliche  und  weibliche  Per- 
sonen, .sowie  Festungshaftort  für  Frauen,  300  Personen. 

Einzel-  und  Gemeinsehaftshaft.  158  Voll-  und  20 
Schlafzellen. 

Regiebetrieb  und  Entreprise.  (Innenarbeit.) 

1 Direktor  und  3 weitere  Oberbeamte.  15  Aufseher, 

3 Aufseherinnen. 


von  Untersuchungsge- 


1 't 
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Erbaut  1896 — 99.  Areal  4450  qm  In  den  Zellen 
Petroleumbeleuchtiing  und  Wasscrklosets. 


Herzogthum  Sachsen^Altenhurg. 

Eigene  Arbeitshäuser  und  grössere  Strafanstalten  sind 
nicht  vorhanden,  benützt  die  gleichen  Anstalten  wie 
das  Fürstenthum  Reuss  j.  L. 


Herzogthum  SachseU'Coburg'Gotha. 

Oberbehörde:  Herzogi.  Staatsministerium  zu  Gotha. 

Die  nachstehenden  Strafanstalten  dienen  zur  gemein- 
schaftlichen Benützung  für  das  Grossherzogthum  Sachsen- 
Weimar,  die  Herzogthümer  Saclisen-Meiningen,  Sachsen- 
Coburg -Gotha,  Sachsen- Altenburg  und  der  Fürsten- 
thümer  Schwarzburg -Sonderhausen,  Reuss  ä.  L.  und 
Reuss  j.  L. 

Gräleiitoiina.  Zuchthaus  für  217  Männer. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  128  Voll-  und  89 
Schlafzellen. 

Arbeiten  in  Entreprise:  Cigarrenfabrikation,  Strumpf- 
und  Maschinenstrickerei,  Oekonomic. 

6 Oberbeamte,  16  Aufseher. 

Hasseiiberg.  Herzog!.  W e i b e r z u c h t h a u s.  120  Köpfe. 

Gemeinschaftshaft.  36  Arbcits-  und  84  Schlafzellen. 

Arbeit  in  Entreprise:  Stickerei. 

1 Direktor  und  2 weitere  Oberbeamte.  6 Aufseher, 
3 Aufseherinnen. 

Iclitershauseii.  Herzogi.  G ef  än  gn  iss  ans  t alten  für 
325  Männer  mit  Strafe  von  über  4 Monaten,  für 56  Weiber 
mit  Strafe  von  mindestens  3 iMonaten,  für  96  mänidiclie 
und  weibliche  .lugendliche  von  mit  Strafen  über  6 
Wochen. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  107  Voll-  und  80 
Schlafzellen  für  Männer.  Weiber  und  .lugendliche  nur 
Einzelhaft. 

Arbeiten  in  Regie:  grobe  Korbwaaren.  ln  Entreprise: 
leidarbeit,  auch  gewerbliche  Innenarbeiteu. 

1 Direktor  und  7 weitere  Oberbeamte.  21  Aufseher, 
3 Aufseherinnen. 
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Herzogthum  Sachsen-Meiningen. 

Zuchthaus  zu  Unterniassfeld  dient  auch  zum 
^^traten  an  Gefangenen  aus  den  Staaten 
^A  einiar-EiscnacJi,  Altenbnrg-,  Coburg-Gotha  Scliu--iry 
burg..s„„dorl,a„se„,  lie„»s  i^L.  „nd  lio.lLs  t k'"''"'" 
rm-  A ^^''eissigackor  dient  gleiehzeiti«- 

^u  A„r„„l"„c  vo„  IIäf, linsen  aus  den  Staaten  MtonS 
■Sctmarzburg-Sonderhaiisen  und  Reuss  it.  R. 

A.  Strafanstalten. 

0 b erbe h ö r d e : llerzogl.  Staa tsministerium  Abthciluji«- 
der  .Justiz. 

I iiternia.s.sfeld.  Zuchthaus  für  330  Männer. 

Voll-  und  ?7o‘^Slda”f7luen!'^^^^^‘^'^^'  ^i’l^eVssale,  bO 
AnsSSotuic.“'“'  Ate  Aussonarbeit: 

1 Direktor  und  4 Aveitere  Oberbcamte,  l.b  Aufseher. 

B.  Arbeitshäuser. 

Oberbehörde:  Herzog].  Staatsniinisterium,  Abtheilung 
des  Innern  in  Meiningen. 

Di  eissi^jicker.  Arbeitshaus  für  100  Männer  und  12  AVeiber. 

fiir  ^ Schlafräume.  Je  1 Arbeitsrauni 

fui  Männer  und  AA^eiber. 

Herstellung  von  Körben,  Besen, 
Holzmachen,  Anstaltsökononiie.  ln  En lrepri.se  : Aussen- 
aioeit  bei  verschiedenen  uArbeitgeborn. 

7 ü ^ weitere  Oberbeamte  nebenamtlich. 

< — o Aulseher,  1 Aufseherin. 


ßrossherzogthum  Sachsen-Weimar. 

Oberbe  hör  de:  Grossh.  Staatsministerium,  Departe- 
ment des  Innern. 

A.  Strafanstalten. 

Die  in  den  Gerichten  des  Grossherzogthums  erkannten 
ieiheit.sstraten  werden  in  den,  den  herzoglichen  Staats- 
ministerien  zu  Gotha  und  Meiningen  unterstellten 
Detangnissanstalten  bezw.  Zuchthäusern  zu  Ichtershausen, 
biafentonna.  Hassenberg  und  Untermassfeld  verbüsst. 
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B.  Arbeitshäuser. 

Eisenach.  Grossh.  Arbeitshaus  für  185  Jliiuner,  25  Weiber. 
Genieiuscliafts-  und  Einzelhaft.  9 Voll-  und  24 

Schlafzellen.  . ^ . . , 

Arbeiten  in  Regie : llolzspaltcanstalt,  Oekonomie  und 
Wegebauten.  Aussenarbeit  in  der  Landwirthschaft  für 

Stadt  und  Private.  , 

1 Direktor  und  5 weitere  Oberbeamte.  11  Aufseher, 

2 Aufseherinnen.  . 

Erbaut  1898—99.  Areal  1 ha,  91  ar,  23  qm.  Gclande- 
kosten  15  410,90  Mark.  Baukosten  278988,53  Mark. 
Petroleum-  und  Gasbeleuchtung.  Kübelsystem. 

Fürstenthum  Schaumburg-Llppe. 

Oberbehörde:  Fürstliches  Ministerium  in  Bückeburg. 
Bemerkung  Nachhaft,  Zuchthausstrafen  und 
eventuell  Gefängnissstrafen,  (über  1 Jahr)  werden  m dei 
Grossh.  Oldenburgischen  Strafanstalt  in  Vechta  voll- 
streckt. 

BUckebiirg.  G e f a n g e n h a u s.  Raum  für  26  Köpfe.  Ge- 
fängniss-  und  Haftstrafen.  Gemeinschaftshaft.  1 Arbeits- 
und 7 Schlaf  zellen  vorhanden. 

Stadtliagcii.  G e f a n g e n h a u s.  Raum  für  19  Köpfe. 

Einzel- und  Gemeinschaftshaft.  3 Arbeits-  und  9 bclua  - 
zellen  vorhanden. 

Sämmtliche  Arbeiten  in  Entreprise,  auch  Aussen- 
1 Oberbcamter  (Staatsanwalt),  5 Aufseher. 

Fürstenthum  Schwarzburg-Ruflolstadt. 

Oberbehörde:  Fürstl.  Schwarzb.  Ministerium,  Justiz- 
abthcilung. 

Bemerkung:  An  auswärtigen  Anstalten  stehen 
vertragsmässig  zur  Verfügung:  Die  Strafanstalten  n 
Kassel-Wehlheiden,  Kassel,  Delitzsch,  Halle  a.  K un 
Voigtsberg;  ferner  die  Korrektionsanstalten  Sachsen- 
burg, Hohenstein,  Grünhain  und  die  Festungsgefangenen- 
anstalten in  ^lagdeburg  und  Ehrenbreitstein. 

lliidolstadt.  Fürstl.  Tj  a n d g c r i c h t s g e f ä n g n 1 s s. 

Raum  für  90 — 100  Personen.  Gefangenenanstalt  hi 
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Civil-,  Untersucliungs-  und  Strafgefangene  beiderlei 
Gesehleehts  beziigl.  Männer  für  llaftstrafen  und  für 
Gefängnissstrafen  bis  3 Monate,  beziigl.  Weiber  für 
Haftstrafen  und  für  Gefängnissstrafen  bis  4 Monate, 
beziigl.  .lugendlicher  von  Haft  und  Gefängniss  bis  1 Monat. 
Meist  Einzelhaft.  34  Zellen. 

Arbeiten:  Holzinachen. 

Oberbeamte  keine,  2 Aufseher. 


Fflrstenthum  Schwarzburg-Sondershausen. 

Benützt  auswärtige  Strafanstalten.  Siehe  Bemerkung 
zu  Keuss  jüng.  Linie. 


FUrstenthümer  Waldeck  und  Pyrmont. 

Benützen  prcussische  Strafanstalten. 


Königreich  Württemberg. 

Ob  erbehör  de  für  die  nachfolgenden  Strafanstalten 
ist  das  König!.  Justizministerium  bezw.  das  Straf- 
anstaltenkollegiuin  in  Stuttgart;  für  die  württemb. 
Arbeitshäuser  das  König!.  Ministerium  des  Innern. 

A.  Strafanstalten. 

Gütteszell.  Kgl.  Strafanstalt  für  weibliche  Ge- 
fangene. Zuchthaus  und  Landesgefängniss,  Abtheilung 
für  Jugendliche.  450  Personen. 

Gemeinschafts-  uiul  Einzelhaft. 

Regiebetrieb  und  Entreprise  (Innenarbeit). 

1 Direktor  und  8 Oberbeainte,  26  Aufseherinnen. 

Hall.  Kgl.  L a n d e s g e f ä n g n i s s mit  Filialanstalt  Klein- 
Kroniburg.  Gefängniss  für  500  Männer. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  80  Einzelzellen, 
18  Arbeitssäle  vorhanden. 

Regiebetrieb.  Innen-  und  Aussenarbeiten. 

1 Vorstand  und  1 Hausgeistlicher,  36  Aufseher.  Ein 
Zellenneubau  mit  66  Zellen  ist  mit  132000  Mark 
Kosten  neu  errichtet. 

Heilbroiiii.  Kgl.  Z e 1 1 e n ge  f ä n gn  i ss.  Gefängniss  für 
iMänner  bis  zum  Lebensalter  von  30  Jahren  mit  Strafen 

IllüUer  für  Gcfünyni.sskun(le.  XXXVI.  4 
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von  4 Monaten  bis  zu  3 Jahren  und  Abtheilung  für  80 
Jugendliche. 

238  Männer  in  Einzelzellen. 

Regiebetrieb  (Innenarbeit). 

1 Direktor,  6 Oberbeamte,  33  Aufseher. 

Liulwigsbiirg,’.  Kgl.  Zuchthaus  mit  Filiale  Hohen- 

asperg.  Tnvaliden-Strafanstalt  für  Zuchthaus-  und 
üefängnissgefangene  und  Civilfestungsstrafanstalt  für 
1040  Männer. 

Uemeinschaftshaft  Regel.  160  Isolierzellen  vorhanden. 

Regiebetrieb  und  Entreprise  (Innen  und  Aussenarbeit.) 

l Direktor  und  7 weitere  Oberbeamte,  59  Aufseher. 

Rottenbui’g  a.  X.  Kgl.  L a n d e s g e f ä n g n i s s.  Raum  für 
350  Männer.  (Vom  Frühjahr  1902  ab  ein  Neubau  für 
.lugendliche  für  130  Köpfe.) 

Oemeinschafts-  und  Einzelhaft.  96  Zellen  vorhanden. 

Regiebetrieb  (Innen-  und  Aussenarbeit). 

1 Vorstand  und  5 weitere  Oberbeamte,  28  Aufseher. 

B.  Arbeitshäuser. 

Hotteilburg.  Arbeitshaus  für  Weiber,  fasst  60  Köpfe. 

Gemeinschaltshaft.  5 Arbeits-  und  2 Schlafsäle. 

Arbeiten:  Waschen  und  Bügeln. 

l Oberamtmann  (nebenamtlich  als  Vorstand),  4 
Aufseherinnen. 

Vaihingen  a.  Enz.  Kgl.  Arbeitshaus.  Raum  für 
180  Köpfe. 

Oemeinschaftshaft.  2 Arbeits-  und  3 Schlafsäle. 

Arbeit  in  Entreprise:  meist  Aussenarbeiten  auf 

landwirthscliaftlichen  Betrieben 

1 Verwalter,  9 Aufseher. 
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II.  Oesterreich-Ungarn. 

A.  Strafanstalten. 

I.  Sti‘iifan.stalten  die  dem  k.  k.  Justizministerium  in 
Wien  unterstehen. 

Dieselben  dienen  zum  Vollzüge  von  Kerkerstrafen  ersten 
und  zweiten  Gi'ades  in  der  Dauer  von  mehr  als  einem 
Jahre  au  Männern  bezw.  Weibern  und  zwar  jeweils  auch 
an  Jugendlichen. 

Die  Leitung  der  Weibei’strafanstalten  ist  einer  Ordens- 
Congregation  übertragen.  Als  staatliches  Aufsichtsorgan 
ist  ein  Inspektor  bestellt. 

('aiKMÜstria.  K.  k.  l\Iännerstrafanstalt.  600  Köpfe. 
Gemeinsehaftshaft.  4;5  Schlaf-  und  36  Arbeitsräume. 

Arbeiten  in  Regie : Weberei,  Schneiderei.  In  Entre- 
prise : Bürsteubinderei,  Besenbinderei  und  Korbflechterei. 

1 Oberdirektor  und  11  weitere  Oberbeamte,  8.ö  Auf- 
seher. 

Oberbehördc:  K.  k.  Oberstaatsanwaltschaft  in  Triest. 

Garsten.  K-  k.  Männerstrafanstalt.  402  Köpfe. 
Gemeinschaftshaft.  54  Schlaf-  und  64  Arbeitsräume. 

Aibeiten  in  Regie:  Schneiderei,  Weberei,  Sli’oharbeit, 
Kistentischlerei,  Buchbinderei  und  Schusterei.  In  Entre- 
prise; Gummiwaarenerzeugung,  Holzschnitzerei,  Posa- 
menti'ie,  Zündholzschachtelerzeugung,  Papierkonfektion 
und  Bürstenbinderei. 

1 Oberdirektor  und  7 weitere  Oberbeamte.  74  Aufseher. 
Oberbehörde:  K.  k.  Oberstaatsanwaltschaft  in  Wien. 

Göllersdorf.  K.  k.  Männerstrafanstalt.  28.3  Köpfe.  Gemein- 
schaftshaJt.  16  Schlaf-  und  21  Aiheitsräume. 

Arbeiten  in  Regie:  Rohrmatten-  und  Gradlblousen- 
erzeugung;  ausserdem  gewerbliche  Arbeiten  für  den 
eigenen  Bedarf.  Garten- und  Milch wirthschafc.  ln  Entre- 
prise: Strickerei,  Papierspitzenkonfektion. 

1 Direktor  und  6 weitere  Oberbeamte.  37  Aufseher. 
Oberbe hörde.  K k.  Oberstaatsanwaltschaft  in  Wien. 
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(jli-adiska.  K k.  Männerstrafanstalt.  3o0  Köpfe. 
Gemeinsehaftshaft.  55  Schlaf-  und  34  Arbeitsräume. 

Arbeiten  in  Regie:  Weberei,  Tucherzeugimg,  Schnei- 
derei, Schusterei  und  Buchbinderei. 

1 Direktor  und  7 weitere  Oberbeamte.  38  Aufseher. 
Oberbchörde:  K.  k.  Oberstaatsanwaltschaft  in  1 liest. 

Graz.  K.  k.  Männerstrafanstalt.  850  Köpfe.  Gemeiii- 
schafts-  und  Einzelhaft.  36  Schlaf-  und  36  Arbeitsräume. 

251  Einzelzellen.  • 1 1 . • 

Arbeiten  in  Regie:  Schneiderei,  Schusterei,  T.isclneiei, 
Buchbinderei,  Weberei,  Schlosserei,  Strohfleehterei, 
Feld-  und  Viehwirthschatt.  In  Entreprise:  Gartonage- 
waaren,  Rahmenleistencrzeugung.  Aussenarbeit;  \\ila- 
bachverbauung  und  landwirthschaftliche  Arbeiten  in  der 
Nähe  der  Anstalt. 

1 Oberdirektor  und  9 weitere  Oberbeamte.  6o  Aufsehei. 
Ob  erbehör  de:  K.  k.  Ober.staatsanwaltschaft  in  Graz. 

Karthaus.  K.  k.  Idännerstrafanstalt.  504  Köpfe.  Genoein- 
sehafts-  und  Einzelhaft.  66  Schlaf-,  22  Ärbeitsräume, 

63  Zellen.  , . . 

Arbeiten  in  Regie : Schneiderei,  M eberei  und  bOiua- 
macherci.  In  Entreprise:  Papierkonfektion.  lelü- 
arbeiteu  in  der  Nähe  der  Anstalt.  ,-o  » f i i- 

1 Oberdirektor  und  8 weitere  Oberbeamte.  i3Autsenei. 
Oberbehörde:  K.  k.  Oberstaatsanwaltschaft  in  Prag. 

liCuiherg;.  K.  k.  Männerstrafanstalt.  871  Köpfe  in 
Gemeinsehaftshaft.  70  Schlaf-  und  26  Arbeitsnuinie, 
Arbeiten  in  Regie : Schneiderei,  Schusterei,  Webeie^, 
Schafwollenmaimfaklur.  In  Entreprise : Sesselerzeugung. 
Aussenarbeit:  Wildbaehverbauimg.  . . i 

1 ( Iberdirektor  und  11  weitere  Oberbeamte.  97Autseiiei. 
< H)erbehördc:K.  k.  Obcrstaatsanwaltschaft  in  Lenibeip 

Leiiiherg.  K.  k.  W e i b c r s t r a f a ns  t a 1 1.  316  Köpfe, 

(lemeinseliaftshaft.  32  Schlaf-  und  7 Arbeitsraunie. 
Weibliclic  Handarbeiten  für  die  Ordenskongrcgation. 
1 Inspektor,  1 Vorsteherin,  19  Ordensschwestern, 
.6  Aufseher. 

Oberbehörde:  K.  k.  Oberstaatsanwaltschaft  in  Lenibeig- 

Marburg'.  K.  k.  M än  ner  s tr  a f an  s t al  t.  496  Köpfe  in 
Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  36  Schlaf-  und  1-- 
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Arbeitsräume,  136  Zellen.  Besondere  Jugendabtheilung  1 
mit  nächtlicher  Trennung.  | 

Arbeiten  in  Regie;  Schusterei,  Schneiderei,  Weberei,  | 

Buchbinderei,  Tischlerei,  Schmiede,  Schlossei’ei.  ln  | 

Entreprise:  Maschinenstrickerei  und  Reisstrohbesen-  ‘ 

erzeugung,  Aussenarbeit : Landwirthschaftliche  und 

Weingutaibeiten  in  der  Nähe  der  Anstalt. 

1 (.llierdirektor  und  8 weitere  Oberbeamte.  47  Aurseher. 

Bauzeit  1884  -80.  (lebäudekosten  72  866  Kr.  Baukosten 
1310600  Kr.  Areal  13,66  ha.  Oelgasbeleuchtung,  Kübel- 
system. 

Oberbeliörde:  K.  k.  Oberstaatsanwaltschaft  in  Graz. 

Mürau.  K.  k.  Jlä  n n er  s t r a f a n s ta  1 1.  550  Köpfe  in 

Gemeinschaftshaft.  40  Schlaf-  und  23  Arbeitsräume.  i 

Arbeiten  in  Regie:  Weberei,  Schneiderei,  Tischlerei. 

In  Entreprise:  ibipiei-konfektion  und  Schuhmacherei. 
Aussenarbeit:  Wildbach verbauung  und  Eeldarbeiten. 

1 Oberdirektor  und  8 weitere  Oberbeamte,  99  xVufsehcr. 
Oberbehörde:  K.  k.  Obeistaatsanwaltschaft  in  Brünn. 

Eilsen.  K.  k ^i  än  n er  s t raf  a ns  tal  t.  871  Köpfe  in 
Gemeinschafts- und  Einzelhaft.  66  Schlaf- und  60  Arbeits- 
räume, 387  Zellen. 

Arbeiten  in  Regie;  Tischlerei  und  Schneiderei.  In 
Entreprise;  Papierkonfektion,  ]\Iaschinenstrickerei,  l 

Knopf-,  Goldleisten-  und  Brillcngcstellerzeugung.  x\ussen- . 
arbeit:  Wildbach  verbauung  und  Feldarbeiten. 

1 Oberdirektor  und  10  weitere  Oberbeamte,  80  Aufseher.  , 

Bauzeit  1873 — 1878.  Kosten  2 620000  Kr.  Areal  < 

13,46  ha.  Gas.  Kübelsystem.  | 

O b e r b e h ö 1-  (1  e : K.  k.  Oberstaatsanwaltschaft  in  Prag.  ! 

Prag.  K.  k.  AI  ä n n e r s t r a f a n s t a 1 1.  917  Köpfe,  in 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  76  Schlaf-  und  40  Arbeits- 
räume, 315  Zellen. 

Arbeiten  in  Regie;  Weberei,  Buchbinderei,  Kappen- 
machcrei,  Tischlerei  und  Schneiderei,  in  Entreprise: 
Rohrmatten-,  Bürsten-  u.  Besenerzeugung.  Aussenarbeit: 
Wildbach  verbauung. 

1 Obcrdircktor  und  10  weitere  Oberbeamte,  87  Auf- 
seher. 

Bauzeit  1885 — 89.  Kosten  2 326  500  Kr.  Areal  14,4  ha 
Oelgas,  Tonnensystem. 

0 b e r b e h ö r d e:  K.  k.  Oberstaatsanwaltschaft  in  Prag. 
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Repy.  K.  k.  Weiberstrafanstalt.  280  Köpfe  in 
Üeraeinschaftshaft.  13  Schlaf-  und  7 Arbeitsnäume. 

Weibliche  Handarbeiten  und  Feldarbeiten  für  die 
Congregation. 

1 Inspektor,  1 Vorsteherin,  29  Ordensschwestern, 
4 Aufseher. 

Oberbehörde:  K.  k.  Oberstaatsanwaltschaft  in  Prag. 

Schwaz.  K.  k.  Weiberstrafanstalt.  140  Köpfe  in 
Geineinschaftshaft.  11  Schlaf-  und  5 Arbeitsräume. 
Weibliche  Handarbeiten  für  die  Kongregation. 

1 Vorsteherin,  25  Ordensschw’^estern,  2 Aufseher. 
Ob  erbehör  de.  K.  k.  Oberstaatsanwaltschaft  in 
Innsbruck. 

Stanislau.  K.  k.  Man  n er  straf  anstatt.  920  Köpfe  in 
Gemeinschaftshaft.  89  Sclilaf-  und  79  Arbeitsräuine. 

Arbeiten  in  Regie:  Schneiderei,  Schusterei,  ^\eberel, 
Schafwolhnanufaktur.  In  Entreprise:  Rohrsesseler- 

zeugung und  Cartonagearbeiten.  Aussenarbeit : Wild- 
bachverbauung, Oekonoraie. 

1 Oberdirektor  und  11  av eitere  Oberbeainte.  74  Aufseher. 
Oberbehörde:  K.  k.  Oberstaatsanwaltschaft  in  Lemberg. 

Stein.  K.  k.  jM  ä n n e r s t r a f a n s t a 1 1.  950  Köpfe  in 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  80  Schlaf-  und  52  Arbeits- 
räume. 348  Zellen.  . 

Arbeiten  in  Regie:  Buchdruckerei,  Weberei,  Schnei- 
derei, Bürsten-  und  Buchbinderei,  Spenglerei,  Schiisterei, 
Tischlerei,  ln  Entreprise : Clossettischlerei,  Weissnäherei, 
Strickerei,  Papierkonfektion,  Massstab-  und  Thonpfeifen- 
erzeiigung.  Aussenarbeit:  Wildbach verbaiiung. 

1 Oberdirektor  und  11  w' eitere  Oberbeamte.  90  Aufseher. 
1 )as  Zellengefängniss  ist  1873  erbaut.  Gasbeleuchtung. 
Kiilx'lsystcm. 

o 1)  c r b e h ö r d e : K.  k.  Oberstaatsanwaltschaft  in  Wien. 

Silben.  K.  k.  Jl  än  n e r s t r af  a n s t a 1 1.  340  Köpfe  in 

( leiiioinschaftshaft.  31  Schlaf-  und  21  Arbeitsräume. 

Arbeiten  in  Regie:  Korbflechterei,  Schubkarijn- 

crzciigitng.  Ausserdem  gewerbliche  Arbeiten  für  den 
eigenen  Bedarf.  In  Entreprise:  Möbeltischlerei  und 
Ibiclibinderoi.  Aussenarbeiten : Oekonomie  und  Wild- 
liaeb  Verbauungen. 

1 Direktor  und  7 weitere  Oberbeainte.  39  Aufseher. 
( ) 1 1 e r b e h ö r d e : K.  k.  Oberstaatsan  waltschaf t in  Wien. 
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WeiblifJip  w-,.,rin,.K  ^ Arbeitsraume. 

Arbeite,,  riir  dieKongrSon“  ‘“"'‘"'''■«'»‘■'■■'Wicl.e 

ü AufsÄ^''^''''’  ^ ^'«^«teherin,  38  Ordensschwestern, 

wr  ? ^ ö r d e : K.  k.  Oberstaatsanwaltschaft  in  Graz 

"^'**300  ' K.  k.  W e i b e r s t r a f a n s t a 1 1 
ArbeSumJ."  21  Schlaf-  und  9 

Weibliche  Handarbeiten  für  die  Kongregation 
5 Aufsehe?  ’ ^ Vorstelierin,  32  Ordenfschwestein, 

^'^^'■‘^^^^'1‘^sanwaltschaft  in 

^ tMidorf.  K.  k.  W e i b e r s t r a f a n s t a 1 1 200 

IVe'bHchcl? ''f ^ ■'*  Arbeite,«, „ne. 

Ueibliche  Handarbeiten  für  die  Ordenseongregation 

3 AerSr  OrciensohiSn;; 

ly.^!*^^*^*^**  P'  ^*i®i’st«etSiitnvaitsehaft  in  Wien, 

isnicz.  K k.  än  n e r s t r af  an  s t al  t 380  Könfe  in 
Ge,ne,,teohaftei„,re.  66  .Schiaf-  und  18  A,beitsräle 
f y„  f '!'  ß«K‘e:  Schneiderei,  Schu.eterei,  Weberei 
1 Dirlh,®„‘;.  T'r  Adosenarbeit:  WIIdbaei.verb,„,tel| 

1 lAiektoi  und  b weitere  Oberbeanite,  57  Aufseher. 

i e I 1 e h 0 r d e : K.  k.  Oberstaatsanwaltschaft  in  Krakau.  . 

II.  Strafanstalten,  die  den  Königl.  Ungarischen 
Justizministerien  unterstehen. 

Tramsporthauses  und  des  Gefängnisses 

Kg-1  Uno’ar  Staatspolizei,  welches  dem 

Rtfhe  i sÄ  m »'^tergeordnet  ist,  unter- 

en samnitliehe  nachbenannte  Anstalten  dem  Kgl  ün-ar 

.Justizministerium.)  ® 

Hiidapest.  K g I.  1.  a lul  e s - S a m m e 1 g e f ä ii  g ii  i s s. 

Sil,.?-  Kerker  für  Männer.  Gefäiigiiiss  für 

Sträflinge  beiderlei  Geschlechts.  iiii 

Vryii  Einzelhaft  für  808  Köpfe  in  641 

Vollzellen,  14  Schlaf-  und  26  Arbeitssäle.  ^ 
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Arbeiten  in  Regie  : Schusterei,  Schneiderei,  Tischlerei, 
Schmiede;  in  Entreprise : :Militärschneiderei,Instrumenten- 
nnd  Lampenbestandtheile,  Papiermanufaktur  und  Buch- 
driickGrci. 

16  Oberbeamte,  127  Aufseher,  6 Aufseherinnen. 

Damit  verbunden : eine  Landesbeobachtungs-  und 
Irrenheilanstalt  für  Detenirte  und  Verurtheilte,  welche 
in  administrativer  Beziehung  obiger  Anstalt  untersteht. 
Dieses  Institut  hat  eine  Aufnahmefähigkeit  von  143 
Köpfen  und  wird  von  einem  Universitätsprofessor 
geleitet,  dem  ein  Arzt  beigegeben  ist. 

Budapest.  Transporthaus  und  Gefängniss  der 
kgl  ung.  hauptstädtischen  Staatspolizei.  Polizeigefangenc 
und  Schüblinge  beiderlei  Geschlechtes.  480  Köpfe  in 
Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  54  Zellen  vorhanden. 

Die  Arbeit  besteht  nur  in  Flicken  eigener  Kleider 
und  häuslicher  Reinigungsarbeit.  Für  Minderjährige 
sind  Schulkurse  für  alle  Dctinirten  Religionsvorträge 
eingerichtet. 

1 Oberbeamter,  34  Aufseher. 

Ob  erbe  hör  de  für  diese  Anstalt  ist  das  Kgl.  ung. 

Ministerium  des  Innern. 

Harta.  Kgl.  Z wischen  an  stalt  für  Männer. 

80  Männer  in  Gemeinschaffshaft.  4 Zellen,  2 Arbeits- 
und 9 Schlafsäle. 

Landwirthschaftliche  Arbeiten  innerhalb  und  ausser- 
halb der  Anstalt. 

3 Oberbeamte,  6 Aufseher. 

Bemerkung:  Diejenigen,  die  zu  einer  Zuchthaus- 
strafe von  mindestens  3 Jahren  verurtheilt,  ihrer 
.Strafe  verbüsst  und  durch  ihren  Fleiss  und  gutes  Be- 
tragen gründliche  Hoffnung  zur  Besserung  geboten  haben, 
werden  zur  Verbüssung  der  Reststrafe  in  eine  kgl- 
Zwischenanstalt  transportiert. 

Illava.  Kgl.  Lau dess tr a f an  s t alt.  Zuchthaus  für  650 
Männer.  Gemeinschafts- und  Einzelhaft.  20.3  Vollzcllen, 
26  Arbeits-  und  47  Schlafsäle. 

Arbeiten  in  Regie : .Schneidei--,  Sedmster-,  Tischler-, 
Drechsler-,  Schmiede-,  .Schlosser-,  Klempner-  und  Fass- 
binderarbeiten ; in  Entreprise : Holzziergeräthe. 

12  Oberbeamte,  113  Aufseher. 
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Lipötväi*.  Kgl.  li a n d e s s t r a f-  u ii d Z w i s c h e n a n s t a 1 1. 

a)  Zuchthaus  für  954,  bi  Zwischenanstalt  für  58 
Männer.*) 

Geinciiischafts-  und  Einzelhaft,  a)  254  Vollzellen, 
52  Arbeits-  und  29  Schlafsäle,  b)  1 Arbeits-  und  6 Schlaf- 
säle. 

Arbeiten  in  Regie:  Schusterei,  Schneiderei,  Tischlerei, 
Fassbinderei,  Schmiederei,  Schlosserei,  Drechslerei,  Ruch- 
binderei, Weberei  und  Seilerei:  Anstaltsgärtneroi.  In 
Entreprise : lUilitär-schneiderei , Eisenmöbelfabrikation, 

Fabrikation  vergoldeter  Spiegel  und  Rilderrahnien, 
Maschinenstrickerei. 

Die  Gefangenen  der  Zwischenanstalt  werden  von  den 
Kleingrundbesitzern  der  benachbarten  Gemeinden  mit 
Feldarbeit  beschäftigt. 

15  Oberbeamte,  141  x\ufseher. 

Mai‘ia-Xo.stra.  Kgl.  Ivandesstrafanstalt.  Zuchthaus 
für  .550  Weiber.  Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  185 
Vollzellen,  5 Arbeits-  und  28  Schlafsäle. 

Arbeiten  in  Regie:  Feinnäherei,  Tüllstickerei,  Sirickei-ei, 
Seiden-,  Gold-  und  Leinenstickerei,  Spitzen  und  gewöhn- 
liche Näherei,  Federnschieissen;  landwirthschaftliclie 
-\rbeiten  ausserhalb  in  geringem  Umfang. 

7 Oberbeamte,  40  barmhei’z.  Schwestern,  8 .Aufseher. 

Die  I.eitung  der  Anstalt  liegt  in  Händen  des  Klosters 
„Töchter  der  Amm  hl.  Vinzens  benannten  christlichen 
läebe  in  Graz“.  Die  Controle  der  Interessen  der  Re- 
gierung handhabt  ein  Staatsbeamter.  Das  Reinerträgniss 
aus  den  .Sträflingsarbeiten  gebührt  dem  Kloster. 

Nagy-Enyed.  Kgl.  Landesstrafanstalt.  Zuchthaus 
für  700  Alänner.  Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  377 
Vollzellen,  28  Arbeits-  und  43  Schlafsäle. 

.Arbeiten  in  Regie:  Schuster-,  Schneider-,  Ti.schler- 
und  Schmiedearbeiten,  Tuchfabrikation.  In  Entreprise: 
Ruchdruckerei,  Papierwaaren-,  Rau-  und  Schlo.sser- 
waarenfabrikation,  Strumpfstrickerei,  Tischler-,  Weber- 
und Schusterarbeiten.  Als  Aussenarbeiten  : Gartenbau, 
Rienenzucht  und  Raumschuli)flege. 

14  Oberbeamte,  88  Aufseher. 

Sopron.  Kgl.  Lau  desstrafanstal  t.  Zuchtliaus  für 
700  Männer. 


*)  Wegen  des  Begriffe.s  „Zwischenanstalt“  siehe  „Harta“. 
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(>emeinschafts-  und  Einzelhaft.  686  Vollzellen,  25 
Arbeitsscäle. 

Arbeiten  in  Regie:  Schusterei,  Schneiderei,  Tischler-, 
Schmiede-,  Schlosser-,  Buchbinder-  und  Weberarbeiten; 
in  Entreprise : Schusterei,  Augenglasschleiferei,  Eison- 
niöbelfabrikation,  Korbflechterei,  Schuhleistenfabrikation. 

13  Oberbeamte,  87  Aufseher. 

Szaiiiosujvai*.  Kgl.  Landesstrafanstalt.  Zuchthaus 
für  6Ö0  Männer. 

Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  21  Vollzellen,  16 
Arbeits-  und  21  Schlafsäle. 

Arbeiten  in  Regie : Schuhmacher-,  Schneider-,  Tischler-, 
Wagner-,  Fassbinder-  und  Schmiedearbeiten,  Korb- 
flechterei, Bürstenbinderei,  Tuch-,  Kotzen-  und  Leinen- 
fabrikation. Anstaltsgärtnerei. 

18  Oberbeamte,  87  Aufseher. 

Szeged.  Kgl.  Distriktskerker.  Kerker  und  Staats- 
gefängniss  für  500  ^länner. 

Gemeinschafts-  und  Plinzelhaft.  70  Vollzellen,  12 
Arbeits-  und  66  Schlafsäle. 

Arbeiten  in  Regie:  Schuhmacherei,  Schneiderei, 

Tischlerei,  Schlosserei ; in  Entreprise : Korbflechterei, 
Schneiderei  und  Schlosserei. 

15  Oberbeamte,  76  Aufseher. 

Vacz.  Kgl.  Land  esstraf-  und  Zwischenanstalt. 
Zuchthaus,  Zwischenanstalt*)  und  Staatsgefängniss  für 
1080  Männer.  Gemeinschafts-  und  Einzelhaft.  214  Voll- 
zellen, 42  Arbeits-  und  142  Schlafsäle. 

Arbeiten  in  eigener  Regie:  Schusterei,  Schneiderei, 
Tischlerei,  Schlosserei,  Buchdruckerei  und  Buchbinderei; 
in  Entreprise:  Herstellung  von  Blasebalgen,  Wagner^, 
Tischler-,  Schneider-  und  Vergolderarbeiten,  Weberei, 
Strickerei,  Papiermanufaktur  und  Siebflechterei.  Aussen- 
arbeit : staatliche  Erdarbeiten  für  Gefangene  der 

Zwischenanstalt. 

14  Oberbeamte,  114  Aufseher. 

III  Strafanstalten,  die  der  Kgl.  Kroatiseb- 

s 1 a V 0 n i s c h - (1  a l m a t i n i s c h e n I , a n d e s r e g i e r u n g, 

A b t h e i 1 u n g f ü r Justiz  unterstehe  n. 

Säinmtliche  Anstalten  für  Ph'ciheitsstrafen  über  6 
Monate. 

*}  Wegen  des  Begriffes  „Zwischenanstalt“  siehe  „Hurta“. 
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A^?ram.  Kgl.  Landesstrafanstalt  für  Weiber. 
Zuerst  liinzelhaft,  später  Gemeinschaftshaft.  180  Plätze. 
9 Zellen,  3 Arbeits-  und  20  »Sghlafsäle. 

Weibliche  Handarbeiten  und  Federnschieissen.  Aussen- 
arbeit : FelcJarbeiten. 

Die  Leitung  haben  12  barmherzige  Schwestern. 
2 Wächter. 

Gliiia.  Kgl.  Strafanstalt  für  jugendliche  Ver- 
brecher. Strafanstalt  für  150  jugendliche  Verbrecher. 
Einzel-  und  Gemeinschaftshaft. 

In  Regie:  Schneiderei,  Schusterei,  Tischlerei.  Innen- 
uiid  Aussenarbeit : Feldarbeit. 

1 Direktor  und  5 weitere  Oberbeamte.  13  Aufseher. 
Acetylengasbeleuchtung.  Kübelsystem. 

Baukosten:  30000  Kr.  bei  Benützung  eines  bereits 
vorhandenen  Gebäudes. 

Gospie.  Kgl.  Landesstrafanstalt  für  Männer. 
300  Plätze  Progre.ssiv System.  54  Zellen,  9 Werkstätten 
und  27  S(“hlafsäle. 

Arbeiten  in  Regie:  Seilerei,  Weberei,  Schusterei, 
Tischlerei,  Fassbinderei,  Schlosserei  und  Schmiede. 
Aussenarbeit : Feldarbeiten. 

1 Verwalter  und  6 weitere  Oberbeamte.  27  Aufseher. 
Lepoglava.  Kgl.  Landesstrafanstalt  für  Männer. 
Raum  für  1000  Mann.  Progressivsystem.  137  Zellen, 
15  Arbeits-  und  45  Schlafsäle. 

Arbeiten  in  Regie:  Seilerei,  Weberei,  Schusterei, 

Schneiderei,  Tischlerei,  Anstreicherei,  Fassbinderei,  Wagnerei, 
Bürsten-  und  Buchbinderei,  Sclimiedc,  Schlosserei, 
Spenglerei,  Schnitzerei  und  Stroharbeiten.  Aussen- 
arbeit : Feldwirthschaft. 

1 Direktor  und  9 weitere  Oberbeamte.  79  Aufseher. 

3Iitrowitz.  Kgl.  Landestrafanstalt  für  1000  Männer. 
Zugleich  Zwischenanstalt.  Progressivsystem.  128  Zellen, 
0 Arbeits-  und  10  Schlafsäle. 

Arbeiten  in  Regie:  Seilerei,  Weberei,  Schusterei, 
Schneiderei,  Tischlerei,  Anstreiclierei,  Schmiede,  Schlos- 
serei, Spenglerei  und  Stroharbeiten.  Aussenarbeit: 
Feldwirthsfdiaft. 

1 Direktor  und  6 weitere  Oberbeamte,  82  Aufseher. 
Neue  Anstalt.  Geländekosten  17  000  Kr.  Baukosten 
1600000  Kr.  Bauzeit  7 .fahre.  Areal  22  Catastral  joch. 
Elektrische  Beleuchtung.  In  den  Zellen  Kübclsystem, 


Digitized  by  Google 


GO 


in  den  Sälen  Wasserclosets.  Ausserhalb  der  Mauer  ist 
neuestens  ein  Gebäude  für  „Kurzzeitige“  mit  12  Sclilaf- 
sälen  ä 30  Mann  erbaut. 

B.  Zwangsarbeits-  und  Besserungsanstalten,  sowie  Rettungs- 
anstalten für  verwahrloste  jugendliche  Personen  (Kinder  und 

Minderjährige).  | 

Die  Zwangsarbeitsanstalten  haben  den  Zweck,  die 
auf  Grund  gerichtlicher  Erkenntnisse  in  dieselbe  ab-  | 
gegebenen  Personen  (iin  Alter  von  mehr  als  18  Jahren; 
zur  regelmässigen,  ihren  Kräften  und  Fähigkeiten  an- 
gemessenen Arbeit  anzuhalten,  ihnen  den  Werth  der 
Arbeit  klar  zu  maclien  und  dadurch  das  Bestreben,  | 

sich  durch  eigene  Arbeit  zu  erhalten,  in  ihnen  wach-  i 

Zurufen,  zugleich  aber  auch  ihre  sittliche  Besserung, 
sowie  die  Erhöhung  ihrer  Erwerbsfähigkeit  zu  erzielen. 

Die  Bcs.serungsanstalten  für  jugendliche  Corrigenden 
haben  die  Aufgabe,  die  sittliche  und  religiöse  Erziehung 
der  in  dieselben  abgegebenen  Personen  im  Alter  von 
14—18  Jahren  und  die  Unterweisung  derselben  in  einer 
ihren  Fähigkeiten  ontspi'echenden  und  ihrem  künftigen 
Fortkommen  dienlichen  Beschäftigung  anzustreben. 

Dieselbe  Aufgabe  haben  auch  die  Besserungsansl alten 
I Rettnngshäuser)  für  unmündige  Corrigenden  im  Alter 
von  unter  14  Jahren,  jedoch  mit  der  Plrweiterung,  dass 
sie  aucdi  noch,  und  zwar  in  erster  Linie,  für  den  Unter-  i 
rieht  der  aufgenommeuen  Knaben  und  Mädchen  inner- 
halb der  durch  das  Reichsvolksschulgcsctz  vom  14.  Mni 
18G0  hezw.  2.  Mai  1883  gezogenen  Grenzen  zu  sorgen 
haben. 

Die  oberste  polizeilitdie  Aufsicht  und  Ucbcrwachung  j 
der  Zwangsarbeits-  und  Besserungsanstalten  ist  nacli 
dem  Gesetze  vom  24.  :\Iai  1885,  Nr.  90,  und  der  Ver 
Ordnung  vom  26.  Juli  1885,  Nr.  lOG,  der  Staatsverwaltung  j 

Vorbehalten;  dieselbe  übt  dieses  ihr  zustehende  Aufsiebts-  ; 

lecht  durch  jene  politische  Landesstelle  (Statthalterei,  ; 
Landesregierung)  aus,  in  deren  Gebiet  die  Anstalt  liegt,  | 
und  zwar  in  folgender  Weise: 

1.  Durch  die  Genehmigung  der  für  diese  Anstalten  von 
den  Landesaussehüssen  entworfenen  „Statuten“  und 
-Ilau.sordnungen“ ; 

2.  Durch  die  Genehmigung  der  von  den  Landesaus- 
schüssen zur  unmittelbaren  Leitung  dieser  Anstalten 
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berufenen  Vorsteher;  (Direktor,  Hausvater,  Haus- 
mutter) bezw  bei  jenen  Anstalten,  deren  Verwaltung 
einer  Urdenseongregation  anvei’traut  ist,  durch  die 
( Jenehinigung  jener  Ordensfrau,  welclie  von  der 
Congregalion  als  „Hausoberin"  bestellt  worden  ist; 
3.  Durcdi  die  Entsendung  eines  landesfürstlicdieii  Beamten 
(als  stimmfülircndes  Mitglied)  in  die  bei  jeder  Zwangs- 
arbeits-  und  Besserungs-Anstalt  bestehende  Haus- 
eommission,  in  welcher  die  Organe  der  obersten 
Aufsicht  (d.  i des  Staates,)  der  Verwaltung  (d.  i.  des 
Landes)  und  der  unmittelbaren  Leitung  tder  Anstalti 
in  regelmässigen  Zwischeni'äumcn  (von  ein  bis  zwei 
Monaten  ) zur  gemeinsamen  Bercithung  und  Erledigung 
der  wichtigeren  Anstaltsagenden  zusammentreten. 
Die  oberste  Leitung  und  Verwaltung  der  Zwangs- 
arbeits-  und  Besserungsanstalten  steht,  da  dieselben  (mit 
Ausnahme  der  Amstalt  in  Wiener-Neudorf  und  ihrer 
Filiale  in  Wien)  Landesanstaltcn  sind,  den  beti’cffenden 
Landesau.sschüssen  zu  Dieselben  entwerfen  die  für  die 
Organisation  und  innere  Einrichtung  der  Anstalten 
massgebenden  „Statuten und  „Hausordnungen“  sowie  die 
vers(  hiedenen  „Dienstes-Instruktionen“  d'ür  das  Beamten- 
und  .Vufsichtspersonal,  für  den  Seelsorger,  Arzt  u.  s.  w.) 
ernennen  die  Vorsteher,  sowie  das  übrige  Personal  der 
.'\nstalten,  bestimmen  die  finanzielle  Oebahrung  derselben 
und  überwachen  deren  gesammte  Wiiksamkeit,  einer- 
seits durch  ihren  als  Mitglied  der  „Hausconnnission“ 
fungierenden  Delegirten,  andererseits  durch  die  von  den 
Anstaltsleitungen  wöchentlich  vorzulegenden  „Berichte“ 
und  durch  die  über  aussergewölndiche  Vorfälle  .sofort 
zu  erstattenden  Anzeigen. 

Die  unmittelbare  Leitung  jeder  einzelnen  Anstalt 
besorgt  der  vom  Landcsausschusse  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  ernannte  Direktor,  beziehungs- 
weise die  von  der  Ordenscongregation  als  Oberin  be- 
stellte Ordensfrau,  der  Direktor,  bezw.  die  Oberin  führt 
innerhalb  der  Anstalt  in  allen  Beziehungen  die  oberste 
Leitung  des  Dienstes  und  der  Vcrwaltungsgeschäfte  und 
ist  dafür  vera)itwortlich,  dass  die  bestehenden  gesetz- 
lichen Vorschriften  über  die  Anhaltung  von  Personen 
in  Zwangsarbeits-  und  Besserungsanstalten,  sowie  die 
für  die  betreffende  Anstalt  bestehenden  „Statuten“,  die 
„Hausordnung“  und  die  verschiedenen  „Dien.st-lnstruk- 
tionen“  genauestens  beobachtet  und  \mllzogen  werden. 
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Ihm  zur  Seite  steht  — mit  der  gehörigen  Unterord- 
j^Ling  — clas  je  nach  der  Grösse  der  Anstalt  verschieden 
bemessenene  Beamten-,  Aufsichts-  und  Dienstpersonal, 
der  an  der  Anstalt  fungierende  Seelsorger  und  Arzt, 
sowie  die  allfällig  aufgenommenen  Lehrer  und  die  fast 
ausnahmslos  aus  dem  Stande  des  Aufsichtspersonals 
entnommenen  Werkmeistei'. 

Verwahrung  der  Zwilnglinge. 

Die  Zwänglinge  werden  so  verwahrt,  dass  jede  Ge- 
legenheit zur  Entweichung  oder  zu  einer  uneidaubten 
Verständigung  mit  der  Aussenwelt  nach  Möglichkeit 
ausgeschlossen  ist.  Bei  der  Eintheilung  der  Zwänglinge 
in  die  Verwahrungsräume,  d.  i.  in  die  Schlafsäle  und 
Arbeitslokalitäten,  wird  in  allen  Anstalten  darauf  ge- 
sehen, dass  die  jüngeren,  zum  ersten  ^lal  Jiotionirten, 
beziehungsweise  sittlich  weniger  gesunkenen  Individuen 
von  den  älteren,  verderbteren  und  rückfälligen  streng- 
stens gesondert  werden,  und  dass  jeder  Verkehr  zwischen 
denselben  hintangehalten  wird,  damit  die  Verdorbeneren 
auf  die  Minderverdorbenen  nicht  schädigend  einzuwirken 
vermögen. 

In  allen  Anstalten  (mit  Ausnahme  der  Weiberanstalten 

zu  Lankowitz  und  St.  Martin  bei  Schwaz  ist  überdies 
noch  das  Progressivsystem  eingeführt. 

Die  Beschäftigung  erfolgt  theils  in-,  theils ausser- 
halb der  Anstalten.  Zu  Arbeiten  ausserhalb  der  Um- 
fassungsmauer der  Anstalt,  sei  es  nun  für  Zwecke  der 
Anstalt  selbst  oder  für  Rechnung  dritter  Personen, 
dürfen  nur  solche  Zwänglinge  und  zwar  unter  entsprechen- 
der Aufsicht  und  in  Gruppen  zu  mindestens  10  Mann 
verwendet  werden,  welclie  weder  der  Flucht  verdächtig 
sind,  noch  durch  ihr  Verhalten  sich  der  Begünstigung, 
ausserhalb  der  Anstalt  verwendet  zu  werden,  unwürdig 
gemacht  haben.  Dieselben  haben,  soweit  als  möglich, 
zur  Mittagszeit  stets  wieder  in  die  Anstalt  zurückzukelu'en 
und  sind  bei  jedesmaligem  Ein-  und  Austritt  einer 
genauen  Persondurchsuchung  zu  unterziehen;  ist  die 
Verwendung  der  Zwänglinge  eine  derartige,  dass  die- 
scdlxm  auch  zur  Nachtzeit  ausserhalb  der  Anstalt 
bcHiuartiert  werden  müssen,  so  ist  hierzu  von  Fall  zu 
Kall  die  Genehmigung  des  Landesausschusses  einzuholeu 
und  die  politische  Bezirksbehörde  hiervon  rechtzeitig  m 
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Kenntniss  zu  setzen.  Solche  Aussenarbeiteii  bestehen  in  . 
Beschäftigung  auf  Schiffswerften,  bei  WildbachverbcUi- 
ungen,  in  Weingärten,  auf  üutsverwaltungen  u.  s.  w. 

Verwahrung  der  Corrigenden. 

i 

Um  die  schon  längere  Zeit  in  der  Besserungs-Anstalt 
befindlichen  Corrigenden  von  dem  scliädlichen  Einflüsse 
neu  eingelieferter  Individuen  fern  zu  halten,  wird  jeder 
neue  Ankömmling  durch  einige  Zeit  isoliert. 

Beschäftigung:  Behufs  Ertheilung  des  Unterrichts 
in  den  (legenständen  der  Volksschule  an  die  desselben 
noch  bedürftigen  Corrigenden  ist  ein  eigener  Lehrer  j 

bestellt. 

Die  Unterrichtstunden  sind  auf  die  Zeit  von  8 — 11  Uhr 
vormittags  und  von  2—5  nachmittags  verlegt. 

Um  den  Corrigenden  männlichen  Cesclilechts  (lelegen- 
heit  zu  bieten,  sich  in  einem  handwerksmä.ssigen  Betriebe 
au.szubilden,sind  in  allen  AnstaltenSclineiderei, Schusterei, 
und  Tischlerei  eingeführt,  in  einigen  derselben  ausser- 
dem noch  mehr  oder  weniger  andere  Arbeitszweige  wie : 
Bäckerei,  Buchbinderei,  Bürstenbinderei,  Schlosserei, 
Fleischerei,  Selcherei,  Tuchweberei,  Zimmermalerei  und 
Korbflechterei. 


1.  Zwangsarbeits-  und  Besserungsanstalten. 

Brünn.  ä h r i s c li  - S c h 1 e s i st;  h e Z w a n g s a r b e i t s a n- 

stalt.  250  Zwänglingc  (männl.). 

29  Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  70  417  Ost.  Gulden. 

Brünn.  Mährische  Landes-Besseriingsanstalt  für 
unmündige  Knaben.  (Kaiser  Franz  ,Jo.scf  Rettungs- 
haus.) 160  Corrigenden  (männl.). 

18  Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  148 597  öst.  Gulden. 

Eg:g-enbni‘g-.  N i e d c r ö s t e r r c i c h i s cHi  c 1 ^ a n d e s - Bes- 
serungsanstalt für  Unmündige  beiderlei  Ge- 
schlechts. 450  männliche  mul  100  weibliche  Coi’ri- 
genden. 

89  Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  ,325  467  öst.  Gulden. 
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Ig'Iau.  Mährische  Landes-Zvvangsarbeitsanstalt 
für  100  männliche  und  lüD  weibliche  Zwänglinge. 

29  Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  163  13Ü  öst.  Gulden. 
Korueiiburg.  N i e d e i‘  ö s t e r.  L a u d e s - Z w a n g s a r b e i t s- 
uud  Besserungsanstalt  für  1000  männliche  Zwäiig- 
linge  und  200  männliche  Corrigendeu. 

IIS  Beamte.  > 

Die  Herstellungskosten  betrugen  R09  241  öst.  Gulden. 
Kosteiiblatt.  Kgl.  böhni.  Landes  - Zw  an  gsar  beit  s- 
und  Besserungsanstalt  für  62  weibliche  Zwäng- 
linge und  23  weibliche  Corrigenden. 

12  Beamte. 

Laibach.  Landes  - Zwangsarbcitsanstalt  für  222 
männliche  Zwänglinge  und  42  männliche  Corrigenden. 
41  Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  252223  öst.  Gulden. 
Laiikowitz.  Landes-Z wangsarbeitsanstalt  für  2il 
weibliche  Zwänglinge  und  30  weibliche  Corrigenden. 

25  Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  23  832  öst.  Gulden. 
Messeiulorf  b.  Graz.  L a n d e s - Z w a n g s a r b e i t s a n s t a 1 1 
für  122  männliche  Zwänglinge  und  33  männliche  Corri- 
genden, 

21  Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  LSI  342  öst.  Gulden. 

Neiititschein.  Mährische  Landes  - Besser  ungsanstalt 

für  180  männliche  und  20  weibliche  Corrigenden. 

20  Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  1 70326  öst.  Gulden. 

( )lbei‘sdorf.  S c h 1 e s . L a n d e s - B e s s e r u n g s a u s t a 1 1 

für  u n m ü n d i g e Knaben.  (Kaiser  Franz  J osef 
Kettungshaus.)  Kaum  für  32  männliche  Corrigenden. 
9 Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  59210  öst.  Gulden. 
Opatowitz  a.  d.  Elbe.  Kgl.  böhmische  Landes- 
Besser ungsanstalt  für  200  männliche  Corrigenden. 
28  Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  1 55  842  öst.  Gulden. 

Pardubitz.  Kgl.  böhm.  Landes-Zwangsarbeits- 

anstalt  für  450  männlielie  Zwänglinge. 

61  Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  420  625  öst.  Gulden. 
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Prag’.  Kgl  bölim.  L andes-Zwaiigsarbeitsanstalt 
für  250  raämüiehe  Zwänglinge. 

34  Jleamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  112072  öst.  Gulden. 

3Iälii‘isch-Schöiiberg:.  M ä li  r i s c li  e L a n d e s - Z w a n g s - 
arbeitsanstalt  für  250  inänidiche  Zwänglinge. 

24  Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  148  784  ost.  Gulden. 

St.  Martin,  (bei  Sehwaz)  Zwangsarbeitsanstalt  für 
Weiber.  Raum  für  90  weibliche  Zwänglinge. 

28  Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  25  024  öst.  Gulden. 

Wiener-N eiidorf.  Z w a n g s a r b e i t s - und  Besserungs- 
anstalt mit  einer  Corrigendenabtheilung  in  Wien,  V., 
Siebenbrunnengasse  78.  Raum  für  200  weibliche 
Zwänglinge  und  130  weibliche  Corrigenden. 

22  Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  168 219  öst.  Gulden. 

Znaiiu.  Hähr.  r.andes-Zwangsarbeitsanstalt  für 
210  männliche  und  90  weibliche  Zwänglinge. 

32  Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  163  914  öst.  Gulden. 

2.  Rettungsanstalten  für  verwahrloste  jugendliche  Personen 
(Kinder  und  Minderjährige). 

Eriisthriiim.  Mädchen -Er  ziehungshaus  des  Wiener 
Schutzvereins  zur  Rettung  verwahrloster  Kinder  für  30 
weibliche  Corrigenden. 

3 Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  19035  öst.  Gulden. 

Graz.  R e 1 1 u n g s a n s t a 1 1 für  gefallene,  gefährdete  und 
verwahrloste  Mädchen  für  140  weibliche  Corrigenden. 

15  Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  100000  öst.  Gulden. 

Jagdberg.  Rettungsanstalt  des  Vereins  zur  Rettung 
sittlich  verwahrloster  Kinder  im  Lande  Vorarlberg  (Ge- 
meinde Schlins)  für  70  männliche  und  70  weibliche 
Corrigenden. 

14  Beamte. 

Klageiitnrt.  Knabenrettungsanstalt  für  60  männ- 
liche Corrigenden. 

2 Lehrbeamte  und  3 Aufseher. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  33  605  öst.  Gulden. 
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Linz.  Erziehungsanstalt  „Zum  guten  Hirten“  der 
barmherzigen  Schwestern  vom  heiligen  Kreuz,  für  40 
männliche  und  30  weibliche  Corrigenden. 

14  Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  80256  öst.  Gulden. 

Triest.  Sale  di  lavoro  per  giovanetti  abban- 
donati  für  100  männliche  Corrigenden. 

22  Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  79  310  öst.  Gulden. 

Walteiulorf.  Knabenerziehungsanstalt  des  Grazer 
Schutz  Vereins  zur  Rettung  verwahiioster  Jugend  für 
54  männliche  Corrigenden. 

9 Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  18  000  öst.  Gulden. 

Weinzierl.  Franz  Josef  Jugendasyl  für  verlassene 
Kinder  und  Minderjährige,  für  140  männliche  Corrigenden. 

15  Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  13  000  öst.  Gulden. 

Wien.  XTII/6.,  (9  St.  Veitgasse  9j  Knabenerziehungs- 
haus des  Wiener  SchutzVercins  zur  Rettung  verwalir- 
loster  Kinder  für  50  männliche  Corrigenden. 

8 Beamte. 

Die  Herstellungskosten  betrugen  35  309  öst.  Gulden. 
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Gefängnissreformfragen(i>^ 

Von  Dr.  K.  Hi  Her,  k.  k.  Reg’ieruiig'sratli  und  Professor  des  Straf-  y 
reclites  an  der  k.  k.  Universitiit  in  Graz. 


Jici  (1er  ßeratliuiifi:  des  Justizotats  im  Budget-Aus- 
schusse  des  Abgeordiieteiibfuises  wurden  wie  aus  den 
Beriehteii  hierüber  zu  entnelimen  w'ar  in  eingehender  und 
naclidrücklicher  Weise  tiueh  Fragen  des  Strafvollzuges  in 
die  Diskussion  gezogen.  Die  Veranlassung  hiezu  bot  ein 
im  November  v.  .1.  im  Abgeordnetenhause  eingebrachter 
und  damals  jiueh  in  d(U‘  Tag'ospres.se  kurz  skizzirter  Antrag 
der  AbgcordiKden  Kleewein,  Dr.  Ilofmann,  v.  Wellenhof, 
Wilhelm  und  (Tenossen,  betreffend  die  Reformen  im 
(Tefängnissweseu.  Freilich  ist  der  Complex  der  angeregten 
Reformen  nur  ein  kleiner  Theil  der  nach  Wandel  und 
Besserung  schreienden  kriminalistischen  (’irundfragen  über- 
haupt; denn  dass  unser  Strafrecht  seit  40  Jaln’cn  — die 
ersten  Regicrungsentwürfe  eines  neuen  Strafgesetzes 
datiren  aus  dem  Anfang  der  00 er  .Jiihre  des  abgelaufenen 
Jahrhunderts  — von  der  Justizverwaltung  und  den  gesetz- 
gebenden Körperschaften  tlnitsächlich  nicht  nur  theoretisch 
als  reformbedürftig  erkannt  und  erklärt  wurde,  beweist  die 
Leidensgeschichte  der  Sirafgesetzentwiirfe  seit  dieser  Zeit, 
die  Dank  den  immer  sich  erneuernden  und  verjüngenden 
politisch-nationalen  Drangsalen,  den  damit  stets  verbundenen 
Auflösungen  des  Abgeordnetenhauses  und  den  unvermeid- 
lichen ilinisterwechseln  nie  zu  ihrei'  normalen  Geburt  als 
Gesetz  gelangen  konnten.  Und  wenn  es  so  in  der  Haupt- 
frage der  Umformung  des  Strafrechtes  zu  nichts  kommen 
konnte,  ist  cs  w'ohl  erklärlich,  dass  auch  der  Neugestaltung 
des  Strafvollzuges  das  gleiche  Schicksal  beschieden  war. 
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Und  doch  hat  gerade  die  Neuzeit  mit  mächtiger  Auf- 
wallung diesem  Schinerzenskindc  der  Kriminalpolitik  — 
und  das  ist  der  Strafvollzug  nicht  in  Oesterreich  allein, 
sondern  auch  anderswo  - ilire  besondere  Aufmerksamkeit 
und  Sorge  zugewendet.  Sö  sind  auch  bei  uns  in  jüngster 
Zeit  kräftige  Stimmen  und  energische  Kufe  nach  einer 
durchgreifenden  Reform  des  österreichisclien  Gefäugniss- 
wesens  laut  geworden.  Wenn  nun  endlich  auch  die 
Legislative  sich  diesen  Reformfragen  wieder  zuwendet, 
wie  dies  der  eingangs  erwähnte  Antrag  und  die  betreffende 
Diskussion  im  Hudget-Ausschusse  beweist,  so  ist  es  wohl  an 
der  Zeit  auch  das  Interesse  Aveiterer  Kreise  an  der  Umge- 
staltung unseres  Gefängnisswesens  neu  zu  beleben. 

Dabei  soll  nicht  verkannt  werden,  dass  A’or  Allem 
für  die  Strafanstalten  in  den  letzten  .Jahrzehnten  lUanches, 
ja,  relativ  genommen,  da  und  dort  Erhebliches  geleistet 
und  insbesondors  für  die  Ge]’ichtsgefängnis.se,  was  die 
Neuanlage  und  Organisation  einiger  derselben  betrifft,  in 
letzter  Zeit  AnerkennensAA'erthes,  natürlich  aber  quantitativ 
viel  zu  wenig  geschehen  ist. 

Die  Avichtigste  und  eiste  dieser  Reformfragen  ist  die 
der  nfonuatio  in  capitc  selbst,  d.  i.  der  Neuordnung 
der  obersten  Leitung  des  österreichischen 
GefängnissAvesens.  Diese  betrifft  auch  der  Tenor 
jenes  eingangs  envähnten  Antrages,  der  dahin  geht,  „die 
k.  k Regierung  Avird  aufgefordert,  dem  Abgeordnetenhause 
einen  EntAAmrf  über  die  Errichtung  einer  obersten  Central- 
behörde für  das  Gefängnisswesen  behufs  plamnässiger 
fachlicher  Leitung  dieses  Avichtigen  Gebietes  vorzulegen“. 

Es  handelt  sich  um  die  Frage  der  Wiedereinführung 

einer  General -Gefängnissinspektion.  Man  sollte  kaum 
glauben,  dass  diese  notliAvendige  Centralbehörde  in  Oester- 
leich  schon  vor  mehr  als  einem  Menschenaltcr  wirklich 
bestanden,  jedoch  ohne  sichtlichen  Grund  — AAueder 
beseitigt  AA^orden  ist. 

Die  Notlnvendigkeit  einer  strammen  Centralisirung  des 
österreichischen  GefängnissAvesens  Avurde  nämlich  bereits 


Digitized  by  Google 


3 


im  Jahre  1865  erkannt  Marco  vich  bezeichnet  in  seinem 
Buche  („Das  Defängnisswesen  in  Oesterreich“,  Wien  1899) 
die  in  jenem  Jahre  mit  allerhöchster  Entschliessung 
angeordneten  organischen  Aenderungen  in  der  Leitung  und 
Venvaltung  der  Strafanstalten  überhaupt  als  „Errungen- 
schaften von  hervorragendster  Bedeutung“,  welche  unser 
Oefängnisswesen  zunächst  im  Prinzipe,  dessen  Ausführung 
der  Folgezeit  überlassen  blieb,  aus  einer  Situation,  für 
welche  die  Gemeinschafts-Gefängnisse  im  übelsten  Sinne 
mit  ihren  unzureichenden  und  überfüllten  Räumen  typisch 
waren,  auf  einen  den  damals  bereits  seit  Decenien  allent- 
halben ei'hobenen  Anforderungen  (Zellenhaft,  Klassifikation, 
Progressivsystem)  entsprechenden  Stand  erheben  sollten. 
Mit  der  Verordnung  des  (damals  bestehenden)  „vStaats- 
ministeriums“  und  Justizministeriums  vom  25.  Oktober  1865 
wurde  vor  allem  jene  Centralstelle  geschaffen,  welche,  der 
Leitung  der  Justizverwaltung  zur  Seite  stehend,  alle  das 
Oefängnisswesen,  dessen  Organisation,  Reform  und  oberste 
Aufsicht  betreffenden  Fifigen  zu  erwägen  und  zu  ent- 
scheiden hatte.  Ueberhaupt  war  das  Jahr  1865-  für  die 
Inangriffnahme  der  Reformen  auf  dem  Gebiete  des  Ge- 
fängnisswesens  in  mehrfacher  Beziehung  denkwürdig, 
namentlich  schon  in  organisatorischer  Hinsicht  dadurch, 
dass  dasselbe  gänzlich  dem  Justizministerium  unterstellt 
und  dem  bisherigen  Ressort  des  „Staatsministeriunis“  ent- 
zogen wurde;  anstelle  der  Oberaufsicht  der  Talndcrstellen, 
bezieftungsweise  der  politischen  Behörden  trat  die  der 
Oberstaatsanwaltschaften,  ja  es  wurde  eine  gesetzliche 
Regelung  des  Gofängnisswesens,  .sowie  die  Einführung  der 
bedingten  Entlassung  ins  Auge  gefasst,  die  Förderung  der 
Schutzvereine  empfohlen,  und  der  erste  Anstoss  zur  zeit- 
gemässen  Regelung  der  Gcfangenen-Arbeit  und  des  Unter- 
richtes gegeben.  Von  allen  diesen  schönen  Anläufen  wurden 
wenigstens  die  letzteren  in  der  Folge  thatsächlich  zum 
guten  Theile  zu  Ende  geführt,  zni-  gesetzlichen  Regelung 
des  gesammten  Gefängnisswesens  kam  es  jedoch  danials 
und  bis  heute  ebensowenig  als  zur  Einführung  der  bedingten 


Digitized  by ^oogle 


4 


Entlassung.  Dem  vielitigsten  Punkte  der  Reform,  der 
Centralisation  der  Leitung  des  Strafvollzuges  unter  einen 
General-Gefängniss-lnspektor  wurde  allerdings  durch  die 
Ernennung  des  Freiherrn  v.  Hye-Glüneck,  eines  der  eisten 
und  angesehensten  Juristen  und  Kriminalisten  jener  Zeit, 
Rechnung  geti  agen,  aber  dessen  Funktion  konnte  sich  leider 
nur  kurzen  Lebens  erfreuen.  Nach  der  Uebernahme  des 
Justizportefeuilles  durcli  v.  Hye,  also  nach  kaum  D/j  J«hren, 
wurde  die  Stelle  des  Generaiinspektors  nicht  wieder  besetzt, 
sic  blieb  einfach  erloschen,  und  um  ihre  Wiederbesetziing, 
an  der  doch,  sollte  man  glauben,  ein  grosses  Interesse 
bestanden  hatte  oder  hätte  bestehen  sollen,  kümmerte  sich 
kaum  mehr  irgend  Jemand  an  massgebender  Stelle.  Von 
der  Existenz  einer  obersten  Centralbehörde  des  öster- 
reichischen Gefängnisswesens  zeugen  nur  noch,  wie  Leit- 
maier („Zur  Reform  des  Vollzugs  der  Freiheitsstrafe  1895“) 
mittheilt,  einige  Stösse  „Drucksorten“,  die  bei  den  Ober- 
staatsanwaltschaften noch  unlängst  vorhanden  waren, 
nämlich  Blanquettc  für  Berichte  derselben  an  die  General- 
Gefängniss-Inspektion.  Thatsächlich  hätte  freilich  dieses 
Amt,  wenn  ihm  ein  dauernder  Bestand  beschieden  gewesen 
wäre,  erst  nach  unten  hin  ausgebaut  werden  müssen, 
denn  in  der  Gestalt,  wie  es  eingeführt  war,  blieb  ihm 
jedes  eingreifende  und  erspriessliche  Wirken  dadurch 
gehemmt,  dass  es,  wie  Leitmaier  treffend  bemerkt,  „ein 
Kopf  ohne  .Anne“  war.  Es  fehlte  nämlich  an  irgen 
welcher  eiifsprechenden  Organisation  der  Gefängniss 
behördeii  erster  und  zweiter  Instanz,  also  an  den  wirklichen 
Ausführungsorganen,  welche  die  prinzipiell  unanfechtbaren, 
im  Ganzen  und  Einzelnen  trefflichen  Anordnungen  und 
Erbisseh  des  Generalinspektois  (so  insbesonders  die  übel 
Unterricht  und  Arbeit  vom  14.  Februar  I86ti  uii 
9.  Februar  1807  u.  a.  ni.i  zur  Durchführung  hätten 
bringen  sollen. 

Wenn  cs  also  zu  einer  Wiedereinführung  diesti 
Centraibehörde  käme,  so  müsste  mit  dem  Inslebentreten 
dieser  obersieii  Gemralbehörde  im  Schosse  des  .lustiz 
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ministen' ums  die  Neuorganisation  des  Gcfängnissdieiistes 
in  den  untersten  Instanzen  Hand  in  Hand  gehen.  Damit 
wäre  erst  die  Möglichkeit  des  Zusammenwirkens  der 
Gefängnissbehörden  aller  Instanzen  im  einheitlichen  Sinne 
geschaffen,  damit  zugleich  aber  auch  das  Gefängnisswesen  (j 
im  Sinne  und  Geiste  der  Anordnungen  der  Centralbehördc 
auf  die  Dauer  festgefügt  und,  und  natürlich  nur  auf 
gesetzlicher  Basis,  entsprechend  ausgestaltet.  Verglichen  : 
mit  den  bestehenden  Verhältnissen  der  obersten  Leitung 
des  Gefängnisswesens,  wäre  überhaupt  jedwede  Neu-  | 

gestaltung  im  centralisirendeu  Sinne  nur  als  Besserung  zu  1 

begrüssen.  Jene  Verhältnisse  sind  in  den  Schriften  von  •] 

Zucker,  Leitmaier,  Älarcovich,  Nadasdini  genügend  j 

und  scharf  charaktcrisirt  und  wurden  auch  bei  Berathung 
des  Justizetats  im  Budgetausschuss  vom  Abgeordneten  Dr. 
Hofmann,  v.  Wellenhof  eingehend  beleuchtet.  In  den 
Fachkreisen  können  sie  als  bekannt  vorausgesetzt  werden. 

An  dieser  Stelle  Ist  es  hinreichend  darauf  hinzuweisen, 
dass  der  hohe  Ju.stizv^rwaltungsbeamte  der  Centralstelle, 
welchem  gegenwärtig  die  Leitung  des  Gefängnisswesens 
sozusagen  obliegt,  seine  Kräfte,  seinen  Willen  und  sein 
Wissen  nicht  einmal  dem  Gefängnisswesen  ausschliesslich 
widmen  kann,  da  er  auch  mit  anderen,  ganz  heterogenen 
Agenden  belastet  ist,  dass  die  Einzelreferate  des  Gefäng- 
nis.swosens  durchaus  nicht  etwa  in  einem  dafür  eigens 
bestehenden  Departement  zusammenlaufen,  sondern  über 
mehrere  solche  Abtheilungen  an  Beamte,  die  ihrerseits 
wieder  mit  anderen  Agenden  betraut  sind.  Dazu  kommt  i 

noch  der  verderbliche  Dualismus  der  nächstunteren  j 

Instanzen  in  der  Leitung  ,und  Ueberwachung  der  Straf-  i 

gefängnisse,  von  denen  die  Strafanstalten  den  Oberstaats-  ! 

anwaltschaften,  die  Gerichtsgefängnisse  den  Gerichten,  an  i 

denen  sie  bestehen,  selbst,  beziehungsweise  eigens  dafür  : 

be.stellten,  den  Kollegien  der  Käthe  entnommenen  Kom- 
missären zur  Leitung  und  Kontrolle  unterstellt  sind, 
lieber  diesen  in  der  Begründung  des  Antrages  gerügten 
Uebelstand.  sowie  über  alle  anderen  wichtigen  und 
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dringenden,  ebendaselbst  betonten  Reformfragen  Hessen 
sich  im  Einzelnen  ganze  Abhandlungen  schreiben. 

lieber  dieselben  verbreiten  sich  auch  thatsächlich  die 
mehrfach  citirten  Scliriften,  welche  samrat  den  in  der 
Antragsbegi’ündung  nur  skizzirten  Details  dem  Interesse 
der  Fachkreise,  v'or  allem  aber  in  erster  und  letzter  Linie 
den  massgebenden  Faktoren  der  .Justizverwaltung  nicht 
dringend  genug  empfohlen  werden  müssen. 

Zum  Schlüsse  sollen  nur  noch  in  kurzer  Zusammen- 
fassung die  Grundgedanken  der  Einzelorganisation  an- 
gegeben werden,  wie  sie  betreffs  der  Generalinspektion 
und  der  ihr  untergeoi’dneten  Gefängnissbehörden  von 
berufenen  Fachmännern,  insbesondere  Tj  e i t m a i e r und 
a r c 0 V i c h , zusammengefasst  worden  sind.  Der  als 
eigene  Sektion  des  Justizministeriums  organisirten  General- 
Gefängnissinspektion,  welcher  als  oberster  Strafvollzugs- 
behörde das  gesammte  Gefängnisswesen  (Strafanstalten  und 
Gerichtsgefängnisse)  untersteht,  sind  zur  Bewältigung  ihres 
umfassenden  Geschäftskreises  Hilfskräfte  in  der  Person 
mehrerer  Beiräthe  beigegeben,  welche  einerseits  aus  der 
Zahl  der  im  Gefängnisswesen  wissenschaftlich  thätigen 
Männer,  andererseits  aus  hervorragenden  Praktikern  des 
Strafvollzuges  entnommen  werden.  Während  die  Straf- 
anstalten der  Generalinspektion  als  Sektion  des  Justiz- 
ministeriums direkt  unterstellt  sind,  fungii’en  bezüglich  der 
Gerichtsgefängnisse  die  Oberlandesgerichtspräsidien  als 
Aufsichtsbehörden  II.  Instanz,  und  ist  denselben  ein  Hei- 
rath  in  der  Person  eines  Gefängniss-Oberkommissärs  aus 
der  Zahl  der  im  Leitungsdienste  der  Strafanstalten  stehenden 
Gefängnissbeamten  beizugeben,  beziehungsweise  kann  hierzu 
der  Oberdirektor  der  am  Sitze  des  Oberlandesgerichts- 
Präsidiums  befindlichen  Strafanstalt  verwendet  werden. 
Durch  die  angeordnete  Kontrolle  der  dem  Geiieral- 
Gefängniss-lnspektorate  beigegebenen  Beiräthe,  sowie  der 
den  Oberlandesgerichts-Präsidien  beigegebenen  Gefängniss- 
Oberkornmissäre  und  die  möglichst  häufige  Hebung  dieser 
Uebei-wachung  entfällt  die  Nothwendigkeit  der  Einsetzung 
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eigener  Gefängnissbehörden  erater  Instanz,  wie  es  die  ji 
Staatsanwaltschaften  heute  sind;  die  Entlastung  derselben 
von  dieser  Thätigkeit  als  Hauskommissäre  der  Strafanstalten 
in  ihrer  nächsten  Umgebung  würde  von  ,den  genugsam 
mit  Amtsgeschäften  belasteten  Staatsanwälten,  welche  ? 
namentlich  in  grosseren  Städten  nicht  einmal  Zeit  und  J 
^lui^  genug  dieser  Nebenfunktion  widmen  können,  zweifellos 
nur  freudig  begrüsst  werden.  Für  die  Ueberwachung  und 
Kontrolle  der ‘Gerichtsgefängnisse  fungiren  wie  bisher  die  i 
Präsidien  der  Gerichtshöfe,  beziehungsweise  die  von  diesen 
bestellten  Kommissäre  („Arrestinspektoren“},  auch  was  die  | 
Berichterstattung  und  sonstige  das  Gefängnisswesen  be- 
treffenden  Agenden  anlangt.  Zur  immittelbaren  Leitung 
und  Verwaltung  der  Stiafanstalten  sind  Oberdirektoren 
sammt  den  ihnen  unterstehenden  Beamtenkörper  im  bis- 
herigen Sinne  berufen,  Avährend  zur  Leitung  und  Ver- 
waltung der  Gerichtshof-Gefängnisse  Vorstände  nur  aus 
der  Zahl  der  hierzu  qualifizierten  subalternen  Strafanstalts- 
beamten zu  bestellen  und  der  Kontrolle  der  bezeichneten 
Oberbehörde  unterzuordnen  sind.  Dieser  Kontrolle  unter- 
stehen auch  die  bezirksgerichtlichen  Gefängnisse,  in  denen 
zum  Aufsichtsdienste  nur  Personen  verwendet  werden 
dürfen,  welche  die  Qualifikation  als  tüchtige  Aufseher  in 
einer  Strafanstalt  erworben  haben. 

Von  Interesse  ist  es  vielleicht,  schliesslich  noch  auf 
eine  nachahmenswerthe  Einrichtung  in  England  hinzuweisen, 
wo  sogar  eine  eigene  parlamentarische  Kommission  zur 
Oberaufsicht  über  das  gesammte  Gefängnisswesen  besteht, 
welche  die  auf  diesem  Gebiete  erzielten  Erfolge  zu  prüfen 
und  auf  Grund  der  hierdurch  gewonneneji  Erfahrungen 
alle  nöthigen  Massnahmen  zu  erwägen  hat. 
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